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VORWORT. 

Die  Literatur  über  das  landschaftliche  Kreditwesen  Preußens 
ist  umfangreich  und  vielseitig.  Es  bedarf  daher  der  Rechtfertigung, 
warum  wir  zu  den  zahlreichen  Schriften  über  diesen  Gegenstand 
noch  eine  neue  hinzufügen. 

Veranlassung  zu  der  vorliegenden  Arbeit  gab  der  Umstand, 
daß  es  bisher  noch  an  einer  Darstellung  fehlte,  die  das  land- 
schaftliche Kreditwesen  als  ein  einheitliches  Ganzes  behandelt 
Die  Literatur  setzt  sich  nämlich  in  der  Hauptsache  aus  Mono- 
graphieen  über  die  einzelnen  Landschaften  zusammen.  Im  Gegen- 
satz hierzu  soll  jetzt  das  landschaftliche  Kreditwesen  als  ein 
einheitliches  Ganzes,   als  ein  Kreditsystem,  betrachtet  werden. 

Der  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  ist  die  Untersuchung 
dieses  Systems  nach  einer  ganz  bestimmten  Richtung  hin:  Wir 
wollen  das  Kreditwesen  agrargeschichtlich  betrachten;  die  Be- 
ziehungen zwischen  Kreditsystem  und  Agrarverfassung  sollen 
klargelegt  werden.  Zugleich  soll  aber  auch  dargelegt  werden, 
wie  das  Kreditsystem  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  über- 
haupt volkswirtschaftlich  beeinflußt  hat 

Diese  Ausdehnung  des  Themas  ermöglicht  es,  die  Gesamt- 
entwicklung des  landschaftlichen  Kreditwesens  in  großen  Zügen 
darzustellen  und  gleichzeitig  die  Tätigkeit  des  Staates  auf  dem 
Gebiete  des  ländlichen  Bodenkreditwesens  kurz  zu  skizzieren. 
Im  Hinblick  hierauf  glauben  wir,  unsere  Arbeit  als  einen  Beitrag 
zur  Geschichte  der  preußischen  Bodenkreditpolitik  bezeichnen 
zu  können. 

Der  agrargeschichtliche  Teil  der  vorliegenden  Arbeit  ent- 
stammt in  der  Hauptsache  meiner  von  der  rechts-  und  staats- 
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wissenschafüichen  Fakultät  der  Kaiser  Wilhelms -Universität 
Straßburg  i.  E.  preisgekrönten  Schrift:  ,J)as  landschaftliche 
Kreditsystem  Preußens  agrarhistorisch  betrachtet". 

Bei  Anfertigung  des  zweiten  Teiles  und  insbesondere  bei 
der  Behandlung  bodenkredittechnischer  Fragen  ist  mir  meine 
langjährige  Tätigkeit  im  Bank-  und  Bodenkreditfach  in  hohem 
Maße  zustatten  gekommen. 

Die  vorliegende  Schrift  basiert  im  wesentlichen  auf  bisher 
unveröffentlichtem  Aktenmaterial,  das  jedoch  nirgends  einheitlich 
vorhanden  ist  Es  bedurfte  daher  umfassender  Aktenstudien  in 
den  verschiedensten  Archiven. 

Benutzt  wurden  das  Geheime  Staatsarchiv  und  das  Archiv 
des  Landwirtschaftsministeriums  in  Berlin,  ferner  die  Landschafts- 
archive in  Breslau,  Königsberg,  Stettin,  Danzig,  Posen  und  Halle, 
die  Staatsarchive  in  Königsberg,  Stettin,  Danzig  und  Posen  und 
endlich  das  Archiv  der  Kur-  und  Neumärkischen  Hauptritter- 
schaftsdirektion, sowie  das  landständische  Archiv  in  Berlin. 

Für  meine  Quellenstudien  bei  den  Landschaften  war  das 
freundliche  Entgegenkommen  der  Generallandschafts-  und  Land- 
schaftsdirektionen unerläßliche  Voraussetzung.  Ihnen  möchte  ich 
daher  vor  allem  meinen  Dank  sagen  für  die  mir  auf  Veranlassung 
des  Königlich  Preußischen  Ministeriums  für  Landwirtschaft,  Do- 
mänen und  Forsten  erwiesene  bereitwillige  Unterstützung. 

Zu  besonderem  Danke  verpflichtet  bin  ich  femer  meinem 
hochverehrten  Lehrer,  Herrn  Professor  Dr.  Knapp,  der  meine  Ar- 
beit mit  Bat  und  Tat  in  der  bereitwilligsten  Weise  gefördert  hat 

Auch  der  freundlichen  Unterstützung  von  selten  Sr.  Ex- 
zellenz des  Herrn  Wirkl.  Geheimen  Oberregierungsrates  Ministe- 
rialdirektors Dr.  H.  Thiel  und  des  Herrn  Wirkl.  Geheimen  Ober- 
regierungsrates Ministerialdirektors  Küster  habe  ich  dankbar  zu 
gedenken. 

Bei  der  Suche  nach  dem  einschlägigen  Material  unterstützte 
mich  Herr  Archivar  Dr.  Klingenborg  vom  Geheimen  Staatsarchiv 
in  liebenswürdigster  Weise. 

Sehr  wertvolle  Ratschläge  wurden  mir  von  Seiten  des 
leider  inzwischen  verstorbenen  Generallandschaftsdirektors  Bon 
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in  Königsberg  zuteil.  Dem  weitgehenden  Entgegenkommen,  das 
er  und  Herr  Generallandschaftssyndikus  Dr.  Leweck  mir  erwiesen 
haben,  ist  es  zuzuschreiben,  daß  die  Behandlung  der  ostpreußischen 
Verhältnisse  in  besonders  ausführlicher  Weise  erfolgen  konnte. 

In  Einzelfragen  durfte  ich  den  Rat  der  Herren  Professor 
Dr.  Wittich,  Straßburg  i.  E.,  Ministerialdirektor  Dr.  Hermes,  Berlin, 
Generallandschaftssyndikus  Justizrat  Lucas,  Breslau  und  General- 
landschaftsrat Ausner,  Posen,  in  Anspruch  nehmen. 

Allen  den  Herren,  die  mir  bei  meinen  Forschungen  behilf- 
lich waren,  spreche  ich  hierdurch  meinen  aufrichtigen  Dank  aus. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  noch  der  Herren  Landschafts- 
beamten gedenken,  denen  ich  so  manche  —  wenn  auch  not- 
wendige —  Mühe  und  Arbeit  verursacht  habe. 

Straßburg  i/E.,  im  Mai  1907. 

Hermann  Mauer. 
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EINLEITUNG. 

In  der  Geschichte  des  ländlichen  Bodenkredits  sind  drei 
Entwicklungsstufen  zu  unterscheiden,  die  sich  charakterisieren 
lassen  durch  die  Worte  Gebundenheit  —  Freiheit  —  Organisation. 

Erstens:  Gebundenheit,  insofern  die  Grundbesitzer  bei  der 
Ausnutzung  des  Bodenkredits,  d.  h.  der  Verpfändung  ihres  Grund- 
besitzes zwecks  Aufnahme  und  Sicherstellung  von  Darlehen,  an 
die  Zustimmung  teils  der  Lehns-  oder  Grundherren,  teils  der 
Landespolizeibehörden  gebunden  sind. 

Zweitens:  Freiheit,  insofern  die  Beschränkungen  zugunsten 
Dritter  in  Wegfall  kommen,  die  Ausnutzung  des  Bodenkredits 
jedem  Grundbesitzer  freisteht,  er  aber  hinsichtlich  der  Be- 
friedigung seines  Kreditbedarfes,  nach  wie  vor  auf  die  private 
Darlehnsgewährung  —  den  Individualkredit  angewiesen  ist. 

Drittens:  Organisation,  insofern  die  Ausnutzung  des  Boden- 
kredits durch  besondere  zum  Zwecke  der  Bodenkreditgewährung 
geschaffene  Institute  erleichtert  und  gefördert,  der  Individual- 
kredit somit  durch  den  organisierten  Kredit  ersetzt  wird. 

Die  erste  Stufe  gehört  fast  überall  der  Vergangenheit  an, 
in  Deutschland  ist  auch  die  zweite  bereits  überwunden.  Der 
Übergang  zu  der  letzten  Stufe  vollzieht  sich  der  Regel  nach 
in  der  Weise,  daß  zunächst  eine  Ordnung  des  Hypotheken- 
wesens, insbesondere  die  Einrichtung  mit  Publizität  versehener 
Hypothekenbücher  stattfindet 

In  Preußen  ist  die  Regelung  des  Hypothekenwesens  im 
Jahre  1723  erfolgt  Schon  bald  hiemach  tauchten  die  ersten 
Vorschläge  zur  Schaffung  einer  Kreditorganisation  auf.  Am 
28.  Mai  1729  erging  eine  Kabinetsordre,  durch  die  Friedrich 
Wilhelm  I.  die  Errichtung  einer  Landes -Kredit -Kasse  für  die 

M  a  a  e  r ,  LandBchaftl.  Kreditweaen  PreaHens.  1 
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2  EINLEITUNG. 

adeligen  und  köllraischen  Gutsbesitzer  Ostpreußens  anordnete^). 
Dieses  Projekt  gelangte  aber,  wie  so  viele  andere  Friedrich 
Wilhelms  L  nicht  zur  Ausführung.  Erst  unter  Friedrich  dem 
Großen  wurde  die  Organisation  des  ländlichen  Bodenkredits  in 
Angriff  genommen  und  der  Grundstein  zu  dem  landschaftlichen 
Kreditsystem  gelegt. 

Die  Errichtung  des  landschaftlichen  Kreditsystems  ist  auf 
die  Anregung  eines  Berliner  Kaufmanns,  namens  Büring  zurück- 
,^ß  zuführen.     Dieser   unterbreitete  dem  Könige  Friedrich  II.   im 

I  Jahre  1767  einen  Plan*),    in  dem  die  Schaffung  einer  Kredit- 

A*  Organisation  für  den  grundbesitzenden  Adel  in  Vorschlag  gebracht 
^^  wurde.     Dem  Büringschen  Projekt  lag  der  Gedanke  zugrunde, 
'  daß  fortan  nicht  mehr  der  einzelne  Grundbesitzer  für  die  Be- 
^^^  friedigung  seiner  Kreditbedürfnisse  zu  sorgen  hätte,    vielmehr 

M  ein  Institut  geschaffen   werden  müßte,    daß   diese  Aufgabe  für 

alle  Gutsbesitzer  gemeinschaftlich  übernehmen  könnte. 
i^^"  Man  akzeptierte  diesen  Gedanken  und  rief  nach  und  nach 

mehrere  derartige  Institute  ^)  ins  Leben.  Es  geschah"  dtes  in 
der  vVeise,  daß  die  Gutsbesitzer  einer  Provinz  zu  einem  Ver- 
bände zusammentraten,  der  „Landschaftliches  Kreditinstitut" 
oder  kurzweg  , ^Landschaft"  genannt  wurde.  Dieser  Korporation 
gehörten  in  der  Kur-  und  Neumark  diejenigen  Gutsbesitzer  an, 
die  sich  ausdrücklich  angeschlossen  hatten,  in  Schlesien, Pommern, 
Ost-  und  Westpreiißen  alle  Besitzer  aufnahmefähiger  Güter  eo  ipso, 
r  Die  LandschaltßÄ-  darf  man  sich  nicht  als  Kreditinstitute 

im  Sinne  der  heutigen  wissenschaftlichen  Terminologie  vorstellen. 
Es  fehlten  ihnen  nämlich  zwei  Kriterien  der  modernen  Kredit- 
institute: Eigenes  Kapital  und  Erwerbstendenz.  Sie  pflegten 
den-  Bodenkredit  nicht,  um  dadurch  einen  Gewinn  zu  erzielen, 
sondern  im  Sinne  einer  Genossenschaft,  die  von  ihren  MitgUedem 
nur  soviel  über  die  Selbstkosten  hinaus  verlangt,    als  zur  Be- 

»)  St.  A.  Königsberg  84  d. 

*)  Beilage  IL 

■)  Die  Schlesische  Landschaft  (1770),  das  Kur-  und  Neumärkische 
Ritterschaftliche  Kreditinstitut  (1777),  die  Pommersche  Landschaft  (1781), 
die  Westpreuß.  Landschaft  (1787)  und   die  Ostpreuß.  Landschaft  (1788). 
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streitung  der  Verwaltungskosten  erforderlich  ist.  Eigenes  Ver- 
mögen besaßen  die  Landschaften  im  Anfange  überhaupt  nicht, 
erst  im  Laufe  der  Zeit  sammelten  sie  „eigentümliche  Fonds'^ 
an,  die  aber  auch  dann  nur  zur  Deckung  von  Ausfällen  und 
nicht  zur  Kreditgewährung  benutzt  werden  durften.  Die  Mittel 
zur  ßeleihung  der  Rittergüter  verschafften  sich  dift  Land^nh^ft^n 
durch  Aufnahme  v^^  Trftpifa]f^Ti  \mi\  T>t»iHnn  Dies  waren  in. 
erster  Linie  die  städtischen  1^^'apifnlistftn^  dia  mnft  Anlj^gf^  fim 
"ihre  flüssigen  Geld(^^  snnhtftn.  Dinen  gegenüber  standen  die 
ländlichen  örundbesitzer  mit  ihren  Kreditbedüi-fnissen.  Zwischen  /"ln^j^ 
diese  beiden  Gruppen  traten  die'Landschaften  als  Vermittlungs-  r!T 

Organ.     Sie  gewährten  den   Gutsbesitzern   einen  unkündbaren      ^ 
Bodenkredit  durch   Aufnahme  von  Darlehen   bei   Kapitalisten,  fi/^^  ^ 
Diesen   wurden  für  die  gegebenen  Darlehen  seitens  der  Land-  <vr^*-^ 
Schäften  Urkunden  ausgestellt,  welche  ihnen,  als  den  Gläubigem, 
eine  persönliche  und  dingliche  Sicherheit  bezüglich  ihrer  Dar- 
lehensforderung gewährten. 

Diese  Urkunden  —  Pfandbriefe  genannt  —  wurden  in 
den  Landschaftsreglements  übereinstimmend  in  folgender  Weise 
definiert:  „Pfandbriefe  sind  Hypothekeninstrumente,  welche  von 
den  verbundenen  Ständen  auf  adlige  Güter  ausgefertigt  und  in 
Ansehung  des  Kapitals  sowie  wegen  prompter  und  richtiger  Ab- 
führung der  Zinsen  ihren  Inhabern  garantiert  werden'-. 

Diese  Definition  läßt  aber  den  wahren  Charakter  der 
Pfandbriefe  nicht  erkennen;  denn  sie  spricht  einerseits  von 
hypothekarischer  Sicherheit,  wo  eine  solche  nach  modernen 
Eechtsbegriffen  nicht  besteht,  während  sie  andererseits  die 
Rechtstypen,  die  vorliegen,  nicht  klar  hervortreten  läßt.  Tat- 
sächlich gewährte  der  Pfandbrief  zwei  klar  umschriebene  Rechte. 
Erstens  eine  rein  persönliche  Forderung  gegenüber  den  verbun- 
denen Landständen,  indem  in  ihm  ausdrücklich  bekundet  wurde 
^die  besondere  Garantie  der  verbundenen  Stände" >).     Es  haftete 

*)  Diese  „Generalgaranlie"  hatte  Büring  nicht  vorgeschlagen.  Die 
entgegengesetzte  Angabe  von  Stadelmann  (a.  a.  0.  II.  125),  die  sich  auch  an 
anderen  Stellen  in  der  Literatur  ßndet,  ist  unzutreffend.  Es  heißt  in  Bürings 
Plan  ausdrücklich:    „es  wird  keine  Garantie  der  Landstände  erfordert". 
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demnach  zunächst  dem  Inhabergläubiger  des  Pfandbriefes  das 
Kapitalvermögen  der  verbundenen  Stände  d.  h.  der  Landschaft 
Infolge  dieser  persönlichen  Haftung  war  nun  aber  die  Land- 
U  Schaft  berechtigt  und  verpflichtet,  falls  ihre  liquiden  Mittel  zur 

J^  Befriedigung    der    Pfandbriefgläubiger    nicht   ausreichten,    die 

.y^  .<e*"    Haftung  der  zu  ihr  verbundenen  Güter  in  Anspruch  zu  neh- 
fj^ y^      men,  da  diese  ihr  auf  Grund  der  Zugehörigkeit  zum  landschaft- 
^      iv         liehen  Verbände  ersatzpflichtig  waren  i). 
v     jv^  Zum  zweiten  stellte  die  Pfand  Obligation  dar: 

Die  Verbriefung  der  lediglich  dinglichen  Haftung  des  be- 
nehenen  Grundstückes  dem  Inhabergläubiger  gegenüber,  was 
durch  die  Worte  zum  Ausdruck  kam:  „Pfandbrief,  welcher  auf 
das  im  Kreise  X.  gelegene  Gut  Y.  ausgefertigt  worden".  Modern- 
rechtlich bedeutet  dies,  daß  der  Eigentümer  für  den  jeweiligen 
Inhaber  des  Pfandbriefes  nicht  etwa  eine  Hypothek,  sondern 
eine  Grundschuld  bestellte,  mit  andern  Worten,  daß  hier  ledig- 
lich das  Grundstück,  auf  das  der  Pfandbrief  ausgestellt  war, 
nicht  aber  das  Kapitalvermögen  des  Schuldnei-s  haftete.  Der 
Pfandbrief  schuf  sonach  zwei  Rechtsbeziehungen,  von  denen 
die  eine  rein  obligatorischer  Natur  —  die  Haftung  der  Stände  — ^ 
die  andere  rein  dinglicher  Natur  —  die  Haftung  des  dem  Schuld- 
ner gehörigen  Gutes  —  bewirkte. 

Nach  dieser  Klarstellung  des  juristischen  Charakters  des 
Pfandbriefes  soll  nun  der  Hergang  einer  landschaftlichen  Be- 
leihung geschildert  werden.  Die  erste  Phase  des  Beleihungs- 
geschäftes  war  ein  Antrag  des  kreditsuchenden  Gutsbesitzers  auf 
Bewilligung  eines  landschaftlichen  Darlehns.  Hierauf  erfolgte  die 
Abschätzung  des  zu  beleihenden  Gutes  durch  eine  landschaft- 
liche Taxkommission.    Auf  diesem  Wege  wurde  das  Maximum 

*)  Die  Frage,  ob  sich  die  Haftung  gegenüber  der  Landschaft  über 
das  Immobiliarvermögen  hinaus  auch  auf  das  sonstige  Vermögen  der 
Gutsbesitzer  erstreckte,  ist  strittig.  Rabe,  der  älteste  und  erste  Schrift- 
steller, der  die  Pfandbriefe  juristisch  zu  konstruieren  versucht  hat,  ver- 
neint die  Frage  (Darstellung  des  Wesens  der  Pfandbriefe  (1818)  I  25), 
während  W.  von  Brünneck  sie  auf  Grund  eingehender  historischer  Unter- 
suchungen bejaht.  (Beiträge  zur  Erläuterung  des  Deutschen  Rechts. 
lU.  Flge.  VIII.  Jahrg.  335.) 
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des  Kredits,  den  der  Gutsbesitzer  beanspruchen  konnte,  festgestellt 
In  der  Kur-  und  Nenmark,  sowie  in  Westpreussen  hatten  die 
Gutsb  esitzer  Anspruch  auf  ein  Darlehen  bis  zur  Hälfte,  in  Pommern 
und  Ostpreußen  aber  bis  zu  zwei  Drittel  des  Taxwertes,  .bei  der 
Schiesischen  Landschaft,  bei  der  man,  um  den  Pfandbriefen  in 
den  Augen  des  Publikums  eine  höhere  Sicherheit  zu  verleihen, 
die  beleihbare  Quote  des  Taxwertes  gleichfalls  auf  die  Hälfte 
normiert  hatte,  war  das  Taxsystem  derartig  gestaltet,  daß  tat- 
sächlich eine  Zweidrittelbeleihung  stattfand  i). 

Nach  Bewilligung  des  Landschaftsdarlehns  erfolgte  am 
nächsten  Johanni  bezw.  "Weihnachtstermin  von  Seiten  der  Land- 
schaft die  Aushändigung  der  Pfandbriefe  an  die  Gutsbesitzer*). 
Diese  stellte  im  Verhältnis  zwischen  Landschaft  und  Gutsbesitzer 
die  Hingabe  des  Darlehens  dar^).  Die  Gutsbesitzer  konnten  nun 
die  Pfandbriefe  auf  zwei  verschiedenen  Wegen  in  bares  Geld 
umsetzen.  Zunächst  konnten  sie  von  der  Landschaft  selbst  nach 
vorhergegangener  halbjähriger  Kündigung  die  Einlösung  der 
Pfandbriefe  in  bar  verlangen.  Erhielt  z.  B.  ein  Gutsbesitzer  am 
Johann itermin  Pfandbriefe,  so  konnte  er  sie  für  den  nächsten 
Weihnachtstermin  zur  Einlösung  anmelden.  Das  Geld  zur  Be- 
zahlung der  Pfandbriefe  verschaffte  sich  die  Landschaft,  indem 
sie  anderweitige  Abnehmer  für  dieses  Wertpapier  suchte.  Sie 
fand  solche  leicht,  da  die  Pfandbriefe,  die  zuerst  mit  5®/o,  später 
mit  4V2**/o  verzinst  wurden,  dank  der  ihnen  innewohnenden 
Sicherheit  als  eine  gute  Kapitalanlage  angesehen  wurden.  An- 
fänglich galt  es  als  ganz  selbstverständlich,  daß  bei  einer  Weiter- 
begebung der  Pfandbriefe  nur  der  Nominalbetrag  für  sie  bezahlt 
wurde.  Die  Nachfrage  nach  Pfandbriefen  war  aber  bald  so  groß, 
daß  die  Kapitalisten  ein  Aufgeld  von  Vi — V2V0  über  den  No- 
minalbetrag hinaus  entrichteten.   Dieses  Agio  stieg  immer  mehr 


»)  Geh.  St.  A.  96.  426.  R.  Immediatbericht  Canners  an  Friedrich  II. 
v.  3.  Febr.  1771. 

■)  Bei  Ablösung  von  Privathypotheken  wurden  die  Pfandbriefe  im 
Anfang  zumeist  den  Privatgläubigern  unmittelbar  ausgeliefert. 

»)  Nur  das  Kur-  und  Neumärk-Kr.-Inst.  zahlte  von  1783—1806  die 
Darlehen  in  bar  aus.    (Vgl.  v.  Voss,  a.  a.  0.) 
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.  und  mehr,  so  daß  die  Pfandbriefe  zeitweise  einen  Kurs  von  llOVo 
und  mehr  erreichten^).  Seitdem  die  Pfandbriefe  im  freien  Verkehr 
den  Parikurs  überschritten  hatten,  war  es  für  die  Gutsbesitzer 
vorteilhafter,  den  zweiten  Weg  einzuschlagen,  nämlich  ihre  Pfand- 
briefe an  Kapitalisten  zu  veräußern,  statt  sie  der  Landschaft  zur 
Einlösung  zu  kündigen.  Dies  hatte  zur  Folge,  daß  die  Land- 
schaften sich  keine  Kapitalien  mehr  zur  Bezahlung  der  Pfand- 
briefe zu  beschaffen  brauchten*).  Die  Gelder,  deren  sie  zur 
Bezahlung  der  Pfandbriefzinsen  bedurften,  erhielten  sie  durch 
die  von  den  Gutsbesitzern  zu  entrichtenden  Darlehenszinsen. 
Blieb  ein  Gutsbesitzer  mit  der  Zinszahlung  im  Rückstand,  so 
hatte  die  Landschaft  das  Recht,  das  betreffende  Gut  in  Sequestra- 
tion zu  nehmen.  Führte  auch  diese  nicht  zum  Ziele,  so  kam  das 
Gut  zum  Zwangsverkauf,  wobei  aber  der  Zuschlag  nur  dann 
erteilt  wurde,  wenn  mindestens  das  landschaftliche  Darlehn  aus- 
geboten wurde. 

Im  Laufe  der  Zeit  sind  nun  in  dem  landschaftlichen 
Kreditwesen  mancherlei  Änderungen  eingetreten.  Sie  betrafen 
aber  hauptsächlich  das  Verhältnis  der  Pfandbriefinhaber  zu  der 
Landschaft. 

Mit  der  Konvertierung  der  Pfandbriefe  in  den  30  er  Jahren 
des  XVnL  Jahrhunderts  wurde  eine  Maßregel  verbunden,  die 
eine  Änderung  des  bisherigen  Rechtszustandes  involvierte.  Es 
war  dies  die  gänzliche  Beseitigung  des  dem  Pfandbriefinhaber 
bis  dahin  zustehenden  Kündigungsrechtes.  Der  Gutsbesitzer  ist 
seitdem  darauf  angewiesen,  die  Pfandbriefe,  die  er  als  Darlehns- 
valuta  erhält,  im  freien  Verkehr  zu  versilbern.  Da  dies  auch 
bereits  vorher  allgemein  üblich  gewesen  war,  so  waren  die  prak- 
tischen Folgen  der  Entziehung  der  Kündigungsbefugnis  nicht  so 
bedeutend,  als  man  vielleicht  annehmen  könnte.  Auch  der  Be- 
liebtheit der  Pfandbriefe  hat  diese  Maßregel  keinen  Eintrag  getan. 

Das  Rechtsverhältnis,  in  dem  die  Gutsbesitzer  als  Mitglied 
zur  Korporation  stehen,  ist  von  den  anläßlich  der  Konvertierungen 


*)  Jahrbücher  der  preuß.  Monarchie  I.  271. 

•)  Posen  O.P.XV.A.3n.   Mitteilung  der  Schles.  G.L.D. 
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vorgenommenen  Änderungen  nicht  berührt  worden*).  Dies  ist 
für  ans,  da  wir  hauptsächlich  die  Beziehungen  zwischen  Land- 
schaft und  Gutsbesitzer  behandeln,  entscheidend.  Deshalb  er- 
übrigt es  sich  auch,  auf  die  sonstigen  Änderungen  einzugehen, 
die  im  Iiaufe  der  Zeit  in  den  Beziehungen  zwischen  den  Land- 
schaften und  den  Pfandbriefinhabem  eingetreten  sind. 

Der  Yollständigkeit  halber  sei  aber  noch  erwähnt,  daß  die 
seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  von  den  Landschaften 
ausgegebenen  Pfandbriefe  dem  Inhaber  kein  dinefliches  Recht 
mehr,  sondern  nur  ein  Porderungsrecht  gegen  die  Landschaften 
gewähren.  Die  alten  Pfandbriefe  mit  „Spezialhypothek"  sind 
nach  und  nach  fast  ganz  aus  dem  Verkehr  verschwunden. 


0  v.  Branneck  i.  Beiträge  zur  Erl.  d.  D.R.  III.  F.  VÜI,  484. 


I. 

DAS  LANDSCHAFTLICHE  KEEDITWESEN 
UND  DEE  GKOSSGEUNDBESITZ. 

1.  DIE  LANDSCHAFTEN  IN  IHREE  POLITISCHEN 
BEDEUTUNG. 

Unter  der  Regierung  Eriedrichs  des  Großen  ist  der  schon 
unter  seinen  Vorgängern  stark  geschwächte  Einfluß  der  Stände 
•  .        völlig  bedeutungslos  geworden.    Die  Ritterschaft,  die  beim  Re- 
^^       V.        gierungsantritt  des  Königs  sehr  lebhaft  für  die  Wiederherstellung 
^^^^  der  früheren  ständischen  Rechte  eingetreten  war,  sah  bald  ein, 

i'^^^^^jL     ^^  ^^  ^^^^  Erfüllung  ihres  Wunsches  nicht  zu  denken  war. 
^^^ "         In  den  neuerworbenen  Landesteilen  Schlesien  und  Westpreußen 
S^"^  hatte  der  König  die  noch  bestehenden  Stände  sogar  förmlich 

t'  "^  aufgehob^n^).    Die  politische  Bedeutung"  der  Stände  war  somit 

-^  vernichtet;    die    ständische   Gliederung   der    Gesellschaft   blieb 

t^  ^«^  i  jedoch  erhalten.  Infolgedessen  repräsentierte  jeder  der  drei  Stände 
l^f-  *^  {jLr"  nach  wie  vor  eine  Interessengemeinschaft,  ohne  aber  als  solche 
organisiert  zu  sein.  Dies  änderte  sich  aber  mit  der  Errichtung 
des  landschaftlichen  Kreditsystems.  Der  grundbesitzende  Adel 
wenigstens  wurde  in  den  Landschaften  genossenschaftlich  or- 
>  ^  ganisiert.  Die  Landschaften  gewannen  dadurch  eine  über  ihre  ur- 

sprüngliche Bestimmung  hinausgehende  Bedeutung.  Dies  machte 
sich  so  stark  bemerkbar,  daß  man  sogar  angenommen  hat, 
Friedrich  der  Große  habe  durch  die  an  die  frühere  ständische 
Verfassung  anknüpfende  Organisation  der  Schlesischen  Land- 
schaft den  dortigen  Adel  für  die  Aufhebung  der  ständischen 
Rechte  gewissermaßen  entschädigen  wollen*).  Diese  Auffassung 


^ 


^^- 


*)  Bomhak,  C.  Preuss.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  S.  213. 

*)  Gebel,  A. :  Über  die  tiefe  Verschuldung  der  Schles.  Rittergüter.  S.  lö. 
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ist  jedoch  nicht  zutreffend.  Wenn  man  bei  der  Organisation 
der  Landschaften  vielfach  auf  alte  ständische  Einrichtungen 
zurückgegriffen  hat,  so  ist  dies  nicht  aus  politischen,  sondern 
aus  technischen  Gründen  geschehen*). 

Es  entsprach  durchaus  nicht  der  Absicht  Friedrichs  des 
Großen,  durch  die  Errichtung  der  Landschaften  eine  Neubelebung 
des  ständischen  Einflusses  herbeizuführen.  Daß  diese  Wirkung 
trotzdem  eingetreten  ist,  erklärt  sich  eben  aus  dem  ausgeprägt 
ständischen  Charakter  der  Landschaften  und  der  ihnen  ge- 
währten Selbstverwaltung.  Die  Leitung  der  landschaftlichen 
Kreditinstitute  lag  nämlich  vnllifr  in  Hftn  ffänHftn  flinfr^j^j^pgAnQr 
Gutsbesitzer,  und  auch  der  an  der  Spitze  stehende  Präsident, 
dessen  jeimennung  dem  Könige  oblag,  sollte  diesem  Kreise  ent- 
nommen werden*).  Die  laufenden  Geschäfte  der  Landschaften 
wurden  von  den  Landschafts-,  bezw.  Kitterschafts-Direktionen 
erledigt  Als  Aufsichtsorgan  war  diesen  eine  mindestens  all- 
jährlich einmal  zusammentretende  Kommission,  der  sogenannte 
„Engere  Ausschuß",  beigegeben.  Die  Wahl  aller  dieser  Ver- 
waltungsorgane erfolgte  durch  den  landschaftlichen  General- 
landtag, der  sich  aus  den  Deputierten  des  ritterschaftlichen 
Grundbesitzes  zusammensetzte.  Auf  den  Kreistagen,  die  die  Wahl 
dieser  Deputierten  vornahmen,  konnte  jeder  Rittergutsbesitzer 
seine  die  Landschaft  betreffenden  Wünsche  und  Bedenken  vor- 
tragen*). Es  lag  nahe,  daß  man  sich  bei  diesen  Zusammen- 
künften nicht  nur  au?  die  Erörterung  landschafJIicTier  Angelegen- 
heiten beschränkte,  sondern  auch  andere  Dinge  von  aJlgemelnem 
tnteresse  zur  Sprache  brachte.  Dies  entsprach  keineswegs  aen 
Intentionen  Friedrichs  des  Großen,  der  nach  der  Erwerbung  von 
Schlesien  ausdrücklich  bestimmt  hatte,  daß  Versammlunp^en 
von  Gut^^bftsit^ftrn  mir  in  Arj-^pspnheit  der  Landräte  stattfinden 
dürften*).  Er  ordnete  deshalb  an,  daß  ihm  fortdauernd  genauer 

*)  v.  Görtz:  Zu  dem  100  jähr.  Jubiläum  der  Schlesischen  Land- 
schaft  S.  8. 

•)  Schles.  L.  Regl.  v.  1770,  Teil  H,  Cap.  I,  §  1. 

»)  Cf.  z.  B.  Westpr.  L.  Regl.  v.  1787,  T.  H,  Cap.  VI,  §  1. 

*)  Geh.  St.  A.  74,  I.  IV,  Schlesien  2. 
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Bericht  über  die  Landschaft  erstattet  würde,  damit  rechtzeitig 
eingeschritten  werden  könnte,  wenn  der  in  der  Landschaft  ver- 
einigte Adel  versuchen  sollte,  einen  Einfluß  auf  die  Regierung 
zu  gewinnen^).  Ferner  wurde  bestimmt,  daß  in  den  von  den 
Landschaftsdirektionen  ausgehenden  Zirkularien  nur  Dinge  ent- 
halten sein  dürften,  die  das  landschaftliche  Kreditwesen  be- 
(vS  träfen.     Es    ergingen  auch   wiederholt  Anordnungen,    die    die 

n  w*^    •     Landschaften  auf  ihren  ursprünglichen  Wirkungskreis  verwiesen. 
r^    jL,J^\       So  ermahnte  der  König  in  einer  Kabinetsordre  vom  4.  Oktober 
ijp    .     1783  die  '^nr'^'^^rll'"  ^"""^schaft,   sich  nicht  mit  allpfemeinen 
I  *^  ^l^  Landesangelegenheiten  zu   befassenj   sondern  ihre  ganze  Aiil- 
^     p}^^ .w\     D^^rksamkeit  dem  Kreditwesen  zuzuwenden^). 
'j^'^AAr^  Aus   allen   diesen  Maßregeln  geht  hervor,   daß  Friedrich 

(f    ^  der  Große   über  die  Bestrebungen  des  Adels,   mit  Hilfe   der 

Landschaften  eine  Neubelebung  des  ständischen  Einflusses  her- 
beizuführen, sehr  wohl  unterrichtet  war.  DieseJErkenntojs-inag 
.^yM*'  ihn^aucli.  bestimmt  haben^  dia  Einführung  des  Kreditsystems 

wA.  ^  Ostpreußen   abzulehnen ;   denn  gerade  in  Ostpreußen   hatte 

j       ^     sich  der  Adel  eine  größere  Unabhängigkeit  der  Regierung  gegen- 
^'^     ix^        über  bewahrt,  als  in  den  anderen  Provinzen^).   Es  mußte  dem 
y^      U'     ^  Könige  daher  höchst  unerwünscht  erscheinen,  diesen  Adel  durch 
y.'^.^y^die  Errichtung  einer  Landschaft  noch  mehr  zu  stärken.   Die 


\^     j 


•i/*  Berechtigung  dieser  Bedenken  ist  durch  die  weitere  Entwicklung 
,il'     ./  in  Ostpreußen  bestätigt  worden.  Friedrich^Wjjhftlnr]  TT.  gab  näm- 

lich, im  Gegensatze  zu  seinem  Vorgänger,  alsbald  nach  seinem 
^  ''     (        Regierungsantritt  seine  Zustimmung  zur  Errichtung  einer  Land- 
schaft für  Ostpreußen.  Deputierte  des  Adels  wurden  zusammen- 
\''  ^j^   berufen,  um  ein  Landschaftsreglement  auszuarbeiten   und   die 

j',  ^'  sonstigen  Vorbereitungen  für  die  Organisation  der  Landschaft  zu 

^•^       .."'<*^     treffen.   Die  Folge  hiervon  war,  daß  das  ständische^Lebenj^jlas 

^,..'*^  *)  Geh.   St.  A.  89,  62  B,  Immedialbe  rieht  des  Grafen  Hoym  v. 

17.  März  1798. 

*)  L.  A.  Stettin,  Generalia  betr.  E.  A.  v.  1783. 

')  In  einer  Kabinetsordre  vom  1.  Juni  1781  heißt  es  mit  Beziehung 
auf  den  Ostpreußischen  Adel  „sie  dienen  nicht  und  wollen  nichts  thun, 
also  werden  Höchstdieselben  auch  für  sie  nichts  thun'^  (St.  A.  Königs- 
berg 84  d.) 
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in  Ostpreußen  nie  völlig  unterdrückt  worden  war,  einen  neuen 
Impuls  erhielt^).  Die  TjinHRp.l^aftsdeputierten  beschränkten  sich 
nicht  auf  ihren  eigentlichen  Wirkungskreis,  sondern  betätigten 
sich  auch  als  gt^ndAfivftiffAfnng  Haq  Adels.  In  dieser  Eigenschaft 
richteten  sie  am  30.  September  1789  eine  Eingabe  an  die  Re- 
gierung, in  der  sie  baten,  den  Verkauf  adliger  Güter  an  Personen 
bürgerlichen  Standes  fortan  nicht  mehr  gestatten  zu  wollen  ^V 

Ais  jbTieancli  Wilhelm  III.  im  Jahre  1798  zur  Regierung 
kam,  fand  er  in  Ostpreußen  eine  vollkommene  Organisation  des 
Adels  vor,  deren  Mittelpunkt  die  Landschaft  bildete.  Das  starke 
Solidaritätsgefühl,  das  in  jener  Zeit  innerhalb  des  Adels  herrschte^ 
kam  auf  dem  damals  abgehaltenen  Huldigungslandtag  besonders 
deutlich  zum  Ausdruck').  Die  Deputierten  der  Ritterschaft,  die 
hier  und  späterhin  in  einer  Immediateingabe  an  den  König  die 
Wünsche  des  Adels  zur  Sprache  brachten,  gehörten  —  was 
höchst  charakteristisch  ist  —  sämtlich  den  LandschaftskoUegien 
an.  Auch  das  behufs  Abänderung  der  Gemeindeordnung  gewählte 
ständische  Comit6  bestand  fast  nur  aus  Mitgliedern  der  Land- 
schaftsdirektionen. Infolgedessen  trat  in  jener  Zeit  eine  auffallende 
Vermischung  von  ständischen  und  landschaftlichen  Angelegen- 
heiten ein,  die  auch  in  den  Landschaftsakten  ihren  Ausdruck 
findet  Die  Grenzlinie  zwischen  der  landschaftlichen  und  der 
ständischen  Interessensphäre  verwischte  sich  immer  mehr  unlä 
mehr.  ISelbst  die  Regierung  gewöhnte  sich  nach  und  nach  daran^ 
(He  Landschaften  als  die  offizielle  Vertretung  des  grundbesitzen- 
den Adels  anzusehen.*)  So  ermächtigte  der  Minister  Freiherr 
vom  Stein  im  Jahre  1808  den  landschaftlichen  Generallandtag 
in  Ostpreußen  über  die  Einkommensteuer,  eine  rein  ständische 
Angelegenheit^  in  Beratung  zu  treten. 

Der  Ostpreußische  Landtag  von  1808  ist  auch  noch  in 
anderer  Beziehung  von  der  größten  politischen  Bedeutung  ge- 

•)  Vgl.  Voigt,  Darstellung  der  ständischen  Verhältnisse  Ostpreußens 
(1822). 

*)  St.  A.  Königsberg  88  d. 

*)  Lehmann,  Max  „Freiherr  vom  Stein'*  IL  44. 

*)  Denkschrift  zur  Feier  des  100  jähr.  Bestehens  der  Ostpr.  L.  S.  11. 
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wesen.   Er  hatte  darüber  zu  entscheiden,  ob  die  Domänen  in 
die  Landschaft  aufgenommen  werden  sollten.   Diese  Frage  war 
für  den  Staat  von  der  größten  Bedeutung,  da  die  Regierung 
Pfandbriefe  auf  die  Domänen  aufnehmen  und  diese  als  Sicher- 
heit für  die  an  Frankreich  zu  zahlende  Kriegskontribution  ver- 
pfänden wollte^).  Die  Verhandlungen  mit  dem  französischen  Gou- 
'^^      •  vemement  über  die  Zahlung  einer  Kriegskontribution  seitens 
^^r^    V^Preußens  hatten  nämlich  bereits  mehrere  Monate  gedauert,  ohne 
^*^       zu  einem  Resultate  zu  führen,  und  Preußen  war  deshalb  immer 
(J  ^     noch  von  französischen  Truppen  besetzt  Alle  Versuche,  die  Kon- 

y^         vr        tribution  durch  eine  Anleihe  vom  Auslande  zu  beschaffen,  waren 
y\  gescheitert  Die  französischen  Unterhändler  verlangten  schließ- 

.  t*^  lieh  die  Abtretung  eines  Teils  der  preußischen  Domänen.  Diesen 

^^     t  Vorschlag  erklärte  der  Freiherr  vom  Stein  für  indiskutabel  *).  Da 

,**^    \r        er  aber  wohl  einsah,   daß  die  Domänen  das  einzig  verfügbare 
^'''  ^^     ^      Vermögensobjekt  des  Staates  waren,  so  entschloß  er  sich,  sie 
(y    jyf^         als  Sicherheit  für  die  Kriegskontribution  zu  verpfänden.   Dies 
v^  konnte  am  einfachsten  geschehen,  indem  die  Domänen  in  die 

^^  ^t^* '"^  Landschaften  aufgenommen  und  Pfandbriefe  auf  sie  ausgefertigt 

*  wurden.  Stein  hoffte  nun,  daß  die  Aufnahme  der  Domänen  in 

^^*  <!*.#/**       die  Landschaften  ohne  Schwierigkeiten  erfolgen  würde*).  Hierin 
^^f  hatte  er  sich  jedoch  getäuscht  Die  Ostpreußische  Landschaft, 

.  ^  '^*  'x^  an  die  man  sich  zuerst  gewandt  hatte,  verhielt  sich  den  Wün- 

,.    '('^\        sehen  der  Regierung  gegenüber  durchaus  ablehnend.  Die  für 
.  den  landschaftlichen  Generallandtag  erwählten  Deputierten  er- 

'"     ^         hielten  von  ihren  Kreisen  übereinstimmend  die  Instruktion,  gegen 
,^L  die  Aufnahme  der  Domänen  zu  stimmen   und  erklärten  sich 

^^i'"^      auch  demgemäß  zu  Beginn  der  Beratung*).    Als  es  aber  zur 
^'*  Abstimmung  kam,  fielen  sämtliche  Deputierte  um.  Die  Aufnahme 

/    / 1^  der  Domänen  in  die  Landschaft  wurde  einstimmig  genehmigt 

^  Dem  waren  allerdings  mehrtägige  Verhandlungen  vorausgegangen. 

y^  t  Hierbei  scheint  der  Ostpreußische  Adel  den  Umstand,  daß  die 

j  

.  :<ii^  •)  Lehmann  M.  Freiherr  vom  Stein  IL  172. 

^  ■  \  Iv»*  .  «)  Pertz,  G.  H.  Das  Leben  des  Ministers  Freiherrn  vom  Stein.  IL  50  u.  62. 

r^^    '  !»\      T> J_         /^        TT         TT         r^  t 


<,-^'i 


^  »)  Pertz,  G.  H.  IL  74. 

\  *)  L.  A.  Königsberg  XII.  54. 
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BegieruDg  von  ihm  in  der  Domänenangelegenheit  Entgegen- 
kommen verlangte,  dazu  benutzt  zu  haben,  von  der  Regierung 
seinerseits  eine  Eonzession  zu  erlangen. 

Daß  auf  dem  Qenerallandtag  von  1808*)  eineDojjtJifiSj- 
Politik  inauguriert  worden  ist,  hat  auch  Lehmann  gefühlt,  ob- 
wohl hiervon  natürlich  nichts  in  den  Akten  steht*).  Nur  ist 
bisher  die  Frage  unbeantwortet,  welche  Konzession  der  Adel  da- 
mals für  die  Aufnahme  der  Domänen  hat  eintauschen  wollen. 
Zweierlei  konnte  dabei  in  Frage  kommen:  einmal  die  Gestaltung 
des  gerade  zur  Beratung  stehenden  ^ir^n^mf^^t^n""  Iff^gH""^*"^ 
und  femer  die  längst  erwartete  Deklaration  des  Ediktes  vom 
9.  Oktober  1807.  Wegeii  dieser  Deiden  Angelegenheiten  waren 
Vertreter  des  Adels  gerade  in  jener  Zeit  bei  der  Regierung 
vorstellig  geworden.  In  Sachen  der  Einkommensteuer  hat  nun 
der  Adel  keinerlei  Konzession  erhalten,  wohl  aber  hinsichtlich 
der  Deklaration  des  Oktober-Ediktes.  Wenige  Tage,  nachdem 
der  Adel  in  die  Aufnahme  der  Domänen  in  die  Landschaft 
eingewilligt  hatte  —  am  14.  Februar  1808  —  erschien  eine  ,^Ver- 
ordnungüber  die  Zusammenziehung  bäuerlicher  Grundstücke 
oder  die  Verwancilung  derselben  m  v  orwerkslana^^  die  vom  Stand- 
punkte Steins  aus  den  Wünschen  des  Adels  außerordentlich 
entgegenkam  8). 

Es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  daß  man  dem  Adel  diese 
Verordnung  versprochen  hatte,  falls  er  den  Widerspruch  gegen 

HiP    Anfnah^ft    Hftr   flnmÜr"^^     "'ifCfibfiH    W^^^     TT^or^fn,^    opi^nVif 

auch  der  Umstand,  daß  der  Minister  Freiherr  von  Schrötter 
den  Freiherm  vom  Stein  ausdrücklich  gebeten  hat,  die  Verord- 
nung nock  während  der  Tagung  des  Landtages  zu  publizieren; 
„man  möchte  sonst  glauben",  so  schreibt  Schrötter,  „daß  man 
die  ganze  Sache  hinhalten  wolle".  Deutlicher  kann  wohl  kaum 


*)  Ober  den  Generallandtag  von  1808  schrieb  von  Altenstein  an 
Stägemann:  „Einmal  geht  ein  solcher  Landtag,  allein  nicht  öfter". 

Vgl.  Rühl,  F.,  Aus  der  Franzosenzeit  II. 

•)  Lehmann,  II.  198. 

*)  Knapp,  G.  F. :  Die  Bauem-Befreiung  und  der  Ursprung  der  Land- 
arbeiter in  den  älteren  Theilen  Preussens.    I.  137  ff.    II.  197  ff. 
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2\xm  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  ein  Versprechen  hinsicht- 
lich jener  Verordnung  gegeben  worden  war.  Daß  der  Ostpreu- 
ßische Adel  nachher  mit  den  ihm  gemachten  Eonzessionen  noch 
nicht  zufrieden  war,  spricht  nicht  gegen  die  hier  dargelegte 
Auffassung.  Die  Interessenten  behaupten  bei  derartigen  politi- 
schen Tauschgeschäften  erfahrungsgemäß  stets,  daß  sie  bei  dem 
Kompromiß  zu  schlecht  weggekommen  seien. 

Mit  dem  Jahre  1808  hat  die  politische  Bedeutung  der  Ost- 
preußischen  Landschaft  ihren  Höhepunkt  erreicht.  An  die  Stelle 
-j  der  Landschaft  trat  jetzt  das  ständische  Komitee,  das  durch  eine 

efv^^  Kabinetsordre  vom   27.  Februar  1808   als  die  Vertretung  des 

Landeigentums  anerkannt  wurde*).    Seit  der  Errichtung  dieses 
^^        Komitees  hielt  die  Regierung  darauf,  daß  sich  die  Landschaft 

^j."^^  nicht  mehr  in  ständische  Angelegenheiten  einmischte.   Als  der 

ÜM^  Engere  Ausschuß  sich  im  Jahre  1809  gegen  die  beabsichtigte 

Aufhebung  der  bäuerlichen  Naturalprästationen  aussprach,  erhielt 
er  von  der  Regierung  einen  Verweis,  weil  er  mit  diesem  Be- 
schlüsse seine  Kompetenz  überschritten  habe.  S^itdeiq  überließ 
es  die  Ostpreußische  Landschaft  dem  ständischen  Komite^T^ie 
Interessen  der  ländlichen  GrundEesItzeF^er  Tf&gl6'inT1Ig'"'"g©^n- 
fihpr  7.1]  vertreten.  Hierbei  ging  aber  das  Komitee  stets  Im^in- 
verständnis  mit  der  Landschaft  vor.  Dies  war  um  so  leichter 
durchzuführen,  als  das  Komitee  in  seiner  Mehrheit  stets  aus 
Mitgliedern  der  Landschaft  bestand. 

Ebenso  wie  bei  der  Ostpreußischen  Landschaft  traten 
auch  bei  der  Schlesischeu  während  der  Regierung  Friedrich 
Wilhelms  IIL  politische  Tendenzen  zutage.  Bereits  im  Jahre 
1798  berichtete  der  Schlesische  Provinzialminister,  Graf  Hoym, 
daß  er  eine  besondere  Amtsführungsinstruktion  für  den  General- 
landschaftsdirektor entworfen  habe,  da  eine  strenge  Staatsaufsicht 
notwendig  sei,  damit  die  Landschaft  nicht  über  ihre  eigentliche 
Bestimmung  hinausginge*).  Dies  ist  aber  trotzdem  geschehen. 
Hoym  selbst  beschwerte  sich  im  Jahre  1803  darüber,  daß  die 
Landschaft  sich  als  ständische  Vertretung  giriere  und  es  wage, 

*)  Geh.  St.  A.  74.  J.  IV.  L.  u.  Stände  Ostpr.  2. 

■)  Geh.  St.  A.  89.  62.  B.  Immediatbericht  Hoyms  vom  17.  Mai  1798. 
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Einspruch  gegen  Regierungsverfügnngen  zu  erheben.  Auch  an 
der  im  Jahre  1812  in  Schlesien  betriebenen  Agitation  gegen 
das  Regulierungsedikt  vom  14.  September  1811  war  die  J^aiuL 
Schaft  beteiligt  Mehrere  Landräte  berichteten  damals,  es  seien 
Versammlungen  angeblich  in  landschaftlichen  Angelegenheiten 
einberufen  worden,  deren  wahrer  Zweck  gewesen  sei,  gegen  die 
Reformgesetze  Stimmung  zu  machen^). 

Im  Jahre  Iftl^    hahan    Aaryj^    forTioy-   flf^WOhl    die   HfihlßSiSfihft 

wie   die  Pommersche  Landschaft   sich   direkt  an   das  Finanz- 
kolleginm    gewandt,    um    gegen    einzelne   Bestimmunp^en    des 
'Rfigi:^^ifirnngij;fiHiktes  zu   protestieren.     Auch    die  Ostpreußische 
Landschaft  war  bereits   in   dem   gleichen  Sinne  vorstellig  ge-     /o-v^*^ 
worden.      Diese    Proteste    der   Landschaften    veranlaßten    die   ^^^^^^/Z^^ 
Regierung,  in  der  bisher  den  Landschaften  gegenüber  beobach-     ^  ^, 
teten  wohlwollenden  Haltung  eine  Änderung  eintreten  zu  lassen.  •     r 

Zunächst  beantragte  das  Finanzkollegium  bei  dem  Staatskanzler,  ^^^  ^ 

daß   die  landschaftiictien  V  ersammlunpfen  in  Znknnft  s^ets  von     /V^*^^***^** 
einem  Königlichen  Kommissar  geleitet  würden,  damit  Debatten 
über  Gegenstände,   die  außerhalb  des  landschaftlichen  Kredit- 
wesens lägen,  verhindert  werden  könnten^). 

Außerdem  wurden  die  eine  Abänderung  des  Regulierungs- 
ediktes bezweckenden  Anträge  entschieden  zurückgewiesen.  Der 
Staatskanzler  Fürst  Hardenberg  und  seine  Mitarbeiter  brachten 
hierbei  die  Ansicht  zum  Ausdruck,  daß  die  Landschaften'  ^^^ 
der  Reformgesetzgebung  keine  andere  .perücksicliti^un^  ^"^^^^ 
dürften,  als  die  übrigen  Hypothekengläubiger  ^).  Ob  dieser  Stand- 
punkt  berechtigt  war,  wirä  an  andereF  Stelle  zu  erörtern  sein. 
Jedenfalls  wurde  er  von  der  Regierung  mit  aller  Entschieden- 
heit vertreten. 

Während  nun  die  Pommersche  Landschaft  und  das  Kur- 
und  Neumärkische  Kreditinstitut  sich  so  gut  als  möglich  mit 
der  Reform  abzufinden  versuchten,  verharrten  die  Landschaften 
in  Ostpreußen  und  Schlesien  in  ihrem  Widerstände  gegen  die 

1)  Geh.  St.  A.  74.  J.  IV.  Schlesien  2. 

•)  Geh.  St.  A.  74  J.  IV.  2. 

*)  M.  A.  Landsch.  S.  Pommern  I.  5. 


(-J<^t^    iu^    [cui^t^^f^    y.^^ 
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Regulierungsgesetze.  Die  Folge  hiervon  war,  daß  sich  inner- 
halb der  Regierung  eine  lebhafte  Mißstimmung  gegen  diese  beiden 
Institute  geltend  machte*),  die  zunächst  in  der  Tonart  der  Mi- 
nisterialreskripte  ihren  Ausdruck  fand. 

Als  die  Schlesische  Landschaft  im  Jahre  1817  in  einer 
Eingabe  an  den  Minister  d^^  Tnnem  behauptete,  die  Deklaration 
von  1816  habe  die  Besorgnisse  wegen  einer  Gefährdung  des 
landschaftlichen  Kredits  noch  erhöht,  erhielt^^ig^je^  Ajjity ort : 
y  „Die__ge3mte  Einmischung  der  Landschaft  könne  nur  ^  ein 
ij^yyOAv/ 1  Versuch  betrachtet  werden,  die  auf  größere  Begünstigung  der 
/  Gutsbesitzer  abzweckenden  Vorstellungen  der  Letzteren  zu  unter- 
j  UmA^*^  /  stützen  und  denselben  dadurch  eine  scheinbare  Wichtigkeit  zu 
I  gebßa".  Die  hier  zutage  tretende  Anschau img,  wonach  die 
Landschaft  als  eine  Interessen-Vertretung  der  Gutsbesitzer  an- 
gesehen wird,  zeigte  sich  auch  der  Ostpreußischen  Landschaft 
gegenüber.  In  einem  Bericht  des  Ministers  von  Schuckmann 
über  die  Beschlüsse  des  Ostpreußischen  Generallandtags  von 
1819  heißt  es*):  Die  Landschaft  sei  in  Sachen  der  Reformgesetz- 
gebung nicht  kompetent.  Die  von  ihr  behauptete  Gefährdung 
ihrer  Interessen  sei  ein  leerer  Vorwand,  sie  wolle  nur  das  Ge- 
wicht ihrer  Körperschaft  dazu  benutzen,  die  Gutsbesitzer  zu 
unterstützen. 

Das  Mißtrauen  des  Ministers  gegen  die  Landschaften  fand 
eine  scheinbare  Bestätigung  darin,  daß  die  Schlesische  Land- 
schaft in  jener  Zeit  versuchte,  ihren  Präsidenten  in  den  Staats- 
rat'*) zu  bringen.  Die  Bestrebung  der  Landschaft,  einen  Einfluß 
auf  die  innere  PolitiF^szuüben,  trat  hierbei  Teuflich  herror*). 
Dieser  Versuöh  gCheU6rTe  aberan  dem  Widerstand  der  Regierung, 
die  jetzt  ängstlich  darauf  bedacht  war,  die  Landschaften  völlig 
ihres  politischen  Charakters  zu  entkleiden.     Dies  ging  so  weit, 


1)  Geh.  St.  A.87.  B.  XVIU.  42.1. 

•)  Geh.St.A.87.B.XYin.42.l.  Schuckmann  an  Humboldt  7. Decbr.1819. 

')  Über  den  „Staatsrat"  vgl.  Meier,  E. :  Die  Reform  der  Verwaltungs- 
Organisation  unter  Stein  u.  Hardenberg  (1881). 

*)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XVIU.  42. 1.  Bericht  des  Ministers  des  Innern 
an  den  Staatskanzler  vom  7.  "Mai  1817. 
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daß    dem    Oberpräsidenten    von  Schön   durch   ein  Ministerial- 
reskript  ausdrücklich  untersagt  wurde,  die  landschaftlichen  An- 
gelegenheiten in  seinen  Berichten  als  „ständische"  zu  bezeichnen  *). 
Nach  der  Einführung  der  Provinzialverfassung  im  Jahre 
1823   sind  die  Landschaften  politisch  nur  noch  selten  hervor- 
getreten.   Eine  Ausnahme  bildete  in  dieser  Beziehung  nur  der 
im  Jahre  1821  errichtete  Kreditverein  für  das  Großherzogtum 
Posen*).  Dieses  Institut  befand  sich  nämlich  von  Anfang  an  völlig 
in  den  Händen  des  regierungsfeindlichen  polnischen  Adels,  der 
alle    landschaftlichen    Stellen    mit   seinen  Anhängern    besetzte. 
Selbst  die  bei  der  Landschaft  angestellten,  sehr  zahlreichen  Sub- 
altembeamten  rekrutierten  sich  ausschließlich  aus  „polnischen  / 
Patrioten".    Infolge   dieses  Umstandes  konnte  die   Landschaft,    '^^ 
die  ja    über  die  ganze  Provinz  verzweigt  war,    sehr  leicht  in/      t  A*/'< 
eine  revolutionäre  Regierung  verwandelt  werden,  und  dies  war 
auch  wohl  das  Ziel,  das  die  polnischen  Revolutionäre  im  Auge  ^*'" 
hatten.     Die  Staatsregierung  scheint  anfänglich   die  Bedeutung     '   •'* 
der  landschaftlichen  Organisation  nach  dieser  Richtung  hin  nicht  .'•^^'^>-* 
erkannt  zu  haben,    während  ihr  sehr  wohl  bekannt  war,    daß    ?u.-^/.  *-^     " 
ein  Teil  der  dem  Adel  durch  den  Landschaftskredit  zugeflossenen 
Mittel  zur  Förderung  der  revolutionären  Bewegung  verwandt 
worden  war.    Hauptsächlich  aus  diesem  Grunde  lehnte  sie  es 
im  Laufe  der  30  er  Jahre  wiederholt  ab,    Gutsbesitzern  noch 
nachträglich  den  Beitritt  zu  dem  im  Jahre  1828  geschlossenen 
Kreditverein  zu  gestatten.    Wie  berechtigt  der  Standpunkt  der 
Regierung  war,  zeigte  sich  aufs  deutlichste  in  den  40  er  Jahren. 
Infolge  wiederholten  Drängens  von  selten  der  Posenschen  Pro- 
vinzialstände  erklärte  sich  nämlich  die  Regierung  im  Jahre  1842 
damit  einverstanden,  daß  der  Kreditverein  auf  weitere  5  Jahre 
zum  Beitritt  geöffnet  würde.     Von  dieser  Erlaubnis  wurde  als- 
bald in  ausgiebiger  Weise  Gebrauch  gemacht     Über  ll'^/i  Mil- 

0  M.  A.  L.  S.  Generalia  33. 

•)  Die  nachfolgende  Darstellung  über  den  Posener  Kreditverein  be- 
niht  ausschließlich  auf  Berichten  des  Ministeriums  des  Innern,  die  —  soweit 
ersichtlich  —  von  dem  Geh.  Ober-Reg.-Rat  Noah  bearbeitet  worden  sind. 
(M.  A.  L.  S.  spec.  Provinz  Posen  Nr.  20  L). 

Mau  er  y  LandschaftL  Kreditwesen  Prenfiens.  2 


(^  lcvM-*f    Uwi    »;  ^t^    '"y  t     f^.^»K-  yr." 
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lionen  Taler  flössen  dem  ritterschaftlicheii  Grundbesitze  im  Laufe 
der  40  er  Jahre  von  selten  des  Kreditvereins  zu.  Ein  großer 
Teil  dieser  Gelder  kam  in  polnische  Hände  und  diente  zur 
Förderung  der  regierungsfeindlichen  Bestrebungen,  die  in  den 
Aufständen  von  1846  und  1848  ihren  Höhepunkt  erreichten. 
Der  Kreditverein  hat  aber  nicht  nur  indirekt  durch  die  Kredit- 
gewälirung  die  revolutionäre  Bewegung  unterstützt,  sondern  die 
polnisch  gesinnten  Beamten  haben  auch  direkt  die  Organisation 
des  Kreditvereins  zur  Förderung  der  gegen  Preußen  gerichteten 
Verschwörung  mißbraucht  Sie  vermittelten  die  Korrespondenz 
zwischen  den  Verschwörern,  gaben  ihnen  Gelegenheit  zu  Zu- 
sammenkünften und  leisteten  ihren  Unternehmungen  in  jeder 
Weise  Vorschub.  Dies  veranlaßte  die  Regierung  zum  Ein- 
schreiten. Durch  Königliche  Kabinetsordre  vom  28.  Mai  1846 
wurde  die  Leitung  des  Kreditvereins  staatlichen  Organen  über- 
tragen. Im  Jahre  1848  wurde  jedoch  die  Selbstverwaltung  des 
Institutes  wieder  hergestellt.  Die  Landschaft  rechtfertigte  aber 
das  hierdurch  zum  Ausdruck  gebrachte  Vertrauen  nicht,  sondern 
benutzte  die  erste  Gelegenheit  zu  einer  politischen  Demonstration. 
Man  besetzte  nämlich  die  landschaftlichen  Ämter  nur  mit  solchen 
Personen,  die  an  den  regierungsfeindlichen  Bestrebungen  direkt 
teilgenommen  hatten  und  präsentierte  dem  Könige  als  General- 
landschaftsdirektor unter  anderen  eine  der  am  schwersten  kom- 
promittierten Persönlichkeiten.  Hieraus  ergab  sich  für  die  Re- 
gierung die  Notwendigkeit,  jedem  Versuch  einer  Erweiterung 
des  landschaftlichen  Wirkungskreises  entgegenzutreten.  Die  Tä- 
tigkeit des  Kreditvereins  wurde  daher  auf  die  Abwicklung  der 
bereits  eingegangenen  Darlehnsgeschäfte  beschränkt  und  neue 
Beleihungen  nicht  zugelassen.  Wie  notwendig  diese  Maßnahmen 
waren,  bestätigte  eine  im  Jahre  1849  vorgenommene  Revision 
des  landschaftlichen  Kreditwesens.  Diese  ergab,  daß  die  Land- 
schaftsdirektion sich  sogar  in  ihrer  Verwaltungstätigkeit  von 
politischen  Rücksichten  hatte  leiten  lassen,  indem  sie  Deutsche 
und  laue  Polen  andere  behandelte,  als  polnische  Patrioten.  In 
Anbetracht  dieser  Umstände  hielt  es  die  Regierung  für  richtiger, 
daß  die  Pflege  des  ländlichen  Bodenkredits  in  der  Provinz  Posen 
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einem  neu  zu  errichtenden,  unter  staatlicher  Leitung  stehenden 
Institute  übertragen  würde. 

Mit  der  Errichtung  des  in  politischer  Hinsicht  völlig  neu- 
tralen „Neuen  landschaftlichen  Ereditvereins"  hat  die  politische 
Bedeutung  des  landschaftlichen  Kreditwesens  in  Posen  ihren 
Abschluß  gefunden.  Der  ältere  Kreditverein  hat  zwar  noch 
bis  zum  Jahre  1877  bestanden,  ist  aber  politisch  nicht  mehr 
hervorgetreten. 


2.  DAS  LANDSCHAFTLICHE  KREDITSYSTEM  UND  DIE 
KAPITALISTISCHE  ENTWICKLUNG  DER  OSTELBISCHEN 
GUTS  WIRTSCHAFT  AM  AUSGANG  DES  18.  JAHRHUNDERTS. 

Nach  dem  siebenjährigen  Kriege  befand  sich  der  ritter- 
schaftliche Grundbesitz  in  den  östlichen  Provinzen  des  preußischen  .  " 
Staates  in  einer  sehr  bedrängten  Lage*).  Es  fehlten  den  Guts-  ''  ^if''^ 
besitzern  die  Mittel,  um  den  durch  die  lange  Kriegszeit  völlig 
in  Verfall  geratenen  Wirtschaftsbetrieb  wieder  aufzurichten.  Die 
Beschaffung  der  hierzu  erforderlichen  Kapitalien  machte  unge- 
meine Schwierigkeiten,  da  der  Kredit  de«  p^n^pd^^^^^"^^^^^ 
Adels  erheblich  gesunken  war.  Am  schlimmsten  war  die  Lage  ^  <:^^'^ 
in  Schlesien*).  i)ie  Kreditverhältnisse  des  ritterschaftlichen 
Orundbesitzzes  waren  hier  vor  dem  Kriege  relativ  günstig  ge- 
wesen. Bedurfte  ein  Rittergutsbesitzer  früher  größerer  Mittel, 
80  wandte  er  sich  an  einen  Makler,  der  ihm  gegen  eine  Pro- 
vision von  */2®/o  oder  l^/o  von  einem  Kapitalisten  Geld  ver- 
schaffte, in  der  Regel  zu  einem  Zinsfuß  von  ^  Q/o.  Dieses  Dar- 
lehn wurde  dann  meistens,  wennituch  nicht  immer,  gerichtlich 
versichert,  oder  —  wie  wir  heute  sagen  —  im  Grundbuch 
hypothekarisch  eingetragen.  Die  gerichtlichen  Versicherungen 
erfolgten  aber  nur  für  Darlehen,  die  die  Hälfte  des  letzten  Kauf- 


^)  V.  Straensee:  Über  das  landschaftliche  System  in  Schlesien. 
{1777}     S.  164. 

•)  Geh.  StA.  96.  2*9  D.  Promemoria  Carmers  über  die  Schles. 
Landschaft. 

2* 
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Preises  des  Gutes  nicht  überschritten.  Die  gerichtlich  versicheri»» 
Hypotheken  galten  daher  für  absolut  sicher.  So  wurden  sie  z.  Bi 
im  Fürstentum  ^chwgidüitz,  wo  sie  wegen  ihrer  Ausfertigung 
auf  Pergament  allgemein  „lederne  Briefe"  genannt  wurden,  bei 
1  ^**'"^  Gntskäufen  wie  bares  Geld  in  Zahlung;  genommen  ^).  Dies  än- 
derte sich  aber,  als  die  Kegierung  während  des  Krieges  auf 
Drängen  kreditbedürftiger  Gutsbesitzer  gestattete,  daß  auch  über 
die  festgesetzte  Grenze  hinaus  Hypotheken  gerichtlich  versichert 
würden.  Diese  verloren  damit  vollkommen  den  Charakter  der 
absoluten  Sicherheit  und  fielen  auch  häufig  bei  Subhastationen 
aus*).  Dies  veranlaßte  die  Kapitalisten,  sich  jetzt  selbst  über 
den  Zustand  und  den  Wert  der  von  ihnen  beliehenen  Güter  zu 
unterrichten.  Wie  schlecht  es  damals  um  den  Gutsbetrieb  be- 
stellt war,  wurde  bereits  erwähnt  Es  kann  daher  nicht  Wunder 
nehmen,  daß  die  Kapitalisten  die  Hergabe  neuer  Darlehn  nun- 
mehr unterließen  und  obendrein  versuchten,  ihre  auf  ländlichen 
Grundbesitz  ausgeliehenen  Kapitalien  zurückzuziehen.  Hierzu 
f  c*«/'  waren  sie  allerdings  erst  in  der  Lage,  nachdem  der  am  31.  März 
A*^   ^^  Ji  1759  erlassene  Indult,  durch  den  alle  Exekutionen  gegen  ixmnd- 

1 1*-"  besitzer  bis  zur  Beendigung  des  Krieges  untersagt  worden  waren, 

f**  j*  ^  mit  dem  Friedensschluß  sein  Ende  erreicht  hatte.    Die  Sequestra- 

'^  tionen  häuften  sich  nun  von  Tag  zu  Tage,  unzählige  Konkurse 

»<>^  t  waren  unvermeidlich,  viele  Güter  schienen  dem  Adel  verloren. 
^.^^  Da  griff  die  Regierung  foit  einem  neuen  Indult  einT"  DiüSüf  er- 
\^  ging   am  1.  August  J7653)  und  bestimmte,   daß  Niemand  ver- 

>V  pflichtet  sei,  seine  vor  Erlaß  des  Indultes  gemachten  Schulden 

^.-^"\  oder  Zinsrückstände  vor  dem  1.  August  1768  zurückzuzahlen. 

.  ^,so»  •'^    Die  Gewährung  dieses  neuen  Moratoriums  rief  in  den  Kreisen 
der  Kapitalisten  eine  ^roße  Verstimmung  hen^or  und  veranlaßte 
l^.c/^**'•'^^^        sie,  für  die  nächste^^i^^^nnff.  von   jpdflr  KrpditgfiwAlinin^'än   den 
r  xiL\)  rifterschaftlichen  Grundbesitz  abzusehen.    So  kam  es,  daß  nach 

lA      Beendigung  des  zweiten  Indultes  eine  förmliche  Kreditkrisis  *)  im 

wT       ^\m'^  ')  Gedanken  eines  Patrioten.   (1770.)    S.  18. 

^  '^^\ji'>  ")  Zöllner:  Briefe  über  Schlesien.   (1793.)   Th.II.395. 

"    r'"  »)  Komsche  Edikten-Sammlung.  Bd.  YIII.  S.  715. 

*)  Moser,  Justus;  „Patriotische  Phantasien".  (180  i)  IH.  381. 
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Bereiche  des  ländlichen  Grundbesitzes  ausbrach.    Binnen  Inir7.ftm 
wurden  mehr  als  4<^^  Bittnrffiittr  tut  Piubhastatioin  gftstftllt    Die 
Güterpreise  fielen  rapid,  und  der  Ruin   des  grundbesitzenden 
Adels  erschien  unausbleiblich.    Zu  diesem  Zeitpunkte  erging  die 
berühmte  Kabinetsordre  vom  25.  August  1769,  der  das  land- 
schaftliche  Kreditsystem  seine  Entstehung  verdankt.  Im  Juli  1770 
trat  die  Schlesische  Landschaft  ins  Leben,  und  damit  erreichte    ^*^ 
die  Krecntkrisis  ihr  Ende.    üJinzig  und  allein  der  Errichtung  der    .'.    y 
Landschaft  hatte  es  der  Schlesische  Adel  zu  verdanken,  daß  er    z^,  .^^ 
sich  in  seinem  Besitz  erhalten  konnte.    Ähnlich  günstige  Wir-      ^^^, 
kungen  erzielten  auch  die  nach  dem  Vorbüde  der  Schlesischen 
Landschaft  errichteten  Landschaften  in  Pommern,  Westpreußen 
und  Ostpreußen.  Die  PonnyiftrRf;)ift  T^andfichaft  bewahrte  annähernd^ 
100  Rittergutsbesitzer  vor  dem  Untergang,  und  auch  in  den  beiden 
letztgenannten  iTovinzen  konnten  sich  zahlreiche  Gutsbesitzer  nur 
mit  Hilfe  des  Landschaftskredits  auf  ihren  Gütern  behaupten. 
Das  im  Jahre  1777  errichtete  Kur-  und  Neumärkische  Kredit- 
institut kam  den  bisher  genannten  Landschaften  an  Bedeutung 
nicht  gleich.    Immerhin  hat  auch  dieses  Institut  wesentlich  zur 
Verbesserung  der  ländlichen  Kreditverhältnisse  beigetragen.    ]j^_ 
ganzen  haben  die  fünf  alten  Landschaften  dem  ritterschafüichen 
Grundbesitz  bis  zum  Jahre  1805  etwa   54  Millionen  Taler  zu- 
geführt.Hiervon  entfallen: 

auf  die  Schlesische      Landschaft      ca.  24,2  Mill.  Taler, 
„     „    Westpreußische      „  „      9,9     „        „ 

„     „    Ostpreußische  „  „      9,0     „        „ 

„     „    Pommersche  „  „      6,8     „       „ 

„    das  Kur-  u.  Neumärk,  Kredit-Inst  „      3,8     „       „ 


//v^ 


Summa:  53,7  IMill.  Taler. 


Die  Kapitalien,  die  dem  Adel  von  selten  der  Landschaften  ;^ 
zuflössen,   wurden  teils  zur  Ablösung  hochverzinslicher  Hypo-  /, 
theken,  teils  zur  Vornahme  von  Meliorationen  verwandt;  haupt- 
8ä<;hlich  aber  wurde  der  Landschaftskredit  zwecks  Erwerb  von 
Grundbesitz  in  AnsprucA  genommen.     Mit  der  Errichtung  der 
Landschaften  hatte  nämlich  der  Kreis  derjenigen  Personen,  für 


^. 
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die  die  Erwerbung  eines  Rittergutes  in  Frage  kommen  konnte, 
eine  wesentliche  Erweiterung  erfahren.  Auch  die  weniger  Ver- 
mögenden konnten  jetzt  Rittergüter  erwerben.  Dank  der  land- 
schaftlichen Beleihung  waren  hierzu  bare  Mittel  kaum  erforder- 
et^ lieh  1).  Der  Gutskäufer  konnte  mit  Hilfe  des  Landschaftsdarlehns 
fu3^  ^öJi  gi'ößten  Teil  des  Kaufpreises  bestreiten.   Da  der  Kredit  der 

jjf  Ritter^utsbftsit^e^  sich  seit  der^rrichtung  derjCajidschaften  sehr 

A  "/  o/  gehoben  hatte,  so  machte  auch  ^e  Beschaffung  von  Nachhypo- 

KL^^^  theken,  die  hinter  dem  Landschaftsdarlehn  rangierten,  keine 
Schwierigkeiten*).  Mit  den  auf  diesem  Wege  erlangten  Kapita- 
lien konnte  dann  das  Restkaufgeld,  falls  es  der  Vorbesitzer  nicht 
überhaupt  stehen  ließ,  abbezahlt  werden.  Der  Ankauf  von  Ritter- 
gütern war  somit  jetzt  sehr  erleichtert  Dies  war  um  so  be- 
deutungsvoller, als  die  hohen  Qetreidepreise,  die  den  Ackerbau 
zu  einem  rentablen  Erwerbszweig  machten,  gleichzeitig  eine 
lebhafte  Nachfrage  nach  ländlichem  Grundbesitz  hervorriefen. 
Man  begegnet  vielfach  der  Anschauung,  daß  der  Besitz- 
^  Wechsel  innerhalb  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  früheren  Zeiten 

^  *Y         nicht  annähernd  so  häufig  gewesen  sei,  wie  heutzutage.     Diese 
^'^^^  Behauptung  trifft  für  die  Epoche   von  1780  —  1806  jedenfalls 

j- ^  nicht   zu.      Der    Güterhandel   innerhalb    des    ritterschaftiichen 

Gruadb^gitzes  in  den  östlichen  Provmzen  PreuKens'Tiatte  näm- 
lich  damals  einen  enormen  Umfang. 

In  seinem'W6rle",^chlesien  vor  und  seit  dem  Jahre  1740"*) 
schreibt  von  Klöber,  daß  in  den  letzten  Dezennien  des  XVUI.  Jahr- 
hunderts in  Schlesien  mit  Landgütern  fast  wie  mit  Pferden  ge- 
f  handelt  worden  sei.    „Der  Geist  der  Spekulation  habe  den  Kauf 

und  Verkauf  der  Güter  zu  einem  HandlunjB;sverkehr  gemacht". 
Ferner  berichtet  Deßmann*),  daß  die  Mobilisierung  des  ritter- 
schaftlichen Grundbesitzes  damals  so  groß  gewesen  sei,  daß  nur 


r^ 


^)  Krüger:  Über  das  landschaftliche  Institut  für  das  Großherzogtum 
Posen.  (1822.)   XLI. 

«)  Geh.  St.A.  89.  62  B.   (Die  schlesische  L.  1797—1804.) 

«)  Th.  IL  S.  329. 

*)  Deßmann,  G. :  Geschichte  der  Schlesischen  Agrarverfassang 
S.  248.   (1904.) 
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wftnigft  Adf^liprfl  ayf  ihr^n  fir^rhfftp  Grütern^verblieben  seien.  Am 
deuüichsten  aber  ist  der  Umfang  des  schlesischeu  Güterhandels 
gekennzeichnet  durch  die  Tatsache,  daß  zwischen  1785  und  1799 
wiederholt  Edikte  ^)  zu  seiner  Bekämpfung  ergingen,  ohne  aber 
ihren  Zweck  zu  erreichen.  Die  Güterspekuiation  blieb  unaus- 
rottbar. Allein  im  Jahre  1798  wurden  118  Schlesische  Ritter- 
guter  für  ungefähr  6,7  Mill.  Taler  freiwillig  verkauft*). 

Ähnliche  Zustände  wie  in  Scldesien,  herrschten  in  jener 
Zeit  auch  in  Ostpreußen.  Die  Güter  des  Adels  waren  ein  Gegen- 
stand  der  Spekulation  geworden.  Seit  der  Errichtung  der  Land- 
schaft  herrschte  darin,  um  mit  von  Haxthausen  ^)  zu  reden,  ein 
Handel  und  Wandel,  wie  mit  holländischen  Blumenzwiebeln. 
Zahlreiche  Güter  wechselten  in  kurzer  Zeit  ihren  JBesitzer  nicht 
ein-,  sondern  mehreremal.  Diese  Bewegung  dauerte  noch  bis 
zum  Ausbruch  des  Krieges  fort  Im  Jahre  1805  fanden  123 
und  im  Jahre  1806  weitere  92  Verkäufe  von  Ostpreußischeu 
Rittergütern  statt 

Hinsichtlich  des  Güterhandels  in  Westpreußen  genügt  es, 
darauf  hinzuweisen,  daß  im  Jahre  1787  sinh  ^r^t  nngt^^^hr  50^ 
im  Jahre  1807  aber  hpTftjti;  ^^1  vnr^  insgesamt  765  Rittfirgiitftm 
in  clen  Händen  von  deutschen  Besitzern  befanden^). 

Sehr  zahlreich  waren  auch  die  Besitzwechsel  in  der  Kur- 
und  Neumark  und  Pommern^);  in  letzterer  Provinz  wurden 
1805/06  nicht  weniger  als  136,  in  ersterer  gar  151  Rittergüter 
veräußert  Leider  liegen  für  diese  Provinzen  keine  ziffern- 
mäßigen Angaben  über  die  Besitzwechsel  während  der  letzten 
Jahrzehnte  des  XVHI.  Jahrhunderts  vor,  doch  gewinnt  man  aus 
den  Akten   den  Eindruck,  daß  die  Verkäufe  von  Rittergütern 


*)  Vgl.  Kornsche  Ediktensammlung. 

«)  Schles.  Provbl.  1799.   S.  72. 

')  von  Haxthausen:  Die  ländliche  Verfassung  in  den  einzelnen 
Provinzen  der  preuß.  Monarchie    S.  184. 

*)  Vgl.  Holsche,  A.  K.:  Geographie  und  Statistik  von  West-,  Süd- 
und  Neu-Ostpreußen.   (1807.) 

*)  Vgl.  Versuch  über  das  Steigen  der  Preise  von  allen  Grundstücken, 
besonders  der  Landgüter  in  Hinterpommem.  (1798.) 
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damals  nicht  weniger  zahlreich  waren,  als  in  den  Jahren  1805 
und  1806. 

Die  Gnindbesitzverschiebungen  am  Ende  des  XVin.  JaJir- 
hunderts  hatten  nun  zur  Folge,  daß  zahlreiche  Kittergüter  den 
alteingesessenen  Familien  verloren  gingen.  Für  die  neuen  Be- 
sitzer waren  aber  die  Rittergüter  vielfach  nichts  weiter  als  eine 
Bentenquelle.  Ein  kapitalistischer  Geist  zog  damit  in  die  Land- 
wirtschaft ein.  Dieser  Übergang  zu  der  kapitalistischen  Land- 
wirtschaft wurde  durch  die  reiche  Kapitalzufuhr  seitens  der 
Landschaften  auf  das  Entschiedenste  gefördert.  Dies  war  aber 
nicht  die  einzige  Beziehung,  welche  zwischen  dem  Kreditsystem 
und  der  Umwandlung  der  bisherigen  Bedarfdeckungswirtschaft 
in  eine  Erwerbswirtschaft  bestand.  Auch  das  schnelle  Eindringen 
des  rationalistisch-kapitalistischen  Geistes  in  die  Landwirtschaft 
ist  zum  großen  Teil  auf  das  landschaftliche  Kreditsystem,  oder, 
genauer  gesagt,  auf  das  landschaftliche  Taxwesen  zurückzuführen. 

Die  Taxgrundsätze  der  Landschaften  beruhten  auf  dem 
System  der  Ertragstaxe.  Das  Charakteristische  dieser  Tax- 
methode besteht  darin,  daß  zunächst  der  Reinertrag  des  abzu- 
schätzenden Grundstücks  festgestellt  und  erst  aus  diesem  unter 
Zugrundelegung  eines  bestimmten  Zinsfußes  dfer  Kapitalwert  er- 
mittelt wird.  Bei  dieser  Abschätzungsart  war  also  nicht  der 
Umfang  des  Gutes  und  die  Boden  beschaff enheit,  sondern  einzig 
und  allein  der  Ertrag  das  entscheidende  Moment.  Die  starke 
Betonung  des  Ertragsmomentes  beeinflußte  nun  die  Gutsbesitzer 
in  kapitalistischem  Sinne.  Dies  geschah  in  um  so  höherem  Maße, 
als  die  Landschaftstaxen  allgemein  als  ein  objektiver  Maßstab  für 
die  Bewertung  der  Güter  angesehen  und  auch  von  der  Gesetz- 
gebung anerkannt  wurden^).  Es  würde  zu  weit  führen,  wenn 
wir  auf  alle  Einzelheiten  der  landschaftlichen  Taxgrundsätze  ein- 
gehen wollten,  um  so  mehr,  da  sie  bei  den  einzelnen  Land- 
schaften nur  unerheblich  von  einander  abwichen.  Wir  be- 
schränken uns  daher  darauf,  das  Taxwesen  der  Schlesischen 
Landschaft  kurz  zu  charakterisieren. 


»)  Meitzen,  A.  III.  180. 
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Bei  der  Abschätzung  eines  Gutes  durch  die  landschaft- 
liche Taxkommission  wurde  zunächst  der  tatsächliche  Ausdrusch 
ermittelt  Hiervon  kamen  in  Abzug  die  Aussaat,  die  „den 
Wirtschaftsbedienten  zustehenden  Getreidedeputate",  weiterhin 
die  sogenannte  Mandel  und  Hebe,  d.  i.  die  Entschädigung  der 
Dreschergenossenschaft,  sowie  endlich  das  sonstige  etwa  zu 
Wirtschaftszwecken  erforderliche  Getreide.  Zu  dem  alsdann  ver- 
bleibenden Quantum  wurde  noch  das  Zinsgetreide  der  Unter- 
tanen liinzugerechnet.  Der  so  ermittelte  Getreideertrag  wurde 
nun  nach  bestimmten  Sätzen  in  Geld  umgerechnet.  Dies  war 
der  erste  und  größte  Posten  auf  der  Einnahmeseite  der  Taxe. 
Es  folgten  sodann  die  sehr  sorgfältig  ermittelten  Einkünfte  aus 
der  Viehzucht,  dem  Obstbau,  den  Porsten  und  Wäldern,  der 
Jagd  und  Pischerei,  sowie  etwaiger  gewerblicher  Nebenbetriebe. 
Den  Schluß  büdeten  die  Einnahmen  aus  den  bäuerlichen  Ab- 
gaben. Nach  einem  ganz  bestimmten  Modus  wurde  der  jährliche 
Ertrag  der  Laudemien  der  Loslassung-,  Schutz-  und  Dienstgelder 
festgestellt  und  in  die  Taxe  eingesetzt.  Von  dem  Gesamtertrag 
wurden  dann  die  dauernden  Lasten  abgezogen.  Hierzu  gehörten 
in  erster  Linie  Steuern,  geistliche  Abgaben,  Gesindelohn  und 
die  jährlichen  Ausgaben  für  die  Unterhaltung  der  Gebäude. 
Der  nach  Abrechnung  der  Lasten  verbleibende  Keinertrag  wurde 
nun  unter  Zugrundelegung  eines  Zinsfußes  von  b^/o  kapitalisiert. 
Zu  der  Kapitaltaxe  wurde  schließlich  noch  ein  bestimmter  Be- 
trag für  den  Wert  der  Wohngebäude  zugeschlagen,  und  anderer- 
seits eventuelle  Inventardefekte  in  Abzug  gebracht.  Das  End- 
resultat dieser  Rechnung  wies  den  Taxwert  aus,  der  dann  die 
Grundlage  für  die  Kreditbemessung  abgab. 

Das  Abschätzungsverfahren  vollzog  sich  bei  den  übrigen 
Landschaften  in  der  Hauptsache  nach  denselben  Prinzipien, 
wie  in  Schlesien.  Ein  wesentlicher  Untei-schied  bestand  darin, 
daß  in  den  Marken  und  Vorpommern  die  bäuerlichen  Dienste 
in  Geld  berechnet  und  als  Einnahme  in  der  Taxe  aufgeführt 
wurden,  während  sie  in  den  übrigen  Landschaftsbezirken  „als 
zur  Bewirtschaftung  notwendig"  nicht  besonders  in  Anschlag 
gebracht   wurden.     In  Hinterpommem    mußte  genau  ermittelt 
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werden,  ob  überflüssige  Dienste  vorhanden  waren;  nur  diese 
durften  in  Geld  berechnet  und  in  der  Taxe  als  Einnahme  ver- 
zeichnet werden.  —  Trotz  einzelner  Verschiedenheiten  war 
aber  den  Taxprinzipien  der  Landschaften  das  Eine  gemeinsam, 
daß  überall  die  Frage  nach  der  Höhe  des  Beinertrages  in  den 
Vordergrund  gestellt  wurde. 

Gegen  Ende  des  XVni.  Jahrhunderts  trat  nun  innerhalb 
des  ritterschaftlichen  Grundbesitzes  in  den  östlichen  Provinzen 
^e^*"*^  des  preußischen  Staates  allgemein  das  Bestreben  nach  einer 

.    ^^^^^«.        Erhöhung  der  Gutserträge   hervor.    Hierbei  griff  man  zu  den 
^  verschiedensten  Mitteln.   Das  Bedeutsamste  von  ihnen  war  'der 

^^'  *  Übergang  zu  einer  Rationelleren  Wirtschaftsweise,  der  vielfach 

'    i        durch  die  Aufnahme  von  Landschaftsdarlehen  erleichtert  wurde. 
n        •  Nicht  nur  die  Kosten  der  Umgestaltung  des  Wirtschaftsbetriebes 

•^••**^  konnten  jetzt  mit  Hilfe  des  Landschaftskredits  gedeckt  werden, 

auch  die  Zinserspamisse,  die  infolge  der  Ablösung  hochverzins- 
j^^  lieber  Hypotheken  durch  die  landschaftliche  Beleihung  eintraten, 

(t^^^.V  wurden  vielfach   zur  Vornahme    von  Meliorationen   verwandt 

( /     '  Die  Bedeutung  des  landschaftlichen  Kreditwesens  für  die  Hebung 

der  Landeskultur  hat  allgemeine  Anerkennung  gefunden.  So  heißt 
^     .    ^.'   •''     es  z.B.  bei  Jacobi*)  mit  Bezug  auf  Schlesien:    „Schon  durch 
^  '  *       #       die  von  aufgeklärten  und  erfahrenen  Landwirten  aufgenommenen 
*      .u'^^'         Gütertaxen    verbreiteten    sich    richtige    Wirtschaftskenntnisse; 
^^^    ^^^'^      mancher  Gutsbesitzer   wurde    mit   der  wahren   Beschaffenheit 
'  '  seines  Gutes  und  mit  den  für  dasselbe  angezeigten  Wirtschafts- 

verbesserungen erst  durch  die  landschaftliche  Taxe  bekannt 
gemacht  Mit  den  Pfandbriefen  wurden  nicht  nur  Schulden  be- 
zahlt, sondern  auch  die  zerruffetcn  GGfer  wieder  instandgesetzt, 
Ihventarien"stück'e]_e.rgärizt^  gutes  Saatgetreide  beschafft,  Düng- 
rtiittel  gekauft,  Meliorationen  ausgeführt,  Wüstungen  urbar  ge- 
macht, neue  Vorwerke  und  Kolonieen  erbaut  usw. 

Von  ähnlich  günstigen  Wirkungen  des  Kreditsystems  auf 
die  Landeskultur  wird  auch  aus  den  übrigen  Provinzen  be- 


(-'- 


^  Jacobi:  Ländliche  Zustände  in  Schlesien  während  des  vorigen 
Jahrhunderts  (1884)  S.  115. 
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richtet^).  In  dem  Berichte  der  Ostpreußischen  Generallandschafts- 
direktion vom  Jahre  1798  ist  in  dieser  BezieTiung  gesagt:  "Die 
AYfäErung  habe  gelehrt  wie  wohltätip^  das  Ejreditsystem  auf  die 
Kultur  der  Landgüter  sei.    ^Die  mit  Sorgfalt  gehaltenen  Taxen 
der  (ruter  naoen  aie  i^esitzer  derselben  über  deren  Zustand 
belehrt,   ihnen  Hilfsquellen   gezeigt,  die  bisher  verborgen  ge- 
blieben seien,  und  sie  zu  wichtigen  Meliorationen  ermuntert"*). 
Granz  besonders  günstige  Folgen  hatte  das  landschaftliche 
Kreditsystem  für  die  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  sehr  zurück- 
gebliebenen  Gutswirtschaften  in  Oberschlesien,    in  einer  sieb  mit 
di^em  Landesteil  speziell  beschäftigenden  anonymen  Schrift  ^)^ 
in  der  die  Wirkungen  des  Kreditsystems  einer  scharfen  Kritik  5^  *»«^ 
unterzogen  werden,    wird  behauptet,    „daß   der  einzige  unbe-^     ^  *r'*^* 
zweifelte  Vorteil  der  Landschaft  in   ihrer  Einwirkung  auf  die    */ 
Landeskultur  bestehe".  Der  Einfluß  des  Kreditsystems  in  dieser  ;,^^-i^^.^-// 
Richtung  wurde  so  hoch  geschätzt,   daß   man   ernstlich   daran 
dachte,  dem  Kleebau  in  Oberschlesien  mit  Hilfe  der  Landschaft 
zu  einer  weiteren  Ausbreitung  zu  verhelfen*).  Man  schlug  näm-    *     *  ^^  *> 
lieh   vor,    daß   jedem  Gutsbesitzer,    der   nicht  wenigstens  den     /^u/ 
sechsten  Teil  des  Brachfeldes  mit  Klee  angepflanzt  hätte,  ent-    ..  ^  ^  rf»'^ 
sprechend  weniger  Kredit  von  der  Landschaft  gewährt  werden 
sollte.  Dieser  Vorschlag  entsprang  der  durchaus  richtigen  Beobach- 
tung, daß  die  Gutsbesitzer  sich  leichter  zu  einer  Veränderung 
der  Wirtschaftsweise  entschlossen,  wenn  ihnen  dadurch  die  Aus-   /-v^\^ 
sieht  auf  eine  höhere  Kreditgewährung  eröffnet  wurde.    Eine 
Erhöhung  der  Landschaftstaxe  trat  nun  nicht  nur  auf  Grund 
derartiger  wirtschaftstechnischer  Maßnahmen  ein,  sondern  wurde 
auch  durch  jede  anderweitige  Steigerung  des  Gutsertrages  be- 
wirkt   Diese  konnte  den  verschiedensten  Quellen  entspringen. 
Ein  einfaches  Mittel  zur  Erreichung  eines  höheren  Reinertrages 
bestand  darin,   daß  man   die  Nutzungsrechte   der  Bauern  ein- 
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*)  Vgl.  u.  a.  Holsche,  A.  C. :  Der  Netzedistrikt  (1793). 
•)  L.  A.  Königsberg  XVI.  30.  S.  22. 

•)  Sieben  Kapitel,  veranlaßt  durch  die  Verordnung   vom  31.  De- 
zember 1789.  S.  31. 

*)  Schles.  Provinzialbl.  VI.  295. 
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schränkte  oder  ihnep  rnphr  Js^wf-^-  -^"  liiehtr  nnfhjlr^titn   Beides 
kam  in  Oberschlesien  vor,  wo  den  Bauern  vielfach  Hütungs- 
^jC^     ^  rechte  und  Holznutzungen  entzogen  wurden  *).  An  anderen  Orten 

l^*^*^^  IM-*^    schaffte  man  Gesinde  ab  und  vermehrte  die  bäuerlichen  Dienste. 
r.^-**^*  Die  Wirtschaftsausgaben  wurden  auf  diese  Weise  geringer,  der 

^^"^  Reinertrag  entsprechend  höher.   Die  häufig  vorkommende  Ver- 

,^t  ^'  minderung  des  Gesindes  veranlaßte  die  Schlesische  Landschaft, 

f  zu  bestimmen,  daß  in  der  Taxe  nicht  die  Kosten  für  das  tat- 

•'"'^*        '^  sächlich   vorhandene   Gesinde,  sondern  für  das   eigentlich   er- 
Awu*/  ***^^^  forderliche  Gesinde  in  Abzug  gebracht  werden  müßten').   Eine 
^^^v^^  Vermehrung  der   bäuerlichen  Dienste    ohne   gleichzeitige  Ab- 
'  ^  Schaffung  von  Gesinde  hatte  in  Schlesien  keine  Erhöhung  der 

•V.  ••w»«*^  Landschaftstaxe  zur  Folge.  Dagegen  trat  eine  solche  ein,  wenn 

^uKi  die  Gutsherren  ihre  Bauern  von   den  Diensten  befreiten  und 

sie  auf  bares  Geld  setzten.  Wenn  z.  B.*)  zu  einem  Gute  24 
Bauern  gehörten,  die  sämtlich  Spanndienste  leisteten,  so  kam 
hierfür  nichts  auf  der  Einnahmeseite  der  Taxe  in  Anschlag. 
Lösten  aber  die  Bauern  die  Dienste  durch  Übernahme  einer 
jährlichen  Rente  von  je  80  Taler  ab,  so  erhöhte  sich  die  Ein- 
nahmeseite der  Taxe  um  38400  Taler.  Auf  der  anderen  Seite 
kamen  allerdings  die  für  die  Vermehrung  des  Gesindes  und  des 
Spannviehes  nunmehr  entstehenden  Ausgaben  in  Abzug.  Trotz- 
dem verblieb  aber  noch  ein  ansehnliches  Plus  gegenüber  der 
vor  der  Dienstablösung  aufgenommenen  Taxe.  Dieser  Umstand 
soll,  wie  Krüger  berichtet,  mehrfach  die  Veranlassung  zu  der- 
,  artigen  Dienstreluitionen  gewesen  sein.  JOaß  die  Ablösung  der 

^^  bäuerlichen  Dienste  den  Gutsbesitzern  tatsächlich  materieÜe'Vor- 

*'"  teile  brachte,   zeigt  das  folgende  13eis2Jel*).^'Iji*13ttern3orf  im 

"[         Kreise  Sproffaii  Kauften  sich  die  Bauern  im  Jahre  1785  durch 
,  Kapitalzahlungen  von  ihren  Diensten  los.   Der  Loskauf  brachte 
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*)  Knapp,  G.  F. :  Die  Bauern-Befreiung  und  der  Ursprung  der  Land- 
arbeiter in  den  äUeren  Teilen  Preußens.  (1887.)  I.  71. 

*)  Rev.  Detaxations-Prinzipien  v.  20.  Febr.  1775. 

')  Dieses  Beispiel  ist  entnommen :  Krüger :  Über  das  landschaftliche 
Institut  für  das  Großh.  Posen  etc.  (1822.)  XLIII. 

*)  Schles.  Provinzialblätter  (1785.)  I.  360. 
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dem  Gutsherrn  ein  Kapital  von  15000_Talem  ein.  In  Wirklich-v  ' 
kiöit  soll  nach  zuverlässiger  Schätzung  die  Hälfte  der  Zinsen \ 
dieser  Summe  zum  Ersatz  der  Dienste  genügt  haben.  Das  be- 
treffende Gut  erhielt  infolge  dieser  Dienstablösung  nach  land- 
schaftlichen Taxgrundsätzen  einen  Mehrwert  von  6000  Talern. 
Der  Einfluß  des  landschaftlichen  Kreditsystems  auf  diese  in 
Schlesien  mehrfach  vorgekommenen  privaten  Dienstablösungen 
ist  unverkennbar.  a 

Auch  in  Pommern  wurden  in  jener  Zeit  vielfach  Verände-  /i^>v^wi.^.<a^ 
rungeu  in  dem  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnis  durch  private 
Abmachungen   herbeigeführt,  mit  denen  der  Gutsherr  in  der 
Hauptsache   eine  Erhöhung  der  Einkünfte  aus  seinem  Besitze 
bezweckte^).     Seit  1780  —  das  ist  gerade  seit  Gründung  der    ^-vvttÄ*^ 
Landschaft  —  setzten  viele  Gutsherren  die  Pachtgelder  der  Bauern    (^  fi*^^ 
nach  und  nach  erheblich  herauf.  Da  dies  rechtlich  nur  bei  den     ^  f.      ,  i 

Zeitpachtbauem  zulässig  war,  so  wnrHAn^yrflh1rfti»ift  ]^i<ahftr  Prhljp|ift        » 

Lassiten  in  solche  verwandelt.  Dies  geschah  in  der  Weise,  daß 
die^iruteherren  ihre  Bauern  zum  Abschluß  eines  schriftlichen 
Pachtkontraktes  veranlaßten,  in  dem  eine  bestimmte  Reihe  von 
Jahren,  meistens  sechs,  als  Pachtzeit  festgesetzt  und  gleichzeitig 
ein  höheres  Pachtgeld,  als  bisher,  stipuliert  wurde.  In  diese 
Bedingung  willigten  viele  Bauern  ein,  weil  sie  fürchteten,  andern- 
falls ihre  Stellen  zu  verlieren.  Für  die  Gutsherrn  war  diese 
Transaktion  in  mehrfacher  Hinsicht  von  Vorteil.  Einmal  brachte 
sie  ihnen  eine  sofortige  Erhöhung  ihrer  Einnahmen.  Außerdem 
aber  war  ihnen  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Bauemstelle  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  an  einen  anderen  Bauern,  der  ein  höheres 
Gebot  darauf  machte,  zu  verpachten.  Jede  Erhöhung  der  Pacht- 
summe hatte  fiftlhstvftrständlinhjtunh  ftinft  ^rhöhnn^  der  Land- 
schaftstaxe  zur  Folge.  Dies  war  um  so  wichtiger,  als  gerade  in 
Pommern  die  landschaftlichen  Taxen  verhältnismäßig  niedrig 
waren  ^)  und  nicht  annäherDd  die  Ausnützung  des  Landschafts- 
kredits zuließen,  wie  z.B.  in  Ostpreußen.   Es  ist  also  sehr  gut 

*)  Knapp  I.  63. 

•)  Krug,  Leopold:  Betrachtungen  über  den  National-Reichtum  des 
preuß.  Staates  (1805)  I.  40. 
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denkbar,  daß  manche  Gutsbesitzer  durch  eine  allzu  knappe  Kredit* 
bemessung  zu  der  geschilderten  Methode  der  Ertragssteigerung 
angeregt  wurden.  Wahrscheinlich  gab  auch  das  landschaftliche 
Taxsystem  den  Anstoß  zu  dem  Abschluß  der  schriftlichen  Pacht- 
kontrakte. War  nämlich  ein  derartiger  Vertrag  vorhanden,  so 
gestaltete  sich  die  Abschätzung  der  bäuerlichen  Leistungen  sehr 
einfach,  da  das  schriftlich  vereinbarte  Pachtgeld  ohne  Weiteres 
als  dauernder  Ertrag  in  die  Taxe  eingestellt  werden  durfte.  Fehlte 
^in  schriftlicher  Pachtvertrag,  dann  mußten  die  Gutsbesitzer 
■durch  Zeugen  oder  aus  ihren  Büchern  nachweisen,  wieviel  die 
Bauern  tatsächlich  in  den  letzten  Jahren  entrichtet  hatten.  Bei 
■der  mangelhaften  Buchführung  jener  Zeit^)  war  dieser  Nachweis 
häufig  recht  schwer  zu  erbringen.  Die  GuteheiTen^r]^iffen^daher 
gern  die  Gelegenheit^^  iim-durch^  eine  schriftliche  Fixierung  des 
Pachtgeldes^diesen  Schwierigkeiten  zu  enTgeüen. 

Bestrebungen  der  Gutsherren,  durch  höhere  Belastung  der 

1^^  ,    bäuerlichen  Untertanen   eine  Vermehrung  der  Gutseinnahmen 

t    ^ii^  ^^  '■•    2U  erzielen,  traten  damals  auch  in  Ostpreußen  zutage.    Während 

,  man  aber  in  Pommern  dieses  Ziel  durch  eine  Verschlechterung 

^  '*  '  des  bäuerlichen  Besitzrechtes  zu  erreichen  versuchte,  trat  in 

^  tu^^         Ostpreußen  der  umgekehrte  Fall  ein.   Verschiedene  Gutsbesitzer 

j.n.cvv         verwandelten   nämlich   ihre^unerblichen   Scharwerksbauem   in 

erbliche  Hochzinser*).  Mit  dieser  Verbesserung^HeTBesitzrechtes 

^^^*  ^ng  aber  eine  wesentliche  Erhöhung  der  bäuerlichen  Abgaben 

(    U*-^*     Hand  in  Hand.    So  hatten  die  Bauern  von  Groß-Beynuhnen  vor 

^J     der  Umwandlung  je  12  Taler  20  gr.,  nach  derselben  20  Taler 

^^^  ^^  "      ^    30  gr.  an  jährlichen  Zinsen  zu  entrichten.  Mit  der  Umwandlung 

r/J  ''•'^'*      fand  vielfach  gleichzeitig  eine_umfangreiche  Herabsetzung  der 

t*^  ^  Spann-  und  Handdienste  statt.  In  diesem  Falle  konnte  die  ganze 

Transaktion  für  die  Bauern  bisweilen  recht  vorteilhaft  sein.   In 

höherem  Maße  war  sie  es  jedenfalls  für  den  Gutsherrn,  der  die 

Dienste  nur  dann  verminderte,  wenn  er  sie  entbehren  konnte. 


*)  Vgl.  Verlieren  oder  gewinnen  die  Gutsbesitzer  d.  Pr.  St.  durch 
A,  Ed.  V.  U.  Sept.  1811?  (1812). 

")  Böhme:  Gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnisse  inOstpreuß.  während 
4er  Reformzeit  1770—1830.  (1902)  S.  14. 
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Eines  ist  allen  den  von  uns  beschriebenen  Maßnahmen  ge- 
meinsam, einerlei,  ob  sie  nun  in  Dienstablösung,  wie  in  Schlesien, 
bestehen,  oder  —  wie  in  Pommern  —  in  Pachterhöhung,  oder 
—  wie  endlich  in  Ostpreußen  —  in  Zinserhöhung  und  Dienst- 
erleichterung:  S^  alle  sind  der  Ausdruck  des  Wunsches  der 
Gutsbesitzer,  ihre  iiimnabmen  auf  einfache  Art  zu  steigern.  Sie 
legen  somit  Zeugnis  ab  von  dem  Erwachen  des  Erwerbstriebes 
in  den  Kreisen  der  ostelbischen  Gutsherren.  Vorgänge,  wie  die 
von  uns  geschilderten,  sind  nur  in  Wirtschaften  denkbar,  die 
durchaus  von  kapitalistischem  Geiste  erfüllt  sind.  Wir  tragei 
daher,  im  Gegensatze  zu  Sombarti),kein  Bedenken,  die  ostelbische 
Gutswirtschaft  am  Ausgange  des  XVIII.  Jahrhunderts  als  eine 
kapitalistische  zu  bezeichnen. 
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3.  DIE  WIETSCHAFTLICHE  BEDEUTUNG 
DES  LANDSCHAFTLICHEN  KREDITW^ESENS  FÜR  DEN 
GROSSGßüNDBESITZ  IN  DER  ZEIT  VON  1805  —  1905. 

Die  Blüteperiode,  die  für  die  Landwirtschaft  in  den  letzten 
Dezennien  des  XVIII.  Jahrhunderts  begonnen   und  bis  in  die 
ersten  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  angedauert  hatte,  erreichte  ^     v 
mit  dem  Zusammenbruch  des  preußischen  Staates  ein  jähes  Ende.  ^^^  ^j^'**^ 
Die  Kriegszeit  von  1806—1813  traf  die  aufblühende  Landwirt-    »^^^^ 
Schaft  mit  vernichtenden  Schlägen.     Ungeheure  materielle  Opfer    /qc^ 
mußte  der  ritterschaftliche  Grundbesitz  in  jener  schweren  Zeit  *^^ 

bringen.     So  hatten  20  Güter  im  Breslauer  Kreise,  deren  Jahres-    '^^  *^ 

ertrag  auf  etwa  30  000  Taler  geschätzt  war,  Kriegskontributionen 
in  Höhe  von  28  125  Talern  zu  entrichten*).  Noch  größer  waren 
die  Verluste  der  ostpreußischen  Gutsbesitzer:  Es  betrugen  z,  B. 
von  1806 — 1807  die  Kriegsverluste  der  Güter: 

Angerapp»)  15  824  Taler, 

Beynuhnen*)  18  090     „ 


^)  Sombart,  W. :  Der  moderne  Kapitalismus.  II.  87. 
•)  Vgl.  V.  der  Goltz,  H. :  Über  das  Verhältnis  der  Grundeigentümer 
zu  den  übrigen  Staatsbürgern.   (1815). 
>)  u.  *)  Böhme  a.  a.  0.  S.  61  ff. 
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Krafftshagen  i)  13  220  Taler, 

Schwaraunen  u.  Boreken«)    26  923      „ 
Metgethen»)  14  661     „ 

Dazu  kamen  aber  noch  die  Schädigungen,  die  die  Güter 
im  Jahre  1812  infolge  des  Durchmarsches  der  großen  Armee 
^^  A  erlitten.     Diese  betrugen  z.  B.  bei  den  oben  aufgeführten  Bey- 

\/  nuhner  Gütern  fast  19  000  Taler.     Hierbei  sind  die  Lieferungen 

an  die  preußischen  und  russischen  Truppen  noch  nicht  einmal 
mitgerechnet 

Mit  der  Bewirtschaftung  der  Güter  war  es  während  der 

Kriegsperiode   sehr   schlecht   bestellt.      Den   großen   Ausgaben 

:Ji     standen    daher   nur   geringe   Einnahmen    gegenüber.      Überall 

, , . .  machte  sich  ein  dringendes  Bedürfnis  nach  Notstandskredit  be- 

;  ^.      '  merkbar.     Die  Landschaften,  die  einzige  Kreditquelle  der  Guts- 

^,        besitzer  während  der  Kriegszeit,  wurden  mit  Darlehnsgesuchen 

,  ^,s'    '^        bestürmt     Selbst  als  die  Pfandbriefkurse  bereits  stark  gefallen 

^\       r'        und  der  Landschaftskredit  hierdurch  sehr  verteuert  war,  gingen 

Ji  ''  noch  zahlreiche  Beleih ungsan träge  ein.    So  hat  die  Ostpreußische 

Landschaft  in  den  Jahren  1809 — 1811  bei  einem  Pfandbriefkurs 

von  durchschnittlich  60  ®/o  gegen  30  Rittergüter  neubeliehen  und 

Pfandbriefe  in  Höhe  von  ungefähr  V2  Million  Taler  ausgefertigt 

Als  aber  der  Kurs  der  Pfandbriefe  im  Jahre  1812  bis  auf  33^0 

fiel,  veranlaßte  die  Regierung  die  Landschaft,  ihre  Beleihungs- 

tätigkeit  wesentlich  einzuschränken*).    Diese  Maßregel  entsprang 

der  Anschauung,    daß   die  Aufnahme   von  Darlehen,    die  eine 

10 '^/o  ige  Verzinsung  erforderten,  dem  wirtschaftlichen  Interesse 

der  Gutsbesitzer  zuwiderlaufe. 

Auch  die  Westpreußische  Landschaft,  die  durch  die  Ab- 
tretung eines  großen  Teils  ihres  Gebietes  an-flasTjroBherzogtuni 
Warschau  auf  das  Schwerste  erschüttert  worden  war,  sah  sich 
damals  mit  Rücksicht  auf  den  niedrigen  Kurs  ihrer  Pfandbriefe,  zu 
einer  zeitweiligen  Einstellung  ihrer  Beleihungstätigkeit  gezwungen. 

»)n.  •)  Strehl,  W.:  Chronik  von  Krafftshagen  (1905). 
«)  Rühl,  Fr.:  „Verluste  eines  samländ.  Gutes"  im  Jahre  1807.  (Altpr. 
Monats.  XXXX.). 

*)  L.  A.  Königsberg  XVI.  64. . 
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Im  Gegensatz  zu  der  Ostpreußischen  und  der  Westpreu- 
ßischen Landschaft  erhielten  die  landschaftlichen  Kreditinstitute 
in  Schlesien,  Pommern  und  Brandenburg  die  uneingeschränkte 
Kreditgewährung  auch  während  des  Krieges  aufrecht. 

Wie  hoch  sich  die  Summen  belaufen,  die  dem  ritterschaft- 
lichen Grundbesitz  während  der  Kriegsperiode  von  den  Land-   i  r     /     "^ 
Schäften  zur  Verfügung  gestellt  wurden,  läßt  sich  nur  schätzungs-  ^ 

weise  feststellen.     Es  dürften  8—10  Millionen  Taler  gewesen 
sein.    Von  diesen  Beträgen  entfiel  ein  sehr  p*oßer  Teil  auf  Neu- 
beleihungen.    Viele  Gutsbesitzer,  die  den  Landschaftskredit  noch   '^^^^    *'^   ' 
nicht  in  Anspruch  genommen  hatten,   taten  dies  nunmehr  und         •-    ^  •"" 
verschafften  sich   auf  diesem  Wege    die  zur  Beseitigimg    der 
Kriegsschäden  erforderlichen  Mittel.    Li  dieser  Beziehung  wirkte 
daher  das  Kreditsystem  während  der  Krj^gy^^ftif:  flnRprnrHpnrtL^h 
segensreich.     In  noch  höherem  Maße  trifft  dies  für  die  erste     f>ir/ w^ 
Zeit  nach  dem  Friedensschluß  zu.     In  den  Jahren  1815  —  1820        /^v^<^ 
bewilligten  die  fünf  Landschaften  Darlehen  in  einem  Gesamt- 
betrage von   mehr  als   12  Millionen  Talern.     Ein  großer  Teil     (W^*^ 
dieser  Darlehen  diente  zum  Ersatz  fürTrivatkapitaüen,  die  zur  /^^v^^,  f-^-^l 
Rückzahlung  gekündigt  worden  waren *).     Dies  war  nämlich  in    ^tc^*^ 
so  großem  Umfange  geschehen,    daß  ohne  das  Eingreifen  der 
Landschaften*)  eine  Kreditkrisis  unvermeidlich  gewesen  wäre. 
Bei  der  Pommerschen  Landschaft  allein   wurden  während  der 
bezeichneten  fünf  Jahre  mehr  Rittergüter  neubeliehen,  als  ins- 
gesamt während  der  Zeit  von  1795 — 1815. 

Bei  der  Schlesischen  Landschaft  stieg  der  Gesamtbetrag 
der  Beleihungen  in  den  Jahren  1815—1820  um  5  240  000  Taler. 
Da  sich  nun  die  Gesamtverschuldung  aller  Schlesischen  Ritter- 


^Crfi 


*)  Vgl.  Geh.  St.  A.  74.  J.  IV.  L.  u.  St.  Pommem  2.  vol.  3.  u.  Strehl: 
Chronik  v.  Krafftshagen. 

*)  Böhme  behauptet  (a.  a.  0.  S.  80),  daß  die  Ostpr.  Landschaft  damals 
„soweit  ihr  irgend  Mittel  zur  Verfügung  standen"  die  Güter  beliehen  habe. 
Er  geht  hierbei  offenbar  von  der  Anschauung  aus,  daß  die  Landschaft 
in  ihrer  ßeleihungstätigkeit  von  dem  Besitze  barer  Mittel  abhängig  war. 
Dies  ist  jedoch  unzutreffend,  da  die  Landschaft  die  Darlehen  nicht  in 
„bar",  sondern  in  „Pfandbriefen"  auszahlte. 

Mauer,  Landschaftl,  Kreditwesen  Preafiens.  ^ 
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guter  in  dieser  Zeit  nur  um  21/2  MiUionea  erhöhte*),  so  muß 

die  Landschaft  damals  Privathypotheken  im  Betrage  von  fast 

jy^        3  Millionen  Talem  abgelöst  haben.     Diese  Zahlen  geben   uns 

(^         ein  klares  Bild  von  den  Verschiebungen,  die  in  jener  Zeit  im 

^7  ^       Bereiche   des  ländlichen  Bodenkreditwesens  stattfanden.     Das 

P^'  l  Privatkapital,  das  bei  einer  Anlage  in  Staatspapieren  eine  Ver- 

F     ^^  zinsung   von  sechs  oder  gar  sieben  Prozent  erzielen  konnte, 

^-*''  wandte  sich  mehr  und  mehr  vom  Grundbesitz  ab')  und  wurde 

.  v<^  durch  den  Landschaitskredit  ersetzt.     Dieser  Vorgang  entsprach 

^  /f  L  durchaus    den    wirtschaftlichen   Interessen    der   Grundbesitzer. 

^^  ,  Die  teuem  und  kündbaren  Privathypotheken  wurden  in  großem 

Umfange  durch  die    billi)p;ereji^und   unkündbaren   Landschafts- 

r^        darlehen    abgelöst     Die    hierbei   eintfelen^e  """Zinserleichterung 

r   "      A  "^  l  war  besonders  wichtig  in  einer  Zeit,   in  der  den  Gutsbesitzern 

«v^^  j  ^  ^      ohnehin  durch  Erhöhung  der  Steuern  und  Abgaben  viele  neue 

c-^*'*    p.*,      Lasten  aufgebürdet  wurden.     So  hat  der  Kredit,  den  die  Land- 

J^ .«  ^  Schäften  dem  Grundbesitz  zur  Verfügung  stellen  konnten,  manchem 

^^^^  Grundbesitzer  über  die  damalige  schwere  Zeit  hinweggeholfen. 

Hierin  bestand  die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  landschaftlichen 

Kredit<;vstems  für  den  ritterschaftlichen  Grundbesitz  in  der  Zeit 

v^n^lSOe— 1820.  ■* 

Während  der  zwanziger  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  stand 

^/h  das  landschaft^che  Kreditwesen  völlig- im  /f^j/^Vi^n   Ac^^^   fi^ar»^ 

^         »^**'*  krisis.     Hervorgerufen  war  diese  durch  einen  rapiden  Fall  der 

^^N,**  G^ejtEfiidßpreise,   die  zeitweilig  so  niedrig  waren,   daß  sie  nicht 

tv   ■         einmal  die  laufenden  Produktionskosten  zu  decken  vennochten  3). 

Unter  diesen  Umständen  war  die  Mehrzahl  der  Gutsbesitzer  außer- 

U'^  Stande,  die  Landschaftszinsen  regelmäßig  zu  entricliten.    Infolge 

'■  ^  dieser  Stockung  in  der  Zinszahlung  sahen  sich  die  Landschaften 

genötigt,  eine  große  Zahl  von  Rittergütern  in  Sequestration  zu 

nehmen.     BeijlerJW^eatprfiußischen  Landschaft  beti*ug  die^ahl 

»)  Meitzen  III.  193. 

•)  v.  Bülow-Cummerow:  Über  die  Verwaltung  des  Staatskanzlers 
Fürsten  Hardenberg  (1821)  S.  31. 

*)  Vgl.  Ucke,  A. :  Die  Agrarkrisis  in  Preußen  während  der  20  er 
Jähre  dieses  Jahrhunderts.   (1888.) 
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der  sequestrierten  Güter  im  Jahre  1821  schon  135  und  stieg  bis 
1826  auf  080.  Ili  dieser  üeit  waren  in  Ostpreußen  154  ßitter- 
guter,  d.  i.  mehr  als  ein  Viertel  aller  beliehenen  Güter,  in  land-  |  C 
schaftlicher  Zwangsverwaltung.  Bei  der  Pommerschen  Land- 
schaft befanden  sich  von  1826 — 1829  stets  mehr  als  100  Güter 
in  Sequestration.  Ähnlich  lagen  die  Dinge  bei  der  Schlesischen 
Landschaft,  wo  die  Zahl  der  sequestrierten  Güter  bis  auf  114 
anwuchs.     Während  es  nun  mit  Hilfe  der  Sequestrationen  in 


^••i : 
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früheren  Zeiten  fast  immer  möglich  gewesen  war,  die   Land-   ip^^^^f-^ 
Schaftszinsen  aus  dem  Gutsertrag  zu  decken,  versagte  dieses  Mittel  '         ^,^c^ 
jetzt  vollkommen.   Es  blieb  den  Landschaften  daher  nichts  anderes    "^  ""  ^  ^ - 
übrig,  als  die  betreffenden  Güter  zur  Subhastation  zu  stellen.  "^  **. 
Infolge  der  obwaltenden  mißlichen  Verhältnisse  waren  die  Güter-  .  -  ' 
preise  aber  bereits  derartig  gefaUen,  daß  bei  den  Subhastationen  ^  ^     '    '" 
oft  nicht  einmal  die  landschaftiiche  Beleihung  uusgeboten  wurde.  '^     ^  o^^*^ 
Auf  diese  Weise  brachten  die  Zwangsverkäufe  den  Landschaften 
große  Ausfälle.     Die  Ostpreußische  und  Westpreußische  Land- 
schaft mußten  sogar  eine  Anzahl  Güter,  da  andere  Käufer  nicht 
zu  finden  waren,  selbst  übernehmen  und  konnten  sie  nur  mit 
Verlust  weiterverkaufen. 

Diese  Vorgänge  brachten  die  Landschaften  zu  der  Über-    '  .   '-*'*'' 
Zeugung,  daß  die  bisher  von  ihnen  gewährten  Kredite  zu  hoch 
gewesen  seien  und  veranlaßten  sie,  fortan  die  äußerste  Vorsicht  ^    _ 

.  bei  der  Kreditbemessung  zu  beobachten.  Am  weitesten  ging 
hierin  die  Ostpreußische  Landschaft.  Sie  beschloß  bereits  im 
Jahre  1823,  daß  fortan  nicht  mehr  zwei  Drittel^  sondern  nur  die 
Hälfte  des  Taxwertes^  »la  narlfthTi  gffgf^^ftyi  werden  Rolltft.  Auch 
dießeleihungen,  die  ohne  Taxe  auf  Grund  des  letzten  Erwerbs- 
preises erfolgten,  wurden  viel  niedriger  als  zuvor  angesetzt  Seit 
1826  wurden  femer  die  bäuerlichen  Leistungen  nicht  mehr  mit 
der  Hälfte,  sondern  nur  mit  einem  Viertel  ihres  Wertes  in  An- 
schlag gebracht  Die  Taxen  ergaben  daher  ^iel  niedrigere  Re- 
sultate, als  in  finiheren  Zeiten.  Waren  die  Landschaftstaxen 
ehemals  zu  hoch  gewesen,  so  blieben  sie  jetzt  meistens  hinter 
dem  wirklichen  Werte  zurück. 

Ähnliche  Maßnahmen  zur  Beschränkung  der  Kreditgewäh- 

3* 


rJ-- 


J  .->• 


36    I.  DAS  LAin)SCHAFTLICH£  KREDITWESEN  UND  DER  GROSSQRUNDBESITZ. 


rung  wie  die  Ostpreußische,  traf  auch  die  Westpreußische  Land- 
schaft Da  nun  ihre  Beleihungen  so  wie  so  nicht  überdie^Hälfte 
j^^tes  hinausgingen,  so  waren  ihre  Bestrebungen  in  erster 
Linie  darauf  gerichtet,  möglichst  niedrige  Taxen  zu  erzielen. 
Wie  rigoros  sie  hierbei  vorging,  soll  an  einem  Beispiele  gezeigt 
werden*).  Der  Besitzer  des  Gutes  Kl.  Tromnau,  das  von  der 
Landschaft  mit  38  200  Talern  beliehen  war,  hatte  auf  den  ihm 
bei  der  Regulierung  zugefallenen  Ländereien  zwei  neue  Vor- 
werke errichtet  und  hierfür  laut  Attest  der  Generalkommission 
10770  Taler  aufgewandt  Er  beantragte  nun  auf  Grund  dieses 
Wertzuwachses  eine  Nachbeleihung  bei  der  Landschaft,  die  ihm 
von  Rechts  wegen  bis  zur  Hälfte  des  Taxwertes  der  neuen  Vor- 
werke ohne  weiteres  hätte  zugestanden  werden  müssen.  Dies 
geschah  aber  nicht;  die  Landschaft  nahm  vielmehr  eine  Neu- 
abschätzung des  gesamten  Gutes  vor,  die  nur  eine  Erhöhung  des 
Taxwertes  um  ungefähr  5000  Taler  ergab,  obwohl  die  Neuan- 
lagen mit  17  650  Talern  in  Anschlag  gebracht  wurden.  Diese 
künstliche  Herabsetzung  der  Taxe  ist  zwar  von  dem  Minister 
des  Innern   mißbilligt  worden,   sie  entsprach   aber   völlig  den 

^-^-^  Intentionen    des   Oberpräsidenten    von   Schön,    f\^x   ^"    ftinftr 

^  ^ ,  Beleihungstätigkeit  der  Landschaft  in  jener  Zeit  nichts  wissen 

"^/i^^,»^  wollte.     Schön  sprach  sich  wiederholt  dahin  aus,   daß  die  ge- 

'\  /*,   '  samte  Tätigkeit  der  Landschaft  darauf  berechnet  sein  müsse,  für 

'  • '    ,  ^.  •■ ;        den  prompten  und  richtigen  Eingang  ihrer  Forderungen  Sorge 

,'  •  zu  tragen*).    Er  bestimmte  deshalb,  daß  ohne  seine  Zustimmung 

keine  Landschaftsdarlehen  bewilligt  werden  dürften.  Dieser  Maß- 
regel ist  es  in  erster  Linie  zuzuschreiben,  daß  die  Westpreußische 
Landschaft  in  den  zwanziger  und  dreißiger  Jahren  nur  ver- 
hältnismäßig wenig  zur  Befriedigung  der  Kreditbedürfnisse  der 
Westpreußischen  Gutsbesitzer  hat  beitragen  können. 

Die  Ostpreußische  und  Westpreußische  Landschaft  haben 
somit  in  jener  Periode  die  Benutzung  des  Landschaftskreditea 
systematisch  erschwert  In  so  schroffer  Weise,  wie  bei  diesen 
beiden  Instituten,  kam  die  Neigung,  die  Kreditgewährung  ein- 

»)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XXHI  42.  vol.  2. 

*)  St.  A.  Danzig.  161.  503.  Schön  an  von  Lavergne,  9.  Dezember  1828. 
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zuschränken,  bei  den  übrigen  Landschaften  nicht  zum  Ausdruck. 
Immerhin  ließen  auch  die  Schlesische  und  Pommersche  Land* 
Schaft  in  der  Taxation  der  Güter  die  Tendenz  einer  niedrigen 
Bemessung  der  Gutswerte  und  damit  der  Kredite  deutlich  er- 
kennen. Es  wurde  also  zwar  nicht  die  Beleihungstätigkeit  selbst, 
wohl  aber  die  Kreditbemessung  eingeschränkt  In  Schlesien  ging 
man  hierin  so  weit,  daß  sich  im  Laufe  der  dreißiger  Jahre  in 
den  Kreisen  der  Rittergutsbesitzer  eine  lebhafte  Mißstimmung 
gegen  die  Landschaft  geltend  machte^).  Hierdurchsah  sich  die 
Kegierung  veranlaßt,  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Schle- 
sischen  Landschaft  einer  eingehenden  Untersuchung  zu  unter- 
ziehen. Diese  ergab,  „daß  die  Beleihung  nur  bis  zur  Hälfte  des 
"Wertes  bei  den  veränderten  Besitz-  und  Verkehrsverhältnissen 
um  so  weniger  ausreichend  sei,  als  die  Taxprinzipien  der  Land- 
schaft veraltet  und  bei  dem  derzeitigen  Kulturzustande  und  der 
Bewirtschaftungsweise  der  Güter  nicht  mehr  passend  seien". 

Der  Umstand,  daß  die  Schlesische  Landschaft  den  wirt- 
schaftlich berechtigten  Kreditansprüchen  des  ritterschaftlichen 
Grundbesitzes  nicht  Rechnung  trug,  bestimmte  die  Regierung 
dazu,  ein  neues,  mit  staatlicher  Garantie  °"°c^^t^^^^°  iri«/^/^if- 
institut  ins  Leben  zu  rufen.  Durch  Verordnung^  v^"^  ft,  ^\}n^  i^^^ 
wurde  das  sop^ftTi^npfp  jTrnnig]i|r*Tio  TTm^^fi^iof^fi^f  füi-  Schlesien^^ 
eiTichtet  Seine  Aufgabe  bestand  darin,  den  Gutsbesitzern  hinter 
der  landschaftlichen  Beleihung  bis  zu  zwei  Dritteln  des  Guts- 
wertes Darlehen  zu  gewähren.  Durch  die  Errichtung  dieses 
Institutes  wurde  nunmehr  vor  allem  denjenigen  Gutsbesitzern 
geholfen,  die  den  Landschaftskredit  bereits  bis  zur  äußersten 
Grenze  ausgenutzt  und  bislang  keinen  weiteren  Kredit  hatten 
finden  können,  um  ihren  Gutsbetrieb  in  einer  den  veränderten 
Wirtschaftsverhältnissen  entsprechenden  Weise  umzugestalten. 
Das  Königliche  Kreditinstitut  wurde  während  der  ersten  zehn 
Jahre  seines  Bestehens  sehr  stark  in  Anspruch  genommen.  Die 
von  ihm  gewährten  Darlehen  beliefen  sich  im  Jahre  1845  be- 
reits auf  mehr  als  5  Millionen  Taler.  Ein  Verlust  ist  hierbei  für 
das  Institut  nicht  eingetreten.     Daß  die  von  dem  Königlichen 

0  M.  A.  L.  S.  Schlesien  48.  vol.  1. 


38    I.  DAS  LANDSCHAFTUCHE  KREDITWESEN  UND  DER  QROSSGRUNDBESITZ- 

Kreditinstitut  gewährten  Kredite  sich  noch  innerhalb  der  Sicher- 
heitsgrenze befanden,  beweist,  daß  die  Schlesische  Landschaft 
bei  der  Kreditbemessimg  eine  übertriebene  Vorsicht  hat  walten 
lassen,  der  eine  innere  Berechtigung  nicht  zugesprochen  werden 
kann.  Daß  das  Verhalten  der  Landschaft  in  Hinblick  auf  die 
während  der  Agrarkrisis  gemachten  Erfahrungen  psychologisch 
verständlich  ist,  liegt  auf  einem  ganz  anderen  Felde. 

Den  wirtschaftlichen  Interessen  der  Gutsbesitzer  lief  die 
repressive  Kreditpolitik,  wie  sie  bei  den  meisten  Landschaften 
in  den  zwanziger  und  dreißiger  Jahren  geherrscht  hat,  gerade- 
wegs zuwider;  denn  diese  Kreditbeschränkungen  traten  gerade 
in  einer  Zeit  ein,  als  die  Gutsbesitzer  für  die  infolge  der  Re- 
gulierung erforderliche  Neuorganisation  ihres  Wirtschaftsbetriebes 
Kredit  nötiger  hatten,  als  je  zuvor^).  Wir  kommen  daher  zu  dem 
Resultat,  daß  die  Landschaften  in  der  Periode  von  1820 — 1840 
im  allgemeinen  ihrer  Aufgabe  als  Kreditinstitute  nicht  in  dem 
wünschenswerten  Maße  gerecht  geworden  sind*). 

In  gewisser  Weise  kam  die  Tendenz,  die  landschaftliche 
Kreditgewährung  einzuschränken,  auch  bei  dem  im  Jahre  1821 
errichteten  Kreditverein  für  das  Großherzogtum  PoseiL  zum 
Ausdruck.  Der  Beitriit  zu  diesem  Institut  wurde  den  Guts- 
besitzern nur  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  gestattet  Nach 
Ablauf  dieser  Frist  wurde  der  Kreditverein  für  geschlossen  er- 
klärt*) und  nur  den  bereits  beigetretenen  Gutsbesitzern  gestattet, 
Nachbeleihungen  bis  zur  Hälfte  des  Werts  ihrer  Güter  in  Anspruch 
zu  nehmen*).  Aber  trotz  dieser  Beschränkung  hat  der  Posener 

*)  Vgl.  Avenarius,  L.:  Über  den  Verkauf  zahlreicher  adliger  Güter 
in  der  Provinz  Preußen  (1827). 

')  Es  erscheint  daher  nicht  zutrefTend,  wenn  v.  d.  Goltz  ausführt : 

I  ,fia.  der  Periode  1820—40  war  es  wesentlich  der  Mitwirkung  der  Land- 

I  Schäften  zu  danken,  daß  der  überwiegende  Teil  des  Großgrundbesitzes 

I  über  Wasser  gehalten  wurde."  —  (Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Artikel : 

Landschaften.) 

•)  Durch  Kabinetsordre  vom  15.  April  1842  wurde  der  Kreditverein 
wiederum  für  6  Jahre  zum  Beitritt  geöffnet.  (S.  a.  S.  39.) 

*)  Von  1824—1828  eihielten  22  Gutsbesitzer  Nachtragsdarlehen. 
Ein  Ministerialreskript  vom  21.  März  1828  erklärte  dann  Nachbeleihungen 
für  unzulässig;  im  Jahre  1836  wurden  sie  aber  von  Neuem  gestattet. 


3.   DIE  WIRTSCHAFTLICHE  BEDEUTUNG   VON   1806   BIS   1906.  39 

Kreditverein  sehr  segensreich  gewirkt;  durch  ihn  wurden  die 
tiefverschuldeten  Gutsbesitzer  in  die  Lage  versetzt,  sich  mit 
ihren  Gläubigem  zu  arrangieren  und  dadurch  viele  von  ihnen 
vor  dem  sonst  unvermeidlichen  Zusammenbruch  bewahrt*). 

Außerdem  aber  kommt  dem  Kreditverein  von  1821  eine 
besondere  Bedeutung  deswegen  zu,  weil  er  es  war,  der  dem 
Amortisationsprinzip  Eingang  in  das  landschaftliche  Kreditwesen 
verschafft  hat  Die  Schuldner  des  Posener  Institutes  hatten 
nämlich  außer  den  4  o/o  Zinsen  und  einem  Verwaltungskosten- 
beitrag von  Vi  o/o  noch  l^/o  jährlich  für  die  Amortisation  ihrer 
Schuld  zu  entrichten.  Die  Amortisationsbeiträge  wurden  zur 
RäckzaWung  von  Pfandbriefen  verwandt. 

Das  Amortisationssystem  gelangte  Ende  der  dreißiger  Jahre 
auch  bei  den  übrigen  Landschaften  zur  Einführung  und  zwar 
anläßlich  der  damals  stattfindenden  Herabsetzung  der  Zinsen  der 
landschaftlichen  Pfandbriefe  von  4^/0  auf  3^2 o/o.  Die  Land- 
schaften ließen  nämlich  die  Zinszahlung  ihrer  Schuldner  nach 
der  Konversion  in  der  bisherigen  Höhe  fortbestehen  und  benutzten 
die  den  Pfandbriefinhabem  nicht  zufließenden  Beträge  zu  Amorti- 
sationszwecken. 

Mit  dieser  Maßregel  war  ein  großer  Teil  der  Gutsbesitzer 
durchaus  nicht  einverstanden.  Sie  waren  der  Meinung,  daß  eine 
Herabsetzung  ihrer  Jahresleistungen,  wie  sie  anläßlich  der  Kon- 
version der  Pfandbriefe  hätte  eintreten  können,  ihren  Interessen 
mehr  entsprochen  hätte,  als  die  Einführung  des  Amortisations- 
zwanges. Von  diesem  Standpunkt  ausgehend,  entschlossen  sich 
viele  von  ihnen  dazu,   die  Landschaftsdarlehen  zurückzuzahlen 
und  Privatkapitalien  aufzunehmen.  Letztere  standen  ihnen  infolge   ^^V    ^ 
der  aligememen  ueidüüssigkeit  seit  Ende  der  dreißiger  Jahre    ^.vv*^^ 
zu  verhältnismäßig  günstigen  Bedingungen  und  in  reichem  Maße       C*^k^^ 
zur  Verfügung. 

Bei  der  Schlesischen  Landschaft  gelangten  von  1836 — 1845 
Darlehen  in  Höhe  von  mehr  als  7  Millionen  Talern  zur  Rück- 


«)  Klebs,  J.:  Die  Landeskulturgesetzgebung,  deren  Ausführung  und 
Erfolge  im  Großhzt.  Posen  (1860).  S.  174. 
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^      Zahlung.  Diese  umfangreichen  Ablösungen  haben  einzelne  Schrift- 
.,  l'^"^'     steller  1)  darauf  zurückgeführt,  daß  die  hohen  Getreidepreise  es 
\^  *     ,  den  Schlesischen  Gutsbesitzern  damals  ermöglicht  hätten,  ihre 

^.uS^j^V^       Hypothekenschulden  zu  tilgen.  Diese  Auffassung  ist  jedoch  nicht 
i  ^'     n^      zutreffend.    Der  bei  weitem  größere  Teil  der  in  jener  Zeit  zur 
^(.c     Rückzahlung   gelangten   Landschaftsdarlehen   wurden  vielmehr 
durch  Privatkapitalien  ersetzt.    Diesem  Prozeß  stand  nur  dann 
f   ;y  ,  ein  Hindernis  im  Wege,  wenn  der  betreffende  Gutsbesitzer  bei 

t  ..t  ^'  dem  Königlichen  Kreditinstitut  ein  Darlehen  aufgenommen  hatte. 

Diesem  durfte  nämlich  reglementsmäßig  nur  ein  Landschafts- 
darlehen vorangehen.  Wie  groß  aber  in  jener  Zeit  das  Über- 
gewicht des  Privatkredits  über  den  Landschaftskredit  war,  be- 
weist der  Umstand,  daß  man  diese  Bestimmung  abändern  mußte : 
Eine  Kabinetsordre  vom  17.  Mai  1847  bestimmte,  daß  auch 
Privathypotheken  vor  den  Darlehen  des  Königlichen  Kredit- 
institutes im  Hypothekenbuche  stehen  bleiben  dürften. 

Ebensolche  Verschiebungen  innerhalb  des  ländlichen  Hypo- 
thekenverkehrs, wie  in  Schlesien,  fanden  in  den  vierziger  Jahren 
u^  ^  in  Ostpreußen  statt.  Die  Ostpreußische  Generallandschaftsdirektion 

^^A      konstatierte  bereits  in  ihrem  Berichte  von  1841,  4aß  zahlreiche 
,^*  Landschaftsdarlehen  durch  niedriger  verzinsliche  Privatkapitalien 

^^.^'^  abgelöst  worden  seien.   Im  Jahre  1044  bemöl'kty  üie,  daß  diese 

\^*  Bewegung  noch  andauere  und  mit  der  Abneigung   der  Guts- 

jK  besitzer  gegen  die  Zwangsamortisation  in  Zusammenhang  stehe. 

*  Die  Ostpreußische  Landschaft  wurde   damals  durch  die  Guts- 

besitzer hauptsächlich  in  der  Weise  in  Anspruch  genommen, 
daß  diese  ihre  Güter  von  ihr  abschätzen  ließen,  um  sich  auf 
Grund  der  Landschaftstaxen  Darlehen  von  Privaten  verschaffen 
zu  können*). 

Auch  die  übrigen  landschaftlichen  Kreditinstitute  hatten 
infolge  der  Konkurrenz  seitens  des  Privatkapitals  in  dem  De- 
zennium 1840-^1850  nur  geringe  Forschritte  zu  verzeichnen. 
In  Pommern  und  Brandenburg  soHeri'*  die  *  Kapitalisten  damals 


M  Z.  B.  Hübner:  „Die  Banken"  (1853)  L  S.  56. 

*)  L.  A.  Königsberg  U.  Gen.  107.  Aufsatz  des  G.  Ldr.  v.  Jachmann. 
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Gelder  zu  3  Vs^/o  auf  Rittergüter  ausgeliehen  haben  ^),  sodaß  die 
Gutsbesitzer  in  keiner  Weise  auf  den  Landschaftskredit  ange- 
wiesen waren.  Erst  gegen  Ende  der  40  er  Jahre  zog  sich  das 
Privatkapital  wieder  mehr  vom  Hypothekenverkehr  zurfick  \^x\^ 
wandte  sich  der  Anlage  m  läisenbahnwerten  zu*).   Ton  dieser 


ilage  m  Eisenbahnwerten  zu*). 

Zeit  an  gewannen  aann  oie  Jjandschaften  als  Kreditquelle  des 
ritterschaftlichen  Grundbesitzes  wieder  eine  erhöhte  Bedeutung. 

Ein  ganz  anderes  Bild,  als  in  den  dreißiger  und  Vierziger  ^ 

Jahren  bietet  das  landschaftliche  Kreditwesen  in  der  Zeit  von  K^Aw^ 
1850 — 1870.  Die  völlige  Umwälzung  auf  landwirtschaftlichem  /  /  /  /  ^ 
Gebiete,  die  seit  der  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  in  Gang  ge-  '^  ^""^  ^^ 
kommen  war,  steigerte  den  Kreditbedarf  des  ländlichen  Grund- 
besitzes im  höchsten  Maße  8).  Dieses  vermehrte  Kreditbedürfnis 
fand  nun  in  der  Hauptsache  seine  Befriedigung  bei  den  Land- 
Schäften.  Diese  waren  besonders  während  der  sechziger  Jahre, 
als  sich  das  Privatkapital  in  schreckenerregendem  Umfange  von 
dem  ländlichen  Hypothekenverkehr  abwandte  ^),  die  einzige  Kredit- 
quelle für  den  größeren  ländlichen  Grundbesitz.  Der  damals  in 
den  nordöstlichen  Provinzen  Preußens  herrschenden  Kreditnot 
haben  die  Landschaften  allerdings  nur  teilweise  abzuheKen  ver- 
mocht*). Die  völlige  Beseitigung  der  Kreditkrisis  durch  die  Land- 
schaften war  aber  auch  gamicht  zu  erwarten,  da  sie  im  wesent- 
lichen auf  einen  Mangel  an  Betriebskredit  zurückzuführen  war«). 
Dessen  Beschaffung  gehörte  aber  gamicht  zu  den  Aufgaben  der 
Landschaften.  Zum  Teil  beruhte  die  Notlage  allerdings  auch  auf 
dem  unbefriedigten  Bedarf  nach  einem  über  die  zulässigen  Land- 


')  V.  Thünen:  Der  isolierte  Staat.  IIi.  140. 

')  Kahn,  J.:  Geschichte  des  Zinsfußes  in  Deutschland  seit  1815. 
(1884)  S.  99. 

•)  Vgl.  Lette :  Das  landwirtschaftliche  Kredit-  und  Hypothekenwesen 
(1868). 

*)  Schles.  Zeitung  v.  7.  Januar  1868. 

^)  Vgl.  Mascher:  Der  landwirtschaftliche  Real-  und  Gewerbekredit 
(1868)  u.  Matern,  J. :  Die  volkswirtschaftliche  Aufgabe  der  landschaftlichen 
Hypotheken-Kredit-histitute  (1868). 

^)  Vgl.  Rodbertus-Jagetzow :  Zur  Erklärung  und  Abhülfe  der  heutigen 
Kreditnoth  des  Grundbesitzes  (1868). 


42   I.  DAS  LANDSGHArrUCHE  KBEDITWB3EN  UND  DER  aROSSaRÜNDBESTTZ. 

Schaftsdarlehen  hinausgehenden  Bodenkredit,  um  diesen  gewähren 
zu  können,  maßten  die  Landschaften  die  Grenzen  ihrer  Be- 
leihungen bedeutend  erweitem.  Dies  geschah  bei  den  meisten 
Instituten  in  der  Weise,  daß  die  beleihbare  Quote  des  Taxwertes 
von  der  Hälfte  auf  zwei  Drittel  heraufgesetzt  wurde.  Diese 
Maßnahme  erfolgte  in  Brandenburg  und  Schlesien  bereits  im 
Jahre  1858.  In  der  letztgenannten  Provinz  war  der  Wunsch  nach 
einer  erweiterten  Tätigkeit  der  Landschaft  besonders  dringend 
geworden,  weil  das  Königliche  Kreditinstitut  seit  dem  4.  März 
1856  für  weitere  Beleihungen  geschlossen  worden  war*). 

Im  Jahre  1866  folgte  die  Ostpreußische  Landschaft  und 
1868  die  Westpreußische  Landschaft  dem  Beispiel  der  beiden 
eben  erwähnten  Institute,  indem  sie  die  Beleihungsgrenze  auf 
zwei  Drittel  bezw.  sechs  Zehntel  des  Taxwertes  erhöhten.  Diese 
Maßregel  gestattete  den  Landschaften  eine  erhöhte  Beleihungs- 
tätigkeit  und  machte  es  ihnen  vor  allem  möglich,  Privatdarlehen, 
die  über  die  bisherige  Beleihungsgrenze  hinausgingen,  abzulösen. 

Von  1850 — 1870  führten  die  fünf  alten  Landschaften  dem 
Großgrundbesitz  mehr  als  80  Millionen  Taler_^zii^  Der  Gesamt- 
betrag ihrer  AusieihungenTiat  sich  in  dieser  Zeit  fast  verdoppelt. 
Sie  beliefen  sich  im  Jahre  1870  auf  über  510  Millionen  Mark. 

Daß  die  Landschaften  in  der  vorstehend  besprochenen 
Periode  eine  so  umfangreiche  Beleihungstätigkeit  entfalten  konn- 
ten, war,  abgesehen  von  der  Erhöhung  der  Beleihungsquote, 
vielfach  auf  eine  Umgestaltung  des  landschaftlichen  Taxwesens 
zurückzuführen.  Die  Landschaften  hatten  sich  nicht  länger  der 
Überzeugung  verschließen  können,  daß  ihre  meist  sehr  alten 
Taxprinzipien  mit  den  völlig  veränderten  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen nicht  mehr  im  Einklang  standen.  Sie  nahmen  daher 
jetzt  endlich  die  lange  hinausgeschobene  Revision  ihres  Tax-* 


^)  Die  Badgetkommission  der  II.  Kammer  hatte  nämlich  bereits  im 
Jahre  1850  die  Ansicht  ausgesprochen,  daß  das  Fortbestehen  der  staat- 
lichen Garantie  mit  der  veränderten  Staatsverfassung  nicht  vereinbar  sei. 
(Poschinger  II.  252.) 

Vgl.  Brbner,  H.:  Die  Grundkredit-Institute  in  Preußen.  Zeitschr. 
d.  Kgl.  pr.  Statist.  Bureaus  1867. 
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Systems  in  Angriff.  In  Pommern  und  Schlesien  fand  Ende  der 
fünMger  Jahre,  in  Ostpreußen,  Brandenburg  und  Westpreußen 
während  der  sechziger  Jahre  eine  Revision  der  landschaftlichen 
Taxprinzipien  statt  —  Bei  der  Westpreußischen  Landschaft 
führte  die  Revision  der  Taxgrundsätze  zu  einem  völligen  Bruch 
mit  dem  Ertragstaxsystem,  das  durch  die  Methode  der  Grund- 
taxation ersetzt  wurde.  Die  Veränderung  des  Abschätzungs- 
Verfahrens  führte  eine  Erhöhung  der  Laudschaftstaxen  und  da- 
mit eine  erweiterte  Kreditgewährung  herbei.  Außerdem  gestaltete 
sich  die  Taxation  selbst  wesentlich  einfacher.  Hierdurch  wurde 
eine  schnellere  Erledigung  der  Beleihungsanträge  ermöglicht.  In 
dieser  Beziehung  wurde  noch  ein  weiterer  Fortschritt  dadurch 
erzielt,  daß  mau  als  Maßstab  für  die  Darlehensbemessung  neben 
den  Taxen  auch  die  Grundsteuer- Reinertrags -Schätzungen  be- 
nutzte.  So  beschloß  die  Westpreußische  Landschaft  im  Jahre 
1867,  um  ein  schnelleres  Verfahren  bei  der  Beleihung  zu  er- 
möglichen, Darlehen  bis  zum  f ünfzehnfachen  Grundsteuer-Rein- 
ertrag ohne  jede  Taxe  zu  bewilligen.  Ähnliche  Bestimmungen 
trafen  in  der  Folgezeit  auch  die  übrigen  Institute. 

Ausschließlich  auf  der  Grundsteuerveranlagung  beruhte 
die  Kreditbemessung  bei  dem  im  Jahre  1867  errichteten  land- 
schaftlichen Kreditverband  der  Provinz  Sachsen,  wo  der  dreißig- 
fache Grundsteuer-Reinertrag  als  Taxwert  angenommen  wurde. 
Dieses  Institut  hatte  übrigens  im  Jahre  1870  erst  sechs  Ritter- 
güter beliehen;  es  ist  daher  für  die  Periode,  mit  der  wir  uns 
augenblicklich  befassen,    nur  von   untergeordneter  Bedeutung, 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  1857  begründeten  Neuen 
landschaftlichen  Kreditverein  für  die  Provinz  Posen.  Dieser  war 
während  der  sechziger  Jahre  ebenso  wie  die  5  alten  Landschaften 
eifrig  bestrebt,  den  wachsenden  Kreditbedürfnissen  des  größeren 
ländlichen  Grundbesitzes  gerecht  zu  werden.  Seine  Beleihungs- 
tätigkeit  erreichte  daher  bald  einen  ansehnlichen  Umfang.  Im 
Jahre  1870  hatte  er  bereits  über  700  Rittergüter  mit  einer 
Gesamtsumme  von  mehr  als  80  Millionen  Mark  beliehen. 

Von  den  Landschaftsdarlehen,  die  im  Jahre  1870  auf  etwa 
6000  Rittergütern  in  den  6  östlichen  Provinzen  ruhten,  war  weit 
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mehr  als  die  Hälfte  erst  in  den  vorangegangenen  zwanzig  Jahren 
eingetragen  worden.  In  dieser  Zeit  zeigte  es  sich,  eine  wie  hohe 
wirtschaftliche  Bedeutung  einem  organisierten  Kredit  zukommt, 
der  nicht  nur  in  einer  Periode  des  Geldüberflusses,  sondern  auch 
in  Zeiten  des  Geldmangels  dem  Grundbesitz  zur  Verfügung  steht 
Diesem  Vorteil  gegenüber  fällt  es  nur  wenig  ins  Gewicht,  daß 
in  Zeiten  teuren  Geldes  auch  die  Landschaften  ihren  Zinsfuß  für 
neue  Darlehen  erhöhen  müssen,  und  zwar  besonders  deshalb, 
weil  sie,  sobald  die  Verhältnisse  des  Geldmarktes  es  gestatten, 
wieder  eine  Herabsetzung  des  Zinsfußes  vornehmen. 

In  den  letzten  drei  Dezennien  des  vorigen  Jahrhunderts 
haben  die  Landschaften  ihre  Organisation  noch  weiter  ausgebaut 
und  hierdurch  den  Weg  für  eine  erhöhte  Nutzbarmachung  des 
Landschaftskredits  geebnet.  Unter  den  von  ihnen  zu  diesem 
Zweck  geschaffenen  Einrichtungen  sind  an  erster  Stelle  die  land- 
schaftlichen Darlehenskassen  und  Banken  zu  nennen.  Derartige 
Institute  existieren  zur  Zeit  (1906)  in: 

Stammkapital : 
Breslau :  Schlesische  landschaftliche  Bank  .  .  Mk.  5.000.000, 
Königsberg :  Bank  der  Ostpreußischen  Landschaft  „  3.000.000, 
Berlin :  Kur-Ti.  Neumärk.  ritterschafti.  Darlehnsk.  „  4.144.740, 
Danzig:  Westpreuß.  landschaftl.  Darlehnskasse  „  1.200.000, 
Posen:  Posener  landschaftliche  Bank  ...  „  2.000,000, 
Stettin:  Pomraersche  landschaftliche  Bank  .  .  „  2.000.000, 
Halle:  Landschaftl.  Bank  der  Provinz  Sachsen      „    2.000.000. 

Diese  Banken  und  Darlehenskassen  waren  ihrem  ursprüng- 
lichen Charakter  nach  Personalkredit-Institute  und  ausschließlich 
zur  Unterstützung  und  Ergänzung  des  landschaftlichen  Kredit- 
werkes bestimmt^).  Sie  gewährten  Vorschüsse  zur  Hypotheken- 
Regulierung  und  erleichterten  hierdurch,  sowie  durch  die 
Beschaffung  zweitstelliger  Hypotheken  die  Vornahme  der  land- 
schaftlichen Beleihungen.  Unter  Beibehaltung  dieser  Tätigkeit 
erweiterten  sie  im  Laufe  der  Zeit  ihre  Wirksamkeit  über  den 
Kreis  der  Kreditverbundenen   hinaus  und  betreiben  heute  alle 


*)  Hermes:  „Landschaften"  im  Handw.  d.  Staatsw. 
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Arten  von  Bankgeschäften,  mit  Ausnahme  solcher  spekulativen 
Charakters.  Infolgedessen  sind  sie  in  der  Lage,  den  Landschaften 
große  Gewinne  zuzuführen,  die  zur  Verstärkung  der  landschaft- 
lichen Fonds  dienen  und  somit  der  Gesamtheit  der  Kreditver- 
bundenen zugute  kommen. 

Ein  weiteres  Mittel  zur  Ausbreitung  des  Landschaftskredits 
bestand  in  der  Schaffung  des  „Zentralpfandbriefes".  Er  verdankt 
seine  Entstehung  der  im  Jahre  1868  seitens  des  Norddeutschen 
Bundes  veranstalteten  Enquete  über  das  Hypothekenwesen.  Ge- 
legentlich der  hierbei  stattgehabten  Beratungen  wurde  nämlich 
darauf  hingewiesen,  daß  die  Pfandbriefe  der  verschiedenen  Land- 
schaften, obwohl  sie  ganz  gleichwertig  seien,  im  Kurse  sehr 
erheblich  differierten^). 

So  standen  z.  B.  1867  die  Ostpreußischen  und  die  West- 
preußischen Landschafts -Pfandbriefe  durchschnittlich  8 — 10®/o 
niedriger  im  Kurse,  als  die  Pfandbriefe  der  Schlesischen  Land- 
schaft. Dies  hatte  zur  Folge,  daß  die  Gutsbesitzer  in  Ost-  und 
Westpreußen  bei  Inanspruchnahme  des  Landschaftskredits  gegen- 
über denjenigen  in  den  übrigen  Provinzen  im  Nachteil  waren. 
Diesem  Übelstand  glaubte  man  dadurch  abhelfen  zu  können,  daß 
man  für  alle  Landschaften  einen  gemeinschaftlichen  Pfandbrief 
schuf.  Zu  diesem  Zwecke  traten  im  Jahre  1873  sämtliche 
landschaftlichen  Kreditinstitute,  mit  Ausnahme  derjenigen  von 
Schlesien  und  Posen,  zu  einem  Verbände  zusammen,  der  den 
Namen  „Zentrallandschaft  für  die  preußischen  Staaten^^  erhielt 
Dieser  Verband  erhielt  das  Recht,  für  jedes  seitens  einer  Pro- 
vinziallandschaft  gegebenen  Darlehen  sogenannte  „Zentralpfand- 
briefe" auszufertigen,  die  der  kreditnehmende  Gutsbesitzer  als 
Darlehensvaluta  erhielt  Der  leitende  Gesichtspunkt  für  diese 
Einrichtung  war,  daß,  wenn  die  Gutsbesitzer  in  allen  Provinzen 
die  Landschaftsdarlehen  in  den  gleichen  Pfandbriefen  erhielten, 
sie  auch  überall  den  gleichen  Zinsfuß  für  die  Landschafts- 
darlehen zu  entrichten  hätten. 


>)  Franz,  R.   Die  landschaftlichen  Kreditinstitute  in  Preußen.  S  36. 
(1902). 
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Der  Zentralpfandbrief  hat  sich  aber  nicht  in  dem  Maße 
•einzubürgern  vermocht,  wie  man  dies  erwartet  hatte.  Die  meisten 
Institute  sind  im  Laufe  der  Zeit  wieder  zur  Ausgabe  von  Pro- 
vinziallandschafts- Pfandbriefen  zurückgekehrt.  Hierbei  haben 
mehrere  Gründe  mitgesprochen.  Einmal  ist  bereits  während  der 
siebziger  Jahre  ein  gewisser  Ausgleich  in  den  Kursen  der  Pro- 
vinzial-Pfandbriefe  eingetreten,  der  die  Benutzung  des  Zentral- 
pfandbriefes überflüssig  machte.  Fernerhin  sind  aber  einige 
Landschaften  aus  der  Zentrallandschaft  wieder  ausgeschieden, 
weil  sie  mit  der  Zentralisation  unvermeidlich  verbundene  Be- 
-schränkung  ihrer  Selbständigkeit  störend  empfanden*).  Das 
letztere  Moment  ist  bisher  in  der  Literatur  als  der  entscheidende 
Grund  für  das  geringe  Gedeihen  der  Zentrallandschaft  angesehen 
worden.  Demgegenüber  möchten  wir  annehmen,  daß  die  Zentral- 
landschaft sich  trotz  der  erwähnten  Beschränkungen  eines  großen 
Zuspruchs  zu  erfreuen  gehabt  hätte,  wenn  die  Kursverschieden- 
heiten bestehen  geblieben  wären.  Die  Existenzberechtigung  der 
Zentrallandschaft  ist  neuerdings  erst  wieder  dadurch  erwiesen 
worden,  daß  die  im  Jahre  1895  für  den  Großgrundbesitz  er- 
richtete Schleswig-Holsteinische  Landschaft  sich  bei  ihrer  Kredit- 
gewährung ausschließlich  der  Zentralpfandbriefe  bedient  Auch 
bei  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Kredit-Lastitut  ist  dies  der  FalL 
Im  Ganzen  sind  von  1873 — 1905  landschaftliche  Zentralpfand- 
briefe in  Höhe  von  fast  800  Millionen  Mark  ausgegeben  worden. 
Hiervon  waren  im  Jahre  1905  noch  Mk.  406.755.550. —  im  Umlauf. 

Der  Gesamtbetrag  der  umlaufenden  landschaftlichen  Pfand- 
briefe betrug  im  Jahre  1905  mehr  als  2V2  Milliarden  Mark. 
Von  diesen  sind  etwa  l^U  Milliarden  Mark  zwecks  Beleihung 
von  Gütern  ausgegeben  worden,  die  dem  Großgrundbesitz  zuzu- 
rechnen sind. 

Von  1870 — 1905  haben  die  Landschaften  dem  Großgrund- 
besitz etwa  1100  Millionen  Mark  neu  zugeführt  und  nahezu 
^000  Güter  in  einer  Größe  von  mehr  als  100  ha  neu  beliehen. 
Die  Zahl  der  landschaftlich  beliehenen  Güter  dieser  Größen- 


^  Hermes:  ,, Landschaften''  Handw.  d.  Staatsw. 


3.    DIE  WIBTSCHAFTLICHE  BEDEUTUNG   VON   1805   BIS    1905.  47 

klassen  belief  sich  1905  auf  11 — 12  000,  sie  hat  sich  also  seit 
1870  ungefähr  verdoppelt,  ein  deutlicher  Beweis  für  die  ge- 
waltigen Fortschritte,  die  der  Laadschaftskredit  in  den  letzten 
drei  Dezennien  in  den  Kreisen  des  größeren  ländlichen  Grund- 
besitzes gemacht  hat.  Erst  in  dieser  Epoche  gelangte  der  Kampf 
zwischen  dem  Individualkredit  und  dem  organisierten  Kredit  zur 
endgiltigen  Entscheidung  zugunsten  des  letzteren. 

Das  landschaftliche  Kreditsystem  hat  somit  nach  langen 
Kämpfen  dem  organisierten  Kredit,  der  allein  der  eigenartigen 
Natur  der  Landwirtschaft  voll  und  ganz  gerecht  wird,  zum 
endgiltigen  Siege  im  Bereiche  des  Großgrundbesitzes  verhelfen. 


n.  DAS  LANDSCHAFTLICHE   KEEDIT- 
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1.   DER  EINFLUSS   DER   LANDSCHAFTLICHEN  KREDIT- 
ORGANISATION AUF  DIE  GROSSGRÜNDBESrrZBILDUNG 
AM  ENDE   DES   XVm.  JAHRHUNDERTS. 

Die  Bedeutung  des  landschafüichen  Kreditsystems  für  die 
Grundbesitzverteilung  hat  man  bereits  frühzeitig  erkannt.  Schon 
im  Jahre  1777  erklärte  der  nachmalige  Minister  von  Struensee, 
"'daß  die  landschaftliche  Kreditor^anisation  „zu  einer  Auskaufung 
des  minderbemittelten  Adels  durch  den  reicKeren|Tü5J^ü-müsseM. 
Diese  Behauptung  fand  zwar  bald  hettigen  Widerspruch*);  die 
Erfahrung  hat  Struensee  aber  recht  gegeben. 

In  den  achtziger  und  neunziger  Jahren  des  XVHI.  Jahr- 
hunderts entstand  in  Schlesien  eine  Bewegung,  die  man  am 
treffendsten  als  ..Konzentration  des  adelipren  f^rnndhpt^jf^fi^^  be- 
zeichnen kann.  Durch  das  Kreditsystem  wurde  nämüch  nicht 
nur  der  Ankauf  von  Gütern  überhaupt  erleichtert,  sondern  ganz 
besonders  auch  die  Vereinigung  mehrerer  Güter  in  einer  Hand 
*  gefördert.  Wer  im  Besitze  eines  unverschuldeten  Gutes  war, 
konnte  ohne  jegliche  baren  Mittel,  schon  mit  Hilfe  der  landschaft- 
lichen Beleihung,  leicht  mehrere  Güter  zukaufen.  Betrug  der 
Wert  seines  ersten  Gutes  z.B.  100000  Taler,  so  erhielt  er  hierauf 
von  der  Landschaft  50000  Taler  in  Pfandbriefen,  die  aber,  da 
ihr  Kurs  über  pari  stand,  entsprechend  höher  bezahlt  wurden. 
Der  Gutsbesitzer  konnte  also  jetzt  ein  zweites  Gut  im  Werte 
von  etwa  55000  Talern  ankaufen   und   den  Kaufpreis  voll  ent- 

*)  Vgl.  von  Struensee:  Ober  das  landschafüiche  System  in 
Schlesien  (1777). 

*)  Vgl.:  Bemerkungen  über  die  Schlesische  Landschaft,  besonders 
in  den  gegenwärtigen  Zeitläuften  (1778). 
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richten.  Auf  dieses  zweite  schuldenfreie  Gut  konnte  er  dann 
wiederum  Pfandbriefe  aufnehmen,  hiermit  ein  drittes  Gut  an- 
kaufen, und  so  fort. 

Diese  Methode  des  Güterzusammenkaufens  war  zu  jener 
Zeit  in  Schlesien  ganz  allgemein  üblich.  So  fand  auf  diesem 
Wege  allmählich  eine  Verdrängung  des  kleineren  grundbesitzenden 
Adels  durch  den  größeren  statt  Rittergüter,  die  vof^ft^  ^q^^" 
vftTSfihiftdfinftn  Rftsitzern  p^ehört  hatten,  l^flrUf^^  r^^^^^^^Ur.  ^r^  a;^ 
HtjTifl  8inftg  Tiir^iglinM 

Diese  Entwicklung  blieb  in  den  Kreisen   der  Regierung 
nicht  unbemerkt     Als  Erster  wies  der  Justizminister  Freiherr    '"^^ 
von  Danckelmann,  dem  die  Oberaufsicht  über  die  Schlesische  M^**^  ^^ 
Landschaft  übei-tragen  war,  auf  sie  hin*).  Die  starke  Vermehrung    ""  "" ' 

der  landschaftlichen  Beleihungen  in  den  Jahren  1787  und  17S8       f. 
hatte  seine  Aufmerksamkeit  erregt  und  ihn  veranlaßt,  ihren  ür-  /     v^^^^^uu 
Sachen  nachzugehen.  Hierbei  stellte  siy^  tlPffllli^i  "^""^  r^oKi^^i^v^pi 
Gutsbesitzer  nur  deshalb  den  Landschaftskredit  so  stark  in  An-  ^ 

Spruch  genommen  ^ntf"^,  "^  ^''^^  HlT*^^  '^'^'^  T.an|j(;j^liaffgrtarlehens 
weitere  ijüter  an^nf^j]  pi  können.  Danckelmann  berichtete 
hierüber  am  29.  September  1789  an  den  König  Friedrich  Wil- 
helm n.  und  reichte  gleichzeitig  Vorschläge  ein,  wie  dem  Miß- 
brauch des  Landschaftskredits  gesteuert  werden  könne.  Der  König 
tibergab  die  Angelegenheit  dem  Minister  Wöllner  zur  weiteren 
Bearbeitung.  Dieser  trat  der  Ansicht  Danckelmanns,  daß  das 
landschaftliche  Kreditsystem  „ein  Rettungs-  und  kein  Erwerbungs- 
mittel  sei"  voll  und  ganz  bei.  Er  riet  dem  Könige,  Danckelmann 
mit  der  Ausarbeitung  einer  Verordnung  gegen  die  Güterkäufe 
zu  beauftragen.  Dies  geschah,  und  bereits  am  22.  Oktober  1789  ^  cu--i> « **^ 
übergab  Danckelmann  den  Entwurf  zu  einer  solchen  Verordnung.  /^«  e^  ' 
Hierin  waren  folgende  Bestimmungen  vorgesehen :  /'•'  ^^-  \*  *  f 

1.  Es  sollte  kein  Gutsbesitzer,  auf  dessen  Gut  noch  Pfand- 
briefe  hafteten,  ein  anderes  Gut  ankaufen  dürfen. 

»)  Vgl. :  Ausführliche  Nachrichten  über  Schlesien  (1794). 

*)  Grundlage  der  nachfolgenden  Darstellung  sind :  Acta  des  Kabinets 
König  Friedrich  Wilhelms  II.  Die  Landschaft  und  das  Kreditwesen  in 
Schlesien  (Geh.St.A.  96,  249,  D.). 

Hauer,  Landschaftl.  Kreditwesen  Preuflens.  4 
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2.  Es  sollte  kein  Gutsbesitzer  ein  anderes  Gut  hinzukaufen 
dürfen,  wenn  auf  diesem  noch  Pfandbriefe  hafteten. 

3.  Ein  Gutsbesitzer,  der  ein  anderes  Gut  zukaufte,  sollte 
weder  dieses  noch  sein  altes  innerhalb  fünf  Jahren  mit  Pfand- 
briefen belasten  dürfen. 

4.  Einem  Gutsbesitzer,  der  außerhalb  der  Provinz  Güter 
ankaufte,  sollten  die  auf  seinen  schlesischen  Gütern  haftenden 
Pfandbriefe  seitens  der  Landschaft  gekündigt  werden  können. 

Über  diese  Vorschläge  Danckelmanns  erstattete  Wöilnerdem 
Könige  einen  Bericht,  in  dem  er  ihre  Annahme  befürwortete. 
Der  Entwurf  Danckelmanns  fand  denn  auch  die  Zustimmung 
Friedrich  Wilhelms  IL  und  wurde  am  31.  Dezember  1789  als 
„Königliche  Verordnung  für  Schlesien  und  die  Grafschaft  Glatz" 
publiziert. 

Die  Verordnung  kam  für  die  Schlesischen  Gutsbesitzer 
völlig  überraschend  und  rief  wegen  der  starken  Einschränkung 
hinsichtlich  des  An-  und  Verkaufes  von  Gütern  den  lebhaftesten 
Widerspruch  der  beteiligten  Kreise  hervor.  Einflußreiche  Ritter- 
gutsbesitzer wandten  sich  mit  Eingaben  an  den  König,  womit 
sie  die  Verordnung  auf  das  Entschiedenste  bekämpften  i).  Gleich- 
zeitig erschienen  mehrere  Schriften,  in  denen  sehr  nachdrücklich 
auf  die  Schattenseiten  der  Verordnung  hingewiesen  wurde  '~^). 
Hauptsächlich  wurde  betont,  daß  es  infolge  der  Kreditbeschrän- 
kungen nunmehr  unmöglich  sei,  ein  Gut  zu  verkaufen  und  viele 
Rittergutsbesitzer  infolgedessen  vor  dem  Ruin  ständen.  Auch 
die  Landschaft  sah  sich  veranlaßt,  der  Verordnung  ihre  Auf- 
merksamkeit zuzuwenden.  Der  Landschaftsdirektor  von  Lüttwitz 
wurde  beauftragt,  ein  Gutachten  auszuarbeiten  und  bei  der  Zu- 
sammenkunft des  Engeren  Ausschusses  im  Februar  1790  zum 

0  Literarische  Chronik  v.  Schlesien.    1790.    S.  261. 

*)  Sieben  Kapitel,  veranlaßt  durch  die  Verordnung  vom  31.  De- 
zember 1789. 

')  Über  die  Schles.  Pfandbriefe  und  besonders  über  die  Verordnung 
V.  31.  Dezember  1789. 

*)  Kurze  Bemerkungen  zu  den  neulich  erschienenen  Betrachtungen: 
Über  die  Schles.  Pfandbriefe  u.s.w. 

*)  Beleuchtung  der  Schrift :  Über  die  Schlesischen  Pfandbriefe  u.s.w. 


1.    GR08S6BUNDBESITZBILDUNG    AM   ENDE  DES   XVni.  JAHEH.         51 

Toiixag  zu  bringen.  Hierzu  kam  es  aber  nicht,  da  der  Minister 
Freiherr  von  Danckelmann  sofort  bei  Beginn  der  Verhandlungen 
erklärte,  daß  die  Regierung  bereits  in  neue  Beratungen  über 
die  Verordnung  eingetreten  sei^).  Diesen  Erfolg  verdankten  die 
Gegner  der  Verordnung  den  Bemühungen  des  Großkanzlers  von 
Carmer,  der  sich  in  seiner  Eigenschaft  als  Besitzer  der  Schle- 
sischen  Herrschaft  Briesen  ihren  Protesten  angeschlossen  hatte. 
Das  Vorgehen  Carraers  veranlaßte  den  König,  zu  bestimmen, 
daß  eine  Kommission,  bestehend  aus  den  Ministem  Carmer,  Hoym 
und  Danckelmann,  über  die  Angelegenheit  von  neuem  beraten 
solle.  Die  Zusammensetzung  dieser  Kommission  entsprach  nicht 
den  Wünschen  Danckelmanns.  Er  wußte,  daß  Carmer  und  Hoym 
seine  Ansicht  über  die  Zweckmäßigkeit  der  von  ihm  geschaffenen 
Verordnung  nicht  teilten  und  sah  daher  voraus,  daß  er  in  der  PX^ 
Kommission  überstimmt  werden  würde.  Dies  verleitete  ihn  zu  C^^tU 
einem  Schritt,  der  seiner  Sache  sehr  schaden  sollte.    In  einer  . 

Eingabe  an  den  König  bat  er  nämlich,  daß  zwei  andere  Minister     '^^'^'*-*^/K 
an  Stelle  von  Carmer  und  Hoym  in  die  Kommission  entsandt      /;     /* 
würden.  „Diese  beiden  seien  selbst  schlesische  Gutsbesitzer  und        f 
daher  in   der  betreffenden  Angelegenheit   nicht   vorurteilsfrei,     ^ 
außerdem  aber  auch  von  ,jalousie  de  m6tier'  gegen  ihn  erfüllt." 
Über  diesen  Schritt  Danckelmanns  war  Wöllner  auf  das  Höchste/  ' 
entrüstet  Er  schrieb  an  den  König :  „Der  Minister  von  Danckel- 
mann muß  wirklich  schwach  im  Kopfe  sein,  daß  er  den  ein- 
liegenden   Bericht  an    Ew.  Königliche   Majestät  hat   schicken    ip^^t^'t^ 
können" 2).  Man  gewinnt  aus  den  Akten  den  Eindruck,  daß  Wöllner      ^  ,  / 

diesen  Vorgang  benutzt  hat,  um  sich  auf  die  Seite  der  Gegner  / 

Danckelmanns  zu   schlagen.     Mit  dieser  Schwenkung  Wöllners 
war  das  Schicksal   der  Verordnung  vom   31.  Dezember   1789 
entschieden :  ein^ Königlicher  Erlaß  vom  5.  Mai  1790  brachte  ihre  ^^ 
Suspension. 

Die  Verhandlungen  über  die  Anordnung  von  Maßnahmen 
gegen  das  Zusammenkaufen  mehrerer  Güter  dauerten  aber  noch 
fort.     Zunächst  machte  Graf  Hoym  neue  Vorschläge  in  dieser 

0  L.  A.  Breslau,  A.  II.  22. 

•)  Geh.  St.  A.  96,  249  D.  Wöllners  Immediatbericht  v.  30.  März  1790. 
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Beziehung.  Er  wünschte  eine  Bestimmung,  dahingehend,  daß 
niemand,  der  bereits  Güter  im  Werte  von  200  000  Talern  besäße, 
weitere  Güter  mittels  Aufnahme  von  Pfandbriefen  erwerbea 
dürfe.  Die  Abzahlung  von  Pfandbriefen,  die  bereits  vor  dem 
Ankauf  aufgenommen  waren,  könne  man  aber,  so  meinte  Hoym, 
den  Gutsbesitzern  nicht  zumuten.  Dieser  Zusatz  war  für  Danckel- 
mann  eine  Handhabe  zur  Bekämpfung  der  von  Hoym  gemachten 
Vorschläge.  Er  wies  mit  Recht  darauf  hin,  daß,  wenn  man  auf 
der  Ablösung  der  vor  Abschluß  des  Kaufes  eingetragenen  Pfand- 
briefe nicht  bestehe,  jeder  Gutsbesitzer,  der  auf  ein  Gut  reflek- 
tiere, den  bisherigen  Besitzer  veranlassen  könne,  vorher  Pfand- 
briefe aufzunehmen.  Mit  ebenso  großer  Entschiedenheit  wandte 
sich  Danckelmann  auch  gegen  die  vorgeschlagene  Bestimmung, 
daß  jedermann  ohne  Einschränkung  Güter  bis  zu  einem  Gesamt- 
werte von  200  000  Talern  ankaufen  dürfe.  Er  war  der  Ansicht, 
daß  diese  Erlaubnis  nur  zu  weiteren  Auskäufen  des  kleineren 
Adels  führen  werde. 

Um  sich  nun  bei  dem  Widerstreit  der  Meinungen  selbst 
ein  Urteil  bilden  zu  können,  beschloß  der  König,  die  gesamten 
landschaftlichen  Angelegenheiten  einer  eingehenden  Prüfung  zu 
unterziehen.  Diese  wurde  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1791 
unter  Leitung  Carmers  und  unter  Hinzuziehung  zweier  von  der 
Landschaft  nach  Berlin  entsandten  Deputierten  vorgenommen. 
Das  Resultat  der  Konferenzen  war,  daß  die  Verordnung  vom 
31.  Dezember  1789  definitiv  aufgehoben  wurde,  der  König  sich 
aber  vorbehielt,  besondere  Maßregeln  zu  ergreifen,  falls  „seitens 
einiger  reicher  Edelleute  wieder  Vergrößerungssucht  bemerklich 
werden  sollte".  So  endete  die  ganze  Aktion  gegen  die  Expan- 
sionsbestrebungen schließlich  mit  einer  Anweisung  des  Königs 
an  Hoym,  den  Güterhandel  zu  überwachen  und  bei  „ungebühr- 
licher Vergrößerung  der  Besitzungen"  Anzeige  zu  machen. 

Über  diesen  Ausgang  der  Angelegenheit  war  der  Schle- 
sische  Adel  sehr  erfreut  Die  Landschaft  gab  ihrer  Befriedigung 
sogar  in  einem  besonderen  Dankschreiben  an  Carmer  beredten 
Ausdi'uck^).    jDer    Erfolg  Carmers    bedeutete  gleichzeitig  eine 

n  L.  A.  Breslau  A.  II.  30,  Vol.  5. 
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Niederlage  für  Danckelmann.  Dieser  zog  denn  auch  hieraus  die 
Konsequenz,  den  König  um  Enthebung  von  seinem  Posten  bei 
der  Landschaft  zu  bitten.  An  Danckelmanns  Stelle  trat  der 
Großkanzler  von  Carmer. 

Von  Expansionsbestrebungen  schlesisoher  Gutsbesitzer 
hören  wir  nun  erst  wieder  gegen  Ende  der  neunziger  Jahre. 
Am  10.  Mai  1799  erließen  nämlich  die  Oberschlesischen  Ober- 
amtsregierungen eine  Verfügung^),  durch  die  den  Gutsherren 
untersagt  wurde,  ihre  bäuerlichen  Untertanen  zum  Ankauf  von 
fremdem  Bauemland  zu  veranlassen.  Ferner  machten  die  Mi- 
nister Graf  Hoym  und  Freiherr  von  der  Reck  unter  dem  15.  Sep- 
tember 1799  dem  König  Friedrich  Wilhelm  III.  den  Yorschlag, 
die  beiden  ersten  Paragraphen  der  Verordnung  vom  31.  De- 
zember 1789  wieder  in  Kraft  zu  setzen*).  Gleichzeitig  sprachen 
sie  den  Wunsch  aus,  daß  den  Schlesischen  Mediat-Landesherren 
untersagt  würde,  ihren  Jurisdiktionspflichtigen  Adel  auszukaufen. 

Der  Schlesische  Adel  muß  in  seinen  Expansionsbestrebungen 
damals  sehr  weit  gegangen  sein,  denn  sonst  wäre  Hoym  gewiß 
nicht  für  die  früher  von  ihm  so  heftig  bekämpfte  Verordnung 
eingetreten.  Die  weitere  Entwicklung  der  Angelegenheit  läßt 
es  allerdings  zweifelhaft  erscheinen,  ob  es  den  beiden  Ministem 
mit  ihren  Vorschlägen  ernst  war.  Als  nämlich  der  König  sich 
geneigt  zeigte,  die  beantragte  Verordnung  zu  erlassen,  erklärte 
ihm  Reck  im  Einverständnis  mit  Hoym,  daß  der  jetzige  Zeit- 
punkt im  Hinblick  auf  den  Rückgang  der  Güterpreise,  den  Geld- 
mangel und  die  Dienstaufhebungen  doch  nicht  geeignet  sei,  jene 
Verordnung  wieder  in  Kraft  zu  setzen;  den  Schlesischen  Adel 
könne  man  aber  zu  seiner  Warnung  davon  unterrichten,  daß 
die  Absicht  bestehe,  die  Verordnung  vom  31.  Dezember  1789 
wieder  aufzunehmen.  Dies  geschah  denn  auch  anläßlich  der  Zu- 
sammenkunft des  Engeren  Ausschusses  der  Landschaft  im  Jahre 
1800.  Bei  dieser  Gelegenheit  ließ  sich  nun  der  Minister  Fi-ei- 
herr  von  der  Reck  davon  überzeugen,  „daß  der  Güterhandel  in 
den  letzten  Jahren  aufgehört  habe,  und  daß  eine  etwaige  Wieder- 

*)  Vgl.  Kornsche  Ediktensammlung. 
«)  Geh.  St.  A89,  62.  B, 
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aufnähme  jener  Verordnung  nur  große  Beunruhigung  hervor- 
rufen würde".  In  diesem  Sinne  berichtete  er  an  den  König.  Von 
seinen  früheren  Vorschlägen  hielt  er  nur  den  einen  aufrecht^ 
der  sich  darauf  bezog,  den  Standesherren  das  Auskaufen  des 
kleineren  Adels  zu  untersagen. 

Im  Hinblick  hierauf  kann  die  Vermutung  nicht  von  der 

/       Hand  gewiesen  werden,    daß   die  geschilderte  Konzentrations- 

yf^^^        ^Ijewegung  für  die  schlesische  Latifundienbildung ^)  von  einer  ge- 

.  V-*' wissen  Bedeutung  gewesen  ist,   zum  mindesten,  daß  die  Ex- 

^^:i|.C'       pansionsbestrebungen   zu  einer  Vergrößerung  der  Latifundien 

Vv?'  geführt  haben. 

C^JLyt^  Ähnliche  Vorgänge  wie  in  Schlesien  spielten  sich  während 

"^  der  beiden  letzten  Dezennien  des  XVIII.  Jahrhunderts  auch  in 

Ostpreußen  ab.  Die  dortigen  Landschaftsakten  enthalten  zahl- 
reiche Beispiele  über  die  zwischen  1787  und  1805  erfolgte 
Konzentration  innerhalb  des  adeligen  Grundbesitzes. 

Am  bekanntesten  sind  die  damals  von  dem  Kriegs-  und 
Domänenrat  von  Farenheid  vorgenommenen  Gutskäufe^).  Schon 
vor  Gründung  der  Landschaft  hatte  Farenheid  einen  Teil  seines 
sehr  beträchtlichen  Vermögens  in  ländlichem  Grundbesitz  ange- 
legt, einen  andern  Teil  aber  auf  Rittergüter  ausgeliehen.  Diese 
Darlehen  wurden  nach  Errichtung  der  Landschaft  zumeist  zurück- 
bezahlt und  Farenheid  benutzte  nun  die  frei  gewordenen  Kapi- 
talien zu  einer  Ausdehnung  seines  Grundbesitzes.  Außerdem 
aber  nahm  er  auch  selbst  auf  einen  Teil  seiner  bisher  unver- 
schuldeten Güter  Landschaftsdarlehen  auf  und  benutzte  die  so 
gewonnenen  Mittel  zu  weiteren  Gutskäufen.  Auf  diese  Art  und 
Weise  wuchs  sein  Besitz  immer  mehr  und  mehr  an  und  um- 
faßte schließlich  36  Güter  nebst  zahlreichen  Vorwerken  und 
Dörfern,  die  zusammen  einen  Umfang  von  annähernd  24000  ha 
hatten.  Farenheid  zählte  damals  mit  den  Grafen  Dohna,  Doen- 
hoff  und  Schlieben  zu  den  größten  Grundbesitzern  Ostpreußens^). 

*)  Über  die  Entstehung  der  Schlesischen  Latifundien  vgl.  Deßmann 
S.  167  ff. 

«)  Böhme,  a.  a.  0.  S.  2. 
■     «)  L.  A.  Königsberg  XVI,  10. 
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Mittels  des  Landschaftskredits  hat  er  aber,  soweit  dies  festzu- 
stellen ist,  nur  einen  verhältnismäßig  kleinen  Teil  seines  Grund- 
besitzes erworben.. 

Viele  andere  ostpreußische  Gutsbesitzer  dagegen  nahmen 
in  jener  Zeit  eine  Vergrößerung  ihres  Besitzes  vor,  bei  der  sie     /A^,/'A^^i 
sich  ausschließlich  auf  die  Landschaftsdarlehen  stützten*).     So      ' 
schrieb  z.  B.  ein  Herr  von  Buddenbrock  im  Jahre  1790  an  die    ''  *^^ 


/ 


f*'- 


Landschaft,  daß   er  auf  sein   Gut  Powarben  Pfandbriefe  auf- 
nehmen müsse,  da  er  das  Gut  Poduhren  zugekauft  habe.  Zwei 
Jahre  später  nahm  er  weitere  Pfandbriefe  auf,  diesmal  um  die    ^*  *^''  *    ^ 
Güter  Galgarben  und  Mantau  zukaufen  zu  können.  Li  ähnlicher      ^ 
Weise  betätigten  sich  viele  andere  Gutsbesitzer.   Ein  Herr  von     ^  ^'((^ 
Trenck,  der  bereits  die  Güter  Meycken  und  Merlaucken  besaß, 
erwarb  zu   diesen  noch  vier  weitere  Güter  hinzu.     Bei  diesen 
Gutskäufen  läßt  sich  Schritt  für  Schritt  nachweisen,  wie  stets 
ein  Ankauf  mit  einer  Inanspruchnahme  des  Landschaftskredits 
zusammenfiel.    Es  ist  dies  ein   klares  Beispiel  dafür,  in  wie 
hohem  Maße  das  Kreditsystem  die  Grundbesitzkonzentration  er- 
leichtert hat 

Das   Reglement   der   Ostpreußischen   Landschaft   enthielt       /,^/ 
überdies  noch  eine  Bestimmung,  durch  die  das  Auskaufen  der      ' 
kleineren  Güter  gefördert  wurde.  Es  war  nämUch  darin  festge-    **  i.      ^^ ., 
setzt,  daß  Gutsanteile  von  5000  Talern  und  weniger  nicht  be-  »^*' 
liehen  werden  durften.  Einzelne  Gerichte  legten  nun  diese  Be-  v 
Stimmung  dahin  aus,  daß  alle  Güter  von  geringerem  Werte  als  { 
5000  Taler  von  der  Teilnahme  an  der  Landschaft  ausgeschlossen 
seien*).     Der  Engere  Ausschuß  der  Landschaft  trat  jedoch  im 
Jahre  1794  dieser  Auffassung  entgegen  und  erklärte,  daß  alle 
Rittergüter  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Wert  beleihungsfähig  seien.    ' 
Hiermit  war  aber  der  Großkanzler  von  Carmer,  der  die  Ober- 
aufsicht über  die  Landschaft  führte,  nicht  einverstanden.  Schließ- 
lich einigte  man  sich  dahin,  daß  Güter  in  einem  Werte  von 
weniger  als  3000  Talern  nicht  beleihungsfähig  sein  sollten. 

*)  Die  nachfolgenden  Daten  sind  den  Beleihungsakten  der  betref- 
fenden Güter  entnommen. 

•)  L.  A.  Königsberg  XVI,  30. 
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Der  Preis  dieser  in  Ostpreußen  verhältnismäßig  zahlreichen 

.,y        Güter  wurde   dadurch,   daß  ^raan  jhnen^den   Landsch.aftskredit 

•(  "'        ^    versagte,   sehr  herabgedrückt    Der  Kreditmangel  hinderte  die 

.\' '    .»*^  *•     kleineren  Gutsbesitzer,  Verbesserungen  in  ihren  Betrieben  ein- 

^  ^     f*'  zuführen,  und  zwang  sie  dazu,  ihren  Grundbesitz  unter  seinem 

y\    ^;        wahren  Werte   an   den   benachbarten  größeren  Gutsbesitzer  zu 

V      V      ^       verkauf en^).  Ähnlich  erging  es,  wie  später  näher  ausgeführt  werden 

{ 'S  wird,  den  köUmischen  Grundbesitzern.  Infolge  dieser  Vorgänge 

trat  in  der  Zeit  von  1780 — 1805  ein  nicht  unwesentlicher  Eück- 

gang  in  der  Zahl  der  ostpreußischen  Rittergutsbesitzer  ein. 

Ähnliche  Verschiebungen   fanden   damals   auch   in  "West- 
preußen  statt.    Nach   dessen  Erwerbung  durch   Friedrich  den 
Großen  gedachte  ein  Teil  der  polnischen  Gutsbesitzer,  seine  in 
diesem  Landesteil  belegenen  Güter  zu  veräußern  und  sich  nach 
Polen  zurückzuziehen*).   Der  hierdurch  bedingte  Abfluß  großer 
Kapitalien  nach  dem  Auslande   erschien  aber  dem  Könige  von 
seinem  merkantilistischen  Standpunkte  aus  höchst  unerwünscht 
Aus  diesem  Grunde  versagte  er  im  Jahre  1780  seine  Zustim- 
,         mung  zur   Errichtung  einer  Westpreußischen  Landschaft.    Auf 
,       eine  diesbezügliche  Petition  antwortete  er  dem  Westpreußischen 
'*         Adel  im  Jahre   1785   wie'folgt^):    „Beste,  Liebe,  Getreue,  die 
nehmlichen  Umstände  sind  noch  vorhanden,  welche   mich  ver- 
anlassen, die  Errichtung  eines  Creditsystems  nach  Eurer  hiermit 
wieder  zurückgehenden  Associationsakte  vom  30.  Oktober  noch 
•   (      aufzuschieben.  Viele  aus  Eurem  Mittel  halten  sich  noch  in  Pohlen 
\        auf,  und  diese  würden  sich  dergleichen  Credit  nur  zu  Nuzzen 
machen,  das  baare  Geld  dahinzuziehen  und  dadurch  einen  allge- 
meinen Banquerout  zu  befördern.    Diese  Umstände  müssen  sich 
erst  ändern,  ehe  Eurem  Gesuche  näher  treten  kann.  Euer  gnädiger 
König  Friedrich." 

Unter   Friedrich  Wilhelm  U.  nahm   die   Polenpolitik   der 
f^       Regierung  eine  andere  Richtung  an.  Die  wirtschaftlichen  Faktoren 


'  ,    r  *)  Plehn,  H.     Zur  Geschichte  der  Agrarverfassung  von  Ost-  und 

^''''  ^,»'       Westpreußen.    (1905.)    S.  121. 
^r^^*     -  »)  Lehmann,  1.42. 

«)  Ullrich :  DenkschriftzurSäkular-Feier der Westpr.Landschaft(1887). 
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traten  hinter  die  nationalen  Gesichtspunkte  zurück.  Man  legte 
keinen  Weii  darauf,  die  Polen  und  ihre  Kapitalien  im  Lande 
zu  behalten,  sondern  wünschte  im  Gegenteil,  daß  recht  viele 
Güter  aus  polnischen  Händen  in  deutsche  übergingen.  Dem- 
entsprechend änderte  sich  auch  der  Standpunkt  der  Regierung 
in  der  Landschaftsfrage.  Schon  am  2.  November  1786  erging 
ein  Königlicher  Befehl  zwecks  Errichtung  eines  landschaftlichen 
Kreditinstituts  für  Westpreußen  und  wenige  Monate  später  trat 
die  Westpreußische  Landschaft  ins  Leben. 

Mit  Hilfe   des  Landschaftskredits  konnten  jetzt  die   von 
polnischen   Großgrundbesitzern   zum   Verkauf  gestellten  Herr- 
schaften ungeteilt  von   deutscher  Seite  erworben  werden^).    Es 
kauften  zum  Teil,   gestützt  auf  die  landschaftliche  Beleihung: 
Graf  von  Keyserling  die  Neustadter  und  Kutzauer,  von  Gerhardt 
die  Pakoscschen    und    Flatowschen,    Justizrat   von    Zacha    die 
Strelitzschen  Güter^).    Bei  diesen  Besitzveränderungen  bestand   \*)^ 
die  Wirkung  des  Kreditsystems  darin,  daß  der  bestehende  Groß-      C^^^  n^  *^ 
grundbesitz  aufrecht  erhalten  werden  konnte.    Hierüber  hinaus   c, ,' 
erleichterte  der  Landschaftskredit  aber  auch  die  Bildung  neuer    /)jCs  ^  ^ ' 
großer  Gutskomplexe.   Auch  hierfür  woUen  wir  einige  Beispiele    ^•'•'' '   ^  '  ^^J/' 
anführen.    Ein  Herr  von  Wesnikowski  kaufte   1790  Piszenice, 
1791  Sunnin,  Swaroszyn  und  Goszin,  und  1796  Boroszau^).  Der  j- .».'••• ' 
Landschaftsrat  von  Lewald-Jezierski,  der  bereits  3  Güter  besaß,     ;,    •    •' 
erwarb  1789  bis  1806  acht  weitere  Güter  hinzu.   Der  Kammer-     .      /  ff^O^^i^ 
herr  von  Eosenberg  erstand  1787   das  Gut  Klotz,  kurze  Zeit 
darauf  Gr.  Tromnau  und  Warzeln  und  1789  Gallnau*).  Ein  Herr 
von  Blumberg,  der  1799  sieben  Güter  im  Werte  von  230  000  Talern 
erworben  hatte,  kaufte  1802  fünf  weitere  für  ungefähr  110000 
Taler  hinzu.    Die  Fürsten  von  Droguslaw,  die  sich  im  Besitze 
der  Herrschaften  Gemel  und  Zandersdorff  befanden,  kauften  von 
1794 — 1796  weitere  zehn  Rittergüter  an^). 

*)  Die  hierauf  bezüglichen  Notizen  sind  zum  größten  Teil  den 
„V.  Schönschen  Papieren"  entnommen  (St.  A.  Danzig  161 — 1.)  zum  Teil 
aber  auch  den  landschaftlichen  Beleihungsakten. 

«)  L.  A.  Danzig  Gen.  4.  Vol. 

»)  S.  d.  betr.  Beleihungsakten. 

*)  Zeitschrift  des  histor.  Vereins  f.  d.  Reg.-Bez.  Marienwerder  XIX. 

»)  St.  A.  Danzig  161—1  v.  Schönsche  Papiere. 


ft^r     iV.t,  f   C./vv.^^         <^^tr'^^--'f^    '  U^^K^**w,  HW^    V»- 


58    II.  DAS  LANDSCHAFTUCHE  KREDITWESEN  UND  DIE  AGRAEVERPASSUNG- 

Diese  Beispiele  zeigen  schon,  daß  die  Konzenti^ations^ 
bestrebungen  von  uglnischer  und  deatscher  Seite  gleichzeitig 
betrieben  wurden,  auf  letzterer  scheinen  sie  aber  überwogen  zu 
haben^).  Bei  allen  diesen  Grundbesitzverschiebungen  spielte  der 
Landschaftskredit*)  eine  große  Rolle.  Ohne  die  Krediterleichte- 
rungen, WglcliP   ^^^  ^'^ndnnhaft   P^Wnh^^^j    "rnrnn    sie    ^pmofrliVh 

gewgsan.  Die  Vereinigung  mehrerer  Gutsherrschaften  in  einer 
Hand  erfolgte  damals  in  solchem  Umfange,  daß  die  Westpreußische 
Landschaft  wiederholt  Bestimmungen  darüber  treffen  mußte,  wie 
bei  der  Beleihuug  derartiger  Gutskomplexe  zu  verfahren  sei. 

Die  ländliche  Gruhdbesitzbewegung  weist  somit  in  West- 
preußen dasselbe  Bild  auf,  wie  in  Ostpreußen  und  Schlesien. 
Und  ebenso  wie  in  diesen  drei  Provinzen  traten  damals  auch 
in  Pommern  und  Brandenburg  Konzentrationsbestrebungen 
zutage.  Nach  einer  in  den  Pommerschen  Landschaftsakten')  be- 
findlichen Aufstellung  sollen  im  Jahre  1781  in  Yor-  und  Hinter- 
pommem  1091  Güter  in  den  Händen  von  618  Besitzern  gewesen 
sein.  Krug  berechnet  für  das  Jahr  1798  die  Zahl  der  Ritter- 
güter in  Pommern  auf  1303  und  die  ihrer  Besitzer  auf  526*). 
Wenngleich  die  letztere  Angabe  ungenau  ist,  so  lassen  die  Ziffern 
doch  deutlich  erkennen,  daß  damals  auch  in  Pommern  eine  ge- 
wisse Kouzentrations-Tendenz  herrschte. 

Für  die  Kur-  und  Neumark  können  wir  wieder  Einzel- 
beispiele für  das  Zusammenkaufen  von  Gütern  anführen^).  Ein 
Landrat  von  Sydow  vereinigte  in  der  Zeit  von  1804 — 1808  sechs 
Güter  in  seiner  Hand,  die  einen  Gesamtwert  von  mehr  als 
250  000  Talern  repräsentierten.  Der  Präsident  von  Enckevordt, 
der  bereits  zwei  Rittergüter  besaß,   kaufte  im  Jahre  1786  das 


»)  Vgl.  Roscius,  Über  Westpreußen  (1832). 

*)  Nach  Hagen,  a.  a.  0.  S.  54,  sollen  ähnlich  wie  in  Ostpreußen  auch 
in  Westpreußen  die  kleineren  Gutsbesitzer  von  der  Landschaft  überhaupt 
ausgeschlossen  gewesen  sein.  Aus  den  „Landschaftsakten"  geht  dies  je- 
doch nicht  hervor. 

»)  L.  A.  Stettin  Gen.  I.  1. 

^)  Krug,  a.  a.  0.  L  455. 

*)  Landst.  A.  Berlin:  Neumark,  IL  L.  VU.  11. 
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Gut  Curtow  für  67  100  Taler  und  1803  das  Gut  Wuthenow  für 
60  300  Taler  hinzu.  Auch  der  bedeutende  Grundbesitz  der  Familie 
von  Eckardtstein,  der  19  Güter  im  Umfange  von  76000  Morgen 
umfaßte,  datiert  in  seinen  Anfängen  aus  den  neunziger  Jahren 
des  XVm.  Jahrhunderts!). 

Zusammenfassend  können  wir  demnach  sagen :  Tnfolye  d^y 
dauernden  Stei^erung^  der  Getreidepreise  während  der  zweiten 
Ilajri;e  des  XVIII.  Jahrhunderts  hatte  sich  allgemein  die  über-^ 
Zeugung  Jjahn   gebrocnen,  oem  aieJUand Wirtschaft  ein   höchst 

rp>nfah1ftr  l<!rw^T*j||^U!üAlilljfipuAj^   IUP  hiPrHnrnh  wftAhjyprnfPTiP  Ypiprin^ 

zum  Erwerb  von  ländlichem  Grundbesitz  wurde  durch  das  land- 
schaftliche Kreditsystem  erheblich  gefördert.  Die  Landschaften 
stellten  den  Kittergutsbesitzem  Kredit  zum  Ankauf  weiterer 
Güter  zur  Verfügung  und  begünstigten  die  Ausbreitung  der 
größeren  Güter  auf  Kosten  der  kleineren  weiterhin  dadurch,  daß 
sie  diesen  den  Kredit  versagten.  Die  Folge  hiervon  war,  daß 
die  Zahl  der  Gutsbesitzer  sich  in  der  Zeit  von  1770 — 1806  er- 
heblich verminderte.  Die  durch  das  Kreditsystem  hervorgerufenen 
Besitzveränderungen  innerhalb  des  ritterschaftlichen  Grundeigen- 
tumes haben  somit  zu  einer  Verstärkung  des  Großgrundbesitzes 
geführt 

2.  DAS  LANDSCHAFTLICHE  KREDITSYSTEM  UND  DIE 
BAUERNBEFREIUNG«). 

Die  bäuerlichen  Reformen,  die  in  Preußen  in  der  ersten 
Hälfte  des  XTX.  Jahrhunderts  durchgeführt  worden  sind,  haben 
die  soziale  und  wirtschaftliche  Verfassung  des  ländlichen  Grundbe- 
sitzes völlig  geändert.  Diese  tief  einschneidenden  Reformen  konnten 
an  dem  landschaftlichen  Kreditsystem,  das  so  eng  mit  dem  länd- 
lichen Grundbesitz  verbunden  war,  nicht  spurlos  vorübergehen. 
Die  Landschaften  wurden  schon  in  ihrer  Eigenschaft  als  Hypo- 
thekengläubiger der  meisten  Rittergüter  von  jeder  Veränderung, 


*)  NiendorfjM.  A  Die  Rittergüter  in  den  östlichenProvinzen(1871)S.56. 

*)  Vgl.  zu  diesem  Abschnitt:   Knapp,  G.  F.,  Die  Bauern-Befreiung 

und  der  Ursprang  der  Landarbeiter  in  den  älteren  Teilen  Preußens  (1887). 
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die  mit  diesen  vorgenommen  wurde,  berührt.  Außerdem  hatten 
die  Landschaften  aber  noch  ein  besonderes  Interesse  an  der 
Gesamtheit  aller  adligen  Güter  wegen  der  von  diesen  über- 
nommenen Generalgarantie. 

Die  Reformgesetzgebung  ist  dalier  nach  zwei  Seiten  hin 
zu  prüfen.  Einmal  fragt  es  sich,  ob  sie  eine  Schwächung  der 
Generalgarantie  zur  Folge  gehabt  hat  Diese  Frage  kann  ohne 
weiteres  verneint  werden.  Es  ist  allgemein  anerkannt,  daß  der 
ritterschaftliche  Grundbesitz  in  seiner  Gesamtheit  durch  die  Agrar- 
reform an  Wert  nicht  verloren,  sondern  im  Gegenteil  gewonnen 
hat  Die  auf  den  Rittergütern  lastende  Generalgarantie  hat  somit 
durch  die  Bauernbefreiung  keine  Schwächung,  sondern  eher  eine 
Stärkung  erfahren. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  Sicherheit  der  landschaft- 
lichen Beleihungen  durch  die  Reformen  gefährdet  worden  ist. 
Dies  bedarf  einer  eingehenden  Untersuchung.  Entscheidend  ist 
hierbei,  daß  die  Landschaftsdaiiehen  auf  Grund  von  Ertrags- 
taxen gegeben  wurden.  Für  die  Landschaft  kam  es  daher  darauf 
an,  daß  der  ihr  verhaftete  Gutsertrag  keine  Schmälerung  erlitt 
Hieraus  ergibt  sich  von  selbst  der  Standpunkt,  von  dem  aus 
die  Bedeutung  der  Refornigesetzgebung  für  das  landschaftliche 
Kreditsystem  erörtert  werden  muß.  Da  die  Domänen  außerhalb 
der  Landschaften  standen,  erstreckt  sich  unsere  Untei*suchung 
nur  auf  die  Reformen  der  Privatbauern. 
f    J  ^  Die  erste  Stufe  dieser  Reformen  war  die  Aufhebung  der 

*  Erbuntertänigkeit  durch  das  Edikt  vom  9.  Oktober  1807.   Hier- 

durch wurde  die  rechtliche  Abhängigkeit  der  Bauein  von  ihren 
Gutsherren  beseitigt,  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  blieben 
aber  bestehen.  Es  kamen  zwar  einige  unbedeutende  Gebühren 
der  Bauern,  wie  Loslassungsgelder,  Entschädigungen  für  nicht- 
geleistete  Zwangsdienste  und  dergleichen  mehr  in  Wegfall ;  dafür 
haftete  aber  jetzt  auch  andrerseits  die  Herrschaft  nicht  mehr 
für  die  öffentlichen  Abgaben  der  Bauern.  Vom  Standpunkt  der 
Landschaften  aus  war  das  Entscheidende,  daß  der  Bauer  auch 
weiterhin  Dienste  zu  leisten  und  Abgaben  zu  entrichten  hatte, 
—  also   eine  Ertragsquelle  für   das  Rittergut  blieb.    Auch  die 
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sonstigen  Bestimmungen  des  Ediktes  enthielten  nichts,  was  mit 
dem  Interesse  der  Landschaften  in  Widerspruch  stand.  Man  ge- 
stattete zwar  allen  Grundeigentümern  ausdrücklich,  ihre  Güter 
ohne  Zustimmung  der  Hypothekengläubiger  ganz  oder  teilweise 
zu  verpachten;  hinsichtiich  der  landschaftlich  beliehenen  Güter 
war  diese  Erlaubnis  aber  an  die  Bedingung  geknüpft,  daß  seitens 
der  zuständigen  Landschaftsdirektion  ein  Uuschädlichkeitsattest 
erteilt  würde. 

Als  Ergänzung  zu  dem  Edikt  vom  9.  Oktober  1807  erging     r"  ^ 


jftaBöffinrainynBmn 


tK^ 


einige  Zeit   darauf   eine  Yerordnun, 

ZöSühunenschlagen  der  Bauerngüter,  die  deshalb  von  einschnei-  f 
dender  Bedeutung  war,  weil  sie  mit  dem  von  Friedrich  dem  '^^v-^ca^^-v^C»^" 
Großen  aufgestellten  Grundsatz  des  Bauernschutzes  bracW).  jjeir 
Landschaften  konnte  die  Verordnung,  die  mit  unwesentlichen 
Änderungen  am  27.  März  1809  für  Schlesien,  und  am  9.  Januar 
1810  für  Pommern  in  Kraft  trat,  nur  willkommen  sein.  Es  lajr 
ai^ch  in  ihrftm  TnfftpQoO|  /^^ß  f^^'^  a^^^cU^^^^  j^f^j.  {[^j^^  t^^>^ 
"ziehen  jl es  Baueyn]aj]f|f^g   nnt\   sAinP   Vftrwftn^][|yn^    in    Yorwftrkft 

den  Ertrap  ihrer  Güter  steigern  konnten.  Die  Landschaften  sahen  I 
die  ganze  Sache  also  etwa  unter  demselben  Gesicktspunkte  an,  \ 
wie  diejenigen,   die  in  der-  Yerordnung  nur  eine  Maßregel  im 
Interesse  der  Landeskultur  erblickten. 

In  viel  höherem  Grade  als  bei  den  bisher  besprochenen 
Edikten  waren  die  Landschaften  bei  den  Kegulierungsgesetzen    /a^*'^**^^^ 
die  die  ^zweite  Stufe  der  Reformen  bildeten,  interessiert.    Das       fy^4( 
erste   dieser  Gesetze  war  das  Edikt  vom  14.  September  1811, 
„die  Regulierung  der  gutsherrlich-bäuerliclien  Verhältnisse  De-      ^   . 
treffend".    Die  Bedeutung  dieses  Ediktes   für  die  Landschaften     ^-    -  ^ 
lag  im  Folgenden:  Die  ökonomische  Grundlage  des  Rittergutes 
wurde  umgestaltet;  der  Bauer  als  Ertragsquelle  verschwand.  Seine 
Abgaben,  seine  Dienste  fielen  weg.    A,!^  Entschädigung  hierfür 
erhielt  der  Gutsherr  einen  Teil  des  Bauernlandes,  bessen  Ertrag 
gewaürfe  ihm  Ersatz  für  den  Verlust,  den"  er  durch  den  Wegfall 
der  bäuerlichen  Dienste  und  Abgaben  erlitt. 

Für  eine  Entschädigung  der  Gutsherren  war  also  gesorgt. 

*)  Knapp,  I.  137.  142. 
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Anders  verhielt  es  sich  mit  den   Landschaften.    Ihnen  wurde 
durch  den  Wegfall  der  Dienste  und  Abgaben  ein  Teil  des^ünter- 
pfandes,  auf  dem  ihre  Beleihungen  beruhten,  entzogen.  Hierfür 
erhielten  sie  keinen  Ersatz.   §§  24  und  55  des  Gesetzes  wahrten 
ausdrücklich  den  Gutsherren  das  Recht,  das  Entschädigungsland 
^  ^  «"^         ganz  oder  teilweise  zu  verpfänden  und  zu  verkaufen,  ohne  daß 
U^^"  .(.-.'*    I  <len  Hypothekengläubigern  ein  Einspruchsrecht  zustehen  sollte. 
^♦(^  >"'    Diese  Bestimmung  war  getroffen  worden,  damit  die  Gutsbesitzer 

^t**  durch  Verwertung  des  Entschädigungslandes  die  Kosten  der  Re- 

gulierung  und  der  Neuorganisation  des  Wirtschaftsbetriebes  auf- 
bringen konnten. 

Die  Verfügungsfreiheit  über  das  Entschädigungsland  war 
somit  für  die  Gijt/ihftfliteftr  _^rhrj;^rrtHlhr^ft^  vei;stieß  aber  durch- 
aus gegen   das  Interesse  der  Landschaften.    Dies  wurde  auch 
alsbald  erkannt   Schon  im  Oktober  des  Jahres  1811  fanden  bei 
der  Pomraerschen  Landschaft   Beratungen   über  diesen  Gegen- 
stand statt^).  Der  Engere  Ausschuß  beschloß  darauf  hinzuarbeiten, 
daß  die  Gutsbesitzer  die  durch  Verpfändung  oder  Verkauf  des 
Entschädigungslandes  erzielten  Kapitalien  auch  wirklich  im  Inter- 
i^\\        esse  ihrer  Güter  verwendeten,  und  verlangte,  daß  der  Landschaft 
)  ^ysf*      *         hierüber  ein  Kontrollrecht  zugestanden  werde.  Noch  weiter  ging 
*"        ^^r  in  dieser  Beziehung  die  Schlesische  Landschaft.   Sie  wünschte, 

^>^*^*^  daß  die  betreffenden  Kapitalien  an  sie  verabfolgt  würden*),  und 

'•     -  wollte  sich  vorbehalten,  zu  bestimmen,  wieviel  davon  zu  Neu- 

^■^     / -^  anlagen   und  wieviel  zur  Ablösung  von  Pfandbriefen  verwandt 

^  werden  sollte. 

Diese  Vorschläge  fanden  nicht  den  Beifall  des  Staatskanzlers 
Preiherm  von  Hardenberg,  der  den  Landschaften  keine  Bevor- 
zugung vor  den  privaten  Hypothekengläubigem  zugestehen  wollte^). 
Er  gab  in  diesem  Punkte  auch  trotz  wiederholter  Gesuche  der 
Landschaften  nicht  nach.  Die  Deklaration  vom  29.  Maj  1816  — 
das  zweite  und  wichtigste  der  Regalierungsgesetze  —  hielt  an 

»)  L.  A  Stettin  I.  8.  Vol.  31. 
•)  L.  A.  Breslau  Verhdlg.  d.  E.  A.  1812. 

^)  M.  A.  L.  S.  Pommern  I.  vol.  5.  Hardenberg  an  d.  Finanzkollegium 
15.  August  1812. 
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derYerfäguagsfreiheit  der  Gutsbesitzer  über  das  Entschädiguiigs« 
land  bezw.  aas  Jüntscnädigungskapital  d(^ii  Hypothekengläubigem 
gegenüberfesFTBi?n^rweiiaung  dieser  Kapitalien  wurde  aber 
der  Kontrolle  der  General-Kommission  unterstellt  Sie  hatte  da- 
rüber zu  wachen,  daß  der  Gutsbesitzer  von  dem  Entschädigungs- 
land nur  so  viel  verpfändete  oder  verkaufte,  als  zu  „der  in  Ge- 
folge der  Regulierung  erforderlichen  neuen  Einrichtung  notwendig 
war".  Die  Generalkommission  hatte  also  das  IJnschädlichkeits- 
attest  auszustellen  —  auch  für  die  landschaftlich  beliehenen 
Güter.  Hiermit  wurde  den  Landschaften  eine  Befugnis  entzogen, 
die  ihnen  durch  das  Edikt  vom  9.  Okt.  1807  uneingeschränkt 
eingeräumt  worden  war.  Die  Hardenbergischen  Gesetze  hatten 
eben  die  ausgesprochene  Tendenz,  zwischen  den  landschaftlichen 
TCrftHitinstif^^it^n^  imf|  dfln  prirntcm  H^po4hek«ngläubJgenu Jseinen 
Unterschied  zu  machen.  Hierbei  wurde  aber  doch  ein  wichtiges 
Moment  übersehen.  Der  Piivatgläubiger  konnte  erwägen,  inwie- 
weit die  Sicherheit  des  von  ihm  gewährten  Darlehens  durch  die 
prioritätische  Verpfändung  oder  den  Verkauf  des  Entschädigungs- 
landes vermindert  würde,  und  eventuell  sein  Kapital  kündigen, 
ohne  einen  Grund  hierfür  angeben  zu  müssen.  Anders  verhielt 
es  sich  damit  bei  den  Landschaften.  Diese  hatten  nämlich  un- 
kündbare Darlehen  gegeben,  die  sie  nur  in  ganz  bestimmten 
Fällen  zur  Rückzahlung  kündigen  konnten.  Die  prioritätische 
Verpfändung  oder  der  Verkauf  des  Entschädigundslandes  durch 
den  Gutsbesitzer  gab  der  Landschaft  aber  keineswegs  das  Recht 
zu  einer  solchen  Kündigung.  Somit  waren  also  die  Landschaften 
den  privaten  Hypothekengläubigem  gegenüber  im  Nachteil 

Infolge  dieser  Sachlage  machten  die  Landschaften  es  sich 
zur  Aufgabe,  nach  Möglichkeit  zu  verhindern,  daß  die  Guts- 
besitzer von  ihrer  Verfügungsfreiheit  über  das  Entschädigungs- 
land Gebrauch  machten.  Die  Mittel,  deren  man  sich  bediente, 
um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  waren  bei  den  einzelnen  Land- 
schaften verschieden. 

Die  Pommersche  Landschaft  bewilligte  neue  Darlehen  auf 
Güter,  bei  denen  die  Regulierung  bereits  stattgefunden  hatte, 
nur  dann,  wenn  der  Darlehensnehmer  auf  die  ihm  gesetzlich  zu- 
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stehende  Verfügungsfreiheit  ausdrücklich  verzichtete.  Hinsicht- 
lich der  bereits  beliehenen  Güter  beobachtete  die  Pommersche 
Landschaft  folgendes  Verfahren :  Sobald  ein  Gutsbesitzer  das 
Abfindungsland  verkaufte  oder  anderweitig  verpfändete,  ließ  die 
Landschaft  eine  Neuabschätzung  des  Gutes  vornehmen.  Ergab 
diese,  daß  das  Landschaftsdarlehen  nicht  mehr  in  voller  Höhe 
gedeckt  war,  so  kündigte  die  Landschaft  einen  entsprechenden 
Teilbetrag  zur  Eückzahlung.  Gleichzeitig  wurde  dem  Guts- 
besitzer die  Sequestration  seines  Gutes  für  den  Fall  angedroht, 
daß  er  keine  anderweitige  Sicherheit  bestellte  oder  die  Rück- 
zahlung verweigerte.  Die  Landschaft  hat  auch  in  einzelnen 
Fällen  diese  Drohung  verwirklicht^). 

öegen  dieses  Vorgehen  erhob  die  Regierung  aber  ener- 
gischen Widerspruch.  Die  Landschaft  schlug  daher  einen  andern 
Weg  ein,  um  zu  verhüten,  daß  ihr  aus  der  anderweitigen  Ver- 
wendung des  Abfindungslandes  ein  Schaden  erwachse.  Sie  traf 
nämlich  mit  der  Generalkommission  für  Pommern  im  Jahre  1819 
ein  Abkommen  des  Inhalts*),  daß  diese  ihren  Konsens  zur  Ver- 
äußerung oder  Verpfändung  des  Entschädigungslandes  nur  dann 
erteile,  wenn  die  Landschaft  hiermit  einverstanden  sei.  Dieses 
Übereinkommen  war  aber  nur  kurze  Zeit  in  Kraft.  Bereits  auf  dem 
landschaftlichen  Generallandtage  von  1822  wurde  festgestellt,  daß 
die  Generalkommission  die  betreffenden  Konsense  neuerdings  wie- 
der ohne  Zuziehung  der  Landschaft  erteile.  Man  beschloß  daher, 
auf  den  früheren  Modus  —  Taxrevision  und  eventuell  Darlehens- 
kündigung —  zurückzugreifen.  Hieran  hat  die  Pommersche 
Landschaft  auch  trotz  des  wiederholten  Einspruchs  der  Regie- 
ning  festgehalten.  Noch  im  Jahre  1835  beschwerte  sich  ein 
Gutsbesitzer  aus  dem  Treptower  Landschaftsdepartement  beim 
Ministerium  des  Innern  darüber,  daß  die  Landschaft  ihn  wegen 
anderweitiger  Verpfändung  des  Entschädigungslandes  zur  Rück- 
zahlung eines  Teils  ihres  Darlehens  zwinge.  Der  Minister  wies 
nun  zwar  die  Landschaft  an,  die  Kündigung  zurückzunehmen; 
diese  befolgte  aber  die  getroffene  Anordnung  nicht.     Der  Mi- 

»)  L.  A.  Stettin  I.  8.  Vol.  53. 

«)  Geh.  St.  A.  87.  B.  Tit.  XIX.  2.  Vol.  2. 
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nister  gab  schließlich  nach,  als  die  Landschaft  ausdrücklich  er- 
klärte,^) „daß  sie  keineswegs  die  günstigen  Folgen  der  Regu- 
lierung vereiteln,  sondern  nur  diejenigen  Maßregeln  treffen  wolle, 
die  für  ihre  Sicherheit  unerläßlich  seien". 

Eine  ähnliche  Stellung,  wie  die  Pommersche  Landschaft, 
nahm  die  Schlesische  den  Regulierungen  gegenüber  ein.  Auch 
sie  erblickte  in  der  Verfügungsfreiheit  der  Gutsbesitzer  über 
das  Entschädigungsland  eine  Gefahr  für  die  Sicherheit  der 
Landschaftsdarlehen.  Sie  beschloß  daher  im  Jahre  1817,  sich 
hiergegen  durch  Taxrevisionen,  eventuell  auch  Darlehenskündi- 
gungen zu  schützen.  Der  Minister  des  Innern  erklärte  dies 
aber  für  ungesetzlich  und  untersagte  der  Landschaft  das  beab- 
sichtigte Vorgehen.  Alle  Proteste  der  Landschaft  hierjgegen 
blieben  erfolglos.  Der  Minister  von  Schuckmann  hielt  daran 
fest,  daß  die  Landschaft  zur  Vornahme  von  Taxrevisionen  auf 
Grund  der  Regulierungen  nicht  berechtigt  sei.  Ja  er  bestiitt 
sogar,  daß  die  Landschaft  ein  Recht  habe,  die  Vorlegung  des  Re- 
gulierungsabkommens zu  verlangen.  2)  Das  energische  Vorgehen 
Schuckmanns  wurde  bei  den  Beratungen  des  Engeren  Aus- 
schusses im  April  1819  sehr  eingehend  besprochen.  Die  ober- 
schlesischen  Delegierten  waren  für  eine  Fortsetzung  des  Kampfes 
und  wollten  beim  Staatskanzler,  Fürsten  Hardenberg,  die  Sus- 
pension aller  Regulierungen  beantragen.  Die  Mehrheit  sah  aber 
ein,  daß  dieser  Schritt  zwecklos  sein  würde,  und  entschied  sich 
für  eine  andere  Taktik.  Sie  beschloß  nämlich,  der  Regierung 
zu  zeigen,  daß  die  Landschaft  das  Regulierungswerk  fördern 
wolle.  Man  verlangte  daher  für  zukünftige  Fälle  nicht  mehr, 
daß  die  Landschaft  vor  der  Vollziehung  des  Regulierungsab- 
komraens  um  ihre  Zustimmung  gefragt,  sondern  bat  nur  darum, 
daß  die  Landschaft  über  den  Inhalt  dieses  Abkommens  unter- 
richtet würde.  Hiermit  erklärte  sich  der  Minister  einverstanden. 
Die  Landschaft  ging  nun  auf  diesem  Weg  weiter.  Im  Jahre  1820 
faßte  der  Engere  Ausschuß  verschiedene  Beschlüsse,  deren  aus- 
gesprochener Zweck  war,  die  Durchfühning  der  Regulierungen 

0  L.  A.  Stettin  I.  8.  Vol.  64. 
»)  L.  A.  Breslau  XII.  11.  Vol.  1. 
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ZU  erleichtern.  So  erklärte  man  sich  damit  einverstanden,  daß 
die  Kapitalabfindnng  für  aufgehobene  Dienste  etc.  zur  Abzah- 
lung auf  das  Landschaftsdarlehen  insoweit  verwendet  würde,  als 
diese  Kapitalien  nicht  für  die  Neuorganisation  des  Wirtschafts- 
betriebes erforderlich  wären.  Ferner  sollte  den  Gutsbesitzern  bei 
etwa  notwendigen  Darlehensablösungen  eine  Frist  von  15  Jahren 
gelassen  werden.  Die  in  diesen  Beschlüssen  zum  Ausdruck 
gelangte  Nachgiebigkeit  der  Landschaft  hatte  ihre  besonderen 
Gründe.  Man  kam  den  Wünschen  der  Regierung  auf  der  einen 
Seite  nach  und  erhoffte  dafür  Zugeständnisse  in  einer  anderen 
Angelegenheit,  an  deren  Regelung  die  Landschaft  gleichfalls  in 
hohem  Maße  interessiert  war.  Hierbei  handelte  es  sich  darum, 
daß  die  Bestimmung  der  Deklaration  von  1816,  wonach  die 
oberschlesischen  Dreschgärtner  regulierungsfähig  waren,  aufge- 
hoben würde.  Hierfür  war  die  Landschaft  sehr  entschieden 
eingetreten,  weil  sie  glaubte,  daß  durch  den  Wegfall  der  Dresch- 
gärtnerdienste die  Existenz  vieler  oberschlesischen  Gutsbesitzer 
in  Frage  gestellt  werde.  Man  ging  hierbei  von  der  Voraus- 
setzung aus,  daß  die  Gutsbesitzer  in  Zukunft  nicht  mehr  genug 
Arbeitskräfte  erhalten  würden,  um  den  Wirtschaftsbetrieb  auf 
ihrem  durch  die  Landabtretungen  der  Bauern  bedeutend  ver- 
größerten Gutslande  aufrecht  erhalten  zu  können. 

In  diesem  Sinne  war  die  Landschaft  bereits  im  Jahre  1817 
beim  Ministerium  des  Innern  vorstellig  geworden.  Ihre  Inter- 
vention blieb  jedoch  zunächst  ohne  jeden  Erfolg.  Auch  eine 
Reise  des  Generallandschaf tsdirektoi-s  Grafen  Dhyrn  nach  Berlin 
führte  nicht  zu  dem  gewünschten  Ziele.  In  diesem  Stadium 
befand  sich  die  Angelegenheit,  als  Graf  Bethusy-Huc,  der  in 
Berlin  im  Interesse  der  oberschlesischen  Rittergutsbesitzer  tätig 
war,  eingriff.^)  Er  riet  der  Landschaft  dringend,  von  weiteren 
Schritten  abzusehen  und  überhaupt  eine  nachgiebige  Haltung 
der  Regierung  gegenüber  anzunehmen.  Nur  auf  diesem  Wege 
sei  ein  Erfolg  in  der  Angelegenheit  der  Dreschgärtner  zu  er- 
warten.    Bis  diese  entschieden  sei,  möge  man  den  Kampf  mit 


0  L.  A.Breslau  XII.  11.  Vol.  1. 
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der  Regierung  über  das  Verhalten  der  Landschaften  bei  den 
Begaliemngen  rohen  lassen. 

Die  Landschaft  hat  denn  auch,  wie  oben  ausgeführt,  diesen 
Rat  befolgt,  ohne  aber  damit  das  gewünschte  Resultat  zu  er- 
zielen. Der  Minister  des  Innern  erklärte  vielmehr  im  Jahre  1823, 
daß  er  keinen  Anlaß  sähe,  die  Bestimmungen  über  die  Regu- 
lierungsfähigkeit der  oberschlesischen  Dreschgärtner  abzuändern. 
Die  Landschaft  sah  sich  also  in  ihrer  Erwartung,  daß  der  Mi- 
nister in  diesem  Punkte  nachgeben  werde,  getäuscht.  Man  be- 
schloß deshalb,  sich  direkt  an  den  König  zu  wenden.  Man  ging 
hierbei  Hand  in  Hand  mit  dem  Fürsten  zu  Anhalt-Köthen-Pleß 
und  dem  Grafen  Henkel  von  Donnersmarck,  die  in  der  gleichen 
Angelegenheit  beim  Könige  vorstellig  geworden  waren,  i)  Diesem 
vereinten  Anstürme  hielt  die  Regierung  nicht  stand.  Ein  beson- 
deres Gesetz  vom  13.  Juli  1827  beschränkte  die  Regulierungs- 
fähigkeit der  oberschlesischen  Dreschgärtner  derartig,  daß  im 
ganzen  nur  10  Regulierungen  bei  ihnen  stattfanden. 

Inzwischen  hatte  die  Landschaft  auch  in  einer  anderen 
Angelegenheit  ihren  Willen  durchgesetzt.  Der  Generallandtag 
von  1824  hatte  den  früheren  Beschluß,  wonach  die  Landschaft 
einen  Teil  ihres  Darlehens  kündigen  solle,  falls  das  Gut  nach 
der  Regulierung  keine  genügende  Deckung  mehr  gewähre, 
wieder  aufgenommen.  Hierbei  wurde  aber  die  Bestimmung, 
daß  den  Gutsbesitzern  eine  15  jährige  Frist  für  die  Rückzahlung 
des  Darlehens  eingeräumt  werden  soUe,  nicht  aufgehoben.  Um 
jeden  Zweifel  hierüber  zu  beseitigen,  setzte  der  Engere  Aus- 
schuß im  Jahre  1826  fest,  es  solle  den  Gutsbesitzern,  welchen 
nach  den  Vorschriften  des  Reglements  ein  Teil  der  Pfandbriefe 
zu  kündigen  wäre,  —  weil  diese  in  dem  geminderten  Werte  des 
Gutes  nach  der  Regulierung  keine  Deckung  mehr  fänden,  — «) 

0  Knapp  II.  401. 

*)  v.  Brünneck  hat  hieraus  geschlossen,  daß  der  Wert  zahlreicher 
Güter  durch  die  Regulierung  vermindert  worden  sei;  er  übersieht  dabei 
offenbar,  daß  in  vielen  Fällen  der  landschaftliche  Taxwert  mit  dem  Guts- 
wert nicht  identisch  ist.  Das  anderweitig  verpfändete  Entschädigungsland 
z.  B.  wurde  in  der  Ta,xe  nicht  in  Anschlag  gebracht,  während  es  doch 
einen  Bestandteil  des  Gutes  ausmachte. 

5* 
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eine  successive  Abzahlung  des  gekündigten  Teilkapitals  in  30 
halbjährlichen  Raten  gestattet  sein.  Man  brachte  hierdurch  klar 
zum  Ausdruck,  daß  man  die  Gutsbesitzer  durch  die  Kündigungen 
nicht  in  Verlegenheit  bringen  und  die  Durchführung  der  Re- 
formen nicht  erschweren  wollte.  Dies  scheint  auch  seitens  der 
Regierung  anerkannt  worden  zu  sein.  Als  sich  nämlich  im 
Jahre  1839  die  Generalkommission  darüber  beschwerte,  daß  die 
Landschaft  die  Gutsbesitzer,  die  das  ehemalige  Entschädigungs- 
land veräußern  wollten,  mit  Darlehenskündigungen  bedrohte, 
erkläite  der  Minister  des  Innern,  Graf  Arnim,  das  Vorgehen 
der  Landschaft  für  berechtigt.^)  Dieser  Vorgang  zeigt  übrigens 
klar,  welche  Wirkungen  die  Landschaften  —  es  gilt  dies  für 
die  Schlesische  und  Pommersche  in  gleicher  Weise  —  mit  ihrem 
Vorgehen  bei  den  Regulierungen  erzielt  haben.  Sie  machten 
es  den  Gutsbesitzern  durch  die  Kündigungsdrohung  nahezu  un- 
möglich, das  Entschädigungsland  zu  veräußern,  und  verhinderten 
dadurch,  daß  die  Rittergüter  an  Umfang  verloren. 

In  Ostpreußen  bedurfte  es  keiner  Maßregeln  seitens  der 
Landschaft,  um  einen  Verkauf  des  Entschädigungslandes  zu  ver- 
hüten, da  Käufer  dafür  ohnehin  nicht  vorhanden  waren.  ^)  Dies 
erklärt  sich  aus  der  traurigen  Lage  der  ostpreußischen  Land- 
wirtschaft, die  sich  kaum  von  den  Nachwirkungen  der  Kriegs- 
jahre erholt  hatte,  als  sie  durch  die  zu  Beginn  der  zwanziger  Jahre 
ausbrechende  Agi^arkrisis  von  neuem  schwer  betroffen  wurde.  *) 

Die  Unverkäuflichkeit  des  Entschädigungslandes  war  auch 
eine  der  hauptsächlichsten  Ursachen  für  die  mißliche  Lage,  in 
die  gerade  in  Ostpreußen  viele  Gutsbesitzer  infolge  der  Regu- 
lierung gerieten.  Das  Land,  das  sie  als  Aequivalent  für  die 
wegfallenden  Dienste  und  Abgaben  efhieIfen7'*wäFTirr"'gte  voll- 
kommen wertlos.  Sie  konnten  weder  Vorwerks  wirtschaften  da- 
rauf errichten,  denn  dazu  fehlte  ihnen  jegliches  Kapital,*)  noch 
sich  durch  Verpfändung  des  Landes  Barmittel  verschaffen,   da 

*)  L.  A.  Breslau  ß.  VIII.  3. 

«)  L.  A.  Königsberg  XVI.  75. 

8)  L.  A.  Königsberg  XVI.  79 ». 

*)  Rühl,  F.,  Aus  der  Franzosenzeit  II.  165. 
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Privatkredit  ihnen  nicht  zur  Verfügung  stand.  Auch  der  Land- 
schaftskredit kam  für  diesen  Zweck  nicht  in  Betracht,  da  da- 
mals die  Tendenz  bestand,  die  landschaftliche  Kreditgewährung 
nach  Möglichkeit  einzuschränken.  Die  Ostpreußischen  Guts- 
besitzer befanden  sich  daher  zumeist  während  der  Durchführung 
der  Kegulierungen  in  einer  sehr  schwierigen  Lage.  Hierfür  hatte 
die  Regierung  anfänglich  kein  genügendes  Verständnis.  Sie  war 
vielmehr  überzeugt,  daß  die  günstigen  Folgen  der  Regulierungen 
sich  auch  in  Ostpreußen  sehr  bald  zeigen  würden.  Diese  An- 
sicht kam  in  einem  Ministerialreskript  vom  21.  Mai  1821  ganz 
klar  zum  Ausdruck.  Die  darin  ausgesprochene  Behauptung,  daß 
das  Regulierungswerk  in  den  Provinzen  Preußen,  „mit  nicht 
größeren  Schwierigkeiten  verbunden  sei,  als  in  den  übrigen  Pro- 
vinzen", bezeichnete  der  Generallandschaftsdirektor  Graf  Dohna, 
der  ehemalige  Minister  des  Innern,  als  „unwahr  im  höchsten 
Grade".  ^)  Aus  diesen  Worten  Dohnas  spricht  deutlich  seine 
Entrüstung  über  die  Unkenntnis,  die  die  Regierung  bei  der 
Beurteilang  der  ostpreußischen  Verhältnisse  bewies.  Später  hat 
die  Regierung  allerdings  ihre  Ansicht  geändert  und  aus  Staats- 
mitteln Unterstützungsgelder  für  die  infolge  der  Regulierung  in 
Schwierigkeiten  geratenen  Gutsbesitzer  gewährt.*) 

Unter  diesen  Umständen  war  die  Ostpreußische  Landschaft 
mehr  durch  die  Einwirkungen  der  Reformen  auf  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Gutsbesitzer,  als  durch  deren  Verfügungsfreiheit 
über  das  Entschädigungsland  gefährdet.^)  Sie  beschränkte  sich 
daher  darauf,  die  Erwartung  auszusprechen,  daß  die  Gutsbesitzer 
dieses  Verfügungsrecht  nicht  mißbrauchen  würden.  Bei  Neube- 
leihungen  verlangte  sie  allerdings,  daß  der  Gutsbesitzer  auf 
sein  Dispositionsrecht  über  das  Abfindungsland  ausdrücklich  ver- 
zichte. 

Dieselbe  Forderung  erhob  die  Westpreußische  Landschaft. 
Sie  versuchte  aber  außerdem  noch  die  anderweitige  Verpfändung 


*)  L.  A.  Königsberg  XVI.  77.  Vol.  2. 
«)  Böhme,  a.  a.  0.  S.  74. 

■)  Rühl,  F.,  Briefe  und  Aktenstücke  zur  Geschichte  Preußens  unter 
Friedr.  Wilh.  lU.  (1900)  II.  324. 
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und  den  Yerkaul  jener  Ländereien  durch  Androhung  von  Tax- 
revisionen zu  verhindern.  Im  Anfang  setzte  die  Regierung  allen 
dahingehenden  Beschlüssen  den  entschiedensten  Widerspruch 
entgegen,  da  sie  befürchtete,  daß  die  traurige  Lage  des  ritter- 
schaftlichen Grundbesitzes  durch  das  Vorgehen  der  Landschaft 
noch  verschlimmert"  werden  könne.*)  Eine  Änderung  in  dem 
Verhalten  der  Regierung  trat  zu  Beginn  der  30  er  Jahre  ein. 
Eine  Kabinetsordre  vom  16.  September  1831  erklärte:*)  Es  sei 
zuzugeben,  daß  die  Sicherheit  der  Landschaft  durch  eine  ander- 
weitige Verpfändung  des  Entschädigungslandes  gefährdet  werden 
könne ;  da  die  Landschaft  nun  die  Darlehen  nicht  kündigen  könne, 
so  müsse  es  ihr  überlassen  bleiben,  die  im  Interesse  ihrer  So- 
zietät notwendigen  Bestimmungen  zu  treffen.  Es  sei  anzu- 
nehmen, daß  sie  hierbei  der  Landeskultur  nicht  entgegenwirke; 
die  Nachteile  aus  den  landschaftlichen  Sicherheitsmaßregeln  seien 
auch  nicht  so  groß,  daß  das  Privatinteresse  der  Landschaft  des- 
halb völlig  beiseite  gestellt  werden  müsse.  In  dieser  Kabinets- 
ordre ist  das  Zugeständnis  enthalten,  daß  die  Regulierungsgesetze 
den  berechtigten  Interessen  der  Landschaften  nicht  entsprachen. 
Das  tiefe  Mißtrauen,  von  dem  alle  Staatsmänner  der  Reform- 
periode gegen  die  Einrichtungen  des  Friederizianischen  Staates 
erfüllt  waren,  zeigte  sich  eben  auch  in  der  Behandlung  der 
Landschaften  bei  der  Reformgesetzgebung. ^)  Von  einer  beson- 
deren Berücksichtigung  der  landschaftlichen  Kreditinstitute  und 
ihrer  Interessen  bei  der  Regulierungsgesetzgebung  kann  daher 
nicht  die  Rede  sein.  Es  ist  deshalb  nicht  zutreffend,  wenn  von 
Brünneck  annimmt,  bei  der  Beschränkung  der  Regulierungs- 
fähigkeit, die  durch  die  Deklaration  vom  29.  Mai  1816  festge- 
setzt wurde,  habe  eine  besondere  Rücksichtnahme  auf  die  Land- 
schaften mitgesprochen.*)  In  den  Akten  hat  sich  hierfür  keinerlei 
Anhaltspunkt  gefunden. 

»)  St.  A.  Danzig  161—531. 
•)  Geh,  St.  A.  87.  B.  XXUI.  42.  Vol.  2. 

^)  Vgl.  V.  Miaskowski,  Das  Problem  der  Grundbesitzverteilung  in 
geschichtlicher  Entwicklung  (1890). 

*)  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat,  N.  Flge.  XVI.  Bd.,  374  fif. 
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Von  der  irrtümlichen  Voraussetzung  ausgehend,  die  Re- 
gierung habe  bei  der  Agrarreform  den  Landschaften  eine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zuteilwerden  lassen,  hat  von  Brünneck 
femer  angenommen,  daß  die  verschiedenartige  Gestaltung  der 
Regulierungsgesetze  für  Posen  einerseits  und  für  die  übrigen 
Provinzen  andererseits  mit  dem  landschaftlichen  Kreditwesen  in 
Zusammenhang  gestanden  habe.  Er  argumentiert  dabei  in  fol- 
gender Weise:  Bei  der  Gestaltung  der  Gesetze  für  die  älteren 
Provinzen  habe  die  Regierung  darauf  Bedacht  nehmen  müssen, 
daß  die  Rechte  der  Inhaber  der  auf  den  Rittergütern  haftenden 
Pfandbriefe  nicht  gefährdet  oder  gar  beeinträchtigt  würden. 
Für  Posen  dagegen  treffe  dies  nicht  zu,  da  dort  beim  Erlaß  des 
Regulierungsgesetzes  von  1823  erst  sehr  wenige  Rittergüter  land- 
schaftlich beliehen  gewesen  seien.  Hieraus  erkläre  sich  zum  Teil, 
warum  die  Gesetze  für  Posen  den  Interessen  der  Gutsbesitzer 
weniger  gerecht  geworden  seien,  als  diejenigen  für  die  älteren 
Provinzen. 

Hiergegen  ist  aber  Folgendes  einzuwenden :  Hätte  die  Re- 
gierung bei  der  Gestaltung  der  Regulierungsgesetze  überhaupt 
die  Interessen  der  Pfandbrief-Inhaber  und  der  Hypotheken- 
gläubiger in  entscheidender  Weise  in  Betracht  ziehen  wollen,  so 
wäre  vor  allem  bei  der  Gesetzgebung  für  Poeea  eine  Berück- 
sichtigung der  Gläubiger  angebracht  gewesen.  Denn  gerade  diese 
waren  infolge  der  im  Jahre  1807  stattgehabten  Gebietsabtretungen 
an  das  Großherzogtum  Warschau  auf  das  Schwerste  geschädigt 
worden.  So  hatten  z.  B.  die  Inhaber  der  in  Höhe  von  5*/*  Mil- 
lionen Talern  auf  ungefähr  300  Rittergütern  des  Netzedistrikts 
eingetragenen  Westpreußischen  Pfandbriefe  seit  dem  Jahre  1807 
überhaupt  keine  Zinsen  erhalten.  Ob  nun  die  Rittergutsbesitzer 
im  Netzedistrikt  in  der  Lage  sein  würden,  ihre  Zinsrückstände, 
die  sich  im  Jahre  1815  auf  mehr  als  2V4  Millionen  Taler*)  be- 
liefon,  abzuzahlen,  hing  wesentlich  von  der  Gestaltung  des  auch 
für  den  Netzedistrikt  geltenden  Posenschen  Regulierungsgesetzes 
ab.  In  Hinblick  hierauf  wäre  eine  weitgehende  Berücksichtigung 
der  wirtschaftlichen  Interessen  der  Gutsherren  am  Platze  ge- 

*)  Vgl.  Denkschrift  zur  Säkular-Feier  der  Westpr.  Landschaft  (1887). 
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wesen.  Eine  solche  wäre  indirekt  auch  der  Königlichen  Bank 
zustattengekommen,  die  mehrere  Millionen  Taler  auf  Posensche 
Rittergüter  ausgeliehen  hatte.^) 

Die  Dinge  lagen  also  umgekehrt,  wie  von  Brünneck  glaubt: 
Gerade  in  Posen  ließen  die  Kreditverhältnisse  eine  Begünstigung 
der  Gutsbesitzer  bei  der  Reforragesetzgebung  angezeigt  erscheinen. 
Die  Regierung  hat  aber  diesem  Punkt  keine  Aufmerksamkeit 
zugewandt,  weil  ihr  Augenmerk  einzig  und  allein  auf  die  Schaf- 
fung eines  kräftigen  Bauernstandes  gerichtet  war.  Dieses  Ziel 
glaubte  sie  nur  dadurch  erreichen  zu  können,  daß  sie  die  Bauern 
in  Posen  bei  der  Regulierung  günstiger  stellte,  als  dies  in  den 
alten  Provinzen  der  Fall  war;  hiervon  versprach  man  sich  auch 
in  politischer  Hinsicht  große  Vorteile.  Die  von  der  altpreußischen 
abweichende  Gestaltung  der  Regulierungsgesetzgebung  für  das 
Großherzogtum  Posen  kann  daher  nicht  mit  dem  „Landschaft- 
lichen Kreditwesen"  in  Zusammenhang  gebracht  T^erden,  findet 
vielmehr  lediglich  in  den  von  uns  angeführten  wirtschaftlichen 
und  politischen  Momenten  ihre  Erklärung. 

Als  das  Regulierungswerk  in  Posen  zur  Durchführung  ge- 
langte, war  übrigens  fast  die  Hälfte  der  dortigen  Rittergüter 
landschaftlich  beliehen.*)  Der  Posener  Landschaftliche  Kredit- 
verein wurde  daher  durch  die  Reform  in  gleicher  Weise  be- 
rührt, wie  die  übrigen  Landschaften.  Bereits  im  Jahre  1826 
beantragte  der  landschaftliche  Generallandtag  bei  der  Regierung, 
daß  die  Landschaft  bei  den  Regulierungen  zugezogen  würde,  da 
diese  Anlaß  zu  Besorgnissen  hinsichtlich  der  Sicherheit  der  land- 
schaftlichen Beleihungen  gäben.  Dieser  Antrag  wurde  jedoch, 
und  ebenso  ein  späterer  ähnlicher  Art,  von  der  Regierung  zu- 
rückgewiesen und  zwar  so  entschieden,  daß  die  Landschaft  von 
weiteren  Schritten  in  dieser  Richtung  Abstand  nahm.^) 

Unter  Zusammenfassung  der  vorausgegangenen  Darle- 
gungen ergibt  sich  also  Folgendes: 

Die  Regulierung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse 

*)  St.  A.  Posen,  0.  P.  XV.  A.  21. 

•)  L.  A.  Posen  XV.  A.  23. 

•)  St.  A.  Posen  0.  P.  B.  12.  Vol.  1. 
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konnte  in  Einzelfällen  sehr  wohl  eine  Gefährdung  der  Sicher- 
heit des  Landschaftsdarlehens  nach  sich  ziehen.  Vor  allera  trat 
eine  solche  dann  ein,  wenn  der  Besitzer  eines  landschaftlich  be- 
liehenen  Gutes  die  ihm  für  den  Wegfall  der  bäuerlichen  Dienste 
und  Abgaben  gewährte  Abfindung  der  landschaftlichen  Pfand- 
liaft  entzog.  Hiergegen  mußten  die  Landschaften  sich  unter  allen 
Umständen  sichern.  Da  sie  eine,  wenn  auch  nur  teilweise  Rück- 
zahlung ihrer  Darlehen  zumeist  nicht  durchzusetzen  vermochten, 
taten  sie  alles  Erdenkliche,  um  einen  Weiterverkauf  des  Ab- 
findungslandes zu  verhindern. 

Dadurch,  daß  die  Landschaften  im  Interesse  der  Sicher- 
heit der  von  ihnen  gewährten  Kredite  jeder  Verkleinerung  der 
Rittergüter  entgegentraten,  beeinflußten  sie  die  Gestaltung  der 
Besitzverhältnisse  im  Sinne  der  Elrhaltung  des  Großgrundbe- 
sitzes. Der  freie  Verkehr  des  ländlichen  Grundeigentums,  von 
dem  die  Reformer  soviel  erhofft  hatten,  wurde  somit  durch  die 
Landschaften  gehemmt.  Diese  Wirkung  des  Kreditsystems  ent- 
sprang in  der  Hauptsache  dem  Umstand,  daß  die  eigenartige 
Stellung  der  Landschaften  bei  der  Regulierungsgesetzgebung 
nicht  genügende  Beachtung  gefunden  hatte.  Die  leitenden  Staats- 
männer der  Reformperiode  sahen  eben  in  den  Landschaften  nicht 
die  Hüter  eines  großen  Teils  des  Nationalvermögens,  sondern 
erblickten  in  ihnen  nur  eine  Interessenvertretung  des  den  Re- 
formen feindlichen  Adels.^) 

Die  Fehler,  die  infolge  dieser  einseitigen  Beurteilung  der 
Landschaften  während  des  ersten  Abschnittes  der  AgraiTeform 
gemacht  worden  sind,  wurden  bei  der  späteren  Ablösungs- 
gesetzgebung vermieden.  In  dem  Rentenbankgesetz  vom  2.  März 
1850  wurde  zwar  bestimmt,  daß  die  Ablösung  von  Renten  durch 
die  Rentenbanken  die  Landschaften  nicht  zu  Darlehenskündi- 
gungen berechtige,  doch  konnten  sie  die  Überweisung  von  Renten- 
briefen in  gleicher  Höhe  verlangen,  wie  die  landschaftliche  Be- 
leihung durch  die  Ablösung  an  Deckung  verloren  hatte.  Die 
Bentenbriefe  blieben  bei  den  Landschaften  „in  deposito",  bis  sie 
zurückbezahlt   wurden.     Die   aLsdann    eingehenden    Barbeträge 

*)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XVIII.  42. 1. 
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wurden  zu  Abzahlungen  auf  das  Landschaftdarlehen  verwandt 
Auf  diese  Weise  wurde  den  berechtigten  Interessen  der  Land- 
schaften an  den  Ablösungen  vollkommen  Rechnung  getragen.  So 
wurde  verhindert,  daß  die  Landschaften,  wie  dies  bei  den  Regu- 
lierungen geschehen  war,  selbständige,  die  günstigen  Wirkungen 
der  Reformen  beeinträchtigende  Sicherheitsmaßregeln  ergriffen. 

3.  DER  LANDSCHAFTSKREDIT  UND  DIE  AüSBREITÜN'a 

DER  RITTERGÜTER  AUF  KOSTEN  DES  KÖLLMISCHEN 

UND  BÄUERLICHEN  GRUNDBESITZES. 

A.  Vor  der  Reform. 

Bis  zur  Mitte  des  XVIII.  Jahrhunderts   hatte  der  ritter- 

'schaftliche  Grundbesitz  in  dem  größten  Teil   des  Preußischen 

Staates  sich  auf  Kosten  des  bäuerlichen  immer  mehr  ausgedehnt 

Dieser    Grundbesftzverschiebung    machte   Friedrich    der  Große 

durch  die  Einführung  des  Bauernschutzes  ein  Ende. 

Nur  in  Ostpreußen,  wo  der  Bauemschutz  nicht  streng 
durchgeführt  wurde,  haben  die  y^nzpnfrflfinnghfif^j^^rfthnnprftn  am 
Ende  des  XYITT.  J?^hr}inndprts  auch  zu  einer  Aufsauffling  ?es 
nichtadligen  Grundbesitzes  finmh  nift  Kin^rg^^tfir  geführt  Hiervon 
wurden  in  erster  ijinlö  fliö  Vollmer  "betroffen.  Diese  bildeten 
eine  besondere  zwischen  dem  Adel  und  den  Bauern  stehende 
Klasse  der  ländlichen  Grundbesitzer,  waren  jedoch  in  politischer 
Hinsicht  kein  Stand  für  sich,  sondern  wurden  von  den  adligen 
Deputierten  mitvertreten,  i)  Sie  wohnten  teils  in  Dörfern  — 
sogenannten  köUmischen  —  zusammen,  teils  auf  ihren  oft  recht 
ansehnlichen,  zwischen  den  Rittergütern  eingestreuten  Gütern.*) 

*)  Völlig  unzutreffend  ist  die  Auffassung  von  Guradze  (a.  a.  0.  S.  280)^ 
daß  die  KöUmer  zum  Bauernstand  zu  rechnen  seien.  Die  KöUmer  standen 
vielmehr  dem  Adel  nicht  nur  in  rechtlicher  Hinsicht,  sondern  auch  wirt- 
schaftUch  (S.  Anm.  2)  und  sozial  näher  als  den  Bauern.  Nach  Plehn 
(a.  a.  0.  S.  9)  fehlte  noch  bis  in  das  XVIII.  Jahrhundert  hinein  ein  kasten- 
artiger „Abschluß  des  Adels  gegen  die  Köllmer". 

')  Die  köUmischen  Dörfer  sind  zumeist  aus  der  Zersplitterung  köU- 
mischer  Güter  entstanden,  doch  belief  sich  deren  Zahl  im  Jahre  1701 
immer  noch  auf  mehr  als  1200.    Ein  Teil  davon  stand  an  Umfang  hinter 
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Die  KöUmer,  die  zur  Zeit  des  Ordens  angesetzt  worden  waren^ 
hatten  ursprünglich  gleiche  Rechte  wie  der  Adel.^)  Ihre  Pri- 
vilegien wurden  jedoch  während  des  XVII.  und  XVIII.  Jahr- 
hunderts teils  beschränkt,  teils  aufgehoben.  Das  freie  und  un- 
eingeschränkte Eigentum  an  ihren  Gütern  wurde  ihnen  jedoch 
belassen.  Ihre  rechtliche  Stellung  war  nunmehr  derjenigen  der 
sogenannten  „Preußisch  Freien"  sehr  ähnlich.  Man  faßte  daher 
auch  im  XV 111.  Jahrhundert  die  beiden  Gruppen  unter  dem 
Namen  „Köllmer"  zusammen  —  ein  Sprachgebrauch,  der  hier 
beibehalten  werden  soll. 

Trotz  ihres  vorzüglichen  Besitzrechtes  waren  die  Köllmer 
von  der  Teilnahme  an  der  Landschaft  ausgeschlossen  worden*).   /^  /  \f€U( 
Sie  konnten  also  auf  ihre  Besitzungen,   selbst  wenn   diese  den     ^  ^^ 
Rittergütern  an  Größe  und  Wert  gleichkamen,  kein  Landschafts-  ^  ^/[^^ 

darlehen  erhalten.     Dies  drückte   auf  den  Preis  der  Köllmer-        f     ,/ 
guter  und  führte  zu  einer   Differenzierung    der   Bodenpreise.  \    ^ /  (c 

Man  unterschied  zwischen  kreditfähijrem  und  nicht  kreditfähigem  ^  '^*^ 
Grundbesitz.  Letzterer  wurde  \  geringer  bezahlt,  als  ersterer.  ^y 
Das  Recht  auf  den  Landschaftskredit,  das  den  adligen  Gütern  an- 
haftete, wurde  eben  beim  Kaufe  in  Anschlag  gebracht.  Die  so 
onfofftnijpi^g  Py^iodiffereuz  i^mzte  jimi  d^^^  pittprgutsbesitzer  dazu 
^n,  ihren  Besitz  durch  Ankauf  köllmischer  Grundstücke  zu  ver- 
größern. TJi^Sittel  zur  Erwerbung  köUmischer  Güter  gewährte 
ihnen  die  landschaftliche  Beleihung.  Dieser  Weg  zur  Beschaf- 
fung der  erforderlichen  Kaufgelder  stand  selbst  denen  offen, 
die  den  Tjandschaftskredit  schon  bis  zur  äußersten  Grenze  in 
Anspruch  genommen  hatten;  denn  auf  Grund  des  Zukaufes 
der  köUmischen  Grundstücke  konnte  der  Rittergutsbesitzer  ein 
Nachtragsdarlehen  erhalten.    In  doppelter  Hinsicht  unterstützte 

den  Rittergütern  nicht  zurück  und  wurde  auch  in  gleicher  Weise  wie 
diese  mit  Hilfe  v.on  Bauerndiensten  bewirtschaftet.  (Knapp  1. 15.  Plehn  XVII.  2 
S.  9  fr.  Bergmann  S.  39.) 

^)  In  einem  Protest  des  Adels  von  1663  wird  ausdrücklich  aner- 
kannt, daß  Adel  und  Köllmer  „paria  iura"  haben.  (Geh.  St.  A.  89.  118.  B» 
Gravamina  der  ostpreuß.  Stände.) 

•)  Ostpreuß.  Landsch.  Regl.  von  1788.  §  1.  Kap.  2.  Teil  1. 

»)  L.  A.  Königsberg  XVI.  53. 
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also  die  Landschaft  die  Bestrebungen,  die  eine  Vergrößerung 
der  Eittergüter  auf  Kosten  des  köllmischen  Grundbesitzes  be- 
zweckten. Sie  versagte  einerseits  den  Köllmem  den  Kredit  und 
zwang  sie  dadurch,  bei  etwa  eintretendem  Geldbedarf  zu  Land- 
verkäufen zu  schreiten,  und  sie  gewährte  andererseits  den  Guts- 
besitzern die  Mittel,  sich  diese  Lage  der  Köllmer  zunutze  zu 
machen. 

Tatsächlich  hat  denn  auch  seit  Errichtung  der  Landschaft 
ein  starkes  Auskaufen  köllmischer  Güter  durch  den  Ostpreus- 
sischen  Adel  stattgefunden.  Nach  einer  Aufstellung  der  Kriegs- 
und Domänenkammer  vom  Jahre  1793  befanden  sich  zu  dieser 
Zeit    278    köllmische    Güter  und_ Krüge  in^  den^Händen   von 
Kittergutsbesitzern.    Einige  von  ihnen,  so  die  Herren"  von  Faren- 
heid,  von  Gerhard,  von  Manstein,  von  Rosenberg,  von  Budden- 
brook u.  a.  nannten  vier,  fünf  und  mehr  Köllmergüter  ihr  Eigen.  *) 
Der  Erwerb  von  TTöllTnftr^^'j^^prn  durch  den  Adel  nahm  zu  Beginn 
dprngpn9:i/yftr  Jahre  einen,  .ao  großen  Umfang  an.  daß  sicK  die 
Regierung;  schließlicti  y^r^^laRt  gnh^  hiergegen^^eiflauS 
.         Am  27.  Dezember  1792  erging  eine  Verordnung,  die  die  Ver- 
I        «K**^*"^^     einigung  von  töUmTschen  mit  adligen  Gütern  streng  untersagte. 
^1^^    ,  •[         Dieses  Verbot  blieb  auch  trotz  des  Protestes  des  Ostpreußischen 
^^       }         Adels  in   Kraft,  wurde  aber  vieKach    übertreten.     Dies    hatte 
1^0  IL *^''*        ^^  feinen  Grund  darin,   daß   die  Landschaft  nach   wie   vor  zuge- 
f     ','•'**      kaufte  köllmische   Grundstücke  belieh   und   dadurch   zu   Über- 
.  '  tretungen  des  Verbots   anreizte.     Dieser  Umstand  scheint   der 

Aufmerksamkeit  der  Behörden  entgangen  zu  sein,  da  jene  Be- 
leihungspraxis  ruhig  geduldet  wurde.  Linerhalb  der  Landschafts- 
kollegien selbst  aber  machten  sich  Bedenken  geltend,  als  ein- 
zelne Gutsbesitzer  anfingen,  von  ihren  eigenen  Gütern  weit  ent- 
fernt liegende  köllmische  Grundstücke  anzukaufen.  3)     So  hatte 

0  L.  A.  Königsberg  XVI.  58. 

So  gehörten  zu  dem  adeligen  Gute  Wartnicken,  das  1787  von 
einem  Herrn  von  Buddenbrock  angekauft  worden  war,  im  Jahre  1791  die 
köllmischen  Güter  Karschau  und  Kalthoff  und  zwei  köllmische  Krüge  in 
Pobethen.  (Vgl.  d.  betr.  Beleihungsacte.) 

«)  Knapp  n.  87.  ff. 

5)  L.  A.  Königsberg  XVI.  32. 


3.   AUSBREITTJNQ  DER  RITTBRGÜTER.  77 

z.  B.  der  schon  oben  genannte  Domherr  von  Trenck  in  den 
Jahren  1791 — 1792  zwei  Krüge  erworben,  die  von  seinem  Gute 
zwei  Meilen  entfernt  lagen.  Trotzdem  bestand  er  darauf,  daß 
diese  Krüge  als  Pertinenz  seines  Gutes  mitabgeschätzt  und 
beliehen  würden.  Obwohl  der  Landschaftsdirektor  von  Budden- 
brock  darauf  hinwies,  daß  dieses  Verlangen  reglementswidi-ig 
sei  und  eine  solche  Beleihungspraxis  zu  weiteren  Übertretungen 
der  Verordnung  von  1792  führen  müsse,  drang  der  Domherr 
von  Trenck  mit  seinem  Antrage  durch.  Der  Engere  Ausschuß 
setzte  nämlich  fest,  daß  alle  köllmischen  Grundstücke,  die  zu 
einem  adligen  Gute  hinzuerworben  seien  —  auch  wenn  sie  nicht 
Pertinenz  desselben  wären  — ,  beleihungsfähig  sein  sollten.  Durch 
diesen  Beschluß  erhielt  jene  in  Hinblick  auf  das  Verbot  der 
Vereinigung  adliger  und  köUmischer  Güter  höchst  bedenkliche 
Beleihungspraxis  bindende  Kraft  Es  gelang  der  Landschaft 
auch  die  anfänglich  verweigerte  ministerielle  Bestätigung  dieses 
Beschlusses  zu  erhalten.^)  Ja,  als  man  bald  darauf  zu  einer 
Änderung  des  Landschaftsreglements  schritt,  nahm  man  eine 
diesem  Beschlüsse  entsprechende  Bestimmung  in  das  neue  Re- 
glement auf.  Dies  allein  zeigt  schon,  in  wie  hohem  Maße  der 
Ostpreußische  Adel  an  der  Beleihungsfähigkeit  der  köllmischen 
Besitzungen  interessiert  war. 

Die  Köllmer  hatten  vielleicht  nicht  so  unrecht,  als  sie  in 
einer  Eingabe  an  den  König  vom  29.  Mai  1798  behaupteten, 
daß  beinahe  kein  adliges  Gut  in  Ostpreußen  mehr  existiere,  zu 
dem  nicht  köllmische  Grundstücke  gehörten.*)  Mag  nun  diese 
Behauptung  auch  übertrieben  sein,  sicher  ist,  daß  der  ritter- 
schaftliche Grundbesitz^^  OstpreußenS-ip  fl^n  beiden  letzten  De- 
zennien  des  XVIII.  Jahrhunderts  auf  Kosten  des  köllmischen 
Besitzes  einen  starken  Zuwachs  erfahren  hat.  Ebenso  steht  fest, 
daß  der  Ausschluß  der  Köllmer  aus  der  Landschaft  hierbei  eine 
ausschlaggebende  Bolle, gespielt  hat.  Die  Köllmer  selbst  waien 
sich  hierüber  im  Klaren  und  setzten  alles  daran,  um  die  Nach- 
teile,  die   dieser   Ausschluß   mit    sich    brachte,   zu    beseitigen. 

»)  L.  A.  Königsberg  XVI.  34. 
•)  L.  A.  Königsberg  XVI.  59. 
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Zuerst  planten  sie  die  Enichtung  eines  besonderen  Kreditinstituts 
für  den  köllmischen  Grundbesitz,  das  nach  dem  Muster  der 
Landschaft  organisiert  werden  sollte.^)  Dieser  Plan  scheiterte 
aber  an  dem  entschiedenen  Widerspruch  Friedrich  Wilhelms  TL. 
Der  König  motivierte  die  Ablehnung  des  Projektes  damit,  „daß 
<üe  Beschaffung  eines  höheren  Kredits  für  die  KöUmer  unab- 
sehbar nachteilige  Folgen  haben  werde,  einen  mäßigen  Kredit 
fänden  sie  aber  auch  so  zu  jeder  Zeit".*)  In  dieser  Beziehung 
scheint  aber  der  König  schlecht  unterrichtet  gewesen  zu  sein, 
denn  bei  den  Verhandlungen  des  Ostpreußischen  Generalland- 
tages von  1798  mußten  die  Rittergutsbesitzer  selbst  zugeben, 
•daß  die  KöUmer  fast  ganz  kreditlos  seien. 

Die  Diskussion  über  diese  Frage  war  veranlaßt  worden 
durch  eine  Eingabe  des  Kriegs-  und  Domänenrats  Roerdantz, 
der  als  Vertreter  zahlreicher  köllmischen  Besitzer  die  Aufnahme 
der  KöUmer  in  die  Landschaft  beantragt  hatte.  ^)  In  der  Be- 
gründung des  Antrages  hieß  es :  „daß  die  Koalition  aller  Land- 
eigentümer in  jetzigen  Zeiten  zur  Erhaltung  des  Ganzen  ein 
■dringendes  Erfordernis  sei,  wie  die  Erfahrung  in  mehreren 
Ländern  zeige;  ferner  gewinne  durch  die  Vereinigung  des  Adels 
mit  den  KöUmern  das  Landschaftssystem  an  Kredit  und  Soli- 
dität" und  endlich  „durch  die  Association  der  Köllmer  werde 
der  Wert  der  köllmischen  Güter  erhöht  werden". 

Der  Generallandtag  der  Ostpreußischen  Landschaft  faßte 
denn  auch  wirklich  am  22.  Mai  1798  den  Beschluß,  „die  köll- 
mischen Güter  in  die  Landschaft  aufzunehmen".  Hierdurch 
bewies  der  Adel  den  Wünschen  der  KöUmer  gegenüber  ein 
Entgegenkommen,  das  nur  zu  verstehen  ist,  wenn  man  sich 
die  damaligen  politischen  Verhältnisse  vergegenwärtigt:  Die 
mächtige  Freiheitsbewegung,  die  jene  Zeit  erfüUte,  machte  sich 
auch   in    den    Kreisen   der  ländlichen    Bevölkerung   geltend.*) 


»)  Geh.  St.  A.  89.  62.  C. 

*)  Die  betrefifende  Kabinetsordre  vom  12.  März  1798  ist  abgedruckt 
bei  Stadelmann  IV.  205. 

8)  L.  A.  Königsberg  XVI.  36  u.  XVI.  7. 
*)  Lehmann  II.  5. 
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In  Schlesien  waren  bereits  ^Hdpr^^^^  A^1^°*inrtP  "^^'^  ^fliiftrr 
jyogronjj^PP  ftnfQ^ft|-]-p;|^  jCfTg'^^?"^'^'''^  ')  Bracheu  ähnliche  Un- 
ruhen auch  in  Ostpreußen  aus  —  und  hiermit  mußte  bei  der 
Stimmung  des  Landvolkes  gerechnet  werden  •)  — ,  so  war  es  von 
großer  Bedeutung  für  den  Adel,  die  Köllmer  auf  seiner  Seite 
zu  wissen  und  die  von  Roerdantz  erwähnte  Koalition  aller  Land- 
eigentümer herstellen  zu  können.  Diese  Erkenntnis  wird  wohl 
die  Ostpreußißchen  Rittergutsbesitzer  zu  einer  größeren  Bereit- 
willigkeit den  Wünschen  der  Köllmer  gegenüber  bestimmt  haben. 
Ließ  sich  doch  damals  auch  das  General-Direktorium  durch  die 
Furcht  vor  einem  allgemeinen  Bauernaufstand  einschüchtern.  ^) 

Zu  einem  Entgegenkommen  des  Adels  den  KöUmem 
gegenüber  lag  umsomehr  Veranlassung  vor,  als  in  den  Kreisen 
der  Köllmer  damals  eine  starke  llißstimmung  gegen  den  Adel 
herrschte,  *)  die  in  verschiedenen  Eingaben  an  den  König  ihren  . 
Ausdruck  fand,  unter  diesen  Umständen  handelte  der  Ost-*^ 
preußische  Adel  sehr  verständig,  indem  er  durch  die  Aufnahme 
der  Köllmer  in  die  Landschaft  einen  Stein  des  Anstoßes  be- 
seitigte. 

Zugeben  wollte  man  diesen  Zusammenhang  damals  allerdings 
nicht  Die  Generallandschaftsdirektion  legte  vielmehr  Wert  darauf, 
zu  konstatieren,  daß  jener  Beschluß  nicht  aus  politischen  Gründen 
erfolgt  sei,  sondern  einzig  und  allein  deshalb,  „um  den  Besitzern 
köllmischer  Güter  in  Erleichterung  ihres  Kredits  die  Hand  zu 
bieten".  Diese  Erklärung  erscheint  aber  nicht  sehr  einleuchtend, 
wenn  man  das  weitere  Verhalten  der  Landschaft  in  dieser  An- 
gelegenheit ins  Auge  faßt.  Der  Minister  von  Massow  hatte 
nämlich  die  Aufnahme  der  Köllmer  in  die  Landschaft  wegen 
der  Verschiedenheit  des  Hypothekenwesens  der  adligen  und 
köllmischen  Güter  nicht  bewilligt;  aus  denselben  Gründen  hatte 
er  sich  auch  gegen  die  Beleihungsfähigkeit  der  im  Besitze  von 


•  /^.i'^ 


^^"t  - 


*)  Deßmann  a.  a.  0.  S.  135. 

•)  Gerade  im  Jahre  1798  war  unter  der  Landbevölkerung  in  Ost- 
preußen das  Gerückt  verbreitet,  daß  der  König  die  Erbuntertänigkeit  auf- 
heben wolle.  (Vgl.  Hintze  i.  d.  ffist.  Zeitschr.  N.  F.  XXXX.  S.  421.) 

»)  Lehmann  IL  52.    *)  Lehmann  ü.  46. 
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Adligen  befindlichen  köUmischen  Grundstücke  ausgesprochen.  *) 
Wäre  es  der  Landschaft  nun  wirklich  darum  zu  tun  gewesen, 
der  Kreditlosigkeit  der  Köllmer  abzuhelfen,  so  hätte  sie  auf  der 
Durchführung  ihres  Beschlusses  bestehen  müssen.  Sie  tat  dies 
aber  nur  insoweit,  als  die  Interessen  des  Adels  durch  den 
Widerspruch  des  Ministers  berührt  wurden.  Sie  bestand  näm- 
lich darauf,  daß  die  zu  Rittergütern  hinzuerworbenen  Köllmer- 
güter  von  ihr  landschaftlich  beliehen  werden  dürften,  und  drang 
auch  hiermit  durch.  Dagegen  verzichtete  sie  darauf,  weitere 
Schritte  zu  tun,  um  die  Aufnahme  der  Köllmer  durchzusetzen. 
Sie  beschränkte  sich  nämlich  darauf,  dem  Vertreter  der  Köllmer 
mitzuteilen,  sie  müsse  ihm  überlassen,  gegen  die  Entscheidung 
des  Ministers  beim  Könige  vorstellig  zu  werden.*)  Diesen  aus- 
sichtslosen Schritt  haben  die  Köllmer  nicht  unternommen  und 
es  blieb  daher  alles  wie  zuvor:  Die  köllmischen  Güter  waren 
von  der  landschaftlichen  Beleihung  ausgeschlossen,  solange  sie 
im  Besitze  von  Köllmern  waren,  wurden  aber  beleihungsfähig  in 
dem  Augenblicke,  wo  sie  von  Rittergutsbesitzern  angekauft  wurden. 

Eine  Änderung  hierin  trat jerst  im  Jahre  1808  ein.  Die 
Regierung  machte  nämlich  damals  den  Vorschlag,  die  KöUmer 
in  die  Landschaft  aufzunehmen.  Der  Generallandtag  von  1808 
erklärte  sich  hiermit  einverstanden,  weil  nur  so  die  Möglichkeit 
gegeben  war,  die  Köllmer  der  Garantie  für  die  von  der  Land- 
schaft ausgegebenen  Domänen -Pfandbriefe  mitzuunterwerfen.  3) 

Der  Landschaftskiadit  ist  aber  den  Köllmern  trotz  ihrer 
Aufnahme  in  die  Landschaft  zunächst  noch  nicht  zugutege- 
kommen. Sowohl  die  ungünstigen  Pfandbriefkurse  wie  die  Kredit- 
beschränkungen,*) die  zu  Beginn  der  zwanziger  Jahre  eintraten, 
machten  es  den  Köllmern  fast  unmöglich,  sich  der  Landschaft 
zu  bedienen.^)    Die  Mehrzahl  von  ihnen  wünschte  deshalb,  daß 


0  L.  A.  Königsberg  XVI.  21. 

«)  L.  A.  Königsberg  XVI.  M. 

«)  S.  0.  S.  12.     ')  S.  o.  S.  35. 

*)  Von  den  6000 — 7000  Köllmern,  die  damals  vorhanden  waren, 
hatte  im  Jahre  1815  erst  ein  einziger  den  Landschaftskredit  in  Anspruch 
genommen. 
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ihre  Yerbindnng  mit  der  Landschaft  wieder  gelöst  würde. ^)  Einen 
daliingehenden  Antrag  lehnte  der  Generallandtag  vom  Jahre  1823 
zwar  ab;  er  erklärte  sich  aber  bereit,  den  Köllmern  die  Benutzung 
desLandschaftskredits  zu  erleichtem.  Die  im  Interesse  derKöUraer 
beabsichtigte  Änderung  des  Taxwesens  mußte  jedoch  infolge  des 
Widerspruchs  des  Oberpräsidenten  von  Schön  unterbleiben.  Die 
Folge  davon  war,  daß  ..der  respektable  Köllmerstand^^,  wie  ein 
adeliger  Gutsbesitzer  auf  dem  Generallandtage  von  1832ausfüEr!e7 
„immer  mehr  und  mehr  in  die  Arbeiterklasse  herabgfiHpinH 
würfet  vieie  i^ölJmer  mußten  we^en  T^rprüfTrmng-ftlg  ihr^n  (IrimH- 
besitz  an  Rittergutsbesitzer  veräußern.  Die  Ausbreitung  des  ritter- 
scllanilcflen  Urundbesitzes  auf  Kosten  des  köllmischen  hat  somit 
noch  während  der  Reformperiode  fortgedauert,  wenn  auch  nicht 
mehr  in  dem  Maße,  wie  zu  Ende  des  XVllI.  Jahrhunderts. 

Ähnliche  Besitzverschiebungen  wie  in  Ostpreußen  haben 
zwischen  Adel  und  Köllmern  auch  in  Westpreußen  stattgefunden; 
nur  hat  hier  der  Auskauf  der  KöUmer  wegen  ihrer  verhältnis- 
mäßig geringen  Zahl  nicht  eine  solche  Bedeutung  für  die  Grund- 
besitzverteilung  gehabt  Der  Landschaftskredit  hat  in  Westpreußen 
auf  die  Besitzveränderungen  in  der  gleichen  Weise  eingewirkt, 
wie  in  Ostpreußen.  Hiervon  legt  ein  Beschluß  Zeugnis  ab,  den 
die  Westpreußische  Landschaft  im  Jahre  1794  faßte.*)  Darnach 
sollten  alle  zu  Rittergütern  hinzuerworbenen  bäuerlichen  Höfe 
und  Krüge  beleihungsfähig  sein.  Diese  Bestimmung  sollte  auch 
für  den  Fall  Geltung  haben,  daß  derartige  Ländereien  von  Ritter- 
gutsbesitzern nur  in  Erbpacht  genommen  wurden. 

Die  Übereinstimmung  der  Entwicklung  mit  Ostpreußen 
macht  es  unnötig,  auf  weitere  Einzelheiten  einzugehen.  Erwähnt 
sei  nur  noch,  daß  die  Verordnung  „wider  den  Auskauf  köllmischer 
und  sonstiger  nichtadliger  Güter  durch  den  Adel''  im  Jahre  1795 
auch  auf  Westpreußen  ausgedehnt  wurde,^)  hier  aber  ebenso- 
wenig wie  in  Ostpreußen  eine  Änderung;  in  der  Beleihungspraxis 
bewirkt  hat. 


')  L.  A.  Königsberg  XVI.  72.  Vol.  1. 
«)  L.  A.  Danzig  Gen.  III.  Vol.  1. 
s)  Knapp  n.  90. 
Man  er,  Landechaftl.  Kreditwesen  Preußens. 


lUUwvw^    ^    ^^'"^    v.t.  c'c. 
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Auf  den  zu  Rittergütern  zugekauften  köU mischen  Grund- 
stücken wurden  meistens  neue  Vorwerke  errichtet  und  diesen 
auch  wohl  hie  und  da  einige  Bauernsteilen  zugeschlagen.  Dies 
geschah  z.  B.  bei  dem  in  der  unmittelbaren  Nähe  von  Königs- 
berg gelegenen  Gute  Bledau  anfangs  der  90  er  Jahre  des  Xvill. 
Jahrhunderts.  Auch  auf  wüsten  Bauernstellen  sind  in  Ost-  und 
Westpreußen  damals  nicht  selten  neue  Vorwerke  errichtet  worden, 
so  im  Jahre  1783  bei  dem  Gute  Eschendorf  im  Kreise  Konitz^) 
und  in  dem  Jahre  1793  bei  den  ostpreußischen  Rittergütern 
Sydden  und  Wenloewen.*)  Der  Besitzer  der  beiden  letztgenannten 
Güter  verlangte  in  Hinblick  auf  die  durch  das  Einziehen  der 
Bauernstellen  eingetretene  Werterhöhung  eine  entsprechende 
Nachbeleihung.  Dieser  an  sich  unbedeutende  Vorfall  zeigt,  daß 
das  Einziehen  wüster  Bauernstellen  unter  Umständen  eine  Er- 
höhung des  Landschaftskredits  zur  Folge  hatte. 

Die  Frage,  inwieweit  die  Rittergüter  vor  Beginn  der  bäuer- 
lichen Reformen  durch  die  Einverleibung  von  nichtbesetzten 
Bauernstellen  einen  Zuwachs  erfahren  haben,  ist  noch  nicht  ge- 
nügend geklärt.  Es  scheint  aber,  als  ob  man  die  auf  diesem 
Wege  erfolgte  Ausbreitung  der  Kittergüter  bisher  unterschätzt 
hafj"  vor  alfem  für  Ostpreußen.'*)  Im  JaTire  1818  stelRe  nämlich 
■die  Kegieriing"auf  Grund  von  Landratsberichten  fest,*)  daß  in 
einer  Anzahl  ostpreußischer  Kreise  von  insgesamt  8390  Bauem- 
/höfen  1757  von  den  Gutsherren  eingezogen  worden  seien*) 
—  und  zwar  mehr  als  ein  Drittel  hiervon  bereits  vor  dem 
Jahre  1806. 


*)  Maerck,  H.,  Geschichte  des  Schwetzer  Kreises  (Zeitschr.  d.  Westpr. 
Geschichts- Vereins  Bd.  17). 

*)  Vgl.  die  betr.  Beleihungs-Akten. 

*)  So  vor  allem  Guradze  (S.  338),  der  glaubt,  daß  der  Gutsherr  kein 
Interesse  daran  gehabt  habe,  die  wüsten  Bauemstellen  einzuziehen,  während 
ein  solches,  wie  obiges  Beispiel  zeigt,  unbedingt  vorlag. 

')  M.  A.  L.  S.  Generalia  21. 

*)  Wie  Guradze  (S.  338)  angesichts  dieser  Tatsache  die  Behauptung 
Knapps,  „die  ostpreußischen  Gutsherren  hätten  die  Tendenz  gehabt,  das 
Bauemland  an  sich  zu  ziehen",  als  „eine  fehlerhafte  Übertreibung"  be- 
zeichnen kann,  ist  vollends  unerfindlich. 
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B.  Die  Reformperiode. 

Während  der  Reformperiode  hat  der  rittersehaftliche  Grund- 
besitz in  den  östlichen  Provinzen  Preußens  einen  starken  Zu- 
wachs erfahren.    Dieser  entsprang  drei  Quellen: 

1.  Den  bäuerlichen  Landabtretungen  bei  den  Regulierungen, 

2.  Dem  Einziehen  erledigter  Bauernhöfe  durch  die  Gutsherren, 

3.  Dem  freihändigen  Erwerb  von  bäuerlichem  Grundbesitz. 
Daß  der  den  Rittergütern  bei  der  Regulierung  zugeflossene 

Landbesitz  ihnen  zum  Teil  nur  infolge  des  Eingreifens  der  Land- 
schaften erhalten  blieb,  ist  bereits  ausgeführt  worden. 

Hinsichtlich  der  durch  das  Einziehen  wüster  Bauemstellen 
erfolgten  Ausdehnung  der  Rittergüter  kann  zwar  von  einer  direkten 
Einwirkung  des  Kreditsystems  nicht  gesprochen  werden;  ein  ge- 
wisser Zusammenhang  besteht  aber  auch  hier,  {tättfig^wurde, 
soEäld  das  Bauemland  eingezogen  worden  war,  auf  Grund  der 
liierdurch  eingetretenen  Werterhöhung  eine  Nachbeleihung  des 
betreffenden  Gutes  bei  der  Landschaft  beantragt. 

Was  hier  hinsichtlich  der  wüsten  Höfe  ausgeführt  ist,  gilt 
auch  für  die  zahlreichen,  von  der  Regulierung  ausgeschlossenen, 
nicht  spannfähigen  Bauernstellen,  die  in  der  Zeit  von  1816 — 1850 
in  die  Hände  der  Gutsherren  gelangt  sind.^) 

Viel  bedeutsamer  als  bei  den  bisher  behandelten  Grund- 
besitzverschiebungen war  der  Einfluß  des  landschaftlichen  Kre- 
ditsystems bei  denjenigen  Besitzveränderungen,  die  infolge  des 
Zukaufs  spannfähiger  Bauernstellen  zu  Rittergütern  erfolgten. 
Über  die  Zahl  der  in  den  Jahren  1816 — 1859  durch  Konsoli- 
dation mit  Rittergütern  eingegangenen  spannfähigen  bäuerlichen 
Nahrungen  sind  wir  durch  eine  anfangs  der  sechziger  Jahre  ver- 
anstaltete Erhebung  unterrichtet.*)  Diese  ergiebt,  daß  in  den  öst- 
lichen Provinzen  während  der  in  Rede  stehenden  Periode  8865 
spannfähige  Stellen  dem  bäuerlichen  Grundbesitze  verloren  ge- 
gangen sind.  Die  erwähnte  Zahl  ist  jedoch  nur  dahin  auszulegen, 
daß  sie  angibt,  wieviele  Bauerngüter  „mindestens"  in  der  er- 


*)  Knapp  I.  274  ff. 

»)  Zeitschr.  d.  Kgl.  Preuß.  Statist.  Bureaus  Jahrg.  1865. 
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wähnten  Weise  mit  Rittergütern  verschmolzen  worden  sind.  Diese 
Behauptung  findet  in  der  von  verschiedenen  Seiten  mit  guten 
Gründen  erfolgten  Bemängelung  jener  Statistik  ihre  Rechtferti- 
gung, i) 

Die  Bestrebungen  der  Gutsherren,  ihren  Besitz  durch  frei- 
händigen Erwerb  von  Bauernstellen  zu  erweitern,  setzten  bereits 
zu  Beginn  der  Reformperiode  ein.  Im  Jahre  1823  beschloß  die 
Ostpreußische  Landschaft,  daß  Bauernstellen,  die  zu  Eüttergütern 
hinzuerworben  würden,  beleihungsfähig  sein  sollten  und  zwar 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  ursprünglich  Adels-  oder  Domänen- 
bauerngüter gewesen  seien.  Der  Landschaftskredit  wurde  also, 
wie  in  früheren  Zeiten,  zum  Auskauf  der  KöUmer,  so  jetzt  zu 
dem  der  Bauern  verwandt.  Und  ebenso  wie  am  Ende  des  XVin. 
Jahrhunderts  die  Köllmer,  so  wurden  jetzt  die  ehemaligen  Adels- 
bauern und  die  Domänenbauern  infolge  des  Ausschlusses  von 
der  Landschaft  kreditlos  gemacht  und  dadurch  zum  Verkaufe 
ihres  Besitzes  gezwungen. 

Viele  Domäncnbauem  konnten  infolge  von  Mißernten  ihre 
Steuern  nicht  aufbringen  und  mußten  deshalb  ihre  Höfe  ver- 
lassen. Andere  wiederum  erlagen  der  Rentenlast,  die  sie  bei 
der  Eigentumsverleihung  übernommen  hatten.  So  kamen  bis  zum 
Jahre  1822  allein  im  üttauischen  Kammerdepartement  1000  von 
insgesamt  15— 1600  Bauerngütern  zum  Zwangsverkauf.  Manche 
Bauern  hätten  durch  einen  —  wenn  auch  nur  mäßigen  —  Kredit 
vor  dem  Untergange  bewahrt  werden  können.  Viele  Bauerngüter 
in  Ostpreußen  gingen  darnals  für  den  zehnten  "l^eil  ihres  Wertes 
in  die  Hände  von  Rittergutsbesitzern  über^).  In  Littauen  ver- 
schwanden wegen  einer  Schuldenlast  von  50— lOOTalern Hunderte 
von  Bauernhöfen,  um  als  Vorwerke  größerer  Güter  wiederzu- 
erstehen. Im  Kreise  Angerburg  gingen  auf  diese  Weise  von 
1811—1860  fast -90^/0  aller  Bauernhöfe  unter»).  Die  Besitzer 
der  in  diesem  Kreise  gelegenen  Herrschaft  Steinort  kauften  ihre 


*)  v.  Miaskowski  in  Schmollers  Jahrb.  VI.  1171. 
«)  Vgl.  F.W.  Schubert  i.  d.  Zeitschrift  d.  Verf.  f.  Deutsche  Statistik  1. 
(1847)  u.  Böhme  S.  73. 

3)  Vgl.  Schmidt,  H.  Der  Angerburger  Kreis.  (1860.) 
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ehemaligen  Bauern,  soweit  sie  nicht  bereits  der  Rentenlast  er- 
legen waren,  ohne  Ausnahme  aus^). 

Aber  auch  in  anderen  Gegenden  Ostpreußens  wuchsen  die 
Eittergüter  auf  Kosten  des  Bauernlandes  an.  So  haben  z.  B.  die 
Besitzer  der  im  Kreise  Gerdauen  belegenen  Rittergüter  Groß- 
und  Kiein-Gnie  mehr  als  700  ha  Bauernland  zugekauft*).  In 
großem  Umfange  konnten  diese  Grundbesitzverschiebungen  aber 
nur  in  denjenigen  Kreisen  eintreten,  wo  die  gemischte  Lage  der 
Guts-  und  Bauemländereien  die  Regel  bildete  3).  Aber  selbst  in 
der  Gegend  von  Königsberg,  für  die  dies  nicht  zutraf,  war  das 
Zuschlagen  von  bäuerlichen  Grundstücken  zu  Rittergütern  in  den 
dreißiger  Jahren  eine  häufige  Erscheinung. 

Ähnliche  Veränderungen  in  der  Verteilung  des  ländlichen 
Grundeigentums,  wie  in  Ostpreußen,  fanden  auch  in  Westpreußen 
statt.  Allein  im  Regierungsbezirke  Marlenwerder  gingen  von  \bZb 
bis  1837  mehr  als  200  bäuerliche  Nahrungen  durch  Konsoli- 
dation mit  Rittergütern  ein.  Der  Besitzer  des  Rittergutes  Czier- 
spitz  kaufte  im  Jahre  1836  für  nicht  weniger  als  34200  Taler 
Bauernland  an*).  Oft  läßt  sich  bei  derartigen  Vergrößerungskäufen 
nachweisen,  daß  sie  mit  der  Inanspruchnahme  von  Landschafts- 
kredit Hand  in  Hand  gingen.  Ja  es  kam  sogar  vor,  daß  Guts- 
besitzer ihre  Darlehensgesuche  damit  begründeten,  „sie  wollten 
ihre  eheraabgen  Bauern  auskaufen"  *).  Die  Zahl  der  in  der  Zeit 
von  1816 — 1859  in  Ost-  und  Westpreußen  durch  Verschmelzung 
mit  Rittergütern  eingegangenen  spannfähigen  bäuerlichen  Nah- 
rungen belief  sich  nach  der  eingangs  erwähnten  Statistik  auf  3241. 

Eine  ganz  besondere  Förderung  hat  die  Schlesische  Land- 
schaft den  auf  das  Auskaufen  von  Bauern  gerichteten  Bestrebungen 
zuteilwerden  lassen.  Einmal  erleichterte  sie  den  Ankauf  von 
Rustikalbesitz,  wie  alle  andern  Landschaften  dadurch,  daß  sie 
ihren  Kredit  zu  diesem  Zwecke  zur  Verfügung  stellte.  Außerdem 


y 


»)  Böhme,  S.  94. 

•)  Böhme  S.  68  u.  99.      . 

')  Sering,  Die  innere  Kolonisation  im  östlichen  Deutschland  (1893)  S.  78. 

*)  Vgl.  Zeitschr.  d.  histor. Vereins  f.  d.  Reg.-Bez.  Marienwerder.  Heft  33. 

»)  St.  A.  Danzig  161—539. 
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aber  machte  sie  in  einzelnen  Fällen  die  Kreditgewährung  davon 
abhängig,  daß  der  betreffende  Gutsbesitzer  Bauernland  ankaufte. 
Hierbei  stützte  sie  sich  auf  die  Bestimmung  ihres  Reglements, 
wonach  nur  solche  Rittergüter  beliehen  werden  durften,  deren 
jährlicher  Reinertrag  aus  dem  Ackerbau  mindestens  300  Taler 
betrage.  Diejenigen  Herrschaften,  die  fast  ganz  aus  Wald  be- 
standen, mußten  daher,  um  landschaftlich  beliehen  werden  zu 
können,  durch  Ankauf  von  Bauernland  vergrößert  werden.  So 
erwarb  der  Graf  Magnis,  Besitzer  der  Herrschaft  Schnallenstein, 
die  einen  Wert  von  200  000  Talern  repräsentierte,  im  Jahre  1817 
drei  Rustikalstellen,  nur  um  seine  Besitzung  beleih  ungsfähig  zu 
machen  ^).  Die  Neigung  der  Gutsherrschaften,  ihren  Besitz  durch 
Ankauf  von  Bauemland  zu  vergrößern,  scheint  in  Schlesien  da- 
mals überhaupt  recht  groß  gewesen  zu  sein.  Die  Regierung  zu 
Oppeln  fragte  nämlich  im  Jahre  1816  beim  Ministerium  an,  ob 
es  den  Gutsherrschaften  gestattet  sei,  ohne  behördlichen  Konsens 
Bauemstellen  zuzukaufen  *).  Femer  berichtete  der  Oberpräsident 
von  Merkel  im  Jahre  1828  %  daß  zahlreiche  Bauerngüter  zerschlagen 
und  zur  Vergrößerung  von  Rittergütern  verwandt  worden  seien, 
deren  Besitzer  das  Bauemland  verhältnismäßig  noch  am  höchsten 
bezahlten.  Hierzuwaren  sie  infolge  des  billigen  Landschaftskredits 
ja  auch  in  der  Lage.  Mit  Recht  erklärte  daher  ein  Ministerial- 
reskript  vom  5.  April  1837,  daß  die  Landschaft  das  Auskaufen 
des  Rustikalbesitzes  ungemein  erleichtere. 

Auch  in  der  Provinz  Brandenburg  tritt  uns  der  Einfluß 
des  Kreditsystems  auf  die  Besitzverschiebung  zwischen  Groß- 
und  Klein-Grundbesitz  sehr  deutlich  entgegen.  Bei  dem  Kur- 
und  Neumärkischen  Kreditinstitute  häuften  sich  zu  Ende  der 
dreißiger  Jahre  die  Anträge  auf  Nachbeleihung  ganz  außerordent- 
lich*). Sie  wurden  zumeist  damit  begründet,  daß  das  betreffende 
Gut  durch  Zukauf  von  Bauernstellen  einen  erhöhten  Wert  er- 
halten habe.  Dies  geschah  z.  B.  bei  den  Rittergütern  Liebenow, 
Gr.  u.  Kl.-Baehnitz,  Dahlwitz,  Klaeden,  Jerchel,  Briest  u.  a.  m. 


»)  Geh. 
*)  H.  R. 


Geh.  St.  A.  87.  B.  XIX.  8.  II. 
Geh.  St.  A  87.  B.  XIX. ».  II. 
Geh.  St.  A.  87.  B.  XIX.  •.Vol.  V. 

A.  Berlin  Verh.  d.  G.  V.  u.  d.  E.  A.  1834—1838. 
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Das  Märkische  Kreditinstitut  hat  aber  neben  der  Ausbreitung  der 
Bittergüter  auch  die  Bildung  größerer  Bauerngüter  gefördert 
Das  Kur-  und  Neumärkische  Kredit-Reglement  bestimmte  nämlich, 
daß  Bauerngüter,  deren  Hypothekenwesen  der  Kompetenz  der 
Oberlandesgerichte  unterstellt  waren,  beliehen  werden  dürften, 
wenn  sie  einen  Taxwert  von  mindestens  6000  Talern  hätten.  Da 
nun  Anti'ägen  auf  Überführung  größerer  bäuerlichen  Güter »)  an 
die  Oberlandesgerichte  seitens  des  Justizministers  stets  stattge- 
geben wurde,  so  kauften  vielfach  kleine  Freigutsbesitzer,  um 
ihren  Besitz  beleihungsfähig  zu  machen,  andere  bäuerliche  Grund- 
stücke hinzu*).  Der  Besitzer  des  Freischulzengutes  Ahrensdorff 
erwarb  z.  B.  ein  Bauerngut  in  der  Subhastation  und  kaufte  ein 
weiteres  freihändig  an.  Nachdem  sein  Besitz  dadurch  den  Mindest- 
wert von  6000  Talern  erreicht  hatte,  beantragte  er,  daß  sein  Gut 
dem  Oberlandesgericht  unterstellt  würde.  Diesem  Antrage  wurde 
Folge  gegeben  und  die  Landschaft  mußte  daher  das  Gut  Ahrens- 
dorff für  beleihungsfähig  erklären. 

Gegen  Ende  der  dreißiger  Jahre  kam  es  immer  häufiger 
vor,  daß  bäuerliche  Grundstücke  zwecks  prlanp^mg  von  Land- 
schaftsdarieben  zusammengekauft  wurden,  sodaß  das  Kredit- 
institut  Deschloli,  dieser  Bewegung  entgegenzutreten.  Die  General- 
versammlung setzte  deshalb  im  Jahre  1843  fest,  daß  nichthtter- 
schaftliche  Güter  nur  dann  beleihungsfähig  sein  sollten,  wenn 
sie  einen  Mindestwert  von  20000  Talern  und  nicht  mehr  wie 
bisher  von  6000  Talern  hätten.  Durch  diese  Maßnahme  wurde  zwar 
die  Beleihungsfähigkeit  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  wesentlich 
eingeschränkt,  dessen  weitere  Konzentration  aber  nicht  gehemmt 
Von  1816 — 1859  wurden  in  der  Provinz  Brandenburg  778  spann- 
fähige bäuerliche  Nahrungen  anderen  Bauerngütern  zugeschlagen. 
Die  Zahl  der  nichtspannf  ähigen  Stellen,  denen  ein  gleiches  Schicksal 
widerfuhr,  ist  leider  nicht  festzustellen. 

Ebenso  wie  in  den  bisher  behandelten  Provinzen  wurde 


*)  Hierbei  handelte  es  sich  in  der  Regel  um  Freibauern-  und  Lehen- 
schulzengüter, deren  Zahl  sich  auf  mehr  als  700  belief.  (Vgl.  Bassewitz,. 
a.  a.  O.  S.  29.) 

•)  H.  R.  A.  Berlin  III.  Abt.  1.  S.  2. 
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auch  in  Pommern  durch  die  Kreditverhältnisse  eine  Erweiterung 
des  ritterschaftlichen  Grundbesitzes  auf  Kosten  des  bäuerlichen 
herbeigeführt  Es  kamen  hier  infolge  völligen  Kreditmangels 
bereits  anfangs  der  zwanziger  Jahre  zahlreiche  Rentenbauern  zu 
PaU,  und  ihre  Höfe  gingen  im  Wege  des  Zwangsverkaufs  in  die 
Hände  der  ehemaligen  Gutsherren  über.  So  wurde  das  ganze 
Dorf  Muttrin  im  Kreise  Beigard  der  Gutsherrschaft  bei  der  Sub- 
hastation  zugeschlagen,  wobei  diese  z.  B.  einen  Hof,  dessen  Wert 
die  General-Kommission  auf  800  Taler  geschätzt  hatte,  für  40  Taler 
erstand^).  Von  1822 — 1837  wurden  allein  im  Regierungsbezirke 
Köslin  mehr  als  300  bäuerliche  Nahrungen  mit  Rittergütern  ver- 
einigt Auch  während  der  vierziger  Jahre  setzte  sich  der  Auf- 
saugungsprozeß noch  fort  Die  Durchschnittsgröße  der  Rittergüter 
im  Regierungsbezirke  Stettin  erhöhte  sich  in  der  Zeit  von  1837 
bis  1851  von  612  auf  620  ha  2). 

Wohin  wir  also  den  Blick  wenden,  überall  finden  wir  die 
gleiche  Entwicklung:  Die  Rittergüter^  die  schon  durch  die  Land- 
entschädigungen bei  den  Regulierungen  und  durch  das  Einziehen 
erledigter  Bauernstellen  einen  großen  ZiuwacET'iM'liiaten  haben, 
wftrdpn  j<>t?t  durcb^.-rion  froihändiffon-^^pkauf  von  Bauernland 
noch  mehr  vergrößert^).  Digser  Aufsaugungsprozeß  hajjfia-^e- 
schildertexugtoßen  Umfang  nur  dadurch  ftrrairhnn  frönnon^  daß 
dein  Kreditfähigen  ritterschaftlichen  Grundbesitze  ein  kreditloser 

Die  Veraraugung  der  Kleinbetriebe  durch  die  größeren 
nahm  ab,  als  in  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  eine 
Besserung  der  bäuerlichen  Kreditverhältnisse  eintrat,  die  es  den 
Bauern  ermöglichte,  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  mit  dem  Groß- 
grundbesitze gleichen  Schritt  zu  halten.  Die  Aufsaugung  des 
/Meineren  Besitzes  durch  den  größeren  dauerte  aber  dort  noch 
I  an,  wo  jener,  wie  z.  B.  in  Posen,  ausschließlich  auf  teueren 
Wucherkredit  angewiesen  war. 


0  Geh.St.A.87B.XIX.«.Vol.m.BerichtHaesesanSackv.21.Febr.l824. 
«)  Meyer,  R.  Das  Sinken  der  Grundrente  (1894)  S.  91. 
')  Vgl.  Schmoller:  Der  Kampf  des  preuß.  Königturas  um  die  Erhaltung 
des  Bauernstandes.  (Schmollers  Jahrb.  Bd.  XII.) 


4.   PABZELLIERUNGSBESTREBUNGEX   DER   RITTERGUTSBESITZER.        89 

Man  hat  vielfach  behauptet,  daß  der  Ausbreitung  der  Ritter- 
güter dadurch  eine  Grenze  gesetzt  gewesen  sei,  daß  die  zur 
Tergrößerung  erforderlichen  Kapitalien  fehlten.^)  Dies  trifft  aber 
da  nicht  zu,  wo  die  Gutsbesitzer  auf  Grund  der  Zukaufe  von 
Bauemland  einen  erhöhten  Kredit  erhalten  haben,  aus  dem  sie 
den  Kaufpreis  für  das  hinzuerworbene  Land  bestreiten  konnten. 

So  erklärt  es  sich  auch,  daß  die  Rittergüter  in  den  öst- 
lichen Provinzen  Preußens  selbst  während  der  zwanziger  und 
dreißiger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  —  in  einer  für  die 
Landwirtschaft  denkbar  ungünstigen  Zeit  —  durch  Zukauf  von 
Bauemland  vergrößert  worden  sind. 

4.  DIE  STELLUNG  DER  LANDSCHAFTEN  ZU  DEN 
PARZELLIERÜNGSBESTREBUNGEN  DER  RITTERGUTS- 
BESITZER. 

Zur  gleichen  Zeit,  als  die  Konzentrationsbestrebungen  des 
Adels  in  Schlesien  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatten,  setzte  dort 
eine  Bewegung  ein,  die  das  Gegenteil  der  Konzentration  be- 
zweckte, nämlich  die  Aufteilung  der  Rittergüter.*)  Die  Ent- 
stehung dieser  Dismembrationsbestrebungen  wird  man  sich  etwa 
in  folgender  Weise  vorstellen  müssen.  Die  Mobilisierung  des 
Grundbesitzes  und  die  hohen  Güterpreise  stellten  in  jener  Zeit 
wohl  einen  jeden  schlesischen  Gutsbesitzer  vor  die  Frage,  ob 
es  geraten  sei,  seinen  Grundbesitz  zu  konservieren  oder  zu  ver- 
äußern. Die  Mehrzahl  entschied  sich  für  die  Veräußerung.  Es 
gab  aber  auch  viele  Gutsbesitzer,  die  mit  ihrem  Gute  so  eng 
verwachsen  waren,  daß  sie  sich  nicht  entschließen  konnten,  es 
in  andere  Hände  zu  geben.  Für  sie  lag  es  nahe,  auf  ein  Mittel 
zu  sinnen,  wie  sie  von  den  günstigen  Bodenpreisen  Nutzen  ziehen 
könnten,  ohne  ihr  angestammtes  Gut  völlig  aufgeben  zu  müssen. 


*)  Lette  in  den  Annalen  der  Landw.,  Bd.  X  (Bereisung  der  Prov. 
Preußen). 

•)  Die  folgende  Darstellung  stützt  sich  hauptsächlich  auf  Akten- 
material  der  Schles.  Landschaft  (L.  A.  Breslau  XII.  t .  Vol.  1 — 4).  Vgl.  ferner 
anch  Knapp  II.  137  flf.  und  Deßmann  S.  löl  ff. 
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Dies  konnten  sie  erreichen,  indem  sie  den  größeren  Teil  des 
Gutslandes  veräußerten  und  nur  soviel  vom  Grund  und  Boden 
behielten,  als  für  ein  standesgemäßes  Leben  auf  dem  Lande  un- 
erläßlich war. 

Als  Reflektanten  für  die  herrschaftlichen  Felder  kamen  nun 
in  erster  Linie  die  eigenen  Gutsbauern  in  Betracht.  Für  sie 
hatte  die  Übernahme  der  Gutsäcker  den  großen  Torteil,  daß  sie 
sich  damit  gleichzeitig  von  den  dem  Gutsherrn  zu  leistenden 
Frondiensten  befreiten.  Auf  dieser  Grundlage  kam  es  zu  ver- 
schiedenen Dismembrationen,  besonders  in  Oberschlesien.  In 
manchen  Fällen  wurden  nur  die  Vorwerke  an  die  Bauern  ver- 
äußert, häufig  aber  auch  die  sämtlichen  herrschaftlichen  Äcker 
ihnen  überlassen. 

Einigen  Gutsbesitzern  brachten  die  Dismembrationen  wohl 
auch  die  Befreiung  aus  einer  finanziellen  Notlage,^)  da  die  Bauern 
in  dem  Drange,  die  drückenden  Robotdienste  loszuwerden,  die 
ihnen  überlassenen  Äcker  sehr  hoch  bezahlten.  So  brachten  die 
Dismembrationen  beiden  Parteien  gewisse  Vorteile.  Weniger 
vorteilhaft  waren  aber  diese  Zerstückelungen  der  Rittergüter  für 
deren  Gläubiger.  Für  die  hierbei  in  Betracht  kommenden  Privat- 
personen gab  es  allerdings  ein  sehr  einfaches  Mittel  zur  Sicherung 
des  ausgeliehenen  Kapitals  —  nämlich  die  Kündigung  des  Dar- 
lehens. Zu  dieser  waren  sie  infolge  der  Veränderung  des  ver- 
pfändeten Objekts  berechtigt.*)  Anders  stand  es  mit  der  Land- 
schaft Sie  konnte  ihr  Darlehen  auf  Grund  der  Dismembration 
nicht  kündigen.  Nur  wenn  der  Gutsbesitzer  heimlich  Perti- 
nenzien  des  Gutes  veräußerte,  stand  der  Landschaft  das  Recht 
zu,  die  Ablösung  der  Pfandbriefe  zu  verlangen. 

Bei  den  Dismembrationen  handelte  es  sich  aber  keineswegs 
um  eine  derartige  heimliche  Veräußerung.  Sie  erfolgten  in  vollster 
Öffentlichkeit,  da  sie  ja  den  Konsens  der  Landesregierung  er- 
forderten. Dieser  wurde  anfänglich  ohne  Weiteres  erteilt,  da 
man  die  mit  den  Dismembrationen  verbundene  Dienstablösung 
gern  sah.     Die  Regierung  nahm  jedoch  in  dieser  Frage  nicht 

^)  Schles.  ProvbL,  Bd.  38,  S.  103. 

»)  Allgem.  Landrecht,  Teil  I,  Tit.  20,  K.  441. 
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fortdauernd  die  gleiche  Stellung  ein.  Als  nämlich  die  Oberschle- 
sischen  Deputierten  in  der  Sitzung  des  Engeren  Ausschusses  im 
Jahre  1781  ihre  Bedenken  gegen  die  Dismembrationen  vortrugen, 
wurden  sie  darauf  hingewiesen,  daß  in  neuester  Zeit  die  Re- 
gierung ihre  Zustimmung  zu  Dismembrationen  versage.  Dies 
scheint  sich  aber  bald  wieder  geändert  zu  haben,  da  die  Ober- 
schlesischen  Deputierten  die  Angelegenheit  im  Jahre  1785  wieder- 
aufnahmen, indem  sie  feststellten,  daß  die  Dismembrationen  immer 
mehr  überhandnähmen.  Es  wurde  ihnen  darauf  von  dem  Mi- 
nister Freiherrn  von  Danckelmann  die  beruhigende  Versicherung 
zuteil,  daß  die  Regierungen  angewiesen  seien,  derartige  Kon- 
sense nicht  mehr  zu  gewähren.  Inzwischen  hatte  sich  aber  der 
Minister  Graf  Hoyra  direkt  an  den  König  gewandt,  um  einem 
von  ihm  entworfenen  Edikt,  das  die  Veräußerung  einzelner  Guts- 
pertinenzien  an  die  Untertanen  gestattete,  zur  Annahme  zu  ver- 
helfen. Die  Vorschläge  Hoyms  wurden  zwar  von  Friedrich  11. 
abgelehnt,  gelangten  aber  bald  nach  dem  Regierungsantritte 
Friedrich  Wilhelms  II.  zur  Durchführung. 

Das  betreffende  Edikt  erging  am  11.  Mai  1787.  Es  ge- 
stattete  die  Veräußerung  der  Vorwerke  für  den  Fall,  daß  da- 
durch die  Untertanen  in  ihrem  Nahrungsstande  verbessert  oder 
neue  Rustikalstellen  geschaffen  würden.  Auch  über  das  Verhalten 
der  Landschaft  bei  Dismembrationen  wurden  Bestimmungen  ge- 
troffen. Die  Landschaft  sollte  sich  nämlich  in  jedem  einzelnen 
Falle  äußern,  „ob  sie  hinsichtlich  des  Nexus,  womit  das  Rittergut 
dem  Kreditsystem  verhaftet  sei,  etwas  gegen  die  intendierte  Dis- 
membration  einzuwenden  habe,  und  welchergestalt  sie  insbe- 
sondere ihrem  Interesse  in  Hinsicht  der  auf  dem  Gute  speziell 
haftenden  Pfandbriefe  durch  deren  Ablösung  zu  prosperieren 
vermeine".  Diese  Bestimmung  legte  die  Landschaft  dahin  aus, 
daß  sie  von  den  Gutsbesitzern  die  Ablösung  von  Pfandbriefen 
insoweit  verlangen  könne,  als  für  das  landschaftliche  Darlehen 
nach  den  Dismembrationen  keine  Deckung  mehr  vorhanden  wäre. 
Demgemäß  kamen  wiederholt  bei  Dismembrationen  die  Land- 
schaftsdarlehen zur  Rückzalüung.  So  mußte  sich  auch  der  Herzog 
von  Braunschweig-Oels,  als  er  sein  in  der  Grafschaft  Glatz  ge- 


(jjc^^^'''\^'^^^      O'-'-^^yr^MJ  •-// ;/-^..'../       '     fyy^d'^^ 
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legenes  Gut  Plomnitz  im  Jahre  1799  dismembrierte,  entschließen, 
das  ihm  hierauf  gewährte  Landschaftsdarlehen  von  20  500  Talern 
zurückzuzahlen. 

Die  strenge  Durchführung  dieser  Maßregel  hemmte  die 
Dismembrationsbestrebungen.  Erhöht  wurde  diese  Einwirkung 
noch  durch  einen  im  Jahre  1801  gefaßten  Beschluß  des  Engeren 
Ausschusses,  daß  bei  total  dismembrierten  Gütern  das  land- 
schaftliche Darlehen  vollständig  zurückbezahlt  werden  müsse. 
Außerdem  beschloß  die  Landschaft,  die  Erteilung  des  Dismem- 
brationskonsenses  in  Zukunft  auch  davon  abhängig  zu  machen, 
daß  das  dismembrierte  Gut  der  Generalgarantie  unterworfen 
bliebe.  Dieser  Beschluß  ging  aber  dem  Grafen  Hoym,  der  bisher 
nicht  eingegriffen  hatte,  offenbar  denn  doch  zu  weit,  und  er 
verständigte  deshalb  den  Minister  Freiherrn  von  der  Reck  da- 
von, daß  die  Landschaft  die  Dismembrationen,  die  erleichtert 
werden  sollten,  ungemein  erschwere.  Bevor  aber  die  beiden  Mi- 
nister sich  über  etwa  zu  ergreifende  Maßregeln  einigen  konnten, 
hatte  der  König  selbst  von  dem  Verhalten  der  Landschaft  Kenntnis 
erhalten.  Ein  Major  von  St.  Paul,  dem  von  der  Landschaft  auf 
Grund  des  Beschlusses  vom  Jahre  1801  das  landschafthche  Dar- 
lehen gekündigt  worden  war,  hatte  sich  nämlich  hierüber  direkt 
beim  Könige  beschwert.  Dieser  verlangte  von  dem  Minister 
Freiherm  von  der  Reck  eine  genaue  Prüfung,  ob  die  Beschlüsse 
der  Landschaft  vom  Jahre  1801  mit  der  Landes  Wohlfahrt  ver- 
einbar seien.  Er  ließ  dabei  durchblicken,  daß  ihm  dies  nicht 
der  Fall  zu  sein  scheine,  und  .auch  das  Vorgehen  der  Landschaft 
mit  dem  Edikt  von  1787  nicht  in  Einklang  zu  bringen  sei.  Es 
gelang  Reck  aber,  den  König  von  dieser  Ansicht  abzubringen, 
obwohl  Hoym  mit  Entschiedenheit  den  entgegengesetzten  Stand- 
punkt vei-trat. 

Eine  Kabinetsordre  vom  6.  Juli  desavouierte  die  Schlesische 
Landesregierung,  die  zu  Totaldismembrationen  ihren  Konsens  er- 
teilt hatte,  und  erklärte  ausdrücklich,  daß  nur  das  Abbauen  der 
Vorwerke  gestattet  sein  sollte.  Ferner  wurde  bestimmt,  daß  die 
Besitzer  von  bereits  dismembrierten  Gütern  sich  sowohl  die 
Kündigung  der  Pfandbriefe  wie  die  Fortdauer  der  Generalgarantie 
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gefallen  lassen  müßten.  Die  letzterwähnte  Bestimmung  gab  dem 
Minister  Freiherm  von  der  Reck  Veranlassung  zu  einem  Re- 
skript an  die  Sehlesischen  Oberamtsregierungen,  inhaltlich  dessen 
die  auf  den  Rittergütern  lastende  landschaftliche  Generalgarantie 
in  die  Hypothekenbücher  aller  infolge  der  Dismembrationen  neu- 
entstandenen Rustikalstellen  eingetragen  werden  sollte.  Diese 
scheinbar  nebensächliche  Verfügung  wurde  zu  einem  großen 
Hemmnis  für  die  Dismembrationsbewegung.  Die  Bauern  hatten 
nämlich  eine  solche  Scheu  vor  der  Übernahme  der  General- 
garantie, daß  sie  sich  dadurch  abschrecken  ließen,  die  herrschait- 
lichen  Äcker  zu  übernehmen.  In  diesen  Bedenken  wurden  die 
bäuerlichen  Untertanen  noch  durch  den  Umstand  bestärkt,  daß 
die  Landschaft  der  Eintragung  der  Generalgarantie  einen  ganz 
besonderen  Wert  beilegte  und  Bauerngemeinden,  die  sich  ihr 
nicht  unterworfen  hatten,  das  Landschaftsdarlehen  kündigte. 

Dies  war  aber  nur  eines  der  Mittel,  mit  denen  die  Land- 
schaft den  Dismembrationsbestrebungen  entgegenwirkte.  Den 
gleichen  Zweck  verfolgte  sie  auch  mit  der  künstlichen  Herab- 
setzung der  Taxe  von  dismembrierien  Gütern.  Seit  dem  Jahre 
1801  nahm  die  Landschaft  eine  Neuabschätzung  aller  derjenigen 
Güter  vor,  von  denen  mehr  als  ^/s  der  Äcker  an  Bauern  ver- 
äußert worden  war.  In  den  neuen  Taxen  brachte  sie  aber  die 
jährlichen  Grundzinsen,  die  die  Bauern  für  die  Überlassung  der 
Felder  zu  entrichten  hatten,  nicht  in  Anschlag  M.  Infolgedessen 
blieben  die  neuen  Taxen  naturgemäß  erheblich  hinter  den  früheren 
zurück.  Die  Landschaft  erklärte  nunmehr  die  betreffenden  Dar- 
lehen für  nicht  mehr  ausreichend  gedeckt  und  verlangte  deren 
teilweise  Rückzahlung.  Viele  Gemeinden,  die  bereits  einige  Jahre 
im  Besitze  des  Landes  waren,  ihre  Zinsen  regelmäßig  abgeführt 
hatten  und  in  jeder  Beziehung  gut  vorwärts  gekommen  waren. 


*)  Dies  Verfahren  wurde  in  den  Jahrb.  der  preuß.  Monarchie  (Bd.  III, 
S.  288)  heftig  angegriffen  und  daraufhin  von  dem  Generallandschafts- 
sjndikus  Merkel  (Beiträge  zur  Untersuchung  über  die  Zulässigkeit  und 
den  Nutzen  der  gänzlichen  Dismembrationen  adliger  Güter  in  Schlesien 
(1803))  verteidigt  und  zwar  besonders  durch  den  Hinweis  auf  die  Un- 
sicherheit der  Grundzinsen. 
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wurden  damit  in  ihrer  Existenz  auf  das  Schwerste  bedroht  So 
verlangte  die  Landschaft  von  den  oberschlesischen  Gemeinden 
Posnitz  und  Krug,  daß  sie  jährlich  3630  Taler  auf  das  land- 
schaftliche Darlehen  von  86000  Talern  abzahlten.  Hierzu  waren 
aber  die  Gemeinden,  die  bereits  hohe  Grundzinsen  an  den  ehe- 
maligen Gutsherrn  zu  entrichten  hatten,  nicht  imstande.  Sie 
wandten  sich  deshalb  mit  einer  Eingabe  an  den  König  Friedrich 
Wilhelm  III.,  in  der  sie  über  das  Vorgehen  der  Landschaft 
Beschwerde  führten.  Der  König  sah  sich  hierdurch  veranlaßt, 
die  Stellung  der  Landschaft  zu  den  Dismembrationen  von 
neuem  zur  Beratung  zu  stelleiL  Gleichzeitig  untersagte  er 
aber  auch  der  Landschaft  jedes  weitere  Vorgehen  gegen  die 
Gemeinden. 

Bei  den  Beratungen  fand  die  Landschaft  wiederum  in 
dem  Minister  Freiherrn  von  der  Reck  einen  eifrigen  Vertei- 
diger ihrer  Interessen.  Er  setzte  es  durch,  daß  die  Landschaft 
auch  fernerhin  eine  Darlehenskündigung  vornehmen  dürfte,  so- 
iiQiH^ojponi  Riff,^|»g|i|p^QnVi  der .PisQienibratiojjjUQht  wenigstens 
ein  Drittel  des  Grund  und  Bodens  verbliebe.  Nur  in  einem 
Punkte  mußte  Reck  nachgeben;  es  wurde  nämlich  bestimmt, 
daß  die  Landschaft  die  Grundzinsen  bei  den  neuen  Taxen  in 
Anschlag  bringen  müßte.  Als  diese  in  der  Deklaration  vom 
1.  Mai  1804  normierten  Bestimmungen  Gesetzeskraft  erlangten, 
hatte  die  Landschaft  ihren  Zweck,  der  Dismembrationsbewegung 
Einhalt  zu  gebieten,  bereits  vollkommen  erreicht  Von  1802  bis 
1807  kamen  neue  Dismembrationen  überhaupt  nicht  mehr  vor. 

Dies  änderte  sich  aber  bald  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Ediktes  vom  9.  Oktober  1807,  das  den  freien  Gebrauch  des 
Grundeigentums  gestattete  und  die  Parzellierungsbestrebungen 
begünstigte.  Nach  dem  Wegfall  aller  Beschränkungen  in  der 
Benutzung  des  Grundeigentums  stand  selbst  den  Totaldismem- 
brationen  weder  von  Gesetzes-  noch  von  Polizeiwegen  etwas  ent- 
gegen. Hindernd  konnte  hier  einzig  und  allein  noch  die  Land- 
schaft eingreifen.  In  richtiger  Erkenntnis  dieser  Sachlage  er- 
ließ das  Ministerium  des  Innern  am  20.  Mai  1809  ein  „von  Schön" 
unterzeichnetes  Reskript,  in  dem  die  Landschaft  vor  etwaigen 
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Maßnahmen,  die  geeignet  seien,  den  freien  Gebrauch  des  Grund- 
eigentums zu  beschränken,  dringend  gewarnt  wird. 

Ein  weiteres  Reskript  vom  19.  September  1809  —  diesmal 
„Graf  Dohna"  unterzeichnet  —  wahrte  aber  der  Landschaft  aus- 
drücklich das  Recht,  bei  Totaldismembrationen  die  gewährten 
Dailehen  zu  kündigen.  Dies  gab  der  Landschaft  Veranlassung, 
verschiedene  neue  Bestimmungen  zu  treffen,  die  geeignet  waren, 
die  Dismembrationen  zu  erschweren.  So  beschloß  sie  z.  B.  im 
Jahre  1810,  die  Grundzinsen  bei  den  neuen  Taxen  nur  dann 
in  Anschlag  zu  bringen,  wenn  der  Betrag  der  dem  Gutsherrn 
verbliebenen  Gutsrealitäten  mindestens  doppelt  so  hoch  wäre, 
wie  jene  Grundzinsen. 

In  den  folgenden  Jahren  wurden  wiederholt  Versuche  von 
Seiten  der  Regierung  unternommen,  die  Landschaft  zu  einer 
veränderten  Stellungnahme  den  Parzellierungsbestrebungen  gegen- 
über zu  veranlassen.  Aber  selbst  der  Hinweis,  daß  ihr  Ver- 
halten dem  Geiste  der  Gesetze  nicht  entspräche,  hat  auf  die 
Landschaft  keinen  Eindruck  gemacht.  Sie  konnte  dem  ent- 
gegenhalten, daß  es  ihre  oberste  Pflicht  sei,  für  die  Sicherheit 
der  voa  ihr  gewährten  Kredite  Sorge  zu  tragen;  diese  leide 
aber  darch  die  Dismembrationen  in  hohem  Maße. 

Offenbar  in  Hinblick  auf  dieses  Verhalten  der  Schlesischen 
Landschaft  erklärte  der  Minister  des  Innern  im  Jahre  1817, 
die  von  der  Regierung  in  Aussicht  genommene  weitere  Er- 
leichterung der  Parzellierungen^)  sei  zwecklos,  wenn  man  den 
61äubig"em  ein  Einspruchsrecht  gewähre*).  Da  andererseits  der 
Justizminister  es  aber  für  notwendig  hielt,  daß  das  Literesse  der 
Gläubiger  bei  den  Parzellierungen  gewahrt  w*'  de,  so  kam  eine 
Einigung  über  Hi^qq^  Pnnirf  p^vhf  TüiQfanfjfi  ""^  ^y^  ^"TnR._ 
des  beabsichtigten  n^ffif^f'^^T  ""-  "^-rif^r'^Ti  '^^^  Pflr7^1]irirnrijjf^^  - 
unterblie 

Welche  Erfolge  die  Landschaft  mit  ihrem  Vorgehen  gegen 
die  Dismembrationsbewegung  erzielt  hat,  zeigt   eine   im  Jahre 


»)  Knapp  n.  328. 

•)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XIX.  2.  Vol.  I. 
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1819  aufgestellte  Statistik.  Hiernach  haben  insgesamt  nur  19 
Totaldismerabrationen  stattgefunden  und  zwar  sämtlich  in  Ober- 
schlesien, und  außerdem  noch  eine  Anzahl  partieller  Dismem- 
brationen,  teils  in  Obei-schlesien,  teils  in  Niederschlesien.  Ohne 
das  Eingreifen  der  Landschaft  würde  die  Dismembrationsbewe- 
gung  einen  viel  größeren  Umfang  angenommen  und  in  vielen 
Kreisen,  wie  dies  im  Leobschützer  tatsächlich  geschehen  ist,  zu 
einem  Überwiegen  des  bäuerlichen  Besitzes  geführt  haben. 

Im  Jahre  1824  hat  sich  dann  die  Schlesische  Landschaft 
nochmals  mit  den  Parzellierungen  beschäftigt  und  endgültig 
beschlossen,  daß  Rittergüter,  deren  Ertrag  infolge  von  Dismem- 
brationen  unter  500  Taler  gesunken  sei,  ihre  Beleihungsfähigkeit 
verlieren  sollten.  Dieser  Beschluß  blieb  bis  zum  Jahre  1849 
in  Kraft  und  war  dauernd  ein  Hemmnis  für  alle  die  Aufteilung 
von  Rittergütern  verfolgenden  Bestrebungen.  Darüber  hinaus 
versuchte  die  Landschaft  in  Einzelfällen  bereits  erfolgte  Dis- 
membrationen  rückgängig  zu  machen.  Gelegenheit  hierzu  bot 
sich,  als  im  Laufe  der  zwanziger  Jahre  einzelne  Bauerngemeinden, 
die  disraembrierte  Güter  übernommen  hatten,  in  Zahlungschwie- 
rigkeiten gerieten  und  ihr  Besitz  zur  Subhastation  gelangte. 
So  versuchte  die  Landschaft  z.  B.  die  Rekonstruktion  der  auf- 
geteilten Güter  Krug  und  Posnitz.  Sie  gewährte  dem  Besitzer 
von  Posnitz  Stundung  hinsichtlich  der  Rückzahlung  des  ihm 
gekündigten  Darlehens,  damit  er  durch  Einziehung  der  dismem- 
brierten  Gutsvorwerke  das  Rittergut  in  seinem  alten  Bestände 
wiederherstellen  könne.  Klarer  hätte  die  Landschaft  ihre  Stel- 
lung in  der  Grundbesitzverteilungsfrage  nicht  zum  Ausdruck 
bringen  können. 

Auch  die  Pommersche  Landschaft  hat  wiederholt  Maßregeln 
zur  Beschränkung  der  Parzellierungsbestrebungen  ergriffen  i).  Als 
im  Jahre  1818  einige  hinterpommersche  Gutsbesitzer  ihr  ge- 
samtes Ackerland  an  ihre  Bauern  veräußerten,  beschloß  die 
Landschaft  im  Falle  eines  derartigen  Abbaues  sofort  das  Land- 
schaftsdarlehen  zu  kündigen.     Man  begründete   den   Beschluß 


»)  L.  A.  Stettin  I.  8.  39. 


4.    PARZELUERUNGSBESTREBUNGEN   DER   RITTERGUTSBESITZER.        97 

damit,  daß  die  Bauern  die  von  dem  Gutsherrn  übernommenen 
Äcker  mit  ihren  eigenen  vermischten,  wodurch  eine  Sequestra- 
tion unmöglich  gemacht  werde.  Man  könne  wohl  bei  einem 
großen ,  zusammenhängenden  Ackerwerke  eine  Sequestration 
durchführen,  aber  nicht  bei  einem  aus  20  —  30  bäuerlichen 
Nahrungen  bestehenden  Gute. 

Der  erwähnte  Beschluß  wurde  auch  aufrechterhalten  und 
der  Oberpräsident  sogar  ersucht,  ihn  zur  allgemeinen  Kenntnis 
der  Interessenten  zu  bringen.  Wo  aber  Dismembrationen  von 
Rittergütern  bereits  durchgeführt  waren,  suchte  sich  die  Land- 
schaft mit  den  hierdurch  geschaffenen  neuen  Verhältnissen  abzu- 
finden ;  gleichwohl  wurde  nur  in  Ausnahmefällen  Bauerngemeinden 
das  Landschaftsdarlehen  belassen.  Die  Bauern  mußten  dann 
aber  ihre  eigenen  Höfe  der  Landschaft  mitverpfänden.  Dies  ge- 
schah z.  B.  bei  dem  Gute  Horst  im  Kreise  Regenwalde.  Dieses 
Gut  ist  auch  mehr  als  40  Jahre  in  bäuerlichen  Händen  ver- 
blieben, dann  aber,  als  mehrere  Bauern  in  Zahlungsstockung 
gerieten,  zur  Subhastation  gekommen  und  wieder  in  einer  Hand 
vereinigt  worden. 

Ebenso  ablehnend,  wie  gegen  die  Dismembrationen,  ver- 
hielt sich  die  Landschaft  auch  gegen  di^  Vererbpachtung 
einzelner  Gutsteile.  Im  Jahre  1819  hatte  die  Regiening  aus- 
drücklich den  Wunsch  ausgesprochen,  die  Landschaft  möge  die 
Vererbpachtung  von  Gutsvorwerken  und  Hinterländereien  be- 
fördern, indem  sie  festsetzte,  daß  auch  einzelne  Teile  von  Ritter- 
gütern beliehen  werden  könnten.  Die  Antwort  der  Landschaft 
hierauf  war  ein  Beschluß  des  Engeren  Ausschusses  dahingehend, 
daß  die  Erbpachtgelder,  wenn  sie  mehr  als  ein  Sechstel  des 
Gutsertrages  ausmachten,  nur  zur  Hälfte  bei  der  Taxe  in  Anschlag 
gebracht  werden  dürften.  Infolge  dieses  Beschlusses  fielen  die 
Landschaftstaxen  bei  Gütern,  von  denen  ein  Teil  vererbpachtet 
war,  verhältnismäßig  niedrig  aus.  Der  Wert  solcher  Güter  wurde 
dadurch  nicht  unerheblich  herabgedrückt.  Ob  die  Landschaft 
dies  beabsichtigt  hat,  mag  dahingestellt  bleiben  und  ist  auch 
ohne  Belang.  Entscheidend  ist,  daß  die  Landschaft  durch  ihr 
Vorgehen  den  Vererbpachtungen,  die  oft  nur  eine  Vorstufe  der 

Mauer,  Landschaft!.  Kreditwesen  Preußens.  7 
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Dismembration  darstellten,  entgegengearbeitet  hat  An  dem 
Widerstände  der  Landschaft  sind  daher  sowohl  in  Pommem, 
wie  in  Schlesien,  die  Parzellierungsbestrebnngen,  soweit  sie  sich 
auf  Rittergüter  erstreckten,  in  der  Hauptsache  gescheitert 

Mit  vollem  Rechte  konnte  daher  Brentano  i)  behaupten,  daß 
das  landschaftliche  Kreditsystem  „eine  der  Ursachen  für  das  Zu- 
sammenhalten des  Preußischen  Großgrundbesitzes  gewesen  ist". 


»)  Brentano,  L.  „Die  Agrarreform  in  Preußen  (1894)  S.  7. 


III. 

DAS  LANDSCHAFTLICHE  KREDITWESEN 
UND  DER  BÄUERLICHE  GRUNDBESITZ. 

1.  DEB  AUSSCHLUSS  DER  BAUERN  AUS  DEN 
LANDSCHAFTEN. 

Einer  der  Haiiptgrundsätze  des  landschaftlichen  Kredit- 
systems in  seiner  ursprünglichen  Gestaltung  war  der  Ausschluß 
des  nichtritterschaftlichen  Grundbesitzes  von  der  Teilnahme  an 
den  Landschaften.  In  dem  Schlesischen  Landschaftsreglement 
von  1770  hieß  es:  „Landschaftliche  Pfandbriefe  werden  nur  auf 
Güter  erteilt,  welche  von  Adeligen  besessen  werden  können." 
Eine  Bestimmung  gleicher  Art  enthielten  auch  die  Reglements 
der  anderen  Landschaften,  wobei  meistens  noch  der  Ausschluß 
der  nichtadeligen  Güter  besonders  ausgesprochen  war.  So  hieß 
es  in  dem  Westpreußischen  und  dem  Ostprenßischen  Landschafts- 
R^lement  übereinstimmend:  „Unadliche,  Göllmische  und  Frei- 
Guter  bleiben  also  von  diesem  Creditwerke  völlig  ausgeschlossen." 
Nicht  ganz  so  deutlich  kam  der  Ausschluß  aus  den  Landschaften 
in  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Reglement  von  1777  zum 
Ausdruck:  Es  war  hier  bestimmt:  „Auf  bloße  Schulzen -Lehne, 
einzelne  von  adelichen  Gütern  getrennte  und  mit  denselben  in 
keiner  Verbindung  stehende  Bauernhöfe,  und  andere  dergleichen 
liegende  Gründe  werden  keine  Pfandbriefe  ausgefertigt,  es  wäre 
denn,  daß  sie  bei  den  Lehns-Registraturen  in  den  Land-  und 
Hypothekenbüchem  eingetragen  ständen  und  *)  daß  deren  Wert 
mindestens  6000  Taler  betrüge."  Mit  anderen  Worten :  Bauern- 
güter im  Werte  von  6000  Talern  sind  beleihungsfähig,  wenn 

*)  In  dem  gedruckten  Reglement  von  1777  befindet  sich  ein  sinn- 
entstellender Druckfehler,  indem  hier  statt  ,,und*^  das  Wort  ,,oder^^  steht. 

7* 
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sie  dem  Obergericht  unterstellt  werden.  Da  dies  nur  dann  ge- 
schah, wenn  sie  einem  Rittergute  als  Pertinenz  zugeschrieben 
wurden,  so  bedeutete  die  fragliche  Bestimmung  nichts  Anderes, 
als  daß  nur  solche  Bauernhöfe  beleihungsfähig  sein  sollten,  die 
Eigentum  eines  Rittergutsbesitzers  waren.  Man  wollte  hierdurch 
denjenigen  Rittergutsbesitzern,  die  sich  im  Besitze  von  Grund- 
stücken nichtadeliger  Qualität  befanden,  die  Aufnahme  eines 
Landschaftsdarlehens  auf  diese  Besitzungen  ermöglichen.  In  dem 
ersten  Entwurf  zu  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Kreditreglement  *) 
war  dies  noch  ganz  klar  zum  Ausdruck  gekommen.  Es  war  dort 
festgesetzt,  daß  Schulzenlehne,  Bauernhöfe  und  Erbpachtsgüter 
nur  dann  bepfandbrieft  werden  könnten,  wenn  der  Besitzer  eines 
adeligen  Gutes  sie  besitze  und  bei  der  Lehnsregistratur  eintragen 
lasse.  Später  hat  man  diese  Bestimmung  etwas  mehr  verklausu- 
liert, ohne  aber  tatsächlich  etwas  zu  ändern.  Selbständige  Bauern- 
güter sind  damals  von  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Kredit- 
institute ebensowenig  beliehen  worden,  wie  von  den  übrigen 
Landschaften*).  Aus  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Kredit- 
reglement ging  die  oben  zitierte  Bestimmung  über  die  Beleihung 
von  Bauerngütern  in  das  Pommersche  Landschaftsreglement  von 
1781  über.  Der  Engere  Ausschuß  der  Pommerschen  Landschaft 
legte  nun  diese  Bestimmung  alsbald  dahin  aus,  ^^aß  eigentliche 
Bauerrigüter  von  der  Landschaft  überhaupt  nicht  beliehen  werden 
dürften^)".  Das  Recht  zur  Inanspruchnahme  des  Landschafts- 
kredits war  demnach  hier,  ebenso  wie  bei  den  anderen  Land- 
schaften, von  dem  Besitze  eines  adeligen  Gutes  abhängig.  Da 
nun  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Landschaften  noch  das  Prinzip 
bestand,  daß  nur  Adelige  solche  Güter  erwerben  dürften,  so  er- 
hielt das  landschaftliche  Kreditsystem  den  Charakter  eines  dem 
Adel  gewährten  besonderen  Privilegiums.  Hieran  änderte  auch 
der  Umstand  nichts,  daß  eine  Anzahl  Rittergüter  sich  in  den 
Händen  von  Personen  bürgerlichen  Standes  befanden,  und  diese 


»)  H.  R.  A.  Berlin,  Generalia  I.  1. 

')  In    dieser  Hinsicht    trat   in   den  30er  Jahren   des   XIX.  Jahr- 
hunderts eine  Änderung  ein.   S.  o.  S.  87. 
»)  L.  A.  Stettin,  Generalia  I.  8. 
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auch   zur  Teilnahme  an  den  Landschaften  zugelassen   waren: 
Das  Kreditsystem  war  ?^ps(^pi/>lrlin>i   jm  Tnfarigen  rinn  j;^rimf<^in 
sitzenden  Adels  geschaffen  worden.     Dies  geht  auch  aus  der 
Stifliui^UrtimUtii)  (JeuÜjch  hervor. 

Die  Frage,  warum  man  den  Wirkungskreis  der  Land- 
schaften in  dieser  Weise  beschränkt  hat,  ist  früher  dahin  be- 
antwortet worden,  daß  dies  einfach  auf  der  in  jener  Zeit  üblichen 
Bevorzugung  des  Adels  beruht  habe*).  In  neuester  Zeit  hat  man 
dagegen  die  Beschränkung  des  Krediteystems  auf  den  adeligen 
Grundbesitz  aus  juristischen  Gesichtspunkten  erklären  wollen*). 
Man  argumentiert  hierbei  folgendermaßen :  „Bei  der  Errichtung 
der  Landschaften  befand  sich  der  Bauernstand  in  seiner  großen 
Mehrheit  noch  in  dem  Zustande  der  Unfreiheit  und  war  daher 
rechtlich  zur  Teilnahme  an  den  Landschaften  nicht  qualifiziert". 
Damit  ist  aber  nur  erklärt,  warum  man  die  Lassiten  und  Pacht- 
bauern nicht  in  die  Landschaften  aufnehmen  konnte,  nicht  aber, 
warum  man  sie  den  Freibauern  n^^  TnT-h^jjnQorutsbesitzem  ver- 
schlossen hat  Diese  beiden  Gruppen  des  bäuerlichen  Grundbe" 
Sitzes  wären  nämlich  rechtlich  zur  Teilnahme  an  den  Land- 
schaften qualifiziert  gewesen,  da  ihnen  das  Recht  zustand,  ihren 
Grundbesitz  hypothekarisch  zu  belasten.  Daß  die  Erbzinsguts- 
besitzer hierbei  an  die  Zustimmung  des  Obereigentümers  ge- 
bunden waren,  hätte  ihre  Aufnahme  in  die  Landschaften  an  sich 
nicht  gehindert.  Dies  geht  daraus  hervor,  daß  in  Pommern 
mehrere  Erbzinsgutsbesitzer*)  —  allerdings  nur  solche  adeligen 
Standes  —  in  die  Landschaft  aufgenommen  worden  sind.  Dieser 
Vorgang  in  Pommern  weist  uns  übrigens  bereits  auf  ein  Moment 
hin,  das  bei  dem  Ausschluß  der  Bauern  aus  den  Landschaften 
mitgesprochen  hat.    Für  die  Bestimmung,  daß  ein  Erbzinsguts- 


»)  Kabinets-Ordre  vom  29.  August  1769.  (Abgedruckt  bei  Rabe  I.  81.) 

»)  Wutke,  H.,  Die  Schlesischen  Stände,  ihr  Wesen,  ihr  Wirken  und 
ihr  Wert,  S.  46,  u.  Jacobi  a.  a.  0.,  S.  117. 

')  Wegener,  Ed.,  In  d.  Annalen  des  Deutschen  Reichs.  Jahrg.  1898. 
S.  545,  u.  ferner  v.  d.  Goltz :  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  S.  200. 

*)  Ober  die  „adehgen  Erbzinsgüter"  in  Pommern  vgl.  Padberg 
a.  a.  0.  S.  274ff. 
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besitzer  nur  dann  in  die  Landschaft  aufgenommen  werden  durfte, 
wenn  er  dem  Adel  angehörte*),  können  nur  soziale  Motive  maß- 
gebend gewesen  sein,  wie  denn  überhaupt  die  Beschränkung 
des  landschaftlichen  Wirkungskreises  auf  den  ritterschaftlichen 
Grundbesitz  durchaus  dem  Geiste  jener  Zeit  entsprach,  in  der 
die  Tendenz  bestand,  die  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen 
Ständen  aufrechtzuerhalten.  Dieses  Moment  war  jedoch  bei 
dem  Ausschluß  der  Bauern  aus  den  Landschaften  nur  von  sekun- 
därer Bedeutung.  Das  Entscheidende  hierbei  war,  daß  damals 
noch  kein  ausgesprochenes  Bedürfnis  nach  einer  Organisation 
des  bäuerlichen  Realkredits  vorhanden  war.  Die  Bauern,  die 
sich  zuin  größten  Teile  noch  im  Stadium  der  Naturalwirtschaft 
befanden,  betrachtete  man  als  noch  nicht  reif  für  die  Kredit- 
wirtschaft. An  und  für  sich  war  die  Beschränkung  des  land- 
schaftlichen Wirkungskreises  daher  wohl  begründet.  Keinesfalls 
^  kann  ein  Mangel  an  Wohlwollen  gegenüber  dem  Bauernstande 
darin  erblickt  werden,  daß  man  ihm  eine  Kreditorganisation 
versagt  hat. 

In  den  bäuerlichen  Kreiseji  seihst  war  anfangs  gar  nicht 
der  Wunsch  nach  einer  Teilnahme  an  den  Landschaften  vor- 
^^^         banden.  Hiermit  trat  man  erst  hervor,  als  man  einsah,  wie  vor- 
Y^  ^  teilhaft  das  Kreditsystem  für  den  ritterschaftlichen  Grundbesitz 

'y^  war.  So  erschien  im  Jahre  1786  in  den  Schlesischen  Provinzial- 

blättem')  ein  Aufsatz,  in  dem  der  Verfasser  für  die  Errichtung 
^^"^  einer  der  Landschaft  nachgebildeten  Kreditkasse  für  die  Prei- 

Cr^' '    (.,►        bauem  eintrat.    Man  verlangte  demnach  nicht  die  Aufnahme  in 
kH^'^^  die  Landschaft,  sondern  hielt  es  nur  für  erwünscht,  ein  beson- 

deres Kreditinstitut  für  den  bäuerlichen  Grundbesitz  ins  Leben 
zu  rufen.  Auf  dieses  Projekt  kam  man  auch  in  der  Folge  immer 
wieder  zurück  ^),  indem  man  die  verschiedenartigsten  Gründe  zu 
seinen  Gunsten  ins  Feld  führte.  So  meinte  ein  Autor,  die  Er- 
richtung eines  bäuerlichen  Kreditinstituts  sei  vorteilhaft,  weil 
mit  der  Vermehrung  der  Pfandbriefe  deren  Agio  herabgedrückt 

»)  Regl.  V.  13.  März  1781.  IL  1. 

•)  S.  291  ff. 

»)  Schles.  Provbl.,  Jahrg.  1789,  S.  457 ff.;  Jahrg.  1794,  S.  414 ff. 


^' 


^   *  C  ^^>tKC^HA<A  ^   ^W  '^'^^^- 
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werde.  Man  hielt  es  nämlich  damals  in  manchen  Kreisen  für 
etwas  Unnatürliches,  daß  die  Schlesischen  Pfandbriefe  den  Pari- 
kurs um  6 — 7  ^/o  überschritten  hatten.  Von  anderer  Seite  wurde 
ausgeführt,  daß  die  Landschaft  zwar  den  Kredit  der  adeligen 
Gutsbesitzer  gehoben  habe,  den  der  Bauern  aber  schädige,  da  sie 
alle  flüssigen  Kapitalien  an  sich  ziehe.  Endlich  wurden  im  Laufe 
der  90  er  Jahre  auch  noch  die  Dismembrationen  der  adeligen 
Güter  zugunsten  der  Errichtung  eines  bäuerlichen  Kreditinsti- 
tuts ins  Feld  geführt*).  Man  begründete  dies  wie  folgt:  Es  sei 
notwendig^  die  DismembraHoppn  gm  orioir^hfi^rn  Dies  müsse 
in  der  Weise  geschehen,  daß  man  es  den  Bauern  ermögliche, 
mit  Hilfe  einer  für  sie  geschaffenen  Kreditkasse  die  zur  Über- 
nahme der  herrschaftlichen  Äcker  erforderlichen  Kaufgelder  auf- 
zubringen*). 

Diese  ganze  Agitation  hatte  aber  ebensowenig  Erfolg,  wie 
die  bereits  von  uns  an  anderer  Stelle^)  geschilderten  gleich- 
artigen Bestrebungen  der  Ostpreußischen  KöUmer.  Die  Regierung 
hielt  eben  auch  noch  am  Ende  des  XVIIL  Jahrhunderts  daran 
fest,  daß  es  nicht  im  Interesse  der  bäuerlichen  Grundbesitzer 
liege,  wenn  man  ihnen  das  Schuldenmachen  zu  sehr  erleichtere. 
Eine  Änderung  in  diesen  Anschauungen  trat  erst  ein,  nach- 
dem in  den  leitenden  Kreisen  die  liberalen  staatswirtschaftlichen 
Ideeen  zur  Herrschaft  gelangt  waren.  Vnm  SfuTiHpnTjj^^p  ^^r  Rq, 
fonner  aus  war  es  ein  ynding.  daß  das  Recht  zur  Teilnahme 
an  den  Landschafter  ynr  "^"^^  /^^gr.t.^^.g.T^ij-  j^^^  ri^^J^C"^^^^"^"' ten 
lasse  d£^  ländlichen  GrujmkigfittittiagL  .abhängig  war  *),  Man 
wünschte  deshalb,  daß  alle  ländlichen  Grundeigentümer  in  die 
Landschaften  aufgenommen  würden.  Nicht  nur  aus  wirtschaft- 
Uchen,  sondern  auch  aus  sozialpolitischen  Gründen  trat  man  hier- 
für ein.  Die  erste  Anregung  zur  Aufnahme  der  Freibauern  in 
die  Landschaften  ging  von  dem  Geh.  Finanzrat  und  Kammer- 


^)  Schles.  Provinzialblätter,  Jahrg.  1795.  S.  336. 
•)  S.  o.  S.  89ff. 
»)  S.  78. 

*)  V.  Knobloch,  Bemerkungen  über  den  Entwurf  zu  einem  Posener 
Kreditsystem  (1819),  S.  75. 
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Präsidenten  von  Auei-swald  aus.  Er  schlug  im  September  1807 
der  kombinierten  Immediatkommission  vor,  bei  der  Ostpreußischen 
Landschaft  die  Aufnahme  aller  Landgüter  im  Werte  von  min- 
destens 1000  Talern  in  Antrag  zu  bringen*).  Dieser  Vorschlag 
fiel  auf  fruchtbaren  Boden.  Er  ist,  wie  ja  bereits  an  anderer 
Stelle  erwähnt,  verwirklicht  worden  *).  Die  Ostpreußische  Land- 
schaft war  jedoch  die  einzige,  die  während  der  Reformperiode 
ihren  Wirkungskreis  auch  auf  den  nichtadeligen  Grundbesitz 
ausdehnte  8). 

Die  Westpreußische  Landschaft  beschloß  zwar  im  Jahre 
1809  auf  Anregung  der  Regierung  gleichfalls,  alle  zu  vollem 
Eigentum  besessenen,  nichtadeligen  Güter  im  Werte  von  min- 
destens 1000  Talern  in  ihren  Verband  aufzunehmen;  dieser 
Beschluß  gelangte  aber  nicht  zur  Durchführung;  denn  die  Re- 
gierung war  zwar  mit  der  Aufnahme  der  nichtadeligen  Güter 
durchaus  einverstanden,  wollte  aber  deren  definitiven  Beitritt 
aufgeschoben  wissen,  bis  die  infolge  der  Abtretung  eines  Teils 
der  Provinz  Westpreußen  notwendig  gewordene  Reorganisation 
der  Landschaft  vollzogen  sei*).  Hierüber  vergingen  aber  mehrere 
Jahre,  und  inzwischen  geriet  die  Angelegenheit  bei  der  Regie- 
rung in  Vergessenheit.  Die  Landschaft  selbst  legte  auf  den  Bei- 
tritt der  nichtadeligen  Güter  keinen  Wert  und  erwog  sogar  die 
förmliche  Aufhebung  d  es  hierauf  bezüglichen  Beschlusses^).  Schließ- 
lich begnügte  man  sich  aber  damit,  den  Beschluß  als  nicht  vor- 
handen anzusehen.  Demgemäß  wurde  auch  ein  westpreußischer 
Freigutsbesitzer,  der  im  Jahre  1818  ein  Darlehen  bei  der  Land- 
schaft aufnehmen  wollte,  von  dieser  abgewiesen®).    In  der  Tat 


^)  M.  A.  Landschaftssachen  specialia  Ostpreußen  1. 

•)  S.  o.  S.  80. 

•)  V.  d.  Goltz  (Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Artikel  „Land- 
schaften") vertritt  die  Ansicht,  daß  diese  Maßnahme  in  einem  direkten 
Zusammenhang  mit  der  bäuerlichen  Reformgesetzgebung  gestanden  habe. 
Dies  ist  jedoch  nicht  zutreffend,  denn  die  Erweiterung  der  Landschaft 
erstreckte  sich  nur  auf  die  von  der  Reform  nicht  berührten  „Freibauern'*. 

*)  L.  A.  Danzig  Generalia  7.    Reskript  v.  30.  Oktober  1809. 

»)  L.  A.  Danzig  Gen.  11.  Vol.  1. 

«)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XIX.  19. 
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blieb  also  der  Ausschluß  des  nichtadeligen  Grundbesitzes  von 
der  Landschaft  bestehen. 

Auch  bei  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Kreditinstitute 
trat  man  im  Jahre  1809  in  eine  Erörterung  darüber  ein,  ob  eine 
Ausdehnung  des  landschaftlichen  Wirkungskreises  nach  dem  Bei- 
spiele der  Ostpreußischen  Landschaft  erwünscht  sei.  Man  erwog, 
ob  eine  solche  Maßnahme  vielleicht  zur  Stärkung  des  Kredit- 
instituts dienen  könne.  Da  sich  aber  die  Neumärkische  und  die 
Priegnitzer  Ritterschaftsdirektio^i  sowie  zahlreiche  Gutsbesitzer 
gegen  das  Projekt  aussprachen,  wurde  die  Angelegenheit  nicht 
weiter  verfolgt. 

Bei  der  Schlesischen  und  Pommerschen  Landschaft  dagegen 
scheint  die  Aufnahme  des  nichtritterschaftlichen  Grundbesitzes 
damals  überhaupt  nicht  in  Frage  gekommen  zu  sein.  Eine  Aus- 
dehnung des  landschaftlichen  Wirkungskreises  hat  somit  während 
der  Reformperiode  nur  in  Ostpreußen  stattgefunden.  Aber  selbst 
hier  erstreckte  sich  die  Erweiterung  des  landschaftlichen  Ver- 
bandes nur  auf  einen  kleinen  Teil  des  nichtritterschaftlichen 
Grundbesitzes  0.  Von  der  Landschaft  ausgeschlossen  blieben  die 
ehemaligen  Domänenbauem.  Ihnen  war  durch  eine  Verordnung 
vom  27.  Juli  1808  das  volle  Eigentum  an  ihren  Stellen  verliehen 
worden  und  zwar,  wie  ausdrücklich  betont  wurde,  auch  deswegen, 
um  ihnen  die  Beschaffung  von  Hypothekarkredit  zu  ermöglichen. 
Da  nun  ein  derartiger  Kredit  damals  einzig  und  allein  bei  der 
Ostpreußischen  Landschaft  erhältlich  war,  so  hätte  man  konse- 
quenterweise  die  Aufnahme  der  ehemaligen  Domänenbauern 
in  die  Landschaft  ins  Auge  fassen  müssen.  Dies  geschah  aber 
nicht  Der  Minister  von  Schrötter  sprach  sich  vielmehr  bereits 
in  einem  Immediatberichte  vom  24.  November  1808  dahin  aus, 
daß  die  Domänenbauem  zur  Teilnahme  an  der  Landschaft  nicht 
qualifiziert  seien*).  Er  ging  dabei  von  dem  Standpunkte  aus,  daß 
der  Beschluß  der  Landschaft  vom  16.  Februar  1808,  betreffend 
die  Beleihungsfähigkeit  der  nichtadeligen,  zu  vollem  Eigentum 

»)  Im  Jahre  1830  waren  ungefähr  200  und  im  Jahre  1850  etwa 
300  Grandstücke  köUmischer  Qualität  landschaftlich  beliehen. 

*)  Geh.  St.  A.  89.  A.  XXVI.  6.  u.  L.  A.  Königsberg  IL  42.  C.  2.  37. 
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besessenen  Grundstücke,  sich  nicht  auf  die  Doraänenbauemgüter 
erstrecke,  die  erst  im  Juli  1808  zu  vollem  Eigentum  erworben  seien. 

Es  kam  aber  noch  ein  verwaltungstechnischer  Grund  hinzu, 
der  dem  Minister  die  Teilnahme  der  Domänenbauern  an  der 
Landschaft  unerwünscht  erscheinen  ließ.  Alle  zur  Liandschaft 
gehörigen  Güter  mußten  nämlich  nach  Maßgabe  des  Landschafts- 
reglements den  Oberlandesgerichten  unterstellt  werden.  Dies  war 
auch  mit  den  köUmischen  Gütern  bei  ihrer  Aufnahme  in  die 
Landschaft  geschehen.  Hierdurqji  war  den  Domänenjustizämtern, 
zu  deren  Kompetenz  bisher  die  köUmischen  Grundstücke  gehört 
hatten,  ein  wesentlicher  Teil  ihrer  Einkünfte  entzogen  und  ihr 
Wirkungskreis  stark  eingeschränkt  worden.  Als  Entschädigung 
hierfür  waren  diesen  Gerichten  die  neugeschaffenen  Domänen- 
bauemstellen  zugewiesen  worden.  Wären  nun  auch  diese  in 
die  Landschaft  aufgenommen  worden,  so  würde  bald  eine  Über- 
lastung der  Oberlandesgerichte  eingetreten  sein,  während  der  Ar- 
beitskreis der  Domänen  Justizämter  auf  ein  Minimum  herabge- 
sunken wäre.  Derartige  Erwägungen  ^)  haben,  wie  aus  mehreren 
Ministerialreskripten^)  hervorgeht,  offenbar  bei  dem  Ausschluß 
der  Domänenbauern  von  der  Landschaft  mitgesprochen. 

Somit  blieben  die  Vorteile  des  Landschaftskredits  tausenden 
von  neugeschaffenen  bäuerlichen  Eigentümern  aus  formalen  und 
verwaltungstechnischen  Gründen  versagt.  Die  wirtschaftliche  oder 
gar  sozialpolitische  Bedeutung  dieser  Maßregel  ist  in  den  leiten- 
den Kreisen  anscheinend  nicht  erkannt  worden.  Man  kann  sich 
dem  Eindruck  nicht  verschließen,  daß  die  GeneraUandschafts- 
direktion  in  dieser  Beziehung  einsichtsvoller  gewesen  ist,  als  die 
Regierung.  Die  Landschaft  war  nämhch  dazu  bereit,  ehemalige 
Domänenbauerngüter  zu  beleihen.  Der  Justizminister  erklärte 
dies  aber  durch  Reskript  vom  28.  April  1809  für  unzulässig. 


*)  Auch  bei  den  Verhandlungen  der  Landesrepräsentanten  im  Jahre 
1815  wurde  der  Vorschlag,  die  Tätigkeit  der  Landschaften  auf  das  bäuer- 
liche Grundeigentum  auszudehnen,  mit  der  Motivierung  bekämpft,  daß  die 
Übertragung  des  bäuerlichen  Hypothekenwesens  an  die  Oberlandesgerichte 
nicht  angängig  sei.   (Verh.  v.  26.  März)  1815    Geh.  St.  A.  77.  322.  II.  Reihe. 

•)  L.  A.  Königsberg  XVL  79... 
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Hierbei  blieb  es  auch,  obwohl  der  landschaftliche  Generalland- 
tag von  1823  die  Rücknahme  dieser  ministeriellen  Verfügung 
beantragte. 

Ebenso  wie  den  Dory'anf^'^*^^"^^'n_^^^f^^  nian  auch  den 
durch  die  Regulierung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse 
neugeschaffenen  bäuerlichen  Eigentümern  die  Vorteile  des  organi- 
sierten Kredits.  Dies  war  auch  ganz  konsequent,  nachdem  durch 
das  Edikt  vom  14.  September  1811  bestimmt  worden  war,  daß 
diese  Bauerngüter  „nicht  über  ein  Viertel  ihres  Wertes  hypo- 
thekarisch belastet  werden  dürften"^).  Die  Mehrheit  der  im  Jahre 
1815  versammelten  Landesrepräsentanten  und  die  Ministerial- 
kommission  traten  allerdings  für  die  Aufhebung  dieser  Ver- 
schuldungsbeschränkung ein.  Scharnweber  setzte  jedoch  diesem 
Vorschlage  ganz  entschiedenen  Widerstand  entgegen  und  drang 
auch  damit  durch.  Die  Deklaration  vom  29.  Mai  1816  ließ  die 
Verschuldungsl^eschränkung  bestehen.  Gleichzeitig  enthielt  sie 
aber  einen  Hinweis  auf  die  in  Aussicht  genommene  „Errichtung 
eines  Kredit-Instituts  zur  Bepfandbriefung  bäuerlicher  Güter"*). 
Hiermit  hatte  es  folgende  Bewandtnis :  Bei  den  Verhandlungen 
der  Landesrepräsentanten  im  Jahre  1814^)  hatte  Scharnweber 
vorgeschlagen:  Die  Bauern  sollten,  wenn  der  Gutsherr  bei  der 
Auseinandersetzung  Rente  wähle,  Schuldverschreibungen  über 
den  fünfundzwanzigfachen  Betrag  der  Rente  ausstellen ;  die  Ver- 
zinsung dieser  Schuldverschreibungen  sollte  von  einer  Bank  über- 
nommen werden,  die  ihrerseits  von  den  Bauern  die  Zinsen  er- 
heben sollte.  Bei  den  Verhandlungen  der  Landesrepräsentanten 
im  Dezember  1814  war  die  allgemeine  Stimmung  diesem  Vor- 
schlage günstig,  wenn  auch  die  Meinungen  über  die  Durchführ- 
barkeit im  einzelnen  weit  auseinander  gingen.  Zugunsten  des 
Projektes  wurde  angeführt,  daß  die  Gutsbesitzer  mit  den  er- 
wähnten Schuldverschreibungen  einen  Teil  der  auf  ihren  Gütern 
ruhenden  Hypotheken  zurückzahlen  könnten.  Bei  dieser  Gelegen- 


*)  Vgl.  Mauer,  H.:   Die   Verschuldungsgrenze   für  Bauerngüter   in 
Preußen  (1811—1843)  im  Archiv  f.  Sozialw.  u.  Sozialpol.  XXIV.  3. 
»)  Vgl.  Artikel  13. 
»)  Geh.  St.  A.  77.  322.  II.  Reihe. 


108      m.  LAl^DSCHAFTL.  KREDITWESEN  UND  BAUER! JCHER  GRUNDBESITZ. 

heit  kam  auch  zur  Sprache,  ob  vielleicht  die  Landschaften  mit 
der  Ablösung  der  bäuerlichen  Renten  betraut  werden  könnten, 
wie  der  Landesrepräsentant  von  Gruttschreiber  bereits  früher 
vorgeschlagen  hatte.  Dieser  trat  auch  jetzt  wieder  sehr  energisch 
für  seinen  früheren  Antrag  ein;  er  drang  aber  nicht  damit  durch. 
Trotzdem  kam  er  in  einem  späteren  Stadium  der  Verhandlungen 
—  im  März  1815  —  abermals  auf  seinen  Vorschlag  zurück, 
diesmal  mit  mehr  Erfolg.  Die  Landesrepäsentanten  legten  nämlich 
seinen  Plan  sowie  einen  ähnlichen  des  Herrn  von  Knobelsdorff 
dem  Staatskanzler  zur  Berücksichtigung  vor.  Beiden  Projekten 
lag  der  Gedanke  zugrunde,  daß  die  Rentenübemahme  durch 
den  Bauern  den  Nachteil  habe,  daß  das  gutsherrlich-bäuerliche 
Verhältnis,  wenn  auch  in  veränderter  Form,  noch  fortbestehe. 
Dies  werde  aber  verhindert,  wenn  die  Bauern,  statt  eine  Rente 
zu  übernehmen,  den  Gutsherrn  mit  dem  entsprechenden  Kapital 
abfinden  könnten.  Hierzu  seien  sie  auch  in  der  Lage,  sobald 
die  Landschaften  die  bäuerlichen  Besitzungen  für  beleihungsfähig 
erklärten.  Eine  Auseinandersetzung  in  dieser  Form  liege  im 
Interesse  aller  Beteiligten.  Die  Gutsherren  könnten  die  Abfin- 
dungskapitalien teils  zu  den  notwendigen  Neuanschaffungen  von 
Spannvieh,  Wirtschaftsinventarien  und  dgl.  verwenden,  teils 
ihre  Schulden  damit  abzahlen.  Die  Bauern  hätten  den  Vorteil, 
daß  sie  das  Land,  zu  dessen  Bewirtschaftung  sie  nun  einmal 
ausgerüstet  seien,  in  unvermindertem  Umfange  behielten.  Sie 
müßten  das  Land  allerdings  mit  Schulden  übernehmen,  seien 
aber  infolge  des  viel  höheren  Wirtschaftsertrages  in  der  Lage, 
diese  nach  und  nach  zu  tilgen.  Die  allmähliche  Amortisation 
des  Landschaftsdarlehens  liege  auch  im  Interesse  der  Landschaften 
selbst,  da  deren  Sicherheit  dadurch  gewinne.  Diese  Darlegungen 
erschienen  den  Landesrepräsentanten  höchst  beachtenswert.  Sie 
gaben  dem  Staatskanzler  deshalb  anheim,  von  den  Landschafts- 
direktionen Gutachten  über  die  Ausführbarkeit  der  Projekte  ein- 
zufordern. Dies  geschah  denn  auch  noch  im  Laufe  des  Jahres  1815. 
Die  Landschaften  nahmen  jedoch  die  Vorschläge  nicht  günstig 
auf  ^).  Sie  erhoben  vei'schiedene  Einwände,  von  denen  der  schwer- 

*)  Geh.  St.  A.  87.  B.  XXIII.  42.  Vol.  1. 
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wiegendste  der  war,  daß  die  bäuerlichen  Grundstücke  keine  ge- 
nügende Sicherheit  für  eine  landschaftliche  Beleihung  böten. 
Dagegen  erschien  einigen  Landschaften  die  Errichtung  besonderer 
bäuerlichen  Kreditinstitute  wünschenswert.  Dieser  Vorschlag  fand 
jedoch  nicht  den  Beifall  der  Regierung,  die  die  Existenzfähigkeit 
derartiger  Institute  anzweifelte.  Das  größte  Hindernis  aber  für 
die  Schaffung  einer  rein  bäuerlichen  Kreditorganisation  bildete 
die  im  Jahre  1811  für  die  regulierten  Bauerngüter  eingeführte 
Verschuldungsbeschränkung.  Solange  diese  bestand,  hatten,  wie 
das  Oberlandesgericht  zu  Stettin  in  treffender  Weise  ausführte, 
selbständige   Bauemlandschaften    keine  Existenzberechtigung  i). 

In  ihrer  Abneigung  gegen  die  Schaffung  von  bäuerlichen 
Kreditinstituten  wurde  die  Regierung  noch  bestärkt,  als  in  den 
zwanziger  Jahren  ein  großer  Teil  des  ritterschaftlichen  Grund- 
besitzes infolge  seiner  hohen  Verschuldung  zusammenbrach.  Vor 
derartigen  Erfahrungen  wollte  man  den  bäuerlichen  Grundbesitz 
bewahren.  Aus  diesem  Grunde  hielt  man  an  der  bestehenden 
Verechuldungsbeschränkung  fest  und  verhinderte  alle  Maßnahmen, 
deren  Zweck  es  war,  den  bäuerlichen  Grundbesitzern  die  Kredit- 
beschaffung und  damit,  wie  man  glaubte,  das  Schuldenmachen 
zu  erleichtern.  Die  Regierung  ging  hierin  so  weit,  daß  sie  sogar 
von  der  Ostpreußischen  Landschaft  in  Aussicht  genommene  Maß- 
nahmen inhibierte,  die  den  kleineren  köllmischen  Besitzern  die 
Inanspruchnahme  des  Landschaftskredits  erleichtern  sollten.  Als 
ein  dahingehender  Antrag  auf  dem  Ostpreußischen  Generalland- 
tage von  1832  zur  Beratung  kam,  erklärte  der  Oberpräsident 
von  Schön:  „Gebildete  Völker  gingen  darauf  aus,  den  kleinen 
und  unkultivierten  Grundbesitz  von  allem  Realkredit  auszu- 
schließen, Aveil  er  sonst  bald  mit  zuviel  Schulden  belastet  und 
daher  ruiniert  werde;  es  sei  daher  eher  besser,  den  Kredit  für 
die  kleinen  Grundbesitzer  noch  mehr  als  bisher  einzuschränken  *)." 

In  diesen  Worten  Schöns  kommt  die  Bodenkredit-Politik, 
die  der  Preußische  Staat  dem  bäuerlichen  Grundbesitze  gegenüber 
in  der  Zeit   von   1820 — 1848  verfolgte,   klar   zum   Ausdruck: 

»)  Geh.  St.  A.  74.  J.  IV.  Pommern  2. 
«)  L.  A.  Königsberg  XVI.  90.  Vol.  2. 


110     ni.  LANDSCHAFTL.  KREDITWESEN  UND  BÄUERLICHER  GRUNDBESITZ. 

Weder  Krediterleichterungen  noch  Organisation 
des  bäuerlichen  ßealkredits.  Als  sich  im  Jahre  1833  in  Pommern 
ein  Verein  bildete  zwecks  Errichtung  eines  Kreditinstitutes  für 
bäuerliche  Wirte,  trat  die  Regierung  diesen  Bestrebungen  sofort 
energisch  entgegen.  In  einem  Berichte,  den  der  Minister  von 
Schuckmann  über  diese  Angelegenheit  erstattete,  heißt  es:  „Die 
Errichtung  von  bäuerlichen  Kreditinstituten  ist  den  Absichten 
der  Regierung  wegen  der  Dismembrationen,  Vererbung  und  Ver- 
schuldung der  Bauerngüter  gänzlich  widersprechend,  da  hierdurch 
das  Schuldenmachen  erleichtert  wird  ')*'.  Die  Regierung  wünschte 
nämlich,  daß  der  Bauer  seinen  etwaigen  Geldbedarf  im  Wege 
der  Grundbesitzveräußerung  befriedigte.  Man  wollte  also  die 
Parzellierung  des  ländlichen  Grundbesitzes')  begünstigen,  hat 
aber  nicht  nur  diese,  sondern  auch  die  Konzentration  gefördert. 
Die  repressive  Kreditpolitik  bewirkte  somit,  daß  der  ländliche 
Mittelstand  von  zwei  Seiten  in  seiner  Existenz  bedroht  wurde, 
und  verhinderte  eine  ökonomisch  zweckmäßige  und  sozial  be- 
friedigende Gestaltung  der  Grundeigentumsverhältnisse. 

Eine  weitere  Folge  der  staatlichen  Bodenkreditpolitik  be- 
stand darin,  daß  zahlreiche  bäuerliche  Grundbesitzer  den  Kredit 
entbehren  mußten,  dessen  sie  zum  Übergang  in  eine  rationellere 
Wirtschaftsweise  bedurft  hätten*).  In  einem  Berichte  des  Ober- 
präsidenten Sack  vom  20.  März  1821  ist  in  dieser  Beziehung 
gesagt:  „Jetzt  ist  die  Beschränkung, des  Kredits  der  bäuerlichen 
Wirte  mehr  schädlich  als  nützlich  und  ist  auch  wohl  nicht  in 
Abrede  zu  stellen,  daß  der  bäuerliche  Wirt  wegen  Mangels  an 
Kredit  und  Geld  mehrere  Pläne  zur  Verbesserung  der  Grund- 
stücke und  Gebäude  aufgeben  muß*)." 

Volkswirtschaftlich  betrachtet  kann  daher  die  Bodenkredit- 
politik, die  der  Preußische  Staat  während  der  Reformperiode 
dem  bäuerlichen  Grundbesitze  gegenüber  beobachtet  hat,  nur  auf 


')  M.  A.  Landschaftssachen  specialia  Pommern  28. 1. 
*)  Über  den  Umfang  der  bäuerlichen  Parzellierungsbewegung  vgl. 
Sering,  M.  Innere  Kolonisation  im  östlichen  Deutschland  (1893). 
»)  Vgl.  V.  Sänger,  Das  ländliche  Kreditwesen  (1867). 
*)  Geh.  St.  A.  87  B.  XIX.  22.  Vol.  1. 
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das  Schärfste  verurteilt  werden.  Dies  wurde  auch  bereits  von 
der  im  Jahre  1851  zur  Untersuchung  der  Kreditverhältnisse  ein- 
gesetzten Kommission  der  zweiten  Kammer  festgestellt  In  dem 
Kommissionsberichte  heißt  es:  „Die  Staatsregierung  ist  jedem 
Versuche,  der  die  Bildung  von  Kreditinstituten  für  die  Bauern 
bezweckte,  entgegengetreten,  sie  hat  die  Bedürfnisse  verkannt, 
indem  sie  den  Übergang  zur  Geldwirtschaft  erzwang,  aber  die 
Mittel  zu  ihrer  gedeihlichen  Durchführung  versagte".  Diese  Boden- 
kreditpolitik war  aber  nicht  nur  wirtschaftlich  *),  sondern  auch 
sozialpolitisch  schädlich.  Der  Umstand,  daß  die  Bittergutsbesitzer 
einen  billigen  unkündbaren  Kredit  genossen,  während  sich  die 
Bauern  nur  unter  den  lästigsten  Bedingungen  einen  teueren  und 
obendrein  jederzeit  kündbaren  Kredit  beschaffen  konnten,  trug 
nicht  wenig  dazu  bei,  in  den  bäuerlichen  Kreisen  starke  Un- 
zufriedenheit hervorzurufen.  Das  Jahr  1848,  in  dem  dies  deutlich 
zutagetrat,  hatte  denn  auch  einen  Umschwung  in  der  Boden- 
fcreditpolitik  des  Preußischen  Staates  im  Gefolge. 

2.  DIE  ORGANISATION  DES  BÄUERLICHEN  BODEN- 
KREDITS  DURCH  DIE  LANDSCHAFTEN. 

Im  Jahre  1851  beschloß  die  zweite  Preußische  Kammer, 
entsprechend  einem  Antrage  des  Abgeordneten  Harkort,  eine 
eingehende  Untersuchung  des  Systems  der  Banken  und  Geld- 
Kredit-Institute  des  Landes  vorzunehmen*).  Das  Ergebnis  dieser 
Enquete  ließ  die  bäuerlichen  Kreditverhältnisse  in  den  östlichen 
Provinzen  in  einem  sehr  ungünstigen  Lichte  erscheinen. 

Nach  dem  Berichte  der  Kreditkommission  vom  3.  Mai  1851 
betrug  der  Hypothekenzinsfuß  bei  bäuerlichen  Gütern  in  Ost- 
und  Westpreußen  sechs  Prozent,  in  Posen,  Pommern,  Schlesien 
und  den  Marken  in  der  Regel  fünf  Prozent  Zu  der  Verzinsung  des 
Darlehens  kam  jedoch  noch  eine  Anzahl  lästiger  Nebenleistungen 


^)  Ober  ähnliche  Wirkungen  repressiver  Kreditpolitik  gegenüber  dem 
bäuerlichen  Grandbesitz  in  Bayern  während  des  17.  Jahrh.  vgl.  Cohen  a.  a.  0. 
S.  422  ff. 

■)  Vgl.  Poschinger  a.  a.  0.  II.  S.  134  ff. 
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hinzu,  die  den  Kredit  wesentlich  verteuerten.  Sie  bestanden 
teils  in  Provisionen,  die  beim  Abschluß  oder  bei  Prolongation 
des  Darlehens  gezahlt  werden  mußten,  teils  in  Naturalleistungen 
der  verschiedensten  Art.  Diese  Nebenleistungen  erreichten  in 
der  Provinz  Preußen  fünf  bis  acht  Prozent  des  Darlehens,  in 
den  entlegeneren  Gegenden  stiegen  sie  bis  20  Prozent  und  in 
Littauen  mußte  der  Bauer  sogar  40  Taler  für  Provision  und 
Kosten  zahlen,  um  ein  Darlehen  von  nur  100  Talern  erhalten 
zu  können  ^).  Dabei  wußte  der  Bauer  noch  nicht  einmal  sicher, 
wielange  ihm  sein  Geldgeber  das  Darlehen  belassen  würde. 
Da  der  Kapitalist  sich  stets  das  Kündigungsrecht  vorbehielt,  so 
war  der  Bauer  ständig  von  der  Kündigung  bedroht;  oft  konnte 
er  sie  nur  dadurch  abwenden,  daß  er  sich  einer  Zinserhöhung 
unterwarf.  In  vielen  Fällen  aber  konnte  er  sich  nicht  einmal 
durch  die  Übernahme  einer  größeren  Zinsenlast  vor  der  Rück- 
forderung des  ihm  gewährten  Darlehens  schützen.  Es  kam  vor, 
daß  die  Bauern  selbst  zu  den  ungünstigsten  Bedingungen  keinen 
Kredit  erhalten  konnten *).  Dieser  Übelstand  war  in  manchen 
Landesteilen  die  Regel,  so  besonders  in  den  von  den  größeren 
Städten  entfernt  gelegenen  Gegenden  Ostpreußens  —  in  Littauen. 
Es  ist  daher  auch  ohne  weiteres  verständlich,  daß  man  nach 
der  am  29.  Dezember  1843  erfolgten  Aufhebung  der  Verschul- 
dungsbeschränkung, des  wesentlichsten  Hindernisses  der  Kredit- 
organisation, zuallererst  für  Littauen  ein  bäuerliches  Kredit- 
institut forderte.  Bevor  aber  ein  von  dem  landwirtschaftlichen 
Verein  für  Littauen  dem  LandesökonomiekoUegium  im  Jahre  1845 
vorgelegter  Plan  zur  Begründung  einer  landwirtschaftlichen  Leih- 
bank 3)  zur  Erörterung  gelangte,  hatte  bereits  die  Ostpreußische 
Landschaft  die  Initiative  in  dieser  Angelegenheit  ergriffen.  Auf 
dem  Ostpreußischen  Generallandtage  von  1844  hatten   nämlich 


*)  Annalen  der  Landw.  IX.  330  ff. 

*)  So  konnten  die  Baueni  in  Schlesien  während  der  30  er  Jahre, 
selbst  zur  Zeit  größter  Geldflüssigkeit,  oft  nicht  einmal  zu  6®/o  eine  erst- 
stellige  Hypothek  auf  ihren  Besitz  erhalten.  (Vgl.  Schles.  Provbl  Jahrg.  1836 
S.  336.) 

*)  Annalen  der  Landw.  V.  68. 
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vierzehn  bürgerliche  Gutsbesitzer  aus  dem  Alt-Heilsberger  Kreise 
den  Antrag  gestellt,  den  bisher  ausgeschlossenen  bäuerlichen 
Grundbesitz  in  die  Landschaft  aufzunehmen.  Zur  Begründung 
ihres  Antrages  führten  sie  Folgendes  aus :  „Solange  der  bepfand- 
briefte  Boden  wesentlich  teurer  syi  a|s  der  vom  Kredit  aus- 
geschlossene,  sei  das" 


iraenSChlagen  rl^r  RiiRtj|^ft1f]{)fp  inVnr- 

wefEswirtschaften  unvermeidlich,  unu  aie  Ex^sten^  des  Bauern- 
standes^nnausgeseti^l  duu  Abgntien  des  großen  Kapitals  preis- 
gegeben,  denen  er  menr  und  mebr  erliegen  müsse'S  In  ihrem 
Berichte  hierzu  SGhierkte  dlö  IxöHöl^Mlandschaftsdirektion,  „daß 
gegen  die  angegebenen  Motive  des  Antrags  kaum  etwas  Erheb- 
hches  einzuwenden  sein  dürfte^'.  Bei  der  Beratung  im  Plenum 
fand  der  Antrag  vielfache  Unterstützung.  Es  wurde  von  ver- 
schiedenen Seiten  darauf  hingewiesen,  daß  djer^ausrnSiSB^iigst 
ganz_kreditlos  sei.  Auf  eine  von  anderer  Seite  gemachte  Ein- 
wendung, daß  keine  Veranlassung  vorliege,  dem  Bauernstand 
eine  von  ihm  nicht  verlangte  Wohltat  aufzudrängen,  wurde  er- 
widert, daß  sich  schon  wiederholt  Bauern  mit  Darlehensgesuchen 
au  die  Landschaft  gewandt  hätten.  Der  Generallandtag  beschloß 
daraufhin,  den  Antrag  in  Anbetracht  seiner  Wichtigkeit  den 
landschaftlichen  Kreistagen  zur  Begutachtung  vorzulegen.  Im 
Laufe  der  hierüber  stattfindenden  Besprechungen  brachten  die 
Gegner  des  Antrags  einen  Grund  gegen  die  Aufnahme  der 
Bauern  vor,  der  auch  die  prinzipiellen  Anhänger  dieser  Maß- 
nahme stutzig  machte.  Man  führte  nämlich  aus :  „Jede  erheb- 
hche  Vermehrung  der  Pfandbriefausgabe  bewirke  bereits  ein 
Sinken  des  Pfand briefkurses,  um  wie  viel  mehr  aber  müsse  der 
Kurs  erst  fallen,  wenn  zur  Befriedigung  der  Kreditbedürfnisse 
des  Bauernstandes  gleich  mehrere  Millionen  neuer  Pfandbriefe 
ausgegeben  werden  müßten.  Die  Folge  werde  sein,  daß  die 
der  Landschaft  bereits  angehörenden  Gutsbesitzer  den  Land- 
schaftskredit überhaupt  nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen  könnten. 
Dieses  Argument  gab  den  Ausschlag.  Die  Kreistage  votierten 
in  ihrer  Mehrheit  gegen  die  Aufnahme  des  Rustikalbesitzes. 

Inzwischen  war  ein  neuer  Vorschlag  gemacht  worden,  wie 
der  Kreditnot  der  Bauern  abgeholfen  werden  könne,  ohne  daß 

Mauer,  Landschaft!.  Kreditwesen  Preaßens.  8 
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die  Landschaft  in  ihrer  bisherigen  Verfassung  dadurch  berührt 
werde.  Ein  Freihen:  von  Hoverbeck  hatte  nämlich  vorgeschlagen, 
daß  die  Landschaft  eine  Hypothekenbank  zur  Beleihung  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  errichten  solle.  Die  Pfandbriefe  dieser 
Hypothekenbank  sollten  aber  nicht  in  Zirkulation  gesetzt  werden. 
Die  Bank  sollte  sie  vielmehr  „in  deposito"  behalten  und  dafür 
ermächtigt  werden,  zinslose  Noten  in  einem  entsprechenden  Be- 
trage auszugeben.  Dieses  Projekt  fand  großen  Beifall.  So 
standen  die  Dinge  bei  Eröffnung  des  Ostpreußischen  General- 
landtages von  1847.  Hier  kam  es  zunächst  wiederum  zu  leb- 
haften Debatten  über  die  Frage  der  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mäßigkeit der  Organisation  des  bäuerlichen  Realkredits.  Einzelne 
Redner  bestritten,  daß  der  Bauernstand  zu  seiner  Erhaltung 
einen  größeren  Kredit  als  bisher  benötige,  man  dürfe  im  Ge- 
genteil den  Bauern  das  Schuldenmachen  nicht  erleichtem. 
^  Demgegenüber  wurde  geltend  gemacht,  „daß  erfahrungsgemäß 
('  gerade  die  Kreditlosigkeit  den  Bauernstand  zugrunderichte. 
Sobald  der  Bauer  in  die  Lage  versetzt  sei,  an  Miterben  oder 
andere  Gläubiger  Kapitalien  auszahlen  zu  müssen,  sei  er  ent- 
weder gezwungen,  sein  Gut  im  ganzen  an  einen  größeren  Guts- 
besitzer zu  verkaufen  oder  es  zu  parzellieren;  in  beiden  Fällen 
sinke  er  in  die  Arbeiterklasse  hinab.  Es  sei  daher  geboten, 
dem  Bauernstande  einen  neuen  Weg  der  Kapitalbeschaffung  zu 
erschließen".  Schon  während  der  Debatte  zeigte  es  sich,  daß 
die  Majorität  der  Versammlung  diese  Anschauung  teilte.  Die 
Abstimmung  ergab  denn  auch  eine  ansehnliche  Mehrheit  für  die 
Erweiterung  des  landschaftlichen  Verbandes,  die  auch  für  den 
Fall  erfolgen  sollte,  daß  das  Bankprojekt  nicht  zur  Durchführung 
gelangen  würde  ^).  Nicht  nur  sämtliche  bürgerlichen  Mitglieder, 
sondern  auch  Vs  der  adeligen  stimmten  am  9.  Oktober  1847 
für  die  unbedingte  Aufnahme  der  Bauern  in  die  Landschaft*). 


')  Der  Beschluß '  des  Generallandtags  betreffs  Errichtung  einer 
landschafüichen  Hypothekenbank  wurde  von  der  Regierung  nicht  ge- 
nehmigt. 

»)  Etwa  zu  der  gleichen  Zeit  wurde  die  Gründung  von  Kredit- 
Instituten  für  „die  Ackerbesitzungen  im  Stande  der  Landgemeinden"  auf 
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Die  Bestätigung  dieses  Beschlusses  durch  die  Regierung 
hat  nun  allerdings  sehr  lange  auf  sich  warten  lassen.  Sie  er- 
folgte nämlich  erst  IV«  Jahre  später,  am  4.  Mai  1849.  Anfangs 
war  man  im  Ministerium  wenig  geneigt  gewesen,  den  Beitritt 
der  Bauern  zu  der  Ostpreußischen  Landschaft  zu  genehmigen  ^). 
Ob  der  Generallandtagsbeschluß  vom  9.  Oktober  1847  ohne  die 
politischen  Ereignisse  des  Jahres  1848  überhaupt  die  Königliche 
Bestätigung  gefunden  hätte,  muß  recht  zweifelhaft  erscheinen. 
Trotzdem  kann  nicht  die  Rede  davon  sein,  daß  die  politische 
Bewegung  von  1848  die  Ursache  für  die  Aufnahme  des  Bauern- 
standes gewesen  ist,  denn  die  Entscheidung  der  Landschaft 
hierüber  war  bereits  vor  jenen  Ereignissen  gefallen. 

Unmittelbar  auf  die  Vorgänge  des  Jahres  1848  sind  da- 
gegen die  Maßnahmen  zurückzuführen,  die  man  in  Schlesien 
zur  Hebung  des  bäuerlichen  Bealkredits  getroffen  hat.  Dort 
war  bereits  zu  Beginn  der  20  er  Jahre  eine  Bewegung  zugunsten 
der  Aufnahme  der  größeren  bäuerlichen  Gutsbesitzer  in  die 
Landschaft  entstanden.  Der  Engere  Ausschuß  der  Schlesischen 
Landschaft  lehnte  aber  im  Jahre  1822  einen  diesbezüglichen 
von  ungefähr  50  Lehnsschulzen  und  Erbscholtiseibesitzern  ge- 
stellten Antrag  ab  und  erklärte  sich  einige  Jahre  später  auch 
gegen  die  Errichtung  eines  der  Landschaft  angegliederten  Ku- 
stikalinstituts.  Die  Schaffung  einer  von  der  Landschaft  unab- 
hängigen Kreditanstalt,  die  während  der  80  er  Jahre  geplant^/^^ 
wurde,  scheiterte  an  dem  Widerspruche  der  Regierung.*)  Im 
Laufe  der  40  er  Jahre  kam  man  aber  von  neuem  auf  diese  An- 
gelegenheit zurück.  Die  von  der  Landschaft  ausgeschlossenen 
Grundbesitzer  wandten  sich  im  Jahre  1844  mit  einer  durch  den 
Provinziallandtag  befürworteten  Petition  des  Inhalts  an  den 
König,  daß  man  für  sie  eine  der  ritterschaftlichen  Landschaft 
entsprechende  Institution  schaffen  möge.  Es  fanden  daraufhin 
vonseiten  der  Regierung  Erhebungen  und  Verhandlungen  statt, 

dem  ersten  Vereinigten  Landtage  zur  Beratung  gestellt.    Die  diesbezüg- 
lichen Verhandlungen  verliefen  jedoch  resultatlos.  (Vgl.  Poschinger  II.  257.) 

^)  M.  A.  L.  S.  Ostpreußen.  XI.  8. 

»)  M.  A.  L.  S.  Schlesien  36. 

8* 
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die  aber  zunächst  ergebnislos  büeben.  Ein  im  Jahre  1846  bei 
der  Landschaft  gestellter  Antrag  auf  Ausdehnung  des  landschaft- 
lichen Kreditverbandes  auf  alle  ländlichen  Grundstücke  wnrde 
ohne  Erörterung  beiseitegelegt,  da  man  erst  die  Entscheidung 
des  Königs  auf  die  oben  erwähnte  Petition  abwarten  wollte. 
Man  schien  aber  der  Aufnahme  der  Bauern  in  den  Kreisen  der 
Landschaft  nicht  recht  geneigt  zu  sein.  Ein  völliger  Umschwung 
hierin  trat  jedoch  nach  der  Umgestaltung  der  politischen  Ver- 
hältnisse im  Jahre  1848  ein.  In  dem  Berichte  der  General- 
landschaftsdirektion vom  22.  April  1848  wurde  ausgeführt,  „daß 
der  landschaftlichen  Verfassung,  welche  eine  Sonderung  der 
ritterschaftlichen  von  den  übrigen  ländlichen  Grundbesitzern 
zur  Voraussetzung  hätte,  durch  die  Umgestaltung  des  Staats- 
wesens das  staatsrechtliche  Motiv  und  das  wesentliche  Merkmal 
ihrer  bisherigen  Begrenzung  entzogen  worden  sei".  Weiterhin 
heißt  es  dann  :  „Schon  längst  hat  das  Bedürfnis  nach  einer 
Kreditanstalt  für  das  nichtritterschaftliche  Grundeigentum  sich 
kundgegeben.  Die  neuesten  Ereignisse  haben  das  Bedürfnis 
als  ein  unabweisliches  hingestellt'^  Die  Ausführungen  der  Ge- 
nerallandschaftsdirektion gipfelten  schließlich  in  dem  Vorschlage, 
daß  die  Landschaft  den  veränderten  politischen  Verhältnissen 
durch  Ausdehnung  ihres  Wirkungskreises  auf  das  gesamte  länd- 
liche Grundeigentum  Rechnung  tragen  solle.  Der  Engere  Aus- 
schuß schloß  sich  einstimmig  den  Ausführungen  der  General- 
landschaftsdirektion an  und  wählte  eine  Kommission  zur  Be- 
ratung der  Angelegenheit.  Die  weiteren  Verhandlungen  ergaben 
nun,  daß  der  Aufnahme  der  bisher  ausgeschlossenen  Grund- 
besitzer ein  wesentliches  Hindernis  im  Wege  stand :  Einerseits 
konnte  man  den  Bauern  nicht  zumuten,  die  Garantie  für  die  bereits 
35  Millionen  Taler  betragenden  Schulden  der  Rittergutsbesitzer  mit- 
zuübernehmen, andererseits  konnte  man  von  diesen  nicht  ver- 
langen, daß  sie  die  Bauern  ohne  Weiteres  an  ihrem  sehr  be- 
trächtlichen Korporationsvermögen  teilnehmen  ließen.  Aus  diesen 
Gründen  unterließ  man  die  Aufnahme  der  bäuerlichen  Grund- 
besitzer und  beschränkte  sich  darauf,  ihre  Güter  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  für  beleihungsfähig  zu  erklären.     Die  Bauern 
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standen  dann  der  Landschaft  nicht  als  Genossen,  sondern  nur 
als  Schuldner  gegenüber.  Sie  hatten  also  weder  Anteil  an  dem 
Yermögen  der  Landschaft,  noch  an  deren  Verwaltung.  Die 
Schlesische  Landschaft  als  Kreditinstitut  für  den  bäuerlichen 
Grundbesitz  und  die  ritterschaftliche  Kreditassoziation  des  gleichen 
Namens  waren  zwei  in  ihren  Rechtsverhaltnissen  völlig  getrennte 
Institute.  Das  Bindeglied  zwischen  ihnen  beiden  bildete  die 
gemeinschaftliche  Verwaltung  und  femer  der  Umstand,  daß 
die  alte  Landschaft  anfänglich  mit  gewissen  Fonds  für  die  zur 
Beleihung  der  Bauerngüter  ausgegebenen  Pfandbriefe  haftete. 
In  dieser  Weise  wurde  im  Jahre  1849  die  Organisation  des 
bäuerlichen  Bodenkredits  in  Schlesien  durchgeführt. 

Nachdem  die  Ostpreußische  und  die  Schlesische  Landschaft 
ihren  Wirkungskreis  auf  den  nichtritterschaftlichen  Grund- 
besitz ausgedehnt  hatten,  unternahm  die  Regierung  Schritte, 
um  das  Gleiche  in  Brandenburg,  Pommern  und  Westpreußen 
zu  erreichen.  An  die  dortigen  landschaftlichen  Kreditinstitute 
erging  am  4.  Juni  1849  ein  Ministerialreskript  mit  der  Auffor- 
derung, eine  Erweiterung  ihres  Wirkungskreises  nach  dem  Vor- 
bilde der  Ostpreußischen  oder  Schlesischen  Landschaft  in  Er- 
wägung zu  ziehen.  Diese  Anregung  wurde  in  folgender  Weise 
begründet:  „Die  Erweiterung  der  Institute  sei  von  unverkenn- 
barer Wichtigkeit;  sie  entspreche  dem  schon  lange  gefühlten 
und. oft  ausgesprochenen  Bedürfnisse  des  kleineren  Grundbe- 
sitzes nach  einem  leichten,  sicheren  und  den  Schwankungen 
des  Geldmarktes  minder  unterworfenen  Kredit  und  bahne  in 
glücklicher  Weise  die  wünschenswerte  Beseitigung  der  bisher 
bestandenen  Unterschiede  zwischen  den  verschiedenen  Klassen 
des  ländlichen  Grundeigentums  an." 

Während  nun  das  Kur-  und  Neuraärkische  Kreditinstitut 
sich  dieser  Anregung  gegenüber  ablehnend  verhielt,  gaben  ihr 
die  Pommersche  und  die  Westpreußische  Landschaft  Folge. 
Für  letztere  lag  hierzu  allerdings  eine  besondere  Veranlassung 
vor.  Die  bäuerlichen  Kreditverhältnisse  in  Westpreußen,  die  stets 
recht  ungünstige  gewesen  waren,  hatten  sich  nämlich  gegen  Ende  der 
vierziger  Jahre  noch  wesentlich  verschlechtert.  Der  Bjeditmangel 
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war  zeitweise  so  groß,  daß  selbst  die  größeren  Besitzer  sich 
keine  erststelligen  Hypotheken  beschaffen  konnten  i).  So  war 
es  dem  Besitzer  eines  in  der  Nähe  von  Danzig  gelegenen  600 
Morgen  großen  Bauergutes,  das  mit  31300  Talern  abgeschätzt 
war,  unmöglich,  einen  Ersatz  für  ein  ihm  gekündigtes  Kapital 
von  8000  Talern  zu  erhalten.  In  Hinblick  auf  die  allgemeine 
Klage  über  den  Kreditmangel  in  Westpreußen  stellte  der  Ab- 
geordnete Hartmann  am  2.  Dezember  1849  in  der  zweiten  Kammer 
den  dringenden  Antrag,  „ein  Gesetz  über  die  Errichtung  eines 
Kreditinstituts  für  kleine  ländliche  Grundstücke  im  Bezirk  der 
Westpreußischen  Generallandschaft  auszuarbeiten",  und  über- 
reichte kurze  Zeit  darauf  selbst  einen  entsprechenden  Gesetz- 
entwurf*). Inzwischen  war  aber  die  Nachricht  eingegangen, 
daß  die  Westpreußische  Landschaft  sich  bereit  erklärt  habe,  die 
Organisation  eines  Kreditinstituts  für  den  kleineren  ländlichen 
Grundbesitz  zu  übernehmen.  .Mit  Bücksicht  hierauf  sah  die 
zur  Beratung  des  Antrages  Hartmann  eingesetzte  Kommission 
davou  ab,  die  Angelegenheit  weiter  zu  verfolgen.  Sie  erklärte 
jedoch  ausdrücklich,  daß  ein  dringendes  Bedürfnis  vorliege  3), 
den  ländlichen  Grundbesitzern  Westpreußens  durch  die  Errich- 
tung einer  Kreditanstalt  zu  Hilfe  zu  kommen.  Die  Hoffnungen, 
die  man  auf  die  Westpreußische  Landschaft  setzte,  gingen  jedoch 
nicht  in  Erfüllung.  Sie  erklärte  sich  zwar  bereit,  die  Verwal- 
tung eines  alsbald  zu  errichtenden  bäuerlichen  Kreditinstituts 
zu  übernehmen,  aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  ihr 
seitens  des  Staates  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  ein  zins- 
loses Darlehen  von  200  000  Talern  gewährt  werde.  Die  Regie- 
rung lehnte  dies  jedoch  ab  und  forderte  die  Landschaft  auf, 
die  Frage  nochmals  in  Erwägung  zu  ziehen*).  Bei  den  erneuten 
Beratungen    trat    die    Marienwerdersche    Provinziallandschafts- 


>)  M.  A.  L.  S.  Westpreußen  Gen.  13. 

«)  M.  A.  L.  S.  Gen.  9.  Vol.  1. 

^)  Die  sich  in  einer  Anmerkung  bei  Poschinger  (Bankwesen  und 
Bankpolitik  in  Preußen  II.  242)  findende  Behauptung :  „die  Commission 
leugnete  die  Bedürfnißfrage'^  ist  also  unzutreffend. 

*)  M.  A.  L.  S.  spec.  Westpreußen  52. 
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direktion  sehr  energisch  für  die  Ausdehnung  des  landschaftlichen 
Verbandes  ein*).  Sie  begründete  ihre  Stellungnahme  damit,  daß 
die  derzeitigen  Kxeditverhältnisse  es  notwendig  machten,  den 
sämtlichen  ländlichen  Grundbesitzern  die  Wohltaten  des  unkünd- 
baren Kredits  zuzuwenden;  andernfalls  bestehe  die  Gefahr,  daß 
gerade  der  von  der  Landschaft  ausgeschlossene  Grundbesitz  in 
die  Hände  von  Wucherern  falle.  Demgegenüber  wurde  von 
anderer  Seite  geltend  gemacht,  daß  ein  Kreditinstitut  sich  nicht 
durch  solche  Humanitätsrücksichten  leiten  lassen  dürfe.  Diese 
Anschauung  siegte  und  der  Generaliandtag  lehnte  die  Envei- 
terung  des  landschaftlichen  Verbandes  definitiv  ab. 

Infolge  dieses  Verhaltens  der  Liandschaft  entstand  in  den 
Kreisen  der  bäuerlichen  Grundbesitzer  eine  Bewegung  zugunsten 
der  Errichtung  eines  von  der  Landschaft  unabhängigen  Kredit- 
instituts für  den  Rustikalbesitz*).  Die  in  den  Regierungsbezirken 
Danzig  und  Marienwerder  ansässigen  Gutsbesitzer  gingen  jedoch 
hierbei  nicht  gemeinsam  vor,  sondern  man  wählte  in  jedem 
dieser  Bezirke  ein  besonderes  Comit6  zur  Ausarbeitung  eines 
Statuts  für  einen  neuen  Kreditverein.  Die  Angelegenheit  wurde 
von  beiden  Seiten  mit  dem  größten  Eifer  betrieben  und  schon 
nach  kurzer  Zeit  wurden  der  Regierung  zwei  Statutenentwürfe 
vorgelegt  Der  Hauptunterschied  zwischen  den  beiden  Projekten 
bestand  darin,  daß  nach  dem  einen  alle  Grundstücke  von  min- 
destens 400  Talern,  nach  dem  anderen  dagegen  nur  solche  von 
1500  Talern  Wert  beleihungsfähig  sein  sollten.  Der  Minister  des 
Innern  versagte  aber  beiden  Projekten  die  Bestätigung  und  ver- 
langte, daß  für  die  zwei  Regierungsbezirke  ein  gemeinsames  In- 
stitut gegründet  würde.  Der  Oberpräsident  von  Westpreußen 
berief  daraufhin  eine  Versammlung  ländlicher  Grundbesitzer  aus 
allen  Teilen  der  Provinz,  um  mit  ihnen  über  die  Gründung 
eines  Kreditinstituts  für  den  Rustikalbesitz  zu  beraten.  Bei 
dieser  Konferenz  wurde  über  die  wesentlichsten  Punkte  alsbald 
Übereinstimmung  erzielt.  Nur  hinsichtlich  der  Festsetzung  des 
zur  Beleihungsfähigkeit  erforderlichen  Mindestwertes  gingen  die 

«)  St.  A.  Danzig  161,  533. 
•)  St.  A.  Danzig  161,  482. 
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Ansichten  auseinander.  Die  Regierung  stellte  sich  auf  die  Seite 
derer,  die  alle  Grundstücke  unter  1500  Talem  Wert  von  dem 
neuen  Institut  ausgeschlossen  sehen  wollten,  und  machte  von 
der  Annahme  dieses  Grundsatzes  ihre  Zustimmung  abhängig. 
Den  dissentierenden  Gutsbesitzern  blieb  daher  nichts  Anderes 
übrig,  als  sich  zu  fügen.  Ebenso  gelang  es  der  Regierung,  durch- 
zusetzen, daß  die  Verwaltung  des  neuen  Instituts  der  West- 
preußischen Landschaft  übertragen  würde.  Diese  Verbindung 
mit  der  Landschaft  fand  auch  in  dem  Namen  des  neuen  Insti- 
tuts seinen  Ausdruck.  Es  wurde  „Neue  Westpreußische  Land- 
schaft" genannt 

Hier  vollzog  sich  also  die  Organisation  des  bäuerlichen 
Realkredits  in  ganz  anderer  Weise  als  in  Ostpreußen.  Dort 
hatten  die  bereits  der  Landschaft  angehörigen  bürgerlichen  Grund- 
besitzer die  Sache  des  Bauernstandes  zu  der  ihrigen  gemacht 
und  es  durchgesetzt,  daß  die  Landschaft  ihren  Wirkungskreis 
auf  den  gesamten  bäuerlichen  Grundbesitz  ausdehnte.  Die  West- 
preußische Landschaft  dagegen,  in  der  die  adeligen  Ritterguts- 
besitzer dominierten,  folgte  diesem  Beispiele  nicht,  sondern  über- 
ließ es  der  Regierung,  die  Initiative  zu  ergreifen. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  in  Westpreußen,  vollzog  sich  die 
Organisation  des  bäuerlichen  Realkredits  in  Pommern  i).  Die 
Zulassung  bäuerlicher  Besitzer  zur  Landschaft  war  hier  bereits 
im  Jahre  1847  erwogen  worden.  Der  Generallandtag  hatte  je- 
doch damals  erklärt,  daß  es  nicht  Sache  der  Landschaft  sei,  den 
ersten  Schritt  zu  tun.  Infolge  des  Ministerialreskripts  vom  4.  Juni 

1849  wurde  nun  die  Angelegenheit  von  neuem  zur  Beratung 
gestellt.  Die  leitenden  Kreise  der  Landschaft  schienen  jetzt  —  viel- 
leicht unter  dem  Einfluß  der  politischen  Vorgänge  —  einer  Aus- 
dehnung des  Instituts  eher  geneigt  zu  sein.  Die  zur  Beratung 
des  Gegenstandes  eingesetzte  Kommission  befürwortete  die  Schaf- 
fung einer  bäuerlichen  Kreditorganisation  nach  dem  Vorbilde 
der  Schlesischen  Landschaft.  Auf  dem  Generallandtage  des  Jahres 

1850  wurde  aber  dieser  Antrag  mit  großer  Mehrheit  abgelehnt 

')  M.  A.  S.  L.  Pommern  spec.  28  u.  L.  A.  Stettin,  Protokolle  der 
Verhandl.  d.  E.  A.  u.  d.  G.  L.  T.  von  1847—1871. 
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Der  Minister  des  Innei-n  sprach  nun  zwar  in  einem  Reskript 
vom  9.  Januar  1851  sein  Bedauern  über  diesen  Beschluß  aus, 
unternahm  aber  keine  weiteren  Schritte,  um  die  Organisation  des 
Rustikalkredits  zu  fördern.  Infolgedessen  wandten  sich  Pommer- 
sche  bäuerliche  Grundbesitzer  im  Laufe  der  50  er  Jahre  wieder- 
holt mit  Petitionen  um  Verbesserung  ihrer  Kreditverhältnisse 
an  das  Abgeordnetenhaus.  Dieses  überwies  im  Jahre  1860  eine 
derartige  Petition  der  Regierung  zur  Berücksichtigung.  Die  Re- 
gierung war  auch  durchaus  geneigt,  die  Sache  in  die  Wege  zu 
leiten  und  ersuchte  den  Oberpräsidenten,  von  neuem  an  die  Land- 
schaft heranzutreten.  Da  die  GeneraDandschaftsdirektion  sich 
aber  weigerte  die  Vei'waltung  des  in  Aussicht  genommenen  Kre- 
ditinstituts zu  übernehmen,  kam  die  Angelegenheit  nicht  vorwärts. 
Inzwischen  machte  sich  ein  immer  größerer  Kreditmangel 
in  den  bäuerlichen  Kreisen  bemerkbar.  Der  Pommersche  Pro- 
vinziallandtag  richtete  daher  am  16.  Oktober  1864  eine  Eingabe 
an  die  Regierung,  in  der  die  Beschaffung  eines  billigen  und 
unkündbaren  Kredits  für  die  von  der  Landschaft  ausgeschlos- 
senen Gutsbesitzer  für  dringend  erwünscht  erklärt  wurde.  Kurze 
Zeit  darauf  trat  der  Engere  Ausschuß  der  Pommerschen  Land- 
schaft zu  seiner  alljährlichen  Beratung  zusammen.  Bei  dieser 
Gelegenheit  stellte  nun  das  Treptower  Landschaftsdepartement, 
offenbar  bestimmt  durch  das  Vorgehen  des  Provinziallandtages, 
den  Antrag,  einen  Generallandtag  behufs  Beschlußfassung  über 
den  „Anschluß  des  nichtadeligen  Grundbesitzes  an  die  Land- 
schaft" einzuberufen.  Der  Engere  Ausschuß  lehnte  diesen  An- 
trag zwar  ab,  ermächtigte  aber  die  Generallandschaftsdirektion 
zur  Einberufung  des  Landtages  für  den  Fall,  daß  die  Staats- 
regierung mit  Anträgen,  die  die  Erweiterung  der  Landschaft 
beträfen,  an  sie  herantreten  sollte.  Sobald  dieser  Beschluß  dem 
Ministerium  bekannt  geworden  war,  erging  an  den  Oberpräsi- 
denten die  Aufforderung,  die  Angelegenheit  sofort  in  die  Wege 
zu  leiten.  Dies  geschah,  und  der  landschafüiche  Generallandtag 
beschloß  im  Jahre  1867,  ein  besonderes  Kreditinstitut  für  den 
Rustikalbesitz  nach  dem  Vorbilde  der  Westpreußischen  Landschaft 
zu  errichten.    Die  Verhandlungen  über  die  Organisation  dieses 
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Instituts  im  Einzelnen  zogen  sich  aber  außerordentlich  in  die 
Länge.  Endlich  im  Jahre  1871  kam  es  dann  zu  seiner  Er- 
richtung. Das  neue  Institut  erhielt  den  Namen  „Pommerscher 
Land-Kreditverband". 

Inzwischen  war  auch  in  der  Provinz  Brandenburg  eine 
besondere  Kreditorganisation  für  die  bäuerlichen  Grundbesitzer 
geschaffen  worden.  Seitdem  das  Kur-  und  Neumärkische  Kredit- 
institut im  Jahre  1850  die  von  der  Regierung  gewünschte  Aus- 
dehnung seines  Wirkungskreises  abgelehnt  hatte,  war  in  den 
allgemeinen  Geld-  und  Kreditverhältnissen  eine  bedeutende  Än- 
derung eingetreten.  Infolgedessen  wandte  sich  die  Regierung  im 
Jahre  1862  zum  zweiten  Male  wegen  der  Organisation  des  bäuer- 
lichen Realkredits  an  das  Kur-  und  Neumärkische  Kreditinstitut i). 
Dieses  machte  seine  endgültige  Stellungnahme  in  der  fraglichen 
Angelegenheit  davon  abhängig,  daß  zunächst  die  Bedürfnisfrage 
geklärt  würde.  Die  Hauptritterschaftsdirektion  war  nämlich  der 
Meinung,  daß  die  Kreditverhältnisse  der  bäuerlichen  Grundbe- 
sitzer in  der  Mark  Brandenburg  gar  keiner  Besserung  bedürften. 
Eine  von  der  Regierung  im  Jahre  1862  veranstaltete  Enquete*) 
ergab,  daß  fast  alle  Landräte  die  Ansicht  der  Hauptritterschafts- 
direktion teilten.  Von  einer  Kreditnot,  wie  sie  in  den  östlichen 
Provinzen  bestand,  konnte  in  der  Provinz  Brandenburg  nicht 
die  Rede  sein.  Trotzdem  kam  man  am  Ende  der  60  er  Jahre 
abermals  auf  das  Projekt  zurück,  ein  besonderes  bäuerliches  Kre- 
ditinstitut zu  errichten.  Man  wurde  dabei  von  der  Ansicht  ge- 
leitet, daß  es  notwendig  sei,  den  Bauern  einen  „unkündbaren-' 
Kredit  zu  verschaffen.  Die  Erfahrungen  des  Jahres  1866,  in  dem 
sogar  die  Sparkassen  ihre  auf  ländlichen  Grundbesitz  ausge- 
liehenen Kapitalien  kündigten,  hatten  den  bäuerlichen  Kreisen 
den  Wert  eines  unkündbaren  Kredits  deutlich  vor  Augen  ge- 
führt. Der  Wunsch  nach  Errichtung  einer  Bauernlandschaft  trat 
jetzt  ganz  evident  hervor,  nachdem  inzwischen  eine  beträchtliche 
Steigerung  des  Zinsfußes  stattgefunden  hatte.  Auch  das  Kur- 
und  Neumärkische  Kreditinstitut  verschloß  sich  nun  nicht  mehr 

0  M.  A.  L.  S.  Kur-  u.  Neumark.  10.  I. 

»)  M.  A.  Kredit-  und  Bank-Sachen  Provinz  Brandenburg  2. 
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der  Überzeugung,  daß  für  die  Verbesserung  der  Kreditverhält- 
nisse der  bäuerlichen  Grundbesitzer  etwas  geschehen  müsse. 
Man  beschloß  deshalb  eine  besondere  bäuerliche  Kreditanstalt 
nach  dem  Vorbilde  der  Neuen  Westpreußischen  Landschaft  zu 
errichten,  und  brachte  diesen  Plan  auch  innerhalb  verhältnis- 
mäßig kurzer  Zeit  zur  Ausführung.  Bereits  im  Jahre  1869  konnte 
das  Institut^  das  den  Namen  ,,Neues  Brandenburgisches  Kredit- 
institut" erhielt,  seine  Tätigkeit  beginnen. 

In  den  bisher  behandelten  Provinzen  hat  sich  die  Organi- 
sation des  bäuerlichen  Bealkredits  überall  im  Anschluß  an  die 
bereits  bestehenden  landschaftlichen  Kreditinstitute  vollzogen. 
Anders  gestaltete  sich  die  Entwicklung  in  der  Provinz  Posen. 
Die  eigenartigen  politischen  Verhältnisse  dieses  Landesteils  ge* 
statteten  es  nicht,  dem  Beispiele  der  übrigen  Provinzen  zu  folgen. 
Die  Oeneraldirektion  des  Landschaftlichen  Kxeditvereins  für  das 
Grroßherzogtum  Posen  erbat  zwar  im  Jahre  1849  von  der  Re- 
gierung die  Erlaubnis,  zwecks  Beratung  über  die  Beleihung  bäuer- 
licher Güter  eine  Generalversammlung  einberufen  zu  dürfen^ 
wurde  aber  mit  diesem  Gesuche  abgewiesen  ^).  Eine  damals  vor- 
genommene Revision  dieses  Instituts  hatte  nämlich  ergeben,  daß 
der  landschaftliche  Kreditverein  der  Mittelpunkt  der  revolutio* 
uären  Umtriebe  gewesen  war*).  In  Anbetracht  dieser  Umstände 
erschien  es  der  Regierung  nicht  angezeigt,  ihre  Zustimmung  zu 
der  beabsichtigten  Ausdehnung  des  Kreditvereins  zu  geben  %  Da 
aber  die  bäuerlichen  Grundbesitzer  in  der  Provinz  Posen  sehr 
unter  dem  Kreditmangel  und  vor  allem  unter  der  völligen  Anarchie 
der  Kreditbedingungen  litten,  erschien  es  der  Regierung  not- 
wendig, ihnen  auf  andere  Weise  die  Vorteile  eines  organisierten 
Kredits  zuteilwerden  zu  lassen.  Man  akzeptierte  daher  das  von 
einer  Anzahl  adeliger  und  bürgerlicher  Grundbesitzer  entworfene 
Projekt,  für  den  an  dem  bestehenden  Kreditvereine  nicht  betei- 
ligten ritterschaftiichen  und  größeren  bäuerlichen  Grundbesitz 


«)  Vgl.  Der  Kredit  der  ländlichen  Grundbesitzer  und  der  landschaft- 
liche Kredit- Verein  im  Großh.  Posen  (1860). 
•)  M.  A.  L.  S.  spez.  Posen  1.  IX. 
«)  S.  o.  S.  18. 
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eine  neue  Landschaft  zu  errichten.  Hierfür  trat  auch  die  inter- 
imistische Provinzialvertretung  von  1851  sehr  entschieden  ein. 
Die  Regierung  ließ  nun  zunächst,  um  sich  von  der  Existenz- 
fähigkeit des  geplanten  Instituts  zu  überzeugen,  die  voraus- 
sichtliche Zahl  der  Teilnehmer  und  die  Höhe  der  Kreditansprüche 
ermitteln.  Hierbei  ergab  sich,  daß  bereits  für  den  Anfang  Be- 
leihungsanträge  in  Höhe  von  etwa  fünf  Millionen  Talern  zu  er- 
warten waren.  Hiemach  konnte  es  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  das  neue  Institut  lebensfähig  sein  werde.  Die  Regierung 
unterzog  daher  alsbald  das  ihr  zur  Genehmigung  vorgelegte  Statut 
einer  eingehenden  Prüfung.  Die  Verhandlungen  über  die  Or- 
ganisation des  neuen  Kreditvereins  zogen  sich  aber  sehr  in  die 
Länge,  da  man  besonders  vorsichtig  zu  Werke  gehen  wollte.  So 
kam  es,  daß  beim  Zusammentritt  des  Provinziallandtages  im  Jahre 
1854  vonseiten  der  Regierung  ein  definitiver  Bescheid  in  dieser 
Frage  noch  nicht  vorlag.  Infolge  einer  Petition  dieses  Landtages 
nahm  nun  aber  der  König  Veranlassung,  den  Minister  des  Innern 
durch  Kabinetsordre  vom  4.  April  1855  aufzufordern,  die  frag- 
liche Angelegenheit  zu  beschleunigen,  „da  von  der  Errichtung 
des  neuen  Kreditinstituts  eine  Befestigung  des  Vertrauens  des 
Posener  Bauernstandes  zu  der  Regierung  zu  erwarten  sei''.  Trotz- 
dem dauerte  es  noch  geraume  Zeit,  bis  eine  völlige  Einigung 
über  die  Organisation  der  neuen  Landschaft  erzielt  werden  konnte. 
Ihre  Errichtung  erfolgte  im  Jahre  1857  auf  Grund  eines  König- 
lichen Erlasses  vom  13.  Mai  desselben  Jahres. 

Der  „Neue  landschaftliche  Kreditverein  für  die  Provinz 
Posen"  war  keine  reine  Bauernlandschaft,  sondern  stand  auch 
im  Dienste  des  ritterschaftlichen  Grundbesitzes.  Dieses  gemischte 
System  wurde  später  noch  in  Sachsen,  Westfalen  und  Schleswig- 
Holstein  eingeführt. 

In  der  Provinz  Sachsen  waren  bereits  seit  dem  Jahre  1837 
Bestrebungen  im  Gange,  ein  ritterschaftliches  Kreditinstitut  nach 
dem  Vorbilde  der  alten  Landschaften  ins  Leben  zu  rufen  i).  Dieses 
Projekt  fand  jedoch  nicht  den  Beifall  des  Provinziallandtages 
und  wurde  auch  von  der  Regierung  abfällig  beurteilt  Die  An- 

0  Vgl.  Scheidelwitz,  Festschrift  v.  21.  X.  1885. 
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gelegenheit  ruhte  dann,  bis  im  Jahre  1856  der  landwirtschaft- 
liche Zentralverein  beim  Provinziallandtage  die  Errichtung  einer 
nicht  auf  die  Rittergüter  beschränkten  Kreditanstalt  anregte. 
Man  hoffte,  daß  der  Landtag  diesem  Plane  geneigt  sein  werde, 
da  inzwischen  eine  erhebliche  Verschlechterung  der  Kreditver- 
hältnisse eingetreten  war.  Der  Landtag  sprach  sich  denn  auch 
mit  großer  Majorität  für  die  Gründung  des  beabsichtigten  In- 
stituts aus  und  wählte  eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  der 
Statuten.  Diese  Erledigung  der  Angelegenheit  entsprach  aber  durch- 
aus nicht  den  Intentionen  der  Regierung,  nach  deren  Meinung 
die  Bedürfnisfrage  noch  nicht  genügend  geklärt  war.  Auf  Yer- 
laogen  der  Regierung  wurde  deshalb  zunächst  eine  Erhebung 
über  die  Verschuldung  und  den  Kreditbedarf  der  ländlichen 
Grundbesitzer  angestellt  Diese  ergab,  daß  ein  Bedürfnis  nach 
einer  „Kreditaufhilfe"  für  den  ritterschaftlichen  Grundbesitz  über- 
haupt nicht,  für  den  bäuerlichen  nur  in  einzelnen  Kreisen  vor- 
handen war.  Unter  diesen  umständen  mußte  der  Provinzial- 
landtag  auf  weitere  Schritte  zugunsten  einer  Organisation  des 
ländlichen  Bodenkredits  verzichten.  Die  Angelegenheit  war  je- 
doch damit  nicht  erledigt,  sondern  wurde  von  privater  Seite 
weiter  betrieben.  Auf  eine  im  Jahre  1862  vonseiten  des  land- 
wirtschaftlichen Zentralvereins  ergangene  Aufforderung  hin 
stellten  484  größere  Grundbesitzer  ihren  Beitritt  zu  dem  ge- 
planten Kreditinstitut  in  Aussicht.  Dies  bestimmte  den  Ober- 
präsidenten von  Beurmann,  sich  der  Sache  anzunehmen.  Auf 
seine  Veranlassung  und  unter  seinem  Vorsitze  traten  die  Inter- 
essenten zu  Beratungen  zusammen,  entwarfen  das  Statut  zu  einem 
,,privatrechtlichen"  Kreditverband  und  legten  es  dem  Staats- 
ministerium vor.  Nachdem  einige  von  diesem  gewünschte  Ab- 
änderungen vorgenommen  waren,  erhielt  das  Statut  am  30.  Mai 
1864  die  Königliche  Bestätigung  und  kurze  Zeit  darauf  trat  der 
„Landschaftliche  Kreditverein  der  Provinz  Sachsen"  in  Tätigkeit. 
In  Westfalen  verliefen  die  Bestrebungen  zur  Errichtung 
eines  Kreditinstituts  für  den  ländlichen  Grundbesitz  ähnlich  wie 
in  der  Provinz  Sachsen.  Auch  hier  gingen  sie  von  dem  land- 
wirtschaftlichen Pro vinzial -Verein  aus.  Dieser  beschäftigte  sich 
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zuerst  im  Dezember  1875  mit  der  Angelegenheit  und  erklärt« 
einstimmig  die  Errichtung  eines  Westfälischen  Pfandbriefinstituts 
für  wünschenswert*).  Die  Provinzialregierung  teilte  jedoch  diese 
Ansicht  nicht  und  trug  deshalb  Bedenken,  die  Oenehmigung  der 
von  dem  Provinzialverein  vorgelegten  Statuten  einer  „Landschaft 
der  Provinz  Westfalen"  zu  befürworten.  Nach  eingehenden  Ver- 
handlungen, an  denen  der  Landwirtschaftsminister  persönlich 
teilnahm,  kam  jedoch  eine  Einigung  zustande,  und  das  Ministerium 
erklärte  sich  bereit,  die  landesherrliche  Bestätigung  des  Statuts 
zu  erwirken.   Diese  erfolgte  denn  auch  am  15.  Juli  1877. 

Weit  langsamer  als  in  Westfalen  ging  die  Entwicklung 
in  der  Provinz  Schleswig-Holstein  vor  sich.  Bereits  gegen  Ende 
der  60er  Jahre  hatte  im  nördlichen  Schleswig  eine  Bewegung 
zugunsten  der  Errichtung  einer  landschaftlichen  Kreditanstalt 
eingesetzt  *)  Der  Erreichung  dieses  Zieles  standen  aber  die  un- 
geordneten Grundbuchverhältnisse  im  Wege.  Erst  nach  Ein- 
führung der  neuen  Grundbuchordnung  im  Jahre  1874  konnte 
man  mit  Aussicht  auf  Erfolg  die  Organisation  des  ländlichen 
Bodenkredits  in  Angriff  nehmen.  Hierüber  wurde  auf  den  Pro- 
vinzialland tagen  in  den  Jahren  1879  und  1880  verhandelt 
Ein  positives  Resultat  wurde  aber  nicht  erzielt  Schließlich  kam 
es  auch  hier,  wie  seinerzeit  in  Sachsen,  zu  der  Gründung  einer 
„privatrechtlichen"  Landschaft.  Das  Institut,  das  den  Namen 
„Landschaftlicher  Kreditverband  für  die  Provinz  Schleswig- 
Holstein"  erhielt,  trat  im  Jahre  1882  ins  Leben.  Es  ist  später, 
im  Jahre  1899,  in  ein  „öffentliches"  Kreditinstitut  verwandelt 
worden.  Bei  der  Landschaft  der  Provinz  Sachsen  hatte  sich  der 
gleiche  Vorgang  bereits  früher  abgespielt 

Mit  der  Errichtung  des  Landschaftlichen  Kreditverbandes 
für  die  Provinz  Schleswig-Holstein  fand  die  Organisation  des 
bäuerlichen  Bodenkredits  in  Preußen,  soweit  sie  nach  den  Grund- 
sätzen des  landschaftlichen  Kreditsystems  vollzogen  wurde,  ihren 
Abschluß.  In  den  von  uns  nicht  behandelten  Provinzen  wurde 


*)  Vgl.  Festschrift  zur  Feier  des  25jährigen  Bestehens  der  Land- 
schaft der  Provinz  Westfalen. 

«)  M.A.L.S.  Schleswig-Holstein  1.  I. 
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die  Aufgabe,  den  bäuerlichen  Grundbesitz  mit  einem  unkünd- 
baren und  relativ  billigen  Kredit  zu  versorgen,  teils  den  ehe- 
mals staatlichen  Landeskredit-Anstalten,  teils  den  in  sogenannte 
Landesbanken  verwandelten  Provinzialhilfskassen  zugewiesen,  i) 

Eine  nähere  Betrachtung  dieser  Institutionen  lag  nicht 
im  Rahmen  unserer  Arbeit  Wir  beschränkten  uns  deshalb  dar- 
auf, die  Organisation  des  bäuerlichen  Bodenkredits  in  den  Pro- 
vinzen zu  schildern,  in  denen  das  landschaftliche  Kreditsystem 
Eingang  gefunden  hat  Hierbei  bot  sich  uns  ein  sehr  abwechs- 
lungsreiches Bild.  Zunächst  die  östlichen  Provinzen:  Auf  der 
einen  Seite  Ostpreußen  und  Schlesien,  wo  die  Landschaften 
aus  eigener  Initiative  ihren  Wirkungskreis  auf  den  bäuerlichen 
Grundbesitz  ausdehnen:  die  Schlesische  durch  Gründung  eines 
besonderen  bäuerlichen  Kreditwerkes,  die  Ostpreußische  durch 
Aufnahme  der  Bauern  in  ihren  Verband ;  auf  der  anderen  Seite 
die  landschaftlichen  Kreditinstitute  in  Westpreußen,  Pommern 
und  Brandenburg,  die  erst  auf  Anregung  der  Regierung  hin, 
und  selbst  dann  noch  ungern  die  Organisation  des  bäuerlichen 
Bodenkredits  übernehmen.  Endlich  Posen,  wo  die  Erweitemng 
der  älteren  bestehenden  Landschaft  aus  politischen  Gründen  nicht 
angängig  ist,  und  die  Regierung  deshalb  die  Gründung  eines 
neuen  selbständigen  Kreditinstituts  föi'dert. 

Weiterhin  die  westlichen  Provinzen :  An  erster  Stelle  steht 
hier  Sachsen,  wo  die  Bestrebungen,  ein  öffentliches  Kreditinstitut 
zu  errichten,  zunächst  scheitern,  aber  schließlich  doch  unter 
der  Ägide  des  Oberpräsidenten  eine  „privatrechtliche"  Land- 
schaft ins  Leben  gerufen  wird.  Es  folgt  sodann  Westfalen,  wo 
die  provinzialen  Regierungsorgane  der  Errichtung  einer  Land- 
schaft abgeneigt  sind,  diese  aber  doch  infolge  persönlichen  Ein- 
greifens des  Landwirtschaftsministers  zustandekommt  Den  Ab- 
schluß bildet  Schleswig-Holstein,  wo  zunächst  eine  Regelung 
des  Grundbuchwesens  stattfindet,  und  man  dann  erst  zur  Grün- 
dung eines  Ejreditinstituts  auf  privatrechtiicher  Grundlage  ge- 
schritten ist 


•)  Vgl.  hierüber  Hecht,  F. :  Die  staatlichen  und  provinziellen  Boden- 
kreditinstitute in  Deutschland  (1891)  u.  Der  Europäische  Bodenkredit  (1900). 
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In  der  Zeit  von  1849 — 1882  wurde  somit  das  landschaft- 
liche Kreditsystem  in  neun  Provinzen  des  Preußischen  Staates 
in  den  Dienst  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  gestellt.  Mit  dem 
Jahre  1849  begann  also  eine  neue  Aera  in  der  Bodenkredit- 
politik des  Preußischen  Staates.  Der  Übergang  dazu  erfolgte,  wenn 
auch  nicht  ausschließlich,  so  doch  hauptsächlich  aus  Gründen  der 
Sozialpolitik.  Man  versprach  sich  nämlich  in  sozialpolitischer 
Hinsicht  eine  günstige  Wirkung  davon,  daß  man  den  Bauern 
die  Vorteile  des  organisierten  Kredits,  die  der  größere  Grund- 
besitz schon  lange  genoß,  zuführte;  denn  man  beseitigte  damit 
eine  der  Schranken,  die  den  ritterschaftlichen  und  den  nicht- 
ritterschaftlichen  Besitz  bis  dahin  voneinander  getrennt  hatte. 
Die  Mehrzahl  der  an  der  Tradition  hängenden  Rittergutebesitzer 
war  damit  keineswegs  einverstanden.  Es  ist  eine  völlige  Ver- 
kennung  der  Tatsachen,  wenn  von  Brünneck  meint,  das  Haupt- 
verdienst an  der  Ausdehnung  des  landschaftlichen  Krediteystems 
auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz  gebühre  denGroßgrundbesitzern.^) 
Die  Einrichtung  der  Rustikallandschaften  wäre,  nach  seiner  Auf- 
fassung, „nicht  ohne  die  bereitwillige  Unterstützung  zustande- 
gekommen, die  den  Bauern  vonseiten  der  Großgrundbesitzer 
zuteilgeworden  sei".  Dieser  Auffassung  gegenüber  möchten  wir 
behaupten:  Nur  weil  die  Rittergutsbesitzer  sahen,  daß  die 
bäuerlichen  Grundbesitzer  eventuell  auch  ohne  ihre  bzw.  der 
Landschaft  Hilfe  eigne  Kreditinstitute  errichten  würden,  nahmen 
sie  sich  der  Sache  an  und  sicherten  sich  den  ihnen  aus  ver- 
schiedenen Gründen  so  sehr  erwünschten  Einfluß  auf  Organisation 
und  Verwaltung  der  bäuerlichen  Kreditanstalten.  Indem  die 
ritterschaftlichen  Landschaften,  und  zwar  teilweise  erst  unter 
dem  Drucke  der  Regierung,  ihren  Verwaltungsapparat  in  den 
Dienst  der  bäuerlichen  Kreditorganisation  stellten,  verhinderten 
sie  die  Gründung  selbständiger  Bauemlandschaften,  die  schon 
wegen  der  gleichzeitigen  Inanspruchnahme  des  Geldmarktes  für 
sie  eine  fühlbare  Konkurrenz  hätten  werden  können. 

Auch  in  Ostpreußen  haben  wohl  derartige  Erwägungen 
bei  der  Aufnahme  der  Bauern  in  die  Landschaft  mitgesprochen, 

»)  Jahrb.  f.  Nat.  u.  St  N.  F.  XII.  383. 
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waren  daselbst  aber  nicht  von  ausschlaggebender  Bedeutung. 
Dies  geht  schon  daraus  hervor,  daß  man  den  bäuerlichen  Grund- 
besitzern nicht  nur  den  Landschaftskredit  zur  Verfügung  stellte, 
sondern  sie  auch  als  gleichberechtigte  Genossen  in  den  Land- 
schaftsverband aufnahm.  Wenn  man  soweit  ging,  so  findet  dies 
•seine  Erklärung  darin,  daß  eben  der  ostpreußische  Gutsbesitzer- 
stand damals  ganz  und  gar  von  liberalem  Geiste  erfüllt  war. 
Wahrscheinlich  wäre  es  auch  in  Ostpreußen  nicht  zu  einer 
Aufnahme  der  Bauern  in  die  Landschaft  gekommen,  wenn  sich 
hier  nicht  im  Laufe  der  20er  und  30er  Jahre  ein  völlig  neuer 
Stamm  von  Gutsbesitzern  gebildet  hätte.  Über  80  o/o  der  Ritter- 
güter waren  nämlich  in  andere  Hände  übergegangen,  und  die 
neuen  Besitzer  standen  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  viel 
weniger  schroff  gegenüber  als  die  ehemaligen  Gutsherren. i) 
Von  den  pommerschen  Gutsbesitzern,  die  im  Jahre  1811  er- 
klärten: „Unsere  Güter  werden  für  uns  eine  Hölle  werden, 
wenn  unabhängige  bäuerliche  Eigentümer  unsere  Nachbarn 
sind",  konnte  man  wirklich  nicht  erwarten,  daß  sie  für  die 
Aufnahme  der  Bauern  in  die  Landschaft  eintreten  würden. 

Aber  auch  in  Schlesien,  wo  die  Landschaft,  wie  oben  aus- 
geführt, selbst  die  Initiative  zur  Organisation  eines  bäuerlichen 
Kreditwerkes  ergriffen  hatte,  hat  man  großen  Wert  darauf  gelegt, 
die  Bauern  von  der  Verwaltung  dieses  Instituts  fernzuhalten. 
So  hat  sich  noch  im  Jahre  1883  ein  einflußreicher  schlesischer 
Großgrundbesitzer  dahin  ausgesprochen,  daß  es  besser  sei,  eine 
besondere  Rustikallandschaft  zu  errichten,  als  die  Bauern  an 
der  Verwaltung  der  Landschaft  teilnehmen  zu  lassen.*) 

Mit  Fug  und  Recht  konnte  daher  Sering  auf  der  Agrar- 
konferenz  von  1894  behaupten,  „man  würde  auf  beträchtliche 
Hindemisse  stoßen,  wenn  in  den  Provinzen,  wo  dies  noch  nicht 
der  Fall  sei,  die  Bauern  als  vollkommen  gleichberechtigte  Mit- 
glieder den  Landschaften  inkorporiert  werden  sollten". 

«)  Von  238  Gütern,   die  in  den  Jahren  1807—1831   in  Ostpreußen 
znr  Subhastation  kamen,   gelangten,  wie  aus  den  Landschaftsakten  her- 
vorgeht, nnr  etwa  5 — 10  in  die  Hände  von  eingesessenen  Gutsbesitzern. 
»)  Vgl.  Verh.  d.  L.Oek.K.,  ISaS. 
Man  er,  Landschaftl.  Kreditwesen  Preufiens.  9 


130     m.   LAin)6CHAFTL.   KREDITWESEN   UND    BÄUERLICHER   GRUNDBESITZ. 

Eine  Änderung  in  dieser  Beziehung  ist  auch  heute  noch 
nicht  eingetreten.  Von  den  fünf  alten  Landschaften  ist  die  Ost- 
preußische nach  wie  vor  die  einzige,  die  den  gesamten  länd- 
lichen Grundbesitz  umfaßt. 


3.  DAS  LANDSCHAFTLICHE  KREDITSYSTEM  IM  DIENSTE 
DES  BÄUERLICHEN  GRUNDBESITZES. 

L  Die  Periode  von  1849  —  1879. 

Mit  der  Ausdehnung  des  landschaftlichen  Kreditsystems 
auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz  war  wenigstens  der  erste  Schritt 
zu  einer  Reform  des  bäuerlichen  Kreditwesens  getan.  Ob  sich 
die  landschaftliche  Organisation  des  bäuerlichen  Bodenkredits 
bewähren  würde,  mußte  nun  die  weitere  Entwicklung  zeigen. 
Wie  diese  sich  in  den  einzelnen  Provinzen  gestaltet  hat,  soll 
nunmehr  dargelegt  werden. 

In  Ostpreußen  vollzog  sich  die  Organisation  des  bäuer- 
lichen Bodenkredits,  wie  ausgeführt,  durch  die  Aufnahme  der 
bäuerlichen  Grundbesitzer  in  die  Landschaft.  Seit  dem  4.  Mai 
1849  sind  in  dem  Bezirke  der  Ostpreußischen  Landschaft  be- 
leihungsfähig:  „Alle  Landgüter,  deren  landschaftlich  ermittelter 
Wert  mindestens  500  Taler  beträgt,  und  die  sich  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Nebenverdienst  des  Besitzers  zu  einer  selbständigen 
Ackerwirtschaft  eignen."  In  der  Auslegung  dieser  Bedingungen 
scheint  die  Landschaft  nun  im  Anfange  sehr  rigoros  vorgegangen 
zu  sein.  Die  meisten  Bauern  wurden  nämlich  mit  ihren  Dar- 
lehensanträgen zurückgewiesen  mit  der  Begründung,  daß  ihre 
Güter  den  nach  dem  Reglement  zur  Beleihung  erforderlichen 
Bedingungen  nicht  genügten.  Viele  Bauern,  die  ihren  Grund- 
besitz auf  mehr  als  500  Taler  bewertet  hatten,  wurden  von  der 
Landschaft  darüber  belehrt,  daß  diese  Schätzung  zu  hoch  ge- 
griffen sei.  Die  landschaftlichen  Taxen  blieben  nämlich  meistens 
weit  hinter  dem  wirklichen  Werte  der  Grundstücke  zurück. 
Dies  hatte  seine  Ursache  darin,  daß  die  eigentlich  nur  für  die 
größeren  Güter  bestimmten  Taxprinzipien  den  Besonderheiten 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  keiner  Weise  Rechnung  trugen. 
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So  wurde  z.  6.  in  den  Landschaftstaxen  der  Wert  der  Baulich« 
keiten,  der  bei  den  kleineren  Gütern  verhältnismäßig  stark  ins 
Oewicht  fiel,  nicht  in  Anschlag  gebracht  Infolge  der  niedrigen 
Taxen  konnten  die  Bauern  meistens  nur  geringe,  ihren  Kredit- 
bedürfnissen  nicht  entsprechende  Darlehen  erhalten.  Auch  mit 
einer  Beleihung  auf  Orund  des  Erwerbspreises  war  den  Bauern 
in  den  meisten  Fällen  nicht  gedient,  da  die  Beleihung  die  Höhe 
von  einem  Drittel  des  Erwerbspreises  nicht  übersteigen  durfte. 
Die  Darlehensgesuche  aus  den  bäuerlichen  Kreisen  gingen  da- 
her in  der  Regel  weit  über  die  zugelassene  Beleihungsgrenze 
hinaus.  Yon  540  bäuerlichen  Besitzern,  die  in  der  Zeit  von 
1849 — 1852  mit  Darlehensanträgen  an  die  Landschaft  herantraten, 
wurden  nicht  weniger  als  375  abgewiesen.  Noch  ungünstiger 
gestaltete  sich  das  Verhältnis  in  den  nachfolgenden  Jahren.  Im 
Jahre  1858  waren  von  602  beantragten  bäuerlichen  Beleihungen 
erst  129  zustandegekommen.  Die  Oenerallandschaftsdirektion 
mußte  unter  diesen  Umständen  selbst  zugeben,^)  daß  der  Land- 
schaftskredit von  80^ lo  der  Bauern  überhaupt  nicht  benutzt 
werden  konnte.  Hierin  trat  auch  in  den  folgenden  zehn  Jahren 
keine  Änderung  ein.  Von  den  3  300000  Talern,  die  die  Land- 
schaft von  1859 — 1865,  also  in  der  Zeit  der  größten  Kreditnot, 
dem  ländlichen  Grundbesitze  zuführte,  entfielen  nur  ungefähr 
50/0  auf  die  im  Jahre  1849  aufgenommenen  bäuerlichen  Be- 
sitzer. Zur  Deckung  der  Kreditbedürfnisse  des  Bauernstandes 
trug  daher  die  Landschaft  in  dieser  Periode  sehr  wenig  bei. 
Orößere  Fortschritte  machte  die  Beleihung  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  erst,  nachdem  im  Jahre  1867  die  Beleihungs- 
grenze von  V«  auf  *U  des  Taxwertes  heraufgesetzt  worden  war; 
denn  diese  Maßnahme  ermöglichte  es  vielen  Grundbesitzern, 
Landschaftsdarlehen  zwecks  Ablösung  von  hochverzinslichen 
Privathjpotheken  aufzunehmen. 

Hierbei  zeigte  es  sich,  daß  es  doch  nicht  nur  in  tech- 
nischer, sondern  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  von  größter 
Bedeutung  war,  in  welcher  Weise  die  Organisation  des  bäuer- 
lichen Bodenkredits  sich  vollzogen  hatte.     Waren  nämlich,  wie 

<)  Bericht  d.  G.L.D.  v.  1857. 

9* 
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in  Ostpreußen,  die  Bauern  als  gleichberechtigte  Genossen  in 
die  Landschaft  aufgenommen  worden,  so  mußte  ihnen  auch  jede 
Erweiterung  des  Landschaftskredits  zugutekommen.  In  den  Landes- 
teilen, in  welchen  besondere  bäuerliche  Kreditinstitute  gegründet 
worden  waren,  konnte  man  aber  die  Ausdehnung  der  Kredit- 
gewährung auf  den  Großgrundbesitz  beschränken,  was  denn 
auch  tatsächlich  vielfach  geschehen  ist. 

Seit  1867  wurde  die  Ostpreußische  Landschaft  also  von 
den  bäuerlichen  Grundbesitzern  in  steigendem  Maße  in  Anspruch 
genommen.  Von  1867 — 1870  allein  wurden  mehr  Bauerngüter 
beliehen  als  in  den  vorhergegangenen  18  Jahren.  Trotzdem 
blieb  die  Zahl  der  bepfandbrieften  Bauerngüter  im  Vergleich 
zu  der  Gesamtzahl  der  bäuerlichen  Besitzungen  immerhin  noch 
eine  sehr  geringe.  Nach  dem  Berichte  des  Ostpreußischen  land- 
wirtschaftiichen  Zentralvereins  waren  im  Jahre  1879  noch  nicht 
2^/o  der  bäuerlichen  Nahrungen  landschaftlich  beliehen.  Diese 
Angabe  bedarf  aber  einer  Berichtigung;  man  hat  hierbei  näm- 
lich die  Güter  köUmischer  Qualität,  selbst  wenn  sie  in  wirt- 
schaftlicher Hinsicht  den  Bauerngütern  zuzurechnen  waren, 
gar  nicht  mitgerechnet;  einschließlich  dieser  Köllmergüter  belief 
sich  die  Zahl  der  beliehenen  Grundstücke  in  einer  Größe  bis 
zu  100  ha  auf  annähernd  2500,  d.h.  etwa  5o/o  der  beleihimgs- 
fähigen  Grundstücke  dieser  Größenklasse.  War  somit  das  Ver- 
hältnis günstiger,  als  man  bisher  annahm,  so  kann  doch  nicht 
davon  die  Rede  sein,  daß  die  Beleihungstätigkeit  der  Ostpreußi- 
schen Landschaft  während  der  ersten  30  Jahre  nach  der  Auf- 
nahme des  Bauernstandes  ein  befriedigendes  Ergebnis  gehabt  hat 

Einen  noch  ungünstigeren  Fortgang  nahm  die  Entwicklung 
in  Schlesien.  Hier  war  der  Kreis  der  beleihungsfähigen  Güter 
sehr  weit  ausgedehnt  worden.  Nach  dem  Regulativ  vom  4.  Mai 
1849  konnte  „jedes  ländliche  Grundstück,  das  eine  nutzbare 
Bodenfläche  von  mindestens  einem  Morgen  besaß  und  einen 
Kredit  von  wenigstens  20  Talern  rechtfertigte",  von  der  Land- 
schaft beliehen  werden.  Eine  Einschränkung  fand  aber  insofern 
statt,  als  denjenigen  Bauern,  deren  Grundstücke  noch  mit  Lei- 
stungen an  die  Gutsherrschaft  belastet  waren,  Landschaftsdarlehen 
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nur  zwecks  Ablösung  dieser  Lasten  bewilligt  werden  durften. 
In  solchen  Fällen  übernahm  die  Landschaft  also  die  Funktion 
einer  Ablösungsbank.  Sie  wurde  aber  in  dieser  Beziehung  in- 
folge der  bereits  1850  stattgehabten  Errichtung  der  Rentenbanken 
nur  in  sehr  geringem  Maße  in  Anspruch  genommen.  Dagegen 
war  die  Nachfrage  nach  dem  unkündbaren  Landschaftskredit 
im  übrigen  eine  sehr  große.  Im  ersten  Jahre  gingen  bereits 
1452  Darlehensgesuche  von  bäuerlichen  Besitzern  ein.  Für  die 
Befriedigung  eines  so  umfangreichen  Ereditbedürfnisses  war 
jedoch  die  Landschaft  nicht  eingerichtet  Im  ersten  Jahre  konnten 
daher  nur  193  Abschätzungen  stattfinden  und  122  Darlehen 
bewilligt  werden.  Die  weitere  Zunahme  der  Beleihungen  des 
nichtinkorporierten  Grundbesitzes  ergibt  sich  aus  der  folgenden 
Übersicht: 

Betrag  der  darauf 

eingetragenen 

Landschaftsdarlehen 

Mark 

3884250 

5323680 

6682920 

7  762995 
11342160 
22375395 


Zahl 

Jahr 

der 
beliehenen 

Gmndstttcke 

1854 

553 

1859 

677 

1864 

782 

1869 

881 

1874 

1016 

1879 

1613 

Durchschnittsbetrag 

der 

Landschaf tsdarlehen 

Mark 

7000 

7800 

8500 

8700 
11100 
13900 


Diese  Statistik  zeigt  zunächst,  daß  die  Schlesische  Land- 
schaft nach  dreißigjähriger  Tätigkeit  für  den  bäuerlichen  Grund- 
besitz, erst  wenig  mehr  als  l^/o  der  circa  140000  beleihungs- 
Shigen  Bauerngüter  mit  Kredit  versorgt  hatte.  Femer  ergeben 
die  steigenden  Durchschnittsbeträge,  daß  die  stärkere  Zunahme 
der  Beleihungstätigkeit  während  der  70  er  Jahre  in  der  Haupt- 
sache den  größeren  Besitzern  zugutegekommen  ist  Für  die 
mittleren  und  kleinen  Bauern  kam  der  Landschaftskredit  kaum 
in  Betracht  Der  Zeitaufwand,  den  die  Beleihung  erforderte, 
die  hohen  Taxkosten  und  die  Formalien  schreckten  nämlich 
zahlreiche  Bauern  ab.  Das  Haupthindernis  aber  lag  darin,  daß 
der   Kreditbedarf  im   allgemeinen   über  das  zulässige  Kredit- 
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maximum  hinausging.  ^)  Wo  der  bäuerliche  Orundbesitz  bereit» 
mit  erststelligen  Hypotheken  belastet  war,  konnte  die  Landschaft 
infolge  ihrer  niedrigen  Taxen  nur  wenig  helfen.  Die  Ablösung 
dieser  meist  sehr  hoch  verzinslichen  Priyathypotheken  gehörte 
aber  eigentlich  eu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  Landschaft 
Weite  Kreise  der  bäueiiichen  Grundbesitzer  waren  deshalb  mit 
der  von  der  Landschaft  geschaffenen  Ereditorganisation  sehr 
wenig  zufrieden  und  wünschten  die  Errichtung  eines  unter  bäuer« 
lieber  Verwaltung  stehenden  Kreditinstituts.  Diese  Bestrebungen 
scheiterten  aber  an  dem  Widerspruche  der  Regierung.  So  kam  es, 
daß  noch  Ende  der  70er  Jahre  in  vielen  Gegenden  Schlesiens 
sechsprozentige  Hypotheken  auf  Bauerngütern  erststeliig  einge- 
tragen waren.  In  dem  Kreise  Neiße  hatten  die  Bauern  derartig 
unter  dem  hohen  Zinsfuße  zu  leiden,  daß  der  Kreistag  beschloß, 
lediglich  zwecks  Ausleihung  an  Bauern  ein  Darlehen  bei  der 
Provinzialhilfskasse  aufzunehmen.*)  Im  Bereiche  des  bäuer- 
lichen Kreditwesens  blieben  somit  die  Erfolge  der  Schlesischen 
Landschaft  weit  hinter  den  gehegten  Erwartungen  zurück. 

Eine  umfangreichere  Tätigkeit  als  die  bisher  besprochenen 
Institute  entfaltete  die  Neue  Westpreußische  Landschaft 
Sie  belieh  im  Durchschnitt  jährlich  die  doppelte  Zahl  von  Bauern- 
gütern, wie  die  Schlesische  Landschaft.  Ihre  Tätigkeit  erstreckte 
sich  jedoch  in  der  Hauptsache  nur  auf  die  großbäuerlichen  Be- 
sitzungen, die  ja  in  Westpreußen  besonders  zahlreich  waren. 
Von  wie  geringem  Umfange  die  Teilnahme  der  kleineren  Bauern 
an  der  Landschaft  war,  zeigt  die  folgende  Übersicht  über  die 
Stückelung  der  Landschaftsdarlehen  im  Jahre  1880: 


Darlehen 

Zahl 

bis  Mk.   6  000 

871 

über    „     6000  bis  15000 

966 

„       „   15  000    „    60000 

768 

„       „  60000 

178 

2783 

1)  Vgl.  Jahres-Bericht  des  landw.  Centralvereins  für  Schlesien  (1879)- 
•)  Vgl.  Verhandlungen  d.  L.Oek.C.  v.  1882. 
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Es  ergibt  sich  somit,  daß  nur  ungefähr  31  ^/o  der  be- 
willigten Darlehen  sich  auf  weniger  als  6000  Mk.  beliefen. 
Von  diesen  entfiel  aber  noch  ein  Teil  auf  größere  Besitzungen, 
die  den  Landschaftskredit  nicht  sofort  voll  ausgenutzt  hatten 
und  daher  in  der  obigen  Statistik  nicht  mit  dem  Qesamtdar- 
lehen,  sondern  mit  den  einzelnen  Posten  figurieren.  Die  ge- 
ringe Beteiligung  des  mittleren  und  kleinen  bäuerlichen  Grund- 
besitzes hatte  verschiedene  Ursachen.  Zunächst  war  die  Land-> 
Schaft  schon  von  vornherein  infoige  des  hoch  normieii;en  Mini- 
malwertes von  4500  Mk.  nur  einem  Teile  der  selbständigen 
bäuerlichen  Nahrungen  zugänglich.  *)  Femer  aber  reichte  bei  den 
zur  Teilnahme  zugelassenen  Grundbesitzern  infolge  allzu  niedriger 
Taxen  das  zulässige  Landschaftsdarlehen  häufig  nicht  zur  Deckung 
des  Kreditbedürfnisses  aus.  Vielen  Bauern  war  auch  der  Land- 
schaftskredit zu  teuer.  Die  Kreditnehmer  hatten  nämlich  beim 
Empfange  des  Darlehens  1  ^/o  zum  Betriebsfonds,  und  außerdem 
noch  folgende  Jahresleistungen  zu  entrichten:  1.  die  Zinsen, 
die  4<>/o  bzw.  4V2®/o  betrugen,  2.  einen  Zuschlag  hierzu  als  Bei- 
trag zu  dem  Tilgungsfonds,  dem  Sicherheitsfonds  und  den  Ver- 
waltungskosten, der  für  die  ersten  sieben  Jahre  IVa^/o,  von 
da  an  l<»/o  betrug.  Die  Jahresleistungen  beliefen  sich  also  im 
Anfange  auf  mehr  als  6^/0.  In  Hinblick  hierauf  erscheint  es 
auffallend,  daß  bäuerliche  Grundbesitzer  sich  überhaupt  der 
Landschaft  bedienten.  Seine  Erklärung  findet  dies  aber  darin, 
^daß  die  Bauern,  die  in  den  von  den  Verkehrswegen  der  Pro- 
vinz entlegeneren  Wegen  ansässig  waren,  vor  der  Eröffnung 
der  neuen  Landschaft  überhaupt  wenig  Hypothekenki'edit  ge- 
nossen hatten".*)  Sie  machten  nunmehr  von  dem  ihnen  gebotenen 
teueren  Kredit  Gebrauch,  den  sie  ihrer  bisherigen  Kreditlage 
gegenüber  immerhin  als  einen  Fortschritt  empfinden  mußten. 
Femer  wurden  gerade  in  den  60er  Jahren,  als  die  Bauern- 
landschaft ihre  Tätigkeit  begann,  viele  Privathypotheken  zur 
Bückzahlung  gekündigt.  Den  einzigen  Ersatz  für  sie  bot  der 
Landschaftskredit.     Von  den  1500000  Talern,   die  dem  bäuer- 

<)  M.  A.  L.  S.  spec.  Westpreußen,  52. 

•)  Bericht  d.  Westpr.  G.  L.  D.  v.  30.  Dezember  1867. 
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liehen  Grundbesitze  seitens  der  Landschaft  von  1861  — 1865 
zuflössen,  wurden  über  90 ^/o  zu  Ablösungszwecken  benutzt.*) 

Außerordentlich  förderlich  für  die  Ausdehnung  der  land- 
schaftlichen Tätigkeit  wurde  die  im  Jahre  1875  eingeführte  Er- 
mäßigung der  Jahresleistungen.  Zu  einer  Ausbreitung  des  Land- 
schaftskredits in  den  Kreisen  des  kleineren  Grundbesitzes  bat  diese 
Maßnahme  aber  nicht  geführt.  So  stand  die  Neue  Westpreußische 
Landschaft  auch  noch  am  Ende  der  70er  Jahre  fast  ausschließlich 
im  Dienste  der  Großbauern.  Eine  allgemeine  und  durchgreifende 
Besserung  der  gesamten  bäuerlichen  Kreditverhältnisse  war  aber 
nicht  zu  erreichen,  solange  die  Landschaft  ihre  Tätigkeit  immer 
noch  mit  Beschränkung  auf  gewisse  Kreise  ausübte. 

Bei  der  nunmehr  folgenden  Betrachtung  der  Kredit- 
verhaltnisse in  der  Provinz  Posen  muß  man  sich  zunächst 
vergegenwärtigen,  daß  hier  keine  besondere  Bauemlandschaft 
existierte.  Die  Pflege  des  bäuerlichen  Bodenkredits  lag  vielmehr 
in  den  Händen  des  im  Jahre  1857  errichteten  Neuen  Land- 
schaftlichen Kreditvereins,  dessen  Wirken  sich  auch  auf  die 
Rittergüter  erstreckte.  Diesen  kam  nun  der  Landschaftskredit 
in  weit  höherem  Maße  zugute,  als  dem  bäuerlichen  Grundbesitze. 
Von  den  Beleihungen  des  Kreditvereins  in  der  Zeit  von  1857 
bis  1867  entfielen  dem  Betrage  nach  nur  etwa  lO^/o  auf  nicht- 
adelige Güter.  Günstiger  erscheint  das  Verhältnis  für  diese, 
wenn  man  von  der  Zahl  der  beliehenen  Grundstücke  ausgeht 
Im  Jahre  1867  waren  nämlich  482  Rittergüter  und  305  nicht- 
adelige Güter  landschaftlich  beliehen.  Wie  sich  diese  Grund- 
stücke ivd  die  einzelnen  Taxwertklassen  verteilten,  zeigt  die 
nachstehende  Zusammenstellung : 

Zahl  Betrag  der  darauf  haftenden 

Taxwert  landschaftlichen  Darlehen 

Taler  d.  bei.  Grdst.  ^aler 

5000—10000  128  449380 

10000—25000  153  1197430 

25000—50000  173  3177400 

über  50000  324  15739300 


*)  Rodbertus- Jagetzow :  Zur  Erklärung  und  Abhülfe  der  heutigen 
Kreditnot  des  Grundbesitzes  (1876),  Anm.  a.  S.  16. 
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Das  Schwergewicht  der  Tätigkeit  des  landschafüichen  Kredit- 
Vereins  lag  also  bei  dem  größeren  Grandbesitze.  Güter  „unter 
5000  Taler  Taxwert"  waren  von  der  landschaftlichen  Beleihung 
überhaupt  ausgeschlossen.  Infolge  der  Festsetzung  eines  so 
hohen  Mindestwertes  konnte  der  eigentliche  Bauernstand  den 
Landschaftskredit  überhaupt  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Der 
Oberpräsident  von  Puttkamer,  der  dies  vorausgesehen  hatte, 
war  bereits  bei  der  Gründung  des  Vereins  für  die  Herabsetzung 
des  Minimalwertes  auf  2500  Taler  eingetreten,  „damit  wenigstens 
die  bäuerlichen  Wirtschaften  in  der  Größe  von  175 — 200  Morgen 
zur  Teilnahme  an  dem  Kreditverein  berechtigt  seien". i)  Der  Re- 
gierung schien  es  jedoch  geboten,  mit  Rücksicht  auf  die  Sicherheit 
des  Kreditvereins  an  der  Minimalgrenze  von  5000  Talern  fest- 
zuhalten. Dies  hatte  zur  Folge,  daß  der  kleine  bäuerliche  Grund- 
besitz die  Vorteile  des  organisierten  Kredits  entbehren  mußte  und 
einer  wucherischen  Ausbeutung  auch  femer  ausgesetzt  blieb.*) 
Zahlreiche  Bauerngüter  kamen  infolgedessen  zur  Subhastation,  und 
ganze  Dorfschaften  gingen  ihres  Besitzes  verlustig. 

Infolge  dieser  Kreditkalamität  entstand  Ende  der  60er 
Jahre  eine  Bewegung  zugunsten  der  Errichtung  eines  Instituts 
für  die  von  dem  Landschaftiichen  Kreditverein  ausgeschlossenen 
Grundbesitzer.*)  Eine  Versammlung  von  Landwirten  aus  allen 
Kreisen  der  Provinz,  die  im  Jahre  1870  in  Posen  tagte,  schlug 
vor,  unter  der  Direktion  des  Neuen  Landschaftlichen  Kreditvereins 
eine  besondere  Anstalt  zur  Beleihung  aller  ländlichen  Grund- 
stücke im  Werte  von  2000  bis  5000  Talern  zu  begründen. 
Die  Generallandschaftsdirektion  sprach  sich  aber  gegen  diesen 
Plan  aus,  weil  ein  derartiges  Institut  keine  genügende  Sicher- 
heit biete.  Die  Generalversammlung  des  Kreditvereins  lehnte 
denn  auch  den  Antrag  auf  Erweiterung  des  landschaftlichen 
Wirkungskreises  ab.  Die  Angelegenheit  ruhte  nun  solange,  bis 
die  Regierung    ihrerseits  sie   einige  Jahre  später  aufnahm.^) 


»)  M.A.L.S.  spec.  Prov,  Posen,  20,  I. 
•)  L.A  Posen  Gen.  82. 
»)  L.  A.  Posen  Gen.  94. 
*)  L.A.  Posen  Gen.  82. 
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Auf  Veranlassung  des  Landwirtscbaftsniinisters  fand  im  No- 
vember 1876  in  Berlin  eine  Konferenz  über  die  Gründung  einer 
Posenschen  Bauemlandschaft  statt.  Bei  den  Beratungen,  an 
denen  außer  den  beteiligten  Behörden  auch  mehrere  Interessenten 
teilnahmen,  wurde  die  Beseitigung  der  Kreditnot  für  dringend 
erwünscht  erklärt.  Da  aber  die  Errichtung  eines  besonderen  bäuer- 
lichen Kreditinstituts  wegen  der  damit  verknüpften  Kosten  un* 
ausführbar  erschien,  beschloß  man,  die  Aufnahme  des  kleineren 
Gmndbesitzes  in  den  landschaftlichen  Kreditverein  anzuregen. 
Der  Engere  Ausschuß  der  Landschaft  erklärte  sich  auch  hiermit 
einverstanden  und  wollte  den  zur  Beleihungsfähigkeit  erforder- 
lichen Mindesttaxwert  von  15000  auf  3000  Mk.  herabsetzen. 
Die  Generalversammlung  aber,  in  der  die  Großgrundbesitzer 
die  Mehrheit  hatten,  trat  diesem  Beschlüsse  nicht  bei,  sondern 
stimmte  gegen  jede  Erweiterung  des  landschaftlichen  Verbandes. 
Gleichzeitig  beschloß  sie,  daß  die  Beleihungsgrenze  für  die  be* 
reits  inkorporierten  Güter  von  V«  auf  */8  des  Taxwertes  herauf- 
gesetzt werden  sollte.  Die  Parole  lautete  also:  Mehr  Kredit  für 
die  größeren  und  keinen  Kredit  für  die  kleineren  Grundbesitzer. 
Hiermit  drang  man  aber  bei  der  Regierung  nicht  durch.  Der 
Minister  lehnte  die  Erhöhung  der  Beleihungsgrenze  mit  der 
sehr  treffenden  Motivierung  ab,  „daß  die  Generalversammlung 
ja  durch  die  Ablehnung  der  beantragten  Aufnahme  der  kleineren 
Güter  selbst  einem  entschiedenen  Mißtrauen  gegen  die  Er* 
Weiterungsfähigkeit  des  Instituts  Ausdruck  gegeben  habe". 

Der  Status  quo  blieb  also  aufrechterhalten,  jedoch  nur 
für  kurze  Zeit.  Am  31.  Juli  1878  beschloß  nämlich  das  Abge- 
ordnetenhaus, „die  Staatsregierung  aufzufordern,  die  Gründung 
eines  Kreditinstituts  für  den  kleineren  Grundbesitz  in  der 
Provinz  Posen  möglichst  im  Anschlüsse  an  die  bestehende  Land- 
schaft und  nötigenfalls  durch  Bewilligung  eines  unverzinslichen 
Darlehens  von  600000  Mk.  zu  fördern".  Inzwischen  war  nämlich 
die  Auflösung  des  alten  Kreditvereins  von  1821  erfolgt,  und 
dadurch  ein  entsprechendes  Kapital  verfügbar  geworden.  Dieses 
wurde  nun  dem  neuen  Kreditvereine  zugesagt,  für  den  Fall, 
daß  er  seine  Tätigkeit  auf  den  kleinen  bäuerlichen  Grundbesitz 
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ansdehnen  werde.  Erst  daraufhin  erklärte  sich  die  Landschaft* 
liehe  Generalversammlung  mit  dieser  Maßnahme  einverstanden; 
sie  setzte  den  zum  Beitritt  erforderlichen  Minimaltaxwert  herab, 
aber  nicht,  wie  vorgeschlagen  war,  auf  3000,  sondern  nur  auf 
6000  Mk.  Man  blieb  also  auf  halbem  Wege  stehen.  Immerhin 
wurde  auch  durch  diese  beschränkte  Herabsetzung  der  Kreis 
der  beleihungsfähigen  Bauerngüter  schon  ansehnlich  erweitert. 
F&r  zahlreiche  bäuerliche  Gutsbesitzer  kam  diese  Verbesserung 
ihrer  Ejreditverhältnisse  allerdings  zu  spät  Wäre  sie  nicht  erst 
im  Jahre  1879,  sondern  bereits  20  Jahre  früher  eingetreten, 
so  hätte  von  den  8000  spannfähigen  bäuerlichen  Nahrungen, 
die  in  dieser  Zeit  in  der  Provinz  Posen  untergegangen  sind^ 
gar  manche  erhalten  bleiben  können. 

Zu  den  mannigfachen  Hindernissen,  die  einer  ausgiebigen. 
Benutzung  des  Landschaftskredits  durch  die  bäuerlichen  Grund« 
besitzer  im  Wege  standen,  kam  Mitte  der  60er  Jahre  noch  ein 
weiteres  hinzu.  Die  steigende  Bewegung  des  Zinsfußes,^)  die 
damals  einsetzte,  drückte  nämlich  auf  den  Kurs  der  Pfwidbriefe. 
Der  Gutsbesitzer,  der  die  Pfandbriefe  von  der  Landschaft  als 
Darlehensvaluta  zum  Nominalwert  tibernehmen  mußte,  erlitt 
daher  beim  Weiterverkauf  einen  beträchtlichen  Verlust.  Dieser 
Barvalutaausfall  hielt  viele  Grundbesitzer  von  der  Benutzung 
des  Landschaftskredits  zurück,  besonders  da,  wo  die  Möglichkeit 
bestand,  sich  auf  anderem  Wege  Kredit,  wenn  auch  nicht  un- 
kündbaren, zu  beschaffen.  Es  war  dies  der  Hauptgrund  dafür, 
daß  der  im  Jahre  1864  geschaffene  „Landschaftliche  Kre- 
ditverband der  Provinz  Sachsen^^  zu  keiner  gedeihlichen 
Entwicklung  gelangen  konnte.  Ein  weiteres  Hemmnis  in  dieser 
Richtung  bildete  die  überaus  niedrige  Beleihungsgrenze.  Um 
das  kostspielige  und  umständliche  Taxverfahren  zu  vermeiden, 
hatte  man  nämlich  festgesetzt,  daß  jedes  Grundstück  ohne 
Weiteres  bis  zum  fünfzehnfachen  Grundsteuerreinertrag  beliehen 
werden  dürfe.  Dem  Grundbesitze  war  aber,  wie  sich  sehr  bald 
zeigte,  mit  Darlehen  in  dieser  Höhe  nicht  gedient  Der  Kredit- 
verband stellte  daher  bereits  im  Jahre  1867  bei  der  Regierung 

i)  Kahn  a.  a.  0.  S.  171. 
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den  Antrag,  die  Kreditgewährung  bis  zum  zwanzigfachen  Grund- 
steuerreinertrag ausdehnen  zu  dürfen.  Die  Genehmigung  hierzu 
wurde  auch  erteilt;  jedoch  geschah  dies  erst  im  Jahre  1872. 
Eine  nennenswerte  Bedeutung  für  den  kleineren  bäuerlichen 
Grundbesitz  hat  der  Kreditverband  aber  auch  dann  noch  nicht 
gewonnen;  denn  die  Bestimmung,  daß  nur  Güter  mit  einem 
Grundsteuerreinertrag  von  wenigstens  150  Mk.  beliehen  werden 
durften,  schloß  den  eigentlichen  Kleingrundbesitz  von  der  Teil- 
nahme an  dem  Kreditverband  aus. 

Eine  mit  der  Sächsischen  Landschaft  übereinstimmende 
Begrenzung  des  Kreises  der  landschaftliqh  beleihungsfahigen 
Güter  nahm  das  Neue  Brandenburgische  Kreditinstitut 
vor.  Dies  allein  hätte  hier  aber  eine  umfangreiche  Beleihungstätig- 
keit  nicht  gehindert;  denn  die  Zahl  der  beleihungsfahigen  Güter 
belief  sich  immer  noch  auf  mehrere  Tausend.  Von  ihnen  wurden 
in  der  Zeit  von  1869 — 1879  nur  46  durch  das  Kreditinstitut  be- 
liehen. Diese  geringe  Inanspruchnahme  hatte  ihren  Grund  einer- 
seits in  den  zu  hohen  Annuitäten,  die  das  Institut  forderte,  und 
andererseits  darin,  daß  die  sehr  knapp  bemessenen  Darlehen  zur 
Deckung  des  Kreditbedürfnisses  nicht  genügten. 

Noch  geringer  wären  die  Erfolge,  welche  der  Pommersche 
Landkreditverband  aufzuweisen  hatte.  SämÜiche  denkbaren 
Momente,  die  der  Ausbreitung  des  Landschaftskredits  in  den 
bäuerlichen  Kreisen  hinderlich  sein  konnten,  trafen  bei  ihm 
zusammen.  Beleihungsfähig  waren  nur  die  größeren  Bauerngüter 
mit  einem  Grundsteuerreinertrag  von  wenigstens  240  Mk.;  die 
Beleihungen  wurden  so  niedrig  bemessen,  daß  in  manchen 
Fällen  nicht  einmal  die  Hälfte  des  von  der  Sparkasse  be- 
willigten Darlehens  gewährt  werden  konnte;^)  die  Annuitäten 
waren  relativ  hoch,  die  Beleihungstransaktion  umständlich,  zumal 
da  die  Landschaft  keine  Einrichtungen  getroffen  hatte,  um  den 
Verkauf  der  Pfandbriefe  zu  erleichtem.  Der  Effekt  war  der,  daß 
der  Pommersche  Landkreditverbänd  nach  zehnjähriger  Tätigkeit 
erst  acht  Bauerngüter  beliehen  hatte. 


»)  Vgl.  Ostsee-Zeitung  v.  30.  Dezember  1874. 
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Passen  wir  unsere  bisherigen  Untersuchungen  kurz  zu- 
sammen, so  kommen  wir  zu  folgenden  Resultaten: 

Die  durch  die  Ausdehnung  des  landschaftlichen  Kredit- 
systems auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz  angebahnte  Reform 
des  bäuerlichen  Kreditwesens  hat  bis  zum  Ende  der  70  er  Jahre 
wesentliche  Erfolge  nicht  gehabt.  Eine  Organisation  des  bäuer- 
lichen Bodenkredits  war  zwar  jetzt  vorhanden;  ihre  praktische 
Bedeutung  aber  war  nur  gering,  da  eine  ganze  Reihe  von  Hin- 
dernissen der  Ausbreitung  des  Landschaftskredits  in  den  bäuer- 
lichen Kreisen  im  Wege  stand.  Die  hauptsächlichsten  waren 
die  folgenden: 

1.  Die  zu  enge  Begrenzung  des  landschaftlichen  Wirkungs- 
kreises infolge  der  Festsetzung  eines  zu   hohen  Minimalwertes, 

2.  Die  Unfähigkeit  der  Landschaften  zur  Befriedigung  des 
berechtigten  Kreditbedtirfnisses  infolge  unzulänglicher  Taxprin- 
zipien und  der  zu  niedrigen  Beleihungsgrenze, 

3.  Die  Verteuerung  des  Landschaftskredits  durch  die  jähr- 
lichen Beiträge  zu  den  Sicherheits-  und  Betriebsfonds, 

4.  Die  allzu  formelle  Handhabung  des  Geschäftsbetriebes, 
die  eine  Verzögerung  der  Kreditbewilligung  zur  Folge   hatte.  ^) 

Zu  alledem  kam  noch :  die  mangelnde  Lokalisierung  des 
Landschaftskredits  infolge  der  großen  Entfernung  der  Land- 
schaftssitze von  den  Wohnorten  der  Bauern,  die  hohen  Tax- 
kosten und  die  damit  verbundenen  Kostenvorschüsse,  und  end- 
lich, in  einzelnen  Fällen,  das  Fehlen  jeglicher  Einrichtung  zur 
Erleichterung  des  Pfandbriefs  Verkaufs,  hinzu. 

Diese  Mängel  waren  sämtlich  darauf  zurückzuführen,  daß 
das  landschaftliche  Kreditsystem  seiner  ganzen  Verfassung  und 
Organisation  nach  lediglich  den  Bedürfnissen  des  größeren 
Grundbesitzes  angepaßt  war.  Bei  der  Ausdehnung  des  Kredit- 
systems auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz  hatte  man  versäumt, 
Einrichtungen  zu  schaffen,  die  der  Eigenart  der  Bauern  gerecht 
wurden. 

Wie  schwerwiegend  dieser  Übelstand  aber  nun  auch  war, 


»)  Berliner  Revue  Bd.  69.  S.  328.  (1872.) 
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80  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  daß  auch  durch  die  Natur 
und  die  Gewohnheiten  der  Bauern  selbst  die  Ausbreitung  des 
Landschaftskredits  erschwert  wurde.  In  dieser  Beziehung  ist 
in  erster  Linie  die  Schwerfälligkeit  der  Bauern,  ihre  Scheu  vor 
einer  öffentlichen  Darlehensaufnahme,  ihre  Abneigung  gegen 
den  bei  sämtlichen  Landschaften  bestehenden  Feuerversicherungs- 
2wang,  sowie  endlich  die  Institution  der  sogenannten  Familien* 
hypotheken  zu  erwähnen.  Unter  diesen  spielten  die  hypothe- 
karisch sichergestellten  Erbportionen  der  Geschwister  des  Guts- 
übernehmers  die  Hauptrolle.  Die  Versuche,  diese  Hypotheken 
durch  Landschaftsdarlehen  abzulösen,  stießen  meistens  auf  große 
Schwierigkeiten.  Sie  gelangen  nur  dann,  wenn  allen  Beteiligten 
die  Herauszahlung  erwünscht  war.  Dies  kam  aber  nur  selten 
vor.  Die  Geschwister  des  Haupterben  sahen  vielfach  in  der 
Erbhypothek  das  letzte  Band,  das  sie  noch  mit  ihrem  väterlichen 
Gute  verknüpfte,  und  sträubten  sich  daher  gegen  dessen  Lösung. 
Hierbei  sprachen  allerdings  oft  auch  Gründe  materieller  Natur 
mit,  zumal  dann,  wenn  eine  höhere  Verzinsung  der  Erbportionen 
vorgesehen  als  bei  anderweitiger  Anlage  zu  erzielen  war.  End- 
lich machte  auch  die  Eintragung  zu  hoher  Altenteile  und  Aus- 
gedinge häufig  die  Benutzung  des  Landschaftskredits  unmöglich  ^). 

Der  Mißerfolg  der  durch  die  Landschaften  bewirkten  Or- 
ganisation des  bäuerlichen  Bodenkredits  erklärt  sich  demnach 
einerseits  aus  Organisationsfehlem  und  andererseits  aus  gewissen, 
der  Eigenart  der  bäuerlichen  Verhältnisse  innewohnenden  Mo- 
menten. 

Allenfalls  kann  man  auch  noch  sagen,  daß  die  ungünstige 
Gestaltung  des  Geldmarktes  während  der  60  er  Jahre  und  die 
dadurch  bedingten  niedrigen  Pfandbriefkurse  der  Tätigkeit  der 
Landschaften  wenig  förderlich  gewesen  sind.  Unrichtig  wäre  es 
aber,  die  Konkurrenz,  die  den  landschaftlichen  Kreditinstituten 
besonders  im  Laufe  der  70  er  Jahre  im  Bereiche  des  bäuerlichen 
Kreditverkehrs  entstanden  ist,  für  die  geringen  Fortschritte  auf 
diesem  Gebiete   verantwortlich   zu  machen.     Gewiß  haben   die 


*)  Vgl.  Lackner,  Darstellung  der  wirtschaftl.   u.   pol.  Verhältnisse 
einer  Ostpreuß.  Landgemeinde  (1889). 
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Sparkassen  und  eine  Anzahl  Hypothekenbanken^)  in  jener  Zeit  sehr 
eifrig  an  der  Pflege  des  ländlichen  Bodenkredits  teilgenommen  und 
dem  bäuerlichen  Grundbesitz  ansehnliche  Kapitalien  zugeführt 
Diese  umfangreiche  Beteiligung  an  dem  ländlichen  Hypotheken- 
darlehensgeschäft war  ihnen  aber  nur  dadurch  ermöglicht  worden, 
daB  die  Landschaften  den  berechtigten  Kreditbedarf  nicht  zu 
befriedigen  vermocht  hatten*).  Die  Konkurrenz  war  also  nicht 
die  Ursache  der  mangelhaften  Entwicklung  der  bäuerlichen 
Kreditorganisation,  sondern  deren  Folge.  Hätten  die  Land- 
schaften in  Westpreußen  und  Posen  den  dortigen  Bauern  einen 
ausreichenden  Kredit  zur  Verfügung  gestellt,  so  würden  diese  nicht 
die  teuern  Hypothekenbankdarlehen  genommen  haben.  Hierzu 
wurden  sie  nur  durch  den  Umstand  verleitet,  daß  sie  von  den 
Banken  ein  höheres  Darlehen  erhielten  als  von  den  Land- 
schaften. So  gaben  die  Hypothekenbanken  den  Grundbesitzern 
in  Westpreußen  Kredit  bis  zu  */»  der  Landschaftstaxe,  während 
die  Landschaft  selbst  mit  ihren  Beleihungen  nur  bis  zur  Hälfte 
der  Taxe  ging  3). 

Lifolge  der  übertriebenen  Ängstlichkeit,  mit  der  die  Land- 
schaften bei  der  Kreditgewährung  an  den  bäuerlichen  Grund- 
besitz vorgingen,  erleichterten  sie  es  den  Sparkassen,  mit  ihnen 
zu  konkurrieren.  Die  Erfolge,  die  diese  Anstalten  im  Bereiche 
des  ländlichen  Bodenkreditwesens  erzielt  haben,  beruhen  aller- 
dings zum  großen  Teil  auch  auf  anderen  Momenten.  Die  Spar- 
kassen sind  nämlich  den  Landschaften  gegenüber  insofern  im 
Vorteil,  als  sie  bei  der  Kreditgewährung  die  Prinzipien  der 
Lokalisierung  und  der  Individualisierung  zur  Durchführung 
bringen  können.  Bei  den  Sparkassen  ist  stets  der  Kontakt  mit 
den  Darlehensnehmern  vorhanden.  Sie  können  diesen  den  Kredit 
gewissermaßen  ins  Haus  bringen.  Der  Bauer  kann  unter  Ver- 
meidung des  schriftlichen  Weges  sein  Darlehensgesuch  münd- 
lich vorbringen.   Die  Sparkasse  ihrerseits  kann  bei  der  Kredit- 


«)  Vgl.  Hecht,  F. :  Die  deutsclien  Hypothekenbanken  (1903). 
■)  Vgl.  Verhandl.  des  Hauses  der  Abgeordneten  v.  4.  Dezbr.  1883. 
')  Vgl.   Bericht    über    den    Zustand   der  Landeskalten   in  West- 
preußen (1892). 
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bemessung  auf  die  Persönlichkeit  des  Darlehensnehmers  Bück- 
sicht nehmen,  sie  kann  individualisieren.  Mit  anderen  Worten: 
Die  Bodenkreditgewährung  der  Sparkassen  vollzog  sich  in  einer 
Form,  die  dem  bäuerlichen  Charakter  und  der  bäuerlichen  Eigen- 
art Rechnung  trug.  Die  Landschaften  dagegen  nahmen  bei  der 
Organisation  des  bäuerlichen  Bodenkredits  auf  die  Psychologie 
der  Bauern  wenig  Rücksicht.  Dies  war  der  innerste  Grund 
für  die  relativ  geringen  Erfolge,  die  sie  bis  zum  Ende  der 
70  er  Jahre  im  Bereiche  des  bäuerlichen  Kreditverkehrs  zu  ver- 
zeichnen hatten. 

IL  Die  Periode  von  1880—1905. 

Die  Bedrängnis,  in  der  sich  die  Landwirtschaft  anfangs 
der  80  er  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  infolge  des  Rückganges 
der  Getreidepreise  befand,  gab  sowohl  der  Preußischen  Staats- 
regierung, wie  auch  dem  Verein  für  Sozialpolitik  i)  Veranlassung, 
Erhebungen  über  die  Lage  des  bäuerlichen  Grundbesitzes 
anzustellen.  Es  wurde  hierdurch  auch  Klarheit  über  den  Stand 
des  bäuerlichen  Kreditwesens  geschaffen.  In  dieser  Beziehung 
ergaben  die  Ermittelungen,  daß  ein  Kreditmangel  nicht  mehr 
bestehe,  daß  aber  die  Organisation  des  bäuerlichen  Kredits  noch 
sehr  mangelhaft  sei.  Der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  und  das 
Preußische  LandesökonomiekoUegium  regten  daher  einen  weiteren 
Ausbau  der  bestehenden  bäuerlichen  Kreditorganisation  an.  Diese 
Anregung  fiel  auf  fruchtbaren  Boden.  Die  Landschaften,  die 
zum  Teil  schon  zu  Ende  der  70  er  Jahre  eine  den  Interessen 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  entsprechende  Revision  ihrer 
Taxgrundsätze  vorgenommen  hatten,  bestrebten  sich,  die  Kredit- 
gewährung von  lästigen  Erschwerungen  zu  befreien.  Sie  er- 
mäßigten die  Jahresleistungen  ihrer  Schuldner,  indem  sie  die 
oft  übermäßige  und  daher  unwirtschaftliche  Anhäufung  von 
Sicherheits-  und  Reservefonds  einschränkten^).  Die  hierdurch 
eintretende  Verbilligung  des  Landschaftskredits  trug  wesentlich 
zu  seiner  Ausbreitung  in  den  bäuerlichen  Kreisen  bei.   In  noch 

*)  Vgl.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  XXIII. 
•)  Preußens  landwirtschaftiiche  Verwaltung  1881—83. 
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höherem  Maße  würde  dies  der  Fall  gewesen  sein,  wenn  die 
Landschaften  gleichzeitig  eine  ausreichende  Kreditbemessang 
eingeführt  haben  würden.  Hierzu  konnten  sie  sich  aber,  haupt- 
sächlich wohl  in  Hinblick  auf  die  gesunkene  Rentabilität  der 
Landwirtschaft,  nicht  entschließen.  Noch  Ende  der  80  er  Jahre 
klagte  man  ganz  allgemein  darijjber,  daß  der  den  Bauern  zur 
Verfügung  stehende  Landschaftskredit  ungenügend  sei*).  Hier- 
durch wurde  die  Ablösung  der  teuem  Privathypotheken  sehr 
erschwert 

Eine  Ausdehnung  des  landschaftlichen  Wirkungskreises 
vollzog  sich  während  der  80  er  Jahre  bei  dem  Posener  Kredit- 
vereine. Gelegentlich  der  oben  erwähnten  Erhebungen  über  die 
Lage  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  war  von  verschiedenen 
Seiten  betont  worden,  daß  infolge  des  bei  dem  Posener  Institute 
geforderten  hohen  Minimalwertes  von  6000  Mark  zahlreiche 
spannfähige  Bauemstellen  nicht  beleihungsfähig  seien.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  wurde  der  zur  Beleihungsfähigkeit  erforderliche 
Minimaltaxwert  im  Jahre  1884  auf  4000  Mark  herabgesetzt. 

Auch  die  Landschaft  der  Provinz  Westfalen  erweiterte  in 
jener  Zeit  den  Kreis  der  beleihungsfähigen  Grundstücke.  Hier 
durften  ursprünglich  nur  Güter  mit  einem  Grundsteuer-Rein- 
ertrage von  wenigstens  150  Mark  landschaftlich  beliehen  werden. 
Im  Jahre  1882  wurde  dieser  Betrag  auf  100  und  1885  auf 
75  Mark  herabgesetzt. 

In  entsprechender  Weise  ging  im  Jahre  1890  eine  Er- 
weiterung des  landschaftlichen  Wirkungskreises  in  Pommenj 
und  Brandenburg  vor  sich.  Die  dortigen  Bauemlandschaften 
ermäßigten  damals  den  zum  Beitritt  erforderlichen  Minimal- 
reinertrag von  Mk.  240  bezw.  150  auf  100  Mark.  Diese  Maß- 
nahmen waren  zwar  von  Erfolg  begleitet,  aber  nicht  in  dem 
erwarteten  Umfange').  Der  Kleingrundbesitz  blieb  auch  jetzt 
den  Landschaften  fern');   ihre  Fortschritte  in  den  bäuerlichen 


*)  Bericht  des  D.  Lwr.  v.  1887. 
•)  Vgl.  Archiv  d.  D.  Lwr.  Jahrg.  1897  u.  1898. 
^)  Conrad,  M. :  Die  neue  westpreuß.  Landschaft  und  das  Kredit- 
bedürfnis des  kleinen  Bauern,  i.  d.  Jahrb.  f.  N.  u.  St.  III.  Flge.  XVL  666. 

Mauer,  Landschaftl.  Kreditwesen  Preußens.  10 
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Kreisen  beschränkten  sich  auf  den  größeren  und  mittleren  Besitz. 
Mit  Recht  wurde  daher  auf  der  Agrarkonferenz  im  Jahre  1894 
darauf  hingewiesen,  daß  es  in  Zukunft  die  Hauptaufgabe  der 
Landschaften  sein  werde,  auch  dem  Kleingrundbesitz  ihren 
Kredit  zuzuführen. 

Ein  Umschwung  in  der  ißntwicklung  des  landschaftlichen 
Kreditwesens  trat  dann  mit  dem  Jahre  1895  ein.  Durch  das 
Gesetz  vom  30.  Juni  1894  war  den  Landwirtschaftskamm em 
ausdrücklich  die  Mitwirkung  bei  der  Organisation  des  ländlichen 
Kredits  übertragen  worden.  Hierin  kam  bereits  die  Absicht  der 
Staatsregierung,  den  Ausbau  des  landwirtschaftlichen  Kreditwesens 
in  systematischer  Weise  zu  fördern,  zum  Ausdruck.  Es  fanden 
ferner  im  Jahre  1895  in  allen  Provinzen  zwischen  den  Staats- 
behörden und  den  Interessenten  Beratungen  über  die  fernere 
Ausgestaltung  der  ländlichen  Realkreditverhältnisse  statt  *).  Von 
allen  Seiten  wurde  hierbei  anerkannt,  daß  die  Organisation  des 
bäuerlichen  Bodenkredits  noch  weiterer  Verbesserungen  fähig 
sei.  Man  einigte  sich  dahin,  von  der  Errichtung  neuer  Insti- 
tute abzusehen  und  beschloß  dahin  zu  wirken,  daß  die  beste- 
henden Organisationen,  vor  allem  die  Landschaften,  im  Interesse 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  noch  weiter  ausgebaut  wei-den 
sollten  *). 

Bei  sämtlichen  landschaftlichen  Kreditinstituten  wurden 
daraufhin  Beratungen  darüber  eingeleitet,  in  welcher  Weise  eine 
erhöhte  Nutzbarmachung  des  Landschaftskredits  für  die  bäuerlichen 
(Jrandbesitzer  zu  erreichen  sei.  Das  Resultat  dieser  sehr  ein- 
gehenden Verhandlungen  trat  in  den  zahlreichen  organisato- 
rischen Veränderungen,  die  in  den  folgenden  Jahren  bei  sämt- 
lichen Landschaften  vorgenommen  wurden,  in  Erscheinung. 

Zunächst  erfolgte  überall  eine  Erweiterung  des  landschaft- 
lichen Wirkungskreises.  Es  wurde  dabei  als  Grundprinzip  ange- 
nommen,  daß   alle  selbständigen  Ackemahrungen    beleihungs- 


1)  Meitzen-Großmana  VI.  S.392  ff. 

•)  Denkschrift  über  die  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  in  den 
letzten  Jahren  ergriffenen  Maßnahmen.  Berlin  1896. 
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fihig   sein    müßten.    Dementsprechend  fanden    folgende    Ver- 
änderungen statt: 

Bei  der  Neuen  Westpreuß.  Landschaft :  Herab- 
setzung des  Minimaltaxwertes  von     .     .     4500  auf  3000 
Bei  der  Fosener  Landschaft :  Herabsetzung  des 

Minimaltaxwertes  von 4000     „    3000 

Bei  dem  Neuen  Brandenburg.  Kredit-Last:  Herab- 
setzung des  Minimal-Grundst-Reinertr.  von       100     „        75 
Bei  der  Neuen  Poraimerschen  L.  f.  d.  Klein- 
grundbstz.:    Herabsetzung  des  Minimal- 

Grundst-ßeinertr.  von 100     „        60 

Bei  dem  Landsch.  Kreditverb.  d.  Pr.  Schlesw.- 
Holst:  Herabsetzung  des  Minimal-Orundst.- 

Reinertr.  von 150     „        50 

Bei  der  Landsch.  der  Pr. Westfalen :  Herabsetzung 

des  Minimal-Grundst-Reinertr.  von  75     „        50 

Bei  der  Landsch.  d.  Pr.  Sachsen :  Herabsetzung 

des  Minimal-Grundst-Reinertr.  von  .  .  150  „  90 
Erheblich  mehr  als  die  obigen  Institute,  absichtlich  auch 
unterhalb  der  Grenze  der  selbständigen  Ackemahrungen  er- 
weiterte die  Schlesische  Landschaft  ihre  Beleihungstätigkeit,  indem 
sie  alle  Grundstücke  mit  einem  Grundsteuer-Reinertrag  von 
wenigstens  15  Mark  für  beleihungsfähig  erklärte^).  Bei  der  Ost- 
preußischen Landschaft  erfolgte  keine  Veränderung  des  Minimal- 
taxwerts,  da  dieser  mit  1500  Mark  bereits  alle  selbständigen 
Ackernahrungen  umfaßte. 

Eine  weitere  Gruppe  von  Maßregeln  im  Interesse  der 
bäuerlichen  Grundbesitzer  erstreckte  sich  auf  eine  Steigerung 
der  Kreditbemessung.  Die  Beleihungsgrenze  wurde  bei  sämt- 
lichen Instituten  auf  2/3  des  Taxwertes  festgesetzt  Diese  Er- 
höhung fand  bei  der  Neuen  Westpreußischen  Landschaft  erst 

^)  Die  Folge  hiervon  ist,  daß  die  Schlesische  Landschaft  im  Jahre  1905 
nicht  weniger  als  1123  Grundstücke  in  einer  Größe  von  weniger  als  5  ha 
beliehen  hatte  (Vgl.  Tabelle  III a).  Es  muß  als  ein  Verdienst  der  Schle- 
sischen  Landschaft  anerkannt  werden,  daß  sie  auch  dem  kleinsten 
ländlichen  Grundbesitze  die  Vorteile  des  Landschaftskredits  zukommen  läßt. 

10* 
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im  Jahre  1900  statt,  nachdem  1896  die  beleihbare  Quote  des 
Taxwerts  von  1/2  auf  3/5  heraufgesetzt  worden  war.  Wie 
sehr  sich  bei  diesem  Institute  die  Kreditbemessung  noch  bis  in 
die  letzten  Jahre  hinein  erhöht  hat,  ergibt  sich  aus  der  Tat- 
sache, daß  die  ßeleihungen  von  1894  bis  1899  durchschnittlich 
dem  36,2  fachen  und  von  1900—1904  dem  42,2  fachen  Grund- 
steuerreinertrag  entsprachen. 

Außer  durch  organisatorische  Veränderungen  haben  die 
Landschaften  noch  weiterhin  durch  Verwaltungsanordnungen 
und  beleihungstechnische  Maßnahmen  für  die  Ausbreitung  des 
Landschaftskredits  in  den  bäuerlichen  Kreisen  gewirkt.  Eine 
Schilderung  dessen,  was  jede  der  Landschaften  nach  dieser 
Richtung  hin  geleistet  hat,  würde  zu  weit  führen.  Es  seien 
deshalb  hier  nur  einige  Beispiele  hervorgehoben. 

Bis  zum  Ende  der  70  er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts 
hat  die  Ostpreußische  Landschaft,  wie  bereits  ausgeführt  wurde, 
wesentliche  Erfolge  in  den  bäuerlichen  Kreisen  nicht  zu  ver- 
zeichnen gehabt.  Bereits  während  der  80  er  Jahre  trat  hierin 
infolge  einer  1879  vorgenommenen  Umgestaltung  des  Taxwesens 
eine  Wendung  zum  Besseren  ein.  Im  Jahre  1888  waren  etwa 
5500  Grundstücke  in  einer  Größe  von  weniger  als  100  ha  be- 
liehen, was  zwar  gegen  1879  einen  beträchtlichen  Fortschritt 
bedeutet,  aber  doch  recht  wenig  erscheint,  wenn  man  in  Be- 
tracht zieht,  daß  die  Zahl  der  beleihungsfähigen  Grundstücke 
auf  ungefähr  60000  geschätzt  wurde.  In  richtiger  Erkenntnis 
dieser  Sachlage  hat  die  Ostpreußische  Landschaft  seit  1 888  un- 
unterbrochen an  der  Ausdehnung  ihrer  Tätigkeit  innerhalb  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  gearbeitet i) : 

Besondere  Berücksichtigung  fanden  die  kleineren  Güter 
zuerst  auf  dem  Generallandtage  von  1892.  Zur  Verminderung 
der  Taxkosten  wurde  beschlössen,  „für  Grundstücke  bis  zu  50  ha 
die  von  den  Landmessern  örtlich  auszuführende  Feldvergleichung 
fortfallen  zu  lassen  und  die  zuständigen  Landschaftsräte  damit 


*)  Leweck  :  Bon,  Generaliandschafts-Direktor  in  Ostpreußen  (1887- 
1905)  1906.  S.  13ff. 
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ZU  betrauen,  die  Veränderungen  in  den  Kulturarten  der  Grund- 
steuer-Veranlagung gleichzeitig  bei  der  Bonitierung  festzustellen 
und  ins  Vermessungsregister  einzutragen".  Auch  wurde  für 
solche  Taxen  statt  der  bisherigen  Taxkarte  eine  durch  den 
Katasterkontrolleur  von  der  Grundsteuerkarte  auf  Pausleinwand 
gefertigte  Handzeichnung  für  genügend  erachtet.  Von  diesen 
Erleichterungen  wurde  mehr  als  die  Hälfte  aller  Taxen  berührt 
und  die  Beschaffung  der  Taxunterlagen  um  50 — 65  ®/o  verbilligt 
In  der  Zeit  von  1895 — 99  wurden  alljährlich  am  Anfange 
jeder  Taxperiode  die  Darlehensbedingungen  der  Landschaft  durch 
die  Kreisblätter  bekannt  gemacht,  worauf  seitens  der  Landräte 
ausdrücklich  hingewiesen  wurde.  Mehrere  Landräte,  Landschafts- 
räte und  sonstige  größere  Besitzer  haben  gleichzeitig  auch  durch 
persönliches  Eingreifen,  Belehrung  über  die  Vorteile  der  land- 
schaftlichen Beleihung,  sowie  sonstige  Unterstützung  die  land- 
schaftliche Kreditgewährung  gehoben.  Femer  wurden  seit  1897 
Landschaftsbeamte  in  die  Kreisstädte  und  andere  günstig  ge- 
legene Ortschaften  entsandt,  um  denjenigen  Besitzern,  die  ein 
Landschaftsdarlehen  aufzunehmen  beabsichtigten,  über  alle  hierbei 
in  Betracht  kommenden  Fragen  kostenfrei  Auskunft  zu  erteilen 
und  die  zur  Beschaffung  der  Taxunterlagen  an  die  verschie- 
denen Stellen  zu  richtenden  schriftlichen  Anträge  aufzusetzen. 
Die  Zahl  der  von  1897 — 1905  abgehaltenen  Auskunftstermine, 
sowie  der  Umfang  der  hierbei  entwickelten  Tätigkeit  ergibt 
sich  aus  der  folgenden  Übersicht: 


Jahr 

Zahl  der  Aus- 

Zahl der  Aus- 

kunftstermine 

kunftssuchenden. 

1897 

21 

556 

1898 

33 

450 

1899 

16 

187 

1900 

7 

83 

1902 

6 

172 

1903 

6 

239 

1904 

9 

278 

1905 

5 

79 

103  2044 
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Von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Ausbreitung  des 
Laadschaftskredits  waren  weiterhin  die  Beschlüsse  des  Gcineral- 
landtages  von  1898,  durch  welche  die  Beleihung  nach  dem 
15  fachen  Grundsteuerreinertrag  und  die  Wertschätasung  ohne 
Qrund-  und  Bodentaxe  bis  zum  dreißigfachen  Grundsteuerrein- 
ertrag,  sowie  bis  zur  Hälfte  des  Eiwerbswertes  eingeführt  wurde. 
Die  Landschaft  war  dadurch  in  die  Lage  versetzt,  ein  unerwartet 
hervortretendes  nicht  allzugroßes  Geldbedürfnis  ohne  vorherige 
zeitraubende  Taxation  alsbald  befriedigen  zu  können. 

Des  Weitem  wurden  die  Taxkosten  bei  Gütern  unter  50  ha^ 
die  derselben  Gemeinde  angehörten,  ermäßigt,  wenn  die  Taxen  im 
Anschluß  aneinander  zur  Aufnahme  gelangte,  d.  h.  sogenannte 
Dorftaxen  angefertigt  werden  konnten.  Bis  zum  Jahre  190S 
wurden  bereits  390  Dorftaxen  aufgenommen. 

Seit  1904  gewährt  die  Landschaft  auch  den  Besitzern  voa 
Gütern  unter  100  ha  für  die  Taxkosten  einen  Vorschuß  der  nach. 
Aufnahme  des  Darlehens  in  Baten  zurückerstattet  wird.  Im  Jahre 
1903  gelangte  eine  Druckschrift:  „Der  landschaftliche  Kredit  und 
seine  Benutzung  im  Bezirke  der  Ostpreußischen  Landschaft"  in 
den  Kreisen  der  Literessenten  zur  Verbreitung  und  wurde  auch 
vielfach  zum  Gegenstand  von  Vorträgen  in  den  landwirtschaft- 
lichen Vereinen  gemacht.  Ganz  besonders  dem  Interesse  der 
kleineren  geschäftsunkundigen  Bauern  entspricht  die  neuerdings 
versuchsweise  eingeführte  Beschaffung  der  Taxunterlagen.  Denn 
hierfür  haben  bisher  vielfach  die  kleineren  Besitzer  oft  teuer  zu 
bezahlende  Hilfe  von  Winkelkonsulenten  in  Ansprach  genommen. 
Jetzt  hat  der  Besitzer  der  Landschaft  nur  den  Antrag  auf  Be- 
schaffung der  Taxunterlagen  zu  unterschreiben,  die  erforderlichen 
Angaben  über  das  abzuschätzende  Grundstück  zu  machen  und 
der  Landschaft  einen  später  zu  verrechnenden  Kostenvorschuß 
von  25  Mark  einzusenden. 

Schließlich  sei  noch  die  im  Juli  1905  erfolgte  Einrichtung 
einer  Geschäftsstelle  der  landschaftlichen  Bank  in  Alienstein  er« 
wähnt.  Sie  wurde  gegründet,  um  den  im  Süden  des  Landschafts- 
bezirkes wohnenden  ländlichen  Grundbesitzern  den  Verkehr  mit 
der  Landschaft  zu  erleichtern.    Sie  ist  in  der  kurzen  Zeit  ihres 
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Bestehens  bereits  vielfach  in  Tax-  und  Beleihungsangelegenheiten 
tätig  gewesen. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  die  Ostpreiißische  Landschaft  haben 
anch  die  meisten  übrigen  Institute  sich  die  Pflege  des  bäuer- 
lichen Bodenkredits  während  des  letzten  Jahrzehnts  angelegen 
sein  lassen.  Ein  Unterschied  zwischen  den  gemischten  Instituten, 
die  alle  Kategorien  des  ländlichen  Grundbesitzes  umfassen,  und 
den  Bauernlandschaften  besteht  nach  dieser  Richtung  nicht.  Als 
Beispiel  für  letztere  möge  das  dem  Kur-  und  Neumärkischen 
Ritterschaftlichen  Kredit-Institute  angegliederte  Neue  Branden- 
bnrgische  Kreditinstitut  dienen.  Dieses  hatte,  wie  bereits  oben 
erwähnt  wurde,  im  Jahre  1879,  nach  zehnjähriger  Tätigkeit,  erst 
46  Grundstücke  beliehen.  An  diesem  Mißerfolge  des  Kreditinstituts 
waren  zum  Teil  die  hohen  Nebenleistungen  Schuld,  die  aber  im 
Laufe  der  80  er  Jahre  wesentlich  ermäßigt  wurden.  Gleichzeitig 
wurde  durch  entsprechende  Abänderungen  der  Taxvorschriften 
eine  Erhöhung  der  Kreditbemessung  erzielt.  Der  Kreis  der  be- 
leihungsfähigen  Güter  wurde  1890  um  etwa  zehntausend  und 
1896  wiederum  um  einige  weitere  Tausend  ausgedehnt.  Hand 
in  Hand  mit  diesen  organisatorischen  Maßnahmen  gingen  Ver- 
waltungsanordnungen, die  den  Zweck  verfolgten,  die  Grundbe- 
sitzer auf  die  Vorteile  des  Landschaftskredits  aufmerksam  zu 
machen  und  ihnen  eine  Beteiligung  an  dem  Kreditinstitute  nahe- 
zulegen. Die  vier  Provinziallandschaftsdirektionen  wurden  an- 
gewiesen, fortgesetzt  mit  Hilfe  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
lind  der  Lokalpresse  Aufklärung  über  das  Kreditinstitut  und 
seine  Einrichtungen  zu  verbreiten.  Diese  Bemühungen  fanden 
bei  den  landschaftlichen  Kreiskommissarien,  die  von  den  asso- 
ziierten Grundbesitzern  gewählt  werden,  tatkräftige  Unterstützung. 
Die  Provinziallandschaftsdirektionen  wurden  ferner  ermächtigt, 
von  der  Einforderung  eines  Vorschusses  für  die  Taxkosten  ab- 
zusehen. Zu  deren  Deckung,  sowie  zur  Bestreitung  der  sonstigen 
Kosten  des  Beleihungsverfahrens  kann  der  Besitzer  einen  baren 
Vorschuß  in  Höhe  von  3^/o  des  aufgenommenen  Darlehens  er- 
halten. Die  Tilgung  dieses  Vorschußdarlehens  erfolgt  allmählich 
durch  die  Amortisationsbeiträge. 
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Von  großer  Bedeutung  für  die  fortschreitende  Entwicklung 
des  Neuen  Brandenburgischen  Kreditinstituts  ist  auch  die  Tätig- 
keit, die  die  Ritterschaftliche  Darlehenskasse  zur  Unterstützung 
der  Beleihungen  entfaltet.  Sie  gewährt  aus  ihren  eignen  Fonds 
verzinsliche  Darlehen  und  Vorschüsse,  um  eine  in  Aussicht  ge- 
nommene landschaftliche  Beleihung  zu  ermöglichen.  Derartige 
Vorschüsse  können,  wenn  das  Kreditinstitut  hinsichtlich  des 
Ranges  seiner  Hypothek  sichergestellt  ist,  auch  schon  Tor  der 
endgiltigen  Darlehensbewilligung  bis  zum  20  fachen  Grundsteuer- 
reinertrage  bewilligt  werden.  Wenn  es  sich  um  Ablösung  bereits 
eingetragener  Hypotheken  handelt,  können  ausnahmsweise  auch 
Vorschüsse  innerhalb  des  fünften  Sechstels  des  festgesetzten  Tax- 
wertes bewilligt  werden.  Die  Leistungen  der  Darlehenskasse  für 
die  bäuerlichen  Grundbesitzer  sind  um  so  höher  zu  veranschlagen, 
als  die  Haftung  für  dieses  Institut  ausschheßlich  dem  Großgrund- 
besitze zur  Last  fällt. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  die  Hauptritterschafts- 
direktion auch  den  Versuch  gemacht  hat,  in  systematischer  Weise 
die  Umwandlung  hoch  verzinslich  er  Privathypotheken  ganzer  Ort- 
schaften in  Landschaftsdarlehen  vorzunehmen;  zu  einem  greif- 
baren Ergebnis  hat  dieser  Versuch  jedoch  nicht  geführt. 

Auch  seitens  der  Landschaft  der  Provinz  Sachsen  sind 
derartige  Grundbnchbereinigungen  unternommen  worden.  Man 
hat  ihnen  dort  ein  ganz  besonderes  Interesse  gewidmet ;  ihr  Ver- 
lauf soll  daher  kurz  skizziert  werden  i): 

Die  ersten  Versuche  einer  Grundbuchbereinigung  fanden 
im  Jahre  1896  statt.  Sie  erfolgten  in  der  Weise,  daß  bei  einem 
Amtsgericht,  in  dessen  Bezirk  der  Kleinbesitz  stark  vertreten 
war,  durch  Einsicht  in  das  Grundbuch  festgestellt  wurde,  welche 
beleihungsfähigen  Grundstücke  mit  Privathypotheken  belastet 
waren.  Die  betreffenden  Besitzer  wurden  sodann  mit  den  land- 
schaftlichen Beleihungsbedingungen  bekannt  gemacht  und  er- 
hielten eine  Aufforderung,  der  Landschaft  beizutreten.  Von  ihnen 


*)  Die  nachfolgende  Darstellung  beruht  auf  den  Akten  betr.  Grund- 
buchbereinigung (L.  A.  Halle.  Bd.  I— IV). 
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—  es  waren  im  ganzen  380  —  meldete  sich  nur  ein  einziger 
und  dieser  wtinschte  ein  Darlehen,  das  über  die  landschaftliche 
Beleihung^enze  hinausging.  Der  Versuch  hatte  also  nicht  das 
erhoffte  Resultat.  Die  Ursache  hierfür  lag  darin,  daß  der 
Landschaftskredit  in  den  meisten  Fällen  zur  Ablösung  der  Privat- 
hypotheken nicht  ausreichte,  und  die  Landschaft  keine  Fonds 
zur  Gewährung  von  Nachtrags-Darlehen  besaß.  Dieses  Hindernis 
wurde  zum  Teil  durch  die  Errichtung  der  landschaftlichen  Bank 
im  Jahre  1899  beseitigt  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  deren  Kredit- 
gewährung aber  nur  eine  beschränkte  sein  konnte,  entschloß 
sich  die  Landschaft,  die  Unterstützung  noch  anderer  Stellen  für 
die  Umwandlung  der  kündbaren  Privathypotheken  in  unkünd- 
bare Landschaftsdarlehen  in  Anspruch  zu  nehmen.  Sie  wandte 
sich  deshalb  an  die  ländlichen  Genossenschaften  und  an  die 
Sparkassen.  Von  letzteren  erklärten  sich  aber  nur  wenige  be- 
reit, die  Grundbuchbereinigung  durch  Gewährung  von  Nach- 
hypotheken bis  zur  Grenze  der  Mündelsicherheit  zu  unterstützen. 
Die  meisten  Sparkassen  verhielten  sich  dem  Wunsche  der  Land- 
schaft gegenüber  ablehnend,  weil  sie  in  ihr  nur  eine  Konkurrenz 
sahen,  die  ihnen  ihre  Betätigung  auf  dem  Gebiete  des  länd- 
lichen Hypothekenverkehrs  erschwerte.  Einige  Sparkassen  er- 
klärten ganz  offen,  daß  es  nicht  in  ihrem  Interesse  liege,  die 
Ausbreitung  des  Landschaftskredits  zu  fördern.  Andere  moti- 
vierten ihre  ablehnende  Haltung  damit,  daß  ihre  eigenen  Ein- 
richtungen zur  Befriedigung  des  Kreditbedarfes  des  ländlichen 
Grundbesitzes  denen  der  Landschaft  gleichwertig  seien. 

Eine  freundlichere  Stellung  als  die  Sparkassen  nahmen 
die  ländlichen  Genossenschaften  zu  den  Bestrebungen  der  Land- 
schaft, wenngleich  auch  sie  die  Grundbuchbereinigung  durch 
Hergabe  von  Darlehen  nicht  zu  unterstützen  vermochten.  Sie 
kamen  bei  ihren  diesbezüglichen  Beratungen  zu  dem  Ergebnis, 
daß  „die  ländlichen  Spar-  und  Darlehenskassen  wohl  geneigt 
seien,  die  ländliche  Bevölkerung  über  die  Vorteile  der  amorti- 
sierbaren Landschaftsdarlehen  aufzuklären  und  ihnen  den  Ver- 
kehr mit  der  Landschaft  zu  erleichtern,  daß  aber  Beleihungen 
hinter  der  Landschaft,  die  nur  auf  eine  verschleierte  Realkredits- 
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befriedigung  liinausliefen,  im  Interesse  der  Sicherheit  und  de& 
Gedeihens  der  ländlichen  Kassen  zu  vermeiden  seien". 

Unter  diesen  Umständen  war  die  Landschaft  darauf 
angewiesen,  die  Grundbuchbereinigung  aus  eigener  Kraft  weiter 
zu  betreiben.  Die  Voraussetzung  hierfür  war,  daß  sie  ihre  Kredit- 
bemessung in  dem  Maße  erhöhte,  daß  der  Landschaftskredit  zur 
Ablösung  der  innerhalb  der  Sicherheitsgrenze  liegenden  Privat- 
hypotheken ausreichte.  Eine  dementsprechende  Abänderung  der 
Taxgrundsätze  fand  im  Jahre  1903  statt,  und  die  Landschaft 
nahm  daraufhin  die  Grundbuchbereinigung  in  14  Amtsgerichts- 
bezirken in  Angriff.  Überall  wurden  Auskunftspersonen  bestellt, 
die  zumeist  nicht  Mitglieder  der  Landschaft,  sondern  Lehrer, 
kleine  Beamte  oder  Kaufleute  waren.  Jeder  Besitzer  konnte  daher 
in  unmittelbarer  Nähe  seines  Wohnorts  Information  über  den 
Ijandschaftskredit  erhalten.  Mit  allen  diesen  Maßnahmen  ist  bisher 
ein  durchgreifender  Erfolg  nicht  erzielt  worden.  Wenn  immerhin 
wenigstens  eine  Anzahl  von  Privathypotheken  zur  Ablösung  ge- 
langt sind,  so  ist  dies  nur  dadurch  ermöglicht  worden,  daß  die  Land- 
schaft selbst  aus  ihren  eigenen  Fonds  Ergänzungsdarlehen  hergab. 

Über  die  Erfolge,  die  im  ganzen  durch  die  seit  1895  be- 
triebene systematische  Förderung  des  Landschaftskredits  in  den 
bäuerlichen  Kreisen  erzielt  worden  sind,  gibt  die  nachfolgende 
Tabelle  Aufschluß: 

Zahl  der  landschaftlich  behehenen  Grundstücke  unter   100  ha 

1905      Hiervon  seit  1895 


Schlesische  Landschaft   .     .     . 

13  15.3 

7  400») 

Ostpreußische      „           ... 

11795 

5  000») 

Neues  Bi-andenb.  Kr.  Inst  .     . 

9  4.50«) 

4  300») 

Neue  Westpr.  liandsch. .     .     . 

7  707 

4  533 

Posener  Landschaft    .... 

5  715 

3  355 

Tiandscb.  d.  Prov.  "Westfalen   . 

3  453 

1764 

„Krvb.,,       „      Schlesw.-Holst 

1906 

1660 

„          .,       ,,     Sachsen  .     . 

1712 

1082 

N.  Pomm.  L.  f.  d.  Kleingrdbstz. 

964 

935 

55  855 

30029 

ungefähr. 
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Die  vorsteheade  Tabelle  zeigt,  daß  toh  den  im  Jahre  1905  be- 
liehenen  Bauerngütern  weit  mehr  als  die  Hälfte  erst  während 
der  letzt^i  10  Jahre  landschaftlich  beliehen  worden  sind. 

In  Hinblick  darauf,  daß  der  Landschaftskredit  jetzt  ber^ts. 
mehr  als  55000  Bauerngütern  zugute  gekommen  ist,  kann 
man  heute  nicht  mehr  sagen,  daß  die  landschaftliche  Kredit- 
Organisation  Torwiegend  im  Dienste  des  Großgrundbesitzes  steht. 
Gleichwohl  haben  sich  aber  die  Landschaften  innerhalb  des  bäuer- 
lichen Kreditverkehrs  noch  nicht  die  dominierende  Position  er- 
rangen wie  im  Bereiche  des  Großgrundbesitzes. 

Während  von  den  Gütern  in  einer  Größe  von  mehr  als 
100  ha  66,3  ^/o  den  Landschaftskredit  in  Anspruch  genommen 
haben,  beläuft  sidi  die  entsprechende  Zahl  bei  den  Bauerngütern 
durchschnittlich  auf  nur  13,5^/0. 

Die  in  der  Anlage  beigefügte  Tabelle  IV  gibt  darüber 
Au&chluß,  wie  sich  das  Verhältnis  in  den  einzelnen  Landschafts- 
bezirken gestaltet. 

Hiemach  sind  von  den  im  Jahre  1895  gezählten  land- 
wirtschaftlichen Betrieben  landschaftlich  beliehen: 

Größenklasse  5  bis  unter  20  ha:    5,8 ^/o 
20    „        „    100    „:  21,3  Vo 

Hieraas  geht  hervor,  daß  der  Landschaftskredit  in  den 
bäuerlichen  Kreisen  noch  nicht  annähernd  den  Mindestumfang 
erreicht  hat,  der  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  er- 
wünscht wäre. 

Die  Landschaften  müssen  daher  auch  in  Zukunft  die  Pflege 
des  bäuerlichen  Bodenkredits  als  ihre  wichtigste  Aufgabe  be- 
trachten. Sie  werden  hierbei  zweckmäßig  darauf  Bedacht  zu 
nehmen  haben,  ihrer  Tätigkeit  durch  Schaffung  eines  Agenten- 
netzes und  durch  Gewährung  von  Vermittlungsprovisionen  ein 
weiteres  Feld  zu  erschließen.  Es  werden  jederzeit  nur  diejenigen 
Bodenkreditinstitute,  die  eine  bis  in  die  kleinsten  Orte  ihres 
Wirkungsgebietes  reichende  Organisation  besitzen,  imstande  sein, 
innerhalb  des  bäuerlichen  Kreditverkehre  mit  dauerndem  Erfolge 
zu  arbeiten. 
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Von  einschneidender  Bedeutung  für  die  zukünftige  Ent- 
wicklung des  landschaftlichen  Kreditwesens  wird  ferner  die  Ge- 
staltung des  Verhältnisses  zwischen  Landschaften  und  Sparkassen 
sein.  Es  ist  in  hohem  Maße  erwünscht,  daß  diese  beiden  im 
ländlichen  Hypothekendarlehensgeschäft  konkurrierenden  Kredit- 
geber sich  über  eine  Abgrenzung  ihrer  Interessensphären  ver- 
ständigen. Dies  wäre  in  der  Weise  möglich,  daß  die  Land- 
schaften, nach  dem  Vorbilde  der  Landesbank  der  Rheinprovinz, 
den  Sparkassen  die  Kredite  von  unter  1500  Mk.  überlassen  und 
sie  für  die  Zuweisung  der  übrigen  Beleihungen  jeweils  durch 
eine  Vermittlungsprovision  entschädigen. 

Solche,  von  einer  weitausschauenden  Politik  getragenen 
Maßnahmen  würden  den  landschaftlichen  Kreditinstituten  auch 
femer  eine  gedeihliche  Entwicklung  sichern.  Der  kaufmännische 
Geist,  dem  die  Landschaften  ihre  Entstehung  verdanken,  würde 
auf  diese  Weise  in  ihnen  wachgehalten  werden,  unbeschadet 
ihres  Charakters  als  einer  landwirtschaftlichen  Kreditorganisation. 
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ERGEBNISSE. 

I.  DIE  AGRARGESCHICHTLICHE  UND  VOLKSWIRT- 
SCHAFTLICHE   BEDEUTUNG    DES   LANDSCHAFTLICHEN 
KREDITWESENS. 

Mehr  als  jede  andere  wirtschaftliche  Tatsache  ist  die  Grund- 
besitzverteilung dazu  angetan,  auf  die  politische  und  gesellschaft- 
liche Gliederung  eines  Volkes  bestimmend  einzuwirken-  Ihre 
Entwicklung  ist  daher  volkswirtschaftlich  von  der  größten  Be- 
deutung. 

Zu  den  Faktoren,  die  geeignet  sind,  die  Verteilung  des 
Grundeigentums  zu  beeinflussen,  gehört  auch  das  Kreditwesen. 
Dieser  Tatsache  hat  man  bisher  nur  wenig  Beachtung  geschenkt, 
hauptsächlich  wohl  deshalb,  weil  es  an  den  entsprechenden 
historischen  Unterlagen  fehlte.  Eine  solche  haben  wir  gewonnen, 
indem  wir  die  Beziehungen  zwischen  dem  landschaftlichen  Kre- 
ditsystem und  der  Gestaltung  der  ländlichen  Verfassung  in  den 
älteren  Teilen  Preußens  klar  legten. 

Es  ergab  sich,  daß  das  landschaftliche  Kreditsystem  auf 
die  Verteilung  des  ländlichen  Grundbesitzes  seit  dem  letzten 
Drittel  des  18.  Jahrhunderts  einen  bestimmenden  Einfluß  aus- 
geübt hat 

Die  Einwirkungen  des  Kreditsystems  auf  die  Grundbesitz- 
verschiebungen erfolgten  teils  direkt,  teils  indirekt.  Von  einer 
direkten  Einwirkung  konnten  wir  dann  sprechen,  wenn  die  land- 
schaftlichen Kreditinstitute  durch  Verwaltungsmaßnahmen  die 
Verfügungsfreiheit  der  Gutsbesitzer  über  den  Grund  und  Boden 
einschränkten.  Eine  derartige  unmittelbare  Beeinflussung  des 
Grundstückverkehrs  hat  mehrfach  stattgefunden.  Das  treffendste 
Beispiel   lieferte  uns  in  dieser  Beziehung  das  von  so  großem 
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Erfolge  begleitete  Vorgehen  der  Schlesischen  Landschaft  gegen 
•die  Disroembrationsbewegung  am  Ende  des  XVUi.  und  zu 
Beginne  des  XIX.  Jahrhunderts. 

Den  direkten  Eingriffen  der  Landschaften  in  die  Boden- 
bewegung ist  es  charakteristisch,  daß  es  sich  stets  nur  um 
Präventivmaßregehi  handelt  Es  wird  keine  Umwälzung  der 
Besitzverhältnisse  hervorgerufen,  sondern  verhindert. 

Das  Umgekehrte  ist  bei  den  indirekten  Einwirkungen  des 
Kreditsystems  auf  die  Grundeigentumsverhältnisse  der  Fall. 
Hierbei  greifen  nicht  die  einzelnen  Kreditinstitute  handelnd  in 
die  Entschließungen  der  Gutsbesitzer  ein,  sondern  die  durch 
«ine  bestimmte  Organisation  des  Bodenkredits  bedingte  Gestaltung 
des  Kreditmarktes  veranlaßt  die  Grundeigenliümer  zu  MaSnahmen, 
die  eine  Verschiebung  der  Besitzverhältnisse  herbeiführen.  Die 
indirekten  Einwirkungen  erstrecken  sich  daher  im  Gegensatze  zu 
den  direkten  nicht  auf  bestimmte  Personen,  sondern  auf  den 
.ganzen  Kreis  der  in  den  Kredit-  und  Grundstücksverkehr  ein- 
bezogenen Besitzer.  Das  Kreditsystem  kann  also  bewirken,  daß 
innerhalb  der  Bodenbewegung  eine  bestimmte  Tendenz  zum 
Ausdrucke  gelangt. 

So  hat  auch  das  landschaftliche  Kreditsystem  Preußens 
die  Entwickhmg  der  Grundbesitzverteilung  in  maßgebender 
Weise  beeinflußt.  Es  verschaffte  einer  Klasse  der  Grundbesitzer 
reichlichen,  unkündbaren  und  billigen  Kredit,  versagte  ihn  aber 
allen  übrigen.  Der  begünstigten  Klasse  wurde  es  dadurch  leicht 
gemacht,  ihren  Besitz  auf  Kosten  der  von  der  Teilnahme  an  dem 
Kreditsystem  ausgeschlossenen  Klasse  zu  erweitern. 

Bei  dieser  Bewegung  kam  es  nun  durchaus  nicht  immer 
•darauf  an,  wer  den  größeren  Landbesitz  hatte.  Der  kleine  Grund- 
besitzer, dem  ein  ausreichender  Kredit  zur  Verfügung  stand,  hat 
vielfach  auch  den  größeren  aber  krediüosen  Besitzer  verdrängt 
Der  kleine  ostpreußische  Rittergutsbesitzer,  der  ein  Gut  im  Werte 
von  10000  Talern  sein  eigen  nannte,  konnte  infolge  der  Über- 
macht an  Kredit  den  benachbarten  Köllmer  auskaufen,  selbst 
wenn  dessen  Gut  dem  Rittergut  an  Wert  und  Umfang  über- 
legen war. 
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In  der  Hauptsache  aber  trat  die  Einwirkung  des  Kredit- 
systems auf  die  Grundbesitzverteilung  in  der  Weise  in  Erschei- 
nung, daß  es  die  Aufsaugung  der  kleineren  Betriebe  durch  die 
größeren  begünstigte.  Das  Kreditsystem  stärkte  die  Aufsaugungs- 
kraft des  Großgrundbesitzes  durch  reichliche  Kreditzufuhr  und 
schwächte  die  Widerstandsfähigkeit  des  bäuerlichen  Besitzes  durch 
die  Kreditversagung. 

Das  ^Gesamtergebnis  der  direkten  und  indirekten  Einwir- 
wirkungen des  landschaftlichen  Kreditsystems  auf  die  Gestaltung 
der  ländlichen  Grundeigentumsverteilung  bestand  somit  darin, 
daß  die  Entwicklung  des  ländlichen  Mittelstandes  gehemmt  und 
räumlich  beschränkt  wurde. 

Hieraus  ergibt  sich  zweierlei:  ^ 

Erstens:  Die  Kreditverfassung  entsteht  nicht  un- 
abhängig von  der  Agrarverfassung,  sondern  wächst  aus 
ihr  heraus;  sie  trägt  dann  dazu  bei,  die  ihr  adäquate 
Agrarverfassung  zu  stärken  und  zu  befestigen. 

Zweitens:  Solange  der  Kredit  nur  der  oberen  Klasse 
zugänglich  ist,  vermehrt  er  ihre  Übermacht  und  kann  so 
•die  ungesunde  Eigentumsverteilung  noch  ungesunder 
machen.  Dieser  von  Schmoller  mit  besonderer  Beziehung  auf  den 
Geschäftskredit  ausgesprochene  Satz  i)  gilt  auch  für  den  Agrarkredit. 

Die  weiteren  Ergebnisse  der  volkswirtschaftlichen  Betrach- 
tung des  landschaftlichen  Kreditsystems  kann  man,  wie  folgt, 
zusammenfassen : 

Die  fortschreitende  Entwicklung  von  der  Natural-  zur  Geld- 
wirtschaft, der  Übergang  von  der  extensiven  zur  intensiven  Wirt- 
schaftsweise, die  steigende  Mobilisierung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes, die  Lösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses 
—  und  endlich  die  Ausbildung  des  Rechtes  im  Sinne  einer  gleich- 
mäßigen Behandlung  der  Erben  —  haben  im  Laufe  der  Zeit  den 
ländlichen  Grundbesitz  mehr  und  mehr  auf  die  Wege  des  Kredit- 
verkehrs gedrängt 

Gegenüber  den  immer  stärker  hervortretenden  Kreditbedarf- 


•)  SchmoUer,  G.  Grandriß  d.  allg.  Volkswi.  Tl.  H.  S.  197. 
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nissen  erwiesen  sich  nun  die  seitherigen  Quellen  des  Bodenkredits 
als  unzureichend  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des  Maßes,  als 
auch  der  Form  der  Kreditgewährung.  Es  erschien  daher  angezeigt, 
die  Verfassung  des  ländlichen  Kreditwesens  einer  Umgestaltung 
zu  unterziehen.  Nur  ein  reichlicher,  unkündbarer  und  relatir 
billiger  Kredit  entsprach  dem  wirtschaftlichen  Interesse  der 
Grundbesitzer.  Der  Individualkredit  erfüllte  diese  Forderungen 
nicht  An  seine  Stelle  sollte  deshalb  der  organisierte  Kredit  treten. 

Mit  der  Aufgabe,  den  Individualkredit  in  den  organisierten 
Kredit  überzuleiten  sind  für  den  bei  weitem  größten  Teil  des 
Preußischen  Staates  die  Landschaften  betraut  worden.  Der  Über- 
gang in  die  neue  Kreditform  hat  sich  nun  hier  in  zwei  Ab- 
schnitten vollzogen.  Zunächst  drang  der  Landschaftskredit  inner- 
halb des  Großgrundbesitzes  vor.  Auf  Perioden  großer  Fortschritte 
folgten  aber  wiederholt  Jahre  des  Stillstandes  oder  gar  des  Rück- 
ganges. Schließlich  nach  mehr  als  hundertjährigem  Wirken,  am 
Ende  des  XIX.  Jahrunderts,  hat  das  Kreditsystem  sein  Ziel  er- 
reicht, jedoch  nur  hinsichtlich  des  Großgrundbesitzes. 

Auf  dem  Gebiete  des  bäuerlichen  Bodenkredits  wurde  zwar 
der  bis  in  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  allein  dominierende 
Individualkredit  gleichfalls  zurückgedrängt;  doch  stehen  wir  hier 
noch  am  Anfange  der  Entwicklung.  Die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung des  landschaftlichen  Kreditsystems  wird  in  Zukunft 
davon  abhängen,  inwieweit  es  dem  organisierten  Kredit  zur  Herr- 
schaft im  Bereiche  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  verhelfen  wird. 

IL  DIE  ßODENKREDITPOLITIK  DES  PREÜSSISCHEN 

STAATES. 

Der  Wunsch  nach  einem  Eingreifen  des  Staates  auf  dem 
Gebiete  des  ländlichen  Bodenkreditwesens  machte  sich  in  Preußen 
bereits  unter  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  I.  geltend.  Er 
beabsichtigte  die  Gründung  einer  Landeskreditkasse  für  die  ade- 
ligen und  köllmischen  Grundbesitzer  in  Ostpreußen,  brachte  aber 
dieses  Projekt  nicht  zur  Ausführung. 

Der  Gedanke,  den  Gutsbesitzern  durch  Schaffung  einer  Orr 
ganisation  die  Erlangung  des  von  ihnen  benötigten  Kredits  zu 
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erleichtem,  fand  dann  während  der  Begierimg  Friedrichs  des 
Großen  seine  Verwirklichung.  Die  von  ihm  getroffenen  Maß- 
nahmen zur  Errichtung  des  landschaftlichen  Kreditsystems  bilden 
den  Anfang  der  Bodenkreditpolitik  des  Preußischen  Staates. 
Wenn  wir  diese,  soweit  sie  sich  auf  den  ländlichen  Grundbesitz 
erstreckt,  bis  in  unsere  Zeit  verfolgen,  so  können  wir  vier  Epochen 
unterscheiden : 

L  DIE  STÄNDISCHE  BODENKREDUPOLITIK. 

Die  positiven  Maßnahmen,  mit  denen  der  absolute  Staat 
in  das  ländliche  Bodenkreditwesen  eingriff,  betrafen  ausschließlich 
den  ritterschaftüchen  Grundbesitz.  Nur  für  diesen  wurde  in 
den  Landschaften  ein  Kreditsystem  geschaffen.  Der  Bodenkredit 
wurde  somit  in  ständischem  Sinne  organisiert.  Der  streng  durch- 
geführte Ausschluß  aller  nichtadeligen  Güter  von  den  Land- 
schaften legt  hiervon  Zeugnis  ab. 

Dem  Bauer  wurde  die  staatliche  Fürsorge  auf  diesem  Gebiete 
nur  insofern  zuteil,  als  man  Maßnahmen  traf,  die  ihn  vor  einer  zu 
hohen  Verschuldung  bewahren  sollten.  Dies  glaubte  man  durch 
Yerschuldungs-  und  Kreditbeschränkungen  erreichen  zu  können. 

Die  verschiedenartige  Behandlung  des  ritterschaftlichen 
und  bäuerlichen  Grundbesitzes  wurde  bestimmt  durch  die  in 
den  leitenden  Kreisen  herrschende  Anschauung,  daß  der  grund- 
besitzende Adel  eines  ausgedehnten  Kredits  bedürfe,  während 
ein  solcher  für  den  Bauernstand  unnötig,  ja  gefährlich  sei.  Mit 
anderen  Worten :  Nur  der  Gutsherr,  nicht  der  Bauer  ist  reif  für 
die  Kreditwirtschaft. 

Die  Bodenkreditpolitik  des  absoluten  Staates  fügte  sich  in 
den  Rahmen  seiner  gesamten  Agrarpolitik  aufs  Beste  ein.  Das 
gemeinsame  Ziel  war  die  Erhaltung  des  ritterschaftlichen  wie 
des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  ihrem  damaligen  Bestände. 
Die  positiven  staatlichen  Maßnahmen  im  Bereiche  des  ländlichen 
Bodenkredits  waren  von  dem  besten  Erfolge  begleitet.  Die  re- 
pressive Kreditpolitik  dagegen,  die  man  den  Bauern  gegenüber 
beobachtete,  übte  keine  günstige  Wirkung  aus.  Sie  bewirkte 
vielmehr  indirekt  Veränderungen  in  der  Grundbesitzverteilung, 
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die  von  staatlichem  Standpunkt  aus  im  höchsten  Grade  un- 
erwünscht waren  nnd  hat  zudem  nicht  einmal  eine  hohe  Ver- 
schuldung der  bäuerlichen  Grundeigentümer  zu  verhindern 
vermocht 

n.  DIE  UBEEALE  BODENKEEDITPOUTIK. 

Der  völlige  Umschwung  in  der  gesamten  inneren  Politik, 
der  nach  dem  Zusammenbruche  des  alten  Staates  eintrat,  machte 
sich  auch  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Bodenkredits  geltend. 
Die  herrschende  physiokratisch-liberale  Theorie  forderte  freie 
wirtschaftliche  Entwicklung  auf  allen  Gebieten,  und  die  leitenden 
Staatsmänner  strebten  darnach,  diesem  Grundsatz  in  der  Praxis 
zur  Verwirklichung  zu  verhelfen.  Die  Konsequenz  hiervon  war, 
daß  man  auch  ein  neues  System  der  Bodenkreditpolitik  einführte. 

Die  erste  Maßregel,  in  der  die  neue  Politik  zum  Ausdrucke 
gelangte,  war  die  Aufnahme  der  Köllmer  in  die  Ostpreußische 
Landschaft.  Weitere  gleichartige  Maßnahmen  sollten  folgen;  sie 
gelangten  jedoch  nicht  zur  Ausführung,  weil  reaktionäre,  gegen 
„die  Entfesselung  des  Agrarkredits"  gerichtete  Bestrebungen  die 
Oberhand  gewannen.  Bereits  das  Regulierungsedikt  vom  14.  Sep- 
tember 1811  brachte  einen  Rückschritt,  indem  es  die  durch  die 
Agrarreform  neu  geschaffenen  und  mit  vollem  Eigentum  aus- 
gestatteten Bauemstelleo  einer  weitgehenden  Verschuldungs- 
beschränkung unterwarf.  Die  Schaffung  bäuerlicher  Kredit- 
organisationen wurde  dadurch  unmöglich  gemacht.  Mit  der 
Einführung  der  Verschuldungsbeschränkung  erreichte  eigentlich 
die  liberale  Kreditpolitik  bereits  ihr  Ende. 

m.  DIE  REPRESSIVE  BODENKREDITPOLITIK. 

Hatte  die  liberale  Theorie  zu  viel  von  der  Entfesselung  des 
Bodenkredits  erhofft,  so  dachte  die  darauf  folgende  Reaktion  zu 
pessimistisch  darüber.  Ein  völliger  Wandel  in  den  Anschauungen 
trat  ein,  wesentlich  beeinflußt  durch  den  Zusammenbruch  des 
ritterschaftlichen  Grundbesitzes  während  der  20  er  Jahre.  Die 
innere  Ursache  jener  Krisis  glaubte  man  in  der  Kreditüber- 
spannung suchen  zu  müssen.    Man  ging  daher  auf  der  ganzen 
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Linie  zartick.  Die  ErediterlangTing  wurde  den  Bittergutsbe- 
sitzem  erschwert,  den  Bauern  nahezu  unmöglich  gemacht  Fast 
alle  Maßnahmen,  die  der  Staat  damals  auf  dem  Gebiete  des 
ländlichen  Bodenkredits  ergriff,  waren  repressiver  Natur.  Man 
stand  eben  völlig  im  Banne  der  Vorstellung,  daß  Krediterleichte- 
rungen die  Verschuldung  befördern.  Daß  diese  bis  zu  einer  ge- 
wissen Grenze  unschädlich  und  in  Hinblick  auf  die  veränderte 
Technik  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  unvermeidlich  war, 
ist  den  leitenden  Staatsmännern  nicht  zum  Bewußtsein  ge- 
kommen. Man  glaubte  konservative  PoUtik  zu  treiben  und 
übersah,  daß  die  Ereditversagung  den  Ereditbedürftigen  nicht 
auf  seinem  Besitze  erhält,  sondern  ihn  davon  vertreibt 

Die  repressive  Bodenkreditpolitik,  die  bis  in  die  40  er  Jahre 
hinein  aufrechterhalten  wurde,  hat  eine  hohe  Verschuldung 
des  ländlichen  Grundbesitzes  nicht  zu  verhindern  vermocht,  sie 
vielmehr  in  falsche  Bahnen  gelenkt.  Ihr  allein  ist  es  zuzu- 
schreiben, daß  das  landschaftliche  Kreditsystem  von  seinem  auf 
die  Verdrängung  des  Individualkredits  gerichteten  Ziele  in  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  weiter  entfernt  war,  als  bei 
dessen  Beginn. 

IV.  DIE  SOZULPOMTISCHE  BODENKKEDITPOLITIK. 

Den  ersten  Stoß  erhielt  die  repressive  Bodenkreditpolitik, 
als  die  Regierung  sich  im  Jahre  1843  genötigt  sah,  die  Ver- 
schuldungsbeschränkung von  1811  aufzuheben.  Mit  dieser  Maß- 
regel wurde  jedoch  noch  nicht  viel  erreicht,  denn  von  der 
Freiheit  des  Kreditverkehrs  bis  zu  seiner  Oi^anisation  ist  noch 
ein  weiter  Schritt. 

Mit  der  Umgestaltung  des  Staatswesens  zu  Ende  der  40  er 
Jahre  griff  dann  ein  neues  System  der  Bodenkreditpolitik  Platz. 
Es  war  seinem  Kerne  nach  sozialpolitischer  Natur.  Die  staat- 
liche Fürsorge  wandte  sich  nunmehr  vor  allem  dem  Bauern- 
stände zu.  Er  sollte  jetzt  die  so  langersehnten  Krediteinrich- 
tungen erhalten.  Auf  diesem  Gebiete  sollte  eine  völlige  Gleich- 
stellung zwischen  Großgrundbesitz  und  Bauernstand  eintreten. 
Deshalb  legte  die  Regierung  Wert  darauf,   daß  die  bäuerliche 

11* 


164  ER<1&BKI6SB:   n.  die  PRiraSSISCHE  BODKNKBBDirPOLmE. 

Ereditorganisation  der  bestehenden  ritterschaftlichen  angegliedert 
werde.  Sie  unterstützte  somit  die  Ausdehnung  des  landschaft- 
lichen Kreditsystems  auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz  im  We- 
sentUohen  aus  sozialpolitischen  Motiven.  Erst  im  Laufe  der 
Zeit  traten  diese  mehr  in  den  Hintergrund,  und  man  ließ  sidi 
durch  Erwägungen  wirtschaftlicher  Natur  dazu  bestimmen,  die 
Organisation  des  bäuerlichen  Bodenkredits  zu  fördern. 

Erst  während  der  letzten  drei  .Dezennien  des  XIX.  Jahr- 
hunderts ist  aber  der  Satz  zur  allgemeinen  Anerkennung  ge- 
langt, daß  der  bäuerliche  Grundbesitz  zu  seiner  Erhaltung  eines 
Bodenkredits  bedarf,  der  unkündbar,  relativ  billig  und  amor- 
tisabel  ist.  Da  diesen  Anforderungen  nur  der  Landschaftskredit 
genügt,  so  hat  es  die  Regierung  als  ihre  Aufgabe  betrachtet, 
seine  Ausbreitung  in  den  bäuerlichen  Kreisen  nach  Möglichkeit 
zu  fördern.  In  dieser  Aera  der  staatlichen  Betätigung  auf  dem 
Gebiete  des  ländlichen  Bodenkredits  befinden  wir  uns  noch 
heute.  Das  Ziel  ist:  Verdrängung  des  Individualkredits  durch 
den  organisierten  Kredit. 

Diese  Forderung,  die  Friedrich  der  Große  für  den  grund- 
besitzenden Adel  erhoben  hat,  stellt  der  heutige  Staat  für  den 
gesamten,  insbesondere   auch  für  den   bäuerlichen  Grundbesitz. 


ANHANG. 


DAS  LANDSCHAFTLICHE  KREDITWESEN  UND  DIE 
ENTSCHULDUNG  DES  LÄNDLICHEN  GRUNDBESITZES. 

Die  Frage  der  Verschuldungsform  des  ländlichen  Grund- 
besitzes, die  in  der  vorliegenden  Arbeit  behandelt  ist,  steht  gegen- 
wärtig nicht  im  Vordergrunde  des  Interesses;  den  Mittelpunkt 
der  Agrarkreditpolitik  bildet  vielmehr  zur  Zeit  die  Entschuldungs- 
frage. Diese  selbst  liegt  außerhalb  des  Rahmens  unserer  Ab- 
handlung. Wohl  aber  mag  noch  im  Zusammenhange  damit  erörtert 
werden,  ob  die  Landschaften  mit  Hilfe  ihrer  Amortisationsein- 
richtungen die  Schuldentlastung  des  ländlichen  Grundbesitzes 
gefördert  haben. 

Der  Amortisationszwang,  d.  h.  die  Verpflichtung  der  Schuld- 
ner, periodisch  einen  kleinen  Bruchteil  des  Darlehens  zurück- 
zuzahlen, war  ursprünglich  dem  landschaftlichen  Kreditsystem 
fremd  gewesen.  Von  einer  systematischen  Tilgung  der  Pfand- 
briefe war  weder  in  Bürings  „Plan"*),  noch  in  der  Kabinets- 
ordre  vom  29.  August  1769  die  Rede.  Wohl  aber  gab  Friedrich 
der  Große  die  Anregung  zur  Errichtung  landschaftlicher  Amorti- 
sationsfonds. Hierbei  war  jedoch  keineswegs  die  Einführung 
eines  Amortisationssystems  beabsichtigt;  denn  der  Fonds  sollte 
nicht  aus  Leistungen  "der  Gutsbesitzer,  sondern  aus  Zinserspar- 


^)  Die  entgegengesetzte  Behauptung  findet  sich  außer  bei  älteren 
Schriftstellern  neuerdings  auch  bei  Wegener  (a.  a.  0.  S.  548)  und  bei 
T.  d.  Goltz  (Gesch.  d.  Dtsch.  Landw.»  S.  <tö9).  v.  Brünneck  hat  jedoch  be- 
reits nachgewiesen,  daß  Büring  ein  Amortisationsverfahren  nicht  in  Vor- 
schlag gebracht  hat  (Beitr.  z.  Erl.  d.  D.  R.  UI.  Flge.  Jahrg.  VIII.  S.  469). 
Vgl.  auch  den  Plan  Bürings  (Beilage  II). 
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nissen  der  Landschaft  gebildet  werden.  So  äußerte  sich  der 
König  gelegentlich  einer  Audienz  der  Deputierten  der  Märkischen 
Stände  am  18.  Januar  1776  in  folgender  Weise:  „will  Ich  auch 
das  noch  gerne  thun,  Ihnen  ein  Capital  von  300—400000  Thalem 
anzuschaffen  zu  4  procent,  auch  wohl  noch  drunter,  wovon  Sie 
durch  das  ersparte  procent  einen  fond  d'amortissement  machen 
können"^).  Bei  diesem  Vorschlage  ging  der  König  von  der  Vor- 
aussetzung aus,  daß  die  Gutsbesitzer  in  der  Mark  5^/o  Zinsen 
für  den  Landschaftskredit  würden  entrichten  müssen.  Als  es 
aber  im  Jahre  1777  zur  Errichtung  des  Kur-  und  Neumärkischen 
Ritterschaftlichen  Kredit-Instituts  kam,  beschloß  man  von  den 
Gutsbesitzern  eine  Verzinsung  der  Darlehen  in  Höhe  von  nur 
4Va®/o  zu  verlangen  und  im  Jahre  1780  wurde  der  Zinsfuß 
sogar  auf  4  ^/o  herabgesetzt.  Der  Gedanke,  aus  Zinserspamissen 
einen  Amortisationsfonds  anzusammeln,  konnte  infolgedessen  nicht 
verwirklicht  werden. 

Der  Vorschlag  Friedrichs  des  Großen  geriet  aber  nicht  in 
Vergessenheit,  sondern  wurde  von  dem  Justizminister  von  Danckel- 
mann  wieder  aufgenommen,  als  man  bei  der  Schlesischen  Land- 
schaft im  Jahre  1786  eine  Zinsfußreduktion  in  Erwägung  zog. 
Dabei  trat  der  Großkanzler  von  Carmer  für  die  unbedingte  Er- 
mäßigung des  Landschaftszinsfußes  auf  4®/o  ein*),  während 
Danckelmann  die  Zinsfußreduktion  nur  bei  gleichzeitiger  Errich- 
tung eines  Tilgungsfonds  genehmigt  wissen  wollte*).  Er  drang 
aber  mit  seinem  Wunsche  dem  übermächtigen  Großkanzler 
gegenüber  nicht  durch.  Die  Einführung  der  Amortisation  unter- 
blieb; die  Amortisationsfrage  verschwand  aber  fortan  nicht  mehr 
aus  der  Literatur. 

Besonders  eingehend  beschäftigte  sich  ein  Aufsatz  in  den 
Schlesischen   Provinzialblättem  vom   Oktober   1795*)   mit   der 

*)  Denkschrift  zur  Säkularfeier  des  Kur-  und  Neumärk.  Rittersch.- 
Kred.-Inst.  S.  11. 

')  Der  Landschaftszinsfuß  war  in  Schlesien  ursprünglich  6<^/o,  seit 
1777  aber  nur  ^'/s^o  gewesen;  in  Pommern,  Ost-  und  Westpreußen  be- 
trag er  von  Anfang  an  4^lo, 

«)  Geh.  St.  A.  96.  249.  D. 

*)  Bd.  22.  S.  336. 
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Erage  der  successiven  Tilgung  der  Pfandbriefe.  Der  Verfasser 
betonte  dabei,  wie  schädlich  es  sei,  Schulden  aufzunehmen,  ohne 
an  deren  Tilgung  zu  denken  und  stellte  eine  Rechnung  auf,  wie 
sämtliche  Pfandbriefe  innerhalb  von  45  Jahren  aus  den  2üns- 
überschüssen  getilgt  werden  könnten. 

Durch  das  stete  Anwachsen  der  Pfandbriefechulden,  ins- 
besondere bei  der  Schlesischen  Landschaft,  wurde  es  denn  auch 
der  Regierung  nahegelegt,  die  Einführung  der  Zwangsamortisation 
ins  Auge  zu  fassen.  In  dem  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnten 
Immediatberichte  vom  15.  September  1799  brachten  die  Minister 
Graf  Hoym  und  Freiherr  von  der  Reck  als  Mittel  gegen  die 
andauernde  Vermehrung  der  Schlesischen  Pfandbriefe  u.  a.  auch 
die  Errichtung  eines  Amortisationsfonds  in  Antragt).  Der 
Engere  Ausschuß  der  Schlesischen  Landschaft  erklärte  nun  zwar 
im  Jahre  1800  sein  Einverständnis  mit  diesem  Vorschlage,  richtete 
aber  zwei  Jahre  später,  als  der  für  den  Beginn  der  Amortisation 
in  Aussicht  genommene  Termin  herangekommen  war,  an  den 
Minister  die  Bitte,  die  Bildung  des  Amortisationsfonds  noch 
hinausschieben  zu  dürfen*).  Der  Minister  Freiherr  von  der  Reck, 
der  sich  den  Wünschen  der  Schlesischen  Landschaft  gegenüber 
stets  sehr  willfährig  gezeigt  hatte,  gab  auch  in  diesem  Falle 
nach.  Damit  war  die  Einführung  der  Amortisation  bei  den  Land- 
schaften wiederum  auf  unbestimmte  Zeit  vertagt  Die  Kriegs- 
periode, während  der  die  Gutsbesitzer  kaum  die  Zinsen  aufzu- 
bringen vermochten,  war  natürlich  für  die  Schaffung  von  Til- 
gungsfonds gänzlich  ungeeignet.  Doch  war  die  Angelegenheit 
keineswegs  in  Vergessenheit  geraten,  wie  die  Kabinetsordre  vom 
24.  Dezember  1808  über  den  Beitritt  der  Königlichen  Domänen 
zur  Ostpreußischen  Landschaft  beweist  Es  hieß  darin:  „Wir 
behalten  uns  übrigens  zur  besseren  Begründung  des  Landes- 
Credits  die  Einführung  eines  Amortisations-Systems,  wodurch 
die  auf  den  Gütern  eingetragenen  Pfandbriefe  nach  und  nach 
getilgt  werden,  nach  vorheriger  Berathschlagung  und  Beschließung 
der  Landschaftlichen  Behörden,  zu  seiner  Zeit  bevor".     Dieses 

«)  Geh.  St  A.  89.  62.  B. 

«)  M.  A.  L.  S.  spez.  Schlesien  48  vol.  2. 
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Projekt  gelangte  aber  auch  in  der  Folgezeit  noch  nicht  zur  Ver- 
wirklichung, weil  die  ungünstige  wirtschaftliche  Lage  des  ritter- 
schaftiichen  Orundbesitzes  eine  Erhöhung  der  Lasten  nicht  an- 
gängig erscheinen  ließ. 

Anders  verhielt  es  sich  in  dieser  Beziehung  in  der  Provinz 
Posen,  wo  ein  landschaftliches  Kreditinstitut  überhaupt  noch  nicht 
bestand.  Hier  konnte  bei  der  Einführung  des  Kreditsystems  den 
Gutsbesitzern  sehr  wohl  die  Entrichtung  von  Amortisationsbei- 
trägen zugemutet  werden;  denn  trotz  dieser  blieben  die  Jahres- 
leistungen noch  wesentlich  hinter  den  Zinsen  zurück,  die  die 
Posenschen  Gutsbesitzer  bisher  zu  zahlen  gewohnt  waren.  Der 
bei  den  Yorberatungen  über  die  Errichtung  einer  Posenschen 
Landschaft  im  Jahre  1818  von  dem  Oberpräsidenten  Zerboni  di 
Sposetti  gestellte  Antrag,  von  Anfang  an  ein  Amortisations- 
system einzuführen,  stieß  daher  auch  auf  keinerlei  Widerstand 
bei  den  Beteiligten.  Die  Anregung  zu  seinem  Vorschlage  hatte 
der  Oberpräsident  offenbar  durch  eine  im  Jahre  1815  erschienene 
Schrift  des  Oberlandesgerichtspräsidenten  Ernst  Wilhelm  von 
Reibnitz  erhalten^).  Es  wurde  darin  anempfohlen,  ein  Kredit- 
institut für  Posen  ins  Leben  zu  rufen,  das  mit  dem  Zwecke  der 
Krediterleichterung  den  der  Schuldentilgung  verbinden  könnte. 

Die  Zwangsamortisation  wurde  nun  bei  dem  Posener  In- 
stitut in  der  Form  des  Annuitätensystems  eingeführt  Charak- 
teristisch ist  diesem,  daß  der  Schuldner  alljährlich  einen  gleich 
großen  Betrag,  der  sich  aus  Zins  und  Amortisationsquote  zu- 
sammensetzt, zu  entrichten  hat.  Die  durch  die  Zahlung  der 
Tilgungsbeiträge  alljährlich  eintretende  Schuldverminderung  findet 
also  nicht  in  einer  Herabsetzung  der  dem  Schuldner  obliegenden 
Jahresleistungen  ihren  Ausdruck,  es  werden  vielmehr  die  für 
den  getilgten  Betrag  gezahlten  Zinsen  ebenfalls  zur  Amortisation 
verwendet.  Das  zurückzuzahlende  Kapital  wird  infolge  dieser 
Methode  nur  zum  kleineren  Teil  durch  die  Zahlungen  des 
Schuldners,  zum  größeren  durch  die  Zinsen  und  Zinseszinsen 
der  Amortisationsquoten  aufgebracht.  So  wird  z.  B.  ein  An- 
nuitätendarlehen bei  einer  Verzinsung  von  4  ^/o  und  einer  Amor- 

*)  V.  Reibnitz,  „Vorschläge  für  das  Großherzogtum  Posen"  (1815)  S.  31. 
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tisation  von  V»^/o  —  halbjährliche  Zinszahlung  vorausgesetzt  — 
in  ca.  55  Jahren  getilgt  sein,  wobei  nur  27  Va  ^/o  des  Kapitals 
durch  die  Amortisationsbeiträge,  der  Best  durch  die  Zinsen 
aufgebracht  sind^). 

Bei  dem  Posener  Ereditvereine  wurde  die  Amortisations- 
quote für  die  auf  Grund  des  Reglements  vom  15.  Dezember  1821 
bewilligten  Darlehen  auf  l^/o  festgesetzt  und  die  Dauer  der 
Amortisationsperiode  auf  41  Jahre  berechnet  Die  gemäß  der 
Verordnung  vom  15.  April  1842  gegebenen  Darlehen  sollten 
dagegen  bei  einer  jährlichen  Amortisationsquote  von  1  ^^2  o/o 
nach  Ablauf  von  35  Jahren  getilgt  sein.  Dieser  Tilgungsplan 
ist  auch  eingehalten  worden;  denn  im  Jahre  1877  waren  die 
von  dem  Kreditvereine  gegebenen  Darlehen  sämtlich  zur  TUgung 
gelangt  Eine  Entschuldung  des  ritterschaftlichen  Grundbesitzes 
ist  aber  trotz  dieser  strikten  Durchführung  der  Zwangsamorti- 
sation nicht  eingetreten.  Die  Gutsbesitzer  haben  zwar  auf  der 
einen  Seite  ihre  Schulden  abgezahlt,  auf  der  anderen  Seite  aber 
neue  aufgenommen.  Die  Mehrzahl  der  Rittergutsbesitzer,  deren 
zwischen  1821  und  1828  aufgenommenen  Landschaftsdarlehen 
während  der  60  er  Jahre  zur  Tilgung  und  Löschung  gelangten, 
ließen  ihre  Güter  alsbald  bei  dem  1857  errichteten  Kreditvereine 
neu  beleihen.  Allein  in  der  Zeit  von  1860 — 1867  haben  nicht 
weniger  als   378  Rittergutsbesitzer  diesen   Weg  eingeschlagen. 

An  eine  Einführung  des  Amortisationssystems  bei  den  alten 
Landschaften  war  während  der  Agrarkrisis  in  den  20er  Jahren 
selbstverständlich  nicht  zu  denken.  Sobald  aber  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  eine  Besserung  aufwiesen,  regte  die  Re- 
gierung sowohl  bei  der  Ost-  wie  bei  der  Westpreußischen 
Landschaft  die  Bildung  von  Tilgungsfonds  an.  Der  Ostpreus- 
sische  Generallandtag  beschloß  denn  auch  im  Jahre  1882,  die 
Jahresleistungen  der  Schuldner,  zwecks  Errichtung  eines  solchen 
Fonds,   um  V«  <>/o  zu  erhöhen*).     Mit  Hilfe  des   Tilgungsfonds 


»)  Hecht,  F.,  Der  Europäische  Bodenkredit,  S.  7. 
»)  Vgl.  Denkschrift  zur  Feier  des  einhundertjähr.  Bestehens  d.  Ost- 
preuß.  Landschaft. 
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sollte  die  seit  dem  Jahre  1807  eingestellte  Einlösung  der  seitens 
der  Inhaber  gekündigten  Pfandbriefe  wiederaufgenommen  werden. 
Dementsprechend  bestimmte  eine  Kabinetsordre  vom  13.  Sep- 
tember 1832,  daß  die  Landschaft  fortan  wieder  die  ihr  aufge- 
kündigten Pfandbriefe  zu  bezahlen  verpflichtet  sein  sollte,  inso- 
weit die  hierfür  reservierten  Bestände  des  Tilgungsfonds  aus- 
reichten. Bei  diesem  Amortisationssystem  handelte  es  sich  also 
nicht  um  eine  Schuldentlastung  der  Gutsbesitzer,  sondern  um 
eine  Konsolidierung  der  Landschaft,  die  sich  in  jenem  Fonds 
eine  stille  Reserve  schuf.  Der  Tilgungsfonds  war  nichts  An- 
deres als  ein  Reservefonds.  Dies  trat  auch  später  ganz  klar 
zutage.  Im  Jahre  1838  wurden  nämlich  die  zu  dem  Tilgungsfonds 
gehörigen  Pfandbriefe  wieder  in  Kurs  gesetzt  und  aus  ihrem  Er- 
löse die  Kosten  der  damaligen  Konvertierung  bestritten.  Nach  der 
Konvertierung  wurde  aber  ein  neues  Tilgungssystem  eingeführt, 
das  eine  Erhöhung  der  Amortisationsquote  mit  sich  brachte. 
Die  Regierung  machte  nämlich  ihre  Zustimmung  zu  der  Herab- 
setzung des  Pfandbriefzinsfußes  von  4o/o  auf  SVa^/o  davon 
abhängig,  daß  die  Schuldner  auch  weiterhin  4  Va  ®/o  bezahlten, 
und  daß  das  überschießende  l®/o,  soweit  es  nicht  als  Ver- 
waltungskostenbeitrag diente,  zu  Amortisationszwecken  verwandt 
würde.  Einen  Fonds  zur  Einlösung  der  gekündigten  Pfand- 
briefe hatte  man  jetzt  nicht  mehr  nötig,  weil  im  Zusammenhange 
mit  der  Konversion  das  Kündigungsrecht  der  Pfandbriefinhaber 
aufgehoben  wurde.  Die  Tilgungsbeiträge  hätten  daher  jetzt  tat- 
sächlich zur  Schuldentlastung  verwandt  werden  können.  Dies 
geschah  jedoch  nicht.  Es  machte  sich  nämlich  alsbald  in  den 
Kreisen  der  Gutsbesitzer  eine  lebhafte  Opposition  gegen  den 
Amortisationszwang  geltend,  und  die  Landschaft  beschloß  des- 
halb bereits  im  Jahre  1841  die  Jahresleistungen  der  Schuldner 
von  4V'2®/o  auf  4*^/o  herabzusetzen.  Das  nach  Berichtigung 
der  Pfandbriefzinsen  der  Landschaft  verbleibende  */b®/o  sollte, 
soweit  es  nicht  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  erfor- 
derlich war,  zur  Bildung  eines  „eigentümlichen  Fonds"  benutzt 
werden,  und  erst,  wenn  dieser  den  Betrag  von  800000  Talern 
erreicht    hätte,    sollte    die    Amortisation     wiederau%enonunen 
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werden.  Mit  diesen  durch  die  Kabinetsordre  vom  15.  De- 
zember 1843  bestätigten  Beschlüssen  erreichte  die  Zwangsamor- 
tisation bei  der  OstpreuBischen  Landschaft  zunächst  ihr  Ende. 
Die  von  1838 — 1843  geleisteten  Amortisationsbeiträge  wurden 
dem  „eigentümlichen  Fonds"  zugeführt. 

In  ähnlicher  Weise  verlief  die  Einführung  der  Zwangs- 
amortisation bei  der  Westpreußischen  Landschaft  Auch  hier 
wurde  im  Jahre  1832  zu  Einlösungszwecken  ein  Tilgungsfonds 
errichtet  und  später  zur  Bestreitung  der  Konvertierungskosten 
herangezogen.  Nach  der  Konversion  im  Jahre  1838  wurde  so- 
dann, ebenso  wie  in  Ostpreußen,  die  Amortisationsquote  zunächst 
erhöht  und  1844  gänzlich  aufgehoben  i). 

Bei  der  Pommerschen  Landschaft  wurde  die  Einführung 
der  Zwangsamortisation  im  Jahre  1836  zwar  im  Prinzip  be- 
schlossen, gleichzeitig  aber  festgesetzt,  daß  die  Amortisations- 
zahlungen erst  eintreten  sollten,  wenn  die  Verwaltungskosten- 
beiträge aufgehoben  werden  könnten.  Dies  geschah  erst  im 
Jahre  1858«). 

Bei  den  bisher  behandelten  Landschaften  ist  es  der  Re- 
gierung  also  nicht  gelungen,  in  Verbindung  mit  der  Zinsfuß- 
reduktion eine  dauernde  Zwangsamortisation  zu  schaffen.  Mehr 
Erfolg  hatte  sie  in  dieser  Beziehung  bei  dem  Kur-  und  Neu- 
märkischen Ritterschaftlichen  Kredit-Institute,  das  sich  bereits 
im  Jahre  1826  für  die  Einrichtung  der  Amortisation  ausge- 
sprochen hatte  und  nunmehr  beschloß,  aus  den  nach  der  Kon- 
vertierung eintretenden  Zinserspamissen  einen  Amortisations- 
fonds zu  bilden.  Dieser  Beschluß  gelangte  auch  zur  Durch- 
führung. 

Ungleich  schwieriger  gestaltete  sich  die  Einführung  der 
Zwangsamortisation  bei  der  Schlesischen  Landschaft.  Es  waren 
nämlich  im  Laufe  der  30  er  Jahre  in  Schlesien  vielfach  Stimmen 
lautgeworden,   die  sich  gegen  den  Tilgungszwang  aussprachen 

*)  Vgl.  Ullrich,  Denkschrift  zur  Säkular-Feier  der  Westpreußischen 
Landschaft. 

*)  Vgl.  Hildebrandt,  Denkschrift  zur  Säkular-Feier  der  Pommerschen 
Landschaft. 
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und  eine  Herabsetzung  des  Zinsfußes  ohne  gleichzeitige  Ein- 
führung der  Amortisation  verlangten.  Hiervon  wollte  aber  die 
Begierung  nichts  wissen,  obwohl  die  Mehrzahl  der  Gutsbesitzer 
diesem  Vorhaben  sympathisch  gegenüberstand.  Wiederholt  mußte 
die  Konvertierung  verschoben  werden,  weil  über  die  Amorti- 
sationsfrage zwischen  Regierung  und  Landschaft  eine  Einigung 
nicht  zu  erzielen  war.  Die  Begierung  bestand  darauf,  daß  die 
Zinsfußreduktion  mit  der  Einführung  der  Zwangsamortisation 
verbunden  werde  und  drang  auch  schließlich  mit  ihrem  Verlangen 
gegenüber  der  Landschaft  durch.  Mit  der  auf  diese  Weise  er- 
folgten Begründung  eines  Tilgungsfonds  wurde  eine  Forderung 
erfüllt,  die  der  oben  erwähnte  Minister  von  Danckelmann  fünfzig 
Jahre  zuvor  aufgestellt  hatte. 

Nachdem  so  die  Amortisation  zur  Einführung  gelangt  war, 
wurde  bereits  auf  dem  General-Landtage  des  Jahres  1848  die 
Ausschüttung  des  Amortisationsfonds,  der  inzwischen  auf  etwa 
1,3  MiU.  Tlr.  angewachsen  war,  in  Vorschlag  gebracht  Dieser 
Antrag  wurde  in  folgender  Weise  begründet:  Die  Amortisation 
sei  geschaffen  worden,  um  eine  Sparkasse  für  die  Gutsbesitzer 
zu  begründen,  die  sich  ihnen  in  der  Zeit  der  Not  unbedingt, 
und  in  gewöhnlichen  Zeiten  wenigstens  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen öffnen  solle;  in  Hinblick  auf  den  bestehenden  Not- 
stand sei  daher  jetzt  eine  Auszahlung  der  Amortisaüonsguthaben 
gerechtfertigt  Der  General-Landtag  schloß  sich  in  seiner  Mehr- 
heit dieser  Auffassung  an  und  faßte  den  nachfolgenden  Beschluß: 
„Li  Betracht  und  zu  Milderung  der  Geldkalamität,  von  welcher 
infolge  der  außerordentlichen  Zeitereignisse  viele  schlesische 
Gutsbesitzer  sich  bedroht  sehen,  wird  den  landschaftlichen  Pfand- 
briefschuldnern hiemit  die  Befugnis  eingeräumt:  die  Verwendung 
ihrer  Anteile  an  dem  bisher  aufgesammelten  und  bis  Weih- 
nachten d.  J.  aufzusammelnden  Pfandbriefamortisationsfonds  zur 
Abzahlung  sowohl  rückständiger  landschaftlicher  Forderungen, 
als  auch  zur  Berichtigung  der  in  Weihnachten  dieses  und  weiter- 
hin der  in  Johannis  künftigen  Jahres  fällig  werdenden  Forde- 
rungen der  Landschaft  zu  verlangen.  Insoweit  als  nach  Ab- 
solvierung  des   Johannistermins    1849    der   Fondsanteil    eines 
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Schuldners  ans  der  mit  Weihnachten  1848  abschließenden  Sam* 
melperiode  zu  solcher  Verwendung  nicht  verbraucht,  oder  da- 
durch nicht  erschöpft  ist,  soll  der  Schuldner  befugt  sein,  die 
Ausantwortung  des  Bestandes  zu  fordern,  welche  alsdann  je  nach 
dem  Ermessen  der  Ausführungsbehörde,  in  Pfandbriefen  oder  in 
barem  Gelde  geleistet  werden  wird." 

Die  Gutsbesitzer  haben  von  dem  ihnen  durch  diesen  Be- 
schluß eingeräumten  Verfügungsrecht  über  ihr  Amortisations- 
guthaben in  umfangreichstem  Maße  Oebrauch  gemacht,  sodaß 
der  Amortisationsfonds,  der  sich  Ende  1848  auf  mehr  als 
1,3  Mill.  Tbr.  belief,  am  Johannistermine  1849  nur  noch  einen 
Bestand  von  191000Tlrn.  aufzuweisen  hatte. 

Dieser  Vorgang  zeigt  klar,  daß  die  Amortisation  in  Schle- 
sien nicht  Entschuldungszwecken  gedient,  sondern  die  Schaffung 
einer  außerordentlichen  Reserve  für  die  Schuldner  bezweckt  hat, 
was  bei  den  Verhandlungen  ja  auch  klar  ausgesprochen  wurde. 
Hierauf  hinzuweisen  erscheint  deshalb  geboten,  weil  neuerdings 
die  Meinung  Platz  gegriffen  hat,  daß  die  Zwangsamortisation 
von  Anfang  an  als  eine  Entschuldungsmaßregel  gedacht  gewesen 
sei ').  Pur  die  fünf  alten  Landschaften  trifft  dies  jedenfalls  nicht 
zu.  Bei  ihnen  hat  vielmehr  die  Regierung  die  Bildung  von 
Amortisationsfonds  in  erster  Linie  deshalb  gewünscht,  um  den 
Pfandbriefen  eine  erhöhte  Sicherheit  zu  geben*).  Hierzu  lag 
eine  dringende  Veranlassung  vor,  weil  gleichzeitig  mit  der  Kon- 
vertierung das  Kündigungsrecht  der  Pfandbriefinhaber  aufge- 
hoben wurde.  Aus  diesem  Gesichtspunkt  erscheint  es  auch,  ver- 
ständlich, daß  die  Regierung  zu  der  in  Ostpreußen,  Westpreußen 
und  Pommern  beschlossenen  Aufhebung  der  Amortisations- 
beiträge zugunsten  von  Zahlungen  an  die  „eigentümlichen  Fonds" 
ihre  Zustimmung  gab.  Hätte  die  Amortisation  den  Zweck  ge- 
habt, die  Schuldenüastung  des  Grundbesitzes  zu  fördern,  so  wäre 
jene  Maßregel  nicht  zu  rechtfertigen  gewesen;   so  aber,  da  sie 


*)  Vgl.  Verhdl.  d.  Kgl.  preuß.  Landes-Ökonomie-KoUegiums  im  Fe- 
bruar 1906.  (Eröffnungsrede  des  Landwirtschaftsministers  von  Podbielski.) 

•)  Auf  die  Bedeutung  der  Amortisation  in  dieser  Beziehung  hat 
bereits  Hermes  hingewiesen.   (Handw.  d.  Staatsw.  Artikel:  Landschaften.) 
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der  Schaffung  einer  Reserve  diente,  war  es  unwesentlich,  wel- 
chem Fonds  die  Tilgungsbeiträge  zuflössen. 

Während  der  zweiten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  hat 
sich  nun  das  Amortisationswesen  bei  den  einzelnen  Landschaften 
in  durchaus  verschiedener  Weise  entwickelt.  Bei  der  West- 
preußischen Landschaft  wurde  die  Zwangsamortisation  im  Jahre 
1851  wiedereingeführt  Hierbei  kam  der  Charakter  des  Tilgungs- 
fonds als  eines  „Sicherheitsfonds"  deutlich  zum  Ausdruck.  Das 
revidierte  Landschaftsreglement  vom  25.  Juni  1851  bestimmte 
nämlich,  daß  jeder  Schuldner  solange  einen  jährlichen  Tilgungs- 
beitrag  von  Va^^/o  zu  entrichten  habe,  bis  sein  Anteil  am  Tilgungs- 
fonds 5^lo  seiner  Schuld  betrage;  über  diese  5 o/o  hinaus  bestand 
«ine  Tilgungspflicht  nicht.  Später  wurde  allerdings  für  neu  auf- 
genommene Darlehen  die  dauernde  Tilgungspflicht  eingeführt, 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  der  Schuldner,  sobald  10  o/o 
des  Darlehens  getilgt  sind,  das  Recht  hat,  den  S^/o  über- 
schreitenden Betrag  abzuheben.  Da  die  Gutsbesitzer  von  diesem 
Verfügungsrechte  noch  heute  fast  ausnahmslos  Gebrauch  machen, 
besteht  praktisch  auch  hier  nur  eine  beschränkte  Tilgungspflicht 
Noch  jetzt  enthält  das  Reglement  der  Westpreußischen  Land- 
ßclmft  —  und  das  ist  sehr  wesentlich  für  unsere  Betrachtung  — 
den  Passus:  Der  Tilgungsfonds  hat  den  Zweck,  den  Pfandbriefs- 
Inhabem  selbst  in  den  unglücklichsten  Zeiten  die  regelmäßige 
Auszahlung  der  Zinsen  zu  sichern^). 

Von  anderen  Prinzipien  ist  das  Amortisationssystem  der 
Ostpreußischen  Landschaft  beherrscht.  Bei  ihr  wurde  die  im  Jahre 
1843  beseitigte  Zwangsamortisation  1866  wiedereingeführt, 
jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  nur  die  Güter,  die  über  die 
Hälfte  der  Taxe  hinaus  beliehen  sind,  dem  Tilgungszwang 
unterliegen.  Die  Ausschüttung  des  Amortisationsfonds  kann 
indessen  auch  bei  diesen  Gütern  erfolgen,  sobald  5®/o  des 
Oesamtdarlehens  getilgt  sind.  Dem  Amortisationsfonds  kann 
daher  höchstens  die  Bedeutung  einer  Zwangssparkasse  bei- 
gemessen werden. 


*)  Westpr.  L.  Regl.,  §  121. 
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Wieder  ein  anderes  Tilgungssystem  findet  sich  bei  der 
Pommerschen  Landschaft,  bei  der  die  Zwangsamortisation  im 
Jahre  1858  eingeführt  ^urde.  Hier  sind  den  Schuldnern 
zwei  Wege  offen  gelassen:  entweder  sie  begeben  sich  nach 
Amortisation  von  5^/o  ihrer  Schuld  unwiderruflich  der  Ver- 
fügung über  den  getilgten  Betrag  —  in  dieselb  Falle  besteht 
keine  weitere  Tilgungspflicht  —  oder  sie  verzichten  auf  ihr 
Yerfügungsrecht  nicht,  dann  können  sie  wohl  die  Ausschüttung 
des  Amortisationsfonds  verlangen,  sobald  dieser  sich  auf  10<^/o 
ihrer  Schuld  beläuft,  die  Tilgungspflicht  besteht  aber  fort. 

Bei  den  bisher  behandelten  drei  alten  Landschaften  ist 
femer  eine  Auszahlung  der  Amortisationsguthaben  zu  Konver- 
tierungszwecken  gestattet.  Der  Tilgungsfonds  hat  in  diesem  Falle 
die  Bestinmiung  einer  Reserve  für  außergewöhnliche  Ausgaben, 
was  ja  mit  seinem  Charakter  als  Zwangssparkasse  durchaus  ver- 
einbar ist 

Auch  bei  der  Schlesischen  Landschaft  hat  der  Amorti- 
sationsfonds noch  heute  die  Bedeutung  einer  Reserve  zugunsten 
der  Schuldner.  Dies  ist  erst  neuerdings  wieder  dadurch  zum 
Ausdrucke  gekommen,  daß  der  Generallandtag  im  Jahre  1904 
die  Auszahlung  der  Amortisationsguthaben  für  die  von  dem 
Hochwasserschaden  im  Juli  1903  betroffenen  Güter  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  das  amortisierten  Betrages  gestattet  hat  Im 
allgemeinen  haben  nämlich  die  Schuldner  ein  Yerfügungsrecht 
nur  dann,  wenn  ihr  Anteil  am  Tilgungsfonds  den  zehnten 
Teil  des  Darlehens  erreicht  hat.  Diese  Bestimmung  ist  auch 
bei  den  meisten  übrigen  Landschaften  noch  in  Kraft,  bei  dem 
Kur-  und  Neumärkischen  Kredit-Institute  jedoch  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  der  Tilgungsbestand  außer  zur  Ablösimg  des 
Darlehens  nur  zur  Abtragung  eines  etwaigen  bei  der  Beleihung 
gewährten  Kursdifferenzzuschusses  oder  eines  Vorschuß-Dar- 
lehens verwendet  werden  darf. 

Im  Übrigen  weichen  die  Amortisationsbestimmungen  bei 
<ien  verschiedenen  Landschaften  in  den  Einzelheiten  sehr  er- 
heblich von  einander  ab ;  jedoch  ist  ihnen  allen  das  Eine  gemeinsam, 
4laß  die  Tilgnngsbeiträge  nicht  von  der  Schuld  abgeschrieben. 
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sondern  in  einem  besonderen  Fonds  angesammelt  werden, 
über  den  der  Schuldner  unter  gewissen  Voraussetzungen  ver- 
fügen  kann. 

Diese  Form  der  Amortisation  kann  als  ein  geeignetes 
Mittel  zur  Herbeiführung  einer  Schuidentlastung  des  Ghrand- 
besitzes  nicht  errachtet  werden;  vielmehr  müßte  das  land- 
schaftliche Amortisationssystem  zur  Nutzbarmachung  für  die 
Entschuldung  des  Grundbesitzes  einer  tiefgreifenden  Beform 
unterzogen  werden.  Eine  solche  hat  der  Deutsche  Landwirt- 
schaftsrat im  Jahre  1901  in  Vorschlag  gebracht  und  dabei 
folgende  Leitsätze  aufgestellt^): 

1.  Die  Tilgung  ist  für  die  ganze  innerhalb  der  Beleihungs- 
grenze  stehende  Schuld  obligatorisch  zu  gestalten. 

2.  Als  Minimalsatz  dieser  Tilgung  ist,  sofern  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  des  Bezirks  nicht  einen  höheren  Satz 
zulassen,  bei  neuer  Schuldaufnahme  in  der  Regel  nicht  weniger 
als  ®/4®/o  der  von  dem  Kreditinstitut  gewährten  Gesamtbeleihung 
in  Aussicht  zu  nehmen. 

3.  Die  Tilgungsbedingungen  sind  möglichst  beweglich  zu 
gestalten  und  den  Wünschen  und  der  wirtschaftlichen  Kraft 
der  Schuldner  anzupassen,  insbesondere  dahin,  daß  die  Tilgung 
über  den  Zwangssatz  hinaus,  sowohl  von  vornherein,  wie  auch 
im  Laufe  der  Tilgungsfrist,  verstärkt,  ein  so  verstärkter  Satz 
wieder  auf  den  Zwangssatz  ermäßigt  werden,  die  Verstärkung 
der  Tilgung  auch  nur  für  einen  Teil  der  Schuld  vorgenommen 
und  dieser  hinsichtlich  seiner  Löschung  oder  Erneuerung  als 
eine  selbständige  Schuld  behandelt  werden  darf. 

4.  Die  Herausgabe  des  Tilgungsfonds  ist,  soweit  eine^ 
solche  zur  Zeit  zulässig  ist,  für  die  Folge  auf  die  Fälle  des 
Besitz  wechseis  (Tod  oder  Veräußerung)  und  der  Abstoßung 
von  höher  verzinslichen  Nachhypotheken  zu  beschränken. 

Diese  von  dem  Deutschen  Landwirtschaftsrat  im  Jahre 
1901  angeregte  Reform  ist  bisher  bei  keiner  Landschaft  zur 
Durchführung  gelangt  Bei  den  meisten  Instituten  ist  die 
Mehrheit  der  Kreditverbundenen   für  die  Eeform  nicht  zu  ge* 

•)  Vgl.  Archiv  des  Deutschen  Landwirtschaftsrat  (1901). 
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winnen.  Außerdem  aber  hat  sich  inzwischen  die  Erkenntnis 
Bahn  gebrochen,  daß  nicht  eine  Rückzahlung  der  relativ  billigen 
Landschaftsdarlehen,  sondern  eine  Abstoßung  der  teuem  Nach- 
hypotheken die  Voraussetzung  für  eine  Entschuldung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  ist 

Yon  diesem  Oesichtspunkt  ausgehend,  sucht  man  Mittel  und 
Wege,  um  die  Amortisation  der  Ablösung  der  Nachhypotheken 
dienstbar  zu  machen.  Sowohl  das  Kur-  und  Neumärkische 
Ktterschaffliche  Kredit-Institut,  wie  die  Ostpreußische  Land- 
schaft haben  in  neuester  Zeit  vorbereitende  Schritte  nach  dieser 
Richtung  hin  unternommen. 

Auf  jeden  Fall  muß  betont  werden,  daß  die  Aufgabe  der 
landschaftlichen  Kreditinstitute  nicht  darin  besteht,  die  Ver- 
schuldung des  ländlichen  Grundbesitzes  zu  beseitigen,  sondern 
sie  in  die  volkswirtschaftlich  erwünschte  Form  überzuleiten. 
Daß  die  Landschaften  diese  Aufgabe  hinsichtlich  des  bäuer- 
lichen Grundbesitzes  noch  nicht  gelöst  haben,  ist  früher 
dargelegt. 

Volkswirtschaftlich  betrachtet  wäre  es  höchst  unerwünscht, 
wenn  die  Beteiligung  der  Landschaften  an  den  Entschuldungs- 
versuchen —  denn  um  solche  handelt  es  sich  —  dazu  führen 
würde,  sie  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  zu  entfremden.  Diese  ist 
aber,  wie  nochmals  hervorgehoben  sei,  die  Umwandlung  der  auf 
dem  ländlichen  Grundbesitze  noch  ruhenden  kündbaren  Hypo- 
theken in  die  unkündbaren  Landschaftsdarlehen,  die  diejenige 
Verschuldungsform  darstellen,  die  einzig  und  allein  der  Natur 
des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  entspricht 
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Das  landschaltliclie  Kreditwesen  in  den  Jahren  1805  und  1905. 


Tab«Ue  la  1806 

Munen  der  landsohaftlielien  Sredit- 
institnte: 

QrflDdancs- 
Jahr: 

Zahl  der 

beliehenen 

Ofiter: 

Oeaamtbetrag 

derBeleihnngen 

Taler: 

1.  Schlesische  Landschaft 

1770 

1200*) 

24121148 

2.  Kar-  und  Neomärk.  Ritter- 

schaftl.  Kred.-lDst.    .    .     . 

1777 

214 

3769  650 

3.  Pommersche  Landschaft   . 

1781 

654 

6830  200 

4.  Westpreufiische  Landschaft 

1787 

500* 

9897  600 

6.  Ostpreußische  Landschaft . 

1788 

445 

9000  075 

Summa 

3013*) 

53618673 

*)  schätzungsweise. 


TabeUe  Ib  1905. 


Mamen  der  landschaftUohen  Eredit- 
iniUtate: 

arOndnngs- 
Jahr" 

ZaU  der 
beliebenen 
Qmndstaeke 

Qeaamtbetrag 

derBeleihnngen 

Mark: 

1.  Schlesische  Landschaft    . 

1770 

15480 

580710750 

2.  Kur-undNeumärk.Ritter- 

schaftl.  Kred.-lnst. .     .     . 

1777 

955 

192  291160 

3.  Pommersche  Landschaft  . 

1781 

1499 

253  908000 

4.  Wesipreußische  Tiand- 
schaft 

1787 

780 

134616780 

5.  Ostpreußische  Tiandschaft 

1788 

14748 

403938425 

6.  Posener  Landschaft    .     . 

1857 

7  480 

348215800 

7.  Neue  Westpreußische 
Landschaft 

1861 

8247 

161937  890 

8.  Landschaft  der  Provinz 

Sachsen    

1864 

2271 

141460600 

9.  Neues  Brandenbarg. 
Kredit-Institut   .... 

1869 

9  931 

141729150 

10.  Neue  Pommersche 

Landsch.  f.  d.  Kleingrund- 
besitz   

1871 

1208 

25  238800 

11.  Landschaft  der  Provinz 

Westfalen 

1877 

3846 

70700900 

12.  Landschaftl.  Kredit -Ver- 

band f.  d.  Pr.  Schlesvf  .-H. 

1883 

2017 

38  638700 

13.  Schlesvrig-Holsteinische 
Landschaft 

1895 

92 

18526850 

Summa 

68  554 

2511913805 

182    BfilLAiaE  I.    STATISTIK  DSS  LAXfDQCBAFTLLOESN  KREDITWXSBBnS. 

Übersiclit  aber  die 
Entwicklung  der  landschaftlichen  Kredit-Institute, 

TabeUe  Da. 
Die  Schlesische  Landschaft.^) 


1.  Inkorporierter  Grund- 
besitz (Rittergüter). 


JaHr 

ZsU  der 

beliebenen 

Oater 

Oesamtbetragr 

derBeleihnngen 

Taler 

1805 

1200*) 

24 121 148 

1835 

1900*) 

40782180 

Hk. 

1870 

2012 

178154250 

1895 

2094 

337  231740 

1905 

2006 

392014500 

2.  Nichtinkorporierter 

Grundbesitz  (Güter  ohne 

Ritter  gutsquaiität). 


Jahr 

1865 
1875 

1885 
1895 
1905 


Zalü  der 

beliehenen 

Grnndstacke 

810 
1025 

2987 

7901 

13474 


Gesamtbetrag- 

derBeleihHngen 

Mk. 

6974025 
13050300 

41657  415 
106266600 
188696  250 


*)  Der  Landschaftsbezirk  umfaßt  die  Provinz  Schlesien  und  den 
Brandenburg.  Kreis  Schwiebus. 


TabeUe  nb. 
Die  landschaftlichen  Kredit-Institute  der  Provina  Brandenburg. 


1.  Kur-  und  NeumÄrk.  Ritter- 
schaftl.  Kredit-Institut.') 

2.  Neues  Brandenburg. 
Kredit-Institut«) 

iaiir 

Zahl  der 

beUebenen 

oater 

Gesamtbetrag 

derBcleihungen 

Taler 

Jahr 

Zahl  der 
beliehenen 
GrondBtücke 

Oesamtbetrag 

derBeleihongen 

Mk. 

1805 

.   214 

3  769650 

1880 

93 

3  694600 

1835 

11552550 

1885 

1377 

30144800 

1870 

590 

Mk. 

63  348390 

1890 

4195 

74274300 

1880 

777 

120618460 

1895 

6649 

105  672900 

1890 

1008 

180169  500 

1900 

9700 

130972350 

1905 

955«)  3) 

192291160 

1905 

9931 ") 

141729150 

*)  Der  Wirkungskreis  des  Instituts  umfaßt  außer  der  heutigen  Pro- 
vinz Brandenburg  auch  Teile  der  Provinzen  Sachsen,  Pommern,  West- 
preußen und  Schlesien;  insbesondere  auch  die  Altmark,  weil  die  be- 
treffenden Gebiete  1777  zu  Kur-  und  Neumark  gehörten. 

')  Hiervon  sind  127  ohne  Rittergutsqnalität. 

')  Hiervon  liegen  68  in   der  Prov.  Pommern,  55  in  der  Altmark. 

*)  Der  Wirkungskreis  des  Instituts  umfaßt  dasjenige  Gebiet,  das 
1823/25  der  Provinz  Brandenburg  zugeteilt  worden  ist,  insbesondere  also 
die  heutige  Provinz  Brandenburg,  jedoch  ohne  die  Niederlausitz,  femer 
die  Altmark  und  kleine  Teile  der  Prov.  Pommern  und  Schlesien. 

*)  Hiervon  sind  25  Rittergüter. 

*)  Schätzungsweise. 
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Tabelle  II  c. 
Die  landschaftlichen  Kredit-Institute    der  Provinz  Pommern. 


1.  Pommersche  Landschaft.^) 


JaliT 

Zahl  der 

t>elieheneii 

Güter 

Geaamtbetrag 

derBeleihnngen 

Taler 

1805 

654 

6830200 

1825 

950 

12893875 

1850 

1216 

15071875 

Uk. 

1870 

1161 

85672425 

1890 

1533 

229815600 

1905 

1499 

253908000 

2.  Neue  Pommersche  Land- 
schaft fflr  den  Kleingrund- 
besitz.*) 


Jalir 


1880 
1885 
1890 

1895 
1900 
1905 


')  Der  Landschaftsbezirk  umfafit  die  Provinz  Pommern  ausschliefi- 
Hch  der  Kreise  Drambarg  und  Schivelbein. 


ZaHlder 
beliebeneH 
Grundstücke 

Oesamtbetrag 

derBeleiliniiseii 

Mk. 

8 

271350 

25 

1029500 

107 

2586800 

205 

4906350 

471 

8825200 

1208 

25238800 

Tabelle  II  d. 
Die  landschaftlichen  Eredit-Instittite  der  Prolins  Westprenßen. 


1.  Westpreußische  Land- 
schaft.») 


Jahr 

ZaU  der 

beliehenen 

Güter 

Gesamtbetrag 

derBeleibongen 

Taler 

1805 

500*) 

9897  600 

1866 

919 

21696563 

Hk. 

1884 

1114 

158432435 

1895 

917**) 

143757  880 

1905 

780**) 

134616780 

2.  Neue  Westpreußische 
Landschaft.') 
Zahl  der 
Jahr       beliehenen 
Grundstücke 

376 


1866 

1875 
1885 
1895 
1905 


1262 
3994 
5464 
8247 


Gesamtbetrag 

derBeleihnngen 

Taler 


2449  570 

Mk. 

21125  850 

79  759  060 

103  088  650 

161937  890 


*)  Der  Wirkungskreis  erstreckt  sich  auf  dasjenige  Gebiet,  das  im 
Jahre  1787  zu  der  Erbprovinz  Westpreußen  gehörte;  er  umfaßt  daher 
außer  der  heutigen  Provinz  Westpreußen  auch  den  zur  Provinz  Posen 
gehörigen  Netzedistrikt. 

•)  Der  Wirkungskreis  erstreckt  sich  nur  auf  die  jetzige  Provinz 
Westpreußen. 

*)  Schätzungsweise. 

'*'*)  Der  Rückgang  erklärt  sich  aus  den  Ablösungen  für  die  von 
der  Änsiedelungskommission  angekauften  Güter. 
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Tabelle  II  e. 
OstpreVißische  Landschaft.^) 

Zahl  der  beliehenen  Grundstücke. 


Jahr 

Bitter- 
gater 

Güter  obne 
Ritter^tsqnal. 
in  e.  OröSe  Ton 
mehr  als  100  lia 

Baaem- 

gflter  von 

weniger  als 

100  ha 

Insgesamt 

Oesamtbetrag 
der  Belelhnngen 

Taler 

1805 

445 

— 

— 

445 

9000075 

1828 

624«) 

191») 

— 

815 

10746275 

1850 

940 

314 

7 

1261 

10679375 

1879 

1316*) 

683*) 

2447 

4446 

153271525 

1895 

1469 

1090*) 

8166 
11795 

10725 
14748 

302253275 

1905 

2953 

403938425 

')  Der  Landschaftsbezirk  umfaßt  die  heutige  Provinz  Ostpreußen 
und  die  zur  Provinz  Westpreußen  gehörigen  ehemaligen  Erbhauptämter 
Schomberg  und  Eylau. 

•)  Hierunter  befinden  sich  17  ehemalige  Domänen. 

»)  Güter  köUmischer  Qualität. 

*)  Hiervon  sind  798  köllmischer,  292  bäuerlicher  Qualität. 

*)  Schätzungsweise. 


Jahr 

1867 

1885 
1895 
1905 


TabeUe  nf. 
Posener  Landschaft.') 

Zahl  der  beliehenen  Orundstucke. 


Bitter- 
gater 

482 


OOter  ohne 

Ritte  rgntsqnal. 

von  mehr  als 

M.15000Taxwert 

305 


2478 

2967 

901   I  2511 


Bauern- 
güter von 
weniger  als 
M.  15000 
Taxwert 


1758 
3266 
4068 


Insgesamt 

Gesamtbetrag 
der  Beleihungen 

Taler 

787 

20856910 

Mk. 

4236 

263995000 

6233 

275401000 

7480 

348215800 

*)  Der  Landschaftsbezirk  umfaßt  die  Provinz  Posen. 
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Tabelle  II  g. 
Landschaft  der  Provins  Sachsen.^) 

Zahl  der  beliehenen  Grundstücke: 


Jahr 

Bittergfiter 

Güter 

ohne   Ritter^ta- 

qnalität 

Insgeaunt 

Oessmtbetrag 
der  Beleihnngen 

1875 

17 

111 

128 

6158425 

1885 

94 

334 

428 

30210525 

1895 

218 

1009 

1227 

76  231100 

1905 

318 

1953 

2271 

141460600 

^)  Der  Landschaftsbezirk  umfaßt  die  Provinz  Sachsen. 

Tabelle  IIb. 
Landachaft  der  Provins  Westfalen.^) 


Jahr 

Zahl  der 
beliehenen 
OmndBtache 

Oetamtbetrag 

der  Beleihnngen 

Mk. 

1885 

1362 

17  832 100 

1895 

2817 

42256700 

1905 

3846 

70700900 

*)  Der  Landschaftsbezirk  umfaßt  die  Provinz  Westfalen,  6  Kreise 
der  Rheinprovinz,  nämlich  Rees,  Ruhrort,  Mülheim,  Stadt-  und  Landkreis 
Essen,  Stadtkreis  Duisburg,  sowie  die  Fürstentümer  Waldeck  und  Pyrmont. 

Tabelle  Hl. 
Landsohaftl.  EreditYerband  für  die  Prov.  ScbleBwig-HolBtein.  ^) 


Jahr 

Zahl  der 

beliehenen 

(Jrandstttoke 

Gesamtbetrag 

der  Beleihnngen 

Hk. 

1885 

232 

5223  900 

1895 

521 

10210100 

1905 

2017 

38  638700 

^  Der  Landschaftsbezirk  umfaßt  die  Provinz  Schleswig-Holstein. 


Tabelle  Hk. 
Scbleswig-Holsteiniache  Landschaft.  ^) 


Jahr 


1905 


Zahl  der 

beliehenen 

Grandstucke 


92«) 


Gesamtbetrag 

der  Beleihungen 

Mk. 

18  526  850 


*)  Der  Landschaftsbezirk  umfaßt   die  Provinz  Schleswig-Holstein 
und  Teüe  des  Großherzogtums  Oldenburg. 

»)  Hiervon  sind  79  Rittergüter  einschl.  von  5  Meierhöfen. 
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Einteilimg  der  im  Jahre  1905  landschaftlich  beliehenen 
Gmiidsttlcke  nach  Grössenklassen.') 

TabeUe  Dia. 
Sehlesische  Landsehaft.    Nichtinkorporierter  GrandbesitB. 


Grnndftacke 

In  einer  GröOe 

von 

Zabl 

Hierron  worden  leit  1885  beliehem 
Zahl                       d.  ta.  <•/« 

weniger  als  5  ha 

1123 

720 

6i,l 

5  bis  20    „ 

6447 

3762 

58,4 

20  bis  75    „ 

5410 

2851 

52,7 

mehr  als  75    ,, 

494 

206 

41,7 

Sa. 

13474 

7539 

55,9 

TabeUe  mb. 
Neues  Brandenburgisches  Kredit-Institut. 


Orondetacke 

in  einer  Oröfie 

von 

weniger  als    20  ha 

ZaU 

3591 

Hiervo 
seit  in 
Zahl 

1613 

n  worden 
15  beliehen 

d.h.»/o 

44,9 

Betrag  der 

BeleihmiÄen 

(190^) 

Mk. 

23  787  950 

20  bis    50   „ 

3965 

1802 

45,4 

47  841750 

50  bis  100   „ 

1729 

714 

41,3 

35718350 

mehr  als  100    „ 

475 

143 

30,1 

32480  900 

Sa. 

9760 

4272 

43,7 

139828950 

Tabelle  HIc. 
Ostpreußische  Landschaft. 


Grandstücke 

in   einer  Gröfie 

von 

Zahl 

im 

Jahre 

1896 

Zahl 

im 

Jahre 

1905 

weniger  als     20 

ha 

1041 

2377 

20  bis     50 

» 

4181 

6004 

50  bis  100 

?? 

2873 

3414 

mehr  als  100 

?i 

2794 

2953 

Sa. 

10889 

14748 

Znnahme  von 
1896—1905 

Zahl 
1336 

1823 
541 
159 


3859 


d.  h.  «/o 

128,3 

43,6 

18,8 

5,7 


35,4 


Betrag  der 

Boleihnngeo 

(1905) 

Mk. 

8  276900 

48  085  250 

63  874950 

283  701325 


403  938425 


*)  Die  Tabellen  III a — Uli.  u.  IV  sind  eigens  für  die  vorliegende 
Arbeit  angefertigt  und  bisher  noch  nicht  veröffentlicht  worden.  Sie  lassen 
erkennen,  wie  sich  die  Beleihungen  der  Landschaften  anf  die  einzelnen 
Größenklassen  verteilen. 


BEILAGE  I.     STATISTIK  DES  LAin)6CHAFrUGHEN  ElfiEDITWESENS.    187 

TabeUe  md. 
Posener  Landflchaft. 


erondstacke 

in  einer  OröAe 

von 

ZaU 

Hiervon  wnrden 
Mit  1886  beliehen 
ZaU            d.  h.  % 

Betr%;  der 

BeleUtnnKen 

seit  1^ 

Hk. 

weniger  als    20  ha 

2384 

1319 

55,3 

6232700 

20  bis     50    „ 

2637 

1636 

62,4 

14209400 

50  bis  100    „ 

694 

400 

57,6 

7  369600 

mehr  als  100   „ 

1415 

758 

53,5 

100830900 

Sa. 

7130 

4113 

57,6 

128612600 

Tabelle  lue. 
Nene  Westpreoflische  Landschalt. 


Ornndsttcke 

in  einer  (}r5Se 

Ton 

Zahl 

Betra«  der 

Beleihnngen 

(1905) 

Hk. 

weniger  als     20  ha 

3160 

20366420 

20  bis     50    „ 

3368 

43534340 

50  bis  100   „ 

1179 

40649190 

mehr  als  100    „ 

540 

57  387  940 

Sa. 

8247 

161937  890 

Tabelle  Ulf. 
Nene  Pommersehe  Landsehaft  für  den  KleingrandbeeÜB. 


Grundstücke 

in  einer  Gröfie 

von 

Zahl 

Betrag  der 

Beleihungen 

(1905) 

Mk. 

weniger  als     20  ha 

239 

1545  350 

20  bis     50    „ 

450 

6757  800 

50  bis  100    „ 

275 

7  187  000 

mehr  als  100    „ 

141 

8173050 

Sa. 

1105 

23  663  200 
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Tabelle  mg. 
Landschaft  der  ProTins  Westfalen. 


OnmdatSoke 
in  einer  Oröfie 

Provinz 
Westfalen 

Bhein- 
proTinz 

FBrrtent. 
Waldeok 

■von 

ZaU 

Zabl 

Zahl 

Inageaamt 

-weniger  als    20  ha 

1458 

47 

92 

1597 

20  bis    50    „ 

1438 

60 

41 

1539 

50  bis  100   „ 

470 

18 

5 

'493 

mehr  als  100   „ 

204 

11 

2 

217 

Sa. 

3570 

136 

140 

3846 

Tabelle  mh. 
Landschaft  der  Provins  Sachsen. 


OrnndstOoke 

in  einer  Grölte 

TOn 

Zahl  1906. 

DaTon 
seit  1886 

weniger  als     20  ha 

787 

526 

20  bis    50    „ 

613 

371 

50  bis  100    „ 

312 

185 

mehr  als  100   „ 

348 

165 

Sa. 

2060 

1247 

Tabelle  Uli. 
LandBchaftl.  Ereditverband  für  die  Provins  Schleswig-Holstein. 


Grundstücke 

in  einer  Gröfle 

von 

Zahl  1905 

4 

Davon 
seit  1895 

Betrag  der 

Beleihongen 

1906 

Mk. 

weniger  als     20  ha 

554 

508 

3  955700 

20  bis     50    „ 

918 

792 

15166800 

50  bis  100    „ 

434 

360 

13637100 

mehr  als  100    „ 

111 

92 

6879100 

Sa. 

2017 

1752 

38638700 

BEILAGE  I.     STATISTIK  DBS  LANDSCHAFTLICHEN  KREDITWESENS.    189 


o 
«s 

•*» 
m 

d 

0 

u 

O 

u 

s 

CS 
N 

•*» 

B  O 

C5 

N 

•  § 

fe  "O  S 

|SS 

ri    o   »4 
dO 

'S  ^ 
.2  ® 

ja  « 

N 

o  'S 

*  ® 

o 


»4 


•  ^    OQ 

i-i   © 

|§ 
II 

OQ    N 

*-  a 


ü  o 


CO 

ti 
O 

« 

o 

d 

o 


cd 
O 

d 

eä 

d 
d 

0} 


l'^i:»^ 


3 

•s 

> 

8 


U3    OQ 

X  t- 
^^ 
d^ 

ll^Jg 

■W    X     =5     W    r^ 
'^    S    i    S    rt 

^  o  g'O  © 
-a  *«^--  S 

eö  S   >-   ed   t- 


pa 


^  00  »O  >H  >S         CN) 
00  00  *o  00  ^        ^ 


t^  CO  O  00  O 

CS3  lO  r-i  T-H  CO 

CO  Oi  i-H  <:d  '«* 

d  C^3  T— I  rH  1—1 


O 

CO 


o  o  o  o  o 

lO  O  O  (M  O 
l>-  ^  O  O  fH 
(M  CO  CQ  (M  (M 


O 

o 

IC 


Oi  >H  CVI  00  Oi 

00  00  00  c^  <M 


CO  00  t^  t^  Tt« 
00  T-H  ^  CO  05 
lO  Tt<  lO  CO  CO 
IC  05  Ti<  (M  IC 


iC 


l>-  Oi  IC  00  o 

t^  r>-  »— «  ic  o 

^  00  ^-  CO  lO 
CO  »C  CO  C<l  CO 
1— I  (M  1— I  T— I  (M 


CO 


00 


^00        >s 

CN)  CO         >H 


o 


CO  ^         00 
CO  (M  r-i 


O  CO  i-H 

iH  O         05 
CO  CO         o 


CO  tH 


00 

co^ 


o 

CO 
00 


IC  00 
(M  O 


IC 

CO 


(M 

o 

O 


t^  CO 

^  00 

CD  I-H  I— » 

1— '   T-H  W 


CO 
00 
IC 


<^  00  »C  00  CO 
^  •^^   •^      •^      •^  _  "^ 

00  ^  >i  M^  00 


00 


r-  t^  O  -^  T-H 

Tt«  t^  CO  00  Oi 
T*<  CO  1— I  CO  iC 
CO  C^3  CO  C^3  CO 


CO 
Ol 


CO  ^  00  iC  o 
(M  <M  t^  (>J  O 

CO  O  CO  T-H  IC 

O   00   t^   ^H   1-H 
00  CO  (M  Tj<  -^ 


o 

CO 


^3     CA 

2  S 


Cß 


Oli 


«»  ©  o 


©  © 


P^ 


"m'^co' 


00 
C5 


t^  00 
00  iC 

00  I-H 


IC 
IC 


CO 

CO 

00 
IC 
(M 


C^  CO 

IC    TjH 

CO  t^ 

-^  CO 


© 

'S 

"© 

CO 

o 


CO 

CO" 
CO 


t^ 


00 


00 


^% 


C3M 


^^isä^ 


CO      .i 


2  '^l?!^ 

lO      ■-  -F  -  5^0 

il-S'n 

o     ^£^^s 

OJ       E—  ^■S-' 

CO     «s-öS» 
CO     »iSöÖ" 

ö  a  ®  fc>^ 

'O  fl  V  (MD  3 


ab 


iJ        Ort  vi 

•o  *.  ©  s  • 
,ggäs.s 


II.  PLAN^) 

AUF  WAS  ART  UND  WEISE  DEM  LAND  ÜEBERFLÜSS 
TON  GELDE  UND  CREDIT  ZU  VERSCHAFFEN,  UND  WIE 
ES  AUF  DIE  SOLIDESTE  ART  ANZUFANGEN,  DEM  IN 
VERFALL  GEKOMMENEN  ADEL  WIEDER  AUFZUHELFEN. 

Das  wahre  Vermögen  dieses  Landes  bestehet  in  baarem 
Gelde  und  Grundstücken,  letzteres  überwieget  das  Baare  mehr 
wie  zehnfach,  und  würde  nur  ein  Theil  von  demselben  auf  eine 
solide  Art  coursabel  gemacht,  so  wäre  es  zum  Ueberfluss  hin- 
reichend, des  ganzen  Landes  Credit  und  Wohlfahrt  zu  bewürken. 

Um  hierzu  zu  gelangen  wäre  nothwendig,  eine  General- 
landschaftscasse  zu  errichten,  welcher  alle  adeliche  Güter,  so  es 
ohne  Zwang  verlangen,  nach  einen  fest  bestimmten  Satz  taxiret, 
dieselbe  einträgt  und  ihnen  die  Hälfte  oder  ^/s  des  vollen  Werthes 
auf  Hypotheque  giebt,  um  ihre  quälende  Creditores  damit  aus- 
zuzahlen. 

Diese  Zahlungen  geschehen  folgender  Gestalt  als: 

Erstens.  Werden  landschaftliche  Hypothekencoupons  oder 
Pfandbriefe,  wie  man  sie  nennen  will,  gemacht;  au  Porteur  von 
500  bis  1000  Rtiir.  a  4  pr.C,  wofür  diese  gemeldete  Hypotheken- 
casse,  an  Capital  und  Interessen  durch  ihre  Unterschrift,  Kraft 
dieses  verhypothecirten  Gutes  garantirt,  mit  diesen  Coupons  oder 
Pfandbriefen  zahlet  die  Casse  den  V«  oder  ^/a  Werth  des  Land- 
gutes, so  wie  man  es  zu  bestimmen  für  gut  finden  möchte. 

Zweytens.  Der  Debitor  als  Eigenthümer  des  Gutes  zahlet 
aber  4^2  pr.C.  bis  5 pr.C.  Interessen  alle  halbe  Jahre  an  diese 
Generalhypothekencasse;  dahingegen  die  Casse  nur  alle  Jahr  ein- 


^)  Die  Wiedergabe  erfolgt  nach  dem  in  den  Schlesischen  Provinzial- 
blättern  Jahrgang  1799  befindlichen  Abdruck. 
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mal  die  Interessen  a  4  pr.  G.  an  den  Inhaber  der  Billets  bezahlt. 
Mit  diesen  Coupons  zahlt  der  Debitor  seine  Greditores  ans,  und 
-wird  solches  unter  Aufsicht  der  Hypothekencasse  bewürket,  und 
die  alte  Schuld  des  Gutes  damit  getilget 

Drittens.  Das  Va  pr.G.  oder  1  pr.G.  bleibt  also  der  Gasse 
^brig  zur  Bestreitung  der  Kosten  und  Salairs,  und  die  grosse 
Summe  so  noch  übrig  bleibt  von  diesen,  und  der  Nutzung  der 
Vi  jährigen  Interessen  kommt  zu  einem  aparten  Fonds,  der  destinirt 
ist,  für  die  Unglücksfälle ;  als  Viehsterben,  Hagelschaden,  Feuer, 
Mis wachs  und  Eiieg;  dann  in  diesem  Fall  würde  der  Adel,  so 
dieses  träfe,  auser  Stand  gesetzt,  seine  Interessen  abzuführen 
und  ausserdem  das  Landguth  ruinirt  werden,  um  hierin  nun 
sicher  zu  gehen  würde  solches  gleich  taxirt  und  der  Schaden 
aus  diesem  Fonds  ersetzt ;  es  versteht  sich  aber  von  selbst  dass 
der  Schaden  nach  der  Proportion  des  Anlehn  und  der  vollen 
Taxe  der  Güter  gerechnet  wird,  im  Uebrigen  werden  bey  der 
Taxe  die  Gammerprincipien  zu  Grunde  genommen. 

Da  nun  Ew.  K.  M.  so  gnädig  seyn,  ein  Capitel  zu  dieses 
Werks  Unterstützung  vorzuschiessen ;  könnten  die  Interessen 
auch  davon  zu  diesem  Zweck  mit  emploirt  werden.  Demjenigen, 
so  alsdann  seine  Interessen  nicht  prompt  entrichtet,  würde  das 
Guth  gleich  zum  Verkauf  angeschlagen.  Ich  halte  von  keiner 
Administration;  denn  darauf  ruhet  ein  ewiger  Fluch. 

Viertens.  Wäre  dahin  zu  sehn,  dass  in  Ansehung  der  Lehn- 
güter nur  der  Consens  der  dreyen  nächsten  Lehnvetter  nöthig, 
oder  noch  besser  ein  Lehnstamm  festgesetzt  würde. 

Fünftens.  Dass  kein  Goncurs  stattfindet  und  das  Gapital 
und  Interessen  dieser  Goupons  beständig  unalteriert  bleiben. 

Sechstens.  Da  ja  zu  diesem  grossen  und  wichtigen  Werk 
eigentlich  kein  baares  Geld  nothwendig  wäre,  als  nur  im  Anfang 
beim  ersten  Ankauf,  wo  es  dann  gut  wäre,  dass  Ew.  K.  M.  einen 
Fonds  dazu  gnädigst  destinirten,  sonsten  könnte  die  Banco,  die 
doch  Geld  genug  a  3  pr.G.  erhält,  die  Realisirung  dieser  Billets 
au  Porteur  übernehmen  und  dagegen  die  4  pr.G.  Interessen  ein- 
ziehen, hingegen  müsste  die  Banco  auf  jedes  Verlangen  diese 
Papiere  gegen  baar  Geld  und  Zahlung  der  verfc^lenen  Interessen, 


192  BEILAGE   n.      BÜHINGS   PLAN. 

SO  lange  welche  vorhanden  sind  herausgeben,  sonst  ziehet  die 
Banco  alle  Interessen  und  das  Land  ist  ruinirt 

Siebentens.  Alle  diese  Papiere  könnten  au  Porteur  gestelt, 
und  die  Realisirung,  sowie  die  Banconoten  versichert  werden. 
Dann  es  ist  gamicht  zu  vermuthen,  dass  gar  zu  grose  Summen 
zu  realisiren  verlangt  werden,  und  in  kurzer  Zeit  werden  diese 
Papiere  mit  Agio  weggesucht  werden,  derohalben  ist  auch  ganz 
unnöthig,  dass  der  Name  des  Debitors  oder  Guths  im  Pfand- 
briefe benennet  steht 

Dieses  wichtige  Werk  könnte  gleich  eingerichtet  werden, 
ohne  vieles  con-  und  referiren,  weil  einem  jeden  frey  steht,  sich 
dieser  Hülfe  zu  bedienen,  oder  nicht,  und  keine  Garantie  der  Land- 
stände erfordert  wird.  Die  Generalhypotheken-Casse  ist  ganz  allein 
Garantie  genug,  und  diese  ist  durch  die  verpfändeten  Güther  und 
prompte  Justice  im  Stande  ihrer  Garantie  Genüge  zu   leisten. 

Achtens.  Müsste  bey  schwerer  Strafe  verboten  werden, 
keine  dergleichen  Pfandbriefe  ausser  Landes  zu  senden,  auch 
keinen  Fremden  erlaubt  seyn,  durch  sich  selbst  oder  hiesige 
dieselben  zu  kaufen,  und  die  Interessen  ausser  Landes  zu  ziehen, 
bey  Verlust  des  ganzen  Capitals,  als  die  ^/2te  dem  Angeber,  und 
die  V2te  an  die  Generalhypotheken-Casse.  Es  sey  dann,  dass 
der  Fremde  seine  Interessen  hier  im  Lande  verzehrt,  auf  diese 
Art  gehen  keine  Interessen  ausser  Landes  und  die  Sache  hilft, 
und  regulirt  sich  durch  sich  selbst,  und  ist  weit  vortheilhafter, 
als  wann  zu  den  allerniedrigsten  Interessen  ausser  Landes  ein 
Capital  negociirt  würde,  wo  in  einer  gewissen  Zeit  das  ganze 
negocirte  Capital  durch  die  Interessen  ausser  Landes  geht  und 
apr^s  das  Land  dennoch  das  ganze  Capital  ausser  Landes  zu 
zahlen  schuldig  bleibt.  Man  nehme  nur  zum  Beyspiel,  in  Holland 
tragen  die  Landschaftlichen  Obligations  nur  2V2pr.C.  Interessen, 
imd  können  nicht  gleich  in's  Geld  gesetzt  werden,  wie  diese 
Papiere.  Wie  viel  mehreren  Werth  haben  also  nicht  diese  Pa- 
piere, die  4  pr.C.  Interessen  tragen,  und  alle  Tage,  wanns  einer 
verlangt,  in  Baaren  können  verwandelt  werden;  würden  nicht 
die  Holländer  uns  unvermerkt  alle  unsere  Papiere  wegfischen, 
und  uns  durch  uns  selbst  ruiniren? 
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Neuntens.  Müssten  alle  diese  Papiere  in  allen  Handel  und 
Wandel  als  baar  Oeld  coursiren,  und  selbst  die  Interessen  auf 
Tag  und  Stunde  mit  in  Anschlag  kommen,  um  aber  den  Posten 
nicht  zu  schaden,  müsste  bey  Versendung  dieser  Papiere  *l4  pr.Ct 
Porto  davon  bezahlt  werden,  sonst  würden  die  Posten  an  dem 
Transport  des  baaren  Geldes  zu  viel  leiden. 

Wollte  man  nun  diese  Papiere  successive  auf  eine  solide 
Art  wieder  aus  der  Welt  haben,  welches  nach  der  Politique 
absolument  nothwendig  ist,  so  wäre  zugleich  dieser  Satz  zu 
nehmen :  dass  es  keinen  Gapitalisten  erlaubt  wäre,  auf  die 
ersten  Hypotheken  der  Landgüter  mehr  als  4  pr.  Gt.  Zinsen 
EU  nehmen. 

Sobald  nun  durch  diesen  Plan  der  üeberfluss  an  baarem 
Gelde  durch  diese  Papiere  erfolgt  ist,  so  ist  es  ganz  natürlich, 
dass  die  Interessen  fallen  ;  die  Gütherbesitzer  haben  also  Ge- 
legenheit ä  4  pr.Ct.  Zinsen,  und  darunter  von  dem  Capitalisten 
Gelder  zu  erhalten,  sie  brauchen  nach  diesem  Plan  keine  Auf- 
kündigung bey  der  General-Hypotheken-Casse ;  Sie  nehmen  Pfand- 
briefe, aber  kein  baar  Geld :  reichen  es  der  General-Hypotheken- 
Casse  ein,  und  sogleich  ist  ihre  Hypothek  gelöscht;  und  auf 
diese  Art  wandern  die  Papiere  aus  der  Welt,  und  dieses  be- 
würket  das  V«  pr.Ct,  oder  besser  1  pr.C.  Interesse,  so  die  Ge- 
neral-Hypotheken-Casse mehr  nimmt,  als  der  Capitaliste.  Es  ist 
eine  sichere,  und  unumstössliche  Regel,  dass  man  niemalen  eine 
Sache  einrichten  muss,  wenn  sie  zum  Wohl  des  ganzen  Staats 
sonst  reussiren  soll,  dass  man  vor  üeberfluss  sorgt,  auch  nicht 
weniger  auf  den  Abfluss  Bedacht  genommen  wird,  sonst  kommt 
das  baare  Geld  ausser  seinen  Werth  (und  geht  so,  wie  das 
Sprichwort  heisst,  am  Ende  gilt  der  Beutel,  so  viel,  wie  das 
Greld).  Es  ist  die  grösste  Pinance,  die  in  einem  Staat  absolut 
muss  observirt  werden,  dass  Geld,  Grundstücke  und  Waaren, 
gegeneinander  in  einem  billigen  und  verhältnissmässigen  Werth 
erhalten  werden,  sonst  zerfällt  die  beste  Einrichtung,  und  ruinirt 
sich  Eins  mit  dem  Andern. 

Es  ist  gar  keine  Kunst,  durch  diesen  Plan  die  Grundstücke 
in  Werth  mehr  als  50  pr.Ct.  steigend  zu  machen;  Dieses  ist  aber 

Mauer,  LandschaftL  Kreditwesen  Preußens.  13 
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eben  so  unglücklich  für  das  Land,  als  der  Verfall  der  Grund- 
stücke selbst 

Man  könnte  annoch  den  Einwurf  machen,  was  diejenigen 
Eigenthümer  der  Grundstücke  von  diesem  Plan  profitiren  würden, 
die  ^U  und  darüber  bereits  verschuldet?  Solches  ergiebt  sich 
klar  aus  allem  Yorhergehenden,  dass 

Ä.  selbige  dadurch  profitiren,  dass  sie,  da  die  Gelder  ver- 
mehrt, nicht  so  sehr  von  ihren  Creditores  gedrückt  werden  dürfen. 

B.  Und  gesetzt  es  käme  bey  denenselben  zum  Concurs, 
80  würden  die  Güther  auf  20  bis  30  pr.Ct  höher  im  Preis  ver- 
kauft werden,  da  ein  jeder  der  Käufer  gleich  die  V2  ä  ^/s  der 
Taxe  üarlehn  zu  nehmen  weiss.  Dagegen  selbige  anjezo  noch 
unter  die  Concurs  Taxe  weggehen,  so,  dass  öfters  kaum  die  V« 
der  Hypotheken-Gläubiger  bezahlt  werden,  da  im  Gegentheil 
durch  diesen  Plan,  wenn  nicht  etwas  üeberfluss,  doch  dieses  we- 
nigstens nie  arriviren  kann.  Einen  Plan  aber  zu  entwerfen,  dem- 
jenigen zu  helfen,  welcher  schon  über  und  über  verschuldet, 
ist,  ohne  ihm  baares  Geld  zu  schenken  nicht  möglich. 

Man  rechne  da  die  Mehresten  des  Adels  fast  ruinirt,  wie 
es  in  Ansehung  Ihrer  Landgüther  beschaffen  seye ;  welche  theils 
nicht  mit  hinlänglichem  Vieh  besetzt,  wodurch  der  Dünger  aus- 
fällt, gefolglich  auch  successive  die  Emdten  schlechter  werden 
müssen:  wovon  sollen  nun  diese  ihre  Zinsen  bezahlen?  Ihre 
Güther  werden  täglich  mehr  deteriorirt  und  schlechter  im  Werth, 
man  gehe  auf  ihre  ünterthanen  zurück,  die  bei  Misswachs  und 
Viehsterben,  ihre  Unterstützung  bey  der  Herrschaft,  die  sich  jezt 
selber  nicht  helfen  kann,  suchen  sollen;  und  wo  werden  am 
Ende  die  Prästanda,  die  sie  dem  Könige  leisten  müssen,  her- 
kommen? Durch  den  deteriorten  Acker  verliehret  nicht  allein 
der  Eigenthümer  und  Unterthan,  sondern  auch  der  König  und 
das  ganze  Land. 

Es  wäre  zu  wünschen,  dass  Ew.  K.  M.  unmaassgeblich  diesen 
Plan  gemäss  auf  die  Grundstücke  derer  Häuser  in  den  Haupt- 
städten des  Landes  ebenfalls  etabliren  Hessen,  welches  sehr  leicht 
einzurichten  wäre:  So  würden  viele  hundert  Prozesse  cessiren 
und  nicht  so  erstaunend  viele  unwissende  Menschen  unglücklich 
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gemacht,  und  gänzlich  um  das  Ihrige  gebracht  werden.  Dieses 
Werk  kann  für  des  ganzen  Landes  Wohlfahrt  eines  der  wich- 
tigsten werden,  wenn  es  reell  und  mit  der  gehörigen  Vorsicht 
eingerichtet  wird,  und  wird  es  in  der  Folge  dem  ganzen  Staat 
eine  innere  Force  geben,  die  fast  die  genauesten  und  grössten 
Einsichten  übersteigen  wird. 

Hierbey  erfolgt  noch  ein  Plan  zur  Unterstützung  dieses 
vom  nemlichen  Dato  entworfen  in  Ansehung  des  Getreydes.  Des- 
gleichen auch  ein  Plan,  wie  es  auf  die  Grundstücke  der  Häuser 
zn  appliciren,  wo  es  nicht  so  difficil,  wie  auf  die  Landgüther; 
wie  es  bereits  den  25.  Februar  1767  auf  Allerhöchst  Königl. 
Specialbefehl  vom  24.  Febr.  in  Vorschlag  gebracht 
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III.  VERZEICHNIS  DER  BENUTZTEN   AKTEN  UND 
DRUCKSCHRIFTEN. 

L  AKTEN. 

A.  Geheimes  Staats-Archiv  zu  Berlin.") 

Acta  des  Kabinets  König  Fiiedrichs  II. :  Schlesische  Landschaft.  Rep.  96. 

426.  R. 
Acta  des  Kabinets  König  Friedrich  Wilhelms  ü.    Die  Landschaft  und 

das  Creditwesen  in  Schlesien.    Rep.  96.  249.  D. 
Acta  des  Kabinets  König  Friedrich  Wilhelms  III.: 

1)  Die  Schlesische  Landschaft.  1797—1804.    Rep.  89.  62.  B. 

2)  Die  Ostpreussische  Landschaft.  1798—1804.    Rep.  89.  62.  C. 

3)  Die  Westpreussische  Landschaft.    1798—1804.    Rep.  89.  62.  D. 

4)  Die  Pommersche  Landschaft.    1798—1804.    Rep.  89.  62.  E. 

5)  Gravamina  der  Ostpreussischen  Stände.    Rep.  89.  118.  B. 
Acta  der  Geheimen  Registratur  des  Staatskanzlers: 

1)  Landschaftssachen :  Generalia.   Rep.  74.  J.  IV.  2. 

2)  Landschaft  und  Stände,  Ostpreussen  2.    Rep.  74.  J.  IV. 

3)  „  „         „        Pommern  2.    Rep.  74.  J.  IV. 

4)  „  „         „        Schlesien  2.    Rep.  74.  J.  IV. 

Acta  der  Registratur  des  Civil-Gabinets :  Die  Association  der  unadlichen 
Grundstükke  mit  dem  ritterschaftlichen  Creditsysteme,  sowie  die 
allgemeinen  ständischen  und  landschaftlichen  Verhältnisse  der 
köUmischen  Guisbesitzer  in  Ostpreussen  und  Littauen.  Rep.  89.  A« 
XXVI.  6. 

Acta  des  Ministeriums  des  Innern: 

1)  Ländliche     Grundstücke,    Gerechtsame     und    VerpQichtungen. 
Rep.  87.  B.  XIX.  Gen.  3  vol.  I— IV. 

2)  Die  Erbverpachtung,  Parzellierung,  Veräusserung,  Verschuldung 
und  Vererbung   ländlicher  Güter    und  Grundstücke.     Rep.  87. 

B.  XIX.  2  vol.  I— XVII. 

3)  Die  Bestimmung  des  Werts  und  die  hypothekarische  Verschul- 


*)  Aaßer  den  hier  aufgeführten  Akten  wurden  bei  den  Landschaften 
noch  zahlreiche  Beleihungs-  und  Taxakten  eingesehen,  auf  die,  soweit  es  er- 
forderlich erscheint,  in  den  Fußnoten  hingewiesen  ist. 
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dong  und  Vererbuxig  ländlicher  Güter  und  Grundstücke.   Rep.  87. 
B.  XIX.  2  voL  I-XVU. 

S)  Die  Bestimmung  des  Werts  und  die  hypothekarische  Verschul- 
dung der  Bauernhöfe.    Rep.  87.  B.  XIX.  22  vol.  I— IV. 

4)  Die  Wahrnehmung  der  Rechte  der  Landschaften  bei  den  priori- 
tätischen Verpfändungen  der  häuerlichen  Abfindungen  behufs 
der  Gutseinrichtungskosten.    Rep.  87.  B,  XXIII.  42. 
Sitzungs-Protokolle  der  interimistischen  Landesrepräsentanten.   Rep.  77. 

322.  n.  Reihe  vol.  1—4 

B.  Archiv  des  Ministeriums  für  Landwirtschaft, 
Domänen  und  Porsten  zu  Berlin. 

Acta:  Landschaftssachen,  Generalia  betreffend: 

1)  mehrere  Vorschläge  zur  Verbesserung  der  landschaftlichen 
Credit-Institute.     Gen.  9. 

2)  die  in  Antrag  gebrachte  Teilnahme  bürgerlicher  Gutsbesitzer 
an  dem  landschafllichen  Creditsystem  in  specie  Westpreussen. 
Gen.  13. 

3)  den  Zustand  der  landschaftlichen  Creditsysteme.    Gen.  15. 

4)  die  Verhältnisse  der  landschaftlichen  Creditinstitute  gegen  die 
obersten  Staatsbehörden.     Gen.  16. 

5)  den  Einfluss  des  Ediktes  vom  14.  September  1811  wegen  Regu- 
lirung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  auf  die  land- 
schaftlichen Creditsysteme.     Gen.  21. 

6)  das  Verhältnis  der  landschaftlichen  Institute  zu  den  Provinzial- 
Ständen.    Gen.  33. 

Acta:  Landschafts- Sachen,  Specialia: 

1)  Schlesien,  Nr.  23.  36.  48. 

2)  Kur-  und  Neumark,  Nr.  10. 

3)  Westpreussen,  Nr.  4.  5.  14.  52. 

4)  Ostpreussen,  Nr.  1. 

5)  Pommern,  Nr.  28. 

6)  Posen,  Nr.  1. 

7)  Provinz  Posen,  Nr.  20. 

8)  Schleswig-Holstein,  Nr.  1. 

Acta:  Credit-  und  Bank-Sachen:  Provinz  Brandenburg,  2. 

C.  Staats-Archiv  zu  Danzig. 

Acta  Ober-Präsidialia : 

1)  V.  Schön'sche  Papiere:  Statistische  Nachrichten  über  den  adligen 
Grundbesitz  in  Westpreussen.  161,  Nr.  1. 

2)  betr.  die  Neue  Westpreussische  Landschaft.  161,  Nr.  482. 
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3)  betr.  den  Verkaaf  von  Gütern,  welche  wegen  landschaftlicher 
Zinsenreste  zur  Subhastation  gestellt  sind.  161,  Nr.  503. 

4)  betr.  den  Westpreussischen  landschaftl.  General -Landtag  int 
Jahre  1867.  161.  Nr.  533. 

5)  betr.  das  Landschafts-Departement  Bromberg.  (Bepfandbriefungen). 
161.  Nr.  539. 

D.  Staats- Archiv  zu  Königsberg. 

Ada  in  Sachen  der  Ostpreussischen  Landschafts-Direction.  88^. 

Acta  wegen  eines  für  das  Königreich  Preussen  zu  projectirenden  Credit- 

Reglements.  84  d. 
Acta  wegen  einer  vor  Ostpreussen  anzulegenden  Credit-Casse.  84  d. 

E.  Staats-Archiv  zu  Posen. 

Oberpräsidial- Akten : 

1)  Die  Auseinandersetzung  der  Grundeigentümer  mit  ihren  Gläubigem 
im  Grossherzogtum  Posen.  Die  Einführung  eines  landschaftL 
Kredit-Systems.  XV.  A.  3. 

2)  Der  Beitritt  der  Königl.  Haupt-Bank  mit  ihren  in  hiesiger  Provinz 
acquirierten  Gütern  zu  dem  landschaftlichen  Kredit-System. 
XV.  A.  21. 

3)  Die  Petition  der  Landstände  und  die  Bewilligung  eines  femer- 
weiten  und  freien  Zutritts  zu  dem  landschaftlichen  Kredit-System. 
XV.  A.  23. 

4)  Der  Antrag  der  Provinzial-Landschafts-Direktionen  auf  Erhöhung 
der  Taxen  von  bepfandbrieften  Gütern.    1828—1844.   XV.  A.  24. 

5)  Die  Einberufung  der  Generalversammlung  der  Landschaft.  1827. 
XV.  B.  1. 

6)  Die  Versammlung   des   Engeren   Ausschusses    im  Jahre   1827. 

XV.  B.  12. 

7)  Verschiedene  Anträge  wegen  Regulierung  der  gutsherrlich-bäuer- 
lichen Verhältnisse  und  die   deshalb   erhobenen  Beschwerden. 

XVI.  C.  3. 

F.  Staats-Archiv  zu  Stettin. 

Acta  Camera,  wegen  Einrichtung  des   Creditwesens  von  den  von  Adel 
in  Pommern.  L  809. 

G.  Landschafts-Archiv  zu  Breslau. 

Acta  der  Schlesischen  General-Landschaftsdirektion: 

1)  Generalia  betr.  Einrichtung,  Verfassung  und  Gesetzgebung  der 
Landschaft.  B.  30. 
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2)  Die  Verhandlungen  des  Engeren  Ausschusses  von  1770 — 1817. 
A.  n.  1—53. 

3)  Generalia  betr.  Dismembrationen  von  Dominialvorwerken  und 
Grundstücken.  XII.  2. 

4i)  Das  Conclusum  des  Engeren  Ausschusses  von  1819  über  total 
dismembrierte  Güter. 

5)  Die  gutsherrlichen  und  bäuerlichen  Dienst-Reluitions-Verhält- 
nisse  auf  Grund  der  Edicte  vom  14.  September  1811  und 
29.  Mai  1816.  XII.  11. 

6)  Die  Erweiterung  der  Schlesischen  Landschaft  durch  Aufnahme 
des  nicht-ritterschaftlichen  Grundeigentums  in  den  Kreditver- 
band. E.  I.  7. 

H.  Archiv  der  Kur-  und  Neumärkischen  Haupt- 
Ritterschafts-Direktion  zu  Berlin. 

General-Akten  der  Haupt-Ritterschafts-Direktion  : 

1)  Die  Gründung  und  Einrichtung  des  Kredit-Institutes.  I.  1—17. 

2)  Die  Begrenzung  des  Institutes  und  die  Erfordernisse  zur  Pfand- 
briefbeleihung.  IL 

3)  Die  Verhandlungen  der  General- Versammlungen.  FV. 
4r)  Das  Tax  verfahren.  V. 

Akten  der  Direktion  des  Neuen  Brandenburgischen  Kredit-Institutes: 

1)  Die  Errichtung  eines  Kredit-Institutes  für  den  bäuerhchen  Grund- 
besitz der  Mark. 

2)  Die  zur  Ausbreitung  der  Wirksamkeit  des  Neuen  Branden- 
burgischen Kredit-Institutes  getroffenen  Massnahmen.  Gen.  B.  I. 

J.  Landschafts-Archiv  zu  Königsberg  i.  Pr. 

Acta  der  General-Landschafts-Direktion: 

1)  Die  Verhandlungen  des  Engeren  Ausschusses  von  1788 — 1811, 
XVI.  22—52. 

2)  Relationes  über  die  Eng.  Aussch.  und  Bescheide  des  Präsidenten. 
XVI.  21. 

3)  Der  bei  der  Thronbesteigung  König  Friedrich  Wilhelms  III.  ge- 
haltene Landtag  der  Stände.  XVI.  ö8. 

4r)  Der  Ostpreussische  Landtag  von  1798.  XVI.  69. 
6)  Die  General-Landtage  von  1809—1847.     Protokolle  und   Bei- 
'  lagen.  XVI.  62-111. 

6)  Die  vom  statistischen  Bureau  verlangten  Nachrichten.  II.  12. 

7)  Die  Ausschliessung  der  bäuerlichen  Besitzungen  von  der  Be- 
pfandbriefung.  II.  42. 

8)  Die  Abzahlung  der  Kaufgelder-Raten  der  unter  erleichterten 
Bedingungen  verkauften  Güter.  II.  106. 
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9)  Vorschläge  zur  Beförderung  des  Wohlstandes  der  Gutsbesitzer. 

IL  107. 
10)  Landschaftliche  Aufsätze,  Nachrichten  und  Tabellen.  IL  45. 

K.  Landschafts-Archiv  zu  Stettin. 

Acta  Gener alia  der  General-Landschafts-Direktion: 

1)  Die  ProtocoUe    der  Sitzungen    des  Engeren  Ausschusses  von 
1782—1848. 

2)  Die  ProtocoUe  der  General-Landtage  von  1822—1871. 

L.  Landschafts-Archiv  zu  Danzig. 

Acta  der  Kgl.  Westpreussischen  Provinzial-Landschafts-Direktion  zu  Danzig: 

1)  Die   Verordnungen   der   Generallandschaftsdirektion,   ProtocoUe 
und  Beschlüsse  des  Engeren  Ausschusses  von  1794 — 1809. 

2)  Die  General-Landtage  von  1809-1855. 

M.  Landschafts-Archiv  zu  Posen. 

Acta  Generalia: 

1)  Die  Verhandlungen  des  Engeren  Ausschusses  und  der  General- 
Versammlungen  von  1857 — 95. 

2)  Die    erweiterte  Wirksamkeit    der   Neuen   Posener    Landschaft. 
Nr.  82. 

3)  Der  bäuerliche  Realkredit.   Nr.  442. 

N.  Landschafts- Archiv  zu  Halle  a.  S. 

Akten  der  Landschafts-Direktion: 

1)  Das   Statut    des    landschaftlichen  Kreditverbands  der   Provinz 
Sachsen.    Gen.  I.  3. 

2)  Die  Grundbuchbereinigung.    Bd.  I— IV. 

0.  Landständisches  Archiv  der  Provinz  Brandenburg 

in  Berlin. 

Tableau  von  den  zum  Neumärkischen  Land-  u.  Hypotheken-Buche  ressor- 
tierenden  Gütern.   Abt.  IL  L.  VIII.  11. 
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n.  DBÜCK8CHRIFTEN. 

1.  Von  ungenannten  Verfassern.^) 

Gedanken  eines  Patrioten  über  den  Entwurf  zur  Wiederherstellung  des 
allgemeinen  Gredits  des  Schlesischen  Adels.   Berlin  1770. 

Bemerkungen  über  die  Schlesische  Landschaft,  besonders  in  den  gegen- 
wärtigen Zeitläuften.    Breslau  1778. 

Sieben  Capitel,  veranlasst  durch  die  Verordnung  vom  31.  December  1789. 
Breslau  1790. 

Ober  die  Schlesischen  Pfandbriefe  und  besonders  über  die  Verordnung 
vom  31.  December  1789.   Breslau  1790. 

Kurze  Anmerkungen  zu  denen  ganz  neulich  erschienenen  Betrachtungen 
über  die  Schlesischen  Pfandbriefe,  und  bes.  über  die  Verordnung 
vom  31.  December  1789.   Breslau  1790. 

Nur  ein  Paar  Worte  über  die  Kurzen  Anmerkungen  zu  denen  ganz  neu- 
lich erschienenen  Betrachtungen  über  die  schles.  Pfandbriefe  und 
bes.  über  die  Verordnung  vom  31.  December  1789.   Breslau  1790. 

Beleuchtung  der  Schrift  über  die  Schlesischen  Pfandbriefe  und  besonders 
über  die  Verordnung  vom  31.  Dezember  1789.   Breslau  1790. 

Litterarische  Chronik  von  Schlesien.   Breslau  1790. 

Ausführliche  Nachrichten  über  Schlesien.    Salzburg  1794. 

Versuch  über  das  Steigen  der  Preise  von  allen  Grundstücken,  besonders 
der  Landgüter  in  Hinterpommern  und  Bemerkungen  über  das 
Abschätzen  der  Landgüter.    Stargard  1798. 

Welchen  Einfluss  hat  das  Schlesische  Creditsystem  und  die  fortdauernde 
Vermehrung  der  Pfandbriefe  auf  den  Staat?    Breslau  1800. 

Etwas  über  die  Pommerschen  Pfandbriefe.  (Jahrbücher  der  Preuss. 
Monarchie  1801.) 

Verlieren  oder  gewinnen  die  Gutsbesitzer  des  Preussischen  Staates  durch 
die  Edicte  vom  14.  September  1811  ?    Berlin  1813. 

Schlesische  Provinzialblätter  von  1786—1837. 

Annalen  der  Landwirtschaft  von  1844—1870. 

Verhandlungen  der  Engeren  Ausschüsse  und  der  General-Landtage  der 
Schlesischen  Landschaft  (1810—1905). 

Verhandlungen  der  General-Landtage  der  Ostpreussischen  Landschaft 
(1839—1905). 

Bericht  der  zur  Untersuchung  der  Geld-Kredit-Institute  eingesetzten  Kom- 
mission der  IL  Kammer.    Berlin  1852. 


*)  Außer  den  hier  aufgeführten  Druckschriften  worden  noch  benutzt: 
Die  Verwaltongs-  and  RechenBchaftsberichte  der  einzelnen  landschaftlichen 
Kreditinstitute,  insbesondere  für  die  Jahre  1895 — 1905. 
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Verhandlangen  des  Hauses  der  Abgeordneten  im  Jahre  1857. 

Der  Credit  des  ländlichen  Grundbesitzes  und  der  landschaftliche  Gredit- 

verein  im  Grossherzogtum  Posen.   Posen  1860. 
Zeitschrift  des  Königl.  Preuss.  staust.  Bureaus.   Jahrgang  1867. 
Schlesische  Zeitung.   Jahrgang  1868. 
Ostsee-Zeitung  vom  30.  Dezember  1870. 
Berliner  Revue.   Bd.  69.   Berlin  1872. 
Denkschrift  zur  Säkularfeier  des  Kur-  und  Neumärkischen  Rittertchaft- 

liclien  Kredit-Inslituts.    Berlin  1877. 
Jahres- Bericht   des    landwirtschaftlichen    Centralvereins    für    Schlesien. 

Breslau  1879. 
Verhandlungen  des  Hauses  der  Abgeordneten  in  den  Jahren  1879  u.  1883. 
Preussens  landwirtschaftliche  Verwaltung  1881 — 1883. 
Verhandlungen  des  Königl.  Landes-Ökonomie-Kollegiums.    1882  u.  1883. 
Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik.    Leipzig  1882  u.  1883. 
Verhandlungen  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats.    1887.  * 

Denkschrift  zur  Feier  des  einhundertjährigen  Bestehens  der  Ostpreussischen 

Landschaft.  Königsberg  1887. 
Bericht  über  den  Zustand  der  Landeskultur  in  Westpreussen  im  Jahre  1891, 

erstattet  von  der  Hauptverwaltung  des  Centralvereins.  Danzig  1892. 
Die  Agrarkonferenz  vom  28.  Mai  bis  2.  Juni  1894.    Berlin  1894 
Denkschrift  über  die  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  in  den  letzten 

Jahren  ergriffenen  Maßnahmen.   Berlin  1896. 
Archiv  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats.   Jahrgang  1897 — 1901. 
Festschrift  zur  Feier  des  25jährigen  Bestehens  der  Landschaft  der  Provinz 

Westfalen.    Münster  1902. 
Verhandlungen  des  Königl.  Landes-Ökonomie-Kollegiums.     1906. 

2.  Yen  genannten  Verfassern. 

Avenarius,  Ludwig,  Ober  den  Verkauf  zahlreicher  adeliger  Güter  in  der 
Provinz  Preussen  nebst  einer  gedrängten  Beschreibung  der  zum 
Verkauf  gestellten  Güter  selbst.    Halberstadt  1827. 

Bassewitz,  von,  Die  Kurmark  Brandenburg  vor  1806.     Leipzig  1847. 

Bergmann,  Robert,  Geschichte  der  Ostpreussischen  Stände  und  Steuern 
von  1688—1704  (Staats-  und  socialw.  Forschungen,  Bd.  XIX). 

Böhme,  Karl,  Gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnisse  in  Ostpreussen  während 
der  Reformzeit  von  1770—1830.    Leipzig  1902. 
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DIE 
FEANZÖSISCHEN  KOLONIALBANKEN. 

EINLEITUNG. 

Kolonialbanken  sind  Banken,  die  in  den  Kolonien  arbeiten; 
sie  sind  Institute  des  kolonialen  Kredits.  Daß  sie  eine  besondere 
Art  von  Banken  bilden,  kommt  schon  in  der  Terminologie  der 
verschiedenen  Kolonialvölker  mehr  oder  weniger  deutlich  zum 
Ausdrucke.  England  z.  B.  unterscheidet  scharf  zwischen  den 
Depositenbanken  einerseits,  die  es  vermeiden,  außerhalb  Englands 
Filialen  zu  gründen,  und  den  foreign  and  colonial  banks  anderer- 
seits, i)  In  Deutschland  nennt  man  die  Banken,  welche  in  der 
Hauptsache  das  Auslandsgeschäft  betreiben,  Überseebanken  ohne 
genauere  Unterscheidung,  ob  diese  nun  in  fremden  Ländern  oder 
in  Kolonien  des  Heimatsstaates  arbeiten.  ^)  Auch  Frankreich  hat 
in  diesem  Sinne  Überseebanken,  z.  B.  in  Ägypten,  Mexiko,  Haiti, 
China  und  in  seinen  eigenen  Kolonien.  Die  in  den  französischen 
Kolonien  tätigen  Banken  sind  entweder  Filialen  einer  größeren 
Bank  des  Mutterlandes  oder  es  sind  Banken,  welche  ihre  aus- 
schließliche oder  doch  hauptsächliche  Tätigkeit  in  den  Kolonien 
entfalten,  was  beispielsweise  darin  zum  Ausdruck  kommen  kann, 
daß  die  Bank  ihren  Sitz  in  der  Kolonie  hat. 

Die  französische  Theorie  3)  bezeichnet  nun  mit  banques 
coloniales  nicht  schlechtweg  alle  in  den  Kolonien  bestehenden 
selbständigen  Banken,  sondern  banques  coloniales  heißen  nur 
diejenigen  in  den  Kolonien  errichteten  Kreditinstitute,   denen 
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das  Vorrecht  der  Notenausgabe  verliehen  ist.  Nur  mit  den 
französischen  Kolonialbanken  in  diesem  engeren  Sinne  werden 
sich  unsere  weiteren  Ausführungen  beschäftigen. 

Wir  haben  da  drei  verschiedene  Gruppen  von  Kolonial- 
banken zu  unterscheiden.  Die  erste  Gruppe  umfaßt  die  Banken 
von  Martinique,  Guadeloupe,  Röunion,  Guyane  und  S6n6gal,  die 
sämtlich  ihren  Sitz  in  den  Kolonien  haben.  Zur  zweiten  Gruppe 
gehören  die  Banken  von  Neukaledonien,  von  Indochina  und  von 
Westafrika.  Schließlich  bildet  die  Bank  von  Algerien  noch  eine 
besondere  Gruppe  für  sich. 

Wir  werden  die  französischen  Kolonialbanken  nach  ihrer 
historischen  Reihenfolge  behandeln.  Doch  soll  die  Bank  von 
Algerien,  die  zuerst  ihre  Schalter  öffnete,  zuletzt  betrachtet 
werden,  was  später  noch  zu  rechtfertigen  sein  wird. 


ERSTES  BUCH. 

DIE  FÜNF  ALTEN  KOLONIALBANKEN. 

Die  neuere  französische  Kolonialgeschichte  beginnt  mit  dem 
Jahre  1815.  i)  Der  2.  Pariser  Friede  gab  Frankreich  nur  einen 
Teil  seiner  früheren  überseeischen  Besitzungen  zurück,  nämlich 
in  Amerika  die  Insebi  St.  Pierre,  Miquelon,  Martinique,  Guadeloupe 
und  die  Kolonie  Guyane;  in  Afrika  die  Insel  Röunion  sowie  Fran- 
zösisch S6n6gal  (St.  Louis  und  Gor^)  und  in  Indien  die  Nieder- 
lajssungen  Pondich6ry,  Kai'ical,  Janaon,  Mah6  und  Chandemagor. 

Das  war  1815  der  ganze  Rest  des  einst  so  stolzen  franzö- 
sischen Kolonialreiches.  Dabei  waren  die  indischen  Besitzungen 
unbedeutende,  weit  voneinander  liegende  Handelskontore  und 
8t  Pierre  und  Miquelon  nur  kleine  Fischereiniederlassungen. 
Martinique,  Guadeloupe,  R6union  und  Guyane  dagegen  waren 
Piantagenkolonien,  und  Französisch  S6n4gal  bestand  in  der  Haupt- 
sache aus  zwei  Handelskontoren,  von  denen  aber  St  Louis  sehr 
günstig  an  der  Mündung  des  Senegalflusses  und  Gor6e  auf  einer 
kleinen  Insel  nahe  bei  Cap  Verde  gelegen  sind.  Bei  Betrachtung 
dieses  französischen  Kolonialbesitzes  erkennt  man,  daß  es  kein 
Zufall  war,  daß  die  ältesten  französischen  Kolonial banken  in 
Martinique,  Guadeloupe,  R6union,  Guyane  und  Sön^al  errichtet 
worden  sind. 


Erster  Abschnitt 

DIE  ZUSTÄNDE  IN   DEN  KOLONIEN  VOR  ERRICHTUNG 
DER  KOLONIALBANKEN  MIT  SPEZIELLER  BERÜCK- 
SICHTIGUNG DER  ZUCKERKOLONIEN. 
Alle   eben  erwähnten  Kolonien  sind  nicht  Bevölkerungs- 
sondern  Tropenkolonien.    Kapitalien,  nicht  Menschen,  galt  es  in 
diese  Kolonien  zu  importieren. 

*)  Girault  a.  a.  0.  S.  195  ff. 
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Die  Antillen  (Martinique  und  Guadeloupe)  sowie  R6union 
werden  mit  dem  gemeinsamen  Namen  Zuckerkolonien  bezeichnet^ 
weil  auf  der  Zuckerrohrkultur  ihre  Bedeutung  beruht.  Die  Volks- 
wirtschaft in  den  Zuckerkolonien  erhielt  während  der  ersten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  ihr  charakteristisches  Gepräge 
durch  zweierlei:  durch  die  Plantagenwirtschaft  und  durch  die 
Sklaverei. 
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§  1. 
DIE  ZEIT  VOR  DER  SKLAVENBEFREIÜNG. 
Die  Zuckerrohrkultur  war  fast  die  einzige  Beschäftigung 
und  Erwerbsquelle  der  Kolonisten,  und  zwar  herrschte  der  Groß- 
betrieb in  dieser  Kultur  unbedingt  vor,  da  in  diesen  Gegenden 
der  heißen  Zone  der  Europäer  und  seine  kreolischen  Abkömm- 
linge selbst  zu  körperlicher  Arbeit  unfähig  sind.  Der  Großbetrieb 
erfordert  eine  große  Zahl  von  Arbeitern,  und  da  war  es  die 
Sklaverei,  welche  den  Pflanzern  die  notwendigen  Arbeitskräfte 
verschaffte  und  dadurch  den  regelmäßigen  Betrieb  der  Pflanzungen 
sicherte.  In  handelspolitischer  Beziehung  galt  von  1815  bis  1861 
der  sogenannte  pacte  colonial,i)  d.  h.  die  Kolonien  durften  ihre 
Produkte  nur  nach  Frankreich  verkaufen  und  mußten  anderer- 
seits den  größten  Teil  ihrer  Einfuhr  von  dort  beziehen.  Dieses 
Schutzzollsystem  hatte  den  Vorzug,  daß  der  Pflanzer  immer  auf 
ein  sicheres  Absatzgebiet  für  seine  Produkte  rechnen  konnte: 
Andererseits  wurden  aber  die  aus  Europa  in  die  Kolonien  ein- 
geführten Lebensmittel  durch  den  weiten  Transport  verteuert, 
und  der  Wert  der  fremden,  d.  h.  nichtfranzösischen  Wareneinfuhr 
der  Kolonien,  die  doch  nicht  zu  verbieten  war,  soweit  sie  in 
Frankreich  nicht  herstellbare  Waren  betraf,  konnte  nicht  durch 
Warenausfuhr  gedeckt,  sondern  nur  durch  Geldsendungen  be- 
zahlt werden.  Das  war  eine  Ursache  beständiger  Geldkalamität 
und  einer  periodisch  auftretenden  stürmischen  Nachfrage  nach 


*)  Girault  a.  a.  0.  S.  168.    522  f. 
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Zahlungsmitteln.  Da  die  von  Frankreich  in  die  Kolonien  ein- 
geführten Münzen  für  den  dortigen  Geldbedarf  nicht  genügten, 
60  nahm  man  auch  fremde  Oold-  und  Silbermünzen  in  Zahlung, 
insbesondere  spanisch-amerikanische  Piaster,  die  man  besonders 
gut  zu  Rimessen  verwenden  konnte.  Doch  blieb  der  Geldmangel 
eine  regelmäßig  wiederkehrende  Erscheinung,  die  den  Handels- 
verkehr der  Kolonie  lähmte.  Die  Kaufleute  litten  am  meisten 
unter  diesen  Verhältnissen.  Der  Pflanzer,  der  meist  in  natura 
zahlte,  war  durch  den  Mangel  an  Zahlungsmitteln  weniger  geniert. 
Nur  zur  Erntezeit,  wenn  er  seine  Ernte  verkaufen  wollte,  und 
wenn  es  galt,  die  neue  Ernte  vorzubereiten,  dann  machte  sich 
auch  bei  ihm  ein  starkes  Geld-  und  vor  allem  Kreditbedürfnis 
geltend. 

Wie  bereits  oben  Seite  4  erwähnt,  waren  es  bis  1848 
Sklaven,  die  das  Feld  bestellten,  die  Frucht  einernteten  und  den 
Zucker  zur  Verarbeitung  in  die  Raffinerien  brachten.  Alle  diese 
Arbeiter  wurden  angekauft,  sie  mußten  genährt  und  unterhalten 
werden.  Die  Vorbereitung  der  Ernte,  die  Beschaffung  und 
Reparatur  der  Arbeitsgeräte,  der  Unterhalt  der  Sklaven  verur- 
sachten gi'oße  Kosten,  die  man  mit  dem  Ertrage  der  Enite  zu 
bezahlen  hoffte.  Da  der  Pflanzer  gewöhnlich  nur  über  ein  ge- 
ringes und  unzureichendes  Betriebskapital  verfügte,  mußte  er 
zum  Kjedit  seine  Zuflucht  nehmen.  Wegen  der  benötigten  Vor- 
schüsse wandte  er  sich  an  einen  sogenannten  Kommissionär  oder 
Wechselagenten,  der  mit  dem  Verkaufe  seiner  Produkte  nach 
Frankreich  beauftragt  war  und  durch  seinen  langjährigen  Auf- 
enthalt am  Platze  Charakter  und  Arbeitsart  eines  jeden  Pflanzers 
kannte.  Dieser  Kommissionär  gewährte  Darlehen  gegen  ein 
privilegiertes  Pfandrecht  am  Vermögen  des  Pflanzers.  Falls  der 
Kommissionär  selbst  keine  Kapitalien  ausleihen  konnte,  wußte 
er  dem  Pflanzer  Darlehen  von  einem  Kaufmann  in  Marseille, 
Bordeaux,  Nantes  oder  Le  Havre  zu  verschaffen.  Dieser  ver- 
langte aber  von  dem  Pflanzer  außer  einem  Pfandrecht  an  dessen 
Vermögen  noch  die  Verpflichtung,  dem  Kaufmann  die  bevor- 
schußte Ware  zum  kommissionsweisen  Verkaufe  zu  überlassen,  für 
den  dann  noch  eine  besondere  Komraissionsgebühr  erhoben  wurde. 
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Alles  in  allem  kamen  diese  Vorschüsse  dem  Pflanzer  auf  16 
bis  18  Prozent  zu  stehen:  Der  ganze  Ertrag  der  Ernte  konnte 
somit  durch  die  Zurückzahlung  der  Vorschüsse  aufgezehrt  werden, 
so  daß  dem  Pflanzer  kein  Gewinn  übrig  blieb.  1823  war  des- 
halb in  R6union  und  1826  auch  in  Guadeloupe  eine  Noten-  und 
Darlehensbank  emchtet  worden  in  der  Absicht,  die  Pflanzer  dem 
Wucher  zu  entreißen.  Beide  Banken  machten  aber  so  schlechte 
Geschäfte,  daß  sie  schon  1831  liquidierten,  ohne  ihr  Ziel  erreicht 
zu  haben,  1)  wie  die  einen  sagen,  infolge  Festlegung  der  Bank- 
kapitalien in  Hypothekengeschäften,*)  andere  führen  als  Grund 
ihres  Mißerfolges  an,  daß  es  den  Banken  nicht  gelang,  die  alten 
Gewohnheiten  der  Pflanzer  so  bald  zu  ändern.  Das  ist  alles 
nicht  verkehrt;  aber  die  volle  Wahrheit  ist  wohl,  daß  bei  der 
Geldknappheit  auch  die  Banken  hohen  Zins  nehmen  und  oben- 
drein noch  beschwerliche  Normativbestimmungen  erfüllen  und 
auferlegen  mußten,  etwa  Rückzahlung  der  Darlehen  innerhalb  be- 
stimmter kurzer  Frist.  Daß  unter  solchen  Umständen  die  Pflanzer 
trotz  des  Wucherzinses  das  Geschäft  mit  dem  Kommissionär  dem 
Verkehr  mit  einer  Bank  vorzogen,  ist  erklärlich.  Bei  dem  geringen 
Handelsverkehr  der  Kolonie  fehlte  es  der  Bank  an  lohnender 
Beschäftigung  und  damit  an  der  Existenzberechtigung. 

Ein  völliger  Umschwung  trat  hierin  ein,  als  durch  Dekret 
vom  27.4.1848  die  sofortige  und  völlige  Abschaffung  der  Sklaverei 
in  den  französischen  Kolonien  angeordnet  wurde.  Diese  humani- 
täre Maßregel,  die  anfangs  die  koloniale  Landwirtschaft  zugrunde 
zu  richten  drohte,  schuf  jetzt  andererseits  die  Existenzbedingungen 
für  Kolonialbanken. 


2.  Kapitel. 

§  2. 

DIE  ZEIT  NACH  DER  SKLAVENBEFREIÜNG. 

Mit  der  Sklavenbefreiiing  trat  an  Stelle  des  Arbeitszwanges 

der  freie  Arbeitsvertrag.     Das  hatte  zwei   bedeutsame  Folgen: 


0  Leroy  5.  Bericht  1900. 

*)  Courtois,  Histoire  de  la  Banque  de  France  S.  190. 
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ei-stens  mußte  der  Pflanzer  fortab  regelmäßig  den  Lohn  in  Geld 
zahlen,  während  bislang  der  Neger  in  natura  abgelohnt  worden 
war;  zweitens  wurde  es  sehr  schwierig  und  kostspielig,  die  zum 
Betriebe  der  Pflanzungen  nötige  Zahl  von  Arbeitern  herbei  zu 
schaffen,  da  die  Neger  sich  nur  äußerst  langsam  daran  gewöhnten, 
freiwillig,  d.  h.  ohne  Zwang,  zu  arbeiten.  Der  Übergang  von 
dem  Arbeitszwange  zur  freien  Arbeit  vollzog  sich  in  B6union, 
wo  die  Sklaven  stets  gut  behandelt  waren,^)  leichter  als  in  den 
Antillen  oder  in  Ouyane.  So  verschieden  sich  aber  auch  die 
Arbeiterfrage  in  den  einzelnen  französischen  Kolonien  stellte, 
überall  wurde  die  Einfuhr  fremder  Arbeiter  (Neger,  Hindous 
oder  Chinesen)  sowie  die  Gründung  eines  Lohnfonds  nötig.  Die 
Notwendigkeit  regelmäßig  Lohn  zu  zahlen,  steigerte  natürlich 
den  Geldbedarf  der  Pflanzer  beträchtlich.  Andererseits  verur- 
sachte die  Beschaffung  der  nötigen  Arbeitskräfte  solche  Mehr- 
ausgaben, daß  für  den  Pflanzer  der  bislang  an  den  Kommissionär 
gezahlte  Zins  von  geradezu  wucherischer  Höhe  absolut  uner- 
schwinglich wurde.  Der  Fortbestand  der  Pflanzungen  war  bedroht, 
wenn  es  den  Pflanzern  nicht  gelang,  billigeren  Kredit  in  aus- 
reichendem Maße  zu  erhalten. 

Aber  wer  sollte  ihnen  diesen  Kredit  gewähren?  Da  viele 
Pflanzer  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  den  Betrieb  ihrer  Pflan- 
zungen einstellen  mußten  und  da  anderen  Pflanzern  dasselbe 
Schicksal  drohte,  so  waren  die  Kommissionäre,  die  bislang  in  der 
Hauptsache  ja  den  Agrarkredit  gewährt  oder  vermittelt  hatten, 
jetzt  erst  recht  nicht  geneigt  und  vielleicht  auch  gar  nicht  in 
der  Lage,  den  Leihzinsfuß  für  ihre  Darlehen  zu  ermäßigen. 
Der  Leihzins  war  deshalb  so  hoch,  weil  meist  zwei  Personen 
—  der  Kommissionär  und  der  Kaufmann  eines  französischen 
Hafenplatzes  —  an  dem  Vorschußgeschäft  verdienen  wollten, 
sodann,  weil  die  Entfernung  des  Gläubigers  vom  Schuldner  das 
Bisiko  des  ersteren  erhöhte.  Eine  Bank,  die  an  Ort  und  Stelle 
sowie  direkt,  d.  h.  ohne  Zwischenhand,  Darlehen  gewährte,  konnte 
deshalb   ohne   weiteres   den   Leihzins  beträchtlich    herabsetzen, 


0  Girault  a.  a.  0.  S.  283f. 
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ohne  geringeren  Gewinn  zu  erzielen  als  der  Kommissionär  oder 
französische  Kaufmann,  und  sie  war  jetzt  sicher,  einen  starken 
Kundenkreis  zu  finden.  Eine  Bank  konnte  also  helfen,  ja  nach 
dem  Gesagten  mußte  sie  helfen,  wenn  nicht  alle  Geschäfte  still 
stehen  sollten.  Allein  eine  reine  Privatbank  hätte,  wenigstens 
für  den  Anfang,  das  große  Risiko  des  Kolonialkredits  nicht  tragen 
können.  Auch  hätten  ihr  die  nötigen  Betriebsmittel  gefehlt. 
Wirkliche  Hilfe  versprach  in  dieser  Lage  nur  die  Enichtung 
einer"  staatlich  unterstützten  Notenbank,  die  zugleich  Diskont- 
und  Darlehensbank  sein  mußte,  wenn  sie  allen  Geldbedürfnissen 
und  Kreditansprüchen  der  Kolonie  genügen  sollte. 

In  diesem  Sinne  ist  der  französische  Gesetzgeber  auch  vor- 
gegangen. Wie  groß  die  Not  war,  zeigt  die  Tatsache,  daß  in 
den  Antillen  nicht  gewartet  werden  konnte,  bis  die  französische 
Nationalversammlung  die  Errichtung  von  Kolonialbanken  be- 
schlossen hatte.  Die  Generalkommissare  der  französischen  Re- 
publik in  den  Antillen  sahen  sich  vielmehr  genötigt,  schon  im 
Oktober  1849  in  Martinique  und  Guadeloupe  sowie  in  R6union 
Warenlombardbanken  einzurichten  und  sie  zur  Ausgabe  von 
Kassenscheinen  mit  Zwangskurs  zu  ermächtigen,  die  gedeckt 
waren  durch  Anweisungen  des  kolonialen  Schatzamts,  in  Reunion 
durch  Hinterlegung  von  Waren.  Nichts  illustriert  den  Wandel 
der  Verhältnisse  seit  1831  deutlicher  als  dieses. 

Die  eben  erwähnten  Institute  hatten  nur  provisorischen 
Charakter,  ihre  guten  Erfolge  zeigten  aber,  daß  man  mit  ihnen 
auf  dem  rechten  Wege  war. 


Zweiter  Abschnitt. 

DIE  ERRICHTUNG  DER  KOLONIALBANKEN;  IHR  WESEN. 

1.  Kapitel. 

§  3. 

DIE  KOLONIALBANKGESETZGEBÜNG  VON  1849—1905. 

Als  man  1849  an  die  Errichtung  der  französischen  Kolo- 
nialbanken ging,   war  zuerst  die  Frage  zu  lösen,  wie  man  das 
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den  Kolonialbanken  nötige  Betriebskapital  herbeischaffen  sollte. 
Man  verfiel  auf  folgendes  sinnreiche  Mittel.  Der  französische 
Staat  hatte  angesichts  der  großen  Notlage  der  Pflanzer,  die  durch 
die  Sklavenbefreiung  fraglos  hervorgerufen  war,  etwa  ein  Jahr 
nach  Aufhebung  der  Sklaverei,  nämlich  durch  Gesetz  vom  30.4. 1849 
den  Pflanzern  für  jeden  freigelassenen  Sklaven  eine  Entschädigung 
von  500  fr.  bewilligt,  und  zwar  sollte  an  die  Entschädigungs- 
berechtigten gezahlt  werden: 

1.  eine  einmalige  Summe  von  sechs  Millionen  francs  in  bar, 

2.  eine  fortlaufende  jährliche  Rente  im  Betrage  von  sechs 
Millionen  francs  die,  zu  fünf  Prozent  kapitalisiert,  als 
Rentenbriefe  auszugeben  waren. 

Gleichzeitig  wurde  angeordnet,  daß  ein  Achtel  der  auf 
Martinique,  Guadeloupe  und  Reunion  entfallenden  Rente  zu- 
i-ückbehalten  und  zur  Errichtung  einer  Diskont-  und  Darlehens- 
bank in  jeder  dieser  Kolonien  verwendet  werden  sollte.  (Für 
die  Kolonien  Guyane  und  Senegal  war  diese  Vorschrift  nur 
fakultativ,  nicht  obligatorisch  wie  in  den  Zackerkolonien.)  Nur 
die  weniger  als  1000  fr.  betragenden  Entschädigungsansprüche 
sollten  von  dem  Zwange  ausgenommen  sein.  Jeder  Entschädigungs- 
berechtigte sollte  für  den  auf  ihn  entfallenden  Teil  der  zurück- 
behaltenen Rente  den  entsprechenden,  d.  h.  mit  fünf  Prozent 
kapitalisierten  Betrag  in  Aktien  der  zu  gründenden  Kolonial- 
banken erhalten.  Das  Aktienkapital  dieser  Banken  war  also  zu 
bilden  durch  Apports  von  Rentenbriefen,  welche  die  ausschließ- 
liche Bestimmung  hatten,  zur  Deckung  der  Banknoten  zu  dienen, 
zu  deren  Ausgabe  die  Kolonialbanken  ermächtigt  wurden.  Deshalb 
waren  die  Rentenbriefe  anfänglich  unpfändbar  und  unveräußerlich. 

Die  Entschädigungsberechtigten  wurden  also  zwangsweise 
Aktionäre  einer  noch  zu  errichtenden  Bank. 

Kraft  der  soeben  mitgeteilten  Gesetzesbestimmung  erhielt 
jede  der  drei  Banken  von  Martinique,  Guadeloupe  und  R6union 
Renten  von  jährlich  150  000  fr.  überwiesen.  Da  diese  Renten  zu 
fünf  Prozent  kapitalisiert  wurden,  repräsentierten  sie  ein  Kapital 
von  je  drei  Millionen  francs.  Demgemäß  wurde  das  Kapital  für  jede 
der  drei  benannten  Banken  durch  Gesetz  vom  11.  7.  1851  Art.  2 
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auf  drei  Millionen  francs  festgesetzt.  Dieses  Gesetz,  die  loi  organique 
der  Kolonialbanken,  rief  die  Koloniälbanken  erst  ins  Leben, 
nachdem  schon  das  Gesetz  vom  30.  4.  1849  ihre  Errichtung 
angeordnet  und  den  "Weg  dafür  gewiesen  hatte.  Dem  Gesetze 
von  1851  sind  Statuten  beigefügt,  die  einen  Teil  des  Gesetzes 
bilden,  also  nur  durch  Gesetz  abgeändert  werden  können.  Es 
ordnete  auch  die  Gründung  einer  Bank  von  Guyane  an  durch 
Zurückbehaltung  von  35  000  fr.  Rente,  die  ein  Kapital  von  700  000  fr. 
ergaben.^)  Das  Gesetz  vom  11.  7.  1851  sprach  noch  nicht  von 
einer  Bank  von  Senegal.  Doch  wurde  durch  Dekret  vom  21.  De- 
zember 1853  auch  in  Senegal  eine  Diskont-  und  Darlehensbank 
gegründet  und  ihr  Kapital  von  230000  fr.  ebenso  wie  bei  den 
vier  ersten  Kolonialbanken  durch  Zurückbehaltung  von  einem 
Achtel  der  den  Entschädigungsberechtigten  in  Senegal  zukommen- 
den Entschädigungssumme  und  durch  die  bis  dahin  aufgelaufenen 
Zinsen  der  Rentenbriefe  zusammengebracht  Ferner  wurden  die 
Bestimmungen  vom  11.  7.  1851  ausdrücklich  auf  die  Bank  von 
S6n  egal  ausgedehnt,  soweit  die  dem  Dekret  vom  2  I.Dezember  1853 
folgenden  Statuten  nichts  Abweichendes  enthielten. 

Da  die  Banken  von  Guyane  und  S6n6gal  unter  wesentlich 
anderen  d.  h.  kleineren  Verhältnissen  zu  arbeiten  hatten  als  die 
Banken  der  Zuckerkolonien,  so  wurden  gar  bald  einige  Statuten- 
änderungen für  jene  nötig,  die  hauptsächlich  die  Herabsetzung 
der  Zahl  der  auf  der  Generalversammlung  stimmberechtigten 
Aktionäre,  ferner  die  Präsenzziffer  auf  der  Generalversammlung 
und  den  obligatorischen  Aktienbesitz  der  Verwalter  und  Direk- 
toren der  Bank  betrafen.  Nur  kurz  zu  streifen  ist  hier  das  Dekret 
vom  17.  November  1852,  das  die  Schaffung  einer  Zentralgeschäfts- 
stelle für  alle  fünf  Kolonialbanken  und  zwar  in  Paris  vorsah. 
Näheres  darüber  folgt  w^eiter  unten. 

Das  Privileg  der  Banken  von  Martinique,  Guadeloupe, 
R6union  und  Guyane,  das  1871  erlosch,  wurde  durch  Dekret  vom 


*)  Das  Kapital  der  Bank  von  Guyane  wurde  durch  Dekret  vom 
1.  II.  1854f  auf  300000  fr.  herabgesetzt,  noch  bevor  die  Bank  ihre  Ge- 
schäfte begonnen  hatte. 
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11.  September  1871  auf  zwei  Jahre  verlängert.  Durch  Dekret 
vom  8.  8.  1873  erhielten  alle  fünf  Banken  ihr  Privileg  auf  ein 
weiteres  Jahr  erneuert,  vom  1.  9.  1873  an  gerechnet.  Der  Grund 
für  diese  kurzen  Verlängerungsfristen  war,  daß  man  in  Frank- 
reich infolge  des  Krieges  nüt  Deutschland  keine  Zeit  fand  zu 
einer  näheren  Prüfung  der  Kolonialbankfrage.  Erst  ]  874  erging 
unter  dem  24.  Juni  ein  neues  Gesetz,  welches  das  Privileg  der 
fünf  Kolonialbanken  um  zwanzig  Jahre  verlängerte  und  daneben 
einige  Statutenänderungen  brachte,  die  sich  auf  Grund  zwanzig- 
jähriger praktischer  Erfahrungen  als  wünschenswert  erwiesen 
hatten.  Zunächst  ist  zu  bemerken,  daß  das  Gesetz  vom  24.  7.  74 
für  alle  fünf  Kolonialbanken  gilt,  also  auch  für  die  im  Gesetze 
von  1851  noch  nicht  erwähnte  Bank  von  S6n6gal.  Alle  sich  auf 
diese  Bank  beziehenden  Dekrete  sowie  die  verschiedenen  im 
Laufe  der  verflossenen  23  Jahre  für  die  Kolonialbanken  erlassenen 
neuen  Bestimmungen  sollten  1874  inhaltlich  in  das  neue  Ge- 
setz aufgenommen  werden.  Das  machte  schon  eine  neue  Redaktion 
des  Gesetzes  von  1851  nötig.  Daneben  galt  es  auch  Lücken  im 
Gesetze  auszufüllen,  z.  B.  Bestimmungen  zu  treffen  über  den 
Modus  bei  einer  Kapitalerhöhung  oder  -Verminderung  oder  über 
das  Verfahren  bei  der  Übertragung  der  Aktien  der  Kolonial- 
banken nach  Prankreich  und  über  die  Vertretung  der  europäischen 
Aktionäre  auf  der  in  den  Kolonien  stattfindenden  Generalversamm- 
lung. Sodann  war  es  das  Bestreben  des  Gesetzgebers,  den  Ko- 
lonialbanken größere  Freiheiten  zu  gewähren,  soweit  sie  mit  der 
Sicherheit  der  Bank  vereinbar  waren.  Dahin  gehörte  die  Ge- 
stattung von  Darlehen  gegen  Hingabe  von  Aktien  der  Kolonial- 
bank als  Pfand,  femer  die  Erlaubnis  zu  Zeichnungen  auf  öffent- 
liche, in  den  Kolonien  eröffnete  Anleihen.  Fortan  durften  die 
Banken  auch  Handel  mit  Edelmetallen  treiben,  obschon  ihnen 
im  übrigen  jeder  Warenhandel  verboten  war.  Diskontiert  wurden 
bislang  von  den  Kolonialbanken  Effekten  mit  zwei  Unterschriften, 
deren  eine  obendrein  durch  ein  Pfand  ersetzt  werden  konnte. 
Die  Zahl  dieser  Pfänder  wurde  1874  um  zwei  veraiehrt  (titres 
mobiliers  und  Depots  von  gemünztem  oder  ungemünztem  Gold 
und  Silber).  Sodann  wurde  1874  die  Beleih ungsgrenze  für  Gegen- 
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stände  von  Gold  und  Silber  von  vier  Fünftel  auf  fünf  Fünftel 
ihres  Wertes  und  ebenso  für  Waren  von  zwei  Drittel  auf  drei 
Drittel  ihres  Wertes  erhöht,  letzteres  unter  Generalisierung  der 
durch  Dekret  vom  8.  1.  1870  der  Bank  von  R6union  erteilten 
Erlaubnis,  Waren  bis  zu  ihrem  vollen  Werte  beleihen  zu  dürfen. 
Sehr  wichtig  war  schließlich  die  Ermächtigung  zur  Ausgabe  von 
5  fr.-Noten,  welche  1851  noch  verweigert  worden  war. 

Alles  in  allem  zeigte  der  Gesetzgeber  1874  eine  gewisse 
Liberalität;  das  war  erklärlich;  denn  die  Kolonialbanken  hatten 
in  den  letzten  Jahren  vor  Erneuerung  ihres  Privilegs  gute  Di- 
videnden*) erzielt,  ohne  ihr  Notenrecht  zu  mißbrauchen.  Da  sie 
auch  den  Kolonien  unleugbare  Dienste  erwiesen  hatten,  so  stand 
die  Erneuerung  des  Kolonialbankprivilegs  1874  außer  Frage. 
Wesentlich  anders  lagen  die  Verhältnisse  1894  am  Ende  der 
zweiten  Periode  der  Kolonialbanken.  In  den  seit  1874  verflosse- 
nen zwanzig  Jahren  hatten  sich  arge  Mißstände  herausgebildet; 
die  Kolonialbanken  hatten  sich  schwere  Statutenverstoße  zu 
schulden  kommen  lassen;  sie  hatten  schwere  Krisen  durchgemacht 
und  —  was  die  Laune  des  Gesetzgebers  besonders  ungünstig 
beeinflußte  —  die  Lage  der  Kolonialbanken  war  recht  unbe- 
friedigend, teilweise  sogar  bedrohlich  geworden.  Eine  eingehende 
Untersuchung  schien  am  Platze  zu  sein,  ebenso  eine  breite  Er- 
örterung der  ganzen  Kolonialbankfrage.  War  es  überhaupt  richtig, 
lauter  kleine  koloniale  Lokalbanken  am  Leben  zu  erhalten,  die 
infolge  ihres  begrenzten  räumlichen  Tätigkeitsfeldes  von  jeder 
Konjunktur  direkt  betroffen,  von  jeder  der  in  den  Tropengegenden 
so  zahlreichen  Krisen  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden?  War 
nicht  das  ganze  System  dieser  staatlich  beaufsichtigten  und  privi- 
legierten Privatbanken  ein  Fehler,  da  alle  Staatsaufsicht  grobe 
Statuten  Widrigkeiten  nicht  hatte  verhindern  können? 

Die  Gegner  der  kolonialen  Lokalbanken  wollten  eine  einzige 
große  Kolonialbank  in  Paris  mit  Filialen  in  den  verschiedenen 
französischen  Kolonien  an  die  Stelle  der  fünf  alten  Kolonialbanken 


*)  Jahr     Martinique  Guadeloupe    R^union    Guyane    S^n^gal 

Dividende    1870/71      U.U^j^         13.847o         8.46»/o       10.2o/„      10.3öO/o 
Dividende    1871/72      17.45o/o         II.60/0  8.14"/o         9.64^0      ö.76Vo 
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setzen.!)  Die  neue  Kolonialbank  hätte,  da  sie  ihren  Sitz  in  Paris 
haben  sollte,  die  reichen  Kapitalien  des  Mutterlandes  den  Ko- 
lonien dienstbar  machen  können.  AberdieAnhänger  einer  solchen 
Zentralbank  vergaßen,  daß  die  Kolonien  schon  das  Maximum 
dessen,  was  sie  an  Kredit  brauchen  konnten,  erhalten  hatten 
und  daß  bei  den  beschränkten  Mitteln  und  Bedürfnissen  der 
nicht  mehr  sehr  entwicklungsfähigen  Kolonien  Martinique,  Guade- 
loupe und  R^union  eine  stark  vermehrte  Kapitalzufuhr  eine  un- 
produktive Kreditgewährung  bedeutet  haben  würde.  Zudem  war 
noch  zu  berücksichtigen,  daß  die  Entschädigungsberechtigten 
1851  zwangsweise  Aktionäre  der  Kolonialbanken  geworden  waren; 
sie  hatten  somit  ein  gewisses  historisches  Recht  auf  eine  eigene 
Bank,  d.  h.  Kolonialbank  und  Kolonie  gehörten  zusammen,  iim- 
somehr,  als  zwischen  den  einzelnen  Kolonien  keine  oder  ge- 
ringe Interessengemeinschaft  bestand. 

Man  war  sich  also  bald  darüber  einig,  daß  die  Kolonial- 
banken Lokalbanken  bleiben  mußten.  Aber  ohne  das  Notenrecht 
waren  sie  nicht  imstande,  ihre  Aufgaben  zu  erfüllen,  und  das 
Notenrecht  zog  wiederum  mit  Notwendigkeit  eine  gewisse  Staats- 
aufsicht nach  sich.  Die  ganze  Frage  der  Reform  der  Kolonial- 
banken konzentrierte  sich  daher  in  dem  Problem,  wie  es  zu 
erreichen  wäre,  die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Kolonialbanken 
wirksamer  zu  gestalten,  ohne  durch  zu  enge  Statutenbestimmungen 
die  Bewegungsfreiheit  der  Banken  einzuschränken  und  ihnen 
damit  die  Lebensader  zu  unterbinden.  Die  Kontrolle  des  Staates 
über  die  Kolonialbanken  sollte  bestehen  bleiben.  War  das  aber 
nicht  auch  möglich  ohne  Einmischung  des  Staates  in  die  innere 
Bankleitung?  Nach  den  Statuten  von  1851  und  1874  hatte  der 
Präsident  der  französischen  Republik  den  Direktor  der  Kolonial- 
banken zu  ernennen.  Von  den  vier  Verwaltern,  die  zusammen 
mit  dem  Direktor  den  Verwaltungsrat  der  Bank  bildeten,  war 
einer  kraft  Gesetzes  ein  kolonialer  Finanzbeamter  (trösorier  de 
la  colonie).  Unter  fünf  Mitgliedern  des  Verwaltungsrates  gab  es 
also  zwei  Beamte,  die  in  unmittelbarer  Abhängigkeit  von  der 
Regierung  standen.  Damit  war  ein  Teil  der  Verantwortung  für 

»)  Denizet  a.  a.  0.  S.  236  f. 
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die  Leitung  der  Bankgeschäfte  auf  die  (französische)  Regierung 
abgewälzt.  Das  durfte  nicht  sein,  schon  im  Interesse  der  Ak- 
tionäre. Der  koloniale  Finanzbeamte  war  nicht  nur  gesetzlicher 
Verwalter,  er  war  zugleich  auch  gesetzlicher  Zensor  (der  Zensor 
entspricht  etwa  unserem  Aufsichtsrat).  Also  Leitung  und  Kon- 
trolle der  Bank  ward  hier  in  einer  Hand  vereinigt.  Es  war  das 
ein  Mißstand,  der  unbedingt  beseitigt  werden  mußte.  Die  Losung 
konnte  nur  lauten:  Zurückdänimung  des  Regierungseinflusses 
auf  die  Bankleitung  unter  Verschärfung  ihrer  Aufsichtsrechte. 
Ein  Blick  auf  die  Gesetzgebung  zeigt,  daß  dieser  Reformweg 
schließlich  beschritten  wurde,  freil  ich  nicht  in  der  vollen  wünschens- 
werten Konsequenz. 

Nach  eingehenden  Beratungen  seitens  einer  außerparla- 
mentarischen Kommission  1894  und  seitens  verschiedener  parla- 
mentarischer Kommissionen,  die  von  1895  bis  1900  in  fünf 
großen  Berichten  eine  genaue  Darstellung  der  Entwickelung  der 
Kolonialbanken  auf  Grund  des  amtlichen  Quellenmaterials  gaben, 
wurde  1901  endlich  das  neue  Kolonialbankgesetz  in  der  Fassung 
des  letzten  Kommissionsentwurfes  angenommen  und  unter  dem 
13.  Dezember  1901  verkündet.  Von  1894  bis  1901  hatte  man 
das  Privileg  der  Banken  fortgesetzt  um  ein  Jahr  erneuern  müssen. 
Um  nun  die  Gültigkeit  der  nur  durch  Dekrete  erfolgten  Ver- 
längerungen des  Privilegs  in  zweifelfreier  Weise  festzustellen, 
wurden  im  Artikel  16  des  Gesetzes  von  1901  die  Bestimmungen 
der  verschiedenen  von  1894  bis  1901  erlassenen  Dekrete  aus- 
drücklich aufrecht  erhalten. 

Das  Gesetz  vom  13.  Dezember  1901  betrifft  nur  die  (vier) 
Banken  von  Martinique,  Guadeloupe,  Reunion  und  Guyane.  Die 
Bank  von  Senegal  hatte  am  25.  1.  1901  in  einer  außerordent- 
lichen Generalversammlung  die  Liquidation  der  Bank  und  ihre 
Fusion  mit  einer  neuen  Bank  von  Westafrika  beschlossen.  Auch 
1901  galt  es,  einige  Gesetzeslücken  auszufüllen,  z.  B.  das  Liqui- 
dationsverfahren zu  regeln.  Die  Hauptsache  war  aber  die  prin- 
zipielle Reform  im  Gesetze.  Der  Schatzmeister  der  Kolonie  hörte 
auf,  gesetzlicher  Verwalter  der  Bank  zu  sein.  Da  er  aber  stark 
interessiert  ist  an  der  Notenausgabe  der  Bank,  weil  die  Noten 
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Kassenkurs  besitzen,  so  soll  er  fortan  jeder  Sitzung  des  Ver- 
waltungsrats beiwohnen  dürfen;  er  kann  sich  da  ein  völlig  un- 
abhängiges Urteil  bilden,  weil  er  nicht  mehr  Verwalter  der  Bank, 
also  nicht  mehr  wie  früher  selbst  Partei  ist.  Die  ungünstige 
Lage,  in  der  sich  einzelne  Kolonialbanken  gegen  Ende  der  90er 
Jahre  befanden,  war  zum  Teil  die  Folge  einer  Reihe  statuten- 
widriger Handlungen.  Um  die  Beobachtung  der  Statuten  zu  er- 
zwingen, soll  in  Zukunft  bei  einem  Statutenverstoß  der  Bank  jede 
Dividendenverteilung  für  die  laufende  Geschäftsperiode  verboten 
sein.  Die  Inspektion  der  Kolonialbanken,  die  früher  rein  fakultativ 
war,  ist  jetzt  obligatorisch  und  hat  alle  zwei  Jahre  zu  erfolgen. 

Um  die  Einheitlichkeit  der  Bankleitung  zu  sichern,  ist  dem 
Direktor  der  Kolonialbanken  das  Emennungsrecht  bezüglich  der 
Bankbeamten  gegeben  worden.  Der  Direktor  selbst  wird  nach 
wie  vor  von  dem  Präsidenten  der  französischen  Republik  ernannt 
Auch  die  Aufrechterhaltung  der  Vorschrift,  daß  keine  Dividenden- 
verteilung stattfinden  kann  ohne  Zustimmung  des  Gouverneurs 
der  Kolonie,  zeigt,  daß  man  sich  von  dem  alten  Bevormundungs- 
system noch  immer  nicht  hat  freimachen  können. 

Im  Gegensatze  zum  Jahre  1874  überwog  1901  beim  Ge- 
setzgeber die  Neigung,  der  Tätigkeit  der  Kolonialbanken  engere 
Grenzen  zu  ziehen.  Demgemäß  wurde  die  Beleihungsgrenze  für 
einzelne  Pfänder  herabgesetzt  und  den  Banken  das  Recht  ge- 
nommen, 'ihre  Kapitalien  in  kolonialen  Kommunalanleihen  an- 
zulegen, weil  damals  die  Bezahlung  der  Annuitäten  seitens  der 
Kommunen  infolge  ihrer  schlechten  Finanzlage  stockte  und  dies 
eine  anormale  Festlegung  der  Aktiva  der  Bank  zur  Folge  hatte. 
Auf  der  anderen  Seite  sind  manche  Vorschläge,  die  im  Interesse 
der  Banken  gemacht  waren,  z.  B.  den  Kolonialbanken  die  An- 
nahme verzinslicher  Depositen  oder  die  Ausgabe  langfristiger 
Obligationen  zu  gestatten,^)  unberücksichtigt  geblieben.  Trotz 
alledem  bedeutet  das  Kolonialbankgesetz  von  1901  gegenüber 
den  früheren  Gesetzen  einen  entschiedenen  Fortschritt. 

Nachdem  wir  im  Vorhergehenden  einen  Überblick  über 


')  Denizet  a.  a.  0.  S.  212. 
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die  mehr  als  fünfzigjährige  französische  Kolonialbankgesetzgebung 
gegeben  haben,  ist  es  Zeit,  auf  das  Wesen  der  Kolonialbanken 
näher  einzugehen. 


2.  Kapitel. 

§4. 
DIE  VERFASSUNG  DER  KOLONIALBANKEN. 
Gemäß  Artikel  2  der  Statuten  sind  die  Kolonialbanken  Dis- 
kont- und  Darlehensbanken,  und  zwar  Aktiengesellschaften.  Ihr 
Sitz  ist  Fort  de  France^)  auf  Martinique,  Point  ä  Pitre  auf 
Guadeloupe,  St  Denis  auf  R6union,  Cayenne  in  Guyane  und 
St.  Louis  inS6n6gal.  Die  Banken  können  auch  an  anderen  Punkten 
ihrer  Kolonie  Niederlassungen  gründen.  Doch  ist  die  Genehmigimg 
des  Kolonialministers  einzuholen. 

Das  den  Kolonialbanken  verliehene  Notenprivileg  macht 
eine  Bestimmung  über  die  Dauer  der  Bank  nötig.  Der  Kom- 
missionsentwurf 1895  schlug  dem  alten  Brauche  entsprechend 
eine  Verlängerung  des  Privilegs  um  abermals  zwanzig  Jahre  vor. 
Dieser  Zeitraum  erschien  der  Kommission  1900  zu  groß  mit 
Rücksicht  auf  die  Veränderungen,  die  in  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  der  Kolonien  in  dieser  Zeit  eintreten  könnten.  Das 
Privileg  der  vier  Kolonialbanken  wurde  deshalb  nur  um  zehn 
Jahre  verlängert;  es  läuft  am  31.  Dezember  1911  ab. 

Das  Kapital  der  Kolonialbanken  beträgt  je  drei  Millionen  francs 
für  die  Banken  von  Martinique,  Guadeloupe, R6union  und  600000  fr. 
für  die  Bank  von  Guyane.  Auch  die  Bank  von  S6n^al  hatte 
zuletzt  ein  Kapital  von  600  000  fr.  Das  Bankkapital  zerfällt  in 
Aktien  von  je  500  fr.  Doch  hat  der  Nominalwert  der  Aktien 
verschiedene  Wandlungen  durchgemacht.  Wie  man  sich  erinnert, 
wurde  das  Kapital  der  Kolonialbanken  durch  Apports  von  Renten- 
briefen gebildet.  Naturgemäß  ergab  nicht  immer  ein  Achtel  der 
Entschädigung,  die  einem  jeden  Pflanzer  zukam,  eine  durch  500 
teilbare  Summe.    Man  mußte  daher  1851  bestimmen,  daß   die 


*)  Bis  1905  war  es  St.  Pierre. 
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Aktien  im  Nominalwerte  von  500  fr.  bei  ihrer  ersten  Ausgabe 
in  Teilaktien  von  je  50  fr.  zerlegt  werden  könnten.  10  solcher 
Teilaktien  konnten  in  einer  Hand  vereinigt  bis  zum  1.  Januar 
1855  (in  Guyane  und  Senegal  bis  zum  1.  Januar  1857)  gegen 
eine  Vollaktie  von  500  fr.  umgetauscht  werden. ^) 

1899  beschloß  die  Bank  von  R6union,  ihr  Kapital,  das  seit 
1884  auf  vier  Millionen  francs  erhöht  war,  auf  drei  Millionen  francs 
herabzusetzen.  Nach  den  Statuten  durfte  das  nicht  durch  Ver- 
minderung der  Zahl  der  Aktien  geschehen;  man  hätte  dadurch 
die  Aktionäre  einer  wilden  Spekulation  ausgesetzt  Eine  Kapital- 
verminderung sollte  vielmehr  erfolgen  durch  Barrückzahlung 
eines  Teils  der  auf  jede  Aktie  gemachten  Einzahlungen.  Das  hätte 
die  Bank  von  R6union  1899  bei  ihrem  sehr  knappen  Metall  verrat 
in  eine  kritische  Lage  gebracht  und  zugleich  eine  Einschränkung 
des  Notenumlaufs  nötig  gemacht  in  einem  Augenblicke,  wo  der 
Geldbedarf  der  Kolonie  sehr  groß  war.  Auf  Vorschlag  des  Direktors 
der  Bank  von  Reunion  beschloß  daher  die  Generalversammlung, 
die  125  fr.,  welche  auf  jede  Aktie  zurückzuzahlen  waren,  nicht 
in  bar  auszuzahlen,  sondern  dem  Reservefonds  zuzuschreiben.*) 
Seitdem  haben  die  Aktien  der  Bank  von  Reunion  einen  Nominal- 
wert von  nur  375  fr. 

Eine  Änderung  in  der  Höhe  des  Bankkapitals  kann  nur 
durch  Dekret  ausgesprochen  werden.  Wird  das  Kapital  erhöht, 
so  bestimmt  der  Generalversammlungsbeschluß  den  Teil  des  Re- 
servefonds, der  zu  den  Einzahlungen  auf  die  neuen  Aktien  ver- 
wendet werden  darf.  Bei  einer  Verminderung  des  Kapitals  darf 
die  Zurückzahlung  125  fr.  pro  Aktie  nicht  übersteigen.^)  Das 
Aktienkapital  war  ursprünglich  vertreten  durch  Rentenbriefe,  deren 
Verpfändung  und  Veräußerung  verboten  war.  Als  dies  Verbot 
1851  aufgehoben  wurde,  haben  die  verschiedenen  Banken  nach- 
einander ihre  Rentenbriefe  verpfändet  oder  gar  veräußert.*)  1862 
besaß  die  Bank  von  S6n6gal  keine  Rentenbriefe  mehr;  ihr  Aktien- 


*)  Art.  7-8  der  Statuten  1851. 

•)  Renaud  a.  a.  0.  S.  37ff. 

»)  Art.  2  Gesetz  1901. 

*)  Vergl.  Bericht  der  Überwachungskommission  (0.  Ko.)  1861/63. 
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kapital  war  ein  reines  Betriebskapital  geworden,  das  durch  den 
Metallgeldvorrat  der  Bank  vertreten  ward.  Seit  der  Zeit  beginnt 
eine  Rückentwickelung.  Die  Banken  kauften  ihre  Rentenbriefe 
wieder  an  und  behielten  sie  auch  dann  noch,  als  die  ui-sprünglich 
öprozentigen  Renten  nacheinander  in  4^/2prozentige  und  3pro- 
zentige  verwandelt  und  für  amortisabel  erklärt  wurden.  Damit 
war  das  Kapital  der  Kolonialbanken  wieder  ein  Garantiekapital 
geworden.  Auch  ein  Teil  der  Reserven  der  Banken  ist  in  Renten- 
briefen  angelegt 

Die  Aktien  der  Kolonialbanken  sind  Namenaktien.  Zur  Eigen- 
tumsübertragung innerhalb  der  Kolonie  genügt  eine  schriftliche 
Abtretungserklärung  des  Anteilseigners  oder  seines  Bevollmäch- 
tigten und  Eintragung  in  das  Aktienbuch  der  Bank.*)  Soll  eine 
Aktie  nach  Frankreich  übertragen  werden,  so  muß  ihr  Eigen- 
tümer sie  bei  der  Bank  hinterlegen,  wobei  diese  ihm  eine  An- 
weisung an  den  Zentralgeschäftsführer  der  Kolonialbanken  in 
Paris  aushändigt  Der  Zentralgeschäftsführer  stellt  dann  gegen 
Vorweisung  der  Anweisung  einen  neuen  Aktienschein  aus,  der 
aber  nur  in  Paris  übertragbar  ist.*)  Der  alte  Aktienschein  ^drd 
von  der  Bank  vernichtet.  In  der  eben  angegebenen  Weise  können 
die  nach  Frankreich  übertragenen  Aktien  dort  weiterbegeben  oder 
wieder  in  die  Kolonie  zurück  übertragen  werden.  Durch  die 
Übertragbarkeit  der  Aktien  nach  Frankreich  wurde  den  in  Frank- 
reich wohnenden  Aktionären  der  Kolonialbanken  ein  großer  Dienst 
erwiesen.  Sie  konnten  nun  ihre  Aktien  in  Frankreich  haben, 
dort  die  Dividenden  erheben  und  am  Sitz  der  Zentralgeschäfts- 
stelle ihren  Aktienbesitz  übertragen.  Diese  Vorteile  kamen  einem 
großen  Teile  der  Aktionäre  zugute.  Denn  infolge  der  Differenz 
zwischen  dem  Landeszinsfuße  in  Frankreich  und  demjenigen  in 
den  Kolonien  waren  schon  1854  beispielsweise  in  Martinique 
2325  von  6000  Aktien  nach  Frankreich  übertragen.*)  Auch  be- 
hielten die  Kreolen,  die  wohlhabend  geworden  waren  und  sich 
in  ihren  alten  Tagen  nach  Frankreich  zurückzogen,  ihren  Aktien- 

')  Statuten  1901  Art.  7,  8. 

•)  Dekret  vom  17.  November  1852  Art.  9. 

»)  Vergl.  Bericht  der  Ü.  Ko.  1853/55. 
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besitz  bei,  da  sie  noch  große  Interessen  in  den  Kolonien  hatten. 
So  kam  es,  daß  1892  mehr  als  die  Hälfte  der  Aktien  der  Banken 
von  Martinique  und  Guadeloupe  sich  in  Frankreich  befanden, 
d.  h.  sogenannte  actions  d'Europe  waren.^)  In  Eöunion  und  Guyane 
dagegen  machten  die  actions  d'Europe  nicht  viel  mehr  als  ein 
Drittel  aller  Aktien  aus.  Die  Aktien  der  Bank  von  Senegal  sind 
nie  nach  Europa  übertragen  worden.  Sie  wurden  auch  in  der 
Kolonie  selbst  nicht  gehandelt,  sondern  blieben  meist  in  denselben 
Händen.  Denn  sie  gehörten  zum  großen  Teil  französischen  Kauf- 
leuten, die  in  Senegal  große  Handelsinteressen  hatten  und  daher 
den  mit  dem  Aktienbesitz  verbundenen  wirtschaftlichen  Einfluß 
sich  zu  erhalten  wünschten. 

Gemäß  Art.  25  der  Statuten  von  1901  werden  alle  6  Monate 
(am  30.  6.  und  am  31. 12.)  die  Bücher  und  Konti  der  Bank  ab- 
geschlossen, bilanziert  und  das  Ergebnis  festgestellt. 

Die  ausstehenden  Forderungen,  d.  h.  solche,  die  am  Verfall- 
tage nicht  beglichen  worden  sind,  dürfen  dabei  höchstens  zu 
einem  Fünftel  ihres  Nominalwerts  in  die  Aktiva  der  Bankbilanz 
eingestellt  werden.  Von  dem  während  des  Semesters  erzielten 
Reingewinn  soll  zunächst  eine  Summe  =  V2  Prozent  des  einge- 
zahlten Grundkapitals  dem  Reservefonds  zugewiesen  werden. 
Jede  Aktiengesellschaft  hat  nach  dem  französischen  Aktiengesetz 
von  1867  einen  Reservefonds  zu  bilden,  dessen  gesetzliches  Mini- 
mum ein  Zehntel  des  Grundkapitals  beträgt.  Der  Spekulations- 
charakter der  Kolonialbanken  veranlaßte  den  Gesetzgeber  dieses 
Minimum  für  die  Kolonialbanken  auf  die  Hälfte  ihres  Grund- 
kapitals zu  erhöhen.  Dieses  Minimum  von  V2  des  Grundkapitals 
war  aber  bis  1901  zugleich  ein  gesetzliches  Maximum,  da  Art.  27 
der  Statuten  bestimmte,  daß,  sobald  der  Reservefonds  die  Hälfte 
des  Grundkapitals  erreicht  hätte,  jede  weitere  Zuwendung  an  ihn 
unterbleiben  sollte.  Das  Gesetz  von  1901  gestattet  dagegen  in  diesem 
Falle    die   Begründung   außerordentlicher   Reserven    und   zwar 

1)  zur  Amortisation  der  Immobilien  und  des  Mobiliars  der  Bank, 

2)  zur  Ergänzung  der  Dividende  auf  fünf  Prozent,  falls  der  er- 


0  Vergl.  Bericht  der  Ü.  Ko.  1892/93. 
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zielte  Reingewinn  nur  eine  geringere  Ausschüttung  zuläßt,  und 
3)  zur  Bildung  einer  Pensionskasse  für  die  Bankangestellten.  Die 
unter  Nr.  2  erwähnte  Reserve  verdient  eine  besondere  Beachtung. 
Aus  dem  Reingewinn  soll  nach  Abzug  einer  Summe  gleich  V2  Pro- 
zent des  Grundkapitals,  welche  pro  Semester  dem  Reservefonds 
zuzuwenden  ist,  eine  erste  Dividende  von  fünf  Prozent  des  Aktien- 
kapitals verteilt  werden.  Reicht  der  Gewinn  dazu  nicht  aus,  so 
darf  die  Dividende  bis  zu  fünf  Prozent  erhöht  werden  und  zwar 
durch  Entnahmen  aus  dem  unter  Nr.  2  genannten  außerordent- 
lichen Reservefonds  und  mangels  eines  solchen  aus  der  statu- 
tarischen Reserve,  vorausgesetzt,  daß  diese  dadurch  nicht  unter 
die  Hälfte  ihres  gesetzlichen  Minimums  sinkt.  Der  nach  Ver- 
teilung von  fünf  Prozent  Dividende  noch  etwa  vorhandene  Ge- 
winn kann  zur  Hälfte  als  zweite  Dividende  verteilt  werden.  Von 
der  anderen  Hälfte  sollen  zwei  Zehntel  dem  Direktor  und  den 
anderen  Bankbeamten  und  acht  Zehntel  der  Reserve  zugewiesen 
werden.  Sobald  diese  ihr  statutarisches  Minimum  erreicht  hat, 
kommt  dem  Direktor  und  den  Bankbeamten  die  volle  Hälfte  des 
Teiles  des  Reingewinns  zu,  der  nach  Verteilung  von  fünf  Prozent 
Dividende  übrig  bleibt,  und  zwar  ist  sie  zu  gleichen  Teilen  an 
den  Direktor  einerseits  und  die  übrigen  Bankbeamten  anderer- 
seits zu  verteilen. 

Keine  Dividende  darf  ohne  Zustimmung  des  Gouverneurs 
der  Kolonie  verteilt  werden.*)  Da  die  Gouverneure  von  ihrem 
Vetorecht  aus  eigenem  Antriebe  fast  keinen  Gebrauch  gemacht 
hatten,  wurde  ihnen  in  den  neuen  Statuten  von  1901  die  Pflicht 
auferlegt,  bei  Vorliegen  bestimmter,  im  Gesetz  näher  bezeichneter 
Statutenverstöße  jede  Dividendenverteilung  zu  verbieten,  bis  der 
Kolonialminister  über  den  Fall  eine  Entscheidung  getroffen  hat 
Stellt  diese  einen  solchen  Verstoß  gegen  die  Statuten  fest  so 
gilt  der  Verwaltungsrat  von  Rechts  wegen  als  seines  Amtes  ent- 
hoben, und  es  hat  unverzüglich  eine  Neuwahl  stattzufinden;  auch 
muß  dann  jede  Dividendenverteilung  für  die  laufende  Geschäfts- 
periode unterbleiben. 

»)  Statuten  1901  Art.  25. 
»)  Statuten  1901  Art.  28. 
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Das  Verbot  der  Dividendenverteilung  gibt  den  Anordnungen 
des  Gesetzes  eine  gewisse  Sanktion;  es  bestraft  aber  hauptsächlich 
die  Aktionäre  für  Vergehen  des  Verwaltungsrates.  Die  Aktionäre 
sind  somit  genötigt,  die  Geschäftsführung  der  Bankdirektoren 
und  Verwalter  scharf  zu  überwachen,  um  sich  selbst  vor  Schaden 
zu  bewahren.  Ihren  Einfluß  auf  die  Bankleitung  üben  sie  durch 
die  Generalversammlung  aus. 

Die  Gesamtheit  der  Aktionäre  der  Kolonialbank  wird  ver- 
treten durch  die  Generalversammlung.  Auf  ihr  haben  aber  nur 
diejenigen  Aktionäre  Sitz  und  Stimme,  die  mindestens  zehn  Aktien 
besitzen.  Doch  können  Eigner  von  weniger  als  zehn  Aktien,  die 
aber  zusammen  zehn  Aktien  besitzen,  sich  durch  einen  unter 
ihnen  vertreten  lassen.^)  Jedes  Mitglied  der  Generalversammlung 
kann  sich  auf  dieser  nur  durch  einen  anderen  Aktionär  der  Bank 
vertreten  lassen.  Jeder  Aktionäi*  hat  soviel  Stimmen,  als  er  je 
zehn  Aktien  besitzt.  Das  hierin  zutage  tretende  plutokratische 
Prinzip  wird  dadurch  gemildert,  daß  niemand  in  eigenem  Namen 
oder  als  Bevollmächtigter  mehr  als  zehn  Stimmen  haben  kann.*) 

Die  Eigner  von  actions  d'Europe,  die  sich  auf  der  General- 
versammlung vertreten  lassen  wollen,  brauchen  nicht  mehr  ihre 
Aktien  beim  Zentralgeschäftsführer  in  Paris  zu  hinterlegen;  es 
genügt  vielmehr  seit  1901  zur  Vertretung  auf  der  Generalver- 
sammlung eine  fünfzig  Tage  vor  der  Generalversammlung  von 
dem  Zentralgeschäftsführer  ausgestellte  Bescheinigung  über  den 
Aktienbesitz  des  betreffenden  Aktionärs.^)  Freilich  darf  dieser 
Aktienbesitz  vor  Schluß  der  Generalversammlung  nicht  übertragen 
werden.  Da  eine  solche  Übertragung,  wie  wir  schon  oben  sahen, 
in  Europa  nur  durch  den  Zentralgeschäftsführer  erfolgen  kann,  so  ist 
die  Bank  gegen  Fälschung  und  Mißbrauch  hinlänglich  geschützt. 

Die  Leitung  der  Bank  ist  einem  Verwaltungsrate  anvertraut, 
der  aus  einem  Direktor  und  vier  Verwaltern  besteht*) 

Der  Verwaltungsrat  trifft  alle  Verfügungen  in  der  inneren 


*)  Statuten  1901  Art.  28. 
»)  Statuten  Art.  30. 
')  Statuten  1901  Art.  29. 
*)  Statuten  Art.  36. 
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Bankverwaltuug;  er  setzt  den  Diskontsatz  und  den  Zinsfuß  für 
Darlehen,  die  Provisionen  für  Wechsel-  und  Kommissionsgeschäfte 
fest,  desgleichen  die  Gebühren  für  Depots:  er  entscheidet,  welche 
Wechsel  und  Schuldscheine  zum  Diskont  zugelassen  werden 
können,  ohne  daß  er  eine  Zurückweisung  vom  Diskont  zu  be- 
gründen braucht;  er  bestimmt  die  Höhe  des  jeweiligen  Noten- 
umlaufs innerhalb  der  statutarischen  Grenzen.  Er  wacht  darüber, 
daß  die  Bank  keine  anderen  als  die  ihr  durch  die  Statuten  er- 
laubten Geschäfte  macht. ^)  Der  VerwaJtungsrat  als  solcher  be- 
stimmt also  die  Richtlinien  für  den  Verkehr  mit  der  Kundschaft 
wie  für  den  inneren  Bankbetrieb.  Da  die  vier  Verwalter  von 
der  Generalversammlung  der  Aktionäre  gewählt  werden,  so  haben 
die  Aktionäre  innerhalb  des  Verwaltungsrates  entscheidenden 
Einfluß.  Aber  diesem  Verwaltungsrat  sind  manche  wichtige  Be- 
fugnisse versagt.  So  wird  der  Direktor  nicht  von  ihm  gewählt, 
sondern  auf  Vorschlag  einer  Überwachungskommission  vom  Präsi- 
denten der  französischen  Republik  ernannt.*)  Um  ihm  dem  Ver- 
waltungsrate gegenüber  eine  selbständige  Stellung  zu  geben,  wurde 
bestimmt,  daß  der  Kolonialminister,  nicht  der  Verwaltungsrat, 
das  Gehalt  des  Direktors  festzusetzen  hat.  Der  Direktor  hat  aber 
auch  positive  Machtmittel  dem  Verwaltungsrate  gegenüber:  er 
ernennt  und  entläßt  die  Bankbeamten,  die  dadurch  ganz  von  ihm 
abhängig  sind.  Der  Direktor  ist  nominell  nur  ein  Organ  der  Bank, 
das  die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrats  und  der  Generalversamm- 
lung auszuführen  hat  Doch  steht  ihm  gegen  diese  Beschlüsse 
indirekt  ein  Veto  zu,  da  jeder  Beschluß,  der  ausgeführt  werden 
soll,  mit  der  Unterschrift  des  Direktors  versehen  sein  muß  und 
der  Direktor  zur  Unterschrift  nicht  gezwungen  werden  kann. 
Ferner  bedürfen  die  wichtigsten  Geschäfte  der  Bank :  die  Diskont- 
und  Darlehensgeschäfte  seiner  Zustimmung.  Der  Direktor  hat 
die  Korrespondenz,  Verträge,  Quittungen,  Wechselindossamente, 
Tratten  und  Anweisungen  zu  zeichnen.») 

Somit  besitzt  der  Direktor  der  Kolonialbanken  recht  um- 


>)  Statuten  Art.  37. 
«)  Statuten  Art.  42. 
"»)  Statuten  1901  Art.  48/4:6. 
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fassende  Befugnisse,  die  er  sehr  zum  Schaden  der  Bank  ausüben 
könnte.  Daher  sucht  man  ihn  durch  Beteiligung  am  Reingewinn 
der  Bank  sowie  durch  die  Bestimmung,  daß  der  Direktor  Eigner 
von  mindestens  zwanzig  Aktien  seiner  Bank  sein  muß,^)  unmittel- 
bar am  Wohl  und  Wehe  der  Bank  zu  interessieren.  Ein  weiteres 
Gegengewicht  gegen  die  Selbständigkeit  des  Direktors  ist  die 
Bestimmung,  daß  der  Direktor  jederzeit  durch  Dekret  des  Präsi- 
denten der  französischen  Republik  abgesetzt,  ja  in  dringenden 
Fällen  auch  vom  Gouverneur  der  Kolonie  ohne  weiteres  seines 
Amtes  zeitweise  enthoben  werden  kann.*)  Hierdurch  wird  der 
Direktor  unmittelbar  abhängig  von  einer  vorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde; er  erhält  die  Stellung  eines  Staatsbeamten. 

Dem  Verwaltungsrate  zur  Seite  stehen  zwei  Zensoren;*) 
einer  von  ihnen  wird  von  der  Generalversammlung  auf  zwei 
Jahre  gewählt;  er  muß  wie  die  vier  Verwalter  zehn  Aktien  zu 
eigen  haben,  die  während  seiner  Amtszeit  unveräußerlich  sind 
und  die  voll  einbezahlt  sein  müssen.  Der  zweite  Zensor  ist  von 
Rechts  wegen  ein  durch  den  französischen  Finanzminister  be- 
nannter Finanzbeamter  der  Kolonie.  Dieser  hat  allen  Sitzungen 
des  Verwaltungsrates  beizuwohnen  und  ist  dadurch  in  Stand 
gesetzt,  die  Banktätigkeit  genau  zu  verfolgen.  Die  Aufgabe  der 
beiden  Zensoren  ist  nun,  darüber  zu  wachen,  daß  die  Statuten 
der  Bank  genau  befolgt  werden.  Sie  haben  den  Kassen-  und 
Wechselbestand  der  Bank  nachzusehen  und  die  Geschäftsbücher 
auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen.  Sie  sollen  der  regelmäßig  Anfang 
Juli  zusammentretenden  Generalversammlung  Rechenschaft  geben 
über  ihre  Tätigkeit  und  eventuelle  Vorschläge  unterbreiten.*) 
Neben  den  Zensoren  kennt  das  Gesetz  von  1901  noch  besondere 
Inspektoren.  Die  Kolonialbanken  müssen  alle  zwei  Jahre  auf 
ihre  Kosten  inspiziert  werden  durch  Inspektoren  der  Kolonie, 
die  eigens  zu  diesem  Zwecke  ausgewählt  sind,  also  Zeit  haben, 
sich  auf  ihre  Tätigkeit  vorzubereiten.    Damit  ist  der  Hauptein- 

»)  Statuten  Art.  47. 

•)  Statuten  Art.  46. 

*)  Statuten  Art.  36. 

*)  Statuten  1901  Art.  52/55. 
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Wurf,  der  gegen  die  frühere  Äufsichtstätigkeit  erhoben  wurde, 
sie  sei  nicht  sachverständigen  Leuten  anvertraut,  entkräftet.  Die 
Kolonialinspektoren  prüfen  die  Banklage  nach  den  ihnen  vom 
Finanzminister  gegebenen  Instruktionen  und  senden  ihre  Berichte 
über  das  Prüfungsergebnis  dem  Kolonialminister  und  dem  Knanz- 
minister  ein.  *) 

Als  dritte  Aufsichtsbehörde  ist  noch  die  Überwachungs- 
kommission der  Kolonialbanken  in  Paris  zu  nennen,  die  neun 
Mitglieder  zählt.*)  Sie  hat  dem  Präsidenten  der  französischen 
Republik  alljährlich  Bericht  zu  erstatten  über  ihre  Aufsichts- 
tätigkeit sowie  über  die  allgemeine  Lage  der  Banken.  Der  Be- 
richt wird  im  Journal  officiel  abgedruckt.  Die  Kommission  hat 
nicht  die  Aufgabe  und  das  Recht,  in  die  Verwaltung  und  Leitung 
der  Bank  einzugreifen.  Sie  soll  nur  dem  Kolonialministerium 
Verbessernngsvorschläge  unterbreiten  und  auf  Mängel  der  Sta- 
tuten sowie  auf  Gesetzwidrigkeiten  in  der  Bankleitung  aufmerksam 
machen.  Wenn  die  Überwachungskommission  trotzdem  oft  ihren 
Willen  durchsetzte  und  gewisse  Maßnahmen  der  Banken  erzwang, 
80  verdankte  sie  das  in  erster  Linie  ihrer  sachverständigen  Ein- 
sicht und  ihrer  im  allgemeinen  durchaus  zutreffenden  Beurteilung 
der  Verhältnisse.  Natürlich  war  es  ihr  bei  der  weiten  Entfernung 
von  den  Kolonien  nicht  möglich,  stets  das  Richtige  zu  treffen. 
Der  einzige  Vorwurf  fast,  den  man  der  Kommission  machen 
könnte,  ist  der,  daß  ihre  Warnungen  und  Ratschläge  leider  meist 
zu  spät  kommen.  Die  Überwachungskommission  stand  eben  so 
oft  vor  faits  accomplis,  ehe  sie  noch  hatte  einschreiten  können. 
Der  eben  gerügte  Mangel  fällt  also  der  Kommission  nicht  zur 
Last.    Diese  Einrichtung  hat  sich  im  Gegenteil  vollauf  bewährt. 

Wir  rekapitulieren:  Die  Kolonialbanken  sind  Privatbanken; 
denn  ihr  Kapital  gehört  privaten  Anteilseignern,  die  bis  zur 
Höhe  ihres  Anteils  für  die  Bankverbindlichkeiten  haften,  und 
die  Aktionäre  haben  durch  die  Generalversammlung  und  den 
Verwaltungsrat  Einfluß  auf  den  Gang  der  Bankgeschäfte.  Doch 
sind  ihre  Rechte  und  Befugnisse  im  Vergleiche  mit  dem  bei  uns 

*)  Statuten  Art.  56. 
•)  Gesetz  1874  Art.  15. 
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geltenden  Aktienrechte  stark  beschränkt  und  zwar  zugunsten 
des  Staates. 

Auch  haben  die  Aktionäre  keine  Möglichkeit,  einseitig  die 
Statuten  abzuändern. 

All  dies  erklärt  sich  aus  folgendem: 

a)  Die  Kolonialbanken  sind  errichtet  nicht  durch  Rechts- 
geschäft privater  Gründer,  sondern  durch  einen  Akt  der  Staats- 
gewalt 

b)  Organisation  und  Statuten  der  Bank  sind  durch  Gesetze 
festgelegt  und  nur  durch  Gesetze  abänderbar. 

c)  Der  Direktor  der  Kolonialbanken,  der  den  maßgebendsten 
Einfluß  in  der  Bankleitung  hat,  ist  ein  Staatsbeamter. 

d)  Auch  die  BankkontroUe  durch  Zensoren,  Inspektoren 
und  Überwachungskommission  ist  in  der  Hauptsache  eine  staat- 
liche Angelegenheit. 

Wenn  wir  noch  das  Notenprivileg  der  Kolonialbanken  in 
Betracht  ziehen,  das  weiter  unten  zu  behandeln  sein  wird,  so 
können  wir  sagen:  Die  Kolonialbanken  sind  privilegierte  Privat- 
banken, die  unter  staatlichem  Einfluß  und  staatlicher  Aufsicht 
stehen. 

Es  ist  wohl  nicht  zu  leugnen,  daß  bei  den  französischen 
Kolonialbanken  an  Überwachung  und  Beaufsichtigung  des  Guten 
zu  viel  geschehen  ist.  Immerhin  ist  zu  bedenken,  daß  eine 
strenge  Aufsicht  wegen  des  Notenausgaberechts  wohl  am  Platze 
war  und  sich  auch  dadurch  noch  rechtfertigte,  daß  der  Staat 
den  Banken  bei  ihrer  Errichtung  ganz  bestimmte  Ziele  gesetzt 
hatte,  die  mit  eng  begrenzten  Mitteln  erreicht  werden  soUten. 

Das  führt  uns  zur  Erörterung  des  Geschäftskreises  der 
Kolonialbanken. 

3.  Kapitel. 

DER  GESCHÄFTSKREIS  DER  KOLONIALBANKEN 
INSBESONDERE. 

Ein  Grundsatz  beherrscht  die  Geschäftstätigkeit  der  Banken: 
sie  dürfen  unter  keinen  Umständen  andere  als  die  ihnen  durch 
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die  Statuten  erlaubten  Geschäfte  machen.^)  Der  Geschäftskreis 
der  Kolonialbanken  ist  also  begrenzt,  wie  dies  bei  den  Noten- 
banken der  Fall  zu  sein  pflegt 

Die  Banken  haben  ganz  allgemein  gesprochen  u.  a.  auch 
die  Aufgabe,  die  in  einer  Volkswirtschaft  frei  verfügbaren  Kapi- 
talien an  sich  zu  ziehen,  um  sie  an  Kapitalbedürftige  wieder  zu 
verteilen.  Die  verschiedenen  Arten  der  auf  die  erstgenannte 
Aufgabe  gerichteten  Tätigkeit  faßt  man  zusammen  unter  dem 
Namen:  Passivgeschäfte.  Hier  macht  die  Bank  in  den  ver- 
schiedensten Formen  Anleihen  beim  Staat  oder  Publikum.  Der 
Verteilung  der  so  gesammelten  Kapitalien  dienen  die  sogenannten 
Aktivgeschäfte,  mittelst  deren  die  Bank  ihre  Kapitalien  nutz- 
bringend und  werbend  anlegt  Die  Passivgeschäfte  sind  nur 
das  Mittel,  die  Aktivgeschäfte  dagegen  der  Zweck  der  Bank- 
tätigkeit. Doch  verlangt  die  goldene  Bankregel,  daß  sich  die 
Aktivgeschäfte  nach  den  Passivgeschäften  richten.  Darüber 
später  mehr.  Hier  gilt  es,  festzustellen,  welches  die  Aktiv-  und 
welches  die  Passivgeschäfte  der  Kolonialbanken  sind. 

Wenn  wir  den  Artikel  10 *)  der  Bankstatuten,  der  die  Ge- 
schäfte der  Banken  aufzählt,  durchgehen,  so  finden  wir  folgende 


»)  Statuten  1901  Art.  9. 

«)  Art  10  lautet: 

Die  Bankgeschäfte  bestehen  darin : 

1.  Eigene  Wechsel  oder  Tratten  mit  2  oder  mehr  Unterschriften, 
die  an  ihrem  Ausstellungsorte  zahlbar  sind,  zu  diskontieren. 

2.  Direkte  oder  an  Order  gestellte  Tratten  oder  Anweisungen  auf 
Frankreich  oder  das  Ausland  zu  begeben,  zu  diskontieren  oder  zu  kaufen. 

3.  Vorschüsse  zu  geben  auf  handelsmäßige  oder  nicht  handels- 
mäßige Schuldscheine,  welche  garantiert  sind: 

a)  durch  Warrants  oder  Lagerscheine  von  Waren,  die  hinterlegt 
sind  in  öffentlichen  Lagerräumen  oder  in  privaten  Räumen,  deren  Schlüssel 
der  Bank  regelrecht  eingehändigt  sind; 

b)  durch  Abtretung  der  Ernte  auf  dem  Felde; 

c)  durch  Konnossemente,  die  an  Order  gestellt  und  regelrecht  in- 
dossiert  sind; 

d)  durch  Abtretung  von  Rentenbriefen,  Aktien  der  Bank  oder  von 
WeHpapiergi,  welche  die  Bank  von  Frankreich  als  Sicherheit  für  Vor- 
schüsse zulaßt; 
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Aktivgeschäfte:  Das  Diskontgeschäft  (Art.  10,1,2)  zusammen  mit 
dem  Ankauf  von  Wechseln  (Art.  10, 2),  ferner  die  Darlehens- 
geschäfte des  Art  10,  s,  das  aktive  Kontokorrentgeschäft,  be- 
stehend in  Auszahlungen  auf  Effekten,  die  der  Bank  eingehändigt 
sind,  in  der  Besorgung  von  Aufträgen  und  Bezahlung  von  Schecks 
und  Anweisungen  (Art  10,4);  sodann  das  Subskriptionsgeschäft 
(Art  10,6),  das  gleichsam  auch  ein  Kauf  von  Effekten  ist  Zweifel- 
haft kann  die  Natur  des  Handels  mit  Edelmetallen  (Art.  10,  9) 
sein.  Doch  wird  man  den  Kauf  von  Edelmetallen  zu  den  Aktiv- 
geschäften rechnen  dürfen  (und  ihren  Verkauf  zu  den  Passiv- 
geschäften), denn  ein  Kauf,  z.  B.  von  Goldbarren,  kann  angesehen 
werden  als  ein  Darlehen,  bei  dem  infolge  einer  clausula  com- 
missoria das  Pfand,  hier  die  Goldbarren,  an  die  Stelle  der  ur- 
sprünglich zurückzuzahlenden  Darlehenssumme  getreten  ist 

Zu  den  Passivgeschäften  der  Kolonialbanken  gehört:  Das 
Depositengeschäft  (Art  10,  a),  desgleichen  die  Annahme  der  auf 
öffentliche  Anleihen  gezeichneten  Beträgen  (Art  10,?),  die  Kück- 
diskontierung  und  der  Verkauf  von  Wechseln,  vor  allem  aber 
die  Ausgabe  von  Noten,  Anweisungen,  Solawechseln  und  Tratten 
(Art.  10,8).  In  der  Praxis  sind  Aktiv-  und  Passivgeschäfte  nicht 
so  scharf  wie  hier  getrennt,  sondern  eng  miteinander  verknüpft^ 


e)  durch  Hinterlegung  von  Barren,  Münzen  oder  Gegenständen  von 
Gold  und  Silber. 

4-.  Für  Rechnung  von  Privaten  oder  von  öffentlichen  Anstalten  Ein- 
und  Auszahlungen  auf  Effekten,  die  der  Bank  eingehändigt  sind,  zu  be- 
sorgen und  alle  Anweisungen  und  Aufträge  zu  bezahlen. 

5.  Gegen  eine  Verwahinmgsgebühr  in  Empfang  zu  nehmen  frei- 
willige Depots  von  Schuldtiteln,  Barren,  Münzen  und  Gegenständen  von 
Gold  und  Silber. 

6.  Alle  vom  Staat  oder  von  der  Kolonie  eröffneten  Anleihen  zu 
zeichnen  bis  zur  Höhe  des  Reservefonds. 

7.  Mit  Ermächtigung  des  Kolonialministers  die  auf  öffentliche  in 
der  Kolonie  oder  in  Frankreich  eröffnete  Anleihen  gezeichneten  Beträge 
entgegenzunehmen. 

8.  Noten,  die  dem  Inhaber  auf  Sicht  zahlbar  sind,  ferner  eigene 
Wechsel,  Tratten  oder  Anweisungen  auszugeben. 

9.  Handel  zu  treiben  mit  gemünztem  oder  ungemünztem  Gold 
und  Silber. 
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meist  durch  den  Kontokorrentverkehr  zwischen  der  Bank  und 
ihren  Kunden. 

Es  könnte  scheinen,  als  ob  wir  bei  Aufzählung  der  Passiv- 
geschäfte der  Kolonialbank  das  ursprünglichste  und  augenschein- 
lichste vergessen  hätten:  die  Einzahlungen  der  Aktionäre  auf  die 
Aktien  der  Bank.  Das  Grundkapital  ist  doch  die  erste  Anleihe, 
welche  die  Bank  beim  Publikum  macht,  freilich  nicht  immer 
die  bedeutendste.  Trotzdem  können  wir  das  Grundkapital  bei 
Betrachtung  der  Passivgeschäfte  außer  acht  lassen,  denn  es  ist 
bei  den  fünf  Kolonialbanken  kein  Betriebskapital,  das  seinen 
Gegenwert  in  dem  Wechsel-  und  Metallbestande  der  Bank  fände, 
sondern  tatsächlich  ein  Garantiekapital,  das  zur  Deckung  der 
Notenausgabe  dient  und  in  Rentenbriefen  angelegt  ist.  Es  hat 
somit  einmal  zu  einem  Aktivgeschäft,  nämlich  zum  Ankauf  öffent- 
licher Anleihen,  gedient,  kommt  aber  für  die  Geschäftstätigkeit 
der  Bank  unmittelbar  nicht  in  Betracht. 

§  5. 
PASSIVGESCHlFTE  DER  KOLONIALBAXKEN. 

Das  hauptsächlichste  Passivgeschäft  der  Kolonialbanken  ist 
ihre  Notenausgabe. 

1.  Wie  schon  öfter  angedeutet,  sind  die  fünf  Kolonial- 
banken unter  Ausschluß  aller  anderen  Kreditanstalten  ermächtigt, 
in  der  Kolonie,  in  der  sie  errichtet  sind,  Noten  auf  den  Inhaber 
in  Höhe  von  500,  100,  25  und  5  fr.  auszugeben.  Die  Noten 
sind  auf  Sicht  zurückzahlbar  am  Sitze  der  Bank,  die  sie  aus- 
gegeben hat.  Doch  brauchen  die  5  fr.- Noten  nur  in  Beträgen 
von  25  fr.  zurückgezahlt  zu  werden.  An  diese  5  fr. -Noten 
knüpft  sich  eine  lange  Geschichte.  Das  Gesetz  von  1851  (Art  5) 
hatte  ihre  Ausgabe  nicht  gestattet,  obwohl  sie  schon  1849  in 
den  französischen  Antillen  von  den  dort  provisorisch  eing^ 
richteten  caisses  de  prets  sur  d6p6ts  de  denröes  ausgegeben  und 
selbst  bei  den  Schwarzen  sehr  beliebt  waren.  Die  5  fr.-Noten 
drangen  freilich  mehr  in  den  Verkehr  ein  als  die  Noten,  welche 
auf  größere  Summen  lauten,  und  man  fürchtete,  daß  jene  bei 
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einer  Panik  haufenweise  zur  Bank  zurückströmen  und  dadurch 
den  Metallvorrat  der  Bank  in  kritischer  Zeit  bedenklich  ver- 
mindern würden.  Aber  sollte  man  nicht  das  Zutrauen  zu  der 
Bankleitung  haben,  daß  sie  am  besten  beurteilen  würde,  bei 
welcher  Stückelung  der  ^oten  Halt  zu  machen  sei?  Auf  den 
Wunsch  der  Banken  wurden  daher  1874  auch  5  fr.-Noten  zu- 
gelassen. Es  blieb  noch  die  Befürchtung,  daß  die  neuen  5  fr.- 
Noten  die  silbernen  5  fr.-Stücke  aus  dem  Verkehre  verdrängen 
möchten.  Was  damals  befürchtet  wurde,  ist  später  tatsächlich 
eingetreten.  Doch  war  daran  nicht  die  Ausgabe  von  5  fr.-Noten 
schuld,  sondern  der  umstand,  daß  die  Noten  nur  in  der  Kolonie 
zirkulieren  und  nicht  wie  das  Metallgeld  zu  Rimessen  verwendet 
werden  konnten.  Bei  passiver  Zahlungsbilanz  wanderte  das 
Metallgeld  aus,  die  Noten  dagegen  blieben  in  der  Kolonie  zurück. 
Die  Höhe  des  Notenumlaufs  ist  durch  zwei  Bestimmungen 
beschränkt.  Erstens  soll  der  Notenumlauf  stets  zu  einem  Drittel 
metallisch  gedeckt  sein.  Als  1855  und  später  1879  bezw.  1884 
in  den  Zuckerkolonien  Kassenscheine  mit  Zwangskurs  ausgegeben 
wurden,  erhielten  die  Banken  die  Erlaubnis,  diese  Kassenscheine 
in  ihren  Metallbestand  aufzunehmen.  Eine  weitere  Grenze  ist 
dem  Notenumlauf  dadurch  gesetzt,  daß  der  Gesamtbetrag  der 
im  Umlauf  befindlichen  Noten  sowie  aller  sonstigen  Schulden 
der  Bank  den  dreifachen  Betrag  ihres  Grundkapitals  und  ihrer 
Reserven  nicht  überschreiten  darf.  Soweit  dieser  Gesamtbetrag 
aller  Bankverbindlichkeiten  über  jene  Grenze  hinausgeht,  muß 
ihm  ein  freier,  d.  h.  nicht  zur  Drittelsdeckung  des  Notenumlaufs 
benötigter  Metall  verrat  entsprechen.  *)  Kapital  und  Reserven  der 
Kolonialbanken  sind  seit  langer  Zeit  in  Rentenbriefen  angelegt, 
die  einen  schwankenden  Kurs  haben.  Um  nun  für  die  Berech- 
nung des  Maximums  der  BankverbindUchkeiten  eine  feste  Grund- 
lage zu  gewinnen,  war  1863  bestimmt  worden,  daß  die  drei- 
prozentigen  Rentenbriefe  der  Kolonialbanken  zum  Kurse  von 
75  fr.  pro  3  fr.  Rente  kapitalisiert  werden  sollten.  Das  entsprach 
einem  Kurse  von  75  fr.  pro  100  fr.  Nominalwert,  war  also  bei 
dem  damaligen  Rentenkurse  von  70  fr.  um  5  fr.  zu  günstig  für 

')  Gesetz  1901  Art.  4, 
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die  Kolonialbanken.  In  den  90  er  Jahren  des  vergangenen  Jahr- 
hunderts war  der  alte  Kapitalisationskurs  um  25  fr.  zu  niedrig 
geworden,  da  der  tägliche  Kurs  der  Renten  sich  um  den  Pari- 
kurs bewegte.  Deshalb  wurde  durch  Dekret  vom  9. 4. 1902  der 
Kapitalisationskurs  für  die  Rentenbriefe  auf  90  fr.  pro  3  fr.  Rente 
erhöht,  so  daß  die  Banken  jetzt  noch  immer  gegen  einen  Kurs- 
rückgang geschützt  sind. 

Die  Noten  der  Koionialbanken  sind  im  ganzen  Umkreise 
der  betreffenden  Kolonie  gesetzliches  Zahlungsmittel  für  Private 
wie  für  die  öffentlichen  Kassen,  i)  Sie  haben  also  nicht  nur 
Kassenkurs;  auch  der  Staat  kann  sie  zu  Zahlungen  an  die  Bank 
oder  an  andere  Privaten  benutzen. 

Das  Gesetz  spricht  von  „cours  legal",  dieser  wird  definiert 
mit:  cours  obligatoire  accompagnö  du  remboursement  ä  volont6. 
Die  Einlösung  der  Noten  auf  Sicht  sichert  ihre  Münzparität; 
sie  ist  zugleich  auch  die  Toraussetzung  für  ihre  gesetzliche 
Zahlungskraft:  in  dem  Augenblicke,  wo  die  Bank  ihre  Zahlungen 
einstellte,  würden  die  Noten  der  Bank  aufhören,  gesetzliches 
Zahlungsmittel  zu  sein.  Der  Staat  könnte  die  in  seinen  Kassen 
angesammelten  Noten  nicht  mehr  zu  Zahlungen  an  Private  be- 
nutzen, und  dem  Geldverkehr  wäre  das  wichtigste  Umlaufsmittel 
mit  einem  Schlage  entzogen.  Die  Zahlungseinstellung  einer 
Kolonialbank  müßte  ein  Stillstehen  aller  Geschäfte  notwendig 
nach  sich  ziehen.  Um  ein  solches  Unglück  von  der  Kolonie 
abzuwenden,  beschloß  der  Generalrat  von  R6union  1894,  der 
Bank  von  R6union,  deren  Liquidation  zu  befürchten  stand,  durch 
eine  Subvention  von  1,5  Millionen  fr.  aus  ihrer  schlimmen  Lage 
zu  helfen.^)  Der  französische  Gesetzgeber  wurde  durch  dieses 
Ereignis  auf  eine  Lücke  im  Kolonialbankgesetze  von  1874  auf- 
merksam und  er  bestimmte  1901  im  Art  57  der  Statuten,  daß 
im  Falle  einer  Liquidation  einer  Kolonialbank  der  Kolonial- 
minister im  Einklang  mit  dem  Pinanzminister  die  Bedingungen 
für  den  Umlauf  und  die  Zurückzahlung  der  Banknoten  provi- 
sorisch festsetzen  soll. 


»)  Gesetz  1901  Art.  4. 
«)  Denizet  a.  a.  0.  S.  179. 
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Welch  großes  Interesse  die  Kolonie  an  der  Einlösung  der 
Noten  auf  Präsentation  hat,  ist  eben  gezeigt  worden.  Eine  Be- 
schränkung des  Notenumlaufs  auf  einen  dem  jeweiligen  Metall- 
bestand der  Bank  entsprechenden  Betrag  hätte  die  Rückzahlung 
der  Banknoten  völlig  sicher  gestellt  Aber  die  Noten  sollten 
nicht  nur  ein  Ersatz  der  Münzen,  also  bloßes  Umlaufsmittel, 
sondern  zugleich  auch  Kreditmittel  sein,  d.  h.  sie  sollten  der 
Bank  die  von  ihr  zu  ihren  Aktivgeschäften  benötigten  Kapitalien 
liefern.  Darum  waren  die  oben  S.  29/30  erwähnten  Bestim- 
mungen über  den  Notenumlauf  durchaus  am  Platze. 

Durch  die  Notenausgabe  verschafft  die  Bank  sich  unver- 
zinsliche Darlehen,  die  sie  ihrerseits  wieder  gegen  Zins  ausleihen 
kann.  Nun  werden  die  Banknoten  in  den  seltensten  Fällen 
durch  bloßen  Umtausch  gegen  Bargeld  in  den  Verkehr  kommen 
(das  wäre  aber  die  notwendige  Folge,  wenn  die  Noten  völlig 
bar  gedeckt  sein  müßten).  Der  Hauptvorteil  der  Notenausgabe 
besteht  ja  aber  für  die  Bank  darin,  daß  sie  über  ihren  Bar- 
vorrat hinaus  Noten  ausgeben  darf.  Sie  kann  und  wird  des- 
halb ihre  Darlehen  vorzugsweise  in  Noten  gewähren,  ihre 
Schulden  möglichst  durch  Notenabgabe  zahlen.  Denn  diese 
Noten  sind  ja  gesetzliches  Zahlungsmittel  innerhalb  der  Kolonie. 
Ihre  Bedeutung  reicht  aber  noch  weiter.  Die  Noten  ersparen 
die  Kosten  der  Herstellung,  des  Transports  und  der  Abnutzung 
der  Geldmünzen;  sie  erhöhen  die  Elastizität  des  baren  Geldes, 
indem  für  100  fr.,  die  in  den  Kassen  der  Bank  liegen,  300  fr. 
in  Noten  zirkulieren  können,  und  sie  sind  ein  einzigartiges 
Mittel,  um  den  in  der  Kolonie  vorhandenen  Geldvorrat  dem 
stark  und  periodisch  schwankenden  Geldbedarfe  der  Kolonie 
mühelos  anzupassen. 

2.  Neben  der  Notenausgabe  ist  das  Depositengeschäft  das 
bedeutendste  Passivgeschäft  der  Kolonialbanken.  Es  ist  zu  unter- 
scheiden zwischen  den  Depots  ä  titre  de  gage,  die  bei  einem 
Darlehen  hingegeben  werden,  und  zwischen  den  D6p6ts  volon- 
taires.     Von  diesen  ist  hier  zunächst  nur  die  Rede. 

Nach  Art.  10,5  der  Statuten  dürfen  die  Banken  gegen  eine 
Verwahrungsgebühr  Schuldverechreibungen,  Barren,  Münzen  und 
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Gegenstände  von  Gold  und  Silber  in  Verwahrung  nehmen.  Die 
Vorteile  des  Hinterlegers:  Schutz  gegen  Verluste  durch  Erd- 
beben, durch  Diebstahl  oder  Feuer  im  eigenen  Hause  waren  bei 
der  verhältnismäßig  geringen  Sicherheit  in  den  französischen 
Kolonien  recht  erheblich.  Leider  läßt  sich  aus  den  jährlichen 
Berichten  der  Überwachungskommission  nicht  einsehen,  welcher 
Gebrauch  von  diesen  D6p6ts  zur  Verwahrung  gemacht  worden 
ist.  Die  Bankkunden  pflegen  ihre  Gegenstände  von  Gold  und 
Silber  nicht  ohne  weiteres  der  Bank  zur  Verwahrung  hinzu- 
geben; sie  ziehen  es  vor,  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Darlehen 
aufzunehmen,  das  oft  nur  einen  kleinen  Bruchteil  des  in  dem 
hinterlegten  Gegenstande  steckenden  Werts  büdei  Werden  nun 
aber  bei  Hinterlegung  solcher  Gegenstände  keine  Vorschüsse 
verlangt  und  gegeben,  so  erhebt  die  Bank  unmittelbar  vom  Werte 
der  hinterlegten  Gegenstände  eine  Verwahrungsgebühr,  deren 
Höhe  vom  Verwaltungsrat  festgesetzt  wird.  Diese  Gebühr  ver- 
bleibt der  Bank,  auch  wenn  der  Hinterleger  noch  vor  der  für 
die  Zurückgabe  des  D6p6ts  bestimmten  Zeit  Vorschüsse  auf  sein 
hinterlegtes  Gut  verlangt  und  erhält.^)  Eine  Erweiterung  der 
D6p6ts  zur  bloßen  Verwahrung,  welche  die  Bank  ja  nicht  für 
eigene  Zwecke  benutzen  darf,  liegt  in  der  Übernahme  von  Depo- 
siten zur  Verwaltung,  wie  sie  Art.  10,4  der  Statuten  vorsieht*) 
Diese  Depositen  zur  Verwaltung  geben  der  Bank  Veranlassung 
zur  Erhebung  einer  Kommissionsgebühr  oder  Provision.  Darf  die 
Bank  über  die  ihr  eingehändigten  Gelder  oder  Wertpapiere  oder 
anderen  vertretbaren  Sachen  gar  noch  frei  verfügen,  so  liegt  ein 
depositum  irreguläre  vor.  Diese  sogenannten  Depositen  zur  Ver- 
wendung sind  das  eigentliche  Depositengeschäft  der  Bank.  Die 
Depositen  sind  ebenfalls  ein  Mittel  für  die  Bank,  die  frei  ver- 
fügbaren Kapitalien  der  Kolonie  an  sich  zu  ziehen,  um  sie  nutz- 
bringend zu  verwenden.  Hier  winkte  den  Kolonialbanken  eine 
groRe  Aufgabe,  zumal  wenn  sie  auch  Depositen,  die  aus  Frank- 
reich oder  dem  Auslande  stammten,  annahmen.  Ein  Depositen- 
zins, der  annähernd  dem  Diskontsatze  gleichkäme,  hätte  die  Depo- 

0  Statuten  1901  Art.  21. 
»)  S.  S.  27. 
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sitengelder  der  Bank  mächtig  anwachsen  lassen,  da  der  Diskont- 
satz in  Paris  wesentlich  niedriger  war  als  in  den  Kolonien.  Diese 
ganze  Entwickelungsmöglichkeit  des  Depositengeschäfts  war  den 
Banken  aber  von  vornherein  genommen,  da  Art.  19  ihrer  Statuten 
ihnen  die  Annahme  von  zinstragenden  Depositen  verbot  und  auch 
jetzt  noch  verbietet.  Man  begründete  dies  Verbot  mit  der  Be- 
fürchtung, es  möchten  sonst  die  Depositen  zu  stark  anwachsen 
und  die  Bank  dadurch  veranlaßt  werden,  über  das  wirkliche 
Kreditbedürfnis  hinaus  Darlehen  zu  gewähren,  nur  um  die  durch 
die  Depositen  erhaltenen  Kapitalien  nutzbringend  anzulegen.  Diese 
Befürchtung  war  zum  großen  Teile  berechtigt.  Auf  der  anderen 
Seite  hatte  aber  das  Zinsverbot  für  Depositen  das  Mißliche,  die 
freien  Kapitalien  der  Kolonie  den  Sparkassen  in  die  Arme  zu 
treiben,  wo  sie  bald  in  ßentenbriefen  angelegt  wurden.  Wenn 
nun  die  Bank  auch  als  Entgelt  für  die  zinslose  Überlassung  von 
Geldkapitalien  dem  Deponenten  alle  Aufträge  und  Anweisungen 
auf  sein  Konto  kostenlos  besorgte,  so  waren  doch  diese  Vorteile 
wenigstens  im  Anfange  nicht  groß  genug,  um  eine  erbebliche 
Ausdehnung  des  Depositenverkehrs  herbeizuführen.  Das  war 
noch  von  einem  andern  Gesichtspunkte  aus  bedauerlich.  Eng 
verknüpft  mit  dem  Depositengeschäft  ist  der  Giroverkehr.  Die 
Einrichtung,  daß  ein  Bankkunde  sein  Guthaben  ganz  oder  zum 
Teil  durch  bloßes  Giro  auf  ein  anderes  Konto  übertragen  kann, 
war  an  sich  sehr  geeignet,  den  Geldverkehr  zu  erleichtem,  den 
Geldbedarf  zu  vermindern  und  dadurch  der  Geldnot  in  den 
Kolonien  abzuhelfen.  Da  aber  der  Depositenverkehr  gering  war 
—  die  Depositen  erreichten  selten  die  Höhe  des  Grundkapitals 
der  Kolonialbanken  — ,  blieb  auch  der  Giroverkehr  unentwickelt 
Mehr  benutzt  wurde  eine  andere  Form  der  Verfügung  über  ein 
Bankguthaben:  der  Scheck.  Scheck-  sowie  Giroverkehr  setzen  ein 
Kontokorrent  mit  der  Bank  voraus.  Es  empfiehlt  sich  deshalb, 
an  dieser  Stelle  die  Grundzüge  des  Kontokorrentverkehrs  der 
Banken  darzulegen. 

Das  Kontokorrentgeschäft  ist  kein  besonderes  Bankgeschäft, 
sondern  nur  ein.  Mittel,  um  die  verschiedensten  Bankgeschäfte 
zu  konzentrieren  und  dadurch  zu  vereinfachen.  Das  Kontokorrent 

Soltaa,  Die  franEösischen  Kolonialbanken.  3 
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besteht  darin,  daß  die  Kunden  der  Bank  ihre  laufenden  Ein- 
nahmen, soweit  sie  diese  nicht  unmittelbar  benötigen,  bei  der 
Bank  einlegen  und  zwar  zur  freien  geschäftlichen  Benutzung 
derselben,  und  sich  die  Zurückziehung  nach  vereinbarten  Fristen 
vorbehalten.  Die  Kolonialbanken  besorgen  dafür  alle  Ein-  und 
Auszahlungen  auf  die  bei  ihr  eingereichten  Wertpapiere,  Schecks 
oder  Anweisungen,  also  das  ganze  Inkassogeschäft  des  regulären 
Bankverkehrs;  sie  ersparen  so  dem  Einleger  die  Mühen  und 
Kosten  der  eigenen  Kassenverwaltung,  und  sie  selbst  haben  den 
Vorteil  dabei,  die  Gelder  ihrer  Kunden  zu  eigenen  geschäftlichen 
Unternehmungen  heranziehen  zu  können.  Das  Kontokorrent  ist 
oft  die  Form  für  die  Eröffnung  eines  Kredits  an  Private,  Ge- 
meinden oder  an  den  Staat  Das  Kontokorrent  mit  dem  Natio- 
nalen Diskontkontor  in  Paris  vermittelt  den  Kolonialbanken  den 
einheimischen  Kredit.  Der  volkswirtschaftliche  Nutzen  des  Konto- 
korrentverkehrs liegt  in  der  Steigerung  der  Elastizität  des  baren 
Geldes.  Die  in  den  Kolonien  vorhandenen  Kapitalien  werden 
durch  die  Bank  aufgesogen,  fortdauernd  in  den  Verkehr  gebracht 
und  im  Umlauf  erhalten.  Da  hierdurch  die  einzelne  Münze  zu 
besserer  Verwertung  gelangt,  so  genügt  schließlich  ein  geringerer 
Geldvorrat  zur  Geldversorgung  der  Kolonie,  als  er  sonst,  d.  h. 
beim  Fehlen  des  Kontokorrent\'erkehrs  benötigt  würde.  Noch 
wichtiger  ist  aber,  daß  durch  die  Tätigkeit  der  Bank  die  Ein- 
lage eines  Bankkunden  mehrfache  wirtschaftliche  Aufgaben  zu 
gleicher  Zeit  übernimmt.*)  Z.  B.  ein  Importeur  zahlt  bei  einer 
Kolonialbank  1000  fr.  in  bar  ein  und  bestellt  dafür  bei  der  Bank 
Anweisungen  (Rimessen)  auf  das  Ausland.  Der  um  1000  fr. 
erhöhte  Metallbestand  gestattet  nunmehr  der  Bank,  ihren  Noten- 
umlauf um  3  X  1000  fr.  =  3000  fr.  zu  vermehren.  Mit  diesen 
3000  fr.  Noten  kann  sie  einem  Pflanzer  ein  Darlehen  gewähren, 
der  Pflanzer  seine  Arbeiter  entlohnen  und  diese  wiederum  Ein- 
käufe machen.  Alles  dies  vollzieht  sich  innerhalb  derselben  Zeit, 
für  welche  die  obige  Geldsumme  übergeben  ist.  Dieselbe  Summe 
hat  damit  mehrfache  wirtschaftliche  Funktionen  (als  Garantie- 

»)  J.  Conrad,   Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Ökonomie. 
I.  Nationalökonomie,  Jena  1902,  S.  149. 
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mittel,  als  Mittel  der  Kreditgewährung,  als  Zahlungsmittel)  zu 
gleicher  Zeit  übernommen  und  leistet  deshalb  für  die  Gesamt- 
heit das  Mehrfache  von  dem,  was  ohne  Vermittelung  der  Bank 
möglich  wäre.  Da  die  Zunahme  des  Wohlstandes  eines  Landes 
abhängt  von  der  Steigerung  der  Intensität  seiner  Geldzirkulation, 
so  bestand  die  Möglichkeit,  durch  den  Kontokorrentverkehr  der 
Kolonialbanken  die  Entwickelung  der  Kolonien  bedeutend  zu 
fördern  auch  ohne  Erhöhung  des  Kapitalvorrats  der  Kolonie. 

Die  im  Kontokorrentverkehr  der  Bank  gemachten  Einlagen 
können  auf  verschiedene  Weise  abgehoben  werden.  Gewöhnlich 
händigt  die  Bank  ihren  Kunden  ein  Scheckbuch  aus,  so  daß  der 
Kunde  durch  den  Scheck  beliebige  Beträge  bis  zur  Höhe  seiner 
Einlage  entnehmen,  oder  auf  das  Konto  eines  anderen  Bank- 
kunden girieren  oder  einen  dritten  bezahlen  lassen  kann.  Oft 
erhält  der  Deponent  von  der  Bank  nur  einen  Empfangsschein 
{r6c6piss6),  welcher  Natur  und  Wert  des  hinterlegten  Gegen- 
standes, Namen  und  Wohnung  des  Hinterlegers,  Datum  der 
Hinterlegung,  Termin  für  die  Rückgabe  und  Nummer  der  Ein- 
tragungsliste (letzteres  zur  Sicherung  gegen  Fälschung)  angibt \) 
Diese  r6c6piss6s  haben  keine  Orderqualität  und  können  nicht 
durch  Indossament  übertragen  werden.  Da  die  hinterlegten  Gegen- 
stände auch  Geld  sein  können  und  da  ausbedungen  werden  darf, 
daß  die  Geldsunmae  auf  Verlangen  jederzeit  zurückzahlbar  sei, 
so  gibt  es  auch  r6c6piss6s  d'espöces  payables  ä  vue.  Es  ent- 
steht nun  die  Frage,  wie  sich  diese  Art  von  r6c6pisses  zum 
Scheck  und  zur  Banknote  verhält  Alle  drei  sind  auf  Sicht  zahl- 
bare Bankverbindlichkeiten;  deshalb  werden  diese  r6c6piss6s  bei 
der  Bestimmung  des  Notenumlaufs  mit  eingerechnet;  alle  drei 
Papiere  sind  Inhaberpapiere.  Allein  Noten  lauten  nur  auf  Be- 
träge von  500,  100,  25  und  5  fr.;  r6c6piss63  und  Schecks  auch 
auf  andere,  auch  nicht  runde  Summen ;  beide  wurden  sehr  oft 
in  Beträgen  von  2  fr.,  1  fr.  und  0,50  fr.  ausgestellt  zur  Er- 
leichterung der  Zahlungen  im  Kleinverkehr.  Scheck  und  r6c6- 
piss6  müssen  vollkommen  metallisch  gedeckt  sein;  Noten  brauchen 


*)  Statuten  1901  Art.  21. 
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es  nicht  zu  sein.  Das  ist  aber  auch  der  einzige  wichtige  Unter- 
schied zwischen  den  Noten  einerseits  und  den  Schecks  und  r6c6- 
piss6s  d'espöces  payables  ä  vue  andererseits.  Zwischen  Scheck 
und  r6c6piss6  besteht  kein  prinzipieller  Unterschied. 

3.  Bei  der  Entgegennahme  der  Zeichnungen  auf  öffentliche 
Anleihen,  die  in  Frankreich  oder  seinen  Kolonien  eröffnet  werden, 
spielt  die  Kolonialbank  die  Rolle  eines  Kommissionärs.  Sie  über- 
nimmt es  auch,  die  durch  Staat  oder  Kolonie  ausgegebenen 
Schuldverschreibungen  beim  Publikum  unterzubringen ;  sie  ver- 
mittelt dadurch  zwischen  Kapital  und  Arbeit  und  erleichtert 
ganz  besonders  die  Ausführung  öffentlicher  Arbeiten,  die  im 
Interesse  der  Kolonie  unternommen  werden,  aber  ohne  Anleihe 
nicht  durchführbar  sind. 

Wir ,  können  die  Reihe  der  Passivgeschäfte  der  Kolonial- 
banken nicht  schließen,  ohne  die  zahlreichen  Wechselkreditge- 
schäfte  der  Banken  wenigstens  kurz  zu  streifen.  Die  Benutzung 
des  Wechselkredits  durch  die  Kolonialbanken  wird  aber  am  besten 
weiter  unten  im  Zusammenhange  mit  dem  aktiven  Wechselge- 
schäft dargelegt  werden. 

§  6. 
AKnVGESCHÄFTE  DER  KOLONIALBANKEN. 

Wir  wenden  uns  numehr  den  Aktivgeschäften  der  Kolo- 
nialbanken zu  und  untersuchen,  auf  welche  Art  und  Weise  die 
Bank  die  angesammelten  Kapitalien  verteilt,  d.  h.  (anderen  Per- 
sonen) Kredit  gewährt.  Man  unterscheidet  gemeinhin  zwei  Arten 
von  Kredit:  Personalkredit  und  Realkredit. 

Der  Personalkredit  der  Kolonialbanken  zeigt  die  Form  des 
Diskontgeschäfts;  der  Realkredit  wird  von  ihnen  in  den  ver- 
schiedenen Arten  des  Darlehens  gewährt. 

Zunächst  sei  das  Diskontgeschäft  besprochen. 

1.  Ein  Wertpapier  diskontieren  heißt,  es  nehmen  unter  Ab- 
zug eines  Zinses,  der  sich  nach  Höhe  und  Laufzeit  der  im  Papier 
verbrieften  Forderung  berechnet.  Gegen  Diskontierung  seines 
Effekts  erhält  der  Diskontnehmer  Bargeld.   Der  Diskontabzug  ist 
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somit  für  ihn  zum  Teil  eine  der  Bank  für  die  Beschaffang  von 
Bargeld  gezahlte  Provision.  Die  diskontierende  Bank  erwirbt 
durch  das  Diskontgeschäft  eine  befristete  Forderung,  das  heißt 
soviel:  sie  legt  ihr  Geld  in  einer  kurzfristigen  Forderung  an. 
Durch  Bezahlung  des  Wertpapiers  am  Verfalltage  werden  die 
Kapitalien  der  Bank  wieder  frei  Der  Gewinn  der  Bank  beim 
Diskontgeschäft  rührt  daher,  daß  der  Diskont  vom  Nominalwerte 
der  befristeten  Forderung,  nicht  von  ihrem  Werte  zur  Zeit  der 
Diskontierung  erhoben  wird.  Gewöhnlich  ist  die  Bank  beim  Dis- 
kontgeschäft Kreditgeberin;  natürlich  kann  sie  aber  auch  ein 
diskontiertes  oder  von  ihr  ausgestelltes  Effekt  weiter  diskontieren 
(reescompter),  z.  B.  wenn  sie  Bargeld  benötigt  Diese  Rückdis- 
kontierung ist  dann  ein  Passivgeschäft,  bei  dem  die  Bank  einen 
Zins  zahlt  in  Form  des  von  ihr  zu  tragenden  Diskontabzugs.  Da 
der  Bank  durch  die  Rückdiskontierung  ein  Teil  des  bei  der  Dis- 
kontierung gemachten  Gewinns  verloren  geht,  so  wird  sie  frei- 
willig nur  dann  Effekten  rückdiskontieren,  wenn  sie  hoffen  darf, 
ihre  so  frei  werdenden  Kapitalien  zu  höherem  Zinse  anlegen  zu 
können. 

Im  folgenden  betrachten  wir  nur  den  Fall  der  direkten  Dis- 
kontierung, wobei  die  Bank  Kreditgeberin  ist  Für  die  Rück- 
diskontierung gilt  ja  dasselbe,  was  über  die  Diskontierung  ge- 
sagt werden  wird;  nur  sind  dort  die  Rollen  vertauscht 

Die  Kolonialbanken  dürfen  diskontieren  erstens  Solawechsel 
sowie  Tratten,  die  an  ihrem  Ausstellungsorte  zahlbar  sind,  zweitens 
Tratten  und  Anweisungen  auf  das  Ausland  oder  Frankreich.  Diese 
können  Rekta-  oder  Orderpapiere  sein,  jene  nur  Orderpapiere.*) 
Merkwürdig  ist,  daß  im  Gesetze  von  Wechseln  auf  die  Kolonie, 
die  an  einem  anderen  Orte  als  ihrem  Ausstellungsorte  zahlbar 
sind,  gar  nicht  die  Rede  ist  Zwar  sprach  das  Gesetz  von  1851 
im  Art  12,  i  ganz  allgemein  von  „Wechseln  und  anderen  Order- 
papieren",  worunter  sowohl  Platzwechsel  wie  Distanzwechsel  auf 
die  Kolonie,  Frankreich  oder  das  Ausland  verstanden  werden 
konnten.     Aber  der  Wortlaut  der  §§  1  und  2  des  Art.  10  des 


«)  Statuten  1901  Art.  10,  1  u.  2. 
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Gesetzes  von  1901,*)  welche  den  §  1  des  Art.  12  des  Gesetzes 
von  1851  ersetzt  haben,  schließt  die  sogenannten  Distanzwechsel 
auf  die  Kolonie  vom  Diskont  der  Banken  aus  gemäß  dem  Grund- 
satze, daß  die  Bank  nur  die  von  den  Statuten  erlaubten,  d.  h. 
erwähnten  Geschäfte  treiben  darf.  Indes  liegt  hier  zweifellos 
eine  Lücke  im  Gesetze  vor,  welche  sich  vielleicht  erklärt  aus 
der  geringen  Bedeutung,  welche  die  Distanzwechsel  auf  die 
Kolonie  solange  haben  und  behalten  mußten,  als  die  Kolonial- 
banken keine  Filialen  oder  Geschäftsstellen  gegründet  hatten  (was 
bis  1901  noch  nicht  geschehen  war). 

Die  Diskontierung  der  auf  das  Ausland  oder  Frankreich 
ausgestellten  Wechsel  ist  das  Gegenstück  zur  Ausgabe  von  An- 
weisungen und  Tratten  auf  Frankreich  oder  das  Ausland;  sie 
wird  am  besten  im  Zusammenhange  mit  den  Wechselgeschäften 
der  Banken  besprochen,  von  denen  sie  einen  Teil  bildet 

Hier  ist  nur  die  Rede  von  der  Diskontierung  von  Platz- 
wechseln. Sie  ist  durch  die  Statuten  der  Banken  an  verschiedene, 
teils  sachliche,  teils  persönliche  Voraussetzungen  geknüpft.  Erstens 
muß  der  Wechsel  unterschrieben  sein  von  mindestens  zwei  Per- 
sonen, die  notorisch  zahlungsfähig  und  in  der  Kolonie  ansässig 
sind.*)  Doch  kann  die  zweite  Unterschrift  auf  dem  Wechsel 
durch  bestimmte  Pfänder  ersetzt  werden. 

Zweitens  darf  die  Verfallzeit  des  Wechsels  120  Tage  nicht 
übersteigen.  Und  schließlich  muß  der  Wechsel  zum  Diskont 
eingereicht  sein  durch  eine  zum  Diskont  zugelassene  Person.*) 

Die  Kolonialbanken  verlangen  also  nur  zwei  Unterschriften 
auf  dem  Wechsel,  die  Bank  von  Frankreich  dagegen  deren  drei 
—  ein  wichtiger  Unterschied !  An  sich  sind  ja  nur  zwei  Unter- 
schriften nötig.  Denn  das  Diskontgeschäft  entspringt  oder  soll 
wenigstens  entspringen  einem  schon  vollzogenen  Verkaufe,  z.  B. 
von  Waren.  Beim  Solawechsel  stammt  die  erste  Unterechrift 
vom  Käufer,  der  das  Papier  ausstellt  zwecks  Zahlung  seiner  Schuld 
an  den  Verkäufer;  die  zweite  ist  diejenige  des  Verkäufers  der 

*)  S.  oben  S.  26. 

•)  Statuten  Art.  11/12. 

«)  Statuten  1901  Art.  20. 
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Ware  und  ersten  Indossanten  des  Wechsels,  der  durch  Ein- 
reichung zum  Diskont  möglichst  bald  den  Gegenwert  der  Ware 
in  Geld,  d.  h.  ihren  Preis,  zu  erhalten  strebt.  Bei  der  Tratte 
zieht  der  Verkäufer  einer  Ware  einen  Wechsel  auf  den  Käufer, 
den  dieser  akzeptiert  In  beiden  Fällen  genügen  zwei  Unter- 
schriften. Die  dritte  Unterschrift,  die  in  Frankreich  meist  noch 
verlangt  wird,  rührt  gewöhnlich  von  einem  Privatbankier  her, 
der  das  von  ihm  indossierte  Papier  der  Bank  zum  Diskont 
präsentiert;  sie  erhöht  die  Sicherheit  des  Wechsels,  indem  der 
Privatbankier  die  Zahlungsfähigkeit  des  Ausstellers  und  des  ersten 
Indossanten  oder  des  Akzeptanten  prüft  und  sich  durch  seine 
Unterschrift  für  die  Einlösung  des  Wechsels  haftbar  macht.  Der 
Privatbankier  tut  aber,  genau  betrachtet,  nichts  anderes,  als  daß 
er  dem  von  ihm  diskontierten  Papier  mit  zwei  Unterschriften 
noch  die  seinige  hinzufügt  und  das  Papier  dann  der  Bank 
präsentiert;  er  leiht  zuerst  Geld  aus  zu  einem  relativ  hohen 
Diskontsatz  und  borgt  sich  dann  von  der  Bank  Geld  zu  einem 
niederen  Satze:  Der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Diskont- 
sätzen bildet  den  Gewinn  des  Privatbankiers.  Indem  man  nun 
das  Erfordernis  von  drei  Unterschriften  beseitigt,  wird  die  Yer- 
mittelung  eines  Privatbankiere  zwischen  der  Kolonialbank  und 
dem  ersten  Indossanten  bezw.  dem  Akzeptanten  eines  Wechsels 
unnötig,  und  der  Bank  fällt  nunmehr  der  Gewinn  zu,  den  bis- 
lang der  Privatbankier  einheimste.  Man  kann  einwenden,  daß 
die  Kolonialbanken  auf  diese  Weise  für  den  höheren  Diskoot- 
gewinn  ein  gefährliches  Risiko  eingetauscht  haben.  Dem  ist 
entgegenzuhalten,  daß  oft  die  Unterschrift  des  Privatbankiers 
eine  sogenannte  signature  de  complaisance  ou  sans  valeur  und 
dann  den  Kolonialbanken  verboten  ist  durch  Art.  11  der  Statuten,, 
oder  daß  sie  unnötig  ist,  wenn  auch  nur  einer  der  zwei  Wechsel- 
verpflichteten seiner  Zahlungsverpflichtung  nachkommen  kann, 
oder  daß  sie  zu  teuer  erkauft  ist  durch  den  geringeren  Diskont- 
gewinn, den  die  Vermittlung  des  Privatbankiers  für  die  Bank 
zur  Folge  haben  würde.  Ausschlaggebend  war  für  den  Gesetz- 
geber die  Tatsache,  daß  es  in  den  Kolonien  keine  Privatbankiers 
gab.     Das  Verlangen  nach  drei  Unterschriften  war  also  in  den 


40  r.   DIE   FÜNF   ALTEN  KOLONIALBANICEN. 

Kolonien  unerfüllbar  oder  es  hätte,  wenn  es  dennoch  gestellt 
wäre,  die  in  den  Statuten  vorgesehenen  Diskontgeschäfte  zu  einem 
toten  Buchstaben  gemacht.  Zu  beachten  ist  jedoch  noch  eins: 
Die  Kolonialbanken  können  Wechsel  mit  zwei  Unterschriften 
diskontieren,  sie  brauchen  es  nicht  zu  tun.  Damit  war  von 
vornherein  einer  eventuellen  Entwickelung  und  Ausbreitung  des 
Privatbankwesens  in  den  Kolonien  Rechnung  getragen. 

Es  liegt  in  dem  eigenen  Interesse  der  Kolonialbanken,  die 
von  ihren  Statuten  verlangte  Zahlungsfähigkeit  der  zwei  Wechsel- 
verpflichteten sorgfältig  zu  prüfen  und  vor  allem  die  Konzen- 
tration ihrer  Wechselforderungen  auf  einige  wenige  Schuldner 
gemäß  dem  Grundsatze  der  Risikoverteilung  zu  verhindern.  Nun 
waren  die  Einwohner  der  französischen  Kolonien  nicht  zahlreich, 
so  daß  jede  Kolonialbank  an  sich  unschwer  imstande  war,  sich 
über  die  Zahlungsfähigkeit  ihrer  Kunden  zu  informieren.  Ihr 
Kundenkreis  war  also  klein  —  das  begünstigte  eine  Konzen- 
tration der  Wechsel  — ,  und  andererseits  hatte  die  eigenartige 
Entstehung  der  Kolonialbanken  zur  Folge  gehabt,  daß  Verwal- 
tungsrat und  Aktionäre  der  Bank  mehr  oder  weniger  auch  Kunden 
der  Bank  waren.  Wie  sollte  da  in  praxi  die  Bestimmung  der 
Statuten  durchgeführt  werden,  daß  die  Eigenschaft  als  Aktionär 
kein  Vorzugsrecht  gäbe  bei  der  Zulassung  zum  Diskont,  zumal  nur 
ein  Mitglied  des  Verwaltungsrats  oder  zwei  Kontokorrentinhaber 
der  Bank  das  betreffende  Verlangen  zu  unterstützen  brauchten? 

Wirksameren  Schutz  gewährt  den  Kolonialbanken  eine  neue 
Bestimmung  des  Gesetzes  von  1901,  i)  wonach  jeder  Verwalter 
der  Bank  seines  Amts  verlustig  geht,  wenn  er  seine  Wechsel- 
verpflichtungen der  Bank  gegenüber  nicht  erfüllt  Femer  darf 
kein  Wechsel  oder  Schuldschein,  den  der  Direktor  der  Bank  aus- 
gestellt hat,  von  der  Bank  zum  Diskont  zugelassen  werden.*) 

Schon  das  Gesagte  zeigt,  eine  wie  gefährliche  Klippe  das 
Diskontgeschäft  für  die  Bank  werden  kann,  wenn  der  Direktor 
lokalen  und  persönlichen  Einflüssen  allzu  leicht  nachgibt 

Kurze  Verfallzeiten  sowie  die  Zahlungsfähigkeit  der Wechsel- 

»)  Statuten  1901  Art.  50. 
•)  Statuten  Art.  45. 
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Schuldner  geben  dem  Wechselportefeuille  ihren  Wert.  Nun  ver- 
langt Art.  11  der  Statuten  in  bezug  auf  die  Verfallzeit  der  Wechsel 
nur,  daß  sie  120  Tage  nicht  übersteigt.  Das  ist  aber  ein  Drittel 
mehr,  als  die  längste  für  die  Bank  von  Frankreich  zugelassene 
Frist  (90  Tage)  und  doppelt  so  hoch  als  die  durchschnittliche 
Verfallzeit  der  von  der  Bank  von  Frankreich  diskontierten  Wechsel 
(nämlich  59 — 60  Tage).^)  Die  Verfallzeit  ist  bei  den  Kolonial- 
banken also  sehr  lang,  wenn  man  bedenkt,  daß  sie  diese  Kredite 
gewähren  mit  Geldmitteln,  die  ihnen  auf  tägliche  Kündbarkeit 
geliehen  sind.  Und  doch  bat  es  sich  im  Laufe  der  Jahre  heraus- 
gestellt, daß  selbst  diese  lange  Verfallzeit  für  die  Verhältnisse 
der  Kolonien  noch  nicht  einmal  genügt,  und  daß  ein  großer  Teil 
der  Gesuche  um  Erneuerung  der  Wechseldiskontierung  nach 
Ablauf  der  Verfallzeit  auf  diesen  Umstand  zurückzuführen  ist. 
Diese  Erscheinung  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Kolonialbanken 
keinen  Unterschied  machen,  ob  der  Präsentierer  eines  Wechsels 
ein  Kaufmann  oder  ein  Pflanzer  ist.  (An  sich  ist  eine  solche  Unter- 
scheidung möglich,  da  der  Verwaltungsrat  die  Zurückweisung  vom 
Diskont  nicht  zu  begründen  braucht.*)  Und  doch  ist  klar,  daß 
der  Pflanzer  langfristigen  Kredit  nötig  hat,  während  dem  Kauf- 
mann oft  schon  mit  kurzfristigem  Kredit  gedient  sein  kann. 

Der  Diskont  wird  erhoben  nach  der  Zahl  der  Tage,  die 
der  Wechsel  noch  läuft,  ja  selbst  nach  einem  einzigen  Tage.^) 
Für  Nach-Sichtwechsel  wird  der  Diskont  berechnet  nach  der  Zalü 
der  Tage  nach  Sicht;  und  wenn  der  Wechsel  außerhalb  des 
Diskontierungsortes  zahlbar  ist,  so  vermehrt  sich  die  Zahl  der 
Tage  nach  Sicht  um  eine  nach  der  Entfernung  des  Zahlungs- 
orts bemessene,   von  dem  Verwaltungsrat  festzusetzende  Frist 

Der  Diskontsatz  wird  vom  Verwaltungsrat  festgesetzt  nach 
freiem  Ermessen.  1874  wollte  man  die  Kolonialbanken  zwingen, 
nicht  über  den  gesetzlichen  Landeszinsfuß  zu  diskontieren.  Das 
wäre  eine  Unbilligkeit  gewesen,  da  der  gesetzliche  Zinsfuß  in 
den  verschiedenen  in  Betracht  kommenden  Kolonien  sehr  ver- 


»)  L6veill6.    Parlam.  Bericht  1897. 

»)  Statuten  Art.  37. 

«)  Statuten  1901  Art.  18. 
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schieden  hoch  war.  Auch  sagte  man  sich,  daß  das  wohlver- 
standene Interesse  die  Banken  selbst  veranlassen  würde,  den 
Diskontsatz  soweit  herab  zu  setzen,  als  es  die  Sicherheit  der 
Bank  gestattet,  um  nur  die  allerbesten  Papiere  zum  Diskont 
präsentiert  zu  erhalten.  Da  Kapital  und  Reserven  der  Kolonial- 
banken überdies  in  dreiprozentigen  Rentenbriefen  augelegt  sind, 
so  haben  die  Banken  es  nicht  nötig,  in  einer  mißbräuchlichen 
Erhöhung  des  Diskontsatzes  das  Mittel  zur  Erzielung  hoher 
Dividenden  zu  suchen. 

Vernünftigerweise  ist  die  gesetzliche  Festlegung  des  Dis- 
kontsatzes bisher  unterblieben. 

Bei  der  Einlösung  der  diskontierten  Wechsel  am  Verfall- 
tage ist  die  Kolonialbank  noch  besonders  bevorzugt.  Während 
Wechselprozesse  nach  französischem  Rechte  nur  dann  vor  die 
Handelsgerichte  gehören,  wenn  der  Wechsel  von  einem  Kauf- 
mann ausgestellt  ist,^)  erklärt  Art.  12  der  Statuten  von  1901,  daß 
Aussteller,  Akzeptanten,  Indossanten  und  Avalisten  von  Wechseln, 
die  zugunsten  der  Kolonialbank  ausgestellt  oder  an  sie  begeben 
sind,  hinsichtlich  ihrer  Wechselverpflichtungen  den  Handelsge- 
richten unterworfen  sind,  ganz  gleichgültig,  ob  der  Aussteller 
ein  Kaufmann  ist  oder  nicht.  Auf  diese  Weise  kommt  die  pro- 
zessierende Kolonialbank  rascher  und  billiger  zum  Ziel. 

Wir  erwähnten  oben,  daß  jeder  Wechsel  ein  wirkliches 
Kaufgeschäft  voraussetzt.  Insofern  ist  das  Diskontgeschäft  kein 
reines  Personalkreditgeschäft,  sondern  ein  Geschäft,  das  durch 
ein  anderes  Handelsgeschäft  hervorgerufen  und  garantiert  wird. 
Ein  reines  (absolutes)  Personalkreditgeschäft  wäre  die  Diskon- 
tierung von  effets  de  circulation  (Kellerwechseln),  die  den  Banken 
aber  verboten  ist.  Indessen  gibt  es  noch  ein  Zwischenglied 
zwischen  den  Personal-  und  Realkreditgeschäften.  Art  12  der 
Kolonialbankstatuten  besagt  nämlich:  „Eine  der  zwei  für  Wechsel 
verlangten  Unterschriften  kann  ersetzt  werden  durch  gewisse 
Bürgschaften";  als  solche  benennt  das  Gesetz: 

1)  für  Platzwechsel  und  nicht  handelsmäßige  Schuldscheine: 


0  Renaud  a.  a.  0.  S.  72  ff. 
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a)  die  Hinterlegung  von  titres  raobiliers, 

b)  die  Einhändigung  eines  Warrants  oder  Lagerscheins, 

c)  die  Abtretung  der  Frucht  auf  dem  Felde, 

d)  die  Hinterlegung  von  gemünztem  und  ungemünztem 
Edelmetall, 

2)  für  Tratten   und  Anweisungen  auf  das  Ausland   oder 
Frankreich: 

ein  Konnossement  mit  spezieller  Verpfändung  der  Ware, 

3)  bei  Tratten  genügt  auch  eine  antizipierte  Akzepterklärung 
des  Trassaten  gegenüber  der  Bank. 

Uns  geht  hier  nur  Fall  Nr.  1  an,  da  wir  nur  von  Platz- 
wechseln gegenwärtig  reden. 

Wird  die  zweite  Unterschrift  durch  eine  der  nnter  Nr.  1 
aufgezählten  Bürgschaften  ersetzt,  so  brauchen  Wechsel  und 
Schuldschein  nicht  an  Order  zu  stehen  (wie  es  an  sich  verlangt 
wird  vom  Gesetz).^)  Sind  sie  nun  Eektapapiere,  so  kann  der 
Schxildner  sich  vor  dem  Verfalltage  von  seiner  Verbindlichkeit 
befreien  durch  Zahlung  seiner  Schuld  unter  Abzug  des  Zwisghen- 
zinses.  Der  Wechsel  wird  dann  rückdiskontiert,  der  Schuldschein 
zurückgegeben,  desgleichen  das  (eventuelle)  Pfand.  Hier  nimmt 
das  Diskontgeschäft  die  Formen  eines  Bealkreditgeschäfts  an: 
aus  einem  pret  ä  int6ret  wird  ein  pret  sur  gage.  Das  Diskont- 
geschäft behält  allerdings  noch  die  Eigentümlichkeit,  daß  der  Dis- 
kontgeber einerseits  aus  den  Bürgschaften  Befriedigung  suchen 
kann,  gleichzeitig  aber  auch  auf  Grund  seiner  persönlichen  For- 
derung gegen  die  Aussteller  des  Papiers  vorgehen  kann.  Auch 
wenn  die  zweite  Unterschrift  durch  irgend  ein  Pfand  ersetzt 
wird,  bleibt  also  das  Diskontgeschäft  ein  Geschäft  des  Personal- 
kredits; es  ähnelt  aber  bereits  den  Darlehensgeschäften,  d.  h. 
den  Kreditgeschäften  gegen  Pfandhingabe  so  sehr,  auch  decken 
sich  die  Bürgschaften  für  die  zweite  Unterschrift  im  allgemeinen 
mit  den  Pfändern,  welche  die  Kolonialbanken  bei  ihren  Dar- 
lehensgeschäften annehmen  dürfen,  daß  es  möglich  und  ratsam 
erscheint,  jetzt  sofort  zur  Darstellung  der  verschiedenartigen 
Darlehensgeschäfte  der  Kolonialbanken  überzugehen. 

*)  S.  oben  S.  37. 
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2.  Nach  Art.  10,  s  der  Statuten  darf  die  Kolonialbank  zu- 
nächst Vorschüsse  geben: 

a)  auf  Aktien  der  betreffenden  Kolonialbank, 

b)  auf  Rentenbriefe  oder 

c)  auf  Werte,  welche  die  Bank  von  Frankreich  als  Sicher- 
heit zuläßt. 

Die  Darlehen  unter  a)  wurden  den  Banken  erst  1874  er- 
laubt Das  Gesetz  sanktionierte  aber  nur  einen  Zustand,  der 
schon  lange  vorher  unter  Duldung  seitens  der  Überwachungs- 
komraission  bestanden  hatte.  Die  Überwachungskommission  hatte 
gegen  diese  Aktiendarlehen  nichts  einzuwenden  gehabt  und  nur 
die  Höhe  der  von  den  Banken  auf  diese  Art  gewährten  Darlehen 
beanstandet,  da  sie  bei  den  Banken  der  Zuckerkolonien  in  den 
60  er  Jahren  1  Million  fr.  überschritten  und  1864  in  Mar- 
tinique sogar  2  Millionen  fr.  =  zwei  Drittel  des  Bankkapitals 
betrugen.  1874  wurde  daher  im  Art  13  der  Statuten  die  Be- 
leihungsgrenze  für  Aktien  auf  drei  Fünftel  des  mittleren  Werts 
der  während  der  letzten  sechs  Monate  in  der  Kolonie  stattge- 
habten Übertragungen  festgesetzt  und  zugleich  bestimmt,  daB 
der  Betrag  der  zum  Pfände  gegebenen  Aktien  ein  Sechstel  des 
Grundkapitals  der  Bank  nicht  übersteigen  dürfe.  Beide  Bestim- 
mungen waren  sehr  vonnöten.  Denn  der  Erwerb  eigener  Aktien 
durch  die  Bank,  wie  er  leicht  bei  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuld- 
ners eintrat,  ist  eine  verdeckte  Zurückzahlung  des  Grundkapitals, 
also  eine  Verminderung  der  Haftsumme  für  die  Bankverbindlich- 
keiten, und  birgt  dadurch  große  Gefahren  für  die  Bank  und  ihre 
Gläubiger.  Auf  der  anderen  Seite  waren  sehr  viele  Kunden  der 
Bank  auch  ihre  Aktionäre;  sie  hatten  oft  kein  tauglicheres  Pfand- 
objekt als  ihren  Aktienbesitz;  und  schließlich  war,  wenn  die 
Aktien  der  Bank  hoch  im  Kurse  standen,  ein  freihändiger  Ver- 
kauf der  verpfändeten  Aktien  für  Rechnung  des  Schuldners 
möglich,  welcher  die  Bank  gegen  jeden  Schaden  sicherstellte. 

Die  Kolonial  banken  haben  zu  wiederholten  Malen  darum  er- 
sucht, auch  Aktien  anderer  kolonialer  Unternehmungen,  z.  B.  der 
Compagnie  transatlantique  oder  der  Zentralzuckerraffinerien, 
beleihen  zu  dürfen.  Die  Überwachungskommission  hat  sich  dem 
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Stets  widersetzt  mit  der  Begründung,  daß  diese  Unternehmungen 
nicht  genügend  Sicherheit  böten.  Das  Gesetz  von  1901,  das  im 
Art  10, 3  der  Statuten  den  Kolonialbanken  gestattet,  Vor- 
schüsse zu  geben  auf  alle  Wertpapiere,  welche  die  Bank  von 
Frankreich  als  Sicherheit  für  ihre  Vorschüsse  zuläßt,  dürfte  den 
Kolonialbanken  etwas  mehr  Freiheit  in  obigem  Sinne  gebracht 
haben. 

Ist  das  Bisiko  der  Kolonialbanken  bei  den  Aktiendarlehen 
nicht  zu  leugnen,  so  sind  die  Vorschüsse  auf  Bentenbriefe 
ziemlich  gefahrlos.  Dies  kommt  auch  dadurch  zum  Ausdrucke, 
daß  Rentenbriefe  bis  zu  vier  Fünftel  des  Werts,  den  der  letzte 
offizielle  in  der  Kolonie  bekannt  gewordene  Kurszettel  angibt, 
beliehen  werden  dürfen,  Aktien  und  die  anderen  titres  mobiliers 
nur  bis  zu  drei  Fünftel  ihres  Kurswerts  (Art.  13  der  Statuten). 

3.  Wir  kommen  jetzt  zu  dem  eigenartigsten  Darlehens- 
geschäft der  Kolonialbanken:  zu  den  prets  sur  cession  de  r6colte 
pendante.  Zum  Verständnis  sei  auf  den  Ursprung  der  Kolonial- 
banken hingewiesen.  Ihr  Kapital  war  in  Wirklichkeit  durch 
die  koloniale  Landwirtschaft  geliefert  worden,  da  die  zurück- 
behaltene Entschädigungssumme  fast  nur  den  Pflanzern  zu- 
kam, die  bislang  Sklaven  in  ihren  Pflanzungen  beschäftigt  hatten. 
Es  war  deshalb  der  Wille  des  Gesetzgebers,  daß  die  Errichtung' 
der  Kolonialbanken  in  erster  Linie  den  Pflanzern  zugute  käme; 
neben  dem  Handelskredit  mußte  dem  Agrarkredit  ein  weites 
Feld  eingeräumt  werden.  Der  Hypothekarkredit  war  für  Handels- 
banken, auch  für  solche  von  der  Eigenart  der  Kolonialbanken, 
absolut  ausgeschlossen.  Die  Darlehen  auf  Waren  haben  zwar 
neben  ihrem  kommerziellen  auch  agrarischen  Charakter;  sie 
setzen  aber  einen  zu  verpfändenden  Warenvorrat  voraus.  Wie 
sollte  jedoch  der  kreditbedürftige  Pflanzer  die  Ernte  vorbereiten, 
wenn  ihm  selbst  die  nötigen  Kapitalien  fehlten  und  der  Personal- 
kredit in  Form  des  Diskonts  für  ihn  aus  persönlichen  oder 
sachlichen  Gründen  unerreichbar  war?  Es  konnte  sich  hier 
nur  handeln  um  eine  Form  des  Bealkredits,  bei  der  das  Pfand 
ein  jedem  landwirtschaftlichen  Unternehmer  gehörender  realer 
Gegenstand  war.    Ein  solches  Pfandobjekt  bot  sich  dar  in  der 
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Ernte  auf  dem  Felde  (r6colte  pendante).  Das  Darlehen  dient 
zur  Vorbereitung  der  Ernte,  also  soll  die  Ernte  auch  das 
Pfandobjekt  für  das  Darlehen  sein,  geradeso,  wie  das  Haus 
kraft  Sicherungshypothek  haftet  für  die  Forderungen  der  Bau- 
handwerker. Das  Prinzip  ist  einleuchtend  und  klar,  die  Aus- 
führung bot  jedoch  zahlreiche  Schwierigkeiten  theoretischer  und 
praktischer  Natur.  Beleihungsobjekt  ist  nicht  die  Saat,  die 
emporkeimt,  sondern  die  Frucht  auf  dem  Felde  in  ihrem  Zu- 
stande einige  Monate  vor  der  Eeife.  Aber  der  Samen  und  die 
Pflanze  wird  durch  das  Einsäen  bezw.  Einpflanzen  ein  Teil  des 
Bodens  und  wie  dieser  immobil.  Die  Frucht  auf  dem  Felde  ward 
von  der  Grundhypothek  mit  ergriffen  und  konnte  nach  dem  code 
civile,  da  sie  unbeweglich  war,  nicht  Gegenstand  eines  Pfand- 
rechts sein  (das  in  Frankreich  wie  in  Deutschland  nur  an  beweg- 
lichen Sachen  möglich  ist).  Der  französische  Marineminister, 
der  1850  in  seinem  Gesetzentwurfe  prets  sur  r6colte  pendante 
vorschlug,  wollte  also  nichts  Geringeres  schaffen  als  ein  Pfand- 
recht an  einer  Immobilie  und  noch  dazu  ohne  Besitzüber- 
tragung. Das  mußte  den  Widerspruch  der  Juristen  in  der 
parlamentarischen  Kommission  hervorrufen,  i)  Um  ihren  Wider- 
stand zu  überwinden,  genügte  merkwürdigerweise  eine  bloße 
Änderung  der  Etikette;  die  Sache  blieb  dieselbe:  nur  hieß  es 
im  Entwürfe  des  neuen  Marineministers  Chasseloup-lAubat 
statt  prets  sur  r6colte  pendante,  nunmehr  prets  sur  cession  de 
r^colte  pendante.  Das  war  eine  Unklarheit;  denn  der  Pflanzer, 
nicht  die  Bank,  ist  und  bleibt  Eigentümer  der  „abgetretenen" 
Ernte.  Nur  gilt  die  Bank  fortan  als  in  den  Besitz  der  Ernte 
gesetzt  Auch  der  Wortlaut  des  Gesetzes:  cession  de  röcolte 
kann  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  daß  die  prets  sur  r^colte 
Darlehen  auf  Pfand,  allerdings  nicht  auf  Faustpfand,  sind. 
Durch  die  Fiktion  der  Besitzübertragung  („la  banque  est  con- 
sid6r6e  comme  saisie  de  la  recolte'*)  waren  aber  der  Code  de 
commerce,  der  kein  privilöge  sans  dessaisissement  kannte,  und 
das  Bedürfnis  der  Praxis  versöhnt.  Es  blieb  noch  die  Aufgabe, 


*)  Denizet  a.  a.  0.  S.  113  ff. 
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die  Eechte  der  Bank  und  diejenigen  der  Hypotheken-  und 
anderen  Gläubiger  des  Bankschuldners  zu  regeln.  Auch  hier 
wurde  ein  verständiger  Mittelweg  gefunden. 

Der  Pflanzer,  der  bei  der  Bank  eine  Anleihe  machen  wiU 
gegen  Abtretung  seiner  Ernte  auf  dem  Felde,  gibt  seine  Ab- 
sicht einen  Monat  vorher  der  Bank  durch  schriftliche  Erklärung 
kund.  1851  war  es  nur  dem  Eigentümer  einer  Pflanzung  mög- 
lich, seine  Ernte  auf  dem  Felde  zu  beleihen.  Das  Gesetz  von 
1874  wie  das  von  1901  gewährt  dieses  Recht  auch  dem  Pächter, 
Halbbauer,  Mieter  von  Grundstücken  und  Plantagenuntemehmer.*) 
Wenn  die  Bank  nun  einem  dieser  unmittelbaren  Besitzer,  die 
nicht  zugleich  Eigentümer  der  Pflanzung  sind,  ein  Emte- 
darlehen  gewährt,  so  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  sie  bei 
Verfolgung  ihrer  Rechte  in  Streit  gerät  mit  dem  Grundeigen- 
tümer, der  z.  B.  für  seine  Pachtzinsforderung  ebenfalls  an  der 
Ernte  ein  gesetzliches  Pfandrecht  hat  Zur  Veimeidung  eines 
Konflikts  bestimmt  das  Gesetz  im  Art  6,  daß  jeder  der  oben 
genannten  unmittelbaren  Besitzer  der  Bank  die  Zustimmung 
seines  Grundherrn  zur  Erteilung  eines  Erntedarlehens  an  ihn 
nachweisen  muß.  Diese  Zustimmung  ist  zusammen  mit  dem 
Darlehensgesuch  in  ein  Spezialbuch  einzutragen,  das  von  dem 
Vorsteher  der  indirekten  Steuern,  nicht  vom  Hypothekenbuch- 
beamten,  geführt  wird. 

Außer  dem  Grundeigentümer  können  auch  Hypotheken- 
gläubiger oder  andere  Gläubiger,  die  ein  Spezialpfandrecht 
an  der  Ernte  haben,  etwa  weil  sie  die  Kosten  der  Ernte  vor- 
geschossen haben,  der  Bank  ins  Gehege  kommen.  Bei  Verlust 
ihrer  Rechte  sind  deshalb  alle  diese  Gläubiger  verpflichtet,  inner- 
halb von  einem  Monat  nach  Eintragung  des  Darlehensgesuchs 
gegen  dessen  Bewilligung  Widerspruch  zu  erheben.  Dieser 
Widerspruch  ist  in  dem  Spezialbuche  neben  dem  Darlehens- 
gesuche zu  vermerken.  Wird  innerhalb  eines  Monats  kein 
Widerspruch  erhoben  oder  der  Widerspruch  auf  Verlangen 
durch  gerichtliche  Entscheidung  beseitigt,  so  kann  die  Bank  das 

*)  „tout  fermier,  m6tayer,  locataire  de  terrains  ou  entrepreneur  de 
plantations".  Gesetz  1901  Art.  6. 
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erbetene  Erntedarlehen  gewähren.  Die  Publizität,  welche  die 
Bank  gegen  die  Rechte  ihrer  Vormänner  schützt,  gilt  auch 
zum  Schutze  derjenigen  Gläubiger,  welche  nach  der  Bank  dem 
Pflanzer  ein  Darlehen  erteilt  haben.  Deshalb  muß  die  tatsächlich 
erfolgte  Gewährung  des  Emtedarlehens  offenkundig  festgestellt 
werden  durch  Eintragung  in  das  Spezialbuch,  die  das  Gesetz 
„Zessionsakt"  nennt.  Erst  auf  Grund  dieses  Zessionsaktes  ent- 
steht das  Pfandrecht  an  der  Ernte. 

Wenn  die  Bank  ein  Erntedarlehen  erteilt  hat,  bedarf  sie 
der  Sicherung  gegen  den  Darlehensschuldner  selbst  Dieser 
kann  z.  B.  nach  Empfang  des  Darlehens  die  Pflanzung  vernach- 
lässigen und  es  unterlassen,  rechtzeitig  einzuernten  oder  die 
zur  Ernte  nötigen  Vorbereitungen  zu  treffen.  Hier  darf  die 
Bank  selbst  an  Stelle  ihres  Schuldners  die  Einemtung  besorgen 
oder  sich  in  den  Besitz  der  Pflanzung  einweisen  lassen  zwecks 
Einerntung  und  Verarbeitung  der  Emteerzeugnisse.  Für  die 
hierdurch  verursachten  Kosten  erhält  die  Bank  ein  Vorzugs- 
pfandrecht an  der  Ernte  oder  ihrem  Ergebnis.  *) 

Der  Schuldner  der  Bank  kann  ferner  die  „abgetretene'' 
Ernte  verschleudern  oder  unterschlagen.  Gegen  eine  solche 
Handlungsweise,  die  das  Gesetz,  betreffend  die  Kolonialbanken, 
dem  Vertrauensbruch  gleichstellt,  ist  die  Bank  durch  Art  406 
des  code  pönal  geschützt.*)  Der  beste  Schutz  gegen  Entwen- 
dung liegt  freilich  dariu,  daß  in  den  Zuckerkolonien  die  Emte- 
erzeugnisse fast  ausschließlich  zum  Export  bestimmt  und  in 
die  Hafenplätze  der  Kolonie  versandt  werden,  wo  sie  leicht 
wiedergefunden  und  beschlagnahmt  werden  können.  Auch  ohne 
mala  fides  können  Streitigkeiten  zwischen  Bank  und  Emte- 
darlehensschuldner  entstehen  über  die  im  Wege  des  Konto- 
korrents gewährten  Kredite.  Das  Gesetz  läßt  aber  ausdrücklich 
keinen  Widersprach  des  Schuldners  in  bezug  auf  diese  Kredite 
zu.  Die  Verweisung  der  Streitigkeiten  über  prets  sur  r^colte 
vor  die  Handelsgerichte^)  hat  eine  rasche  und  fast  kostenlose 

*)  Gesetz  1901  Art.  8. 
*)  GeseU  1901  Art.  13. 
»)  Gesetz  1901  Art.  12. 
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Erledigung  des  Streits  zur  Folge.  Auch  das  erhöht  die  Sicher- 
heit der  Bank. 

Die  Einemtung  nimmt  einige  Monate  in  Anspruch.  Die 
Bank  kann  sich  nun  ausbedingen,  daß  die  Ernte,  soweit  sie 
eingebracht  ist,  sogleich  in  bestimmte  Warenlager  geschafft 
wird.i)  Hierdurch  verwandelt  sich  das  Emtedai-lehen  in  ein 
Warenlombarddarlehen.  Die  Bank  hat  nunmehr  ein  geringeres 
Risiko  und  darf  die  eingebrachten  Ernteerzeugnisse  fortab 
höher  —  nämlich  bis  zu  drei  Viertel  ihres  Werts  —  beleihen. 
Werden  am  Verfalltage  die  geborgten  Summen  nicht  zurück- 
t)ezahlt.  so  kann  die  Bank  acht  Tage  nach  erhobenem  Wechsel- 
proteste (bei  Wechseln,  deren  zweite  Unterschrift  durch  Ab- 
tretung der  Ernte  auf  dem  Felde  ersetzt  ist)  oder  bei  nicht 
handelsmäßigen  Schuldscheinen  acht  Tage  nach  einer  einfachen 
Zahlungsaufforderung  die  Ernte  oder  ihr  Ergebnis  öffentlich 
vei'steigem  lassen,*)  sofern  die  Bank  es  nicht  vorzieht,  sich  in 
den  Besitz  der  Ernte  einweisen  zu  lassen.  Aus  dem  Verstei- 
gerungserlöse wird  zunächst  die  Bank  befriedigt  und  zwar  vor 
allen  ihren  Vormännem,  die  nicht  gültig  Widerspruch  erhoben 
haben,  und  vor  allen  ihren  Nachmännern.  Nur  die  Gläubiger, 
zu  deren  Gunsten  eine  Verpfändung  des  Bodens  noch  vor  dem 
Zessionsakte  eingetragen  ist,  gehen  der  Bank  vor. 

Oft  läßt  der  Schuldner  den  Verfalltag  verstreichen,  ohne 
zu  zahlen,  vielleicht  weil  die  Einerntung  noch  nicht  erfolgt 
war  oder  gar  noch  nicht  erfolgen  konnte.  Es  kann  dann 
selbst  im  Interesse  der  Bank  liegen,  gegen  den  Schuldner  nicht 
gleich  mit  den  schärfsten  Mitteln  vorzugehen.  In  Würdigung 
dieser  Umstände  hat  das  Gesetz  von  1874  den  Banken  ge- 
stattet, die  Verfallzeit  der  gegen  Abtretung  der  Ernte  auf 
einen  nicht  handelsraäßigen  Schuldschein  gewährten  Darlehen 
zu  verlängern.')  Das  war  umso  notwendiger,  als  die  Ernte- 
darlehen auf  höchstens  vier  Monate  gewährt  werden  sollten,*) 


>)  Statuten  1901  Art.  14. 
«)  Geselz  1901  Art.  10. 
')  Statuten  1874  Art.  14. 
*)  Statuten  1874  Art.  11. 
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eine  Frist,  die  sicü  als  durchaus  ungenügend  erwies  für  die 
Bedürfnisse  der  Pflanzer. 

Das  Zuckerrohr')  wird  in  den  Antillen  von  September 
bis  Februar  je  nach  der  Regenzeit  gepflanzt  und  von  Januar 
bis  Juni  des  darauffolgenden  Jahres,  also  nach  16 — 18  Monaten, 
geerntet,  sodaß  fast  immer  zwei  Ernten  gleichzeitig  auf  dem 
Boden  stehen.  Die  Erntedarlehen  werden  von  der  Bank  im 
Juli  bewilligt,  aber  dann  nur  zum  Teil  ausgezahlt  zw^ecks  An- 
kaufs von  Dünger  (der  im  Juli  bei  Beginn  der  Regenperiode 
nötig  wird)  und  von  Tieren,  sowie  zur  Reparatur  und  Neu- 
anschaffung der  verschiedenen  zum  Betriebe  notwendigen  Uten- 
silien. Der  Rest  des  Darlehens  wird  in  Monatsraten  ausbezahlt 
von  August  bis  Dezember  und  dient  zur  Bezahlung  der  Löhne 
und  anderer  laufender  Auslagen.  So  erhält  der  Pflanzer  die 
Darlehen  ohne  Vermittler.  Im  Juli,  wenn  die  ersten  Darlehens- 
raten erteilt  werden,  sind  die  Zuckerrohre  durchschnittlich 
7 — 9  Monate  alt.  Da  ihr  voraussichtlicher  Ertrag  sich  dann 
annähernd  schätzen  läßt,  so  bietet  die  zukünftige  Ernte  schon 
ein  reelles  Pfand  dar  und  keine  vage  Zukunftshoffnung.  Die 
Bank  tut  noch  ein  übriges,  indem  sie  während  der  ganzen  Zeit 
bis  zur  Ernte  die  Frucht  auf  dem  Felde  und  die  Verwendung 
der  monatlichen  Darlehensraten  seitens  des  Schuldners  über- 
wachen läßt  und  einschreitet,  wenn  es  nötig  wird. 

Beim  Beginn  der  Ernte  (im  Januar)  sind  seit  Gewährung 
der  ersten  Vorschüsse  seitens  der  Bank  schon  mehr  als  vier 
Monate  verflossen!  Die  Darlehen  müssen  daher  unbedingt  er- 
neuert oder  verlängert  werden,  da  sie  erst  von  Januar  bis  Juli 
mit  dem  Ertrage  der  Ernte  zurückbezahlt  werden  können.  Diese 
Verlängerung  ist  im  Art.  14  der  Bankstatuten  vorgesehen.  Die 
Erntedarlehensgeschäfte  führen  jährlich  im  Juni  zu  einem 
völligen  Abschlüsse,  so  daß  das  Portefeuille  der  prets  sur  r6- 
colte  in  der  Bilanz  vom  30.  Juni  meist  seinen  niedrigsten  Stand 
aufweist.    Anders  liegt  die  Sache  in  Reunion,  wo  die  Regenzeit 


*)  Nur  dieses   kommt   neben   einigen  kleinen   Caf6-   und  Vanille- 
kulturen in  R6union  und  Guadeloupe  für  die  Erntedarlehen  in  Betracht. 
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von  November  bis  April,  nicht  wie  auf  den  Antillen  von  Juli 
bis  Oktober  dauert  In  R6anion  pflanzt  man  daher  das  Zucker- 
rohr von  Oktober  bis  Januar  und  erntet  von  Juli  bis  Dezember 
des  nächstfolgenden  Jahres.  Die  Junibilanz  gibt  sonach  in 
ßöunion  vielleicht  den  höchsten  Bestand  an  prets  sur  röcolte  an. 

Das  Zuckerrohr  kommt,  sobald  es  eingeerntet  ist,  in  Fabriken, 
wo  es  in  Feinzucker  verwandelt  wird.  Dieser  —  weiße  —  Zucker 
wird  meist  nach  Frankreich  verladen;  in  den  Kolonien  bleibt  nur 
eine  geringe  Menge  braunen,  d.  h.  auf  technisch  unvollkommenere 
Art  raffinierten  Zuckers.  Der  Erntedarlehensschuldner  —  oft  ist 
er  auch  Besitzer  einer  Zuckerraffinerie  —  händigt  der  Bank  je 
nach  der  Menge  des  nach  Frankreich  verladenen  weißen  Zuckers 
Tratten  auf  seinen  Verkaufskommissionär  in  Frankreich  aus,  zu- 
gleich auch  ein  Konossement  über  die  lAdung.  In  diesem  Augen- 
blicke wird  das  pret  sur  röcolte  zu  einem  pret  sur  marchandise 
embarqu6e.  Die  Bank  verwendet  einen  Teil  der  durch  die  Tratten 
repräsentierten  Geldsumme  zur  Tilgung  der  Darlehensschuld  des 
Pflanzers  und  gibt  ihm  den  Rest  zur  Bezahlung  der  Emtekosten 
und  Löhne  für  die  Schnitter,  die  zusammen  je  nach  den  Zucker- 
preisen ein  Drittel  bis  ein  Halb  des  Werts  der  Ernte  ausmachen. 
Sodann  sendet  die  Bank  Tratte  und  Konossement  ihrem  Zentral- 
agenten in  Paris,  der  sie  mit  seinem  visa  versieht  und  dem  Dis- 
kontkontor, dem  offiziellen  Vertreter  der  Kolonialbanken  in  Paris, 
zustellt  Dieses  läßt  die  Tratte  von  dem  Verkaufskommissionär 
einlösen  und  händigt  ihm  dafür  das  Konossement  ein,  mittelst 
dessen  der  Kommissionär  die  an  ihrem  Bestimmungsorte  ange- 
langte Ware  in  Empfang  nehmen  kann,  um  sie  dann  zu  ver- 
kaufen. Das  Diskontkontor  schreibt  die  auf  die  Tratte  eingezahlte 
Summe  der  betreffenden  Kolonialbank  gut.  Die  Tratte  tilgt  also 
die  Schuld  des  Pflanzers  (ganz  oder  nur  zum  Teil)  und  erhöht 
zugleich  das  Guthaben  der  Kolonialbank  beim  Kontor.  So  ver- 
knüpfen sich  pret  sur  r6colte  mit  Warenlombard-  und  Wechsel- 
geschäft. 

Trotz  aller  Sicherheiten  und  Vorrechte  der  Kolonialbanken 
behalten  die  prets  sur  röcolte  doch  einen  sehr  spekulativen  Cha- 
rakter.   Denn  die  Ernten  in  den  Zuckerkolonien  sind  nicht  nur 

4* 
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wie  in  Europa  durch  Dürre,  Feuchtigkeit,  Hagel,  Insektenplage 
usw.  bedroht  sondern  auch  durch  Erdbeben  und  durch  Orkane 
von  einer  Heftigkeit,  wie  man  sie  in  Europa  gar  nicht  kennt 
Eine  Versicherung  gegen  diese  Gefahren  ist  unmöglich,  da  Ver- 
sicherungsgesellschaften in  den  Kolonien  nicht  existieren,  auch 
nicht  bestehen  können,  weil  das  Risiko  zu  groß  ist  (Man  denke 
an  die  Erdbebenklausel  unserer  europäischen  Versicherungsge- 
sellschaften.) Femer  unterliegt  der  Zuckerpreis  von  jeher  großen 
Schwankui^en,  was  natürlich  das  Ernteergebnis  in  starkem  Maße 
beeinflußt  Aus  beiden  Gründen  mußte  die  Beleihungsgrenze 
für  die  Ernte  auf  dem  Felde  möglichst  niedrig  angesetzt  werden. 
Da  der  Gesetzgeber  annahm,  daß  die  Darlehen  nur  auf  vier 
Monate  erteilt  würden,  hielt  er  die  Bank  für  hinreichend  ge- 
sichert, wenn  er  ihr  gestattete,  die  Ernte  bis  zu  einem  Drittel 
ihres  mutmaßlichen  Wertes  zu  beleihen.  Dabei  blieb  die  Tat- 
sache unberücksichtigt,  daß  die  Erntedarlehen  gewöhnlich  erst 
nach  acht  Monaten  zurückbezahlt  werden  und  daß  sich  dadurch 
das  Eisiko  für  die  Bank  beträchtlich  steigert  Um  sich  gegen  die 
fast  unvermeidlichen  Verluste  bei  den  Erntedarlehen  zu  decken^ 
verlangten  die  Kolonialbanken,  daß  ihr  Pfandrecht  auf  die  nächst- 
jährige Ernte  ausgedehnt  würde,  für  welche  das  Darlehen  zum 
großen  Teil  mit  verwendet  zu  werden  pflegt.  Diese  Ausdehnung 
des  Pfandrechts  bedeutet  für  die  Bank  eine  Art  Versicherung, 
eine  Ersatzgarantie;  sie  würde  die  Sicherheit  der  Bank  erhöhen^ 
ohne  den  Schuldner  zu  schädigen,  Überwachungskommission 
und  Gesetzgeber  verhielten  sich  aber  diesem  Wunsche  gegenüber 
ablehnend ;  sie  sahen  —  irrigerweise  —  in  der  Erstreckung  des 
Pfandrechts  auf  die  nächste  Ernte  nur  eine  Verlängerung  der 
Verfallzeit  der  Darlehensschuld  ad  infinitum.  Schon  der  Um- 
stand, daß  durch  die  Emtedarlehen  die  Kapitalien  der  Bank  acht 
Monate  festgelegt  wurden,  machte  dem  Gesetzgeber  große  Sorge^ 
weil  der  Bank  zu  ihren  Darlehen  nur  täglich  fällige  Kapitalien 
zur  Verfügung  standen.  Zur  Beseitigung  dieses  Mißverhältnisses 
zwischen  Aktiv-  und  Passivgeschäften  schlug  man  schon  1851 
und  dann  1901  wieder  die  Ausgabe  besonderer  bons  k  moyen 
terme,  d.  h.  langfristiger,  eventuell  verzinslicher  Obligationen 
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oder  die  Aimahme  verzinslicher  Depositen  seitens  der  Bank  vor.^) 
Doch  wurde  keiner  dieser  Vorschläge  1901  Gesetz. 

Die  Einrichtung  der  prets  sur  r6colte  war  trotz  der  ihr 
anhaftenden  Mängel  eine  erlösende  Tat  für  die  Pflanzer  der 
Kolonie.  Sie  schuf  an  Stelle  des  bisherigen  Bodenkredits  einen 
rein  landwirtschaftlichen  Kredit  und  hat  dadurch  den  Kredit 
in  den  Kolonien  auf  eine  ganz  neue  Grundlage  gestellt.  Besondere 
seitdem  gemäß  dem  Gesetze  von  1874  auch  der  Pflanzer,  der 
nicht  Grundeigentümer  ist,  ein  Bmtedarlehen  aufnehmen  kann, 
ist  der  ganzen  ackerbautreibenden  Bevölkerung  die  Möglichkeit 
gegeben,  sich  Bealkredit  in  dem  gewünschten  größeren  Umfange 
zu  verschaffen. 

4.  Im  Warenlombard  verkehr  beleiht  die  Kolonialbank  sowohl 
Import-  wie  Exportwaren.  Die  verpfändete  Ware  ist  entweder  in 
einem  Lagerraum  hinterlegt  oder  auf  ein  Schiff  verladen,  welches 
das  Gut  zum  Verkaufe  nach  Prankreich  trägt.  Im  ersten  Falle 
wird  die  Ware  vertreten  durch  einen  Warrant  oder  Lagerschein, 
im  zweiten  Falle  durch  ein  Konossement  Die  Verpfändung  der 
Importware  kann  also  erfolgen  durch  Übergabe  eines  Warrant 
oder  Lagerscheines,  bei  Exportwaren  findet  sie  statt  durch  Über- 
gabe des  Konossements.  Alle  drei  Papiere  sind  Orderpapiere,  und 
durch  regelrechtes  Indossament  wird  das  Eigentum  an  der  im 
Papier  bezeichneten  Ware  auf  den  Indossatar  übertragen.  Warrant, 
Lagerschein  und  Konossement  müssen  auf  die  Bank  indossiert 
sein.*)  Gewöhnlich  handelt  es  sich  hier  jedoch  nur  um  ein  Verpfän- 
dungsindossament, das  der  Bank  den  juiistischen  Besitz  der  Ware 
verschafft:  es  kann  aber  jederzeit  durch  Vereinbarung  in  ein  Über- 
tragungsindossament verwandelt  werden.  Die  Bank  vermag  auf 
den  Schuldner  in  dieser  Eichtimg  einen  Druck  auszuüben,  da  es 
ihr  nach  Art.  15  der  Statuten  freisteht,  mangels  Zahlung  des 
Schuldners  am  Verfalltage  die  Ware  acht  Tage  nach  Protest 
oder  Zahlungsaufforderung  öffentlich  versteigern  zu  lassen. 

Der  Besitz  der  Ware  seitens  der  Bank  ist  kein  wirklicher, 
sondern  ein  fiktiver.   Denn  die  Kolonialbanken  selbst  haben  keine 


»)  L6veill6.    Parlam.  Bericht  1897. 
*)  Statuten  1901  Art.  10. 
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Räume,  in  denen  die  Waren  hinterlegt  werden  können.  Nach 
dem  Gesetze, '  Art.  9,  müssen  die  Importwaren  deponiert  werden 
in  öffentlichen  Magazinen,  denen  Zollhäuser  und  andere  von  dem 
Gouverneur  der  Kolonie  bezeichnete  Räume  gleichstehen,  oder 
aber  in  privaten  Lagerräumen,  deren  Schlüssel  der  Bank  ein- 
gehändigt sind.  Doch  muß  die  Einhändigung  der  Schlüssel  im 
Augenblicke  des  Abschlusses  des  Darlehensvertrages  regelrecht 
festgestellt  sein  durch  Beschluß  des  Verwaltungsrates  der  Bank. 
Unter  dieser  Bedingung  kann  aber  der  Importeur  die  beliehene 
Ware  auch  in  seinen  eigenen  Räumen  aufbewahren. 

Die  öffentlichen  Magazine  stellen  Warrants  aus  über  die 
eingelieferten  Waren,  die  privaten  Lagerräume  dagegen  einen 
Lagerschein:  Das  ist  der  ganze  Unterschied  zwischen  Warrant 
und  Lagerschein.^) 

Will  der  Exporteur  bereits  verkaufte  Exportwaren  be- 
leihen, so  händigt  er  der  Bank  eine  Tratte  auf  seinen  Verkaufs- 
kommissionär ein.  Die  zweite  Unterschrift  wird  hier  ersetzt 
entweder  durch  eine  antizipierte  Akzepterklärung  des  Trassaten 
oder  durch  ein  Konossement  unter  spezieller  Verpfändung  der 
verladenen  Ware  (das  Konossement  —  bekanntlich  der  Lager- 
schein des  Seeverkehrs  —  wird  vom  Schiffskapitän  ausgestellt 
und  konstatiert  die  Verladung  der  Ware). 

Tratte  und  Konossement  heißen  zusammen:  traites  docu- 
mentaires. 

Die  hinterlegten  und  verpfändeten  Waren  müssen  von  der 
Bank  versichert  werden;  es  genügt  aber,  wenn  sie  durch  den 
Eigentümer  bei  einer  der  Bank  genehmen  Versicherungsgesell- 
schaft versichert  sind,  und  die  Police  der  Bank  oder  ihrem  Ver- 
treter in  Europa  eingehändigt  ist^) 

Die  Kommission  von  1850  war  dem  Warenlombardgeschäft 
wenig  günstig  gesinnt.  Besondere  Bedenken  machte  sie  gegen  die 
Beleihung  von  Exportwaren  geltend  wegen  der  großen  Schwierig- 
keit, die  Kolonialprodukte  zu  verkaufen.  Dieser  Verkauf  konnte 
damals  nur  nach  dem   Mutterlande  (Frankreich)   und   nur  auf 

«)  Denizet  a.  a.  0.  S.  108  ff. 
«)  Statuten  1901  Art.  13. 
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lange  Frist  (ä  long  terrae)  erfolgen.  Wenn  man  sich  1851  dennoch 
entschloß,  den  Kolonialbanken  den  Warenlombard  fi-ei  zu  geben, 
so  war  in  erster  Linie  maßgebend  die  Erwägung,  daß  gerade  im 
Verkehr  mit  den  Ausfuhrkommissionären  sich  der  Wucher  in 
der  schlimmsten  Form  gezeigt  hatte  und  daß  nur  diese  Waren- 
darlehen jene  Art  des  Wuchers  beseitigen  würden. 

Während  der  langen  Zeit  zwischen  Gewährung  und  Zurück- 
zahlung des  Darlehens  kann  die  Ware  große  Preisschwankungen 
erfahren.  Das  veranlaßte  den  Gesetzgeber  von  1851,  die  Be- 
leihungsgrenze  für  Waren  im  Maximum  auf  zwei  Drittel  ihres 
durch  Banksachverständige  festgestellten  Werts  anzusetzen.  Diese 
Maßregel  war  klug  und  vei-ständig.  1870  gab  man  E6unions  mit 
der  Konkurrenz  des  Diskontkontors  motiviertem  Verlangen,  den 
vollen  Wert  der  Ware  beleihen  zu  dürfen,  nach  und  dehnte 
diese  Erlaubnis  1874  auf  alle  fünf  Kolonial  banken  aus.  Das  war 
ein  Fehler,  der  1901  wieder  gut  gemacht  wurde.  Fortan  können 
höchstens  drei  Vierfei  des  Werts  der  Ware  beliehen  werden 
(Art.  13  der  Statuten). 

5.  Zu  den  Waren  gehören  in  gewisser  Beziehung  auch  die 
Edelmetalle.  Wegen  ihres  besonderen  Charakters  (kein  Verderb 
durch  Schwund  oder  Fäulnis,  größere  Werfbeständigkeit  usw.) 
sind  sie  in  den  Bankstatuten  gesonderf  behandelt. 

Zunächst  ist  festzustellen,  daß  nur  Gold-  und  Silbersachen 
als  Pfänder  für  Darlehen  der  Bank  in  Betracht  kommen,  doch 
können  sie  in  den  verschiedensten  Formen  verpfändet  werden, 
als  Barren,  als  fremde  oder  außer  Kurs  gesetzte  Münzen  oder 
als  Gegenstände  irgendwelcher  anderer  Arf  (Schmucksachen, 
Silberzeug  usw.).  Bis  1901  wurde  bezüglich  der  Beleihungs- 
grenze  zwischen  Gold  und  Silber  kein  Unterschied  gemacht. 
Infolge  des  starken  Sinkens  der  Silberpreise  besonders  seit  den 
90  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde  eine  Differenzierung 
immer  nötiger,  und  das  Gesetz  von  1901  bestimmte  daher,  daß 
Gegenstände  von  Gold  zu  ihrem  voUen,  nach  Feingehalt  und 
Gewicht  bemessenen  Werte,  Gegenstände  von  Silber  dagegen 
höchstens  bis  zu  vier  Fünftel  ihres  Werfes  beliehen  werden  sollten. 
Das  war  eine  halbe  Maßregel,  welche  der  Beleihung  des  Silbers 
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ihren  aleatorischen  Charakter  nicht  entzog.  Man  hätte  dies  noch 
hinnehmen  können,  wenn  der  Bank  wenigstens  der  Handel  mit 
Silber  verboten  worden  wäre.  Das  ist  aber  auch  1901  trotz  der 
ganz  veränderten  Verhältnisse  des  Silbermetalls  —  auffallender- 
weise —  nicht  geschehen. 

Die  Gold-  und  Silberdarlehen  kommen  hauptsächlich  den 
Handwerkern  und  kleinen  Kaufleuten  zugute,  aber  auch  allen 
denen,  die  von  ihrer  Hände  Arbeit  leben,  keinen  Personalkredit 
genießen  und  nur  wenige  verpfändbare  Gegenstände  haben,  deren 
Besitz  sie  entbehren  können.  Damit  hängt  zusammen,  daß  diese 
Darlehen  an  ihrem  Verfalltage  meist  nicht  zurückbezahlt,  sondern 
erneuert  werden,  was  sich  darin  zeigt,  daß  der  Saldo  dieser  Dar- 
lehensgeschäfte in  der  Junibilanz  in  der  Regel  größer  ist  als  die 
Summe  aller  innerhalb  des  abgelaufenen  Geschäftsjahres  gemachten 
Darlehen  gegen  Hinterlegung  von  Gold-  und  Silbergegenständen. 
Die  prets  sur  matiöres  d'or  ou  d'argent  nehmen  dadurch  einen 
gewissen  Sparkassencharakter  an,  wobei  Kapitalien  der  Bank  auf 
längere  Zeit  gegen  bestimmten  Zins  festgelegt  werden.  Da  der 
Gewinn  aus  diesen  Darlehensgeschäften  recht  groß  war  (8  bis 
6  Prozent)  und  die  Bank  dabei  infolge  vorsichtiger  Beleihung 
ohne  bedeutendes  Risiko  blieb,  so  hatte  die  Bank  diese  Geschäfte 
recht  gern,  obwohl  sie  ein  fremdes  Element  in  den  Geschäfts- 
betrieb der  Bank  brachten.  Immerhin  kamen  bei  dem  Edel- 
metallniangel  der  meisten  Kolonien  nur  unerhebliche  Summen 
hierbei  in  Frage. 

Die  eben  besprochenen  Darlehen  leisteten  auch  den  Ein- 
geborenen gute  Dienste.  Für  die  Bank  war  die  Annahme  von 
Schmucksachen,  entwerteten  Münzen,  Silberzeug  usw.  als  Pfand 
für  Darlehen  das  beste  Mittel,  um  die  gewöhnliche  Kundschaft 
der  Wucherer  zu  sich  herüber  zu  ziehen. 

§  7. 
DIE  WECHSELGESCHÄFTE  DER  KOLONIALBANKEN. 

"Wie  die  Kolouialbaakea  dein  Geld-  und  Kreditverkehr  inner- 
halb der  Kolonie  dienen,  so  vermitteln  sie  auch  den  Zahlung»- 
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verkehr  der  Kolonie  mit  dem  Auslande  oder  Frankreich.  Diese 
Tätigkeit  der  Eolonialbanken  ist  umso  wichtiger,  als  die  hier 
in  Frage  stehenden  Kolonien  fast  ihre  ganze  Produktion  expor- 
tieren und  andererseits  die  Mehrzahl  der  täglichen  Lebens- 
und ünterhaltsmittel  nicht  selbst  produzieren,  sondern  sie  ein- 
führen müssen.') 

Das  internationale  Zahlungsmittel  ist  bekanntlich  der  Wech- 
sel Durch  ihn  werden  Forderungen  im  internationalen  Handels- 
verkehr eingezogen,  Schulden  getilgt  und  so  Bargeldsendungen 
ei-spart.  Wer  ins  Ausland  zahlen  will,  wird  schwerlich  jemanden 
im  Auslande  finden,  der  sein  Schuldner  ist  und  ihm  genau 
die  Summe  schuldet,  die  er  ins  Ausland  zu  zahlen  hat.  Hier 
greift  die  Bank  ein,  indem  sie  ihren  Kunden  zu  jedem  Geld- 
betrage Tratten  oder  Anweisungen  auf  Frankreich  oder  das 
Ausland  liefert,  mittelst  deren  die  Zahlung  dorthin  bewirkt  wer- 
den kann.  Diese  Tratten  und  Anweisungen  kann  die  Bank  er- 
werben wie  die  Platzwechsel  im  Wege  des  Diskonts  oder  durch 
Kauf  al  pari  oder  gar  gegen  eine  Prämie.  Der  häufigste  Fall 
ist  aber  der,  daß  die  Bank  selbst  Tratten  und  Anweisungen 
ausstellt.  Die  Anweisung  unterscheidet  sich  von  der  Tratte 
dadurch,  daß  sie  nicht  akzeptfähig  ist;  sie  ist  gleichsam  ein 
Scheck  der  Kolonialbank,  ausgestellt  auf  ein  Bankinstitut  im 
Ausland  oder  Frankreich.  Da  die  Banken  ihren  Sitz  nicht  in 
Frankreich  haben,  bedürfen  sie  für  ihre  Wechselgeschäfte  eines 
Yertreters  in  Frankreich.  Als  ihr  Vertreter  fungiert  zur  Zeit 
das  Nationale  Diskontkontor  in  Paris.  Die  Geschäfte,  die  das 
Kontor  für  die  Kolonialbanken  besorgt,  sind  zweifacher  Art,*) 
entweder  1.)  Einziehung  von  Forderungen  oder  2.)  Bezahlung 
von  Schulden  der  Kolonialbanken. 

Ad  No.  1  gehören  die  auf  die  Kolonialbanken  ausgestellten 
oder  indossierten  Wechsel  und  Anweisungen,  die  in  Frankreich 
oder  im  Auslande  zahlbar  sind.  Sie  werden  an  Order  des 
Diskontkontors  gestellt  und  dem  Zentralagenten  zugesandt,  der 
Akzept  oder  Protest  mangels  Annahme  besorgt  und  sie  dann 

»)  Isaak.   Parlam.  Bericht  1898. 
•)  Renaud  a.  a.  0.  S.  110  ff. 
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dem  Kontor  einhändigt.  Sollten  diese  Wechsel  am  Verfalltage 
nicht  eingelöst  werden,  so  wird  das  Indossament  zugunsten  des 
Kontors  ausgestrichen  und  der  Wechsel  dem  Zentralagenten 
zurückgegeben  zwecks  gerichtlicher  oder  außergerichtlicher  Gel- 
tendmachung der  Forderung. 

Zu  No.  2  sind  zu  zählen  die  Tratten  und  Anweisungen, 
welche  von  den  Kolonialbanken  auf  das  Diskontkontor  in  Paris 
gezogen  werden.  Sie  werden  beim  Zentralagenten  eingereicht, 
von  diesem  mit  seinem  visa  versehen  und  dann  dem  Kontor 
zur  Zahlung  präsentiert.  Doch  muß  das  Kontor  zehn  Tage  vor 
dem  Verfalltage  benachrichtigt  werden. 

Schon  aus  dem  Gesagten  erhellt,  daß  der  Zentralagent  eine 
rein  vermittelnde  Rolle  hat;*)  er  selbst  darf  weder  Ein- 
zahlungen annehmen,  noch  Auszahlungen  bewirken,  noch  irgend 
welche  Summen,  die  den  Kolonialbanken  gehören,  zurückbehalten. 
Die  Geschäfte  der  Kolonialbanken  kommen  deshalb  klar  und  voll- 
ständig zum  Ausdruck  in  dem  Kontokorrent,  das  jede  Kolonial- 
bank mit  dem  Diskontkontor  unterhält  Jeder  Bank  ist  vom 
Kontor  ein  Kredit  eröffnet,  dessen  Maximalhöhe  sich  bemißt 
nach  dem  Werte  der  Rentenbriefe,  die  von  den  Banken  beim 
Kontor  als  Pfand  hinterlegt  sind.*)  Das  Kontokorrent  beim  Kontor 
enthält  auf  der  Kreditseite  die  Zinsen  der  hinterlegten  Renten- 
briefe, femer  die  Tratten,  die  der  Zentralagent  dem  Kontor  zur 
Einziehung  oder  zur  Diskontierung  zugestellt  hat,  und  schließlich 
die  Summen  und  Werte,  welche  direkt  durch  die  Kolonialbank 
oder  durch  Dritte  zugunsten  der  Bank  beim  Kontor  eingezahlt 
sind.  Das  Debet  des  Kontokorrents  setzt  sich  zusammen  aus 
den  auf  das  Kontor  von  der  Kolonialbank  ausgestellten  Tratten 
und  Anweisungen,  sodann  aus  den  auf  die  sogenannten  actions 
d'Europe  ausgezahlten  Dividenden  und  aus  sonstigen  Zahlungen, 
die  da«  Kontor  im  Auftrage  der  Bank  gemacht  hat  Der  wechsel- 
seitig zu  vergütende  Kontokorrentzins  beträgt  bei  einem  Saldo 
zugunsten    des   Kontors    ein   Prozent  mehr   als   der   jeweilige 

»)  Vergl.  Renaud  a.  a.  0.  S.  112. 

*)  Der  Kredit  der  Bank  von  R6union  ist  kraft  ministerieller  Ver- 
ordnung auf  1,8  Millionen  fr.  begrenzt. 
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Diskontsatz  der  Bank  von  Frankreich,  aber  nie  mehr  als  sieben 
Prozent.  Bei  einem  Saldo  zugunsten  der  Kolonialbank  ist  ihr 
ein  Kontokorrentzins  zu  vergüten,  der  ein  Prozent  niedriger  ist 
als  dem  jeweiligen  Diskontsatze  der  Bank  von  Frankreich  ent- 
sprechen würde,  doch  nie  mehr  als  fünf  Prozent.  Außer  dem 
eventuellen  Kontokorrentzins  erhebt  das  Kontor  noch  eine  be- 
sondere Provision  für  jede  der  von  ihr  bezahlten  Anweisungen. 
Dafür  besorgt  es  die  Einziehung  von  Fordeningen  der  Kolonial- 
banken umsonst.^) 

Dem  Diskontkontor  ist  es  ausdrücklich  verboten,  Noten 
der  Kolonialbanken  in  Zahlung  zu  nehmen,  da  ihr  Notenumlauf 
rein  lokal  bleiben  soll. 

Alle  Geschäfte  zwischen  den  Kolonialbanken  und  dem 
Diskontkontor  müssen  vermittelt  werden  durch  den  Zentral- 
agenten. Damit  wird  das  Ziel  erreicht,  das  bei  der  Schaffung 
der  Zentralstelle  durch  Dekret  vom  17.  11.  1852  ins  Auge  ge- 
faßt war:  Die  Tätigkeit  der  Kolonialbanken  in  bezug  auf  ihre 
Geschäfte  in  Europa  zu  zentralisieren,  um  dadurch  die  Ausübung 
der  Kontrolle,  die  der  Überwachungskommission  der  Kolonial- 
banken anvertraut  ist,  zu  ermöglichen.  Schließlich  ist  noch  durch 
Dekret  vom  9.  6.  04  bei  dem  Zentralagenten  in  Paris  ein  Re- 
gierungskommissar bestellt  worden,  der  periodisch  dem  franzö- 
sischen Kolonialminister  Bericht  erstatten  soll  über  die  Geschäfte, 
welche  die  Zentralstelle  im  Auftrage  der  Kolonialbanken  aus- 
geführt hat. 

Der  Zentralagent  und  der  eben  erwähnte  Regierungs- 
koramissar  werden  vom  Kolonialminister  ernannt;  ihr  Gehalt 
ebenso  wie  ihre  Auslagen  werden  von  den  Kolonialbanken  ge- 
meinsam getragen  und  zwar  im  Verhältnis  ihres  Grundkapitals. 

Die  Kolonialbanken,  die  auf  das  Kontor  Anweisungen  und 
Tratten  ausstellen,  nehmen  dadurch  den  Kredit  des  Kontors  in 
Anspruch.  Je  größer  ihre  Ziehungen  auf  das  Kontor  sind, 
desto  höher  wächst  ihr  solde  döbiteur  beim  Kontor.  Wegen  des 
Kontokorrentzinses  liegt  es  aber  im  eigenen  Interesse  der  Ko- 
lonialbanken, ihren  solde  döbiteur  möglichst  zu  vermindern  und 

»)  Renaud  S.  lU/115. 
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ihn  eventuell  durch  einen  solde  cr6diteur  zu  ersetzen.  Die  Banken 
müssen  also  für  hinreichend  Rimessen  Sorge  tragen.  Die  ganze 
Tätigkeit  der  Kolonialbanken  im  Wechselgeschäftsverkehr  kon- 
zentriert sich  somit  auf  die  Ausgabe  von  Anweisungen  oder 
Tratten  und  auf  die  Beschaffung  von  Rimessen. 

Die  Ausgabe  von  Anweisungen  und  Tratten  sind  auf  Seiten 
der  Bank  ein  Verkauf  eines  Teils  des  Kredits,  den  sie  in  Paris 
hat,  ein  Geschäft,  das  ihr  Geldkapitalien  in  die  Kassen  bringt 
und  bei  dem  sie  eine  mehr  oder  weniger  hohe  Prämie  er- 
hebt. Durch  Kauf  oder  Diskontierung  von  Tratten  zu  Rimesse- 
zwecken verschafft  sich  umgekehrt  die  Bank  den  Kredit  des 
Trassanten.  Der  Ervverb  von  Rimessen  ist  also  für  sie  ein 
Aktivgeschäft,  eine  Kapitalanlage,  die  sich  auf  der  Kreditseite 
ihres  Kontos  beim  Kontor  zeigen  soll.^) 

Für  den  Importeur  sind  die  Anweisungen  auf  das  Kontor 
ein  Mittel,  um  seinen  Import,  d.  h.  seine  Schuld  ans  Ausland, 
zu  bezahlen.  Der  Exporteur  erhält  durch  Verkauf  oder  Dis- 
kontierung von  Auslandswechseln  an  die  Bank  den  Gegenwert 
seiner  Ware  in  Geld,  d.  h.  ihren  Preis. 

Es  leuchtet  ein,  daß,  wenn  die  Bank  einen  Gewinn  aus 
ihren  Wechselgeschäften  erzielen  will,  sie  ihre  Anweisungen 
und  Tratten  zu  einem  Preise  abgehen  muß,  der  höher  ist  als 
ihr  Ankaufs-  oder  Selbstkostenpreis.  Tatsächlich  hat  auch  die 
Prämie  für  Anweisungen  und  Tratten  die  von  der  Bank  für 
den  gleichen  Betrag  in  Rimessen  gezahlte  Ankaufsprämie  stets 
um  mindestens  ein  Prozent  übei'stiegen.^)  Diese  Ankaufsprämie 
für  Rimessen  der  Bank  war  verschieden  hoch,  je  nachdem  ein 
Rimessenmangel  oder  Rimessenüberschuß  bestand,  d.  h.  je  nach- 
dem der  Import  oder  der  Export  überwog.  In  den  Zuckerkolonien 
richtete  sich  das  nach  dem  Ausfall  der  Zuckerernten.  Anders 
lagen  die  Verhältnisse  in  Guyane  und  S6n6gal.  In  Quyane  fehlte 
jede  landwirtschaftliche  Tätigkeit  und  damit  der  Export  von 
Lebensmitteln.  An  dessen  Stelle  dienten  die  Sendungen  von 
Rohgold,  das  in  Guyane  gefunden  wurde,  dazu,  den  Import  der 

»)  Denizet  a.  a.  0.  S.  137. 

■)  Vergl.  die  jährlichen  Berichte  der  Ü.  Ko. 
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Kolonie  zu  saldieren.  Die  Goldsendangen  gestatteten  es  dem 
Handel,  Anweisungen  und  Tratten  auf  Frankreich  zu  ziehen,  so 
daß  die  Bank  von  Guyane  neben  den  envois  d'or  natif  auch 
einige  Handelstratten  zu  Bimessezwecken  benutzen  konnte.  In 
Senegal  gab  es  keine  Goldlagerungen,  die  wie  in  Guyane  zu 
einer  Goldausfuhr  hätten  Anlaß  geben  können,  und  die  auf  Grund 
der  dortigen  Arachidenemte  geschaffenen  traites  documentaires 
blieben  meist  in  der  Hand  der  Handelshäuser,  die  den  Plantagen- 
bau dort  monopolisiert  hatten.  Der  fast  völlige  Mangel  an 
Handelstratten  zwang  die  Bank  von  S6n6gal  zwecks  Deckung 
der  von  ihr  ausgegebenen  Anweisungen  zu  den  Tratten  des 
kolonialen  Schatzamts  auf  Frankreich  ihre  Zuflucht  zu  nehmen. 
Dies  hatte  zur  Folge,  daß  besonders  in  den  ersten  zwanzig  Jahren 
seit  Bestehen  der  Bank  Omission  und  remise  bei  ihr  annähernd 
gleich  waren,  d.  h.  die  Bank  gab  nur  soviel  Tratten  und  An- 
weisungen abj  als  sie  Schatzanweisungen  erhielt  Aber  die  Aus- 
gabe von  Tratten  und  Anweisung  stand  nicht  ganz  im  Belieben 
der  Bank.  Wenn  es  ihr  nun  nicht  gelang,  diese  Schatzanwei- 
sungen in  genügendem  Maße  zu  erhalten,  so  schloß  ihr  Konto 
beim  Kontor  mit  einem  starken  solde  d^biteur.  Dieser  erhöhte 
wiederum  den  Preis  der  Anweisungen  und  Tratten,  welche  die 
Kolonialbank  auf  Frankreich  ausstellte,  d.  h.  der  Wechselkurs 
stieg.  Hiermit  sind  wir  zur  Frage  des  Wechselkurses  gelangt. 
Der  Wechselkurs  steht  auf  pari,  wenn  die  Wechsel  aufs 
Ausland  gehandelt  werden  zu  ihrem  Nominalwerte,  ausgedrückt 
in  dem  Münzpari  der  fremden  Münze.  Zwischen  zwei  Ländern 
mit  demselben  Währungsmetall  schwankt  der  Wechselkurs  nur 
wenig  um  das  Münzpari  innerhalb  der  beiden  Goldpunkte.  Der 
Wechselkui-s  in  diesem  Sinne,  aufgefaßt  als  das  Verhältnis  zweier 
Währungen  zueinander,  kann  nur  dann  größeren  Schwankungen 
unterworfen  sein,  wenn  die  Währung  des  einen  Landes  der 
Währung  des  anderen  gegenüber  sich  entwertet  oder  im  Werte 
steigt.  Dieser  Fall  tritt  ein  zwischen  Gold-  und  Silberwährungs- 
ländern bei  Entwertung  des  Silbers.  Dasselbe  geschieht  auch 
zwischen  Papierwährungsländem  einerseits  und  Metallwähnmgs- 
ländern  andererseits. 


62  I.   DIE   FÜNF  ALTEN   KOLONIALBANKEN. 

Unter  Wechselkurs  wird  nun  in  der  französischen  Litera- 
tur, i)  aber  auch  von  deutschen  Schriftstellern,  ganz  allgemein 
der  Preis  verstanden,  oder*)  die  Prämie,  die  für  Wechsel  auf 
das  Ausland  gezahlt  wird.  In  diesem  weiteren  Wortsinne  werden 
wir  hinfort  den  Wechselkurs  vei-stehen.  Der  Wechselkurs  ist 
dann  nicht  nur  durch  die  Landeswährung  und  ihr  Verhältnis 
zu  den  fremden  Währungen,  sondern  vor  allem  noch  durch  die 
Zahlungsbilanz  des  Landes  und  in  geringerem  Maße  durch  den 
Pälligkeitsterrain  beeinflußt.  Um  den  letzten  Punkt  vorweg  zu 
nehmen,  so  ist  klar,  daß  ein  Auslandswechsel,  zahlbar  30  Tage 
nach  Sicht,  höher  im  Preise  steht  als  ein  Wechsel  von  gleichem 
Geldbetrage,  der  auf  90  Tage  nach  Sicht  ausgestellt  ist  Aber 
■die  Verfallzeit  ist  für  den  Wechselkurs  nur  dann  von  einiger 
Bedeutung,  wenn  Zahlungsbilanz  und  Landeswährung  in  ihren 
Wirkungen  auf  den  Wechselkurs  ausgeschaltet  sind.  Das  war 
^ber  in  den  französischen  Kolonien  ganz  selten  der  Fall.  Zwei 
Male,  1855  bei  der  Außerkurssetzung  der  fremden,  bislang  um- 
laufenden Münzen,  und  1S84  bei  Ausbruch  einer  Zuckerkrise, 
wurde  es  in  den  Antillen  notwendig,  Kassenscheine  mit  Zwangs- 
kurs auszugeben.  Da  das  Metallgeld  infolge  der  Versendungen 
zu  Rimessezwecken  außer  Landes  getrieben  war,  bestand  der 
Oeldumlauf  der  Kolonie  damals  nur  aus  Kassenscheinen  des 
kolonialen  Schatzamts  und  aus  Noten  der  Bank,  die  gegen  Kassen- 
scheine einlösbar  waren  und  zudem  nur  in  der  Kolonie  gesetz- 
liche Zahlungskraft  hatten.  In  den  Antillen  herrschte  tatsächlich 
für  eine  Zeit  lang  Papierwährung.  Der  Wechselkurs,  der  vorher 
fest  war,  kannte  nun  keine  Grenzen  mehr,  obwohl  Frankreich 
und  seine  Kolonien  nominell  dasselbe  Währungssystem  hatten. 
Eine  günstige  Zahlungsbilanz  stellte  damals  das  Gleichgewicht 
allmählich  wieder  her.  Ganz  schlimm  wurde  es  nur  da,  wo  zu 
dem  entwerteten  Gelde  eine  ungünstige  Zahlungsbilanz  ver- 
schärfend hinzutrat.  Unter  solchen  Umständen  stieg  der  Wech- 
selkurs in  Guadeloupe  auf  50  Prozent,  3)  d.  h.  ein  Wechsel  auf 

»)  Vergl.  Bericht  der  Ü.  Ko.  1857/61  (Schluß).    Denizet  a.a.O.  S.138. 
•)  wenn  man  die  französische  Kursnotierung  ins  Auge  faßt. 
2)  Renaud  a.  a.  0.  S.  117. 
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Frankreich  kostete  einhalb  mal  mehr  als  sein  Nominalwert  be- 
trug. Das  einzige  Mittel  gegen  einen  solchen  Übelstand  ist  eine 
Einschränkung  des  Imports,  die  eine  Verbesserung  der  Handels- 
und Zahlungsbilanz  zur  Folge  hat  und  den  Papierumlauf  besei- 
tigen hilft,  indem  sie  wieder  Metallgeld  ins  Land  strömen  läßt. 

Eine  Regelung  der  Wechselkurse  wurde  1879  durch  die 
Bank  von  R6union  versucht;  der  Versuch  mißlang  aber.  Außer 
der  Bank  von  R6union  trieben  noch  andere  Handelshäuser  und 
Banken  Handel  mit  Wechseln  aufs  Ausland,  so  daß  die  Bank 
von  R6union  den  Wechselmarkt  nicht  beherrschen  konnte.  Zu- 
dem verfügte  die  Bank  nicht  entfernt  über  die  Mittel,  die  eine 
solche  Regelung  der  auswärtigen  Wechselkurse  erfordert  hätte. 

Der  Untersuchung  wert  ist  auch  die  Frage,  wann  die 
Wechselgeschäfte  für  die  Bank  Gewinn,  wann  Verlust  bedeuten. 

Da  den  Einnahmen  aus  den  Wechselgeschäften  auch  Un- 
kosten gegenüberstehen,  so  ist  die  Voraussetzung  für  einen  Ge- 
winn der  Kolonialbanken  am  Wechselgeschäft,  daß  es  der  Bank 
gelingt,  ihre  Anweisungen  und  Tratten  mit  etwa  einem  Prozent 
Verdienst  abzusetzen.  Daneben  ist  natürlich  ein  Rimessen- 
überschuß das  Erstrebenswerteste.  Aber  auch  das  Gegenteil,  ein 
Überschuß  der  Anweisungen  über  die  Rimessen,  ist  nicht  not- 
wendig von  Übel.  Es  kommt  in  erster  Linie  darauf  an,  ob  der 
durch  die  Ausgabe  von  Anweisungen  der  Kolonie  gewährte 
Kredit  produktiver  oder  unproduktiver  Art  ist,  ob  er  die  Aus- 
gaben vermehrt,  ohne  die  Einnahmen  zu  erhöhen.  In  diesem 
Falle  können  die  Wechselgeschäfte  in  ihrem  Endergebnis  ein 
Defizit  für  die  Bank  bedeuten,  selbst  wenn  die  Rimessen  den 
Wert  der  Anweisungen  decken  oder  gar  um  einiges  übersteigen. 
Denn  ein  unproduktiver  Kredit  vermehrt  nur  den  Import  der 
Kolonie,  verschiebt  die  Handelsbilanz  zuungunsten  ihres  Exports 
und  bereitet  eine  Verschuldung  der  Kolonie  vor,  die  schließlich 
einen  Rimessenmangel  herbeiführt  und  damit  das  Gleiciigewicht 
zwischen  Emission  und  remise  stört. 
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Dritter  Abschnitt. 

DIE  TÄTIGKEIT  DER  KOLONIALBANKEN. 

Wir  haben  bisher  die  innere  Struktur  der  Kolonialbanken 
und  ihren  Geschäftskreis  geschildert,  also  den  Rahmen  gegeben, 
in-  dem  sich  die  Tätigkeit  der  Bank  entfalten  soll.  Ihren  vollen 
Inhalt  erhalten  die  Bestimmungen  des  Kolonialbankgesetzes  erst 
durch  die  Tätigkeit  der  Kolonialbanken  selbst  Bevor  wir  auf 
diese  eingehen,  wird  es  gut  sein,  uns  noch  kurz  zu  vergegen- 
wärtigen, welche  Aufgaben  die  Kolonialbanken  zu  erfüllen  hatten. 

1.  Kapitel. 

§  8. 

IHRE  AUFGABEN. 

Zur  Zeit  der  Gründung  der  Kolonialbanken  befand  sich 
das  Geldwesen  der  französischen  Kolonien  in  gründlicher  Un- 
ordnung. An  Metallgeld  zirkulierten  französische  Münzen,  da- 
neben noch  koloniale  Scheidemünzen,  femer  fremde  Münzen 
(spanische  Piaster,  brasilianische  Milreis),  an  papierenen  Geld- 
zeichen gab  es  Papiergeld,  das  die  französische  Juliregierung 
von  1830  ausgegeben  hatte,  dann  die  1849  ausgegebenen  Kassen- 
scheine und  in  R6union  auch  Noten  des  liquidierten  Diskont- 
kontors. Es  galt  nun,  in  den  Kolonien  die  Geldeinheit  mit 
Frankreich  herzustellen,  zugleich  aber  den  kolonialen  Geldumlauf 
dem  stark  wechselnden  Geldbedarf  der  Kolonien  anzupassen: 
Beides  sollte  durch  die  Ausgabe  von  Noten  der  Kolonialbanken 
erreicht  werden.  Da  die  Noten  gesetzliche  Zahlungskraft  haben, 
konnten  sie  die  einzuziehenden  Geldwertzeichen  im  Umlauf  er- 
setzen; da  sie  nicht  wie  die  Kassenscheine  voll  metallisch  gedeckt 
sein  müssen,  hat  die  Bank  in  der  Notenausgabe  ein  Mittel,  den 
Geldumlauf  je  nach  Bedarf  zu  vennehren  oder  zu  vermindern. 
Der  rasche  und  jähe  Wechsel  der  Konjunkturen  stellte  den  Ko- 
lonialbanken die  Aufgabe,  die  Übergänge  zwischen  guten  und 
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schlechten  Erntejahren  zu  mildem,  in  guten  Jahren  den  Spar- 
trieb anzuregen  und  die  Gründung  neuer  Kulturen  zu  fördern, 
in  schlechten  Jahren  aber  durch  produktive  Kredite  den  Hilfs- 
bedürftigen unter  die  Arme  zu  greifen,  der  Spekulation  dagegen 
die  Kredite  zu  verkürzen.  Die  Kolonialbanken  sollten  auf  Ver- 
mehrung des  Exports  sowie  auf  weise  Beschränkung  des  Imports 
hinwirken  und  dadurch  die  Handels-  und  Zahlungsbilanz  der 
Kolonien  regulieren.  Der  Erhaltung  des  Münz  vorrates  der  Kolonien 
zu  dienen,  waren  die  von  den  Kolonialbanken  auf  Frankreicli  und 
das  Ausland  auszustellenden  Tratten  und  Anweisungen  bestimmt; 
denn  sie  bedeuten  für  den  Außenhandel  der  Kolonie  dasselbe,  was 
die  Noten  für  den  inneren  Handelsverkehr  sind:  ein  neues  Zah- 
lungsmittel, das  Bargeldsendungen  crspail  Die  hohen  Wechsel- 
kurse waren  zu  beseitigen,  der  Leibzins  zu  ermäßigen  und  vor  allem 
war  Stetigkeit  in  den  Geld-  und  Kreditverkehr  der  Kolonien  zu 
bringen.  Hierin  lag  für  die  Kolonialbanken  eine  ihrer  schwierig- 
sten Aufgaben,  weil  die  Interessen  der  Bank  mit  denen  der  Ko- 
lonie in  Konflikt  geraten  konnten.  Gesetzt  den  Fall,  die  Lage 
der  Kolonie  verlange  eine  Herabsetzung  des  Leihzinsfußes  und 
Erweiterung  der  Kredite,  die  Sicherheit  der  Bank  aber  eine 
Erhöhung  des  Leihzinsfußes  und  Einschränkung  der  Kredite. 
Gäbe  die  Kolonialbank  unter  solchen  Umständen  den  Wünschen 
der  Kolonie  nach,  so  erfüllte  sie  zwar  nur  die  ihr  bei  ihrer 
Gründung  gesetzte  Aufgabe:  dem  Handel  der  Kolonie  durch 
Wechseldiskontierung,  der  Landwirtschaft  durch  Darlehen  die 
Mittel  zu  gewähren,  weiter  zu  leben  und  sich  gedeihlich  fort  zu 
entwickeln.  Die  Bank  selbst  aber  käme  dabei  in  große  Gefahr.  Bei 
der  späteren  Würdigung  der  Tätigkeit  der  Kolonialbanken  wird 
deshalb  zu  unterscheiden  sein  zwischen  ihren  Wirkungen  auf 
die  Kolonie  und  den  Ergebnissen  für  die  Aktionäre  der  Bank. 
Beides  fällt  durchaus  nicht  zusammen. 

Nun  zur  Tätigkeit  der  Kolonialbanken  selbst. 


Soltaa,  Die  französischen  Kolonialbanken. 
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2.  Kapitel. 
DIE  ÄUSSERE  ENTWICKELUNG  DER  KOLONIALBANKEN. 

Die  3  Banken  der  Zuckerkolonien  öffneten  ihre  Schalter 
1853,  die  Banken  von  Guyane  und  S6n6gal  erst  1855.  Diese  ver- 
spätete Errichtung  hatte  in  Guyane  üble  Folgen.  Während  die 
Banken  der  Antillen  und  die  Bank  von  R6union  noch  rechtzeitig 
genug  errichtet  wurden,  um  den  Mut  der  fast  verzweifelten 
Pflanzer  neu  zu  beleben,  kam  die  Gründung  der  Bank  von 
Guyane  eigentlich  schon  zu  spät.  Die  einst  blühende  Landwirt- 
schaft Guyanes  war  bereits  vernichtet;  die  in  ihr  beschäftigten 
Pflanzer  hatten  sich  einer  anderen  Beschäftigung,  dem  Goldsuchen, 
zugewandt^)  Erst  in  neuster  Zeit  macht  sich  ein  Umschwung 
bemerkbar.  Jedenfalls  führt  der  Bericht  der  Überwachungskom- 
mission über  das  Geschäftsjahr  1898/99  zum  ersten  Male  die 
Warenlombarddarlehen  als  selbständigen  Posten  auf  (bislang 
waren  sie  mit  den  Aktiendarlehen  zusammen  angegeben  worden). 
Die  Warenlorabarddarlehen  der  Bank  von  Guyane  betrugen: 

1898/99 16  742  fr., 

1902/03 75131    „ 

1903/04 160820    „ 

1904/05 137  300    „ 

Es  ist  demnach  eine  ganz  bedeutende  Zunahme  dieser 
Agrarkreditgeschäfte  zu  verzeichnen. 

Nach  diesem  Exkui-se  zurück  zu  den  ersten  Entwicklungs- 
jahren der  Kolonialbanken.  Da  ihr  Kapital  durch  Apports  von 
Rentenbriefen  und  nicht  durch  Bareinzahlungen  gebildet  war, 
fehlte  ihnen  gleich  zu  Anfang  der  zur  Geschäftstätigkeit  be- 
nötigte MetaUgeldvorrat.  Sie  mußten  ihn  sich  erst  verschaffen 
durch  Verpfändung  eines  Teils  ihrer  Rentenbriefe  an  die  Bank 
von  Frankreich  sowie  an  die  Caisse  de  d6p6ts  et  consignations 
zu  Paris,  die  den  Kolonialbanken  dafür  einen  mit  4^'o  zu  ver- 
zinsenden Kontokorrentkredit  eröffneten.  Das  Bedürfnis  nach 
französischen  Münzen  wurde  sehr  stark,  als  1855  in  den  Antillen 

*)  L6veill6.    2.  pari.  Bericht  1898. 
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die  fremden  Münzen  außer  Kurs  gesetzt  wurden.  Die  dadurch 
hervorgerufene  Geldkrise  und  eine  gleichzeitig  ausbrechende 
Zuckerkrise  veranlaßten  1855/58  die  Banken  von  Martinique 
und  S6n^al,  einen  Teil  ihrer  Eentenbriefe  zu  verkaufen.  Die 
Bank  von  S6n6gal  mußte  sogar  1862  den  letzten  Teil  ihrer 
Eentenbriefe  im  Werte  von  94  461  fr.  verkaufen,  hatte  dadurch 
aber  den  Vorteil,  ihren  Notenumlauf  und  damit  auch  ihre  Dis- 
kont- und  Darlehensgeschäfte  um  den  dreifachen  Betrag  der 
obigen  Summe  vermehren  zu  können.  Bei  einem  Grundkapital 
von  nur  230000  fr.  war  das  sehr  wichtig. 

Die  Verpfändung  und  Veräußerung  der  ßentenbriefe  war 
nur  nötig  geworden,  weil  die  Bank  von  Frankreich  und  die 
Caisse  de  döpots  et  consignations,  welche  anfangs  die  Vertreter 
der  Kolonialbanken  in  Frankreich  waren,  nur  gegen  Deckung 
Kredit  gewährten,  i)  Das  hatte  auch  eine  ziemliche  Beschränkung 
des  jeder  Kolonialbank  gewährten  Kredits  zur  Folge  gehabt,  weil 
die  Rentenbriefe  der  Banken  ja  nur  bis  zu  *4  ^^^^^  Werts  be- 
liehen werden  durften.  Ein  Wandel  trat  hierin  erst  1860  ein,  als 
unter  Vermittlung  des  französischen  Marineministers*)  zwischen 
den  Kolonialbanken  und  dem  Diskontkontor  in  Paris  ein  Vertrag 
geschlossen  wurde,  wonach  das  Kontor  den  Banken  von  Mar- 
tinique und  R6union  einen  Kredit  von  je  4  Millionen  fr.,  der 
Bank  von  Guadeloupe  einen  solchen  von  6  Millionen  fr.  und 
der  Bank  von  Guyane  einen  Kredit  von  400  000  fr.  eröffnete.  ^) 

§  10. 
DIE  KOLONIALBANKEN  IN  DEN  ZUCKEEKOLONIEN. 

Die  Entwickelung  der  Kolonialbanken  in  den  Zuckerkolonien 
ging  rasch  von  statten.  Von  den  gesamten  1853  und  1854  ge- 
machten Vorschüssen,  die  anfangs  fast  ausschließlich  in  Form 
von  Diskonts  erfolgten  (nämlich  14,5  Millionen  fr.  in  Martinique 
9,7  Millionen  fr.  in  Guadeloupe  und  16,3  Millionen  fr.  in  Rennen), 
blieb   kein  Wechsel  oder  Schuldschein  am  Verfalltage  unein- 

*)  Renaud  a.  a.  0.  S.  112. 

•)  Der  bis  1893  zugleich  auch  Kolonialminister  war. 

»)  Denizet  a.  a.  0.  S.  170. 

ö* 
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gelöst.  Aach  die  Wechselgeschäfte  erlangten  bald  Bedeutung. 
Die  Banken  von  Martinique  und  Gruadeloupe  gaben  1853  und 
1854  für  5  bezw.  6  Millionen  fr.  Anweisungen  auf  die  Baak 
von  Frankreich  aus,  die  Bank  von  B6union  nur  für  1,4  Mil- 
lionen fr.;  aber  sie  sandte  diese  Anv^eisungen  als  Rimesse 
nach  Indien  zwecks  Bezahlung  der  Einfuhr  von  indischen 
Arbeitern  und  indischem  Reis.  *)  Dadurch  wurde  fortan  die  Aus* 
fuhr  von  Metallgeld,  mit  dem  Reunion  bislang  aus  Mangel 
an  geeigneten  Exportartikeln  nach  Indien  seine  indische  Einfuhr 
bezahlt  hatte,  überflüssig  gemacht  und  der  Geldumlauf  der  Ko- 
lonie sicher  gestellt. 

Die  Erntedarlehen,  von  denen  der  Gesetzgeber  1851  im 
Überschwang  gesagt  hatte:  c'est  toutc  la  banque  coloniale,  ent- 
wickelten sich  nur  langsam,  am  günstigsten  noch  in  Guadeloupe, 
wo  die  Landwirtschaft  durch  die  Sklavenbefreiung  schwerer 
heimgesucht  war  als  in  den  anderen  beiden  Zuckerkolonien.') 

Die  Kontokorrents  erreichten  1858/59  in  Martinique  32 
Millionen  francs  und  in  Guadeloupe  44  Millionen  francs.  In 
R6imion  blieb  der  Kontokorrentverkehr  vorerst  minimal.  Die 
Kontokorrenteinzahlungen  betnigen  dort  bis  1866  jährlich  nicht 
mehr  als  200  000  fr. 

Die  aufsteigende  Entwicklung  der  Kolonialbanken  wurde 
1858  unterbrochen  durch  ein  plötzliches  Sinken  der  Zuckerpreise^ 
dem  ein  Rimessenmangel  und  eine  Geldkrise  in  den  Kolonien 
auf  dem  Fuße  folgten.  Die  Banken  mußten  sich  Bargeld  voa 
Frankreich  senden  lassen  und  sahen  dadurch  ihre  Schuld  an  die 
Bank  von  Frankreich  beträchtlich  erhöht.  Während  nun  die 
Bank  von  Reunion  klugerweise  den  Diskont  erhöhte  und  ihre 
Kredite  einschränkte,  vermehrte  die  Bank  von  Martinique  ihre 
gesamten  Vorschüsse  von  19  Millionen  fr.  (1856/57)  auf  27  Mil- 
lionen fr.  (1857/58).  Viele  Wechsel  und  Schuldscheine  blieben 
darauf  hin  am  Verfalltage  unbezahlt;  erst  auf  das  Einschreiten 
der  Überwachungskommission  hin  nahm  die  Bank  die  not- 
wendige Erhöhung  ihres  Diskonts  von  6  auf  8,  ja  lOVo  vor. 
Der  Wechselkurs  stieg  in  Martinique  auf  15  bis  18®/o,  in  Gnade- 

»)  Bericht  der  Ü.  Ko.  1853/55. 
•)  Denizel  a.  a.  0.  S.  167. 
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loupe  auf  15  bis  16  ^/o,  sank  aber  1860,  als  die  Krise  aufgehört 
hatte,  wieder  auf  2o/o. 

Der  Krise  von  1858  folgte  eine  glänzende  Periode  von  1859 
bis  1863.  Die  Zuckerproduktion  in  E6union  erreichte  mit  75 
Millionen  Kilograram  ihren  Höhepunkt.  Eine  Übertreibung  der 
Kreditgeschäfte  durch  die  Banken  von  Martinique  und  Guade- 
loupe und  ein  Sinken  der  Zuckerpreise  führten  eine  Krisen- 
periode von  1863  bis  1869  herbei.  Die  Außenstände  der  Bank 
von  Guadeloupe  stiegen  auf  1,4  Millionen  fr.  infolge  Konkurses 
von  12  Handelshäusern,  die  seit  Jahren  fast  V's  aller  von  der 
Bank  gewährten  Vorschüsse  in  Anspruch  genommen  hatten. 
Die  ganze  Reserve  der  Bank,  welche  schon  1  Millionen  fr.  er- 
reicht hatte,  wurde  durch  Verluste  aufgezehrt,  und  2  Jahre  lang 
konnte  keine  Dividende  verteilt  werden. 

Eöunion  wurde  um  dieselbe  Zeit  durch  anhaltende  Dürre^ 
durch  Blattkrankheiten  und  Insektenplage  heimgesucht  Die 
Wirkung  auf  die  Geschäfte  der  dortigen  Bank  blieb  nicht  aus: 
die  Gesamtvorschüsse  der  Bank  von  Röunion,  die  1861  noch 
26  Millionen  fr.  betrugen,  gingen  auf  9  Millionen  fr.  im  Jahre 
1869/70  zurück. 

Die  Bank  von  Martinique  erholte  sich  rascher  als  diejenige 
von  Guadeloupe  von  den  durch  Außenstände  im  Betrage  von 
mehr  als  V2  Millionen  fr.  erlittenen  Verlusten.  Ihre  Reserve 
erreichte  1868  das  gesetzliche  Maximum  von  1,5  Millionen  fr. 
und  wurde  in  Rentenbriefen  angelegt  Da  die  früher  veräußerten, 
das  Kapital  der  Bank  repräsentierenden  Rentenbriefe  unterdessen 
wieder  angekauft  waren,  besaß  die  Bank  von  Martinique  1873 
(30.  VI.)  4,5  Millionen  fr.  Reutenbriefe. 

Mit  dem  Jahre  1870  begann  eine  erneute  Auf  wärtsbewegung 
in  den  Geschäftsziffem  der  Kolonialbanken,  die  sich  bis  1883 
eretreckte.  Die  Gesamtzahl  der  produktiven  Geschäfte^)  der 
3  Kolonialbanken  zeigt  1882/83  eine  Höhe,  die  seitdem  nie  wieder 


1)  Jahr  18«2j83                     Martinique  Guadeloupe  R^union 

Diskont-  u.  Darlehensgeschäfte  .   27,1  Mill.  fr.  17,8  Mill.  fr.  23,2  MilL  fr. 

Wechselgeschäfte 3H,1    .,      „  88,2    „      „  18,9    „     „ 

Die  gesamten  produktiven  Gesch.  60,2  Mill.  fr.  56,0  Mill.  fr.  42,1  Mill.  fr. 

Kontokorrent einzahlungen     .     .71,4    „      „  72,1    „      „  11       „     „ 
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erreicht  ist.  Auch  die  Kontokorrentziffem  ^)  des  Geschäftsjahres 
1882/83  bedeuten  einen  Höhepunkt,  wenn  man  die  Bank  von 
R6union  ausnimmt  Das  war  nur  möglich  bei  sehr  günstigen 
Konjunkturen.  Der  Zuckerpreis  hielt  sich  damals  zwischen  60 
bis  65  fr.  pro  Doppelzentner,  und  die  Zuckerproduktion  betrug 
in  Martinique  50  Millionen  Kilogramm,  in  Guadeloupe  50  bis 
60  Millionen  Kilogramm  und  in  Reunion  sogar  70  Millionen 
Kilogramm.*)  Welch  enormen  unmittelbaren  Einfluß  die  wech- 
selnden Wirtschaftskonjunkturen  auf  das  Geschäftsergebnis  und 
die  Dividenden  der  3  Kolonialbanken  ausübten,  möge  nachfol- 
gende Gegenüberstellung  veranschaulichen. 

Es  wurden  durchschnittlich  als  Dividende  verteilt: 
von  den  Banken  in  den  Jahren  1867/70,    hingegen  1870|88 

von  Martinique   .     .     .     9,32  «/o  15,34  o/o, 

„     Guadeloupe  .     .     .     7,19  o/o  13,82  o/o, 

„     B6union  ....     8,57  o/o  14,67  o/o, 

d.  h.  in  der  2.  Periode  durchschnittlich  ca.  6  o/o  mehr  als  in  der 
ersten.  Die  Tabelle  zeigt  einen  bedeutenden  Unterschied  zwischen 
dem  Ergebnis  einer  anhaltend  günstigen  Periode  (1870 — 1883) 
und  demjenigen  einer  gleich  langen,  aber  von  Krisen  unter- 
brochenen Wirtschaftsperiode  (1857 — 1870). 

1884  setzte  unvermittelt  eine  Zuckerkrise  ohne  gleichen 
ein.  Der  Zuckerpreis  fiel  infolge  der  Konkurrenz  der  Zucker- 
rübe von  65  fr.  pro  Doppelzentner  auf  35  fr.')  Auf  Grund  der 
in  den  vorigen  Perioden  gemachten  Erfahrungen  wurden  von 
den  Banken  sofort  die  Vorschüsse  sowie  die  Ausgabe  von  An- 
weisungen auf  Frankreich  eingeschränkt,  so  daß  die  Banken  von 
Martinique  und  Guadeloupe  dank  einer  guten  Ernte  ohne  Schaden 
die  Krise  überwanden  und  erstere  von  1887/90:  14,5 o/o,  I40/0 
und  wieder  14  0/0,  letztere  19  «lo,  23  0/0  und  24,5  0/0  Dividende 
zahlen  konnte. 

Ernster  lagen  die  Verhältnisse  in  Reunion.  Trotz  glänzender 
Dividenden  seit  1874  hatte  die  dortige  Bank  schwer  zu  leiden  unter 

*)  Siehe  Anmerkung  1  auf  Seite  69. 
*)  Denizet  a.  a.  0.  S.  174. 
«)  Denizet  a.  a.  0.  S.  174. 
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dem  Eursfall  der  in  R^union  umlaufenden  Rupie,  welcher  den 
Wechselkurs  auf  Frankreich  1879  auf  25  Vo  steigen  ließ.  Die 
1879  erfolgte  Außerkurssetzung  der  fremden  in  ß^union  um- 
laufenden Geldmünzen  beseitigte  eine  Ursache  des  hohen  Wechsel- 
kurses: die  Verschiedenheit  der  Währungen  zwischen  Frankreich 
und  E6union.  Der  Wechselkurs  sank  daraufhin  auf  2— -3®/o. 
Die  Herabsetzung  des  Wechselkurses  war  in  diesem  Maße  aber 
nur  dadurch  zu  erreichen  gewesen,  daß  der  Gouverneur  von 
R6union  der  Bank  befahl,  Tratten  auf  Frankreich  ohne  Ein- 
schränkung zum  Parikurse  abzugeben;  die  Bank  sollte  dafür  zu 
Rimessezwecken  jede  von  ihr  verlangte  Zahl  von  Anweisungen 
auf  das  französische  Schatzamt  in  Paris  durch  das  koloniale 
Schatzamt  in  Röunion  erhalten.  Als  nun  1884  die  Zuckerkrise 
hereinbrach,  schnellte  der  künstlich  niedrig  gehaltene  Wechsel- 
kurs auf  7®/o,  dann  auf  16  ®/o  empor.  Alles  Metallgeld  verschwand 
aus  der  Insel,  auf  der  bald  nur  Kassenscheine  und  Banknoten 
umliefen.  Die  lange  Zeit  verschleierte  schlechte  Lage  der  Bank 
von  R6union  trat  jetzt  zutage.  Ein  Inspektor,  der  1885  nach 
R6union  gesandt  wurde,  um  die  Verhältnisse  zu  studieren  und 
die  Banklage  zu  prüfen,  stellte  in  einer  Bilanz,  welche  nur  reelle 
und  statutarische  Werte  enthielt,  fest,  daß  die  ganze  Reserve 
sowie  ein  Teil  des  Kapitals  der  Bank  durch  Verluste  aufgezehrt 
sei.  Die  ungedeckte  Schuld  an  das  Diskontkontor  in  Paris  betrug 
öVs  Millionen  fr.  Eine  gründliche  Reinigung  des  Portefeuilles 
der  Bank,  das  Verbot  einer  Dividendenverteilung  für  die  Jahre 
1885  bis  1889  und  die  Einschränkung  der  Geschäfte,  wie  sie 
eine  peinliche  Beobachtung  der  Statuten  seitens  des  neuen  Bank- 
direktors mit  sich  brachte,  besserten  die  Lage  der  Bank  von 
R6union  zusehends,  so  daß  1890  wieder  eine  Dividende  von 
9,1  ^/o  verteilt  werden  konnte.  Es  blieb  noch  eine  Schwierigkeit 
zu  beheben.  In  den  Kassen  des  kolonialen  Schatzamts  hatten 
Noten  der  Bank  von  Reunion  sich  haufenweise  angesammelt,  da 
die  Bank  mit  ihnen  die  ihr  vom  Schatzamte  gelieferten  Anwei- 
sungen auf  das  französische  Schatzamt  bezahlt  hatte.*)  Zusammen 


*)  Denizet  a.  a.  0.  S.  186. 
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mit  den  r6c6piss6s  d'espöces  überstieg  der  Notenumlauf  entgegen 
den  Statuten  den  3  fachen  Betrag  des  Metallvorrats  der  Kasse. 
1890  erfolgte  nun  ein  erneutes,  während  der  90  er  Jahre  anhal- 
tendes Sinken  des  sich  kaum  wieder  gehobenen  Zuckerpreises 
auf  36  fr.  pro  Doppelzentner.  Die  gewöhnliche  Wirkung  trat  ein. 
Der  Wechselkurs  stieg  von  IVa^/o  auf  25^/0,  und  wieder  ver- 
schwand alles  Metallgeld  aus  der  Insel.  Aber  das  Schlimmste 
kam  noch.  Schon  lange  hatte  die  Bank  von  Röunion  unter  der 
Konkurrenz  anderer  Kreditinstitute  in  der  Kolonie,  besonders 
des  Cr6dit  foncier  colonial  und  der  Soci6t6  de  credit  agricole 
et  commercial  zu  leiden  gehabt.  Auf  Drängen  des  Oouverneurs 
der  Kolonie  verband  die  Bank  sich  nun  mit  der  Soci6t6  de  cr6dit 
agricole  et  commercial  (S.  a.  c.)  und  einigte  sich  mit  ihr  dahin, 
daß  die  Bank  die  von  der  S.  a.  c.  ausgestellten  Wechsel  dis- 
kontieren sollte.  Auf  diese  Weise  stiegen  die  gesamten  Vor- 
schüsse der  Bank  von  R^union  von  18,1  Millionen-fr.  (1888/89) 
auf  31  Millionen  fr.  (1892),  darunter  21,9  Millionen  fr.  Platz- 
wechsel. Unter  diesen  Platzwechseln  gab  es  viele  Kellerwechsel 
und  oft  erneuerte  Wechsel.  Die  Überwachungskommission  machte 
die  Bank  auf  die  große  Gefahr  aufmerksam  —  leider  zu  spät 
1892  sah  die  S.  a.  c.  sich  genötigt,  ihre  Zahlungen  einzustellen. 
Die  Bank  von  Eeunion  wurde  hierdurch  so  sehr  in  Mitleiden- 
schaft gezogen,  daß  die  Kassenscheine  eine  Zeitlang  ein  Agio 
erzielten  gegenüber  ihren  Banknoten.')  Der  definitive  Vorlust 
der  Bank  an  der  S.  a.  c,  der  sich  auf  1,5  Millionen  fr.  belief, 
wurde  ihr  zwar  durch  einen .  zinslosen  Vorschuß  der  Kolonie, 
welcher  in  20  Jahresraten  aus  dem  Geschäftsgewinn  zurückzu- 
zahlen ist,  ersetzt.  Aber  der  Umstand,  daß  neben  der  Reserve 
auch  ein  Drittel  des  Grundkapitals  verloren  gegangen  war,  daß 
also  nach  Art.  62  der  Statuten  die  Liquidation  der  Bank  hätte 
verlangt  werden  können,  beleuchtete  die  Sachlage  in  ihrem 
vollen  Ernst. 

Die  Zuckerkrise  und  die  Bankkrise  erhöhten  den  Wechsel- 
kui-s    auf    30®/o.     Sogar    die  Scheidemünzen  von   Nickel  und 


*)  Denizet  a.  a.  0.  S.  179. 
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Kupfer  wanderten  aus,  trotzdem  ihre  Ausfuhr  durch  Dekret 
Toni  31.  Vn.  1893  verboten  und  mit  Gefängnisstrafe  bedroht  war. 
Eine  solche  Lage  mußte  den  Importhandel  der  Kolonie  beun- 
ruhigen, auf  den  obendrein  der  hohe  Wechselkurs  wie  ein  Ein- 
fuhrzoll wirkte:  der  Import  nahm  also  ab.  Der  Wechselkurs  sank 
allmählich  wieder  al  pari,  aber  nicht  infolge  einer  günstigeren 
Handelsbilanz  (der  Export  hatte  ja  nicht  zugenommen),  sondern 
weil  von  der  Kolonie  weniger  gekauft  wurde. 

Auch  auf  den  Antillen  wurde  die  Geldfrage  in  den  90  er 
Jahren  brennend  infolge  der  neu  ausbrechenden  Zuckerkrise. 
Der  Import  überstieg  in  Martinique  den  Export  um  die  Hälfte. 
Eine  Feuersbrunst,  die  1891  Fort-de-France  auf  Martinique 
heimsuchte,  und  die  großen  Verwüstungen,  die  ein  Zyklon  in 
den  Pflanzungen  anrichtete,  machten  große  Kredite  des  Mutter- 
landes zum  Wiederaufbau  der  Stadt  und  zur  Wiederherstellung 
der  Pflanzungen  erforderlich;  sie  vermehrten  also  den  Import 
bei  gleichzeitiger  Abnahme  des  Exports.  Unter  diesen  Umständen 
stieg  der  Wechselkurs  von  2^/2^lo  (1892)  auf  IßVo  (1897).  Nicht 
ohne  Einfluß  darauf  war  dieKonkuiTcnz  einer  englischen  Kolonial- 
bank in  Martinique,  welche  die  Bank  von  Martinique  veranlaßte, 
sich  mit  ihr  die  Tratten  der  Zuckerraffinerien  von  Martinique 
zu  teilen.*)  Der  Konkurs  eines  angesehenen  Handelshauses  in 
Martinique  zwang  1897  die  Bank,  2  Millionen  fr.  aus  ihrem 
Portefeuille  in  die  Außenstände  zu  setzen.  Das  bedeutete  für 
die  Bank  den  Verlust  ihrer  ganzen  Reserve. 

In  Guadeloupe  bewirkte  anhaltende  Dürre  und  der  niedrige 
Zuckerpreis  eine  Erhöhung  des  Wechselkurses.  Dieser  stieg  1897 
auf  28  und  30  «/o,  ja  stellenweise,  als  die  Bank  die  Ausgabe  von 
Anweisungen  auf  Frankreich  einstellte,  bis  auf  50  o/o.  Wie  schon 
oben  S.  62  erklärt,  war  dieser  enorm  hohe  Wechselkurs  nur 
möglich  infolge  Zusammenwirkens  von  passiver  Zahlungsbilanz 
mit  der  Valutadifferenz  zwischen  2  verschiedenen  Währungen. 
Guadeloupe  war  ja  damals  wie  Reunion  tatsächlich  Papier- 
währungsland. 


»)  Denizet  a.  a.  0.  S.  183. 
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Auch  die  Bank  von  Guadeloupe  hatte  1895  eine  unvor- 
sichtige Gewährung  von  statutenwidrig  hohen  Emtedarlehen  mit 
dem  Verluste  ihrer  Reserve  sowie  von  V»  ihres  Kapitals  zu  büßen. 

1899  kurz  vor  Erneuerung  des  Eolonialbankgesetzes  waren 
die  Banken  von  Martinique  und  Guadeloupe  ohne  jede  Reserve; 
die  Bank  von  Reunion  begann  gerade  wieder  mit  der  Neubildung 
ihrer  Reserven.  Letztere  Bank  hatte  von  1892 — 97  keine  Di- 
videnden, 1897  nur  2^/2  ®lo  Dividende  verteilt  Die  Bank  von 
Guadeloupe  bezahlte  von  1895 — 1901  keine  Dividenden,  die  Bank 
von  Martinique  1893  noch  13  »/o,  1894:  6  «/o,  1895  und  1896  je 
2%,  dann  1897  und  1898  keine  Dividende  und  1899  wieder 
5Vo  Dividende.  Allein  die  Konti  der  Banken  waren  nunmehr 
von  allen  schlechten  Werten  gesäubert;  sie  enthielten  nur  noch 
reelle  und  statutarische  Werte. 

So  konnte  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Eolonialbank- 
gesetzes von  1901  eine  neue  Periode  für  die  3  Kolonial banken 
beginnen,  in  welcher  die  genaue  Beobachtung  der  Statuten  das 
Leitmotiv  ist,  und  in  welcher  mehr  auf  Bonität  denn  auf  Quan- 
tität des  Portefeuilles  gesehen  wird.  Es  wurden  verschiedene 
neue  Reserven  gebildet  und  dadurch  die  Stetigkeit  und  Sicher- 
heit der  Geschäftsergebnisse  erhöht  Die  Erdbebenkatastrophe  in 
Martinique  im  Mai  1902  hat  für  den  Augenblick  die  Bank 
stark  mitgenommen,  da  verschiedene  ihrer  Wechsel  verbrannten 
und  ein  Teil  ihrer  Schuldner  ebenso  wie  der  Direktor,  Verwaltungs- 
rat und  die  meisten  Angestellten  der  Bank  dabei  ums  Leben  kamen. 
Von  dauernder  Nachwirkung  war  das  Ereignis  nicht  Leider 
läßt  sich  von  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  nicht  dasselbe 
sagen.  Das  auf  sie  zurückführende  weitere  Sinken  der  Zucker- 
preise hat  zu  einer  Abnahme  der  Geschäftsziffem  der  3  Kolonial- 
banken geführt,  die  zu  Bedenken  Anlaß  gibt  Immerhin  ist  in 
Anbetracht  aller  Umstände  die  gegenwärtige  Lage  der  3  Kolonial- 
banken befriedigend. 

Bis  1901  hatte  keine  der  3  Banken  eine  Zweignieder- 
lassung gegründet  Zuerst  hat  dann  die  Bank  von  Martinique 
eine  Geschäftsstelle  eröffnet  und  zwar  in  Fort-de-Franc^  am 
1.  XL  1901.    Seit   1905   ist  Fort-de-France  übrigens  Sitz  der 
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Bank  von  Martinique  und  St-Pierre  in  eine  bloße  Geschäfts- 
stelle umgewandelt  Am  13.  I.  1902  gründete  die  Bank  von 
Guadeloupe  eine  Agentur  in  Basse-Terre.  Die  Bank  von  R6union 
wurde  schließlich  durch  Dekret  vom  5. 11.  04  ermächtigt,  in  St- 
Pierre  (auf  E6union)  eine  Geschäftsstelle  zu  errichten. 

Die  Zeit,  wo  die  Kolonialbanken  die  Gründung  von  Neben- 
steilen für  kostspielig  und  schädlich  hielten,  scheint  demnach 
der  Vergangenheit  anzugehören. 

Soviel  über  die  äußere  Entwickelung  der  Kolonialbanken 
in  den  Zuckerkolonien. 

§  11. 
DIE  BANK  VON  GüYANE. 

Über  die  Banken  von  Guyane  und  S6n6gal  können  wir 
uns  wesentiich  kürzer  fassen. 

Durch  die  Sklavenbefreiung  wurde  die  Landwirtschaft  von 
Guyane  tödlich  getroffen.  Da  seitdem  Guyane  weder  die  täg- 
lichen Lebensmittel  noch  Exportwaren  produzierte,  sank  sein 
Außenhandel  bedeutend.  Die  Einfuhr  der  Kolonie  wurde  durch 
die  Ausfuhr  von  Rohgold  bezahlt.  Das  Goldsuchen  in  den  Fluß- 
läufen des  Awa,  Maroni,  Carswfene  und  Inini  bildete  fast  die 
einzige  Beschäftigung  der  Bewohner  Guyanes.  Die  dortige  Bank 
erwarb  das  Rohgold  gegen  Abgabe  von  Banknoten  oder  An- 
weisungen auf  Frankreich  und  das  Ausland.  Die  Goldverkäufer 
ließen  dann  diese  Anweisungen  in  Europa  diskontieren  und  er- 
hielten dadurch  das  Metallgeld,  das  sie  zur  Bezahlung  der  Lebens- 
mitteleinfuhr Guyanes  benötigten.  Oder  aber  die  Goldverkäufer 
stellten  selbst  Tratten  auf  ihre  Verkaufskommissionäre  in  Europa 
aus,  und  die  Bank  diskontierte  ihnen  dann  diese  Wechsel,  deren 
zweite  Unterschrift  ersetzt  war  durch  ein  Konossement,  lautend 
auf  eine  Ladung  Rohgold.  Die  Bank  sandte  das  von  ihr  er- 
worbene Rohgold  an  das  Diskontkontor.  Diese  envois  d'or  natif 
bildeten  den  Hauptbestandteil  ihrer  Rimessen;  sie  schwankten 
aber  sehr  stark  von  Jahr  zu  Jahr  und  betrugen  z.  B.  1894/5 
6,8  Millionen  fr.,  dagegen  1899/1900  nur  664  606  fr.  und 
1901/02    wieder    6   Millionen   fr.     In    Jahren   geringer    Gold- 
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ausbeute  mußten  Tratten  des  kolonialen  Schatzamts  der  Bank 
helfen,  ihr  Konto  beim  Diskontkontor  zu  saldieren,  da  es  dann 
mangels  eines  anderen  Exportartikels  in  Guyane  an  Handels- 
rimessen fehlte. 

Das  Kapital  der  Bank  von  Guyane  betrug  1855  bei  Beginn 
ihrer  Geschäfte  300  000  fr.  1863  wurde  es  auf  600000  fr.  er- 
höht, wobei  auf  die  neuen  Aktien  250  fr.  von  den  Aktionären 
bar  eingezahlt  wurden  und  250  fr.  pro  Aktie  dem  Reservefonds 
entnommen  wurden.  Dieser  hatte  schon  nach  7  Jahren  sein  ge- 
setzliches Maximum  von  150000  fr.  erreicht,  war  aber  jetzt  neu 
zu.  bilden.  Die  Bank  von  Guyane  hatte  die  Kapitalvermehrung 
erbeten,  weil  sie  von  den  damals  in  Guyane  neu  begründeten 
Strafanstalten  eine  Belebung  der  kolonialen  Landwirtschaft  er- 
hoffte, der  es  bislang  nur  an  Arbeitskräften  gefehlt  hatte.  Die 
Hoffnung  der  Bank  erfüllte  sich  aber  nicht.  Doch  dehnte  die 
Bank  in  der  Folgezeit  ihre  Diskontgeschäfte  bedeutend  aus  Die 
gesamten  von  ihr  gewährten  Vorschüsse  stiegen  in  den  ersten 
10  Jahren  stetig  bis  auf  ca.  4  Millionen  fr.  1864/5;  sie 
schwankten  dann  zwischen  4,5  und  2,6  Millionen  fr.  bis  sie 
1882/3  4,6  Millionen  fr.,  1891  5,9  Millionen  fr.  erreichten 
und  1893/4  zum  ersten  Male,  1900/01  zum  zweiten  Male  6  Mil- 
lionen fr.  überschritten.  1904/5  sanken  sie  wieder  auf  4,7  Mil- 
lionen fr. 

Unter  den  Kreditgeschäften  der  Bank  nahmen  die  Diskont- 
geschäfte die  erste  Stelle  ein.  Erntedarlehen  hat  die  Bank  nie 
gegeben,  wohl  aber  Darlehen  auf  Aktien  und  auf  Importwaren. 
Seit  1898  führt  die  Bank  die  Warendarlehen  von  den  Aktien- 
darlehen getrennt  auf.  Erstere  betrugen  189819  nur  16  742  fr., 
aber  schon  1903/4  160820  fr.  Der  Aufschwung  ist  unver- 
kennbar. 

Die  Kontokorrenteinzahlungen  nahmen  nur  langsam  und 
mit  Unterbrechung  zu,  eneichten  aber  1902/3  8,4  Millionen  fr. 
mit  einem  solde  döbiteur  der  Bank  von  1,3  Millionen  fr.  Die 
Depositen  betrugen  also  etwas  mehr  als  das  Doppelte  des  Grund- 
kapitals der  Bank. 

Der  Notenumlauf  betrug  1866  zum  ersten  Male  mehr  als 
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1  Million  fr.  1904  stieg  er  auf  2,5  Millionen  fr.,  das  ist  etwa 
das  Vierfache  des  Grundkapitals  der  Bank. 

Betrachtet  man  die  von  der  Bank  von  Guyane  seit  ihrer 
Gründung  geübten  Geschäftsmethoden,  so  kann  man  nicht  um« 
hin,  ihre  peinlich  genaue  Beobachtung  der  Statuten  und  ihre 
echt  kaufmännische  Leitung  zu  rühmen.  Das  allein  erklärt  die 
ganz  ausgezeichneten  Dividenden,  die  den  Aktionären  der  Bank 
zuteil  geworden  sind  trotz  der  relativ  geringen  und  wenig  ent- 
wickelten Geschäftsziffern  der  Bank.  Bei  der  Erneuerung  des 
Kolonialbankprivilegs  erkannte  man  aber  die  Notwendigkeit,  die 
Zukunft  der  Bank  von  Guyane  auf  eine  sichere  und  breitere  Grund- 
lage zu  stellen.  ^)  Das  war  nur  möglich,  wenn  man  endlich  Hand 
anlegte  an  die  landwirtschaftliche  Nutzbarmachung  der  Kolonie; 
es  galt  ihre  Wälder  zur  Baumzucht,  ihre  Weiden  zur  Viehzucht, 
ihre  Niederungen  zur  Kaffee-,  Kakao-  und  Vanillekultur  zu  be- 
nutzen. Was  in  dieser  Beziehung  seit  1901  geleistet  worden 
ist,  konnte  unserei-seits  bislang  nicht  festgestellt  werden.  Einen 
erkennbaren  Einfluß  hat  die  neubelebte  wirtschaftliche  Tätigkeit 
in  Guyane  höchstens  auf  die  Warendarlehen,  auf  den  Noten- 
umlauf und  auf  den  Kontokorrentverkehr  der  Bank  ausgeübt 
Doch  kann  man  aus  den  Geschäftsziffern  seit  1901  noch  keine 
sicheren  Schlüsse  ziehen. 

Guyanes  Hauptgeschäft  bleibt  nach  wie  vor  der  GoldhandeL 
Deshalb  hat  der  Direktor  der  Bank  von  Guyane  1902  in  Ma- 
roni, einem  Hauptorte  der  Goldproduktion,  einen  Unterkassierer 
angestellt,  um  den  Zwischenhandel  bei  den  Goldgeschäften  zu 
beseitigen  und  die  Goldproduzenten  zu  veranlassen,  direkt  mit 
der  Bank  ihre  Goldverkäufe  abzuschließen. 

§  12. 
DIE  BANK  VON  SIilNfiGAL. 

Die  Bank  von  S6n6gal  hat  sich  sehr  langsam  entwickelt. 
Man  hat  dabei  zu  beachten,  daß  St.-Louis  und  Dakar,  die  beiden 
Niederlassungen  der  Bank,  bloße  Handelskontore  waren.  Des- 
halb bildeten  die  Wechsel  und  Diskontgeschäfte  fast  die  einzigen 

*)  Vergl.  L6veill4  2.  parlam.  Bericht  1898. 
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Oeschäfie  der  Bank.  Die  einzige  landwirtschaftliche  Kultur  S6n6- 
gals,  die  Arachideukultur,  befand  sich  in  den  Händen  der  Einge- 
borenen und  erforderte  wenig  Kosten.  Der  Agrarkredit  spielte  dort 
keine  Rolle.  Von  einiger  Bedeutung  waren  noch  die  Darlehen  auf 
gemünztes  oder  ungemünztes  Oold  und  Silber.  Dagegen  gelang  es 
der  Bank  nur  unter  großen  Schwierigkeiten,  ihren  Noten  bei 
den  Eingeborenen  Eingang  zu  verschaffen.  Da  diese  sich  die 
Arachiden  nur  mit  Metallgeld,  nicht  mit  Noten  bezahlen  ließen, 
sah  sich  die  Bank  namentlich  bei  einer  reichlichen  Arachiden- 
emte  gezwungen,  ganz  beträchtliche  Geldmengen  aus  Frank- 
reich kommen  zu  lassen.  Während  die  Bank  somit  alle  Lasten 
«ines  Geld-  und  Kreditinstitutes  hatte,  entging  ihr  der  Gewinn 
des  Wechselgeschäfts  infolge  der  Konkurrenz  der  großen  Handels- 
häuser in  S6n6gal,  die  fast  alle  Handelstratten  in  ihrer  Hand 
hatten.^) 

Diese  Umstände  bestimmten  die  Generalversammlung  der 
Aktionäre  am  25.  I.  1901,  die  Liquidation  der  Bank  zu  be- 
schließen. Man  sah  ein,  daß  die  Bank  den  Handelshäusern  gegen- 
über konkurrenzfähiger  gemacht  werden  müßte  und  daß  sie  neben 
einer  Kapitalerhöhung,  die  im  Laufe  der  Jahre  schon  zweimal 
{1876  und  1888)  stattgefunden  hatte,  vor  allem  einer  Erweiterung 
ihres  Tätigkeitsfeldes  und  ihres  Geschäftskreises  bedürfe,  um  nicht 
nur  zu  leben,  sondern  auch  zu  blühen  und  zu  gedeihen. 

Die  Erbschaft  der  Bank  von  S6n6gal  hat  1901  die  Bank 
von  Westafrika  angetreten,  von  der  weiter  unten  noch  die  Rede 
sein  wird. 


3.  Kapitel. 
DIE  INNERE  ENTWICKLUNG  DER  KOLONIALBANKEN. 

Nach  den  Ausführungen  über  den  äußeren  Werdegang  der 
Kolonialbanken  dürfte  jetzt  eine  Darstellung  ihrer  inneren  Ent- 
wicklung an  der  Hand  der  einzelneu  Kolonialbankgeschäfte  am 
Platze  sein. 


•)  Renaud  a.  a.  0.  S.  213. 
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§  13. 
DIE  DISKONTGESCHÄFTE. 

Die  Diskontgeschäfte  haben  wir  schon  oben  als  Geschäfte 
des  Personalkredits  gekennzeichnet.  Das  Risiko  der  Bank  war 
hierbei  groß,  und  Fehler  waren  schwer  zu  vermeiden.  Allzu 
große  Nachgiebigkeit  gegenüber  lokalen  Einflüssen  und  zu  geringe 
Prüfung  der  Zahlungsfähigkeit  der  Unterschriften  sowie  der  Ten- 
denzen, die  auf  Erneuerung  und  auf  Konzentration  der  dis- 
kontierten Wechsel  auf  wenige  Schuldner  gerichtet  waren,  auf 
der  einen  Seite  —  ein  zu  hoher  Diskontsatz  im  Verhältnis  zum 
Leihzins  für  Pfanddarlehen  und  zur  verteilten  Dividende  auf  der 
anderen  Seite  —  waren  für  den  Bankdirektor  Scylla  und  Cha- 
rybdis,  durch  die  es  hindurch  zu  steuern  galt. 

Eine  Zunahme  der  Diskontgeschäfte  der  Bank  war  oft  nur 
die  natürliche  Folge  eines  wirtschaftlichen  Aufschwungs  der 
Kolonie;  sie  vevanlaßte  dann  eine  erhöhte  Notenausgabe  oder 
machte  gar  eine  Kapitalerhöhung  notwendig.  Wurde  die  Zu- 
nahme der  Diskontgeschäfte  hervorgerufen  durch  die  Vornahme 
öffentlicher  Arbeiten  (z.  B.  von  Eisenbahnen  wie  in  S6n6gal) 
oder  durch  außerordentliche  Ereignisse,  die  das  Kreditbedürfnis  in 
ungewöhnlicher  Weise  steigerten  (wie  durch  den  Zyklon,  der  1892 
Martiniques  Pflanzungen  verwüstete),  so  war  an  sich  noch  kein 
Grund  zur  Besorgnis  gegeben.  Denn  es  handelte  sich  ja  um 
produktiven  Kredit  Bedenklicher  erwies  es  sich  schon,  wenn  die 
Diskontgeschäfte  zunahmen  infolge  Herabsetzung  des  Diskont- 
satzes, zumal  wenn  damit  wie  1857  in  Martinique  der  Ausbruch 
einer  Krise  zusammentraf.  Geradezu  verhängnisvoll  war  aber 
für  die  Banken  ein  hoher  sich  jahrelang  gleichbleibender  Wechsel- 
bestand, sofern  er  sich  zusammensetzte  aus  ständig  erneuerten 
Wechseln,  d.  h.  aus  Krediten,  welche  die  Bank  nach  Ablauf  der 
120  Tage  Maximallaufzeit  für  Wechsel  wieder  an  dieselben 
Wechselschuldner  in  der  alten  Höhe  gewährt  hatte.  In  Mar- 
tinique trat  dann  der  Fall  ein,  daß  gewisse  Schuldner  der  Bank 
keine  anderen  Hilfsquellen  hatten,  als  die  ihnen  beständig  er- 
neuerten Wechselkredite.    Die  Gefahr,   die  hieraus  den  Banken 
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erwuchs,  liegt  auf  der  Hand,  Da  aber  nun  mal  in  den  Kolonien 
ein  Bedürfnis  nach  längerem  als  120  tägigem  Kredit  bestand, 
so  konnte  auch  die  Überwachungskommission  der  Kolonialbanken 
sich  gegen  eine  Erneuerung  der  Wechselkredite  nicht  prin- 
zipiell ablehnend  verhalten.  Wohl  aber  —  so  erklärte  sie  —  sei 
eine  Bestimmung  oder  der  Brauch  am  Platze,  daß  keine  Er- 
neuerung ohne  Amortisation  von  5 — 10  o/o  der  Forderung  erfolgen 
dürfe,  und  daß  der  Schuldner,  der  sich  seine  Schuld  erneuern 
lasse,  nicht  mehr  zum  Diskont  zugelassen  werden  dürfe.  ^)  Ein 
schlechter  Wechselbestand  war  bei  den  Kolonialbanken  oft  nur 
die  Folge  einer  Übertreibung  der  Diskontgeschäfte:  dadurch 
wurde  das  Kapital  der  Bank  in  schlechten  Papieren,  d.  h.  in 
Wechseln  mit  geringerer  Sicherheit  festgelegt  und  andererseits 
die  Diskontierung  guter  Papiere  aus  Mangel  an  flüssigem  Ka- 
pital erschwert  und  unmöglich  gemacht.  Das  schlechte  Papier 
vertrieb  das  gute  Papier  aus  dem  Wechselportefeuille  der  Bank 
ähnlich  wie  in  Doppelwährungsländern  die  schlechte  Münze  die 
bessere  außer  Landes  treibt. 

Auch  eine  Einschränkung  der  Diskontgeschäfte  durch  die 
Kolonialbanken  war  nicht  immer  lobenswert:  sie  war  eine  weise 
Maßregel,  wenn  eine  Überspekulation  eine  Einschränkung  des 
Kredits  als  wünschenswert  erscheinen  ließ;  sie  konnte  aber 
ebenso  gut  auch  ein  Fehler  sein,  sofern  die  Lage  der  Kolonie 
die  weitgehendste  Unterstützung  seitens  der  Bank  erforderte,  so 
1872,  als  eine  Feuersbrunst  Guadeloupe  heimgesucht  hatte.  Ein 
Konflikt  zwischen  dem  Bankinteresse  und  dem  Interesse  der 
Kolonie  lag  dann  nicht  außer  Bereich  der  Möglichkeit  Eine  Ab- 
nahme des  Wechselbestandes  zeigte  oft  nur  an,  daß  das  Wechsel- 
konto von  allen  zweifelhaften  Forderungen  und  schlechten  Papieren 
befreit  war.  Ebenso  günstig  war  für  die  Bank  eine  Abnahme 
der  Diskontgeschäfte  unter  gleichzeitiger  Zunahme  der  Pfand- 
darlehen, weil  sich  auf  diese  Weise  die  Sicherheit  der  Bank  er- 
höhte. Freilich  ging  dieser  Übergang  von  den  Diskontgeschäften 
zu  den  Darlehensgeschäften  überall  da  nicht  recht  von  statten, 


»)  Bericht  der  Ü.  Ko.  1904/5. 
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WO  ihm  langjährige  Gewohnheiten  und  Bräuche  entgegenstanden. 
Dies  gilt  besonders  für  Martinique,  wo  die  Diskontgeschäfte  bis 
auf  den  heutigen  Tag  das  hauptsächlichste  Kreditgeschäft  der 
Bank  geblieben  sind  und  die  Pfanddarlehen  keine  auch  nur  an- 
nähernd gleiche  Verbreitung  gefunden  haben.  In  Martinique  ist 
es  Brauch,  daß  der  Ausführkomniissionär  den  vom  Pflanzer  aus- 
gestellten Solawechsel  indossiert  und  so  durch  seine  Unterschrift 
die  direkte  Diskontierung  seitens  der  Bank  ermöglicht.  *)  Dieser 
Brauch  hat  sich  trotz  der  Emtedarlehen  erhalten;  aber  es  besteht 
kein  Zweifel,  daß  die  Möglichkeit,  auf  die  eben  erwähnte  Form 
des  Pfanddarlehens  zurückzugreifen,  Zinsfuß  und  Bedingungen 
des  Diskontgeschäfts  wesentlich  zugunsten  des  diskontsuchenden 
Schuldners  verbessert  hat 

Der  Diskontsatz  der  Kolonialbanken  beträgt  8 — 6  ®/o,  selten 
10  ^/o,  und  ist  bedeutend  höher  als  der  Leihzins  für  Pfand- 
darlehen; er  erhöht  sich,  wenn  der  Diskontsatz  in  Frankreich 
erhöht  wird. 

§  14. 
DIE  ERNTEDARLEHEN. 

Die  Emtedarlehen  fanden  in  Martinique  und  R6union  erst 
ganz  allmählich  Eingang.  In  Guadeloupe  ging  die  Entwicklung 
rascher  vor  sich,  weü  dort  die  Landwirtschaft  unter  der  Sklaven- 
befreiung ganz  besondere  gelitten  hatte.  Die  Emtedarlehen  waren 
in  Guadeloupe  schon  1860  so  beliebt,  daß  die  Nachfrage  das 
Angebot  der  Bank,  das  durch  die  Beleihungsgrenze  der  ver- 
pfändeten Ernte  beschränkt  und  bestimmt  war,  überstieg  und 
die  Pflanzer  gezwungen  waren,  sich  noch  ca.  8 — 9  Millionen  fr. 
auf  dem  Wege  der  Diskontierung  zu  leihen.  Später  freilich  haben 
die  Banken  von  Guadeloupe  und  Martinique,  wohl  im  Interesse 
der  Zuckerpflanzungen,  ja  oft  fast  auf  Drängen  des  Gouverneurs 
der  Kolonie  Erntedarlehen  in  einer  den  Statuten  widersprechen- 
den Höhe  gegeben.  Diese  Erntedarlehen  nahmen  deshalb  ganz 
bedeutend  ab,   als  die  Bank  von  Martinique  auf  Verlangen  der 

>)  Bericht  der  0.  Ko.  1853/5. 
So  1  tan,  Die  französischen  Kolonialbanken.  6 
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Überwachungskommission  wieder  nur  noch  V»  des  Werts  der 
Ernte  belieh.  Die  Sicherheit  der  Kolonialbanken  wurde  noch 
dadurch  erhöht,  daß,  wie  z.  B.  1871/3  in  Guadeloupe  mehr  als  V» 
aller  Erntedarlehen  an  Zuckerraffinerien  erfolgten  oder  (1880)  an 
Pflanzer,  für  deren  Zahlungsfähigkeit  die  Zuckerraffinerien  sich 
verbürgten.  Trotz  der  großen  auf  diesem  Wege  gewährten  Kre- 
dite waren  die  Außenstände  gering,  i)  Der  Leihzins  für  Emte- 
darlehen  sank  angesichts  dieser  Umstände  auf  6  und  ö^/o,  in 
Martinique  sogar  auf  3  ®lo.  Der  Gewinn  der  Banken  bei  diesen 
Geschäften  war  trotzdem  recht  bedeutend  infolge  besonderer 
Geschäftsverknüpfungen,  die  im  folgenden  kurz  erörtert  werden 
mögen. 

Nehmen  wir  einen  Leihzins  von  6®/o  an.    Bei  einem  Dar- 
lehen von  10000  fr.   auf  eine  auf  30000  fr.  geschätzte  Ernte 

brachte  das  der  Bank  schon ^kk =  ^00  fr.  p.a.  ein.  Es  war 

nun  bei  den  Kolonialbanken  Brauch,  den  ganzen  Ertrag  der  Ernte 
ihrer  Schuldner  ohne  Entgelt  mittelst  Tratte  und  Konossement 
an  sich  zu  nehmen  und  die  Tratten  etwa  gegen  2  ^lo  Prämie  zu 

verkaufen.  Das  machte  wieder  600  fr.  ( — ■ — -^ ^1  p.  a.  So 

ward  das  Geld  der  Bank  meist  mit  12  Vo  p.  a.  verzinst.*)  Dieses 
Endergebnis  änderte  sich,  wenn  die  Bank  in  Krisenzeiten  ihre 
Tratten  nicht  mehr  mit  2  ®/o  Gewinn  verkaufen  konnte,  da  sie  selbst 
den  Lieferanten  von  Tratten  eine  Prämie  zahlen  mußte.  Trotzdem 
zeigt  das  obige  Beispiel,  daß  der  Leihzins  für  die  Erntedarlehen 
eigentlich  zu  hoch  war.  Ein  niederer  Zinsfuß  hätte  dem  Eintrage 
des  Bodens  besser  entsprochen.  Immerhin  ist  festzustellen,  daß  das 
Risiko  der  Bank  recht  groß  war.  Wenn  auch  bei  einer  guten  Ernte 
alle  Darlehen  pünktlich  und  glatt  zurückbezahlt  wurden,  so  waren 
die  Wirkungen  der  Krisenjahre  desto  zerstörender.  Der  Pflanzer 
konnte  betroffen  werden  durch  ein  schlechtes  Ernteergebnis  oder 
durch  ein  Sinken  der  Zuckerpreise.  Beides  konnte  aber  auch 
zusammen  eintreten,  und  dann  wurde  auch  die  Bank  von  dem 

')  Vergl.  Bericht  der  Überwachungskommission  1880/81. 
»)  Isaak,  parlam.  Bericht  1898. 
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Bnin  des  Pflanzers  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Der  Pflanzer, 
der  in  guten  Jahren  zwecks  Vergrößening  seines  Betriebes  seinen 
Kredit  bei  der  Bank  erweitert  hatte,  konnte  ihn  bei  schlechten 
Preisen  nicht  plötzlich  einschränken;  er  mußte  vielmehr  versuchen, 
die  schlechten  Preise  durch  reichliche  Ernten  auszugleichen.  So 
nahmen  auch  inEjisenzeiten  dieEmtedarlehen  noch  zu,  und  wenn 
dann  wie  1893  der  Zuckerpreis  von  50  fr.  pro  Doppelzentner  auf 
26  fr.  sank,  oder  wie  1890  die  Ernte  um  V«  hinter  der  er- 
warteten Quantität  zurückblieb,  so  war  */2 — ^/s  des  Pfandes  ver- 
loren. Einen  gewissen  Schutz  gegen  diese  Gefahren  bietet  den 
Banken  der  neue  Art  14,  II  des  Gesetzes  von  1901,  der  den 
Darlehensschuldnem  die  Verpflichtung  auferlegt,  bei  einem  Preis- 
rückgänge des  Pfandes  von  mehr  als  20  ^/o  der  Bank  Deckung 
zu  schaffen. 

Die  Eolonialbanken  haben  bei  den  Emtedarlehen  große 
Verluste  erlitten,  zum  großen  Teil  durch  eigene  Schuld.  So 
mußten  1895  von  der  Bank  von  Guadeloupe  3^2  Millionen  fr. 
prets  sur  r^colte  in  die  Außenstände  gesetzt,  also  zu  */5  ver- 
loren gegeben  werden.  Die  Schuldner  dieser  prets  sur  r6colte 
waren  in  der  Hauptsache  zwei  Zuckerraffinerien;  schon  seit 
12  Jahren  ließ  ihr  Kontokorrent  mit  der  Bank  einen  solde 
d6biteur  von  1  Million  fr.,  ohne  daß  die  Bank  eingeschritten 
wäre.^)  Diese  unkluge  Kreditgewährung  kostete  die  Bank  damals 
ihre  ganzen  Eeserven  und  Vs  ihres  Kapitals. 

Trotz  alledem  haben  sich  die  Emtedarlehen  in  den  Zucker- 
kolonien so  eingebürgert,  daß  ihre  Beseitigung  die  ganze  dortige 
Zuckerkultur  in  Fi-age  stellen  würde. 

§  15. 
DIE  WARENDARLEHEN. 

Die  Warendarlehen  sind  besonders  in  R6union  ausgebildet 
worden.  Das  hing  zusammen  mit  der  Notwendigkeit^  sich  Bar- 
geld oder  Tratten  zu  verschaffen,  um  unverzüglich  den  fremden 
Import  von  Reis,  Kabeljau  und  anderen  Lebensmitteln  bezahlen 

>)  Bericht  der  Ü.  Ko.  1894/95. 

6* 
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ZU  können.  Durch  die  Darlehen  erhält  der  Exporteur  die  Mög* 
Mchkeit,  eine  günstige  Preisbildung  für  seine  Waren  abzuwarten, 
ohne  daß  er  gezwungen  ist,  die  Waren  um  jeden  Preis  zu  ver» 
kaufen  und  zu  verschleudern.  Die  Bank  vertritt  hier  also  das 
Interesse  des  kolonialen  Produzenten  gegenüber  den  fremd- 
ländischen und  französischen  Kaufleuten. 

Auch  der  Import  der  Kolonie  wurde  duroh  die  Waren- 
darlehen sehr  begünstigt,  besonders  solange  die  Waren  bis  zu 
ihrem  vollen  Werte  beliehen  werden  durften.  Seit  1901  ist  die 
Beleihungsgrenze  für  Waren  auf  ^/^  ihres  Werts  herabgesetzt. 
Auch  jetzt  noch  hat  der  Importeur  den  Vorteil,  daß  er  V4  des 
Werts  seines  Imports  realisieren  kann,  noch  bevor  die  Waren 
verkauft  sind.  Eine  Erleichterung  des  Imports  kg  im  Intwesse 
der  kolonialen  Konsumenten,  nicht  aber  ein  Überwiegen  dea 
Imports  über  den  Export  im  Interesse  dor  Kolonie.  Deshalb 
wurden  Import-  und  Exportwaren  bei  ihrer  Beleihung  von  den 
Kolonialbanken  verschieden  behandelt,  indem  der  Leihzins  für 
jene  8,9  und  10®/o,  der  Leihzins  für  diese  nur  6 — o^/o  betrug. 

Die  Verluste  der  Kolonialbanken  bei  den  vorsichtig  ge- 
währten Warendarlehen  waren  relativ  gering  gegenüber  den- 
jenigen, welche  sie  in  ihren  Diskont-  und  Erntedarlehensge- 
schäften erlitten. 

§  16. 
DIE  WECHSELGESCHÄFTE. 

Für  die  Ausdehnung  der  Wechselgeschäfte  der  Kolonial- 
banken war  entscheidend  das  Angebot  von  Rimessen.  Dieses 
richtete  sich  nach  der  Produktion  des  Landes:  in  den  Zucker- 
kolonien nach  der  Zuckerernte,  in  Guyane  nach  der  Goldaus- 
beute und  in  Sön^gal  nach  der  Arachidenemte.  Bei  geringer 
Produktion  wurden  die  Rimessen  selten,  und  die  Geldsendungen 
zu  Rimessezwecken  machten  eine  Geldeinfuhr  in  die  Kolonie 
seitens  der  Bank  erforderlich.  Hierdurch  erhielten  die  Kolonial- 
banken oft  unter  großen  Opfern  den  Geldumlauf  der  Kolonie^ 
aufrecht.  Aber  auch  ein  gutes  Produktionsergebnis  konnte  große 
Geldsendungen  aus  Frankreich  z.  B.  zum  Ankaufe  des  or  natif  oder 
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der  Arachidenemte  nötig  machen.  Denn  Rohgold  wurde  in 
Guyane  nur  gegen  Goldgeld  abgegeben,  und  die  Arachiden- 
etnte  von  S6n^al  konnte  nur  mit  gemünztem  Gelde  bezahlt 
werden,  da  die  Eingeborenen  die  Noten  der  Bank  nicht  in  Zah- 
lung nahmen. 

Die  Produktion  des  Landes  übte  also  auf  die  Wechsel- 
geschäfte der  Kolonialbanken  den  maßgebendsten  Einfluß  aus. 
Die  Tratte  des  Pflanzers  oder  Zuckerfabrikanten  wurde  in  der 
Hand  der  Bank  zur  Rimesse ;  die  Bank  konnte  nun  auf  Grund 
dieser  Rimesse  eine  Anweisung  auf  das  Diskontkontor  aus- 
stellen, z.  B.  zugunsten  eines  Kaufmanns,  der  eine  entsprechende 
Summe  in  Frankreich  oder  überall,  wo  das  Kontor  Nieder- 
lassungen besaß,  zu  zahlen  haben  konnte.  Oft  brauchte  aber 
der  Kunde  der  Bank  eine  Anweisung,  obwohl  die  Bank  noch 
keine  Rimesse  zur  Deckung  der  auszugebenden  Anweisung 
hatte.  Dann  stieg  die  Prämie  für  Anweisungen  entsprechend 
mit  den  Kosten,  welche  der  Bank  durch  den  Erwerb  von 
Rimessen  erwuchsen.  Am  höchsten  war  die  Prämie  immer  in 
der  Zeit  zwischen  2  Ernten,  also  wenn  es  gar  keine  Rimessen 
gab.  Sobald  die  Prämie  aber  4^/^  überschritt,  lohnte  es  sich, 
nicht  mit  Tratten  sondern  mit  Bargeld  zu  zahlen,  da  die  Kosten 
der  Versendung  und  Versicherung  weniger  als  4  ^/o  ausmachten. 
Das  Bargeld  wurde  dem  Kassenbestand  der  Bank  durch  Prä- 
sentierung der  Banknoten  entnommen  und  dann  ausgeführt. 
Wenig  half  dagegen,  daß  die  Kolonialbanken  ihre  Noten  in 
SUber  zurückzahlten,  das  nicht  ausgeführt  wurde.  Meist  mußte 
die  Bank  in  solchen  Lagen  sich  Bargeld  aus  Frankreich  kommen 
lassen,  um  die  Einlösung  ihrer  Noten  zu  sichern.  Das  erhöhte 
aber  die  Schuld  der  Bank  an  das  Kontor. 

Die  Kolonialbanken  hatten  also  selbst  ein  Interesse  an 
einem  niedrigen  Wechselkurse.  1896  hielt  die  Bank  von 
Guadeloupe  den  Wechselkurs  auf  15®/o  unter  Schonung  des 
Handels  und  der  Konsumenten.  Spekulanten  kauften  aber  die 
Anweisungen  der  Bank  zu  15  ^/o  auf,  um  sie  höher  wieder  zu 
verkaufen,  was  bei  der  steigenden  Nachfrage  leicht  zu  machen 
war.     Als  nun   die   Kaufleute   stürmisch  Rimessen    um   jeden 


86  I.  DIE  FÜNF  ALTEN  KOLONIALBANKEN. 

Preis  verlangten,  weil  die  fremdländischen  oder  französischen 
Importeure  ihre  Einfuhr  in  die  Kolonie  einstellen  würden,  wenn 
sie  ihre  Vorschüsse  nicht  zurückbezahlt  erhielten,  da  sah  sich 
die  Bank  genötigt,  den  Wechselkurs  auf  30  ^/o  zu  erhöhen.  Sie 
übernahm  aber  zugleich  die  Verpflichtung  an  jedermann,  jede 
verlangte  Zahl  von  Anweisungen  auf  Frankreich  abzugeben. 
Trotzdem  mußte  die  Bank  mangels  alier  Rimessen  bald  ihre 
Wechselgeschäfte  bis  zum  Beginne  der  Ernte  einstellen.  Wäh- 
rend dieser  Zeit  stieg  der  Kurs  auf  48  und  49®/o.  Erst  der 
Beginn  der  Ernte  brachte  eine  Besserung.') 

Neben  den  Haudelsrimessen  erwarben  die  Banken,  besonders 
die  Banken  von  Guyane  und  S6n6gal,  zu  Rimessezwecken  auch 
Anweisungen  auf  das  französische  Schatzamt  gegen  eine  hohe 
Prämie.  Allmählich  sammelten  sich  nun  in  den  Kassen  des 
kolonialen  Schatzamts  eine  große  Zahl  von  Banknoten  an,  mit 
denen  die  Schatzanweisungen  von  der  Bank  bezahlt  waren.  Die 
sofortige  Zurückzahlung  dieser  Noten  durch  die  betreffende  Bank 
hätte  große  Geldsendungen  aus  Frankreich  nötig  gemacht  und 
unter  Umständen  den  Ruin  der  betreffenden  Bank  herbeiführen 
können.  Dessenungeachtet  verlangte  1896  das  koloniale  Schatz- 
amt in  Guadeloupe  plötzlich  von  der  Bank  von  Guadeloupe  die 
Rückzahlung  von  2  Millionen  fr.  Noten,  eine  Summe,  von 
welcher  200  000  fr.  auf  die  für  die  Schatzanweisungen  von  der 
Bank  gezahlten  Prämien  entfielen.  Das  koloniale  Schatzamt 
hatte  als  Bankier  gehandelt  und  am  Wechselkurse  zu  verdienen 
gesucht.*)  Das  war  entschieden  ein  Mißbrauch  seines  Rechts, 
auf  das  französische  Schatzamt  Anweisungen  auszustellen.  Für 
die  Bank  hatte  dies  die  unangenehme  Folge,  daß  sie  von  1893 
bis  1897  dem  kolonialen  Schatzamte  für  4,3  Millionen  fr.  Noten 
einlösen  und  zu  diesem  Zweck  3,9  Millionen  fr.  Metallgeld  aus 
Frankreich  kommen  lassen  mußte. 

In  Martinique  hatte  die  Bank  1889  gegenüber  den  enormen 
Bedürfnissen  der  Kolonie  nicht  gezögert,  ihren  Kredit  beim  Kontor 
zu  überschreiten.    Sie  zahlte  ihren  verfügbaren  Metallvorrat  dem 

0  Isaak,  Parlam.  Bericht  1898. 
»)  Isaak,  Parlam.  Bericht  1898. 
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kolonialen  Schatzamte  ein;  der  Gegenwert  dieser  Einzahlung 
wurde  ihrem  Konto  beim  Diskontkontor  gut  geschrieben.  Auf 
diese  Weise  verschaffte  sich  die  Bank  von  Martinique  1891/93  für 
3,3  Millionen  fr.  Rimessen  al  pari,  auf  welche  das  Schatzamt  nur 
^/s  metallische  Zahlung,  denKest  in  Noten  eingefordert  hatte.  Auch 
hier  bot  die  Rückzahlung  der  Noten  große  Schwierigkeiten. 

Im  Schatzamte  von  R6union  hatten  sich  Mitte  der  90er  Jahre 
Noten  der  dortigen  Bank  deshalb  in  so  starkem  Maße  angesammelt, 
weil  die  Bank  dem  Schatzamte  3  Millionen  fr.  Noten  eingehändigt 
und  dieses  dafür  dem  Diskontkontor  3  Millionen  fr.  in  bar  zu- 
gunsten der  Kolonialbank  ausbezahlt  hatte.  Diese  Einzahlungen 
sollten  die  Schuld  der  Bank  gegen  das  Kontor  vermindern ;  sie 
führten  aber  zu  einer  Übertreibung  der  Ziehungen  (6missions)  auf 
das  Kontor  und  so  zu  einer  ganz  enormen  Steigerung  der  Schuld  an 
das  Kontor.  Am  30.  VI.  1896  besaß  das  koloniale  Schatzamt  für 
6,2  Millionen  fr.  Noten  der  Bank  von  R6union,  obwohl  es  nach 
ministerieller  Verordnung  für  höchstens  1,5  Millionen  fr.  Noten  in 
seinen  Kassen  haben  sollte.  Man  wagte  damals  nicht,  die  sofortige 
Rückzahlung  dieser  Noten  zu  verlangen,  aus  Furcht,  die  so  wie 
so  gefährliche  Lage  der  Bank  von  R6union  noch  mehr  zu  ver- 
schlimmem. Lieber  tauschte  man  die  Noten  gegen  r6c6piss6s 
d'espöces  aus  und  bereitete  so  ihre  Rückzahlung  vor.  Seit  1899 
herrschen  wieder  normale  Zustände. 

Die  hohen  Wechselkurse  und  die  durch  sie  veranlaßte  starke 
Ansammlung  von  Banknoten  im  kolonialen  Schatzamt  waren 
Ausnahmeerscheinungen  (trotzdem  sie  in  Krisenzeiten  ziemlich 
regelmäßig  wiederkehrten),  da  sie  mit  der  Krise  wieder  ver- 
schwanden. Aber  für  den  Rimessenmangel  in  Zeiten  einer  wirt- 
schaftlichen Krise  war  es  doch  sehr  bezeichnend,  daß  die  Bank 
von  Martinique  1895  und  die  Bank  von  Guadeloupe  1896  ihren 
Schuldnern  aus  prets  sur  recolte  die  Verpflichtung  auferlegte, 
alle  ihre  Tratten  auf  Frankreich  zum  Parikurse  an  die  Bank  ab- 
zugeben. Dagegen  mußten  die  Banken  all  den  Lieferanten  von 
Tratten,  welche  die  Vermittlung  und  Unterstützung  der  Bank 
nicht  brauchten,  mindestens  V*  des  beim  Verkaufe  ihrer  Tratten 
und  Anweisungen  erzielten  Prämiengewinns  versprechen.  Trotz- 
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dem  erhielten  die  Banken  nicht  die  gewünschten  Rimessen  in 
ausreichender  Höhe. 

An  dieser  Stelle  ist  auch  auf  die  enge  Beziehung  zwischen 
dem  auswärtigen  Zahlungsverkehr  und  dem  inneren  Geldumlauf 
der  Kolonie  hinzuweisen.  Bei  einem  hohen  Wechselkurse  strömte 
das  Metallgeld  aus  der  Kolonie.  Trat  dann  ein  reiner  Papier- 
Umlauf  ein,  so  kannte  wiederum  der  Wechselkurs  keine  Grenzen. 
Dem  Geldabflusse  hätte  man  steuern  können  durch  Schaffung 
einer  kolonialen  Münze  mit  rein  lokaler  Zahlungskraft,  deren  Aus- 
fuhr nicht  zu  befürchten  stand.  Damit  wäre  aber  die  Währungs- 
einheit zwischen  Frankreich  und  seinen  Kolonien  aufgehoben 
worden.  Und  man  hätte  die  Sicherung  des  Gelduralaufs  in  der 
Kolonie  mit  einem  ständig  hohen  Wechselkurse  auf  Frankreich 
erkauft,  der  schließlich  den  Importeuren  und  damit  den  Kon- 
sumenten den  Import  hätte  verteuern  müssen.  Deshalb  war  der 
Weg  vorzuziehen,  der  zur  Lösung  der  Wechselfrage  beschritten 
wurde,  nämlich  neben  rein  lokalen  Münzen  und  Geldzeichen 
(monnaies  divisionnaires,  Noten- und  Kassenscheinen),  auch  franzö- 
sisches Geld,  das  zu  Rimessen  verwendet  werden  konnte,  in 
der  Kolonie  im  Umlaufe  zu  erhalten.  Man  erreichte  dadurch 
wenigstens,  daß  der  Wechselkurs  nur  in  Krisenzeiten  empor- 
schnellte, daß  er  aber  unter  normalen  Umständen  1 — 2^lo  nicht 
überstieg. 

Das  Geld,  welches  in  Krisenzeiten  abfloß,  wurde  im  Um- 
lauf durch  eine  vermehrte  Notenausgabe  ersetzt  Und  der  Metall- 
geldmangel in  der  Kolonie  verlor  für  die  Bank  etwas  von  seiner 
Gefährlichkeit  dadurch,  daß  es  den  Kolonialbanken  gestattet 
ward,  ihre  Noten  auch  in  Kassenscheinen  einzulösen.  Diese 
waren  in  den  Zuckerkolonien  1879  bezw.  1884  ausgestellt  in 
Beträgen  von  2,  1  und  0,50  fr.,  hatten  Zwangskurs,  und  ihr 
voller  Gegenwert  in  Metallgeld  ruhte  in  den  Kassen  des  emit- 
tierenden kolonialen  Schatzamts.  In  Guadeloupe  war  es  auch 
möglich,  für  die  Kassenscheine  3^/oige  französische  Rentenbriefe 
an  Stelle  des  Metallgeldes  zu  hinterlegen.  Die  Bank  von  Guade- 
loupe hatte  am  3.  VI.  1905  auf  diese  Weise  für  1  Million  fr. 
Kassenscheine  erworben. 
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Die  Kassenscheine  wurden  von  1898/1903  durch  jetons 
de  nickel  ersetzt. 

Trotz  der  Kassenscheine  war  die  Geldverlegenheit  in  den 
Antillen  Ende  der  90  er  Jahre  wohl  infolge  der  Ausfulir  und 
des  gänzlichen  Verschwindens  der  Scheidemünzen  so  groß,  daß 
bei  den  täglichen  Übertragungen  von  weniger  als  Va  fr.  die 
Kassenscheine  zerschnitten  und  deren  Teilstücke  dem  Verkäufer 
in  Zahlung  gegeben  wurden,  der  dann  am  Abend  den  ganzen 
Schein  wieder  zusammenstellte,  indem  er  die  einzelnen  Teilstücke 
auf  ein  Stück  Papier  zusammenklebte.^)  Einige  Bedeutung  hatten 
für  die  Linderung  der  Geldnot  in  der  Kolonie  auch  die  r6c6piss6s 
d*especes,  die,  ähnlich  wie  die  Kassenscheine,  eine  Einzahlung  von 
Geldra Unzen,  aber  nicht  beim  kolonialen  Schatzamte,  sondern  bei 
der  Bank  voraussetzten.  Wichtiger  waren  die  Schecks  auf  die 
Kolonie,  wie  sie  sich  in  R6union  seit  1901  entwickelt  haben. 
Die  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  1904/5  von  der  Bank  von 
E6iinion  ausgestellten  Schecks  hatten  einen  Wert  von  2,2  Mil- 
lionen fr.  und  ließen  am  30.  VI.  05  einen  Saldo  von  63  784  fr. 

§  17. 
DER  NOTENUMLAUF. 

Die  Schecks  auf  die  Kolonie  und  die  r6c6piss6s  d'espöces 
stehen  den  Noten  der  Banken  gleich  als  sofort  fällige  Verbind- 
lichkeiten ;  sie  müssen  deshalb  mit  eingerechnet  werden  in  den 
Notenumlauf  bei  Berechnung  seines  gesetzlichen  Maximums. 
Wenn  wir  das  tun,  haben  wir  festzustellen,  daß  der  Noten- 
umlauf der  Bank  von  R6union  von  1890  bis  1898  entgegen  den 
Statuten  das  Dreifache  des  Metallbestandes  der  Bank  überstieg, 
1895  sogar  um  den  hohen  Betrag  von  1,4  Millionen  fr. 

Dieser  hohe  Notenumlauf  war  zum  Teil  die  Folge  der  oben 
besprochenen  Notenansammlung  im  kolonialen  Schatzamt  Die 
anderen  vier  Kolonialbanken  haben  das  gesetzliche  Maximum 
ihres  Notenumlaufs  nie  überschritten.  Der  Notenumlauf  war 
am  größten   in  R6union,   wo   er   1898   fast   10,8  Millionen  fr. 

*)  Isaak.  Parlam.  Bericht  1898. 
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erreichte  gegen  ein  Maximum  von  8,1  Millionen  fr.  (1895)  in 
Martinique,  8,7  Millionen  fr.  (1902)  in  Guadelpupe,  2,5  Millionen  fr. 
(1904)  in  Guyane  und  1,1  Millionen  fr.  (1891)  in  S6n6gaL 

§  18. 
DIE  DEPOSITEN. 

Neben  dem  Notenumlauf  war  der  Kontokorrents'^erkehr  ein 
Gradmesser  für  den  Kredit,  den  die  Kolonialbanken  genossen. 
Von  allen  Kolonialbanken  wies  in  der  Regel  die  Bank  von 
Guadeloupe  die  höchsten  Kontokorrentziffern  auf,  trotzdem  die 
Kontokorrenteinzahlungen  bei  dieser  Bank  von  71,8  Millionen  fr. 
1883/4  vor  Ausbruch  der  Zuckerkrise  auf  31,6  Millionen  fr. 
1903/4  gesunken  sind,  d.  h.  auf  eine  Höhe,  die  schon  nach 
4  Geschäftsjahren  (1856)  von  der  Bank  fast  erreicht  worden  war. 

Die  Bank  von  Sönögal  hat  dem  lokalen  Handel  erst  1867 
Kontokorrente  eröffnet,  was  vielleicht  ein  Beweis  dafür  ist,  daß 
auch  dort  erst  die  Banknoten  den  Boden  für  den  Depositen- 
verkehr vorbereiten  mußten.  Daß  gerade  in  der  kritischen  Pe- 
riode 1892/3  die  Kontokorrenteinzahlungen  bei  der  Bank  von 
Röunion  relativ  hoch  waren  (27,4  Millionen  fr.)  zeigt,  daß 
das  Vertrauen  in  die  Bank  nicht  erschüttert  war.  Die  Abnahme 
der  Kontokorrenteinzahlungen  bei  der  Bank  von  Martinique^) 
sind  der  dortigen  Geldknappheit  zuzuschreiben;  es  zeigte  sich 
hierbei,  daß  durch  die  Depositen  im  Gegensatze  zu  den  Noten 
dem  Verkehr  Umlaufsmittel  entzogen  werden,  oder  anders  aus- 
gedrückt: daß  bei  steigendem  Geldbedarf e  der  Notenumlauf  zu- 
nimmt, die  rec6piss6s  d'espöces  aber  abnehmen,  und  zwar  aus 
dem  Grunde,  weil  Noten  auch  über  den  Betrag  ihrer  metal- 
lischen Deckung,  rec6pisses  nur  im  Betrage  ihres  metallischen 
Gegenwertes  in  den  Verkehr  kommen  können. 


»)  Sie  betrugen  1882/3 :  71,4  Millionen  fr., 
1892/3 :  31,4  Millionen  fr., 
1902/3  :  17,2  Millionen  fr. 
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4.  Kapitel. 
ERGEBNISSE  DER  KOLONIALBANKTÄTIGKEIT. 

Wir  sind  hier  am  Schlüsse  unserer  Erörterungen  über  die 
Entwicklung  der  5  alten  Kolonialbanken  und  ihrer  Geschäfte.  Es 
gilt  nun  das  Fazit  zu  ziehen  aus  ihrer  Banktätigkeit  Wir  fragen: 
„Welches  waren  ihre  Wirkungen  auf  die  Kolonien?"  und  dann: 
„Welches  war  das  Ergebnis  für  die  Aktionäre  der  Bank  selbst?" 

§  19. 
DAS  ERGEBNIS  FÜR  DIE  KOLONIEN. 

Kapitalmangel  und  vorherrschender  Außenhandel,  dazu  eine 
passive  Handelsbilanz,  waren  die  Hauptursachen  des  starken  Kre- 
ditbedürfnisses  der  Kolonien  gewesen;  sie  hatten  seinerzeit  zur 
Gründung  der  Kolonialbanken  geführt.  Was  ist  in  dieser  Be- 
ziehung erreicht  worden? 

Die  passive  Handelsbilanz  der  Kolonien  ist  nicht  beseitigt 
worden.  Das  hing  zusammen  mit  der  monoculture  und  dem 
absent6isme  der  Kolonien.  Die  ganze  Tätigkeit  der  Kolonien  be- 
schränkte und  beschränkt  sich  bis  heute  auf  die  Produktion  fast 
nur  eines  Produktes  (monoculture),  und  zwar  eines  für  den  Export 
bestimmten  Produktes,  sodaß  Manufakturwaren  und  Lebensmittel 
nach  wie  vor  eingeführt  werden  müssen.  Eine  Kapitalbildung  war 
unter  solchen  Umständen  in  der  Kolonie  eine  Unmöglichkeit  Die 
Kolonidlbanken  haben  die  Umwandlung  der  kleinen  Zuckerraffi- 
nerien in  große  Fabriken  gefördert  und  dadurch  die  Zuckerproduk- 
tion gesteigert;  1)  sie  haben  durch  ihre  Emtedarlehen  versucht^ 
auch  Kaffee,  Vanille  und  andere  Kulturen  zu  unterstützen;  aber 
ihr  Ziel,  die  Verbesserung  der  Zahlungsbilanz,  haben  sie  nicht  er- 
reicht. Die  passive  Handelsbilanz  war  in  guten  Jahren  nur  die 
Folge  einer  falschen  Bilanzaufstellung,  da  der  Export  der  Kolonie 
zu  seinem  Preise  am  Verladungsorte  berechnet  wurde,  der  Ver- 
kaufspreis am  Ankunftsorte  aber  jenen  mindestens  um  die  Kosten 
der  Versendung  und  Versicherung  überstieg.  Aber  jeden  Gewinn,. 

*)  Denizet  a.  a.  0.  S.  165. 


92  I.    DIE   FÜ^T   ALTBN  EOLONI  ALB  ANKEN. 

den  der  Pflanzer  erzielte,  pflegte  dieser  nicht  in  der  Kolonie 
auszugeben  oder  anzulegen;  er  liebte  es  vielmehr,  nach  Prank- 
reich zu  reisen  und  dort  sein  Geld  zu  verschwenden  (absen- 
t6isme).  Im  besten  Falle  kehrte  der  Reingewinn  des  Pflanzers 
nicht  in  Form  einer  Geldkapitaleinfuhr,  sondern  in  Form  einer 
Wareneinfuhr  in  die  Kolonie  zurück.  Der  Geldumlauf  der  Ko- 
lonien hatte  deshalb  die  Tendenz  stationär  zu  bleiben.*) 

Der  absentöisme  —  das  ist  also  die  Sucht  des  Kreolen, 
das  eben  Erworbene  nicht  produktiv  anzulegen,  sondern  sofort 
beispielsweise  in  Paris  auszugeben,  um  dann  mit  leeren  Händen 
in  die  Kolonie  heimzukehren  —  dieser  absent6isme  ist  von  den 
Kolonialbanken  nicht  ausgerottet,  ja  kaum  merkbar  gemindert 
worden.  Erfolg  versprach  hier  die  Einwanderung  von  Europäern, 
bei  denen  der  Spartrieb  noch  stark  entwickelt  war.  Leider 
dachten  aber  die  wenigsten  Kolonisten  daran,  dauernd  in  der 
Kolonie  zu  bleiben;  ihre  Ersparnisse  kamen  also  ihrenf  Heimat- 
lande zugute,  nicht  der  Kolonie,  deren  Naturschätzen  sie  ihren 
Wohlstand  und  Reichtum  verdankten  {übrigens  eine  Erscheinung, 
unter  der  auch  die  von  den  Europäern  kolonisierten  südamerika- 
nischen Republiken  leiden).  Es  galt  also  den  Spartrieb  der  Ein- 
heimischen (Kreolen)  anzuregen,  etwa  durch  verzinsliche  De- 
positen. Die  Bank  von  Guadeloupe  machte  1864  in  dieser 
Beziehung  einen  interessanten  Versuch  mit  einer  Sparkasse  für 
Arbeiter,  indem  sie  jedem  Deponenten  von  mindestens  10  fr. 
einen  Kontokorrentzins  von  4  ^/o  versprach.  Der  Plan  kam  be- 
dauerlicherweise nicht  zur  Ausführung,  da  die  Überwachungs- 
kommission den  Banken  die  Annahme  verzinslicher  Depositen 
als  den  Statuten  zuwider  verbieten  mußte.*) 

Diesen  Mißerfolgen  der  Kolonialbanken  stehen  aber  auch 
positive  Leistungen  gegenüber. 

Der  pacte  coloniaP)  hatte  auch  nach  seiner  Aufhebung  im 
Jahre  1861  die  Wirkung,  daß  fast  der  ganze  Export  der  Kolonien 
nach  Frankreich  ging  und  nicht  ins  Ausland,  von  dem  aber  doch 

*)  Isaak,  Parlam.  Bericht  1898. 
«)  Denizet,  a.  a.  0.  S.  94. 

3)  S.  S.  4 
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Vs — */3  ihrer  Einfuhr  stammten;  aber  dank  den  Kolonialbanken 
hat  er  seine  verderblichen  Folgen  yerloren,  seitdem  der 
fremde  Import  nicht  nui^  durch  Bargeldsendungen  sondern 
auch  durch  Anweisungen  auf  das  Diskontkontor  bezahlt  wer- 
den kann. 

Der  Handel  in  den  Kolonien  hatte  seit  Gründung  der 
Kolonialbanken  die  Möglichkeit,  durch  Präsentation  der  Bank- 
noten sich  jederzeit  die  nötigen  Geldmittel  zu  seinen  auswär- 
tigen Zahlungen  zu  verschaffen,  ausgenommen  in  Zeiten,  wo  die 
Banknoten  nur  in  Kassenscheinen  eingelöst  wurden.  War  so 
der  Geldverkehr  und  Zahlungsverkehr  auch  nicht  völlig  sicher 
gestellt,  so  wurden  doch  die  Geldkrisen  in  den  Kolonien  dank 
der  Yermittlertätigkeit  der  Kolonialbanken  wesentlich  gemildert. 
Ob  mehr  erreichbar  war  bei  den  beschränkten  Mitteln  der  Banken, 
ist  zweifelhaft.  Auf  jeden  Fall  haben  die  Banken  den  Zahlungs- 
verkehr der  Kolonien  sehr  vereinfacht  und  verbilligt. 

Ihr  Hauptverdienst  besteht  aber  darin,  daß  sie  die  Land- 
wirtschaft in  den  Zuckerkolonien  sozusagen  gerettet  haben  tfnd 
dem  damiederliegenden  Handel  wieder  aufgeholfen  haben.  Ohne 
die  Kolonialbanken  können  die  Kolonien  nicht  mehr  existieren; 
insbesondere  haben  sich,  wie  schon  oben  erwähnt,  die  Ernte- 
darlehen so  eingebürgert,  daß  ihre  Beseitigung  die  ganze  koloniale 
Zuckerindustrie  in  Frage  stellen  würde.  Und  nur  durch  Or- 
ganisation des  Agrarkredits  in  der  Form  der  Erntedarlehen  war 
es  der  kolonialen  Landwirtschaft  möglich  gewesen,  sich  von  den 
Folgen  der  Sklavenbefreiung  ziemlich  schnell  wieder  zu  erholen. 
Die  Hypothekenschuld  in  Guadeloupe,  die  1848  nach  den  Grund- 
büchern 94  Millionen  fr.  =  V2  —  ^/s  des  Wertes  des  Bodens 
betrug,  war  infolge  der  Bemühungen  der  Kolonialbanken  schon 
1861  auf  37V»  Millionen  fr.  gesunken.  Das  ist  eine  ganz  ge- 
gewaltige Abnahme,  selbst  wenn  die  Zahl  von  94  Millionen  fr. 
etwas  zu  hoch  begriffen  sein  sollte.^)  Ferner  haben  die  Kolonial- 
ranken  die  seit  der  Sklavenbefreiung  beginnende  Entwertung 
des  Bodens  aufgehalten  und  ins  Gegenteil  verkehrt,  indem  sie 


*)  Isaak,  Parlam.  Bericht  1898. 
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den  Pflanzern  durch  Gewährung  von  Darlehen  den  Mut  gaben, 
wieder  Kapitalien  in  den  Grund  und  Boden  zu  stecken. 

Das  Kreditbedürfnis  der  Kolonien  ist  in  dem  ausreichend- 
sten Maße  befriedigt  worden;  die  Banken  haben  in  dieser  Be- 
ziehung eher  zu  viel  als  zu  wenig  getan.  Schon  1863  und  dann 
später  zu  wiederholten  Malen  hat  die  Überwachungskommission 
die  Kolonialbanken  vor  Übertreibungen  in  ihrer  Kreditgewährung 
warnen  müssen. 

Die  Herabsetzung  und  Regulierung  des  Diskontsatzes  ist 
ein  unstreitiges  Verdienst  der  Kolonialbanken,  wie  umgekehrt 
auch  eine  Ursache  ihrer  Erfolge.  Klar  ist  auch,  daß  der  hohe 
Leihzins  von  18  ^/o,  der  vor  1851  in  den  Kolonien  gang  und 
gäbe  war  und  seit  dem  Erscheinen  der  Kolonialbanken  auf  etwa 
6^/o  im  Durchschnitt  gesunken  ist,  mit  dem  Verschwinden  der 
Banken  wiederkehren  würde,  besonders  da,  wo,  wie  in  Guade- 
loupe, die  Kolonialbank  das  einzige  Kreditinstitut  der  Kolonie  ist 

Die  Ausschaltung  aller  Zwischenhände  im  Wechsel-,  Lom- 
bard- und  Diskontgeschäft,  sowie  allerjüngst  in  Guyane  beim 
Ankauf  von  Rohgold  ^)  ist  den  Kolonialbanken  zu  verdanken. 
Die  Bauken  vertraten  bei  den  Wechselgescbäften  —  mochten 
sie  durch  Waren-  oder  Emtedarlehensgeschäfte  hervorgerufen 
sein  —  das  Interesse  des  kolonialen  Produzenten  oder  Kauf- 
manns gegenüber  den  französischen  oder  fremdländischen  Kauf- 
leuten.*)  Daß  die  Kolonien  selbst  die  Kolonialbanken  nicht 
entbehren  zu  können  glauben,  zeigt  der  mehrfach*)  erwähnte 
Beschluß  des  Generalrats  von  Röunion,  der  dortigen  Bank  mit 
einem  Darlehen  von  1,5  Millionen  fr.  aus  der  Not  zu  helfen, 
das  infolge  der  Rückzahlungs-  und  Zinsbedingungen  fast  einer 
Subvention  gleichkam.  Dieser  Beschluß  erklärt  sich  nicht  nur 
AUS  der  Bedeutung  der  Banknoten  für  den  Geldverkehr  der 
Kolonie;  er  wird  erst  recht  verständlich,  wenn  man  erwägt,  daß 
die  Kolonie  ihre  Haupteinnahmen  aus  den  Ausfuhrzöllen  auf 
Zucker,  Gold  und  Arachiden  bezogen,  und  daß  eine  Einstellung 

»)  S.  S.  77. 
«)  S.  S.  84. 
»)  S.  S.  30  und  S.  72. 
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der  Banktätigkeit  alle  diese  Produktionszweige  und  damit  das 
Budget  der  Kolonie  aufs  unmittelbarste  und  empfindlichste  ge- 
troffen hätte. 

Die  Kolonialbanken  haben  —  wie  wir  nach  dem  Gesagten 
f^tsteUen  können  —  trotz  ihrer  Mängel  allen  biUigen  Erwar- 
tungen entsprochen. 

§  20. 

DAS  ERGEBNIS  FÜR  BANKEN   UND  IHRE  AKTIONÄRE. 

Das  Ergebnis  für  die  Bank  selbst  war  nicht  so  günstig. 
Preilich,  wenn  man  den  Durchschnitt  aller  von  1853  bis  1905 
gezahlten  Dividenden  nimmt,  so  haben  die  Entschädigungs- 
berechtigten, welche  über  Nacht  und  ungefragt  Aktionäre  von 
Kolonialbanken  geworden  waren,  kein  Recht  gehabt,  sich  über 
den  Zahlungsmodus  für  ihre  Entschädigung  zu  beklagen.  Statt 
der  3<^/o,  die  ihnen  ihre  Rentenbriefe  seit  1863  nur  einbrachten, 
haben  sie  jährlich  und  durchschnitüich : 


I. 

II. 

in. 

IV. 

von  18S8— 1870 

1870—1883 

1888-1905 

1853-1905 

in  Martinique    8,69  »/o 

15,34  "/o 

8,250/0 

10,150/« 

„  Guadeloupe  7,1 5  »/o 

13,82  0/0 

9,7  o/o 

9,88  0/0 

„  R6union        8,50/0 

14,67  0/0 

4,620/0 

8,40/0 

1865—1870 

1855—1906 

„  Guyana       11,47  «/o 

15,150/0 

19,76  Wo 

16,07  0/0 
1856—1901 

„  S§n§gal         5,92  »/o 

7,630/0 

10,40/0 

8,19  o/o 

Dividende  erzielt  Zieht  man  von  den  Zahlen  in  der  letzten 
Rubrik  (lY)  etwa  4,5  ®/o  ab  (=dem  Zinsgewinn  der  Banken  aus 
den  Rentenbriefen  ihres  Kapitals  und  ihrer  Reserven),  so  ergibt 
sich  für  die  5  Kolonialbanken  für  die  Zeit  seit  ihrem  Bestehen 
ein  Jahresdurchschnitt  von  5,65  Vo,  5,38  ®/o,  3,9  «/o,  11,57^/0  und 
3,69  ^/o  Dividende.  Das  ist  ein  Reingewinn,  der  mit  Rücksicht 
auf  das  enorme  Risiko  der  Kolonialbanken  nicht  befriedigen  kann. 
Eine  Ausnahme  macht  allerdings  die  Bank  von  Guyane,  bei 
welcher  allein  auch  der  Durchschnittsertrag  der  Aktie  in  fort- 
dauerndem Steigen  begriffen  ist.  {S.  obige  Tabelle  Rubrik  I  bis  HL) 
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Wir  sprachen  eben  von  dem  großen  Risiko  der  Kolonial- 
banken. Die  Risikofrage  wird  noch  am  Schlüsse  dieser  Arbeit 
erörtert  werden.  Hier  sei  nur  bemerkt,  daß  das  Risiko  der 
Kolonialbanken  zum  Teil  daher  stammte,  daß  sie  kühner  waren 
in  ihren  Geschäften  als  etwa  ein  so  altes  und  so  fest  gegründetes 
Institut  wie  die  Bank  von  Frankreich  —  eine  Eigenschaft,  welche 
die  Kolonialbanken  mit  allen  Kreditinstituten  gemein  haben, 
welche  neue,  noch  unbekannte  Bahnen  einschlagen  müssen. 

Das  Kapital  der  Banken  von  Martinique,  Guadeloupe  und 
R6union  ist  jetzt  wieder  intakt;  es  war  aber  oft  auf  weniger 
als  */»  seines  Nominalbetrages  reduziert  und  die  Reserven  ganz 
aufgezehrt.  Verluste  von  über  1  Millionen  fr.  in  einem  Jahre 
waren  gar  nicht  so  selten.  Ruinös  wirkte  vor  allem  der  hohe 
Wechselkurs,  indem  er  die  Schuld  der  Kolonialbanken  an  das 
Diskontkontor  erhöhte.  Diese  Schuld  betrug 
bei  der  Bank  von  Martinique  im  Maximum  7,7  Mill.fr.  (30.  VI.  1891), 

gegen  eine  Forderung  von  1,5  Mill.  fr.,  welche  die  Bank 

noch  1889  an  das  Kontor  hatte, 
bei  der  Bank  von  Guadeloupe  im  Maximum  6,4  Mill.fr.  (30.  VI.  1895); 

noch  1889  hatte  die  Bank  an  das  Kontor  eine  Forderung 

von  6,5  Mill.  fr., 
bei  der  Bank  von  R6union  im  Maxiraum  8,3  Mill.  fr.  (30.  VI.  1883), 

während  ihr  Konto  beim  Kontor  1880  mit  2,1  Mill.  fr.  zu 

ihren  Gunsten  schloß, 
bei  der  Bank  von  Guyane  im  Maximum  897  707  fr.  (30.  VI.  1889); 

1903  hatte  sicli  dieser  solde  döbiteur  in  einen  solde  cr6- 

diteur  von  667  568  fr.  verwandelt, 
bei  der  Bank  von  S^n^gal  im  Maximum  1,3  Mill.  fr.  (30.  VI.  1897); 

schon  1901  hatte  die  Bank  wieder  einen  solde  cr^diteur 

von  806529  fr. 
Man  beachte  hierbei  den  jähen  Wechsel !  Daß  eine  hohe  Schuld 
an  das  Diskontkontor  für  die  Kolonialbanken  infolge  des  7  Vo  igen 
Kontokorrentzinses  eine  große  Last  war,  ist  ohne  weiteres  klar. 
Die  Siclierung  des  Geldumlaufs  in  den  Kolonien  war  den 
Banken  nur  möglich  durch  ständige  Geldeinfuhr  (so  ließ  sich 
die   Bank   von   Guadeloupe   jährlich  für   1,5  Millionen  fr.  Geld 
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aus  trankreich,  die  Bank  von  S6n6gal  bisweilen  sogar  für  2 
Millionen  fr.)^)  oder  aber  unter  Gefährdung  der  Einlösbarkeit 
ihrer  Noten,  also  unter  Gefährdung  ihres  Bankkredits.  Die 
Yerluste  und  schlechten  Dividenden  der  Kolonialbanken  waren 
also  nicht  immer  von  diesen  selbst  verschuldet  durch  unkauf- 
männische Geschäftsführung  oder  statutenwidrige  Handlungen. 
Obendrein  war  nicht  jeder  Statutenverstoß  ein  Fehler;  die  Bank 
wurde  oft  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  gezwungen,  auch 
in  ihrem  eigenen  Interesse  den  Statuten  zuwider  zu  handeln, 
z.  B.  wenn  sie  einem  Schuldner  die  Verfallzeit  verlängerte,  um 
seinen  Konkurs  zu  vermeiden,  oder  wenn  sie  ihm  durch  ein 
neues  Darlehen  unter  die  Arme  griff,  um  ihm  Gelegenheit  zu 
geben,  sich  wieder  empor  zu  arbeiten,  oder  wenn  sie  im  Inter- 
esse der  Kolonie  mit  der  Ausgabe  von  Anweisungen  auf  das 
Kontor  fortfuhr  trotz  der  ihr  hierdurch  erwachsenden  Lasten  und 
trotz  der  Verluste  am  Wechselkurse.  Die  Bank  von  Guadeloupe 
hat  z.  B.  von  1898 — 1900  jährlich  einen  Teil  ihres  Geschäfts- 
gewinns dazu  verwandt,  den  Wechselkurs  von  28  ^/o  auf  13Vo 
herabzudrücken,  denn  ein  Sinken  des  Wechselkurses  lag  in  ihrem 
eigenen  Interesse.  Kurzum,  Risiko  und  Verluste  der  Kolonial- 
banken waren  oft  nur  die  natürliche,  ja  notwendige  Kehrseite 
der  von  ihnen  den  Kolonien  geleisteten  Dienste. 

Wir  bestreiten  nicht,  daß  eine  bessere  Bankleitung  trotz- 
dem manche  schwere  Verluste  der  Kolonialbanken  vermieden 
hätte.  Das  ändert  aber  nichts  an  der  Tatsache,  daß  die  Banken, 
um  den  Kolonien  zu  dienen,  große  Opfer  gebracht  haben  und 
bringen  mußten. 

Vielleicht  hätten  die  fünf  Kolonialbanken  mit  einer  anderen 
Bankorganisation  mehr  Erfolge  erzielen  können.  Eine  Kolonial- 
bank, deren  Sitz  in  Frankreich  ist,  hätte  in  Zeiten  hoher  Wechsel- 
kurse den  einheimischen  Kredit  in  Anspruch  nehmen  können 
und  dadurch  Verluste  am  Wechselkurse  vermieden.  Eine  Ver- 
einigung mehrerer  Kolonialbanken,  z.  B.  der  Banken  von  Mar- 
tinique, Guadeloupe  und  Guyane,  zu  einer  einzigen  Bank  hätte 


0  Bericht  der  0.  Ko.  1892/93. 
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das  Gesamtergebnis  gehoben  und  es  ermöglicht,  den  jähen  Wechsel 
der  Konjunkturen  besser  zu  überwinden.  Vielleicht  wäre  es  auch 
von  Vorteil  gewesen,  den  Direktor  der  Banken  nicht  von  der 
französischen  Regierung,  sondern  in  erster  Linie  von  den  am  Wohl 
der  Bank  selbst  interessierten  Aktionären  abhängig  zu  machen. 
Alle  diese  Vorschläge  und  Änderungen  sind  verwirklicht 
und  praktisch  erprobt  worden  von  den  Kolonialbanken  der  zweiten 
Gruppe,  die  nunmehr  zu  besprechen  sein  werden. 


ZWEITES  BUCH. 

DIE  BANKEN  VON  NEUKALE- 
DONIEN,  INDOCHINA  UND  WESTAFRIKA. 

Erster  Abschnitt 

§  21. 
DIE  BANK  TON  NEUKALEDONIEN. 

Zur  zweiten  Gruppe  der  Kolonialbanken  gehören  die  Banken 
von  Neukaledonien,  von  Indochina  und  von  Westafrika. 

In  der  im  Juli  1874  gegründeten  Bank  von  Neukaledonien 
trat  der  neue  Typus  zum  ersten  Male  in  Erscheinung.  Aber  erst 
die  ein  Jahr  später  errichtete  Bank  von  Indochina  hat  den  neuen 
Typus  zu  Ehren  gebracht.  Denn  die  Bank  von  Neukaledonien 
nahm  ein  baldiges  Ende. 

1872  gründeten  französische  Kapitalisten  auf  der  Insel  Neu- 
kaledonien eine  Gesellschaft  zur  wirtschaftlichen  Erschließung 
dieser  französischen  Kolonie  und  zur  Erleichterung  des  Handels 
mit  Australien  und  Europa,  i)  Diese  Gesellschaft  erhielt  von  der 
französischen  Regierung  Landkonzessionen  sowie  Befreiung  von 
der  Stempelpflicht  für  die  Noten  au  porteur  et  ä  vue,  die  sie  in 
der  Kolonie  ausgeben  würde.  Die  Regierung  wollte  eine  Kon- 
trolle über  die  Gesellschaft  haben  und  schloß  deshalb  1874  mit 
ihr  einen  Vertrag,  wonach  die  Gesellschaft  das  Notenvorrecht 
und  das  Recht  zu  Emtedarlehen  unter  den  für  die  fünf  alten 
Kolonialbanken  geltenden  Bedingungen  erhielt  Dafür  unterwarf 
sich  die  Gesellschaft  bestimmten  nur  durch  Dekret  abänderlichen 
Statuten.  In  Ausführung  des  Art.  1  dieser  Statuten  teilte  sich 
die  Gesellschaft  von  Neukaledonien  in   eine  Bank   von  Neu- 


»)  Renaud  a.  a.  0.  S.  189/93. 
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kaledonien  und  in  eine  kaledonische  Bodenkreditgesellschaft,  auf 
welch  letztere  die  25  000  ha  Landkonzessionen  der  ursprünglichen 
Gesellschaft  von  Neukaledonien  übergingen.  Die  Bank  von  Neu- 
kaledonien  behielt  nur  noch  das  Recht,  bis  zu  dem  Betrage  von 
1  Million  fr.  Aktien  der  neuen  Bodenkreditgesellschaft  zu 
zeichnen.  ^) 

Die  Bank  erhielt  ihr  Notenprivileg  auf  20  Jähre,  *)  ihren 
Sitz  hatte  sie  in  Paris,  ihre  Hauptniederlassung  in  Noum6a  auf 
Neukaledonien.  Sie  war  eine  Aktiengesellschaft  mit  einem  Kapital 
von  4  Millionen  fr.,  außerdem  gab  es  noch  1600  sogenannte  actions 
de  jouissance  ä  500  fr.,  die  aber  erst  dann  etwas  erhalten  sollten, 
wenn  an  die  Aktionäre  6  ^/o  des  eingezahlten  Kapitals  verteilt  und 
der  Reserve  V2  Vo  des  eingezahlten  Grundkapital  zugeschrieben 
war.  Der  Bank  waren  alle  Geschäfte  erlaubt,  welche  die  fünf  alten 
Kolonialbanken  nach  Gesetz  von  1874  treiben  durften.  Doch 
konnte  sie  nicht  nur  Gegenstände  von  Gold  und  Silber,  sondern 
auch  solche  von  Kupfer  und  Nickel  kaufen,  verkaufen,  beleihen 
und  als  Depot  annehmen.»)  Da  die  Bank  ihren  Sitz  in  Frank- 
reich hatte,  durfte  sie  auch  dort  Geschäfte  machen;  in  Betracht 
kam  der  Handel  mit  Anweisungen,  Schecks  und  Tratten  auf 
Australien,  England  oder  Neukaledonien,  die  Diskont-  und  In- 
kassogeschäfte und  die  Aushändigung  von  Kreditbriefen  gegen 
Deckung.  Es  war  der  Bank  auch  erlaubt,  ihr  in  Paris  verfüg- 
bares Kapital  in  erstklassigen  französischen  Wertpapieren  oder 
in  Wechseln  auf  Paris  mit  zwei  Unterschriften  und  höchstens 
90  Tagen  VerfaUzeit  anzulegen.  Doch  sollten  ihre  Geschäfte  in 
Paris  höchstens  V4  ihres  Kapitals  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Verwaltung  der  Bank  lag  einem  von  den  Aktionären 
gewählten  Verwaltungsrat  ob,  der  die  ausgedehntesten  Befug- 
nisse hatte  und  sogar  den  Direktor  der  Bank  ernannte.*)  Der 
Direktor  war  hier  im  Gegensatz  zu  den  fünf  alten  Kolonialbanken 
Beauftragter  und  Geschäftsführer  des  Verw^altungsrates.    Es  gab 


»)  Statuten  1874  Art.  6. 
«)  Dekret  1874  Art.  3. 
•)  Statuten  Art.  20. 
*)  Statuten  Art.  72. 
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keine  Zensoren  und  keine  Überwachungskommission  für  die  Bank, 
sondern  nur  zweiBegierungskomraissare  (in  Paris  und  inNoumöa). 

Das  Kapital  der  Bank  war  1874  zur  ^älfte  eingezahlt 
Bei  einem  Betriebskapital  von  2  Millionen  fr.  gab  die  Bank 
im  ersten  Semester  1875  (1.  I.  —  30.  VI.)  für  1,4  Millionen  fr. 
Noten  aus,  die  in  der  Kolonie  gut  aufgenommen  wurden;  sie 
diskontierte  zu  12  Vo  und  ihr  Portefeuille  stieg  von  1088793  fr. 
am  30.  VI.  74  auf  2  655  752  fr.  am  30.  VI.  75.  Ihre  Wechsel- 
geschäfte en'eichten  im  ersten  Semester  1875  die  Höhe  von 
4  Millionen  fr.  Die  Aussichten  waren  durchaus  günstig. 
Allein  infolge  unvorsichtiger  und  übertriebener  Vorschüsse  an 
die  Viehzüchter  sah  die  Bank  sich  genötigt,  am  16.  Oktober  1877 
ihre  Zahlungen  einzustellen.  Am  27.  November  wurde  der  Konkurs 
über  sie  eröffnet  und  am  27.  Februar  1878  der  Einspruch  des 
Verwaltungsrates  gegen  den  Konkurseröffnungsbeschluß  in  der 
Berufungsinstanz  abgewiesen. 

Die  Hoffnung,  daß  die  Bank  bald  nach  Überwindung 
augenblicklicher  Schwierigkeiten  ihre  Zahlungen  wieder  auf- 
nehmen würde,  war  damit  zunichte  geworden. 

Da  die  Noten  der  Bank  ihre  gesetzliche  Zahlungskraft  durch 
die  Liquidation  der  Bank  verloren,  mußte  man  zur  Sicherung  des 
Geldverkehrs  für  1,5  Millionen  fr.  Kassenscheine  in  Beträgen 
von  5 — 100  fr.  ausgeben  und  sie  mit  Zwangskurs  versehen. 

Eine  Entscheidung  des  Staatsrats  belehrte  die  noch  Zwei- 
felnden, daß  der  Staat  durch  Verleihung  des  Notenprivilegs 
keinerlei  Verantwortung  für  die  Zurückzahlung  der  Banknoten 
übernommen  habe. 

Der  eigentliche  Grund  für  den  Mißerfolg  der  Bank  von 
Neukaledonien  lag  mehr  außerhalb  der  Bank  und  ihrer  Tätigkeit 
Neukaledonien  war  damals  noch  nicht  entwickelt  genug  für  eine 
Bank  von  der  Größe  der  Bank  von  Neukaledonien.  Ihr  Erbe 
trat  später  die  Bank  von  Indochina  an,  welche  1888  in  Noum6a 
eine  Fiüale  errichtete.  Die  Bank  von  Indochina  hat  den  über- 
zeugenden Nachweis  erbracht,  daß  an  dem  Untergänge  der  Bank 
von  Neukaledonien  ihre  Bankorganisation  nicht  schuld  war. 
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Zweiter  Abschnitt 
DIE  BANK  VON  INDOCHINA. 

1.  Kapitel. 

§  22. 
GRÜNDÜNG  DER  BANK;  IHR  ENTWICKLUNGSGANG. 

Auch  die  Bank  von  Indochina  ist  wie  ihr  Vorbild,  die 
Bank  von  Neukaledonien,  keine  Schöpfung  des  Staates,  sondern 
eine  Privatgesellschaft,  die  der  Staat  zu  einer  privilegierten  Bank 
erhob.  Sie  wurde  durch  Dekret  vom  21.  Januar  1875  errichtet 
auf  zunächst  20  Jahre  mit  dem  Sitze  in  Paris  und  2  Filialen 
in  Saigon  (Cochinchina)  und  Pondich6ry  (Eranz.  Indien),  1885 
kam  die  Filiale  Haiphong  in  Tonking  hinzu.  Durch  Dekret  vom 
20.  Februar  1888  wurde  das  Bankprivileg  auf  weitere  10  Jahre 
verlängert,  vom  21.  Januar  1895  ab  gerechnet,  und  der  Bank 
die  Verpflichtung  auferlegt,  zu  den  drei  schon  bestehenden  eine 
vierte  Filiale,  und  zwar  in  Noum6a,  zu  gründen  und  außerdem 
Filialen  und  Geschäftsstellen  überall  da  im  fernen  Osten  zu  er- 
richten, wo  der  Kolonialminister  es  verlangen  würde.  Gleichzeitig 
wurde  das  Kapital  der  Bank,  das  ursprünglich  8  Millionen  fr.  = 
16000  Aktien  ä  500  fr.  befa-ug,  auf  12  Millionen  fr.  erhöht 
und  die  neuen  Aktien  den  alten  Aktionären  zum  Kurse  von 
575  fr.  pro  Aktie  abgegeben.  1900  erhielt  die  Bank  das  Noten- 
privileg auf  weitere  15  Jahre,  also  bis  zum  21.  Januar  1920  ver- 
liehen. Ihr  Kapital  wurde  auf  24  Millionen  fr.  erhöht  und 
die  neuen  Aktien  zum  Kurse  von  675  fr.  angeboten.  Schon 
1906  mußte  das  Kapital  wiederum  vermehrt  werden:  es  stieg 
dadurch  auf  36  Millionen  fr.  Die  24000  neuen  Aktien 
konnten  zum  Kurse  von  1000  fr.  pro  Aktie  ausgegeben  werden* 
Die  rasch  aufeinander  folgenden  Kapitalerhöhungen  waren  des- 
halb nötig  geworden,  weil  die  Bank  immer  nur  V*  des  Nominal- 
werts der  Aktien  von  den  Aktionären  eingefordert  hatte.  Die 
Aktien  blieben  deshalb  Namenaktien,  da  sie  bis  auf  heute  noch 
nicht  vollbezahlt  sind.    Aber  die  Bank  hatte  durch  den  von  ihr 
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geübten  modus  der  Kapitalerhöhung  den  Vorteil,  ihren  Reserven 
im  ganzen  16,8  Millionen  fr.  Agiogewinn  aus  dem  Verkaufe 
der  neuen  Aktien  zuwenden  zu  können. 

Ein  Dekret  vom  24.11.1904  ordnete  die  Errichtung  einer 
Eliale  auf  Tahiti  an.  Somit  besteht  jetzt  die  Bank  von  Indochina 
aus  5  Filialen  und  aus  den  10  nachfolgenden  Geschäftsstellen: 
Hanoi  und  Tourane  in  Tonkiug,  Pnom-Pengh  in  Cochinchina, 
Shanghai,  Hongkong,  Canton,  Hank6ou  in  China,  Bangkok  und 
Battambang  in  Slam,  sowie  Singapore.  Wenn  man  den  Sitz  der 
Bank  in  Paris  einrechnet,  hat  die  Bank  von  Indochina  gegen- 
wärtig 16  Niederlassungen. 

Maßgebend  für  die  Bankverfassung  ist  nur  das  Dekret  von 
1900,  da  es  die  Bestimmungen  der  früheren  Dekrete  aufhebt 
und  ersetzt. 


2.  Kapitel. 

§  23. 
GEMEINSAMES  MIT  DEN  ALTEN  KOLONIALBANKEN. 

Die  Bank  von  Indochina  hat  manches  gemein  mit  den  fünf 
alten  Kolonialbanken:  Erst  eine  Verordnung  der  öffentlichen 
Gewalt  hat  sie  zu  dem  gemacht,  was  sie  ist,  ein  privilegiertes 
Privatbankinstitut.  Die  Privelegien  wurden  der  Bank  aber  nur 
unter  der  Bedingung  übertragen,  daß  sie  sich  richtete  nach  be- 
stimmten, durch  Dekret  gegebenen  und  nur  durch  Dekret  ver- 
änderlichen Statuten. 

Wir  sehen  also  auch  hier  wie  bei  den  alten  Kolonialbanken 
eine  Einwirkung  der  Staatsgewalt  auf  die  innere  Verfassimg  eines 
Privatbankinstituts.  Die  Abhängigkeit  der  Bank  vom  Staate  zeigt 
sich  vor  allem  noch  in  4  Punkten:  Filialen  und  Geschäftsstellen 
können  nur  durch  Dekret  errichtet  und  wieder  beseitigt  werden.  *) 
Auch  für  ihre  Geschäftstätigkeit  gilt  das  oben  S.  25/26  kennen 
gelernte  einschränkende  Prinzip,  daß  die  Bank  nur  die  ihr  durch 


»)  Dekret  1900  Art.  4, 
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die  Statuten  erlaubten  Geschäfte  treiben  darf.  *)  Femer  kann  keine 
Dividendenverteilung  erfolgen  ohne  Zustimmung  des  Kolonial- 
ministers.*) Und  schließlich  übt  die  Überwachungskommission 
der  Kolonialbanken  auch  in  bezug  auf  die  Bank  von  Indochina 
alle  ihr  nach  dem  Kolonialbankgesetz  von  1901  bezw.  1874  zu- 
stehenden Rechte  und  Befugnisse  aus.») 

Die  Aufgabe  der  Bank  von  Indochina  war  wie  diejenige 
der  alten  Kolonialbanken:  die  Vermittlung  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  in  der  Kolonie,  eine  ausreichende,  auch  den  kleinen  Mann 
berücksichtigende  Gewährung  produktiven  Kredits,  femer  die 
Sicherung  des  Geldumlaufs  in  den  Kolonien  sowie  die  Regelung 
und  Erleichterung  ihres  auswärtigen  Zahlungsverkehres.  Wie  in 
den  Zuckerkolonien,  so  zeigten  sich  auch  in  Indochina  zwei 
Schwierigkeiten,  deren  Lösung  eine  Lebensfrage  für  die  Kolonie 
wie  für  die  Kolonialbank  war,  nämlich  die  monoculture  und  der 
Wechselkurs. 

Erwähnen  wir  noch,  daß  auch  die  Bank  von  Indochina  das 
ausschließliche  Notenausgaberecht  in  ihrer  Kolonie  hat  und  alle 
sonstigen  Rechte  und  Vorrechte  besitzt,  die  das  Gesetz  von  1874 
zugunsten  der  fünf  alten  Kolonialbanken  enthält,*)  daß  sie  vor 
allem  also  auch  die  so  charakteristischen  prets  sur  r6colte  ge- 
währen und  Effekten  mit  nur  2  Unterschriften  diskontieren  darf, 
wobei  eine  Unterschrift  ebenfalls  wie  bei  den  fünf  Kolonial- 
banken noch  ersetzt  werden  kann  durch  gewisse  Pfänder. 

Damit  ist  wohl  die  nahe  Verwandtschaft  der  beiden  Gruppen 
von  Kolonialbanken  hinlänglich  erwiesen.  Es  scheint  viel  eher 
der  Rechtfertigung  zu  bedürfen,  weshalb  wir  beide  Gruppen 
getrennt  betrachten.  Wir  rechtfertigen  dies  einerseits  durch 
die  Feststellung,  daß  die  Bank  von  Indochina  eine  Kolonialbank 
großen  Stils  ist,  während  die  fünf  alten  Kolonialbanken,  trotzdem 
die  Kolonien  sie  nicht  entbehren  können,  doch  nur  kleine  Kredit- 
institute von  relativ  geringer  Bedeutung  waren  und  geblieben 


*)  Statuten  1900  Art.  U. 
«)  Statuten  Art.  36. 
»)  Dekret  1900  Art.  U. 
*)  Dekret  1875  Art.  1. 
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sind.  Sodann  aber  ist  zu  beachten,  daß  wir  bislang  nur  das 
beiden  Kolonialbankgruppen  Gemeinsame  erwähnt  haben,  nicht 
das  sie  Trennende.    Das  Letzte  hat  jetzt  aber  zu  geschehen. 


3.  Kapitel. 
BESONDERHEITEN  DER  BANK  VON  INDOCHINA. 
Die  ersten  Statuten  der  Bank  von  Indochina  vom  Jahre 
1875  wichen  schon  stark  ab  von  den  1874  revidierten  Statuten 
der  fünf  alten  Kolonialbanken.  Aber  diese  Abweichungen  er- 
langten erst  Bedeutung  durch  die  so  ganz  anders  verlaufene 
Entwickelung  der  Bank  von  Indochina.  Diese  war  Schuld  daran, 
daß  die  Abweichungen  sich  mit  jeder  Statutenänderung  ver- 
mehrten und  daß  die  Kluft  immer  größer  wurde. 

§  24. 
BESONDERHEITEN  IN  DER  BANKVERFASSÜNG. 
Die  Bank  von  Indochina  war  zwar  mit  einem  Kapital 
von  nominell  8  Millionen  fr.  gegründet  Da  aber  nur  V*  davon 
eingezahlt  wurde,  war  ihr  tatsächliches  Grundkapital  um  ^a 
kleiner  als  dasjenige  der  Banken  in  den  Zuckerkolonien.  Aber 
schon  1888  bei  der  ersten  Kapitalerhöhung  der  Bank  von  In- 
dochina zeigte  es  sich,  wie  grundverschieden'Lage  und  Ent- 
wicklungsmöglichkeiten der  alten  Kolonialbanken  und  ihrer  jungen 
Schwester  waren.  Die  Bank  von  Indochina  erzielte  bei  der  Aus- 
gabe von  8000  neuen  Aktien  einen  Agiogewinn  von  75  fr.  pro 
Aktie,  indem  sie  sich  auf  jede  neue  Aktie  V*  ibres  Nominal- 
werts =  125  fr.  -|-  75  fr.  Kursagio  =:  200  fr.  in  bar  einzahlen 
ließ.  Man  vergleiche  damit  die  Schwierigkeiten,  unter  denen 
sich  die  durch  Dekret  vom  15.  XH.  1884  genehmigte  Kapital- 
erhöhung der  Bank  von  R6union  von  3  auf  4  Millionen  fr.  voll- 
zog. Lange  Zeit  erwartete  man  die  Bareinzahlungen  auf  die 
2000  neuen  Aktien  vergebens.  Schließlich  half  man  sich  durch 
ein  Arbitragegeschäft.  Die  das  Kapital  der  Bank  repräsentierenden 
Rentenbriefe  wurden  verkauft  und  der  Kaufpreis  in  französischen 
Staatsobligationen  angelegt.   Hierdurch  wurde  reiclüicher  Gewinn 
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erzielt,  1)  der  zum  Teil  zu  den  nötigen  Einzahlungen  auf  die 
neuen  Aktien  verwendet  wurde.  ^) 

Die  Bank  von  Indochina  hat  auch  bei  jeder  weiteren 
Kapitalerhöhung  einen  steigenden  Agiogewinn  erzielt  und  sich 
so  mühelos  eine  Ersatzreserve  von  16,8  Millionen  fr.  envorben. 
Auch  sonst  waren  die  Zuwendungen  an  die  Reserven  sehr  stark, 
freilich  mehr  auf  Initiative  der  Bankleitung  hin,  als  auf  Grund 
statutarischer  Bestimmungen. 

Von  dem  Gewinn  wird  halbjährlich  nur  V^^/o  des  einge- 
zahlten Kapitals  dem  ordentlichen  Reservefonds  zugewendet  und 
dann  eine  erste  Dividende  von  6*^/o  an  die  Aktionäre  verteilt 
Von  dem  etwa  verbleibenden  Restgewinn  werden  80  ^/o  als  zweite 
Dividende  verteilt,  10  ^/o  dem  Verwaltungsrate  zugewendet  und 
10 o/o  einem  besonderen  ebenfalls  statutarischen  fonds  de  pr6- 
voyance  zugewiesen.  Dieser  hat  schon  1893  die  ordentliche 
Reserve  überstiegen  und  war  1906  fast  doppelt  so  hoch  als  jene 
(1,7  Millionen  fr.  gegen  0,9  Millionen  fr.). 

Die  Hauptsache  aber  sind  die  starken  außerstatutarischen 
Reserven,  welche  die  Bank  gebildet  hat,  z.  B.  die  Immobilien- 
reserve =  1,5  Millionen  fr.  (1906),  die  Reserve  für  neue  Filialen 
und  Geschäftsstellen  ebenfalls  1,5  Millionen  fr.  (1906),  die  Mo- 
bilienreserve  344  239  fr.  (1906)  und  die  mehrfach  bereits  er- 
wähnte Ersatzreserve  von  16,8  Millionen  fr.  (1906).  Insgesamt 
besitzt  die  Bank  von  Indochina  jetzt  ca.  24  Millionen  fr.  Reserven. 

Die  Aktien  der  Bank,  welche,  solange  sie  nicht  vollbezahlt 
sind,  Namenaktien  sind,  werden  übertragen  durch  Abtretungs- 
urkunde, deren  Form  der  Verwaltungsrat  festsetzt 

Jede  Aktie  gibt  Anspruch  auf  einen  entsprechenden  Teil 
am  Aktivvermögen  der  Bank  im  Falle  ihrer  Liquidation.  Diese 
ist  wie  bei  den  alten  Kolonialbanken  geregelt:  sie  kann  statt- 


>)  Isaak:  Pari.  Bericht  1898. 

')  1875  mußte  die  Bank  jedoch  auf  ministerielle  Verfügung  hin 
diese  Staatsobligationen  wieder  verkaufen  und  dafür  Rentenbriefe  an- 
kaufen. Diese  Operation  war  mit  großen  Verlusten  für  die  Bank  ver- 
bunden; sie  ist  wohl  auch  ein  Grund  gewesen  für  die  1899  vorgenommene 
Kapitalverminderung  von  4  auf  3  Millionen  fr. 
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findeii,  wenn  die  einfache  Mehrheit  der  auf  der  Generalver- 
sammlung anwesenden  Aktionäre  und  */8  Mehrheit  des  durch 
sie  vertretenen  Kapitals  dafür  stimmen.  Sie  muß  erfolgen,  wenn 
^/s  des  Kapitals  verloren  sind.*) 

Die  Hauptunterschiede  zwischen  der  Bank  von  Indochina 
und  den  alten  Kolonialbanken  ergeben  sich  erst  aus  den  Be- 
trachtungen der  inneren  Bankverfassung. 

Wie  schon  erwähnt,  hat  die  Bank  von  Indochina  ihren  Sitz 
in  Paris.  Das  lag  begründet  in  der  Art,  wie  hier  das  Kapital 
der  Bank  beschafft  wurde.  Es  gab  in  Indochina  keine  Sklaven- 
befreiung und  keine  Entschädigungsberechtigten  wie  in  den  fünf 
alten  Kolonien  Prankreichs.  Das  Kapital  der  Bank  mußte  daher 
aufgebracht  werden  durch  private  Zeichnungen.  Diese  versprachen 
nur  dann  einen  vollen  Erfolg,  wenn  es  gelang,  das  einheimische 
Kapital  für  die  neue  Bankuntemehmung  zu  interessieren.  Das 
war  aber  leichter  möglich,  wenn  Paris  Sitz  der  Bank  und  Ort 
der  Generalversammlung  war,  weil  dann  die  Hochfinanz  ihren 
Einfluß  und  ihre  Kontrolle  ausüben  konnte. 

Die  Bank  wurde  dadurch,  daß  Paris  ihr  Sitz  ist,  unab- 
hängig von  lokalen  Einflüssen.  Wie  wichtig  und  wertvoll  das 
war,  ergab  sich  deuüich,  als  die  Bank  ihre  Niederlassungen  stark 
vermehrte.  Eine  Bank  mit  dem  Sitz  in  Saigon  hätte  nie  die 
Bedürfnisse  der  anderen  Filialen  objektiv  abschätzen  und  in 
gerechter  Weise  befiiedigen  können. 

Der  Sitz  der  Bank  in  Paris  machte  das  Amt  eines  Zentral- 
geschäftsführers nach  Art  der  alten  Kolonialbanken  unnötig; 
auch  bedurfte  es  hier  keines  besonderen  Bankinstituts  zur  Ver- 
tretung der  Kolonialbank  in  Europa  und  Frankreich.  Das  Kapital 
der  Bank  von  Indochina  war  in  bar  eingezahlt,  nicht  durch 
Apports  von  Rentenbriefen  gebildet  wie  bei  den  alten  Kolonial- 
banken. Die  Bank  von  Indochina  verfügte  also  von  Anfang  an 
über  ein  Betriebskapital  und  hatte  nicht  nötig,  sich  dieses  erst 
von  anderen  Kreditinstitut^  zu  leihen.  Die  alten  Kolonialbanken 
litten  stark  unter  dem  hohen  Zins,  den  sie  für  ihre  Schuld  an 


»)  Statuten  1900  Art.  71. 
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das  KoQtor  zahlen  müssen.  Die  Bank  von  Indochina  kann,  da 
sie  auch  in  Paris  Geschäfte  treibt,  die  einheimischen  Kapitalien 
zu  viel  billigerem  Zins  (d.  h.  zum  Landeszinsfuße)  erhalten,  unter 
Umständen  sogar  umsonst,  nämlich  bei  Annahme  unverzinslicher 
Depositen.  Als  Entgelt  besorgt  sie  den  Deponenten  das  ganze 
Inkassogeschäft  kostenlos. 

Hochbedeutsam  ist  nun  vor  allem  die  neue  Regelung  der 
Verwaltung  und  Leitung  der  Bank. 

Die  Gesamtheit  der  Aktionäre  der  Bank  von  Indochina 
wird  vertreten  durch  die  Generalversammlung,  auf  der  nur  die- 
jenigen 100  Aktionäre  Stimmrecht  haben,  welche  Eigner  der 
größten  Anzahl  Aktien  sind.  ^)  Außerdem  muß  seit  dem  21. 1. 
1905  jeder  stimmberechtigte  Aktionär  Franzose  sein.  10  Aktien 
geben  das  Recht  auf  1  Stimme;  doch  kann  niemand  mehr  als 
10  Stimmen  besitzen,  sowohl  eigenen  Namens  wie  in  Vertretung 
anderer  Aktionäre. 

Diese  Regelung  ist  entschieden  plutokratisch,  sie  paßt  aber 
zum  ganzen  Banksystem,  weil  Einfluß  und  Verantwortlichkeit 
der  Aktionäre  hier  größer  sind  als  bei  den  alten  Kolonialbanken. 
Die  Stellung  des  Verwaltungsrates  zeigt  das  deutlich. 

Art.  50  der  Statuten  sagt:  Die  Bank  wird  geleitet  durch 
einen  Verwaltungsrat,  der  aus  mindestens  8  und  höchstens  15 
Mitgliedern  besteht  Die  Verwalter  werden  sämtlich  durch  die 
Generalversammlung  aus  der  Zahl  der  Aktionäre  gewählt;  der 
Verwaltungsrat  hat  hierbei  ein  Präsentationsrecht.  Jeder  Ver- 
walter muß  bei  Antritt  seines  Amts  nachweisen,  daß  er  Eigner 
von  40  Aktion  ist,  die  bis  zur  Höhe  der  eingeforderten  Beträge 
eingezahlt  sein  müssen  und  unveräußerlich  sind  während  der  Amts- 
dauer ihres  Eigners.  Der  Verwaltungsrat  wählt  sich  aus  seiner 
Mitte  einen  Vorsitzenden,  einen  stellvertretenden  Vorsitzenden 
und  einen  Schriftführer.  Prinzipiell  hat  der  Verwaltungsrat  alle 
Befugnisse  in  bezug  auf  die  Bankleitung.*)  Doch  kann  er  sie  ganz 
oder  zum  Teil  übertragen,  was  notwendig  ist,  seitdem  die  Bank 
an  den  verschiedensten  Orten  der  Erde  Niederlassungen  hat  Für 

*)  Statuten  1900  Art.  39/41. 
•)  Statuten  1900  Art.  54-/56. 
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die  einzelnen  Filialen,  oft  auch  schon  für  bedeutende  Geschäfts- 
stellen werden  vom  Verwaltungsrate  unter  Zustimmung  des  Kolo- 
nialministers  besondere  Direktoren  ernannt  Diese  Direktoren 
führen  die  Geschäfte  unter  Aufsicht  und  nach  den  Anweisungen 
des  Verwaltungsrates  in  Paris;  sie  vertreten  die  Bank  Dritten 
gegenüber,  aber  nur  in  Ausführung  der  Verwaltungsratsbeschlüsse. 
Ihr  Gehalt  wird  vom  Verwaltungsrat  festgesetzt  Pur  die  Direktoren 
gilt  das  Verbot  eines  anderweitigen  Gewerbebetriebes  und  der 
Ausschluß  von  den  Diskontgeschäften  der  Bank.  Sie  müssen  beim 
Amtsantritt  Eigner  von  20  Aktien  sein.  Die  Direktoren  sind  meist 
nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrates.  Sind  sie  es  ausnahmsweise 
doch,  so  müssen  sie  natürlich  40,  nicht  20  Aktien  zu  eigen  haben. 

Sehr  weise  ist  die  Bestimmung,  ^)  daß  bei  jeder  Kliale  ein 
Diskontausschuß  einzusetzen  ist,  dessen  Zusammensetzung  und 
Befugnisse  der  Verwaltungsrat  festsetzt  Die  Frage  des  Diskont- 
satzes und  damit  zusammenhängend  die  des  Wechselkurses  ist 
gerade  im  fernen  Osten  von  eminenter  Bedeutung,  einerseits 
wegen  der  ausgedehnten  und  entwickelten  Handelsbeziehungen, 
andererseits  weil  dort  die  verschiedensten  Münzen  und  Wäh- 
rungen neben  einander  in  Geltung  sind. 

Wir  wiederholen  hier  die  bedeutsame  Tatsache,  daß  bei 
der  Bank  von  Indochina  der  Verwaltungsrat  der  alleinige  Träger 
aller  Rechte  und  Befugnisse  ist,  und  daß  die  Direktoren  vom 
Verwaltungsrat  abhängig  sind  im  schärfsten  Gegensatze  zu  der 
übermächtigen  Stellung,  welche  die  Direktoren  bei  den  alten 
Kolonialbanken  einnehmen.*)  Es  besteht  kein  Zweifel,  daß  der 
Umstand,  daß  nicht  die  Regierung,  sondern  im  letzten  Grunde 
die  selbst  interessierten  Aktionäre  durch  den  Verwaltungsrat  die 
Direktiven  geben,  auf  den  Erfolg  der  Bank  von  Indochina  von 
unmittelbarem,  allergünstigstem  Einfluß  gewesen  ist  Eine  Staats- 
aufsicht ward  auch  bei  der  Bank  von  Indochina  eingerichtet, 
erwies  sich  aber  als  überflüssig.  Sie  wurde  ausgeübt  durch 
die  Überwachungskommission,  durch  Inspektoren,  die  aber  hier 


0  Statuten  Art.  63. 

■)  Auch   der   Vorsitzende   des   Verwaltungsrates   ist  nur   primus 
inter  pares. 
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nicht  obligatorisch  waren,  und  durch  Regierungskommissare, 
welche  am  Sitze  der  Bank  sowie  bei  jeder  Filiale  bestellt  sind; 
bei  den  Filialen  heißen  sie  Verwaltungszensor.  ^)  Der  Regierungs- 
kommissar  ist  zu  jeder  Sitzung  des  Verwaltungsrates  zu  laden 
und  hat  das  Recht,  den  Kassen-  und  Wechselbestand  sowie  die 
Bankbücher  nachzuprüfen.  Er  sendet  monatlich  einen  Bericht 
über  die  Banklage  und  über  seine  Tätigkeit  direkt  an  den 
Kolonialminister,  unterbreitet  ihn  also  nicht,  wie  bei  den  alten 
Kolonialbanken,  der  Generalversammlung. 

Nach  Erledigung  dessen,  was  über  die  Bankverfassung  zu 
sagen  war,  gehen  wir  jetzt  zur  Besprechung  der  Geschäfte  über, 
welche  die  Bank  von  Indochina  treiben  darf. 

§  25. 

BESONDERHEITEN  IN  BEZUG  AUF  DIE  GESCHÄFTE 

DER  BANK. 

Die  Statuten  reden  von  „Finanzgeschäften,  die  sich  knüpfen 
an  die  Länder,  in  denen  die  Bank  Niederlassungen  hat''.  Damit 
sind  die  räumlichen  Grenzen  der  Banktätigkeit  sehr  weit  gesteckt 
Auch  in  der  sachlichen  Begrenzung  des  Geschäftskreises  war  der 
Gesetzgeber  der  Bank  von  Indochina  gegenüber  liberaler  als  gegen 
die  alten  Kolonialbanken.  Wir  werden  neben  neuen  Geschäften 
auch  schon  bekannte  Kolonialbankgeschäfte  wiederfinden.  Aber 
diese  zeigen  oft  ein  verändertes  Bild,  eine  besondere  Ent- 
wickelung,  die  sich  leicht  erklärt  aus  dem  größeren  Müieu,  in 
dem  die  Bank  von  Indochina  arbeitet. 

Bei  der  Notenausgabe  der  Bank  von  Indochina  bemerken 
wir  zunächst  den  rein  äußerlichen  Unterschied,  daß  neben  den 
bereits  bei  den  alten  Kolonialbanken  kennen  gelernten  Noten- 
beträgen von  500,  100  und  5  fr.  auch  solche  von  1000  fr.  ge- 
stattet sind.*)  Die  Noten  von  25  fr.  sind  hier  durch  solche  von 
20  fr.  ersetzt.  Ferner  erhielt  die  Bank  das  Recht,  unter  Zu- 
stimmung des  Kolonialministers  in  jedem  Lande,  wo  sie  Nieder- 
lassungen hat,  Noten  auch  in  lokalem  Gelde  auszugeben,  also 


»)  Statuten  Art.  64/68. 
«)  Dekret  1900  Art.  5. 
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in  Saigon  in  Piastern,  in  Pondich^ry  in  Rupien,  in  Bangkok  in 
Ticals.  Doch  sollten  diese  Noten  in  fremdländischer  Währung 
nur  „in  Wertbeträgen  ausgestellt  werden,  die  der  Stückelung  von 
1000,  500,  100,  20  und  5  fr.  entsprächen".  Die  Bank  erklärte 
aber  1900,  daß  sie  sich  dieser  Bestimmung  nicht  unterwerfen 
könne  bei  der  Notenausgabe  in  Landern,  die  ein  anderes  als 
das  französische  Münzsystem  hätten.  Die  Taels,  Piaster,  Eupien, 
Ticals  usw.  entsprächen  in  keiner  Weise  den  vom  Gesetze  vor- 
gesehenen Notenstückelungen.  Sie  bat  daher,  im  Gesetze  die 
Worte:  ,4n  Werten,  die  der  obigen  Stückelung  entsprechen"  zu 
streichen.  Der  Wunsch  wurde  genehmigt.  Fortan  darf  die  Bank 
auch  Noten  von  5  Taels  oder  100  Rupien  oder  500  Piastern  aus- 
stellen, selbst  wenn  ihr  in  französischer  Währung  ausgedrückter 
Gegenwert  der  Stückelung  von  1000,  500,  100,  20  und  5  fr. 
nicht  entspricht  Eine  zweite  Eigentümlichkeit  der  Bank  ist, 
daß  in  den  französischen  Kolonien  und  Protektoraten  nur  die 
Filialen  Noten  ausgeben  dürfen,  daß  aber  in  fremden  Ländern 
auch  bloße  Geschäftsstellen  zur  Notenausgabe  ermächtigt  werden 
können  nach  Zustimmung  des  französischen  Ministers  des  Aus- 
wärtigen. Die  Noten  der  Bank  haben  in  den  französischen  Kolo- 
nien und  Protektoraten  gesetzliche  Zahlungskraft,*)  in  fremden 
Ländern  sind  sie  natürlich  ein  reines  Handelsgeld,  das  in  Zah- 
lung genommen  werden  kann,  nicht  muß.  Das  hat  die  Bank 
von  Indochina  zu  verschiedenen  Malen  in  unangenehmer  Weise 
erfahren.  Ihre  Geschäftsstelle  in  Bangkok  hatte  Piastemoten 
ausgegeben,  die  in  Siam  mit  Vorliebe  in  Zahlung  genommen 
wurden.  Ende  1902  gab  die  siamesische  Regierung  anläßlich 
des  Übergangs  Slams  von  der  Silberpiasterwährung  zur  Goldtical- 
währung  Currency  notes  mit  gesetzlichem  Kurse  aus.  Diese 
Noten,  die  vollkommen  metallisch  gedeckt  waren,  verminderten 
in  kurzer  Zeit  den  Notenumlauf  der  Geschäftsstelle  Bangkok  auf 
i/s  seiner  früheren  Höhe.  Noch  nachteiliger  als  die  Schaffung 
der  Currency -Noten  war  es  für  die  Bank,  daß  Siam  die  freie 
Prägung  der  silbernen  Ticalstücke  einstellte.    Die  auf  Ticals  aus- 


»)  Dekret  1900  Art.  9. 
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gestellten  Noten  erhielten  dadurch  ebenso  wie  ihr  metallischer 
Gegenwert  einen  erhöhten  Kurs  gegenüber  dem  Piaster  und  den 
Piasternoten  der  Bank  von  Indochina.  So  wurden  ihre  Noten 
in  Siam  bald  völlig  verdrängt  durch  das  einheimische  Papiergeld. 
Ähnlich  ging  es  1904  den  Noten  der  Geschäftsstelle  Shanghai, 
die  mehr  oder  weniger  durch  Noten  der  Imperial  Bank  of  Chine 
und  durch  japanische  Banknoten  im  Umlaufe  ersetzt  wurden, 
obwohl  sie  nur  innerhalb  der  europäischen  Konzessionen  in 
Shanghai  zirkuliert  hatten,  i)  Der  gegenwärtige  Notenumlauf  der 
Bank  von  Indochina  beschränkt  sich  somit  fast  ganz  auf  die 
französischen  Kolonien,  in  denen  die  Bank  eine  Niederlassung 
und  damit  das  Notenmonopol  hat. 

Die  Noten  sind  auf  Sicht  zurückzahlbar-  durch  die  Filiale 
oder  Geschäftsstelle,  welche  sie  ausgegeben  hat  und  außerdem 
noch  durch  alle  Filialen  und  Geschäftsstellen,  die  durch  Ver- 
einbarung zwischen  Kolonialminister  und  Bank  als  solche  be- 
zeichnet werden.  Aber  gegen  eine  solche  Vereinbarung  hat  sich 
die  Bank  von  Indochina  bisher  noch  stets  —  und  zwar  mit 
Erfolg  —  gesträubt.  Da  Noten  einer  Filiale,  die  auch  bei 
einer  anderen  Filiale  zurückzahlbar  sind,  zu  Rimessen  dorthin 
verwendet  werden  können,  so  würden,  eine  Vereinbarung  im 
obigen  Sinne  vorausgesetzt,  dadurch  der  die  Noten  ausgebenden 
Filiale  manche  gewinnreiche  Wechselgeschäfte  entgehen.  Denn 
die  Filialen  und  Geschäftsstellen  verkehren  lebhaft  miteinander, 
und  es  ist  ein  nicht  geringer  Vorteil  des  großen  Netzes  von 
Niederlassungen  der  Bank,  daß  die  eine  Niederlassung  der  anderen 
nötigenfalls  mit  Rimessen  aushelfen  kann  oder  gar  mit  Bargeld, 
wobei  zwar  nicht  die  Transportkosten,  wohl  aber  die  Provision 
an  den  Kommissionär  erspart  wird. 

Die  metallische  Drittelsdeckung  der  Noten  muß  natürlich 
für  jede  emittierende  Filiale  oder  Geschäftsstelle  besonders  ver- 
langt und  erfüllt  werden.  Hierbei  ist  aber  der  Metallbestand 
der  von  der  emittierenden  Filiale  oder  Geschäftsstelle  abhän- 


*)  Vergl.  Bericht  des  Verwaltungsrates  der  Bank  von  Indochina 
über  das  Jahr  1902  im  Economiste  fran^ais  1903,  1.  sem.  p.  806. 
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gigen  Geschäftsstelle  mit  einzurechnen  in  den  Metallvorrat  der 
Emissionsstelle. 

Abhängig  sind  im  obigen  Sinne  die  Geschäftsstellen  Pnom- 
Pengh  und  Battambang  von  der  PUiale  Saigon,  Canton  von 
Hongkong,  Hanoi  und  Tourane  von  der  Filiale  Haiphong  und 
bis  1903  auch  Hank6ou  von  Shanghai. 

Wie  bei  den  alten  Kolonialbanken  genügt  nicht  nur  die 
metallische  Drittelsdeckung  des  Notenumlaufs.  Das  Gesetz  ver- 
langt auch,  daß  der  Notenumlauf  und  die  Kontokorrent-  und 
anderen  Schulden  der  Bank  zusammen  nie  den  dreifachen  Betrag 
von  Kapital  und  Reserven  übersteigen.  Der  Geschäftsgebrauch 
—  nicht  eine  statutarische  Bestimmung,  wie  bei  den  alten  Ko- 
lonialbanken —  erlaubt  es  der  Bank  von  Indochina,  bei  der 
Berechnung  des  gesetzlichen  Maximums  ihrer  Schulden  neben 
Kapital  und  Reserven  auch  den  zur  Drittelsdeckung  der  Noten 
nicht  benötigten  Metallvorrat  zu  berücksichtigen.  Wenn  man 
das  tut,  ergibt  sich  für  den  31.  XH.  1904: 

eine  Bankschuld  von  104162  013  fr.,  wogegen  das  gesetz- 
liche Maximum: 

113  910070  fr.  betrug.  Die  Schuld  der  Bank  hielt  sich 
in  diesem  Falle  —  wie  übrigens  immer  —  innerhalb 
ihrer  gesetzlichen  Grenze. 

Neben  der  Notenausgabe  beansprucht  das  Depositenge- 
schäft der  Bank  von  Indochina  besondere  Aufmerksamkeit.  Die 
Bank  kann  nämlich  im  Gegensatze  zu  den  alten  Kolonialbanken 
auch  verzinsliche  Depositen  annehmen  ;^)  doch  darf  die  Summe  der 
zinstragenden  Depositen  das  eingezahlte  Grundkapital  nicht  über- 
steigen und  der  für  die  Depositen  gewährte  Zins  höchstens  halb 
80  hoch  sein,  als  der  Diskontsatz  der  Bank,  nie  aber  höher  als 
5  ®/o.  Eine  Ausnahme  hiervon  ist  nur  gestattet,  wenn  die  De- 
positen aus  der  Reservekasse  der  Kolonie  stammen. 

Alle  diese  Bestimmungen  haben  bislang  keine  praktische 
Bedeutung  erlangt.  Denn  die  Bank  von  Indochina  hat  von  ihrem 
Rechte,  die  empfangenen  Depositen  zu  verzinsen,  keinen  Ge- 


»)  Statuten  1900,  Art.  15. 
Soltan,  Die  franzörischen  EolonialbaDken. 
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brauch  gemacht.  Sie  hatte  es  auch  nicht  nötig,  weil  sie  auch 
ohne  Zinsvergütung  soviel  Depositengelder  erhielt,  als  sie  brau- 
chen konnte. 

Die  Bank  von  Indochina  empfängt  nicht  nur  Depositen; 
sie  leiht  auch  solche  im  Kontokorrentverkehr  aus  in  Gestalt  von 
Vorschüssen,  aber  höchstens  auf  6  Monate.  Dann  haben  wir  es 
aber  mit  einem  Aktivgeschäft  der  Bank  zu  tun. 

Unter  den  Aktivgeschäften  der  Bank  von  Indochina  nehmen 
die  Diskontgeschäfte  die  erste  Stelle  ein.  Die  Bank  kann  Sola- 
wechsel und  Tratten  mit  zwei  Unterschriften,  die  an  ihrem  Aus- 
stellungsorte zahlbar  sind,  diskontieren,  wenn  ihre  Verfallzeit 
120  Tage  nicht  übersteigt;  femer  darf  sie  Tratten,  Anweisungen 
oder  Schecks,  die  direkt  oder  an  Order  stehen  und  gezogen  sind 
auf  die  Kolonie,  das  Mutterland  oder  das  Ausland,  ausstellen, 
abgeben,  kaufen  oder  diskontieren.^)  Wohlgemerkt:  im  Gegen- 
satze zu  den  fünf  alten  Kolonialbanken  sind  hier  auch  Distanz- 
wechsel auf  die  Kolonie,  nicht  bloß  Platzwechsel  auf  die  Ko- 
lonie statthaft. 

Die  Verfallzeit  der  Tratten  und  Anweisungen  darf,  wenn 
sie  bestimmt  ist,  120  Tage  nicht  überschreiten;  ist  sie  unbe- 
stimmt, so  hat  man  zu  unterscheiden:  Nachsichtwechsel,  die 
einem  lokalen  Geschäfte  ihre  Entstehung  danken,  dürfen  nicht 
mehr  als  90  Tage  Laufzeit  haben,  alle  anderen  dagegen  bis  zu 
180  Tagen  nach  Sicht  Das  sind  volle  6  Monate  Laufzeit,  also 
die  Hälfte  mehr,  als  die  MaximaUaufzeit  der  Wechsel  bei  den 
alten  Kolonialbanken  beträgt. 

Der  Ersatz  der  zweiten  Unterschrift  auf  dem  Wechsel  durch 
eine  reale  Sicherheit  ist  hier  ähnlich  wie  bei  den  alten  Kolonial- 
banken geregelt  Neu  ist,  daß  bei  der  Bank  von  Indochina  die 
zweite  Unterschrift  auch  noch  ersetzt  werden  kann: 

a)  auf  Platzwechseln  und  nicht  handelsmäßigen  Obligationen 
durch  regelrechte  Abtretung  von  Forderungen  gegen  Stadtver- 
waltungen, die  gesetzlich  zur  Ausgabe  von  Obligationen  ermächtigt 
sind,  oder  von  Schiffshypotheken,  die  an  französischen  Schiffen 


^)  Statuten  Art.  15,  1,  2  u.  3 
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oder  an  solchen,  die  wenigstens  dem  französischen  Geset(jarakter 
worfen  sind,  bestehen.*) 

b)  bei  Tratten  und  Anweisungen  durch  die  der  Barx^  ^^^^ 
machte  Mitteilung  von  einem  dem  Trassanten  durch  denTrasSiy^^ 
eröffneten  Kredit.*)  Der  Geschäftsvorgang,  der  sich  dabei  abspi^^j^ 
heißt:  Kauf  gegen  bestätigten  Bankkredit  Der  Trassat  übersencL 
hier  als  kolonialer  Importeur  (Käufer)  der  Bank  einen  Kredit 
brief,  durch  den  er  diese  ermächtigt,  bis  zu  einer  bestimmten 
Höhe  Wechsel,  die  von  einem  ausländischen  Lieferanten  auf  ihn 
gezogen  sind,  zu  honorieren  gegen  Einhändigung  des  Konosse- 
ments  über  die  gekaufte  Ware.  In  der  antizipierten  Akzepts- 
erklärung, die  ebenfalls  die  zweite  Unterschrift  einer  Tratte  er- 
setzen kann,  sehen  wir  die  im  Exportverkehr  der  Kolonie  übliche 
Form  des  Akzeptkredites.  Hier  weist  der  Käufer  einer  kolonialen 
Ware  den  kolonialen  Lieferanten  an,  auf  eine  bestimmte  Bank 
zu.  ziehen.  Diese  akzeptiert  dann  die  Tratte  gegen  Einhändigung 
des  Konossements  über  die  verkaufte  Ware. 

Der  Kauf  gegen  bestätigten  Bankkredit  ist  üblich  beim  kolo- 
nialen Import,  der  sog.  Akzeptkredit  dagegen  beim  kolonialen  Ex- 
port. Beide  Formen  der  Krediteröffnung  kommen  in  ihren  Wir- 
kungen einander  gleich;  darum  war  es  verkehrt,  den  alten  Kolonial- 
banken nur  die  eine  Form  (den  Akzeptkredit)  zu  gestatten;  der 
Bank  von  Indochina  stehen,  wie  gesagt,  beide  Wege  offen. 

Die  Bank  kann  schließlich  auch  handelsmäßige  oder  nicht 
handelsmäßige  Schuldscheine  diskontieren,  die  durch  bestimmte 
Pfänder  gedeckt  sind.  Es  sind  das  Realkreditgeschäfte;  ver- 
schiedene solcher  Darlehensgeschäfte  lernten  wir  bereits  bei  den 
alten  Kolonialbanken  kennen.  Doch  sind  hier  in  zweifacher  Be- 
ziehung erhebliche  Abweichungen  festzustellen.  Zunächst  ist 
hier  die  Zahl  der  Pfänder  vermehrt.  Als  Pfand  für  ein  Dar- 
lehen sind  nicht  nur  zugelassen  titres  mobiliers,  auf  welche  die 
Bank  von  Frankreich  Darlehen  gibt,  sondern  auch  solche  Schuld- 
briefe, die  ausgegeben  oder  garantiert  sind  durch  die  Regierungen 
imd  Stadtverwaltungen  der  Länder;  in  denen  die  Bank  Filialen 
oder  Geschäftsstellen  hat;  desgleichen  in  Französisch  Indien  eng- 

0  Statuten  Art.  16. 
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brauch  "         y  "^eben  Gegenständen  von  Gold 

ohne  Z    "^       ^  -   iupfer  sowie  Edelsteine  als 

cheni^t        ^^  solche  Gegenstände  kaufen, 

p    ^  annehmen  darf.^)  Hingegen 

g-^-  ^  ^eleihung  ihrer  Aktien  verboten. 

Y  >  achkeit  der  Darlehensgeschäfte  der 

^  ^  öhi  darin,   daß  die  wichtigsten,   schon 

.oanken  kennen  gelernten  Darlehensarten 
4talt  oder  eine  besondere  Entwicklung  auf- 
VS^arenlombardgeschäf  ten  der  alten  Eolonial- 
X)  die  Ware  hinterlegt  werden  in  öffentlichen  Ma- 
jier  in  privaten  Lagerräumen,  deren  Schlüssel  der  Bank 
andigt  waren.   Für  die  Bank  von  Indochina  besteht  noch 
^  dritte  Möglichkeit    Sie  kann  die  ihr  verpfändeten  Waren 
uuch  in  Bäumen  hinterlegen  lassen,  die  der  Bank  selbst  gehören.^ 
In  diesem  Falle  hat  die  Bank  den  tatsächlichen,  nicht  bloß  fik- 
tiven Besitz  der  Waren.    Andererseits  darf  die  Bank  von  Indo- 
china sogar,  wenn  es  die  lokalen  Gewohnheiten  zulassen  und 
die  Bank  sich  dabei  für  hinreichend  gesichert  hält,  Darlehen  auf 
Waren  gewähren,  welche  in  der  Hand  des  Darlehensschuldners 
bleiben.^)    Dann  hätte  die  Bank  nicht  einmal  fiktiven  Besitz, 
sondern  der  Schuldner  bliebe  Besitzer. 

In  analoger  Weise  darf  die  Bank  in  Ausnahmefällen  und 
wenn  der  Ortsgebrauch  es  gestattet,  das  Konossement  über 
eine  Ware  dem  Trassaten  aushändigen,  bevor  dieser  den  dem 
Konossement  entsprechenden  Wechsel  gezahlt  hat.')  Die  Bank 
hat  hierbei  keine  andere  Sicherheit  als  die  rein  persönliche  Ga- 
rantie des  Trassaten.  Gelingt  es  diesem  nicht,  der  Bank  vor  Ver- 
fall des  Wechsels  durch  den  Verkauf  der  Ware  oder  sonstwie 
Deckung  zu  verschaffen,  so  steht  die  Bank  einer  fälligen  Wechsel- 
forderung ohne  Deckung  gegenüber.  Sie  hat  die  Tratte  des  über- 
seeischen Lieferanten  für  den  Trassaten  (kolonialen  Importeur) 
akzeptiert  und  muß  sie  nun  einlösen,  auch  wenn  der  Trassat 
sie  im  Stich  läßt.   Dieser  —  in  seiner  Grundform  schon  oben 


»)  Statuten  Art.  15,  4. 
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besprochene  —  Akzeptkredit  zeigt  den  aleatorischen  Charakter 
des  überseeischen  Bankgeschäfts. 

Die  Überlassung  der  Ware  oder  des  Konossements  an  den 
Schuldner  in  der  eben  besprochenen  Weise  ist  der  Bank  von 
Indochina  erst  seit  1900  und  zwar  auf  ihr  eigenes  Verlangen 
gestattet,  um  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  mit  den  fremden 
Bankinstituten  erfolgreich  konkurrieren  zu  können. 

Wie  schon  oben  S.  104  bemerkt  wurde,  gewährt  die  Bank 
von  Indochina  auch  die  Erntedarlehen,  welche  für  die  Banken 
der  Zuckerkolonien  so  bedeutungsvoll  waren.  Bei  der  Bank  von 
Indochina  finden  wir  nun  eine  Besonderheit,  die  mit  der  fran- 
zösischen Verwaltung  Indochinas  zusammenhängt  Die  Ernte- 
darlehen können  nämlich  nicht  nur  Einzelpersonen  unter  den 
uns  bekannten  Bedingungen  erteilt  werden,  sondern  auch  Agrar- 
genossenschaften, welche  juristische  Persönlichkeit  besitzen,  zu- 
gute kommen.  Erfolgen  diese  Darlehen  unter  Mitwirkung  oder 
Garantie  der  Lokalverwaltung,  so  sind  besondere,  von  der  be- 
nannten Verwaltung  mit  der  Bank  vereinbarte  Bestimmungen 
zu  erfüllen.  Nun  sind  die  Kommunen  in  Annam  und  Tonking 
juristische  Personen;  sie  bilden  eine  Genossenschaft,  die  geleitet 
wird  durch  eine  Art  Munizipalrat,  aber  keiner  Regierungsaufsicht 
untersteht  Die  Bank  von  Indochina  kann  also  einem  ganzen 
Dorfe  ein  Erntedarlehen  geben,  für  welches  die  dem  Dorfe  ge- 
hörigen Reisfelder  haften.  Die  Kommunen  können  das  Darlehen 
auch  aufnehmen  zugunsten  einzelner  Gemeindeangehörigen.  Das 
Darlehensgesuch  ist  durch  Vermittlung  der  Verwaltungsbehörde 
an  die  Bank  zu  richten;  es  muß  enthalten:  Namen  und  Wohn- 
ort des  Entleihers,  Lage  und  Größe  seiner  Ländereien,  Art  der 
Kultur  und  den  Grundstücks-Eigentumserwerbsgrund,  die  ver- 
langte Darlehenssumme  und  den  Zweck,  zu  dem  sie  verwendet 
werden  soU;  die  Verpflichtung,  das  Darlehen  mit  Zins  in  6  Mo- 
naten oder  —  bei  Verlängerung  des  Darlehens  —  in  1  Jahr  zurück- 
zuzahlen. Das  Gesuch  wird  geprüft  und,  falls  es  genehmigt  wird, 
stellt  die  Verwaltungsbehörde  eine  Zahlungsanweisung  auf  die 
Steuerkasse  der  Kolonie  aus,  die  dem  Darlehenssucher  in  Gegen- 
wart des  Dorfschulzen  und  zweier  Dorfnotabeln  ausbezahlt  wird. 
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Sobald  der  Bank  eine  Ausfertigung  des  Darlehensvertrages  zu- 
gestellt ist,  sendet  sie  einen  der  Darlehenssumme  entsprechenden 
Scheck  an  die  Verwaltungsbehörde.  Dieser  Scheck,  der  ausgestellt 
wird  zugunsten  der  Verwaltungsbehörde,  tilgt  die  Forderung,  die 
der  Verwaltung  gegen  die  Bank  aus  der  Bezahlung  einer  An- 
weisung auf  die  Steuerkasse  entstanden  war.  ^) 

Die  prets  sur  r6colte  werden  in  der  Regel  auf  6  Monate  be- 
willigt, da  die  mannigfachen  Formalitäten,  die  zu  erfüllen  sind,  und 
die  weiten  Entfernungen  der  Schuldner  von  den  Kassen  der  Bank 
eine  längere  Verfallzeit  nötig  machen.  Im  Falle  einer  schlechten 
Ernte,  z.  B.  infolge  einer  Überschwemmung,  ist  nach  Zustimmung 
der  obersten  Verwaltungsbehörde  eine  Erneuerung  der  Darlehen 
auf  weitere  6  Monate  zulässig  auf  Grund  eines  einfachen  schrift- 
lichen Gesuchs  des  Dorfschulzen  an  die  Verwaltungsbehörde,  das 
vom  Schuldner  und  zwei  Dorfnotabein  zu  unterschreiben  ist 
Zwei  Wochen  vor  Fälligkeit  der  Darlehensschuld  hat  die  Bank 
durch  Vermittlung  der  Verwaltungsbehörde  den  Kommunen  eine 
Tabelle  der  zurückzuzahlenden  Summe  zu  übersenden;  diese 
Tabelle  soll  die  Schuldner  an  die  Fälligkeit  ihrer  Schuld  erinnern. 

Im  Einklang  mit  dem  in  Französisch  Indochina  geltenden 
Prinzipe,  daß  die  Verwaltung  dort  keine  Individuen,  sondern 
nur  Kommunen  kennt,  sind  es  die  Dorfnotabein,  welche  die 
Schuld  eintreiben  und  die  erhaltenen  Summen  den  staatlichen 
Kassen  zurückzahlen.  Die  Kommunen  müssen  innerhalb  eines 
d61ai  de  rigueur  von  30  Tagen  vom  Verfalltage  ab  für  die  völlige 
Zurückzahlung  der  Darlehenssumme  Sorge  tragen.  Gemäß  dem 
Garantieprinzip  wird  die  Bank  unverzüglich  für  jeden  dabei 
etwa  erlittenen  Ausfall  durch  ein  mandat  budg6taire  der  Ver- 
waltungsbehörde entschädigt.  Sollte  der  Schuldner  zur  Verfall- 
zeit nicht  zahlen,  so  können  die  Notabein  nach  einem  neuen 
dölai  de  rigueur  von  14  Tagen  auf  einfache  Anordnung  der  Ver- 
waltungsbehörde ermächtigt  werden,  die  Ernte  des  Schuldners, 
ja  sogar  seinen  Grund  und  Boden  verkaufen  zu  lassen,  wenn 
die  Ernte  nicht  ausreicht  zur  Kückzahlung  der  Schuld.^) 

0  Vergl.  Renaud  a.  a.  0.  S.  179  ff. 
»)  Renaud  a.  a.  0.  S.  183. 
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Die  Erntedarlehen  an  die  Kommunen  sind  erst  1888  auf- 
gekommen und  in  den  Bankstatuteu  berücksichtigt  Bis  dahin 
unterhielt  die  Bank  fast  keine  Beziehungen  mit  den  Eingeborenen. 
Man  erkannte  aber  damals,  daß  es  der  Bank  nur  durch  Ver- 
mittlung der  Eegierung  möglich  sein  würde,  sich  mit  der  Be- 
völkerung in  engere  Beziehungen  zu  setzen  und  ihr  Mißtrauen 
zu  überwinden. 

Der  Leihzins  für  die  Emtedarlehen  war  anfangs  sehr  hoch 
(12 — 15  ®/o).  Wenn  trotzdem  die  Nachfrage  nach  ihnen  fortge- 
setzt stieg,  so  war  damit  der  Beweis  erbracht,  daß  diese  Ein- 
richtung des  Eealkredits  in  Indochina  einem  großen  Bedürfnis 
entgegenkam.  So  verhielt  es  sich  tatsächlich  auch.  Die  Ein- 
geborenen in  Indochina  besaßen  kaum  Kapitalien.  Der  Wucher 
verzehrte  den  größten  Teil  ihrer  Einkünfte.  Da  sie  kaum  soviel 
ernteten,  als  ihr  Lebensunterhalt  erforderte,  konnten  sie  auch 
gamicht  ans  Sparen  denken.  In  schlechten  Jahren  mußten  sie 
sogar  zu  einem  Darlehen  ihre  Zuflucht  nehmen.  Etwas  besser 
stand  es  mit  denjenigen,  die  auf  ihrem  Boden  Nebenprodukte 
(Gemüse,  Seide,  Baumwolle)  bauen  konnten;  aber  ihnen  fehlte 
es  oft  wieder  an  Kapital  oder  an  Arbeitskräften.  Ein  Kredit- 
bedürfnis war  somit  in  guten  wie  in  schlechten  Jahren  unleug- 
bar vorhanden.  Aber  was  konnte  der  Schuldner  der  Bank  als 
reale  Sicherheit  bieten:  sein  Haus  ist  eine  wertlose  Strohhütte, 
sein  Mobiliar  besteht  aus  einigen  Brettern,  2 — 3  Stühlen  aus 
Bambus  und  einigen  plumpen  Gefäßen  von  der  allernotwendig- 
sten  Art.*)  Unter  solchen  Umständen  bot  nur  die  Ernte  auf 
dem  Felde  ein  wirkliches  Beleihungsobjekt.  Dazu  kam,  daß  der 
Handel  im  Lande  in  der  Hand  von  Chinesen  lag,  die  den  Ein- 
geboreneu  für  ein  Darlehen  3 — 4®/o  Zinsen  pro  Monat,  das  sind 
36 — 48  ®/o  p.  a.  abverlangten.  Der  Wucher  ward  verboten,  aber  not- 
gedrungen ein  Zins  von  36 ^lo  gesetzlich  gestattet!  Trotzdem  blieb 
der  Wucher  weit  verbreitet,  weil  die  Eingeborenen  nur  wertlose 
Pfandobjekte  besaßen  und  weil  Geld  nur  von  wenig  begüterten 
Leuten,  meist  Chinesen,  ausgeliehen  wurde,  die  nur  dann  von 
ihrem  Kapital  leben  konnten,  wenn  es  ihnen  hohen  Zins  einbrachte. 

»)  Renaud  a.  a.  0.  S.  179. 
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Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  welche  Vorteile  die  Bank 
von  Indochina  durch  die  Emtedarlehen  den  Eingeborenen  brachte. 
Der  Nutzen  für  das  Land  stieg,  als  1896  die  Bank  den  Leih- 
zinsfuß auf  10  und  8®/o  ermäßigte.  Dies  war  ihr  nur  möglich, 
weil  die  Kolonie  damals  der  Bank  gegenüber  sich  für  die  Rück- 
zahlung der  Emtedarlehen  verbürgte  (Qarantieprinzip)  und  so  das 
Risiko  der  Bank  beseitigte.  Immerhin  beträgt  die  durchschnitt- 
liche Höhe  des  Leihzinses  für  Emtedarlehen  an  Kommunen  8®/o, 
der  Leihzinsfuß  ist  also  wesentlich  höher,  als  bei  den  alten  Ko- 
lonialbanken. Das  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Bank  von  Indo- 
china eine  Gebühr  von  2  ^/o  =  ^A  des  erhobenen  Zinses  an  die 
Lokalverwaltung  als  Entgelt  für  ihre  Mühen,  Kosten  und  ihre 
Bürgschaft  zahlen  muß. 

Gegenstand  der  Beleihung  bei  den  Emtedarlehen  ist  in 
Indochina  der  Reis.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  der  Reis  in 
Cochinchina  zweimal  im  Jahre  geemtet  wird,  jede  Ernte  also 
im  ganzen  6  Monate  in  Anspmch  nimmt,  eine  Frist,  die  der 
von  den  Statuten  für  die  Gewährung  von  Emtedarlehen  vor- 
gesehenen Verfallzeit  genau  entspricht.  Bei  der  Bank  von  Indo- 
china ist  also  die  Yerfallzeit  für  Emtedarlehen  dem  praktischen 
Bedürfnis  angepaßt.  Das  Gleiche  läßt  sich  von  den  alten  Ko- 
lonialbanken nicht  behaupten.  Die  Folge  war  dort  eine  genaue 
Beobachtung  der  Statuten,  hier  fast  chronische  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Statuten.  Welches  System  den  Vorzug  ver- 
dient, ist  ohne  weiteres  klar. 

Auch  die  Bank  von  Indochina  darf  die  Emte  auf  dem 
Felde  nur  bis  zu  Vs  ihres  mutmaßlichen  Wertes  beleihen.  Über- 
haupt ist  die  Beleihungsgrenze  für  die  verschiedenen  Pfand- 
objekte bei  ihr  ganz  ähnlich  wie  bei  den  alten  Kolonialbanken 
geregelt.   Für  Edelsteine  ist  sie  auf  ^/s  ihres  Werts  festgesetzt 

Bislang  haben  wir  die  Notenausgabe  der  Bank  von  Indo- 
china, ihr  Depositengeschäft,  ihre  Diskontgeschäfte  und  ihre 
verschiedenen  Darlehensgeschäfte  betrachtet  —  lauter  Bankge- 
schäfte, welche  auch  den  alten  Kolonialbanken  erlaubt  sind.  Es 
gilt  jetzt  die  Geschäfte  namhaft  zu  machen,  welche  die  Bank 
von  Indochina  nicht  mit  den  alten  Kolonialbanken  teilt;  es  sind 
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das:  die  Geschäfte  in  Paris,  die  Ausstellung  von  Kreditbriefen 
und  die  Beteiligung  an  der  Gründung  wirtschaftlicher  Unter- 
nehmungen, sowie  an  der  Emission  von  Staatsanleihen^). 

Als  Geschäfte,  welche  die  Bank  von  Indochina  in  Paris 
betreibt,  sind  zu  nennen:  das  ganze  Inkassogeschäft  des  regu- 
lären Bankverkehrs,  die  Annahme  von  Zeichnungen  auf  öffent- 
liche Anleihen,  die  in  den  Kolonien  oder  im  Mutterlande  eröffnet 
sind,  die  Ausstellung  von  Wechseln  und  Anweisungen  beispiels- 
weise auf  Indochina,  China,  Indien,  Australien,  sowie  die  Diskon- 
tierung von  Tratten  und  Anweisungen  mit  zwei  Unterschriften 
oder  von  solchen,  deren  zweite  Unterschrift  durch  ein  Konosse- 
ment  ersetzt  ist,  und  schließlich  der  Kauf  oder  Verkauf  von 
Gold,  Silber  und  Kupfer. 

Welche  enorme  Bedeutung  die  Geschäftstätigkeit  in  Paris 
für  die  Bank  hat,  zeigt  sich  vor  allem  in  ihren  Wechselgeschäften. 
Der  Kontokorrentverkehr  in  Paris  verschafft  der  Bank  unver- 
zinsliche Depositengelder,  die  sie  ebenso  wie  das  in  der  Metro- 
pole angekaufte  Edelmetall  je  nach  Bedarf  an  ihre  Filialen 
versenden  oder  zur  Tilgung  der  durch  die  tirages  verursachten 
Schuld  an  das  Mutterland  verwenden  kann. 

In  gleich  günstiger  Lage  befinden  sich  die  alten  Kolonial- 
banken nicht,  da  jede  Geldsendung,  die  sie  sich  aus  Prankreich 
kommen  lassen,  ihre  Schuld  an  das  Kontor  erhöht. 

Die  Möglichkeit,  in  Paris  Wechsel  auf  den  fernen  Osten 
auszustellen,  erleichtert  der  Bank  von  Indochina  die  Kursver- 
sicherung d.  h.  die  Versicherung  gegen  das  Fallen  oder  Steigen 
der  Wechselkurse,  dadurch  daß  sie  für  jedes  im  fernen  Osten 
abgeschlossene  Geschäft  ein  entsprechendes  Gegengeschäft  in 
Paris  vornehmen  läßt 

Die  Bank  darf  femer  —  aber  nicht  nur  in  Paris  —  gegen 
vorherige  Deckung  Kreditbriefe  ausstellen.  Kreditbriefe  stehen 
ihrem  Wesen  nach  in  naher  Verwandtschaft  mit  den  Anweisungen; 
sie  sind  eine  Ermächtigung  an  eine  Bank,  einem  Kunden  einer 
anderen  Bank  Geldbeträge  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe  auszu- 


*)  Statuten,  Art.  15. 
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zahlen.  Die  Kreditbriefe  haben  große  Bedeutung  für  alle,  welche 
nach  dem  fernen  Osten  reisen  und  denen  ein  Kreditbrief  es 
erspart,  viel  Geld  bei  sich  zu  tragen.  Bei  den  alten  Kolonial- 
banken haben  die  Kreditbriefe  keinen  Sinn,  da  ihr  räumliches 
Tätigkeitsfeld  zu  klein  ist 

Die  Bank  von  Indochina  nimmt  auch  Teil  an  der  Emis- 
sion von  Staatsanleihen  in  allen  Ländern,  in  denen  sie 
Niederlassungen  hat  Doch  darf  der  Gesamtbetrag  ihrer  dabei 
engagierten  Kapitalien  nie  höher  sein  als  */*  ihres  eingezahlten 
Grundkapitals,  es  sei  denn,  daß  der  Kolonialminister  —  bei  An- 
leihen, die  von  einer  fremden  Regierung  ausgegeben  werden, 
auch  noch  der  französische  Minister  des  Auswärtigen  ^,  seine 
Ermächtigung  dazu  gibt. 

Hochbedeutsam  ist,  daß  die  Bank  von  Indochina  sich  seit 
1900  sogar  beteiligen  darf  an  der  Gründung  von  Finanz-, 
Industrie- und  Handelsunternehmungen,  sofern  ihr  Gegen- 
stand in  Ländern  liegt,  in  denen  die  Bank  Niederlassungen  hat 
Die  Beteiligung  der  Bank  soll  nie  ^/s  ihrer  Reserven  übersteigen. 
Von  der  Teilnahme  der  Bank  von  Indochina  an  Agrarunter- 
nehmungen  ist  in  den  Statuten  keine  Rede.  Doch  kann  die  Bank 
natürlich  auch  Agi*arbanken  und  Agrargenossenschaften,  falls 
solche  gegründet  werden,  unterstützen,  z.  B.  durch  Gewährung 
von  Vorschüssen  im  Wege  des  Kontokorrentverkehrs. 

Diese  Gründungs-  und  Finanzierungsgeschäfte  der  Bank 
stempeln  sie  zu  einer  Bank  großen  Stils. 

§  26. 
BESONDERHEITEN  IN  DER  GESCHÄFTSFÜHRUNG  DER 

BANK. 
Eine  gewisse  Großzügigkeit  zeigt  auch  die  Leitung  der 
Bank  wie  überhaupt  ihre  ganze  Entwicklung. 

Wir  machten  schon  oben  auf  die  großen  Reservehaltungen 
der  Bank  aufmerksam,  welche  sie  gegen  alle  Eventualitäten  sicher 
stellen.  Die  Bank  hat  ferner  überall,  wo  sie  sich  niederließ,  eigene 
Grundstücke  erworben  —  ein  Zeichen,  daß  sie  der  Zukunft  ver- 
traut   Sie  stellt  Reserven  ein  für  die  Verluste,  die  durch  Kurs- 
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Schwankungen  entstehen  können;  sie  übt  den  weisen  Grundsatz, 
alle  Außenstände  resüos  und  ohne  Abzug  sofort  ins  Verlustkonto 
zu  setzen,  obwohl  keine  Statutenbestimmung  sie  dazu  verpflichtet 
Daher  sind  denn  auch  die  von  ihr  veröffentlichten  Bilanzen  durch- 
aus zuverlässig.  Nur  ein  Mangel  haftet  ihnen  an.  Die  meisten 
Geschäfte  der  Bank  werden  nicht  in  französischer  Währung, 
sondern  je  nach  dem  Erfüllungsorte  in  Rupien-  oder  Piaster- 
oder Ticalwährung  gemacht  und  dementsprechend  bei  der  be- 
treffenden Bankstelle  gebucht.  Für  die  Bilanzen  und  Berichte 
an  den  Verwaltungsrat  in  Paris  muß  aber  eine  Umrechnung  in 
die  Pranken  Währung  erfolgen.  Infolge  der  wechselnden  Kurse 
wird  dadurch  der  Vergleich  der  Bilanzen  verschiedener  Jahre 
und  Geschäftsperioden  sehr  erschwert.  So  zeigten  insbesondere 
die  Bilanzen  der  90  er  Jahre  eine  Abnahme  der  Geschäftsziffem 
an,  während  in  Wirklichkeit  die  Geschäfte  der  Bank  zugenommen 
hatten.  Die  Erscheinung  erklärte  sich  aus  dem  damaligen  Sinken 
des  Wechselkurses  im  fernen  Osten. 

Die  Vorsicht,  die  wir  der  Bankleitung  nachrühmten,  tritt 
auch  noch  in  folgendem  zutage.  Die  Bank  hat  beträchtliche 
Kapitalsummen  jederzeit  in  Rupien-  oder  Piaster-  oder  Taels- 
währung  angelegt;  sei  es,  daß  sie  Forderungen  erworben  hat, 
die  auf  Rupien,  Piaster  oder  Taels  lauten,  sei  es,  daß  sie  ihren 
Schuldnern  die  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  in  jenen  Geld- 
arten gestattet.  Ein  Sinken  des  Kurses  dieser  Geldmünzen  muß 
die  Bank  notwendig  in  starke  Mitleidenschaft  ziehen,  besonders 
wenn  die  Entwertung  des  Geldes  einen  solchen  Umfang  annimmt 
wie  beim  Piaster,  der  von  5,5.0  fr.  (1875)  auf  2,23  fr.  (1897) 
fiel.  AIs^  Schutzmittel  hiergegen  dient  die  sogenannte  Kui*s- 
versicherung,  die  darin  besteht,  daß  man  sich  entweder  direkt 
bei  einer  Gesellschaft  gegen  Verluste  am  Wechselkurse  versichert 
oder  daß  man  ein  entsprechendes  Gegengeschäft  abschließt,  d.  h. 
wenn  die  Bank  eine  Forderung  von  1000  Piastern,  zahlbar  am 
1.  1.  190 . .  erwirbt,  muß  sie  sich  nach  einem  Gläubiger  um- 
sehen, dem  sie  zum  gleichen  Fälligkeitstermin  eine  gleich  hohe 
Summe  schuldet.  Das  geht  natürlich  nicht  so  einfach.  Um  nun 
ihren  Geschäftsgang  vor  anormalen  Störungen  zu  bewahren,  stellt 
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die  Bank  ihre  in  fremden  Währungen  angelegten  Kapitalien 
regelmäßig  zu  dem  niedrigsten  Kurse  in  Rechnung,  den  die  be- 
treffenden Geldmünzen  im  letzten  Semester  gehabt  haben. 

Auch  die  Bank  von  Indochina  hat  unter  den  schwankenden 
Wechselkursen  stark  gelitten,  sie  ist  aber  in  der  Wechselkurs- 
frage, erfolgreicher  gewesen  als  die  alten  Kolonialbanken. 

Als  die  Bank  von  Indochina  1875  ihre  erste  Kliale  in 
Saigon  errichtete,  bestand  der  Geldumlauf  Cochinchinas  nur  aus 
mexikanischen  Piastern,  die  27,073  gr  wogen  und  ca.  5,50  fr. 
wert  waren.  1883  entstand  in  China  eine  große  Nachfrage  nach 
Silber.  Die  mexikanischen  Piaster  wurden  darauf  von  den  chi- 
nesischen Kaufleuten  in  Indochina  haufenweise  nach  China  aus- 
geführt Der  Bank  von  Indochina  wurden  ihre  Noten  so  häufig 
und  zahlreich  präsentiert,  daß  ihr  Metallvorrat  unter  das  sta- 
tutarische Minimum  sank.  Dieser  Zustand  dauerte  mit  Unter- 
brechung bis  1885;  trotzdem  die  Bank  unter  großen  Opfern 
beträchtliche  Mengen  von  Piastern  (1884  allein  für  18  Mill.  fr.) 
in  Hongkong,  Singapore,  St  Francisco,  London  und  Paris  an- 
kaufen und  nach  Indochina  einführen  ließ.  Zur  Bekämpfung 
der  Geldkrise  trug  ferner  die  Prägung  französischer  Piaster  bei, 
die  von  den  Eingeborenen  sehr  gern  genommen  wurden.  1890 
gab  die  Bank  auch  Noten  von  1  Piaster  aus  (bislang  waren  nur 
Noten  von  100  Piastern  zur  Ausgabe  gelangt).  Trotzdem  blieb 
die  Piasterfrage  schwierig.  Sie  wurde  noch  komplizierter  durch 
folgenden  Umstand.  Seit  Jahren  hatte  Mexiko  zur  Saldierung 
seines  Einfuhrüberschusses  jährlich  bedeutende  Mengen  von 
Piastern  zu  Eimessezwecken  ins  Ausland  versenden  müssen:  das 
erklärte  den  großen  Piasterumlauf  im  fernen  Osten.  Nun  hatte 
im  Laufe  der  Jahre  Mexikos  Einfuhr  sich  allmählich  vermindert, 
seine  Ausfuhr  sich  gleichzeitig  vermehrt;  das  hatte  zur  Folge, 
daß  die  Piasterausfuhr  Mexikos  geringer,  d.  h.  daß  der  Piaster 
im  fernen  Osten  seltener  wurde.  Es  erwuchs  der  Bank  damit 
die  Notwendigkeit,  für  den  teilweisen  Ersatz  der  Piaster  im  Geld- 
umlauf der  Kolonie  Sorge  zu  tragen.  Im  Einverständnis  mit 
der  französischen  Regierung  ließ  sie  1895,  wie  sie  es  schon  1885 
getan,  französische  Handelspiaster  für  den  Gebrauch  in  Indochina 
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in  Paris  prägen.  Diese  Maßregel  versprach  auch  diesmal  Erfolg, 
da  die  Asiaten  jede  Münze  nur  als  einen  Metallban*en  betrachten, 
dessen  Prägung  seinen  Feingehalt  und  sein  Gewicht  beglaubigt 
Leider  beging  man  den  Fehler,  den  französischen  Piaster  zu 
schwer  auszuprägen.  Von  den  im  fernen  Osten  umlaufenden 
Münzen  hatte  der  mexikanische  Piaster  ein  Gewicht  von  27,073  gr, 
der  japanische  Yen  wie  der  amerikanische  Dollar  ein  solches  von 
26,756  gr.  Bei  einem  Gewichte  von  27,215  gr  wog  der  fran- 
zösische Piaster  fast  1  Vo  mehr  als  der  Yen,  Dollar  oder  der 
mexikanische  Piaster.  Die  Folge  war,  daß  die  französischen  Pi- 
aster kurz  nachdem  sie  in  Indochina  eingeführt  waren,  wieder 
auswanderten  und  nur  gegen  ein  Aufgeld  wieder  zurückkehrten, 
was  in  ungünstiger  Weise  auf  Diskontsatz  und  Wechselkurs  ein- 
wirkte. Die  Erhöhung  des  Diskontsatzes  und  der  Wechselprämie 
gegen  Übernahme  der  Verpflichtung  seitens  der  Bank,  dem  Handel 
jederzeit  die  nötigen  Rimessen  nach  China  zu  liefern,  waren  nur 
Palliativmittel  gegen  den  Geldabfluß.  Hilfe  brachte  erst  das  De- 
kret vom  8.  Juli  1895,  welches  das  Gewicht  der  französischen 
Piaster  auf  27  gr  herabsetzte.  Der  geringe  Gewichtsunterschied 
zwischen  dem  neuen  französischen  Piaster  und  den  anderen 
Silbermünzen  des  fernen  Ostens  ist  jetzt  nicht  mehr  imstande, 
eine  Auswanderung  der  französischen  Piaster  nach  China  zu  ver- 
anlassen. 1)  Der  innere  Geldumlauf  Indochinas  ist  damit  sicher- 
gestellt und  der  Bank  die  Sorge  für  die  Erhaltung  eines  hin- 
reichenden Metallbestandes  genommen.  Aber  die  Schwankungen 
des  Wechselkurses  blieben.  Ein  erster  Schritt  zu  ihrer  Beseitigung 
geschah  dadurch,  daß  die  Einfuhr  mexikanischer  Piaster  nach 
Indochina  verboten  wurde.  Gleichzeitig  wurden  große  Mengen 
französischer  Piaster  nach  Indochina  eingeführt;  ihnen  gelang  es, 
die  mexikanischen  Piaster  fast  ganz  aus  dem  Geldumlauf  Indo- 
chinas zu  verdrängen.  Hierdurch  ging  dem  Handel  ein  Mittel 
zu  Bimessen  nach  China  verloren.  Aber  man  näherte  sich  zu- 
gleich dem  Ziel,  den  Kurs  des  französischen  Piasters  lediglich 
vom  Silberpreise  und  von  der  Zahlungsbilanz  Indochinas  ab- 


0  Yergl.  Denizet  a.  a.  0.  S.  198/9. 
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hängig  zu  machen.  Dem  mexikanischen  Piaster  wurde  1905  die 
gesetzliche  Zahlungskraft  in  Indochina  entzogen.  Aber  das  letzte 
Ziel  aller  dieser  Maßregeln:  die  Stabilisierung  des  französischen 
Piasterkurses  konnte  bislang  noch  nicht  erreicht  werden;  es 
fehlte  eben  der  Bank  von  Indochina  an  der  nötigen  Goldreserve, 
mit  deren  Hilfe  sie  imstande  gewesen  wäre,  den  Piasterkurs  auf 
der  für  seine  Stabilisierung  adoptierten  Höhe  zu  halten.  ^)  Indo- 
china hat  also  auch  in  Zukunft  mit  einem  Schwanken  der  Wechsel- 
kurse zu  rechnen.  Daß  dies  für  die  Bank  von  Indochina  bislang 
keine  verderblichen  Folgen  hatte,  liegt  daran,  daß  die  Bank  regel- 
mäßig einen  Überschuß  der  Rimessen  über  die  von  der  Bank 
ausgestellten  Tratten  und  Anweisungen  verzeichnen  konnte,  der 
1899  und  19Ö2  sogar  47,5  bezw.  46,8  Millionen  fr.  betrug.  Dieses 
günstige  Ergebnis  ist  dem  Umstände  zu  danken,  daß  die  Mehrzahl 
der  französischen  Kolonien,  in  denen  die  Bank  Niederlassungen 
hat,  eine  aktive  Handelsbilanz  haben.  Sollten  trotadem  bei  einer 
Filiale  oder  Geschäftsstelle  der  Bank  die  Emissions  die  remises 
ständig  oder  nur  vorübergehend  infolge  schlechter  Ernten  über- 
treffen, so  wird  der  Mehrbetrag  der  Emissions  ausgeglichen  durch 
den  Rimessenüberschuß,  den  andere  Bankstellen  regelmäßig  oder 
infolge  einer  guten  Konjunktur  aufzuweisen  haben. 

Dieser  ßimessenüberschuß  ist  für  die  Bank  von  Indochina 
hochbedeutsam,  da  die  Wechselgeschäfte  immer  50 — 60®/o  der 
sogenannten  produktiven  Geschäfte  der  Bank  ausmachten,  wie 
nachfolgende  Tabelle  beweist: 


Bank  von 
Indochina 

Gesamtsomme 

Wechselgesch&fte  im 

Wechselgeschäfte 

der  prodnktiven 

Verhältnis  zu  den  pro- 

Bankgeschäfte 

duktiven  Geschäften 

1875 

12,21  Mill.  fr. 

23,97  Mill.  fr. 

50,94  o/o 

1885 

92,20     „     „ 

145,23    „      „ 

63,490/0 

1895 

127,97     „     „ 

222,05    „      „ 

57,63  »/o 

1904 

407,64     „     „ 

788,22    „      „ 

51,720/0 

1882/1904 

4065,78     „     „ 

7  226,39    „      „ 

56,26  o/o 

Ein 

ähnliches  Verhältnis  nehmen  die  Diskontgeschäfte  der 

*)  Vergl.  Jahresberichte  des  Verwaltungsrates  der  Bank  von  Indo- 
china 1898 — 1902/5  in  dem  Economiste  fran^ais. 
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Bank  von  Indochina  zu  ihren  Gesamtvorschüssen  (=  Diskont- 
e-Darlehensgeschäften) ein.    Es  betrugen: 


Jahr 

Diskontgeschäfte 

Gesamtvorschüsse 

Diskontgeschäfte 

in  %  der 
Gesamtvorschüsse 

1884 

13,07  Mill.  fr. 

34,88  Mül.  fr. 

37,50^/0 

1894 

40,19    „      „ 

80,78    „      „ 

49,760/0 

1904 

170,24    „      „ 

380,58    „      „ 

44,730/0 

1882/1904 

1582,84     „      „ 

3160,61    „       „ 

50,010/0 

Im  Durchschnitt  wurde  die  Hälfte  aller  Vorschüsse  der 
Bank  im  Wege  des  Diskontgeschäfts  erteilt:  1892  sogar  fast  "/s. 
Bei  den  Diskontgeschäften  der  Bank  handelt  es  sich  nur  um 
Diskontierung  von  Platzwechseln,  deren  Höhe  direkt  abhängig 
ist  von  den  Konjunkturen,  in  Cochinchina  z.  B.  von  der  Reis- 
emte.  Ist  diese  sehr  gut,  so  ist  die  Eeisausfuhr  groß  und  damit 
auch  die  Zahl  der  diskontierten  Platzwechsel.  Eine  schlechte 
Ernte  macht  dagegen  eine  Eeiseinfuhr  nötig,  die  wiederum  eine 
lebhafte  Bewegung  im  Diskontverkehr  hervorruft  Nur  eine 
mittelmäßige  Ernte,  welche  keinen  bedeutenden  Reishandel  zu 
veranlassen  imstande  ist,  läßt  auch  die  Diskontgeschäfte  abflauen. 

Zu  interessanten  Ergebnissen  führt  eine  Betrachtung  der 
einzelnen  Darlehensgeschäfte  der  Bank  von  Indochina  in  ihrem 
Verhältnis  zur  Summe  aller  von  der  Bank  gewährten  Darlehen. 

Während  die  Erntedarlehen  bei  den  alten  Kolonialbanken 
einen  beträchtlichen  Teil  der  von  ihnen  gewährten  Darlehen 
ausmachten,  hielten  sie  sich  bei  der  Bank  von  Indochina  stets  in 
bescheidenen  Grenzen  und  scheinen  kaum  jemals  2  Millionen  fr. 
erreicht  zu  haben.  Doch  ist  die  durchschnittliche  Höhe  der 
Erntedarlehen  bemerkenswert.  Die  Bankstelle  in  Hanoi  z.  B. 
gewährte  1898  für  150000  Piaster  prets  sur  r6colte,  die  sich 
auf  ca.  1000  Darlehensempfänger  verteilten;  das  macht  im 
Durchschnitt  150  Piaster  =  ca.  400  fr.  pro  Kopf.')  Das  Beispiel 
zeigt,  daß  auch  die  kleinen  Reisbauern  bei  der  Bank  Hilfe  und 
Berücksichtigung  fanden. 

Im  Gegensatz  zu  den  Emtedarlehen  spielten  die  Waren- 


')  Economiste  frangais  1899,  2.  sem.  p.  193. 
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lombardgeschäfte  bei  der  Bank  von  Indochina  eine  große  Rolle. 
Sie  betrugen: 

1881 9162000  fr., 

1891 33287000   „ 

1903 62311875    „ 

während  unter  den  alten  Kolonialbanken  die  Bank  von  Eeunion 
schon  mit  16,9  Millionen  fr.  (1879/80)  den  Rekord  geschlagen 
hatte.  Auch  die  Darlehen  auf  Gegenstände  von  Gold,  Silber, 
Kupfer  und  auf  Edelsteine  zeigten  überraschend  hohe  Ziffern, 
z.  B.  1895  13,6  Millionen  fr.,  1899  7  Millionen  fr.  Die  nor- 
male  Höhe  war  V» — 1  Million  fr.  Die  Filiale  Pondichöry  war 
hauptsächlich  an  diesen  Darlehensgeschäften  beteiligt  Hervor- 
gehoben zu  werden  verdient  die  Tatsache,  daß  bei  der  Bank 
von  Indochina  der  Saldo  dieser  Darlehen  am  Schlüsse  des  Ge- 
schäftsjahres stets  bedeutend  niedriger  war  als  der  Betrag  der 
im  verflossenen  Geschäftsjahre  gewährten  Darlehen  —  ein  Be- 
weis, daß  der  Sparkassencharakter,  den  diese  Darlehen  bei  den 
alten  Kolonialbanken  angenommen  haben,  nicht  notwendig  mit 
ihnen  verbunden  ist. 

Nicht  nur  die  Aktivgeschäfte  der  Bank,  auch  der  Kredit, 
den  sie  genießt,  sind  ein  Maßstab  für  ihre  Prosperität.  Wie 
steht  es  in  dieser  Beziehung  mit  der  Bank  von  Indochina? 

Ihr  Notenumlauf  zeigt  eine  fast  ständige  Aufwärtsbewe- 
gung.*)   Er  betrug: 

1877  ...     .       3,5  Millionen  fr., 

1887  ....     12,3  „  „ 

1897  ....     25,2  „  „ 

und  1905  sogar  46,9  „  „ 

das  ist  fast  8  mal  soviel  als  das  eingezahlte  Kapital  der  Bank 

(6  Millionen  fr.)  damals  betrug.    Dieser  hohe  Notenumlauf  ist 

um  so  bemerkenswerter,  als  die  in  Siam  und  China  in  Umlauf 

gesetzten  Noten  in  der  letztvergangenen  Zeit  der  Konkurrenz 

*)  Der  scheinbare  Rückgang  1895  und  1896  erklärt  sich  durch  den 
niedrigen  Piasterkurs,  der  den  Notenumlauf  in  der  Bilanz  geringer  er- 
scheinen ließ,  als  er  in  Wirklichkeit  war. 
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halber  eingezogen  werden  mußten,  wie  das  bereits  oben  S.  112 
gesagt  worden  ist 

Der  Metallbestand  der  Bank  zeigte  1905  (31.  XU)  die  er- 
freulicbo  Höhe  von  26,6  Millionen  fr.,  1904  sogar  eine  Höhe 
von  33,7  Millionen  fr.  Die  metallische  Drittelsdeckung  der 
Noten  ist  von  der  Bank  stets  eingehalten  worden,  wenn  wir  die 
Krisenzeit  1883 — 1887  ausnehmen.  Für  die  damals  vorgekom- 
menen Unregelmäßigkeiten  kann  aber  die  Bank  nicht  verantwort- 
lich gemacht  werden,  worauf  oben  S.  124  bereits  hingewiesen  ist 
Auch  der  Kontokon-entverkehr  der  Bank  von  Indochina 
zeugt  von  ihrer  glänzenden  Entwicklung.     Es  betrugen: 

Jahr.       Kontokorrenteinzahlungen.        Solde  döbiteur  der  Bank* 
1875    .     .       5  894  231  fr.  594  832  fr. 

1885    .     .     36  289125   „  1392  597    „ 

1895    .     .     56  644  634   „  3  831796   „ 

1904    .     .  261064  596    „  15  592  243    „ 

Außerdem  unterhält  die  Bank  ein  besonderes  Kontokorrent  mit 
dem  kolonialen  Schatzamt  in  Indochina.  Durch  Artikel  11  des 
Dekrets  vom  16.  V.  1900  ist  nämlich  die  Bank  von  Indochina 
verpflichtet,  auf  Verlangen  des  französischen  Kolonialministers 
in  allen  Kolonien  und  Protektoraten,  in  denen  sich  Bankstellen 
von  ihr  befinden,  das  Amt  eines  Schatzmeisters  zu  übernehmen. 
Diese  Tätigkeit  bedingt  einen  Kontokorrentverkehr  der  Bank 
mit  dem  kolonialen  Schatzamt  1905  schloß  dieses  Kontokorrent 
mit  einem  Saldo  von  23,1  Millionen  fr.  zugunsten  des  kolo- 
nialen Schatzamts.  Aber  auch  ein  Saldo  zugunsten  der  Bank 
ist  denkbar.  Die  Bank  hat  nämlich  1899  mit  dem  französischen 
Finanzminister  einen  Vertrag  geschlossen,  wonach  sie  dem 
Schatzamt  in  Indochina  monatlich  eine  Summe  von  höchstens 
500  000  Piastern  zur  Verfügung  stellen  soll  gegen  gleichzeitige 
Deckung  der  Bank  in  Paris.  Zweck  dieses  Vertrags  ist,  den 
regelmäßigen  Dienst  des  kolonialen  Schatzamts  sicher  zu  stellen,, 
bis  das  vom  Finanzministerium  expedierte  Geld  in  Indochina 
eingetroffen  ist*) 


')  Economiste  fran^ais  1900,  1er  sem.  p.  706. 
Soltaa,  Die  französiBcben  Eolonialbanken. 
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Wir  kennen  jetzt  die  Bank  von  Indochina  sowohl  ihrer 
Bankverfassung,  wie  der  von  ihr  entwickelten  Tätigkeit  nach. 

Welches  war  nun  der  Erfolg  ihrer  Tätigkeit,  was  hat  die 
Bank  in  den  30  Jahren  ihres  Bestehens  erreicht? 


4.  Kapitel. 
DIE  ERFOLGE  DER  BANK. 

§  27. 
DIE  DEN  KOLONIEN  ERWIESENEN  DIENSTE. 

Die  Bank  fand  bei  ihrer  Gründung  zwei  große  Schwierig- 
keiten vor:  zunächst  die  monoculturo,  d.  h.  die  Reiskultur  war 
in  Indochina  fast  die  einzige  Produktion  und  alleinige  Quelle  des 
Oedeihens  des  Landes.  Zudem  machte  der  Wechselkurs  der  Bank 
viel  zu  schaffen.  Ein  Vergleich  mit  den  oben  geschilderten  Ver- 
hältnissen in  den  französischen  Zuckerkolonien  drängt  sich  da  von 
selbst  auf.  Der  dortige  absentöisme  fehlte  zwar  in  Indochina, 
hatte  hier  aber  ein  würdiges  Gegenstück  in  der  angeborenen 
Faulheit  der  Eingeborenen,  speziell  der  Annamiten. 

Es  kann  nun  festgestellt  werden,  daß  dank  der  Unter- 
stützung der  Bank  die  monoculture  in  Indochina  tatsächlich 
beseitigt  worden  ist.  Eine  Menge  neuer  Kulturen  (Pfeffer-,  Kaffee-, 
Tee-,  Kautschuk-,  Seide-  und  Maiskulturen)  sind  teils  direkt  durch 
die  Mitwirkung  der  Bank  ins  Leben  gerufen,  teils,  wie  z.  B.  die 
Kohlenproduktion,  indirekt  durch  Teilnahme  am  Bau  von  Eisen- 
bahnen gefördert  worden.  Als  in  Pondichöry  der  blühende 
Arachidenhandel  zurückging,  suchte  und  fand  die  dortige  Filiale 
Ersatz  in  dem  Baumwollenhandel  mit  Madagaskar  und  Indochina. 
In  Noum6a  hat  die  Bank  neben  der  Fleischkonservenindustrie 
auch  die  verschiedenen  Minenindustrien  (Kupfer-,  Nickel-,  Kobalt- 
und  Chromminen)  unterstützt  und  wesentlich  zu  ihrer  jetzigen 
Blüte  beigetragen. 

Ebenso  erfolgreich  war  die  Bank  in  der  Lösung  der  Wechsel- 
kursfrage, wenngleich  das  Endziel,  die  Stabilisierung  des  Wech- 
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selkurses,  noch  nicht  erreicht  ist  Durch  Einführung  der  fran- 
zösischen Piaster  ist  der  innere  Geldumlauf  der  Kolonie  gesichert 
worden,  ohne  daß  es  einen  Augenblick  nötig  gewesen  wäre,  Kassen- 
scheine mit  Zwangskurs  auszugeben  wie  in  den  Zuckerkolonien. 

Freilich  kam  der  Bank  hierbei  die  aktive  Handelsbilanz 
Indochinas  sehr  zu  statten. 

Der  Leihzinsfuß  der  Bank  von  Indochina  war  im  ganzen 
etwas  höher  als  derjenige  der  alten  Kolonialbanken.  Eine  Er- 
klärung hierfür  ist  für  die  Emtedarlehen  oben  schon  gegeben. 
Das  dort  S.  120  Gesagte  gibt  uns  vielleicht  einen  Fingerzeig 
auch  für  die  anderen  Geschäfte  der  Bank. 

Die  Geschäfte  mit  den  chinesischen  Kunden  der  Bank 
erfolgen  stets  unter  Vermittlung  eines  Compradore,  einer  Art 
bestallter  Makler,  der  die  Geschäftsbedingungen  festsetzt  und 
zugleich  das  Zählen  und  Wiegen  der  Piaster  und  anderen  Silber- 
münzen vornimmt.  1)  Die  Vermittlung  des  Compradore  muß 
natürlich  den  Darlehenszins  erhöhen,  ohne  daß  dadurch  die 
Sicherheit  der  Bank  vermehrt  wird.  Haben  doch  gerade  diese 
Compradores  bisweilen  eine  Menge  Wechsel  gefälscht  und  da- 
durch der  Bank  ziemliche  Verluste  beigebracht*) 

Die  Bank  von  Indochina  hat  oft  in  demselben  Geschäfts- 
zweige verschiedene  Zinssätze  in  Anwendung  gebracht  Zieht 
man  überall  nur  die  niedrigsten  von  der  Bank  gewährten  Zins- 
sätze in  Betracht  —  diese  werden  wohl  den  Europäern  und 
sonstigen  sicheren  Kunden  zugebilligt  sein  — ,  so  hat  die  Bank 
von  Indochina  keineswegs  teureren  Kredit  gegeben,  als  die  alten 
Kolonialbanken.  Zweifellos  steht  aber  fest,  daß  der  Bank  von 
Indochina  eine  starke  Herabsetzung  des  Leihzinses  wie  über- 
haupt eine  Erleichterung  und  Verbilligung  des  Kredits  zu 
danken  ist  Der  Kredit  ist  außerordentlich  erweitert  und  auch 
dem  kleinen  Manne  zugänglich  gemacht  worden;  er  ist  nicht  nur 
Privatpersonen,  sondern  auch  öffentlichen  Körperschaften  zugute 
gekommen.     So  hat  die  Bank  der  Kolonie  Neukaledonien  im 


^)  Vergleiche  das  auf  S.  12ö  Gesagte. 

•)  Economiste  fran^ais  1898,  ler  sem.  p.  906. 

9» 
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Wege  des  Kontokorrents  1894  einen  mit  5<>/^  zu  verzinsenden 
Vorschuß  von  575  000  fr.  gegeben,  um  die  Kolonie  in  Stand  zu 
setzen,  die  durch  Einfuhr  asiatischer  Arbeiter  verursachten  Kosten 
zu  bezahlen.  Im  selben  Jahre  machten  die  Protektorate  Annam 
und  Tonking  bei  der  Bank  eine  Anleihe  von  750000  Piastern 
=  ca.  2  Millionen  fr.  zwecks  Baus  einer  Eisenbahn.*) 

§  28. 
LEISTUNGEN  AN  DEN  FRANZÖSISCHEN  STAAT. 

Auch  der  französische  Staat  hat  sich  der  Dienste  der  Bank 
von  Indochina  zu  erfreuen  gehabt  Wir  erinnern  nur  daran<,  daß 
die  Bank  für  die  französische  Begierung  das  Amt  eines  Schatz- 
meisters in  Indochina  übernommen  hat.  Femer  wurde  die  Bank 
beauftragt,  den  Teil  der  chinesischen  Kriegsentschädigung  von 
1900,  der  Frankreich  zukommt,  in  Empfang  zu  nehmen.*)  Diese 
Aufgabe  stellt  die  Bank  von  Indochina  in  den  Dienst  der  fran- 
zösischen Politik.  Sie  ist  ja  überhaupt  keine  ganz  selbständige 
Kolonialbank  mehr,  seitdem  ihr  durch  Dekret  vom  16.  V.  1900*) 
die  Verpflichtung  auferlegt  ist,  auf  Teiiangen  der  französischen 
Regierung  in  allen  französischen  Kolonien  und  Protektoraten  des 
Indischen  und  Stillen  Ozeans,  desgleichen  in  Siam,  Japan  und 
China,  sowie  in  allen  nichtfranzösischen  Häfen  des  Indischen 
und  Stillen  Ozeans  Filialen  oder  Geschäftsstellen  zu  errichten. 
Diese  Bestimmung  macht  die  Bank  in  der  Hand  der  französischen 
Begierung  zu  einem  politischen  Instrument;  die  Bank  wird  ein 
Mittel  zur  Vermehrung  und  Verbreitung  des  französischen  Ein- 
flusses im  fernen  Osten.  Die  französische  Regierung  hat  von 
ihren  Rechten  häufigen  Gebrauch  gemacht  und  der  Bank  da- 
durch große  Opfer  zugemutet  Gar  manche  Bankstelle,  so  z.  B. 
die  Filiale  Tahiti  und  die  Geschäftsstelle  Battambang,  sind  nur 
auf  Drängen  der  Regierung  und  unter  starkem  Widerstreben 
der  Bankleitung  eingerichtet  worden,  weil  die  Bank  selbst  von 


»)  Bouchi6  de  Belle  a.  a.  0. 

')  Economiste  fran9ais  1902,  2e  sem.  p.  76. 

»)  Art.  2/3. 
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diesen  Neugründungen  keine  Vorteile,  wohl  aber,  wenigstens  für 
die  ersten  Jahre,  ziemliche  Verluste  zu  erwarten  hatte.  Und 
wenn  nun  auch  manche  dieser  Neugründungen,  die  nicht  einem 
wirtschaftlichen  Bedürfnis,  sondern  politischen  Erwägungen  ihre 
Entstehung  verdankten,  später  besser  angegangen  sind  und 
günstigere  Ergebnisse  geliefert  haben,  als  die  Bank  bei  vor- 
sichtiger Berechnung  angenommen  hatte,  so  fehlt  es  doch 
andererseits  nicht  an  Beispielen,  daß  die  Bank  mit  ihren  geringen 
Erwartungen  Recht  behielt  Als  1877  in  Pondich^ry  eine  Filiale 
gegründet  wurde,  vertrat  die  Bank  die  Ansicht,  daß  diese  Bank- 
stelle dem  lokalen  Handel  nur  geringe  Vorteile  bieten  und  ihre 
eigenen  Auslagen  und  Kosten  kaum  decken  würde.  ^)  In  der 
Tat  ist  diese  Filiale  stets  ein  Schmerzenskind  der  Bank  von 
Indochina  gewesen.  Anfangs  läßt  sich  bei  ihr  ein  ziemlicher 
Aufschwung  beobachten  infolge  des  starken  Arachidenhandels. 
Dieser  veranlaßte  die  Bankstelle  sogar  eigene  Lagerräume  her- 
zustellen zur  Aufnahme  der  ihr  verpfändeten  Arachiden.  Ziem- 
lich plötzlich  erfolgt  dann  Mitte  der  90  er  Jahre  eine  anhaltende 
Geschäftsabnahme;  die  Lagerräume  standen  lange  Zeit  leer.  Der 
Grund  hierfür  lag  einerseits  in  der  Abnahme  des  Arachiden- 
emteergebnisses,  andererseits  in  der  Konkurrenz  des  benach- 
barten britischen  Cuddalore,  das  durch  bessere  Eisenbahnver- 
bindung mit  dem  Innern  Vorderindiens  Pondich6ry  gegenüber 
entschieden  im  Vorteil  war.  Seit  1900  ist  wiederum  ein  starkes 
Steigen  aller  Geschäfte  der  Filiale  Pondich6ry  festzustellen.  Es 
bleibt  indes  abzuwarten,  ob  diese  Besserung  der  Lage  von  Dauer  ist. 
Jedenfalls  hat  auch  die  Stabilisierung  des  Bupienkurses,  die  1898 
der  indischen  Regierung  gelang,  die  dortigen  Verhältnisse  günstig 
beeinflußt.  DasHaupttibel,  an  dem  die  Filiale  Pondich6ry  krankt,  ist 
ihre  geringe  räumliche  Ausdehnung  und  dadurch  auch  ihre  be- 
schränkte Entwicklungsfähigkeit  Wäre  die  Filiale  in  Pondich6ry 
eine  selbständige  Bank,  ihre  Ergebnisse  würden  kaum  glänzender 
sein  als  diejenigen  der  Banken  von  Martinique,  Guadeloupe  und 
B6union. 


^)  Economiste  frangais  1878,  2e  sem.  p.  29. 


134  II.  DIE  BANKEN  VON  NEÜKALEDONIEN,  INDOCHINA  UND  WESTAFRIKA. 

§  29. 
DAS  ERGEBNIS  FÜR  DIE  BANK  SELBST. 

Trotz  aller  Schwierigkeiten  hat  die  Bank  von  Indochina 
gute  Resultate  erzielt  Dies  verdankt  sie  zum  Teil  den  Filialen 
Saigon  und  Haiphong,  vor  allem  aber  den  Bankstellen  in  China, 
die  sich  äußerst  rasch  und  günstig  entwickelt  haben. 

Auch  die  Filiale  Noum6a  auf  Neukaledonien  bewies,  was 
dort  bei  geschickter  Geschäftsführung  zu  erreichen  war.  Wenn 
die  letzten  1904  veröffentlichten  Geschäftsziffern  einen  gewissen 
Rückgang  dartun,  so  hängt  das  mit  dem  Verfall  der  dortigen 
Fleischkonservenindustrie  zusammen ,  welcher  unatisbleiblich 
wurde,  seitdem  der  französische  Kriegsminister  verordnet  hat, 
daß  kein  Konservenfleisch  aus  Neukaledonien  mehr  für  die  Ver- 
proviantierung der  französischen  Armee  verwendet  werden  dürfe. 
Auch  der  Arbeitermangel  in  Neukaledonien  war  ein  Grund  für 
den  Rückgang  der  dortigen  Landwirtschaft.  Die  aufblühende 
Minenindustrie  ist  jetzt  fast  das  einzige  Lebenselement  der  Kolonie 
und  wird  schon  aus  diesem  Grunde  von  der  Bank  von  Indochina 
kräftig  unterstützt^) 

lYotz  der  zahlreichen  Filialen  und  Geschäftsstellen  der  Bank 
von  Indochina  ist  doch  die  Einheitlichkeit  in  der  Baukleitung 
stets  gewahrt  worden.  Die  gegenseitige  Unterstützung  der  Bank- 
stellen untereinander  ist  dank  dieser  Zentralisation  überall  rasch 
und  wirksam  durchgeführt  worden. 

So  wurden  lokale  Krisen  leichter  überwunden,  und  das 
Gesamtgeschäftsergebnis  der  Bank  gewann  an  Stetigkeit.  Die 
Bank  von  Indochina  verteilte  1876  eine  Dividende  von  5  o/o, 
1877  eine  solche  von  8Vo,  1880  gar  lOo/o.  Seit  1885  schwankte 
die  Dividende  mit  zwei  Ausnahmen  zwischen  16  und  17,6o/o, 
stieg  dann  auf  20^/0  (1896)  und  30 '^/o  (1903)  und  betrug  1905 
360/0. 

In  den  30  Jahren  von  1876 — 1905  haben  die  Aktien  der 
Bank  von  Indochina  einen  Durchschnittsertrag  von  17,73  ®/o 
eingebracht  und  zwar: 

')  Berichte  des  Verwaliungsrates  a.  a.  0.  1899,  1900,  1903/05. 
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1876/85 10,06  o/o, 

1886/95  ....  18,32  o/o, 
.  1896/1905  .  .  .  24,8  o/o. 
Vergleicht  man  hiermit  die  Tabelle  auf  Seite  95,  so  erkennt 
man,  daß  die  alten  Kolonialbanken  weit  zurückgeblieben  sind, 
und  daß  nur  die  Bank  von  Guyane  mit  ihren  16,07  o/o  Durch- 
schnittsdividende den  hohen  Ertrag  der  Aktien  der  Bank  von 
Indochina  ungefähr  erreicht 

17,730/0  sind  wirklich  ein  gutes  Äquivalent  für  das  große 
Kisiko  einer  kolonialen  Bank.  Zu  danken  ist  dies  Ergebnis  neben 
verschiedenen  oben  berührten  wirtschaftlichen  Umständen  vor 
allem  der  vorsichtigen  und  zugleich  energischen  Bankleitung, 
welche  alle  Mittel  und  Kapitalien  der  Bank  zur  vollen  Ver- 
wendung und  Ausnutzung  gebracht  hat. 

Zieht  man  noch  die  Verdienste  in  Betracht,  welche  die 
Bank  sich  um  die  Entwickelung  des  französischen  Kolonialbe- 
sitzes im  fernen  Osten  erworben  hat,  so  kommt  man  zu  dem 
Schlüsse,  daß  die  Bank  die  hohen  Erwartungen,  die  man  an  die 
Gründung  dieses  kolonialen  Bankunternehmens  knüpfte,  vollauf 
erfüllt  und  nebenbei  noch  ihren  Aktionären  glänzende  Gewinne 
verschafft  hat  

Dritter  Abschnitt 
DIE  BANK  VON  WESTAFBIKA. 

Die  Erfolge  der  Bank  von  Indochina  sind  augenscheinliche  ^ 
es  wird  deshalb  von  Interesse  sein,  das  Schicksal  der  Bank  von 
"Westafrika  kennen  zu  lernen,  da  sie  ähnlich  organisiert  ist,  wie 
die  Bank  von  Indochina. 

Eine  Generalversammlung  der  Bank  von  S6n6gal  vom 
25.  n.  1901  hatte  beschlossen,  daß  im  Interesse  der  Entwickelung 
des  Handels  an  der  westafrikanischen  Küste  die  Bank  von  S6n6gal 
liquidieren  und  sich  fusionieren  sollte  mit  einer  neu  zu  grün- 
denden Bank,  die  nach  dem  Vorbilde  der  Bank  von  Indochina 
organisiert  wäre.^)  Noch  im  selben  Jahre  ward  eine  neue  Bank 
unter  dem  Namen  Bank  von  Westafrika  ins  Leben  gerufen. 

*)  Journal  officiel  vom  26.  VII.  1902. 
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1.  Kapitel. 

§  30. 
GRÜNDÜNG  DER  BANK. 

Durch  Dekret  vom  29.  Tl.  1901  wurde  nun  eine  Bank  von 
Westafrika  gegründet,  die  sofort,  d.  h.  vom  1.  VII.  Ol  ab,  die 
Geschäfte  der  liquidierten  Bank  von  S6n6gal  übernahm. 

Die  neue  Bank  ist  eine  Noten-,  Diskont-  und  Darlehens- 
fcank  und  hat  den  Zweck,  alle  ihr  durch  die  Statuten  erlaubten 
<}eschäfte  in  den  französischen  Besitzungen  wie  in  den  fremden 
Ländern  der  westafrikanischen  Küste  zu  treiben.  Die  Dauer 
•der  Bank  ist  auf  20  Jahre  festgesetzt;  doch  kann  im  Laufe  des 
Jahres  1911  ein  Dekret  der  Bank  das  Notenprivileg  zum  1.L1912 
entziehen.  1) 

Das  Kapital  der  Bank  war  ursprünglich  auf  1,5  Millionen  fr. 
festgesetzt  und  zerfiel  in  3000  Aktien  ä  500  fr.  *)  Die  Einzah- 
lungen auf  1800  dieser  Aktien  erfolgten  durch  Apports  der  Aktiva 
4er  liquidierten  Bank  von  S6n6gal,  welche  auf  900  000  fr.  ge- 
wertet wurden;  die  Einzahlungen  auf  die  übrigen  1200  Aktien 
waren  in  bar  zu  bewirken,  doch  wurden  zuerst  nur  125  fr.  pro 
Aktie  eingefordert  1904  erhöhte  ein  Dekret  das  Bankkapital 
nominell  auf  5  895  000  fr.  =  11790  Aktien  ä  500  fr.,  von 
denen  70  Aktien  voll  eingelöst  und  11720  Aktien  nur  zu  V* 
eingelöst  wurden.  In  Wirklichkeit  fand  somit  keine  Kapital- 
erhöhung statt. 

Das  Grundkapital  der  Bank  kann  auch  fernerhin  erhöht 
werden  durch  Generalversammlungsbeschluß  nach  Genehmigung 
•des  Kolonialministers.  Bei  allen  Kapitalerhöhungen,  die  in  Form 
von  apports  en  espöces  erfolgen,  haben  die  alten  Aktien  ein 
Vorbezugsrecht  auf  die  neuen  Aktien. 

Die  Aktien  sind  bis  zu  ihrer  völligen  Einlösung  Namen- 
tiktien,  nach  ihrer  Einlösung  können  sie  auch  Inhaberaktien  sein. 


0  Dekret  1901,  Art.  1,  2. 
•)  Statuten  1901,  Art.  4/5. 
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Die  Bank  von  Westafrika  untersteht  dem  rögime  de  döcrets, 
indem  nur  durch  Dekret  ihre  Verfassung  und  Statuten  geändert 
sowie  Bankstellen  neu  errichtet  oder  beseitigt  werden  können.*) 

2.  Kapitel. 

§  31. 

VERFASSUNG  UND  GESCHlFTE  DER  BANK. 

Die  Bank  von  Westafrika  hat,  wie  schon  erwähnt,  das 
Jf otenprivileg  in  allen  französischen  Kolonien  und  Protektoraten 
Westafrikas.  Stückelung  und  Zahlungskraft  der  Noten  sowie  die 
Höhe  des  Notenumlaufs  sind  ähnlich  wie  bei  der  Bank  von 
Indochina  geregelt;  doch  gibt  die  Bank  von  Westafrika  Noten 
von  50  fr.  aus  statt  solcher  von  20  fr.,  daneben  auch  noch  25 
fr.-Noten;  ferner  besitzt  sie  nicht  das  Recht,  Noten  in  fremder 
Währung  auszugeben. 

Wie  die  meisten  Kolonialbanken,  darf  die  Bank  von  West- 
afrika Emtedarlehen  unter  den  uns  bekannten  Bedingungen 
gewähren.  Wir  können  überhaupt  hier  auf  das  über  die  Bank 
von  Indochina  Gesagte  verweisen  und  uns  begnügen,  die  Punkte 
hervorzuheben,  in  denen  beide  Banken  voneinander  abweichen. 

Die  Verfallzeit  der  Wechsel  und  Anweisungen,  welche  die 
Bank  von  Westafrika  kauft,  begibt  oder  diskontiert,  darf  höch- 
stens 180  Tage  betragen'*)  —  bei  der  Bank  von  Indochina  zu- 
meist nur  120  Tage.*) 

Bezüglich  der  Warenlombardgeschäfte  und  der  Vorschüsse 
auf  Konossemente  ist  zu  bemerken,  daß  die  der  Bank  von  In- 
dochina eingeräumten,  auf  S.  116  erwähnten  Erleichterungen 
nicht  auch  für  die  Bank  von  Westafrika  gelten.  Dagegen  darf 
die  Bank  von  Westafrika  ihre  eigenen  Aktien  beleihen  bis  zu 
Vö  ihres  nach  den  Notierungen  der  letzten  6  Monate  festgestellten 
mittleren  Wertes.  Sie  kann  auch  in  Paris  Geschäfte  machen, 
darf  teilnehmen  an  französischen  und  fremden  Staatsanleihen  und 


*)  Dekret  1901  Art.  5. 
•)  Dekret  1901,  Art.  3,  4,  6. 
»)  Statuten  Art  16. 
*)  Vgl.  oben  S.  114. 
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sich  beteiligen  an  der  Gründung  von  finanziellen,  industriellen 
und  kommerziellen  Unternehmungen  mit  lokalem  Gegenstande 
—  aber  höchstens  bis  zur  Hälfte  ihrer  Reserven,  i) 

Außer  ihrem  Sitz  in  Paris  besitzt  die  Bank  3  Filialen: 
St.  Louis  (S6n6gal),  Conacry  (Guin6e)  und  Porto  Novo  (Dahom^) 
und  3  Geschäftsstellen:  Dacar,  Rufisque  und  Monrovia,  von 
denen  die  beiden  ersten  in  S6n6gal  gelegen  und  von  der  Filiale 
St.  Louis  abhängig  sind.  Im  ganzen  zählt  die  Bank  7  Nieder- 
lassungen. Sie  kann  von  der  französischen  Regierung  gezwungen 
werden,  neue  Bankstellen  zu  errichten  „in  den  Ländern,  auf  die 
sich  ihre  Geschäfte  beziehen",  d.  h.  in  Westafrika.  Sie  hat  auf 
Verlangen  für  den  französischen  Staat  das  Amt  eines  Schatz- 
meisters zu  übernehmen  in  den  französisch -westafrikanischen 
Besitzungen,  in  denen  sie  Filialen  unterhält.*) 

Die  Leitung  der  Bank  liegt  wie  bei  der  Bank  von  In- 
dochina  einem  Verwaltungsrat  ob.  Er  besteht  aus  5 — 8  Mit- 
gliedern, die  sämtlich  Franzosen  und  Eigner  von  mindestens 
40  Aktien  sein  müssen.  Sie  werden  auf  5  Jahre  von  der  Ge- 
neralversammlung gewählt. 

Auch  bei  der  Bank  von  Westafrika  hat  der  Verwaltungs- 
rat prinzipiell  alle  Rechte  und  Befugnisse,*)  und  die  Direktoren 
sind  seine  Untergebenen. 

Die  Vertretung  der  Aktionäre  auf  der  Generalversammlung 
ist  wie  bei  den  alten  Kolonialbanken  geregelt.  Die  General- 
versammlung besteht  aus  allen  Aktionären,  die  seit  6  Monaten 
mindestens  10  Aktien  besitzen.  Doch  können  Eigner  von  weniger 
als  10  Aktien,  die  zusammen  10  Aktien  besitzen,  sich  durch 
einen  von  ihnen  vertreten  lassen.*) 

Die  Staatsaufsicht  wird  ausgeübt  durch  den  Regierungs- 
kommissar, respektive  Verwaltungszensor,  den  fakultativen  In- 
spektor und  die  allen  Kolonialbanken  gemeinsame  Überwachungs- 
kommission. 


0  Statuten  Art.  16. 
•)  Dekret  1901  Art.  18. 
»)  Statuten  Art.  47/62. 
*)  Vergl.  Art.  36/46. 
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3.  Kapitel. 

§  32. 
DIE  ENTWICKLUNG  DER  BANK. 

Die  Bank  von  Westafrika  besteht  erst  seit  6  Jahren. 
Doch  läßt  sich  schon  einiges  über  ihre  Tätigkeit  sagen.  Auch 
diese  nach  dem  Typus  der  Bank  von  Indochina  geschaffene 
Kolonialbank  zeichnet  sich  durch  eine  vorsichtige  Bankleitung 
aus.  Dies  kommt  besonders  darin  zum  Ausdruck,  daß  regel- 
mäßig ein  Teil  des  Reingewinns,  der  als  Dividende  verteilt 
werden  könnte,  zur  Verstärkung  der  Reserve  verwendet  wird. 
Nach  fünf  Jahren  beträgt  diese  311  209  fr.  Die  Bank  will  lieber 
bescheidene  aber  stetige,  als  hohe  aber  schwankende  Dividenden 
zahlen.  In  den  ersten  vier  Jahren  kamen:  5®/o,  5 o/o,  6®/o  und 
6  ^/o  zur  Ausschüttung. 

Die  Diskont-  und  Darlehensgeschäfte  der  Bank  bewegen 
sich   noch  in   mäßigen  Grenzen;    sie   betrugen  zusammen   ca. 

2  Millionen  fr.,  woran  die  Diskontgeschäfte  den  größten  Anteil 
haben.  Bemerkenswert  ist  die  Entwicklung  der  Warenlombard- 
geschäfte,  welche  bei  der  Bank  von  S6n6gal  eine  ganz  unter- 
geordnete Rolle  gespielt  hatten.  Dagegen  hat  die  Bank  noch 
keine  Emtedarlehen  gewährt.  Ferner  zeigen  die  Kontokorrent- 
ziffem  eine  starke  und  steigende  Aufwärtsbewegung.  Während 
die  Kontokorrenteinzahlungen  der  Bank  von  Senögal  im  Maximum 

3  Millionen  fr.  betrugen,  stiegen  sie  bei  der  Bank  von  West- 
afrika von  6,7  Millionen  (1901/2)  auf  26,4  MiUionen  fr.  (1904/5) 
und  ließen  einen  solde  cröditeur  zugunsten  der  Bankkunden  von 
2  269  657  fr.   Das  ist  ein  gutes  Zeichen  für  den  Kredit  der  Bank. 

Auch  der  Notenumlauf,  der  fast  7  Mill.  fr.  (30.  VI.  1906) 
erreicht,  weist  eine  starke  Zunahme  auf.  Dabei  besitzt  die  Bank 
einen  starken  Metallbestand  in  Höhe  von  3433  704  fr.  (30.  VI.  06). 

Die  Wechselgeschäfte  haben  seit  Gründung  der  Bank  einen 
bedeutenden  Aufschwung  genommen;  sie  betrugen  1904/5  19,2 
Millionen  fr.  und  ergaben  einen  kleinen  Überschuß  der  6missions 
über  die  remises. 
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Trotzdem  die  Bank  ihren  Sitz  in  Paris  hat  und  dort  keinen 
Vertreter  benötigt,  unterhält  sie  doch  Beziehungen  mit  dem 
Nationalen  Diskontkontor  in  Paris.  Das  Geschäftsjahr  1905106 
schloß  mit  einem  solde  crdditeur  von  1528401  fr.  zugunsten 
der  Bank  von  Westafrika. 

Wenn  wir  diesen  Angaben  noch  hinzufügen,  daß  die  Bank 
von  Westafrika  den  kolonialen  E[redit  noch  etwas  verbilligt  hat 
gegenüber  der  Bank  von  S6n6gal,  so  wird  klar,  daß  damit  in 
sechs  Jahren  alles  geschehen  ist,  was  billigerweise  erwartet 
werden  konnte.   Die  Bank  hat  gute  Zukunftsaussichten. 


.DRITTES  BUCH. 
DIE  BANK  VON  ALGERIEN. 

1.  Kapitel. 

§  33. 
ERRICHTUNG  UND  VERFASSUNG  DER  BANK. 

Wir  haben  jetzt  noch  eine  Kolonialbank  zu  betrachten, 
welcher  manche  Schriftsteller  die  Eigenschaft  als  Kolonialbank 
abgesprochen  haben,  nämlich  die  Bank  von  Algerien.  Algerien 
sei  eine  bloße  Fortsetzung  des  Mutterlandes  Frankreich  und 
habe  sich  in  bezug  auf  seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  dem 
Mutterlande  schon  so  sehr  angepaßt,  daß  auch  die  Bank  von 
Algerien  in  ihrer  inneren  Struktur  sich  nicht  mehr  sonderlich 
von  der  Bank  von  Frankreich  unterscheide.^)  Trotzdem  rechnen 
wir  die  Bank  von  Algerien  noch  zu  den  Kolonialbanken  gemäß 
der  auf  Seite  2  gegebenen  Definition,  da  sie  einerseits  in  einer 
Kolonie  errichtet  ist  und  dort  arbeitet,  und  andererseits  in  der 
Kolonie  das  Notenprivileg  besitzt 

Ende  der  40  er  Jahre  machte  sich  in  Algerien  das  Be- 
dürfnis nach  einer  Bank  geltend.  Die  zu  gründende  Bank  sollte 
sowohl  die  Vorzüge  der  Bank  von  Frankreich,  wie  diejenigen 
der  nationalen  Kontore,  die  1848  während  der  schwersten  Krisen- 
zeiten geschaffen  waren  und  Algerien  ausgezeichnete  Dienste 
geleistet  hatten,  in  sich  vereinigen.  Man  entschloß  sich  aber 
schließlich,  nicht  eine  Filiale  der  Bank  von  Frankreich,  sondern 
eine  selbständige  Bank  mit  dem  Sitze  in  Algier  zu  gründen. 
Das  geschah  durch  Gesetz  vom  4.  Vin.  1851.   Ein  Gesetz  vom 


*)  Denizet,  a.  a.  0.  S.  27. 
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13.  VIII.  1853  regelte  das  Verhältnis  der  Bank  und  ihrer  Filialen, 
von  denen  bis  1900  fünf  entstanden  sind.  1900  wurde  der  Sitz 
der  Bank  von  Algerien  von  Algier  nach  Paris  verlegt  und  Algier 
sank  zu  einer  bloßen  Filiale  herab.  1904  wurde  in  Tunis  eine 
(7.)  Filiale  der  Bank  errichtet.  Dies  geschah  in  Ausübung  eines 
der  Bank  von  Algerien  1900  verliehenen  Rechts  nicht  nur  in 
Algerien,  sondern  auch  in  den  anderen  französischen  Kolonien 
und  Protektoraten  (Nord)  Afrikas,  Niederlassungen  gründen  und 
Noten  ausgeben  zu  dürfen.  Auch  die  französische  Regierung 
kann  bis  zum  31.  XII.  1905  die  Gründung  von  vier  neuen 
Filialen  seitens  der  Bank  von  Algerien  verlangen. 

Die  Bank  von  Algerien  ist  mit  Hilfe  des  Staates  errichtet 
worden,  indem  dieser  von  dem  Anfangskapital  der  Bank  (3  Mil- 
lionen fr.)  1  Million  fr.  vorschoß  und  sich  nur  deren  Verzinsung 
(zu  3^/o)  und  Rückzahlung  nach  drei  Jahren  ausbedang.  Das 
Kapital  der  Bank  wurde  1861  auf  10  Millionen  fr.  erhöht  und 
beträgt  seit  1880  20  Millionen  fr. 

Das  Bankprivileg  wurde  ursprünglich  nur  auf  20  Jahre 
erteilt,  dann  aber  immer  wieder  verlängert,  zuletzt  im  Jahre 
1900  bis  zum  31.  XII.  1920. 

Das  Hauptvorrecht  der  Bank  von  Algerien  ist  das  alleinige 
Recht  zur  Ausgabe  von  Noten  in  Beträgen  von  1000,  500,  100, 
50  und  seit  1872  auch  von  20  und  5  fr.  1880  wurden  die 
5  fr. -Noten  wieder  beseitigt  Die  Noten  hatten  anfangs  weder 
Zwangskurs  noch  Kassenkurs.  Während  der  Krise  von  1870, 
von  der  auch  Algerien  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurde,  er- 
hielten sie  ebenso  wie  die  Noten  der  Bank  von  Frankreich 
Zwangskurs,  d.  h.  die  Noten  wurden  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel, und  die  Bank  ward  von  ihrer  Einlösungspflicht  entbunden. 
Der  Zwangskurs  der  Noten  wurde  erst  durch  Gesetz  vom  4.  TV. 
1880  beseitigt  Dieses  Gesetz  legte  den  Noten  der  Bank  von 
Algerien  gesetzliche  Zahlungskraft  bei,  d.  h,  die  Noten  sind 
gesetzliches  Zahlungsmittel,  aber  nur  solange  die  Bank  ihre  Ein- 
lösungspflicht erfüllt  1)  Bei  dieser  Regelung  ist  es  seitdem  ge- 
blieben. 

»)  Vgl.  oben  S.  30. 
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Der  Notenumlauf  war  zuerst  durch  zwei  Bestimmungen 
begrenzt  worden.  Erstens  sollte  der  Notenumlauf  zusammen  mit 
den  sonstigen  Schulden  der  Bank  nie  das  dreifache  des  Metall- 
bestandes der  Bank  übersteigen  dürfen,  und  Zweitens  sollte  der 
Überschuß  der  Passiva  der  Bank  über  ihren  Metallvorrat  nie 
größer  sein  als  der  dreifache  Betrag  des  eingezahlten  Bankkapitals.^) 

Diese  letzte  Bestimmung,  welche  sich  als  unzweckmäßig 
erwies,  wurde  1880  aufgehoben.  1900  wurde  die  ganze  Frage 
im  Art.  2  des  Gesetzes  in  folgender  Weise  neu  geregelt:  die  Noten- 
ausgabe der  Bank  hat  sich  in  solchen  Grenzen  zu  halten,  daß 
die  Bank  mittelst  ihres  Metallvorrats  und  der  sofort  fälligen 
Papiere  ihres  Portefeuilles  jederzeit  imstande  ist,  ihre  Zahlungs- 
verpflichtungen unverzüglich  zu  erfüllen.  Doch  darf  der  Noten- 
umlauf nie  150  Millionen  fr.  übersteigen. 

Das  zweite  Privileg,  das  wir  bei  den  Kolonialbanken  kennen 
lernten :  die  unter  besonderer  Vergünstigung  für  die  Bank  er- 
folgenden Erntedarlehen,  ist  der  Bank  von  Algerien  von  Anfang 
an  versagt  geblieben.  Es  wäre  verkehrt,  in  diesen  prets  sur  re- 
colte  ein  Kriterium  für  die  Kolonial banken  sehen  zu  wollen. 
Denn  dann  gehörten  die  Banken  von  Guyane,  Senegal  und  West- 
afrika nicht  zu  den  Kolonialbanken.  Viel  wesentlicher  ist  die 
Verfassung  und  die  Geschäftsmethoden  der  Bank,  und  diese  zeigen 
eine  unverkennbare  Verwandtschaft  mit  den  übrigen  Kolonial- 
banken. Auch  die  Bank  von  Algerien  darf  nur  die  Geschäfte 
treiben,  die  ihr  durch  die  Statuten  erlaubt  sind.^)  In  der  Haupt- 
sache handelt  es  sich  um  Diskontierung  von  Wechseln,  um  Dar- 
lehen gegen  Hinterlegung  von  Waren,  öffentlichen  Schuldbriefen 
und  gewissen  anderen  Wertpapieren  oder  von  gemünztem  und  un- 
gemünztem  Gold  und  Silber,  sowie  um  die  Ausgabe  von  Wechseln, 
Anweisungen,  Schecks  und  Noten.  Auch  das  Kontokorrent- 
und  Inkassogeschäft  des  regulären  Bankbetriebs  wäre  hier  zu 
nennen.  Die  Wechsel  brauchen  nur  zwei  Unterschriften  zu  tragen, 
von  denen  die  eine  noch  durch  bestimmte  Pfänder  ersetzt  werden 
kann.    Ihre  Verfallzeit  muß  bestimmt  sein  (damit  sind  alle  Sicht- 

')  Gesetz  4.  VIII.  1851,  Art.  6. 
•)  Statuten  1900,  Art.  10. 
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und  Nach-Sichtwechsel  ausgeschlossen)  und  darf  100  Tage  nicht 
übersteigen  —  lauter  Abweichungen  von  den  Regeln  der  Bank 
von  Frankreich.  Die  Bank  von  Algerien  darf  für  gewöhnlich 
keine  verzinsliche  Depositen  annehmen  —  das  erinnert  umgekehrt 
an  die  alten  Kolonialbanken.  Vs  des  Reingewinnes  der  Bank 
ist  halbjährlich  der  Reserve  zuzuschreiben,  bis  diese  Vs  des  ein- 
gezahlten Kapitals  erreicht  Diese  starke  Reservebildung  war 
ja  auch  für  die  übrigen  Kolonialbanken  charakteristisch.  Im 
Gegensatz  zu  den  Banken  von  Indochina  und  von  Westafrika 
wurde  es  der  Bank  von  Algerien,  als  sie  ihren  Sitz  nach  Paris 
verlegte,  nicht  erlaubt,  dort  Diskont-,  Darlehens-  und  Konto- 
korrentgeschäfte zu  machen.^)  Die  Bank  von  Algerien  sollte  eben 
eine  reine  Kolonialbank  bleiben,  d.  h.  nur  in  der  Kolonie  arbeiten. 

Über  die  Verfassung  der  Bank  sei  noch  kurz  folgendes 
festgestellt:  Die  Bankleitung  liegt  einem  Verwaltungsrate  ob, 
bestehend  aus  1  Direktor,  1  ünterdirektor,  9  Verwaltern  und 
3  Zensoren.  Die  Verwalter  und  Zensoren  werden  durch  die 
Generalversammlung  der  Aktionäre  gewählt;  der  Direktor  durch 
den  Präsidenten  der  französischen  Republik  auf  Vorschlag  des 
Pinanzministei'S,  der  ünterdirektor  durch  den  Finanzminister 
selbst  ernannt  Da  der  Direktor  die  übrigen  Bankbeamten  er- 
nennt und  entläßt,  hat  er  dem  Verwaltungsrat  gegenüber  eine 
ähnlich  unabhängige  Stellung  wie  die  Direktoren  der  alten  Ko- 
lonialbanken. 

Bemerkenswerf  ist  noch,  daß  neben  dem  oben  erwähnten 
Verwaltungsrate  in  Paris  auch  bei  jeder  Filiale  ein  besonderer 
Verwaltungsrat  geschaffen  ist,  der  aus  1  Direktor,  6—9  Ver- 
waltern und  3  Zensoren  besteht  Er  erhält  seine  Weisungen  von 
dem  Verwaltungsrate  in  Paris,  handelt  aber  sonst  frei  und  unter 
eigener  Verantwortung.  Auch  der  Direktor  einer  Filiale  wird  durch 
den  Finanzminister  aber  auf  Vorschlag  des  Direktors  der  Bank 
von  Algerien  ernannt 

Auf  der  Generalversammlung  hat  jeder  Aktionär  Stimm- 
recht, der  seit  vier  Monaten  mindestens  10  Aktien  zu  eigen  hat 

Ein  Vergleich  der  Bank  von  Algerien  mit  der  Bank  von 

»)  Art.  12  der  Statuten  von  1900. 
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Frankreich  würde  ergeben,  daß  theoretisch  der  Unterschied 
zwischen  beiden  nicht  mehr  allzu  groß  ist.  Praktisch  ist  er 
trotzdem  vorhanden.  Er  hat  sich  trotz  einer  mehr  als  50jährigen 
Bankentwicklung  noch  nicht  verwischt.  Auch  1900  mußte  der 
seit  1880  ständig  erneuerte  Antrag  auf  Fusion  der  Bank  von 
Algerien  mit  der  Bank  von  Frankreich  noch  abgelehnt  werden 
auf  Grund  der  großen  wirtschaftlichen  Verschiedenheit  zwischen 
Prankreich  und  Algerien,  Diese  Tatsache  gibt  uns  ein  Recht, 
zwischen  beiden  Banken  einen  deutlichen  Strich  zu  ziehen. 
Die  folgende  Darstellung  der  Entwicklung  der  Bank  von  Al- 
gerien wird  Aufechluß  darüber  geben,  ob  die  Bank  mehr  von 
der  Bank  von  Frankreich  oder  von  den  Kolonialbanken  an  sich  hat, 

2.  Kapitel. 
§  34. 
DIE  ENTWICKLUNG  DER  BANK  VON  ALGERIEN. 
Die  erste  Tat  der  Bank  war,  daß  sie  den  in  den  40  er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  in  Algerien  stark  verbreiteten  Uralauf 
spanischer  Piaster  durch  ihre  Noten  ersetzte  und  dadurch  die 
französische  Währung  einführen  half.  Trotz  finanzieller  Zu- 
sammenbrüche infolge  des  Araberaufstandes,  trotz  Cholera,  Erd- 
beben, Dürre  und  Hungersnot  nahm  die  Bank  eine  günstige 
Entwicklung;  sie  dankte  dies  ihrer  guten  Leitung,  welche  vor 
allem  auf  kurze  Verfallzeit  der  Wechsel  ihres  Portefeuilles  und 
auf  Verteilung  des  Risikos  bedacht  war.  Von  1881  ab  machte 
die  Bank,  der  öffentlichen  Meinung  nachgebend,  Geschäfte,  die 
sich  eher  für  einen  Cr6dit  foncier  als  für  eine  Notenbank  eigneten. 
Die  glänzenden  Ergebnisse  in  den  ersten  Jahren  dieser  neuen 
Geschäftsperiode  täuschte  hinweg  über  die  Übertreibungen,  die 
sich  die  Bank  in  ihrer  Kreditgewährung  zuschulden  kommen 
ließ.  Die  Agrarkreditgeschäfte  der  Bank  führten  zu  anhaltender 
Immobilisierung  des  Bankkapitals  durch  irreguläre  Diskontge- 
schäfte.^)   Die  Folge  war,  daß   die  Diskontgeschäfte  bis  1895 

^)  Es  wurden  Grundstücke  als  Pfand  gegeben  und  bei  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Schuldners  notgedrungen  von  der  Bank  zu  Eigentum 
erworben. 

S  Ol  tau,  Die  französiBclien  Kolonialbanken.  10 
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stationär  blieben  zwischen  400  und  460  Millionen  fr.  Bei  Er- 
neuerung des  Bankprivilegs  1897  hatte  die  Bank  einen  OiTind- 
besitz  im  Werte  von  10  Millionen  fr.,  einen  immobilisierten 
Wechselbestand  von  9,4  Millionen  fr.  und  außerdem  noch  Außen- 
stände von  8,4  Millionen  fr.  Um  die  Erneuerung  ihres  Noten- 
priyileg3  zu  erbalten,  mußte  die  Bank  ihren  Grundbesitz,  der 
bislang  glänzende  Erträge  geliefert  hatte,  für  8  Millionen  fr., 
d.  h.  unter  Verlust  von  2  Millionen  fr.  an  eine  neugebildete 
Soci6t6  domaniale  alg^rienne  abtreten  und  ihre  ganzen  Außen- 
stände nebst  den  immobilisierten  Wechseln  ihres  Portefeuilles 
ins  Verlustkonto  setzen.  Diese  Maßnahmen  zehrten  die  ganze 
fieserve  der  Bank  auf,  die  noch  1898  (31.  X.)  ca  18  Millionen  fr. 
betragen  hatte.  Aber  Wechselportefeuille  und  Bilanz  wurden 
frei  von  statutenwidrigen  Werten.  Eine  vorsichtige,  aber  ge- 
schickte Bankleitung  hat  es  in  den  darauf  folgenden  6  Jahren 
zuwege  gebracht,  daß  durch  Zuwendung  eines  Teils  des  eigent- 
lich als  Dividende  zu  verteilenden  Gewinns  der  Reservefonds 
Am  31.x.  1906  bereits  wieder  13  Millionen  fr.  überstieg.  1904/5 
wurden  von  der  Bank  für  781464747  fr.  Wechsel  diskontiert 
gegen  477  400000  fr.  im  Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre.*) 
Diese  Diskontgeschäfte  waren  das  Hauptgeschäft  der  Bank,  neben 
•dem  die  eigenÜichenDarlehensgeschäfte  geringeBedeutung  hatten. 
Der  Notenumlauf  betrug  1906  (31.  X.)  126  271480  fr.  bei  einem 
Metallbestande  von  50877  357  fr.  1904/5  erzielte  die  Bank  mit 
einem  Kapital  von  20  Millionen  fr.  einen  Reingewinn  von  2,9 
Millionen  fr. 

Auch  der  Bank  von  Algerien  fiel  wie  den  anderen  Kolo- 
nialbanken die  bedeutsame  Aufgabe  zu,  die  Wechselkurse  zu 
regulieren.  Das  war  nicht  leicht,  weil  Algerien  meist  eine 
passive  Handelsbilanz  aufwies.  Sein  Budget  schloß  in  der  Regel 
mit  einem  Ausgaben  Überschuß  von  50 — 60  Millionen  fr.,  der 
durch  Anweisungen  auf  das  französische  Schatzamt  in  Paris 
gedeckt  wurde.  Bei  dem  Rimessenmangel  kam  es  dem  Handel 
in  Algerien  sehr  zu  statten,  daß  er  von  dem  kolonialen  Schatz- 

^)  Vergl.  Berichte  des  Yerwallmigsrates  der  B.  v.  A.  im  Economiste 

fran^ais. 
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amt  in  Algier  Anweisungen  auf  Paris  erhalten  konnte.  Ihren 
Gegenwert  zahlte  er  dafür  bei  der  Bank  von  Algerien,  welche 
die  Kassengeschäfte  des  kolonialen  Schatzamts  führte,  in  bar  ein. 
Die  vom  Handel  für  die  Rimessen  bei  der  Bank  eingezahlten 
Summen  tilgten  das  oben  erwähnte  Defizit  der  Kolonie,  indem 
sie  das  Guthaben  der  Kolonie  bei  der  Bank  verstärkten.  Auf 
Grund  dieses  Bankguthabens  hätte  der  französische  Staat  die 
Bank  verpflichten  können,  dem  Handel  jederzeit  und  unentgelt- 
lich Rimessen  auf  Frankreich  zu  liefern.  Man  begnügte  sich 
aber  1900  mit  der  halben  Maßregel,  die  Bank  zu  bestimmen, 
in  Algier,  Oran,  Böne  und  Philippeville  ihre  Noten  bis  zum 
Betrage  von  1000  fr.  jeder  Person,  die  ihre  Abreise  nach  Prank- 
reich nachweist,  auf  Verlangen  gegen  Noten  der  Bank  von 
Frankreich  zum  Parikurse  einzutauschen,  i)  Da  der  französische 
Finanzminister  schon  1899  angeordnet  hat,  daß  die  Anweisungen 
auf  das  Schatzamt  in  Paris  ohne  Prämie  oder  höchstens  unter 
Abzug  einer  proportionellen  Stempelgebühr  abgegeben  werden 
sollen,  so  beträgt,  so  lange  die  Bank  solche  Anweisungen  ab- 
gibt, der  Maximalwechselkurs  für  Rimessen  auf  Frankreich,  die 
gewöhnlich  6  Tage  nach  Ausstellung  fällig  sind,  3o/o,  das  ist  der 
Betrag  der  Stempelgebühr. 

Manche  hatten  gehofft,  den  Wechselkurs  zwischen  Frank- 
reich und  Algerien  ganz  beseitigen  zu  können  durch  Errichtung 
einer  Filiale  der  Bank  von  Frankreich  in  Algier.  Aber  die  Er- 
fahrung hat  gelehrt,  daß  die  Eingeborenen  in  Algerien  die  Noten 
der  Bank  von  Algerien  nur  deshalb  in  Zahlung  nehmen,  weil 
sie  gewisse  arabische  Zeichen  und  Merkmale  tragen,  die  es  den 
Eingeborenen  ermöglichen,  den  Wert  der  Noten  zu  erkennen. 
Die  Noten  der  Bank  von  Frankreich  wurden,  wenn  überhaupt, 
nur  gegen  ein  Disagio  genommen.  Wenn  die  Bank  von  Frank- 
reich nun  für  ihre  eine  Zeitlang  projektierte  Filiale  in  Algier 
besondere  Noten  mit  arabischen  Zeichen  ausgegeben  hätte,  so 
würden  diese  ohne  weiteres  ein  Agio  gegenüber  ihren  nur  für 
den  Gebrauch  im  Mutterlande  bestimmten  Noten  erzielt  haben.*) 

*)  Parlamentarischer  Bericht  von  Moigne  a.  a.  0. 
»)  Brice,  Parlam.  Bericht  1879,  a.  a.  0. 
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Eine  Filiale  in  Algier  würde  die  Bank  von  Frankreich 
zwingen,  zu  gewissen  Zeiten  Geld  von  Frankreich  nach  Algerien 
zu  senden,  zu  anderen  Zeiten  es  wieder  nach  Frankreich  zurück- 
zuschicken, um  es  nicht  unproduktiv  in  Algerien  liegen  zu  lassen. 
Die  Kosten  der  Bargeldsendungen  hätten  eine  Ergänzungspro- 
vision oder  eine  Erhöhung  des  Diskontsatzes  zur  Folge,  und  der 
Wechselkurs  zwischen  Frankreich  und  Algerien  wäre  in  anderer 
Form  doch  da.  Also  eine  Umwandlung  der  Bank  von  Algerien 
in  eine  Filiale  der  Bank  von  Frankreich  hätte  nicht  den  er- 
warteten Erfolg  gehabt  Gegen  eine  Fusion  der  beiden  Banken 
sprach  auch  noch,  daß  es  der  Bank  von  Frankreich  im  Interesse 
der  Einlösbarkeit  ihrer  Noten  auch  1900  noch  nicht  möglich  war, 
dem  Handel  in  Algerien  dieselben  Erleichterungen  und  Vergün- 
stigungen zu  gewähren,  wie  die  Bank  von  Algerien,  die  z.  B.  nur  2 
Unterschriften  auf  den  Wechseln  verlangt,  100  Tage  Wechsellauf- 
zeit gestattet  und  daneben  ein  weit  verzweigtes  Netz  von  Filialen 
und  Hilfskassen  hat.  Insbesondere  würde  die  von  der  Bank  von 
Frankreich  verlangte  3.  Unterschrift  dem  Handel  in  Algerien  große 
Schwierigkeit  machen  und  jedenfaUs  den  Diskontsatz  erhöhen.  Und 
damit  wäre  ein  Vorteil  der  vorgeschlagenen  Fusion,  den  Handel  in 
Algerien  an  dem  niedrigen  Diskont  der  Bank  von  Frankreich  teil- 
nehmen zu  lassen,  illusorisch  gemacht  Es  verdient  übrigens 
hervorgehoben  zu  werden,  daß  die  Bank  von  Algerien  seit  1902 
zu  4^/o  diskontiert  also  zu  einem  mäßigen  und  wenig  lästigen 
Satze.  Aus  allen  diesen  Gründen  sah  man  1900  davon  ab,  die 
beiden  in  Frage  stehenden  Banken  zu  vereinigen.  Man  hat  aber 
das  Notenprivileg  beider  Banken  übereinstimmend  nur  bis  zum 
31.  Dezember  1920  verlängert  Falls  der  französische  Staat  dann 
eine  Fusion  für  nötig  hält,  hat  er  ein  Machtmittel  in  der  Hand, 
um  seinen  Willen  den  Banken  aufzuzwingen.  Denn  ohne  Noten- 
privileg sind  beide  Banken  nicht  existenzfähig. 

1851  bei  ihrer  Gründung  erhielt  die  Bank  von  Algerien 
einen  Staatsvorschuß  von  1  Million  fr.,  der  aber  schon  nach 
3  Jahren  zurückgezahlt  wurde.  1871  hat  umgekehrt  die  Bank 
dem  französischen  Staate  ein  Darlehen  von  12  Millionen  fr.  ge- 
währt. Seit  1900  sind  ihr  dem  Staate  gegenüber  neue,  ziemlich 
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bedeutende  Leistungen  auferlegt  Dazu  gehört  erstens  eine  jähr- 
liche Abgabe  an  den  Staat  von  200000  fr.,  die  von  1906  ab 
auf  250000  fr.  und  von  1913  ab  auf  300000  fr.  steigt;  sodann 
ein  einmaliges  zinsloses  Darlehen  von  3  Millionen  fr.  für  die 
Dauer  des  Privilegs  der  Bank.  Darlehen  und  jährliche  Abgabe 
soUen  zur  Gründung  einer  Agrarbank  in  Algerien  dienen  und 
die  Entwickelung  der  Bank  von  Algerien  zu  einer  reinen  Handels- 
bank in  die  Wege  leiten.*) 

Neben  diesen  Leistungen  an  den  Staat  muß  die  Bank  noch 
verschiedene  fest  benannte  Geschäfte  des  französischen  Schatz- 
amts in  Algerien  unentgeltlich  besorgen.*)  In  dieser  Aufgabe  be- 
rührt sie  sich  mit  der  Bank  von  Indochina.  Auch  sonst  konnten 
wir  bislang  auf  manches  hinweisen,  was  sie  mit  allen  Kolonial- 
banken gemeinsam  hat.  Aber  im  Ganzen  fällt  die  Bank  von  Al- 
gerien doch  etwas  aus  dem  Rahmen  einer  Kolonialbank  heraus; 
sie  bildet  schon  eine  Übergangsstufe  zwischen  den  Kolonial- 
banken und  den  Banken  des  Mutterlandes  (Kontinentalbanken). 
Dieser  Umstand  rechtfertigt  es  wohl  zur  Genüge,  daß  wir  die 
Bank  von  Algerien,  wie  eingangs  dieser  Arbeit  versprochen,  von 
allen  Kolonialbanken  zuletzt  und  nicht  zuerst  behandelt  haben. 


*)  Gesetz  vom  5.  VII.  1900  Art.  5/6. 
•)  Gesetz  vom  5.  VH.  1900  Art.  7—9. 


VIERTES  BUCH. 

VERGLEICH  DER  KOLONIALBANKEN  MIT 

ANDEREN  BANKEN  SOWIE  DER  KOLONIAL- 

BANKEN  UNTEREINANDER. 

1.  Kapitel. 
IHR  VERGLEICH  MIT  ANDEREN  BANKEN. 

Die  Reihe  der  französischen  Kolonialbanken  ist  mit  der 
Bank  von  Algerien  geschlossen.  Es  gilt  nunmehr  auf  Grund  des 
vorgebrachten  Materials,  das  Wesen  der  Kolonialbanken  im  Gegen- 
satze zu  unseren  Kontinentalbanken  zu  erfassen  und  darzustellen. 

Dabei  werden  noch  einmal  alle  Eigentümlichkeiten  und 
Sonderheiten  kurz  festzustellen  sein,  denen  wir  bei  Besprechung 
der  9  Kolonialbanken  begegnet  sind,  auch  wenn  sie  nicht  allen 
9  Kolonialbanken  gemeinsam  sein  sollten. 

§  35. 

I.  Alle  Kolonialbanken  haben  das  Notenprivileg,  das  sie 
nicht  entbehren  können,  wenn  sie  erfolgreich  wirken  sollen. 

Dies  unterscheidet  sie  bereits  von  den  vielen  Banken,  die 
nicht  privilegierte  Notenbanken  sind. 

IL  Allen  Kolonialbanken  ist  nur  ein  fest  umgrenzter 
Kreis  von  Geschäften  gestattet.  Einer  solchen  Beschränkung 
unterliegen  unsere  Notenbanken  auch.  Wichtig  ist  aber  die  Fest- 
stellung, daß  diese  Begrenzung  bei  den  Kolonialbanken  kein  ge- 
setzgeberischer Willkürakt  ist,  sondern  noch  mehr  als  bei  den 
anderen  Notenbanken  mit  Notwendigkeit  aus  dem  Charakter  und 
Zweck  der  Kolonialbanken  entspringt  Das  große  Risiko,  das  den 
Kolonialbanken  infolge  der  besonderen  Verhältnisse  aus  fast 
jedem  wichtigeren  Geschäft  erwächst  oder  doch  erwachsen  kann, 
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macht  es  dem  Gesetzgeber  zur  Pflicht,  den  Eolonialbanken  alle 
im  eigentlichen  Sinne  spekulativen  Geschäfte,  z.  B.  die  Beleihong 
von  Land,  Häusern,  Schiffen  oder  den  Handel  mit  Schiffen  oder 
Waren  ^)  zu  verbieten. 

Daß  der  Geschäftskreis  der  Kolonialbanken  beschränkt 
wurde,  ist  festgestellt,  desgleichen  weshalb  dies  geschah.  Noch 
bedeutsamer  ist  es  zu  ergründen,  in  welcher  Weise  die  Ko- 
lonialbanktätigkeit eingeengt  wurde  und  auf  welche  Geschäfte 
die  Kolonialbanken  sich  notgedrungen  konzentrieren  mußten. 
Zugleich  mit  den  ihnen  eigentümlichen  Geschäften  sind  auch 
noch  die  besonderen  Geschäftsmethoden,  die  sich  bei  den  Ko- 
lonialbanken entwickelt  haben,  kurz  zu  streifen. 

§  36. 

DIE  DEN  KOLONIALBANKEN  EIGENTÜMLICHEN 
GESCHÄFTE  UND  GESCHÄFTSMETHODEN. 

ni.  Bei  keiner  der  zahlreichen  französischen  Banken  des. 
Mutterlandes  finden  sich  die  prets  sur  r6colte.  Sie  sind  eine 
bemerkenswerte  Schöpfung  und  Einrichtung  des  Kolonialkredits, 
die  der  französische  Gesetzgeber  bislang  vergeblich  im  Mutter- 
lande einzuführen  versucht  hat.  Wenngleich  die  Russische  Reichs- 
bank ähnliche  Darlehen  gewährt,  indem  sie  eingeernteten  Weizen 
bis  zu  75^/o  seines  Verkaufs  wertes  und  noch  nicht  eingeernteten 
Weizen  und  Stroh  bis  zu  40°/o  seines  Werts  beleiht,  so  scheint 
doch  der  Mißerfolg  aller  auf  Einführung  der  Erntedarlehen  in 
Frankreich  gerichteten  Bestrebungen  zu  zeigen,  daß  für  diese 
Form  des  landwirtschaftlichen  Kredits  in  kultivierten  Ländern 
das  Bedürfnis  fehlt.  Damit  wäre  aber  der  Beweis  erbracht,  daß. 
die  prets  sur  röcolte  eine  spezifisch  koloniale  Kreditform  und 
somit  ein  naturale,  wenn  auch  kein  essentiale  der  Kolonial- 
banken sind. 

Neben  den  Erntedarlehen  ist  die  Diskontierung  von 
Wechseln  mit  nur  2  Unterschriften  für  die  Kolonialbanken 


^)  Nur  der  Handel  mit  Gold,  Silber,  Kupfer  und  Edelsteinen  war 
erlaubt. 
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sehr  bezeichnend.  Denn  niemand  wird  auf  die  Sicherheit,  welche 
die  3.  Unterschrift  bietet,  verzichten,  wenn  er  diese  Sicherheit 
unschwer  erlangen  kann.  Aber  gerade  die  Unmöglichkeit,  eine 
3.  Unterschrift  regelmäßig  —  nicht  bloß  ausnahmsweise  —  auf- 
zutreiben, wird  in  neuen  Ländern,  die  noch  wenig  entwickelten 
Handel  und  Verkehr  haben,  die  Banken  zwingen,  sich  —  der  Not 
gehorchend,  nicht  dem  eigenen  Triebe  —  mit  2  Unterschriften 
zu  begnügen. 

Den  Eolonialbanken  eigentümlich  sind  auch  die  sogenannten 
Aktiendarlehen.  Sie  finden  sich  nur  in  Gegenden,  deren  Be- 
wohner neben  ihren  Aktien  nicht  viele  andere  Gegenstände  des 
Bealkredits  besitzen.  Charakteristisch  ist  nicht  die  Yerpfändung 
von  Aktien  überhaupt,  sondern  von  Aktien  der  ausleihenden  Bank. 
Diese  Eigentümlichkeit  erklärt  sich  aus  dem  Gegenseitigkeits- 
verhältnis, das  zwischen  Aktionären  und  Kunden  der  Kolonial- 
banken bestand,  indem  fast  jeder  Aktionär  auch  Kunde  der 
Bank  war. 

Darlehen  auf  Gegenstände  von  Gold  und  Silber  sind 
Auch  bei  den  Kontinentalbanken  üblich.  Dagegen  werden  Gegen- 
:stände  von  Kupfer  und  Nickel,  so  wieEdelsteine  nur  von  Kolo- 
nialbanken beliehen.  Der  oft  schon  betonte  Sparkassencharakter 
-dieser  Art  Darlehen  ist  weniger  störend  bei  einer  Koloniaibank  als 
bei  einer  Kontinentalbank,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  in  der 
Kolonie  der  Geldumlauf  langsamer  geht  als  in  den  Kulturländern. 
Das  hat  zwei  Folgen:  die  diskontierten  Wechsel  bleiben  bis  zur 
Verfallzeit  in  der  Hand  der  Bank,  sie  zirkulieren  nicht,  es  sei 
Kienn,  daß  sie  auf  das  Ausland  lauten.  Die  Wechsel  sind  also 
Kreditmittel,  aber  kein  Zahlungsmittel.  Zweitens  mußte  die  Ver- 
fallzeit der  Wechsel  in  den  Kolonien  erhöht  werden,  nominell 
auf  4 — 6  Monate,  tatsächlich  auf  8  Monate.  Diese  hohen  Fristen 
waren  nur  deshalb  nötig,  weil  beim  Diskont  der  Kolonialbanken 
kein  Unterschied  zwischen  Pflanzer  und  Kaufmann  gemacht 
wurde,  obgleich  doch  offenbar  der  Pflanzer  seine  Kapitalien  auf 
längere  Zeit  festlegt  und  dementsprechend  längere  Kredite  braucht, 
ids  der  Kaufmann. 

Erwähnenswert  ist  hier  ferner,  daß  die  Kolonialbanken  den 
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verschiedenen  Formen  des  Realkredits  vor  den  Diskontgeschäften 
entschieden  den  Vorzug  gaben.  Dies  kam  darin  zum  Ausdruck, 
daß  sie  den  Lombardzinsfuß  stets  niedriger  ansetzten  als  den 
Diskontsatz.  Bei  unseren  Kontinentalbanken  ist  umgekehrt  der 
Lombardzins  meist  1  ^lo  höher  als  der  Diskontsatz.  Die  Kolonial- 
banken haben  für  ihre  Handlungsweise  triftige  Gründe.  In  den 
Kolonien,  wo  es  neben  Europäern  so  manche  andere  Bankkunden 
gibt,  deren  Begriffe  vom  Kredit  recht  unentwickelt  und  unklar 
sind,  bieten  die  Pfänder  tatsächlich  eine  größere  Sicherheit  als 
die  Persönlichkeit  des  Schuldners.  Dazu  kommt,  daß  es  sich 
bei  den  Eingeborenen  und  den  Kolonisten  meist  um  Leute  han- 
delt, die  selbst  wenig  oder  gar  keine  Kapitalien  haben,  sondern 
sich  solche  erst  erwerben  wollen.  Alles  dies  liegt  in  einem 
Kulturlande  gerade  umgekehrt,  sodaß  unsere  Banken  bei  gleicher 
Sicherheit  der  Diskontgeschäfte  gegenüber  den  Lombardgeschäften 
jenen  wegen  ihrer  Bequemlichkeit  und  rascheren  Realisierbarkeit 
den  Vorzug  geben. 

Zu  den  besonderen  Geschäftsmethoden  der  Kolonialbanken 
gehört  femer  die  starke  Reservebildung,  welche  notwendig  ist 
bei  dem  großen  Risiko,  das  die  Kolonialbanken  laufen,  sodann 
die  Anlegung  von  Kapital  und  Reserven  in  Rentenbriefen,  d.  h. 
die  Umwandlung  ihres  Grundkapitals  aus  einem  Betriebskapital 
in  ein  Garantiekapital.  Nicht  überall  ist  es  wie  bei  der  Bank 
von  Algerien  Pflicht  der  Bank,  ihr  Kapital  in  Rentenbriefen 
anzulegen.  Aber  überall  ist  dies  mehr  oder  weniger  streng 
beobachteter  Brauch,  von  dem  höchstens  die  Bank  von  Indo- 
cbina  abgeht  Bei  ihr  hat  das  Konto  Rentes  d'Etat  mehr  den 
finanziellen  Zweck,  die  Einnahmen  der  Bank  zu  erhöhen  und 
weniger  die  Bedeutung,  die  Bezahlung  der  Bankverbindlichkeiten 
zu  sichern. 

Die  Geschäftstätigkeit  der  Kolonialbanken  wird  in  beson- 
derer Weise  beeinflußt  durch  ihre  Aufgabe,  sowohl  den  inneren 
Geldumlauf  der  Kolonie  als  auch  die  Wechselkurse  zu  regu- 
lieren. Wir  erinnern  an  die  großen  und  häufigen  Geldsendungen, 
welche  die  Zurückzahlung  der  Banknoten  nötig  machte,  wenn  das 
Metallgeld  infolge  ungünstiger  Wechselkurse  ins  Ausland  abüoß. 
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Diese  zentrale,  das  Geld-  und  Zahlungswesen  der  Kolonien,  wenn 
nicht  beherrschende,  so  doch  maßgebend  beeinflussende  Stellung 
der  Kolonialbanken,  darf  nicht  übergangen  werden,  wenn  Avir  von 
ihnen  ein  vollständiges  Bild  bekommen  wollen. 

Zu  den  Aufgaben  der  Eolonialbanken,  die  ihren  Sitz  in 
Paris  haben,  gehört  es  auch,  die  einheimischen  Kapitalien  zu 
kolonialen  Unternehmungen  heranzuziehen;  die  Banken  ver- 
mitteln dadurch  zwischen  dem  heimischen  Kapital  und  der 
kolonialen  Arbeit  Diese  Tätigkeit  ist  ebenso  wichtig  für  die 
Kolonien  wie  bedeutsam  und  charakteristisch  für  die  Kolonial- 
banken. Sie  besteht  nicht  nur  darin,  daß  die  auf  ihre  Aktien 
gemachten  Einzahlungen  sowie  die  in  Paris  eingezahlten  Depo- 
siten zu  den  kolonialen  Geschäften  der  Banken  verwendet  werden, 
die  Kolonialbanken  bringen  auch  die  Aktien  und  Obligationen 
von  Kolonialgesellschaften  oder  Kolonialregierungen  auf  dem 
heimischen  Geldmarkte  unter  oder  beteiligen  sich  selbst  an  Unter- 
nehmungen, welche  die  Erschließung  der  Kolonie  zum  Zweck 
haben.  Schließlich  sind  in  diesem  Zusammenhange  noch  die 
verschiedenen  Dienstleistungen  der  Banken  für  den  Staat  oder 
die  kolonialen  Regierungen  zu  erwähnen. 

§  37. 
DIE  VEREINIGUNG  VON  AGRAR-  UND  HANDEI^BANK. 

Noch  zu  wenig  hervorgehoben  ist  die  merkwürdige  Tat- 
sache, daß  die  Kolonialbanken  Handels-  und  Agrarbanken  zu- 
gleich sind.  Während  in  den  kultivierten  Staaten  das  Bestreben 
nach  Spezialisierung  und  Arbeitsteilung  im  Bankgewerbe  vor- 
herrscht und  wenigstens  die  Trennung  in  Banken  des  Agrar- 
kredits und  in  solche  für  Handel  und  Industrie  durchgeführt 
ist,  finden  wir  bei  den  Kolonialbanken  alle  verschiedenen  Bank- 
formen:  Agrarbank,  Depositenbank,  Notenbank,  Diskont-  und 

Wechselbank,  Pfandleihbank,  Sparbank,  Emissionsbank in 

einem  Bankinstitute  vereinigt. 

Die  geringe  wirtschaftliche  Entwickelung  der  Kolonien  bot 
wenigstens  bei  Gründung  der  Kolonialbanken  nicht  Baum  und 
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Beschäftigung  genug  für  mehrere  Spezialbanken.  So  mußte  denn 
eine  Eolonialbank  die  Aufgaben  verschiedener  Banken  gleichzeitig 
zu  erfüllen  suchen.  Das  ging  nicht  ohne  Schwierigkeiten  ab. 
Wir  erwähnen  hier  nur  das  Faktum,  daß  mit  Bücksicht  auf  die 
agrarischen  Kunden  der  Bank  die  Yerfallzeit  der  Wechsel  auf 
4  Monate  erhöht  werden  mußte.  Desgleichen  erinnern  wir  wieder 
kurz  an  den  Sparkassencharakter  der  Darlehen  auf  Oegenstände 
von  Gold,  Silber,  Kupfer  und  auf  Edelsteine.  Am  deutlichsten 
zeigten  sich  die  Folgen  der  mangelnden  Arbeitsteilung  im  ko- 
lonialen Bankgewerbe  in  dem  Mißverhältnis,  welcheszwischen 
den  Aktiv-  und  Passivgeschäften  der  Banken  besteht.  Die 
Kolonialbanken  verfügen  abgesehen  von  ihrem  Grundkapital  nur 
über  täglich  fällige  Kapitalien,  die  sie,  sei  es  durch  die  Noten- 
ausgabe, sei  es  in  Form  von  Depositengeldern,  erhalten  haben. 
Die  Bank  leiht  dagegen  die  so  erhaltenen  Kapitalien  auf  4,  6, 
ja  8  Monate  aus.  Dieser  Zustand  ist  bezeichnend  für  die  Ko- 
lonialbanken, und  zwar  um  so  mehr,  als  bislang  noch  kein  prak- 
tischer Versuch  gemacht  wurde,  diese  Unstimmigkeit,  ja  diese 
Gefahr  für  die  Banken  zu  beseitigen.  An  theoretischen  Vor- 
schlägen hat  es  ja  nicht  gefehlt 

§  38. 

DER  SPEKÜLATIONSCHARAKTER  DER  KOLONIAL- 
BANKEN. 

Das  Mißverhältnis  zwischen  Aktiv-  und  Passivgeschäften 
der  Kolonialbanken  weist  uns  direkt  auf  ihren  Spekulations- 
charakter hin. 

1.  Die  Kolonialbanken  hoffen  oder  spekulieren  darauf,  daß 
nicht  alle  ihre  Gläubiger,  sondern  vielleicht  nur  ein  Drittel  von 
ihnen  ihre  falligen  Forderungen  sofort  zurückbezahlt  verlangen; 
ja  noch  mehr,  sie  erwarten,  daß  im  Durchschnitt  die  Einlagen 
mindestens  4  Monate  in  der  Hand  der  Bank  belassen  und  nicht 
eher  zurückgezogen  werden.  Geschälie  es  doch,  so  wäfe  der 
Ruin  der  Bank  da. 
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2.  Es  gibt  noch  andere  Zeichen  für  den  aleatorischen 
Charakter  der  Kolonialbanken.  Wir  nennen  zunächst:  ihre  direkte 
Abhängigkeit  von  Naturereignissen  und  Umständen,  die 
außerhalb  der  menschlichen  Einflußsphäre  liegen.  Was  diese 
direkte  Abhängigkeit  bedeutet,  läßt  sich  ermessen,  wenn  man 
an  die  häufigen  Wirbelstürme,  Zyklone,  Orkane  und  Erdbeben  in 
den  Kolonien  denkt.  Sie  zeigt  sich  bei  allen  Geschäften  der 
Kolonialbanken,  tritt  aber  besonders  stark  hervor  bei  den 
Warenlombarddarlehen  und  vor  allem  bei  den  Emtedarlehen. 
Wie  aleatorisch  diese  sind,  ergibt  die  Tatsache,  daß  durch  das 
im  Bereich  der  Möglichkeit  liegende  Zusammenwirken  zweier 
Faktoren  (einer  schlechten  Ernte  und  eines  Preissturzes)  das 
Beleihungsobjekt  V2  bis  ^/s  seines  Werts  verlieren  kann.  Auch 
dadurch,  daß  die  Kolonialbanken  nur  2  Unterschriften  beim 
Diskont  verlangen,  wird  ihre  Abhängigkeit  von  den  Konjunk- 
turen verstärkt.  Der  Produzent  präsentiert  der  Bank  direkt  den 
Wechsel  seines  Konsumenten  ohne  Vermittlung  eines  Privat- 
bankiers. Alle  Handelskrisen  wirken  deshalb  direkt  auf  die 
Bank;  sie  muß  den  Ansturm  aushalten,  da  keine  dritte  Unter- 
schrift sie  dagegen  schützt. 

3.  Ein  großes  Risiko  erwächst  den  Kolonialbanken  aus 
verschiedenen  Geschäften  nur  deshalb,  weil  es  in  den  Kolonien 
fast  gar  keine  Versicherungsgesellschaften,  speziell  nicht  solche 
gegen  Erdbeben  und  Feuersgefahr  gibt 

Oft  war  das  geringe  wirtschaftliche  Verständnis  der  Ein- 
geborenen für  die  Bank  eine  Quelle  von  Verlusten.  Denn  nicht 
jede  Nichtzahlung  einer  Schuld  beruhte  auf  Unvermögen  oder 
schlechtem  Willen,  sondern  oft  nur  auf  Unkenntnis  von  der 
Bedeutung  einer  Wechsel-  oder  Darlehensverpflichtung. 

4.  Dem  Spekulationscharakter  der  Kolonialbanken  entspricht 
die  Höhe  des  Leihzinses  in  den  Kolonien,  ebenso  die  außer- 
ordentlich schwankenden  Ergebnisse,  wie  wir  sie  besonders  bei 
den  5  alten  Kolonialbanken  feststellen  konnten.  Sie  treten  dort 
deutlicher  zutage  als  z.  B.  bei  der  Bank  von  Indochina,  weil 
jene  Banken  nicht  wie  die  Bank  von  Indochina  den  Brauch 
befolgen,    durch   Zurückhaltung   eines  Teils   des   Gewinnes   in 
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guten  Jahren  sich  die  Mittel  zu  verschaffen,  um  den  mageren 
Gewinn  schlechter  Jahre  zu  vermehren  und  dadurch  die  Divi- 
denden guter  und  schlechter  Jahre  auszugleichen. 

Der  stark  wechselnde  Metallbestand  machte  den  Kolonial- 
banken ständige  Sorge.  Er  war  teilweise  nur  die  Folge  eines  sehr 
ungleichmäßigen  Geldbedarfs  der  Kolonie,  wie  er  allen  Agrarländern 
eigen  ist;  zum  Teil  wurde  er  hervorgerufen  durch  die  oft  ab- 
normen Geldverhältnisse,  die  wir  besonders  in  den  Zuckerkolonien 
kennen  lernten.  Überall  bildete  aber  der  Wechselkurs  eine 
Bedrohung  des  Metallbestandes  der  Bank  und  zugleich  eine 
Ursache  starker  Kursverluste. 

5.  Verluste  erwuchsen  den  Kolonialbanken  besonders  dann, 
wenn  sie  in  einem  Konflikte  zwischen  ihren  eigenen  Interessen 
und  denen  der  Kolonie  letzteren  folgten.  Eine  gewöhnliche 
Bank  darf  und  wird  unter  gegebenen  Umständen  die  Bedürf- 
nisse des  Verkehrs  und  Handels  ihren  eigenen  Interessen  und 
vor  allem  ihrer  eigenen  Sicherheit  unterordnen.  Nicht  so  eine 
Kolonialbank,  die  dem  Handel  seine  Wechsel  diskontieren  und 
dem  Pflanzer  die  benötigten  Verschlisse  liefern  soll.  Die 
Kolonialbank  muß  zu  diesem  Zwecke  die  Bücksicht  auf  die 
Einlösbarkeit  ihrer  Noten  vereinigen  mit  den  Bedürfnissen  der 
kolonialen  Volkswirtschaft  Daß  hieraus,  besonders  bei  abnormen 
Geldverhältnissen,  den  Kolonialbanken  fortwährend  schwere  Ge- 
fahren drohen,  liegt  auf  der  Hand. 

6.  Auch  die  Beteiligung  der  Kolonialbanken  an  Emissionen 
und  an  finanziellen,  kommerziellen  oder  industriellen  Unter- 
nehmungen verrät  ihren  spekulativen  Charakter,  desgleichen  ihr 
Handel  mit  Silber.^) 

Obgleich  das  Gesagte  genügt,  um  den  Spekulationscharakter 
der  Kolonialbanken  zu  erweisen,  so  sei  noch  darauf  hingewiesen, 
daß  gerade  das  große  Risiko  des  kolonialen  Kredits  das  private 
Kapital  von  einer  Kolonial  bankuntemehmung  abgeschreckt  hat, 
so  daß  der  französische  Staat  die  Gründung  von  Kolonialbanken 
in  die  Hand  nehmen  mußte.  Wo  Private  sich  dennoch  zur 
selbständigen  Gründung  einer  Kolonialbank   entschlossen,   wie 

*)  Vergl.  oben  S.  56. 
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z.  B.  in  Indochina,  da  taten  sie  es  nur  unter  der  Bedingnnf^, 
daß  ihnen  als  Entgelt  für  ihr  außerordentliches  Risiko  das 
Notenprivileg  verliehen  wurde. 

Der  unleugbare  Spekulationscharakter  der  französischen 
Kolonialbanken  rechtfertigt  es,  wenn  wir  sie  zu  den  Spekulations- 
banken zählen. 

Durch  ihr  Notenprivüeg  unterscheiden  sie  sich  von  allen 
Banken,  die  nicht  das  Notenansgaberecht  haben. 

Durch  ihren  Spekulationscharakter  treten  sie  aber  auch  zu 
den  gewöhnlichen  Notenbanken  in  einen  Gegensatz,  der  um  so 
größer  wird,  je  mehr  Eigentümlichkeiten  der  oben  besprochenen 
Art  die  Eolonialbank  im  Einzelfall  aufweist. 

Die  Kolonialbanken  sind  also  Spekulationsbanken  mit 
Notenprivileg.  Sie  stehen  zwischen  den  reinen  Depositenbanken 
mit  Notenausgaberecht  und  den  reinen  Spekulationsbanken.  In- 
sofern könnte  man  die  (französischen)  Kolonialbanken  als  eine 
besondere  Art  von  Banken  ansehen.  Eins  ist  dabei  aber  nicht 
zu  vergessen:  die  Kolonialbanken  sind  in  ihrem  Wesen  nur 
ein  Spiegelbild  der  wirtschaftiichen  Verhältnisse,  unter  denen 
sie  arbeiten.  Je  primitiver  diese  Verhältnisse  sind,  desto  mehr 
wird  die  Kolonialbank  sich  von  unseren  Kontinentalbanken 
unterscheiden.  Je  mehr  sich  die  Verhältnisse  in  der  Kolonie 
den  Wirtschaftsbedingungen  des  Mutterlandes  nähern,  desto  ähn- 
licher wird  auch  die  Kolonialbank  den  einheimisdien  Banken  sein. 

2.  Kapitel. 

§  39. 

DIE  KOLONIALBANKEN  IM  VERGLEICH  MITEINANDER. 

Wenn  wir  nach  diesem  Gesichtspunkt  die  hier  besprochenen 
französischen  Kolonialbanken  mit  Ausnahme  der  kurzlebigen  Bank 
von  Neukaledonien  gruppieren,  so  ergibt  sich  eine  Entwicklungs- 
reihe, die  fast  bis  zur  Bank  von  Frankreich  hinführt 

Die  untersten  Stufen  bilden  die  Banken  von  S^n6gal  und 
Guyane.  Beide  haben  das  miteinander  gemein,  daß  sie  keine  Emte- 
darlehen  und  bis  1900  fastgar  keine  Warendarlehen  gewährt  haben. 
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Der  eigentliche  Agrarkredit  blieb  ihnen  also  fremd.  Während 
aber  die  Bank  von  Gnyane  neben  ihren  Diskontgeschäften  durch 
ihre  envois  d'or  natif  Wechselgeschäfte  von  nicht  bedeutender, 
aber  immerhin  beachtenswerter  Höhe  erzielte  und  ihren  Noten- 
umlauf stetig  zunehmen  sah,  blieben  die  Wechseigeschäfte  der 
Bank  von  86n6gal  unerheblich  aus  Mangel  an  Handelsrimessen. 
Noch  geringfügiger  als  ihre  Wechselgeschäfte  waren  ihre  Diskont- 
geschäfte. Das  zeigt,  daß  die  Bank  mehr  auf  dem  Außenhandel 
der  Kolonie  als  auf  dem  Innenverkehr  basierte.  Damit  steht 
in  Einklang,  daß  der  Kontokorrentverkehr  der  Bank  von  S6n6gal 
nur  wenig  Depositengelder  zur  Verfügung  stellte,  und  daß  der 
Notenumlauf  der  Bank  oft  niedriger  war  als  ihr  Metallvorrat 
Die  Bank  von  S6n6gal  stellte  unter  allen  Kolonialbanken  die 
unentwickeltste  dar.  Die  Bank  von  Guyane  weist  höhere  Geschäfts- 
ziffem  auf,  sowie  bessere  Ausnutzung  ihres  Kapitals  und  deshalb 
auch  höhere  Dividenden.  Aber  bis  1901  stand  auch  sie  auf 
ziemlich  primitiver  Stufe.  Neben  einigen  Diskont-  und  Wechsel- 
geschäften war  der  Ankauf  und  die  Verwahrung  von  Rohgold 
das  Hauptgeschäft  und  fast  die  einzige  Tätigkeit  der  Bank.  Sie 
erinnerte  an  den  primitiven  Typus  der  ersten  Banken  des 
17.  Jahrhunderts  in  Amsterdam  und  Hamburg,  bei  denen  die 
Noten  als  genauer  Gegenwert  und  mathematischer  Warrant  des 
Metallbestandes  der  Bank  angesehen  wurde.  Auch  die  Bank 
von  Guyane  ist  also  in  ihrer  Entwicklung  zurückgeblieben ;  sie 
ist  aber  noch  stark  entwicklungsfähig.  Anders  verhält  es  sich 
mit  den  3  Banken  der  Zuckerkolonien.  Die  Banken  von  Guade- 
loupe und  R6union  zeigen  ein  Überwiegen  der  Pfanddarlehen 
über  die  Diskontgeschäfte  mit  dem  unterschiede,  daß  bei  der 
Bank  von  Guadeloupe  die  Emtedarlehen,  bei  der  Bank  von 
R6union  die  Warendarlehen  die  Hauptrolle  spielen.  Im  Gegensatz 
dazu  nehmen  bei  der  Bank  von  Martinique  wie  bei  den  nach- 
folgenden Kolonialbanken  unter  allen  Vorschußgeschäften  die 
Diskontgeschäfte  den  breitesten  Raum  ein.  Alle  drei  Banken 
der  Zuckerkolonien  scheinen  den  Höhepunkt  ihrer  Entwicklung 
schon  erreicht  zu  haben,  wohl  infolge  der  zweifachen  Beschränkung, 
der  sie   unterliegen,   und  die  räumlicher  sowie   sachlicher  Art 
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ist  Da  sie  ihren  Sitz  nicht  in  Paris  haben,  können  sie  nicht 
das  einheimische  Kapital  kolonialen  Unternehmungen  dienstbar 
machen;  und  ihr  eigenes  geringes  Kapital  erlaubt  es  ihnen 
nicht,  sich  an  größeren  Finanzgeschäften  zu  beteiligen.  Das 
gerade  Gegenteil  hiervon  gilt  für  die  nächsten  3  Kolonialbanken, 
bei  denen  der  Übergang  von  einer  kolonialen  Lokalbank  zu 
einem  großen,  verschiedene  Länder  umspannenden  Kolonialbank- 
institut vollzogen  ist  Die  Zahl  der  Bankstellen  ist  in  dieser 
Hinsicht  ein  offenkundiger  Fingerzeig. 

Die  Banken  von  Westafrika  und  Lidochina  sind  mit  fast 
gleichen  Statuten  bedacht,  haben  auch  das  Recht  zu  Ernte- 
darlehen.  Beide  dürfen  Finanzgeschäfte  großen  Stils  machen. 
Aber  das  Kapital  der-  Bank  von  Westafrika  ist  noch  klein  und 
die  Bank  noch  in  den  ersten  Anfängen,  wogegen  die  Bank  von 
Indochina  ein  glänzend  entwickeltes  Bankinstitut  darstellt,  das 
auf  eine  mehr  als  30  jährige  Vergangenheit  zurückblickt  Xahe 
verwandt  mit  ihr  ist  die  Bank  von  Algerien  in  bezug  auf  Größe 
der  Unternehmung,  der  verfügbaren  Mittel  und  auch  der  erzielten 
Erfolge.  Doch  fehlen  der  Bank  von  Algerien  die  meisten 
Eigentümlichkeiten,  die  wir  an  den  Kolonialbanken  oben  fest- 
gestellt haben.  Das  Bedeutsamste  hierbei  ist  daß  bei  der  Bank 
von  Algerien  die  Trennung  zwischen  Agrar-  und  Handelsbank 
rechtlich  schon  seit  Gründung  der  Bank,  tatsächlich  aber  erst 
seit  1900  vollzogen  ist  Die  Bank  von  Algerien  gewährt  nur 
noch  handelsmäßigen  Kredit,  ist  also  eine  reine  Handelsbank. 
Sie  berührt  sich  darin,  wie  in  vielen  anderen  Punkten,  mit 
der  Bank  von  Frankreich  und  sondert  sich  dadurch  gleichzeitig 
von  den  übrigen  Kolonialbanken  ab,  da  das  Kennzeichen  der 
Kolonialbanken,  ihr  Spekulationscharakter,  in  gleichem  Verhältnis 
wie  ihr  agrarischer  Charakter  verschwindet 

Daß  auch  die  Bank  von  Algerien  noch  keine  Bank  von 
Frankreich  im  Kleinen  darstellt,  ist  oben  schon  gesagt 
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EINLEITUNG. 

Die  ursprünglichste  und  einfachste  Art,  Zahhmgen  zu 
leisten,  ist  der  Autometallismus.  Die  Zahlung  erfolgt  hierbei 
durch  Übergabe  eines  als  Zahlungsmittel  dienenden  Stoffes, 
dessen  Gewicht  durch  die  Anzahl  der  zu  übertragenden  Wert- 
einheiten bestimmt  wird,  und  der  den  Empfänger  der  Zahlung 
auch  dann  völlig  befriedigt,  wenn  er  nicht  weiter  als  Zahlungs- 
mittel benutzt  wird.  Ein  derartiger  Zahlungsverkehr  besteht  in 
der  Schweiz  nicht  mehr. 

Eine  zweite  Art  der  Zahlung  ist  die  Stückzahlung. 
Hier  wird  durch  Übergabe  eines  stofflichen  Stückes  (Geld)  gezahlt, 
dessen  Beschaffenheit  die  Bechtsordnung  der  Zahlungsgemein- 
schaft genau  bestimmt,  und  dem  sie  die  Kraft  verleiht,  ihr 
gegenüber  eine  bestimmte  Anzahl  von  Werteinheiten  zu  gelten : 
Zahlung  in  „Geld". 

Es  gibt  noch  eine  dritte  Zahlungsart,  die  Giro  Zahlung. 
Die  Zahlung  erfolgt  hierbei  durch  reine  Überweisung  der  Wert- 
einheiten an  der  zentralen  Zahlstelle  der  Gemeinschaft  Da 
wir  es  in  der  folgenden  Abhandlung  nur  mit  dem  Geldwesen 
der  Schweiz  zu  tun  haben,  bleibt  die  Girozahlung  unberück- 
sichtigt. 

Hier  interessiert  allein  die  Stückzahlung,  als  die  Zahlung 
in  Geld.  Bei  dieser  erfolgt  die  Darstellung  des  Zahlungsmittels 
durch  die  Erklärung  des  Staates,  daß  stoffliche  Stücke  von 
bestimmter  Beschaffenheit  ihm  gegenüber  als  Träger  einer  ge- 
wissen Summe  von  Werteinheiten  gelten  sollen.  Dadurch  schafft 
sich  der  Staat  Zahlmarken,  Zahlkarten.  Die  stoffliche  Beschaffen- 
heit derselben  ist  nicht  wesentlich  für  ihre  Geltung  als  Geld, 
sondern  ihre  rechtliche  Eigenschaft  als  Zahlkarten,  ihre  Charta- 
Bisam,  Geldwesen  der  Schweiz.  1 
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Uta  et  Diese  ist  aliein  ausschlaggebend:  „Das  Geld  ist  ein 
Geschöpf  der  Kechtsordnimg".  *) 

Von  diesen  Grundanschauungen  ausgehend,  hat  Georg 
Friedrich  Knapp  in  seiner  „Staatlichen  Theorie  des 
Geldes"  das  Geldwesen  der  Staaten:  England,  Frankreich, 
Deutsches  Reich  und  Österreich  dargestellt  Im  folgenden  wirf 
nun  der  Versuch  gemacht,  in  gleicher  Weise  das  Geldwesen 
der  Schweiz  seit  1798  darzustellen. 

Dabei  mußte  der  Begriff  „einseitiger  Synchartismus" 
eingeführt  werden.  Die  „Staatliche  Theorie"  bezeichnet  mit 
Synchartismus  die  beiderseitige,  auf  völkerrechtlichem  Vertrag 
beruhende  Annahme  des  beiderseitigen  Geldes  zweier  Staaten 
in  jedem  derselben.')  Das  Geldstück  des  einen  Staates  ist  auch 
Geldstück  des  anderen  und  umgekehrt  Dies  ist  der  Fall  in 
der  Lateinischen  Münzunion,  war  der  Fall  im  deutsch-öster- 
reichischen Münzverein  von  1857. 

In  der  Schweiz  tritt  jedoch  auch  die  nur  einseitige  An- 
nahme eines  fremden  Geldstückes  durch  den  Staat  auf.  Diese 
beruht  auf  einseitigem  Staatsakt,  nicht  auf  Staatenvertrag.  Durch 
diesen  Vorgang  wird  der  annehmende  Staat  für  das  synchartal 
behandelte  Geldstück  eine  Geldprovinz  des  anderen.  Di^er 
Zustand  ist  der  des  „einseitigen  Synchartismus".  Er  kehrt  in 
der  Schweiz  in  den  verschiedensten  Formen  wieder. 


*)  G.  F.  Knapp  „Die  staatliche  Theorie  des  Geldes"  Leipzig,  1905,  S.  1. 
»)  loc.  cit.  S.  68,  257,  318. 


I.  Abschnitt. 

EINIGÜNGSBESTREBUNGEN  UND  REFORM- 
VERSUCHE, 1798—1840. 

§  1. 
DIE  ZEIT  DES  HELVETISCHEN  GELDES.   1798—1830. 

Am  22.  März  1798  proklamierte  der  französische  General 
Brune  von  Bern  aus  im  Auftrage  des  Direktoriums  der  fran- 
zösischen Republik:  „la  Nation  Helv6tique  et  sa  Constitution 
en  R6publique  une,  indivisible,  d6mocratique  et  repr6sentative".i) 
Damit  war  nach  der  Stürznng  des  aristokratischen  Regiments 
in  den  Kantonen  und  nach  kurzen  Kämpfen  die  Eidgenossen- 
schaft als  ein  einheitliches  Staatswesen,  als  helvetische 
Republik  errichtet:  die  bisher  souveränen  Kantone  waren  zu 
Verwaltungsprovinzen  herabgedrückt.  Als  Muster  für  das  neue 
Staatsgebilde  schwebte  die  Verfassung  der  damaligen  französischen 
Republik  vor.  Daher  fiel  auch  die  mehr  oder  weniger  aufge- 
zwungene Verfassung  vom  12.  April  1798,  die  durch  die  Ver- 
treter von  10  Kantonen  in  Aarau  angenommen  wurde,  in 
diesem  Sinne,  aus.')  ' 

Mit  der  Annahme  dieser  Verfassung  war  auch  die  Münz- 
hoheit als  integrierender  Bestandteil  der  Souveränetät  an  die 
neue  Republik  abgetreten.  Im  Texte  der  Verfassung  ist  dies 
nicht  ausdrücklich  bemerkt,  jedoch  sagt  Art  50 :  „Les  Conseils 


^)  Die  Worte  nach  der  Proklamation  des  Armeekommissärs  Lecarlier 
vom  28.  März,  Art.  V.  (Kaiser  und  Strickler,   Bundesverfassungen  S.  5). 

*)  Die  Angaben  der  Verfassungsgeschichte  stammen  aus  Kaiser  und 
Strickler,  Geschichte  und  Texte  der  Bundesverfassungen,  Bern  1901,  sowie 
aus  Dändlicker,  Geschichte  der  Schweiz,  III.  Bd.,  S.  365  ff.  der  3.  Aufl. 
Zürich  1904. 

1* 
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lögislatifs  ratifient  ou  rejettent,  sur  la  proposition  pr6alable  et 
nöcessaire  du  Directoire  ex6cutif ,  tout  ce  qui  conceme  les 
finances " 

Auf  Grund  dieses  Bechtes  beschlossen  die  gesetzgebenden 
Bäte  der  Republik  am  19.  März  1799  die  Errichtung  eines 
helvetischen  Münzsystems  mit  folgenden  Grundlagen: 

Als  Münzeinheit  wurde  eine  neue  Münze  festgesetzt,  der 
sog.  Schweizerfranken,  der  Vs?  der  pariser  Mark  (=  244,752  gr) 
feinen  Silbers  oder  124,54  Gran  (=  6,614  gr)  enthalten  sollte. 
Er  wurde  eingeteilt  in  10  Batzen  zu  je  10  Bappen  (1  Schwzfr. 
=  100  Bpn.).  Es  sollten  Stücke  zu  40,  20,  10  und  5  Batzen 
aus  Silber  und  zu  1  und  ^h  Batzen,  sowie  zu  2  und  1  Bappen 
aus  Billon  geprägt  werden.  Die  Goldstücke  von  2  und  1 
Dublonen  sollten  in  einer  Feinheit  von  21*V8ä  Karat  ausge- 
bracht werden.  Einstweilen,  d.  h.  bis  man  den  Münzfuß  des 
Scheidegeldes  endgültig  festgesetzt  hätte,  sollten  die  Münzen 
bis  zu  5  Batzen  nach  dem  bemischen  Münzfuß  geprägt  werden. 

Schon  diese  letzte  Bestimmung*)  beweist,  daß  es  der  hel- 
vetischen Eegierung  auf  möglichst  beschleunigte  Ausprägung 
ankam.  Das  geht  auch  daraus  hervor,  daß  man  für  über  ^/s 
Mill.  Schweizerfranken  (Schwzfr.)  Scheidegeld  sofort  ausprägen 
ließ  (Stücke  zu  50,  10,  5,  2  und  1  Bappen).  Hierbei  machte 
nämlich  die  helvetische  Begierung  einen  Beingewinn  von  etwa 
100000  Schwzfr. 2)  Man  wirft  daher  allgemein  mit  Becht  der 
damaligen  Begierung  vor,  sie  habe  sich  durch  die  Ausprägung 
dieser  geringhaltigen  Kleinmünzen  Gewinn  zu  verschaffen  ge- 
sucht^)  Ein  billiges,  aber  nicht  genug  zu  verurteilendes  Mittel, 
da  keine  anderen  vollwertigen  Münzen  in  dem  neuen  System 
in  genügender  Menge  geprägt  wurden,  die  man  durch  Einlösung 
der  unterwertigen  hätte  erhalten  können. 


*)  Die  Badener  Münzkonferenz  von  1767  hatte  eingehende  Vor- 
schläge hinterlassen,  sodaß  eine  selbständigere  Festsetzung  nicht  schwer 
gefallen  wäre. 

*)  Speiser,  Expertenbericht  im  schweizerischen  Bundesblatt  1S49 
Nr.  54-,  III.  Bd.,  S.  10. 

')  Ebendort  S.  6  von  Speiser  ausgesprochen. 
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Die  verhältnismäßig  geringe  Zahl  von  40,  20  und  10  Batzen- 
stücken  aus  Silber  (1,  2,  4  Schwzfr.)  und  die  sehr  seltenen  2 
und  1  Dublonenstücke  aus  Gold  kamen  zu  wenig  in  den  Ver- 
kehr. Es  wurden  an  diesen  Sorten  nur  für  271216  Schwzfr. 
in  Gold  und  für  188785  Schwzfr.  in  Silber^)  geprägt 

Von  einer  Einlösung  und  Vernichtung  der  bisherigen 
Kantonalmünzen  verlautete  noch  nichts.  Dieselben  sollten  jeden- 
falls eingezogen  werden,  aber  die  rasche  Folge  der  politischen 
Ereignisse  gewährte  nicht  die  dafür  nötige  Ruhe  und  Sicherheit. 

Dem  helvetischen  Münzwesen  lag  folgendes  System  zu 
Grunde : 

Man  wollte  eine  Silberwährung  schaffen  unter  Anwendung 
einer  neuen  Werteinheit  und  des  Dezimalsystems.  Die  Gold- 
münzen sollten  nur  nebenher  im  Auftrage  und  für  Bechnung 
Privater  geprägt  werden.  Sie  waren  also  „bares  Geld"  und 
wurden  nach  der  Norm  ausgebracht:  Igr  Gold  von  der  Feinheit 
0,903645  ist  15,5  mal  soviel  wert,  wie  1  gr  Silber  Vio  fein. 
10  Schwzfr.  aus  Gold  (=  ^^/le  Dublone)  verhielten  sich  also 
dem  Gewicht  nach  zu  10  Schwzfr  aus  Silber  wie  1 :  15V2. 

Die  Silbermünzen  sollten  nur  vom  Staate  ausgeprägt 
werden.  Ihre  Norm  bestimmte,  daß  aus  jeder  pariser  Mark 
feinen  Silbers  37  Schweizerfranken  geschlagen  werden  sollten. 

Die  Gold-  und  Silbersorten,  also  die  Stücke  zu  1,  2,  4, 
16  und  32  Schwzfr.  (10,  20,  40  Batzen,  1  und  2  Dublonen) 
waren  Kurantgeld.    Einlösbar  waren   diese  Münzsorten  nicht 

Soweit  man  damals  mit  dem  kleinen  Posten  helvetischen 
Geldes  zahlte,  wurde  das  Silbergeld  valutarisch  behandelt:  Die 
helvetische  Republik  hatte  eine  notale  Silberwährung  mit  Bar- 
verfassung des  Goldgeldes. 

Wie  stand  es  nun  mit  den  später  so  verrufenen  helvetischen 
Scheidemünzen?  Man  verstand  damals  unter  „Scheidemünzen" 
die  allerkleinsten  Stücke  (der  Geltung  nach),  die  aus  Rücksicht 


*)  Nach  J.  Strickler  „Das  schweizerische  Münzwesen  im  Obergang 
vom  18.  zum  19.  Jahrhundert''  in  der  Zeitscbr.  f.  Sozial-  und  Wirtschafts- 
Geschichte,  II.  Bd.,  S.  309. 
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auf  Größe  und  Erkennbarkeit  nicht  einen  ihrem  Nennwert  gleichen 
Metallgehalt  hatten,  sondern  stark  unterwertig  aus  einer  Legie- 
rung ausgeprägt  waren.  Daß  die  helvetische  Kegierung  diesen 
Gebrauch  auch  auf  Stücke  von  50  Rappen  Geltung  ausdehnte, 
die  man  dem  bisherigen  Gebrauch  folgend  mit  3,307  gr  Silber 
hätte  versehen  müssen,  erregte  allgemeinen  Unwillen.  —  Was 
hatte  man  denn  mit  dieser  Maßnahme  getan?  Man  hatte  ein 
chartales  Zahlungsmittel  von  einer  Geltung  geschaffen,  in  der 
man  dieselben  bisher  nicht  gewohnt  war.  Die  50  Rappenstücke 
waren  nicht,  wie  die  1,  2  usw.  Frankenstücke  ein  pensatorisches 
Zahlungsmittel,  sondern  ein  chartales;  ihre  Geltung  hing  nicht 
von  ihrem  Feingehalt  an  Metall  ab,  sondern  von  der  Proklamation 
als  staatliches  Geld. 

So  erschien  ein  Zahlungsmittel,  das  real  (nicht  als  Zahlungs- 
mittel) verwandt  einen  Minimalwert  hatte,  das  aber  zirkulatorisch 
(als  Zahlungsmittel)  verwendet  werden  konnte,  soweit  die  Macht 
der  Republik  reichte,  d.  h.  soweit  helvetische  Gerichte  seine  Hin- 
gabe als  Zahlung  für  rechtsgültig  erklärten. 

Für  kleinere  Münzwerte  bestand  diese  Einrichtung,  wie  er- 
wähnt, schon  lange.  Man  hatte  sie  mit  der  technischen  Schwie- 
rigkeit der  Darstellung  geringwertiger  Münzen  mit  vollem  Grehalt 
an  Münzmetall  erkläii;  und  übersehen,  daß  man  damit  ein  ganz 
anders  geartetes  Zahlungsmittel  geschaffen  hatte.  So  dehnte  die 
helvetische  Regierung  nur  den  Umfang  der  chartalen  Zahlungs- 
mittel aus,  was  eine  höchst  zweckmäßige  Maßregel  war.*) 

Es  muß  anerkannt  werden,  daß  die  Schaffung  des  helve- 
tischen Geldes  trotz  aller  Mängel  einen  großen  Fortschritt  be- 
deutete. Wäre  dieses  Münzsystem  ausgeführt  worden,  so  hätte 
die  Schweiz  ein  einheitliches,  nationales  Münzwesen  erhalten, 
das  in  seinen  Grundzügen  auf  durchaus  guten  Bestimmungen 
beruhte. 


^)  Diese  Maßregel  konnte  für  den  innerstaatiichen  Verkehr  natürlich 
nie  Schaden  bringen,  wohl  aber,  da  das  Scheidegeld  uneinlösbar  war, 
für  den  Verkehr  nach  dem  Auslande.  Bei  der  pensatorischen  Verfassung 
der  Zahlungsmittel  höherer  Geltung  nahm  außerhalb  der  helvetischen 
Republik  natürlich  niemand  diese  Münzen  an. 
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Übersicht  über  das  helvetische  Münzsystem. 


Geltung 

Beziehungen  z.  Metall 

Funktionelle  Einteilung 

1,  2  Rappen 

Billon 

notal 

unterwer- 
tig 

Kurant- 
geld 

definitiv 

akzessorisch 

Vji,  1  Batzen 

5  Batzen 

Silber 

1,  2,  4  Franken 

vollwertig 

valutarisch 

1,  2  Dublonen 

Gold 

bar 

akzessorisch 

Daß  dieses  Geldsystem  nicht  ausgebaut  wurde,  liegt  nicht 
an  ihm  selbst  Frankreich  hatte  der  Schweiz  zwar  die  Fi'eiheit 
von  aristokratischer  Bedrückung  gebracht,  aber  das  neue  Staats- 
wesen und  seine  Verfassung  war  den  Eidgenossen  in  Aarau  doch 
mehr  aufgezwungen,  als  aus  ihrem  freien  Willen  entstanden.  Der 
Haß  gegen  dieses  klebte  an  allem,  was  von  ihm  ausging;  so  auch 
an  den  Münzen  der  Helvetik.  Läßt  dies  das  baldige  Scheitern 
der  Einheitsbewegung  begreiflich  erscheinen,  so  liegt  doch  der 
Hauptgrund  in  dem  Umstände,  daß  das  schweizerische  Volk  noch 
nicht  zu  einer  Höhe  politischer  Reife  erzogen  war,  die  ihm  eine 
engere  Zentralisation  als  Notwendigkeit  hätte  erscheinen  lassen. 

Kaum  war  die  helvetische  Regierung  und  die  gesetzgebende 
Körperschaft  zusammengetreten,  so  ging  man  an  die  Ausarbeitung 
einer  neuen  Verfassung.  Sie  wurde  als  Entwurf  des  Senats 
dem  großen  Rat  am  5.  Juli  1800  vorgelegt.  In  Art.  6  derselben 
heißt  es:  „Gleicher  Geldkurs  soll  eingeführt  werden".*) 

Dieser  Entwurf  wurde  nie  Gesetz,  denn  wenige  Monate 
später  begannen  die  Kämpfe  zwischen  den  Föderalisten,  den  An- 
hängern des  losen  Staatenbundes  und  den  Unitariem,  den  Freun- 
den des  Einheitsstaates.  In  ihrem  Verlaufe  wurden  verschiedene 
Entwürfe  zu  einer  helvetischen  Verfassung  ausgearbeitet.  Sie 
alle  enthielten  die  Bestimmung,  daß  „die  Verfertigung  und  Polizei 
der  Münzen"  dem  Bunde  zustehe. 


*)  Gesetzlich  nicht  Scheidegeld,  da  keine  kritische  Höhe  bestand. 
')  Kaiser  u.  Strickler,  Bundesverfassungen,  S.  49. 
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Art  13  der  durch  die  ünitarier  nach  dem  Staatsstreich 
(vom  17.  April)  am  2.  Juli  1802  durchgesetzten  sog.  zweiten  hel- 
vetischen Verfassung  sagt: 

„Die  allgemeine  Staatsverwaltung  umfaßt  alle  Gegen- 
stände des  gemeinsamen  Wohls  und  die  der  Souveränetäts- 
ausübung  wesentlich  angehören,  als  ...  . 

Die  Verfertigung  und  Polizei  der  Münzen".*) 
Diese  Verfassung  war  nicht  ganz  ein  Jahr  in  Geltung.  Um 
den  10.  März  1803  ist  die  ganze  Helvetik  in  der  Stille  überall 
begraben  worden  und  an  ihre  Stelle  trat  die  von  Napoleon  Bona- 
parte gegebene  Mediationsakte  vom  19.  Febr.  1803.  Art  7 
derselben  lautet: 

„Les  monnaies  fabriqu^es  en  Suisse  ont  un  titre  uni- 
forme, qui  est  d6termin6  par  la  diöte."*) 
Damit  war  die  Münzhoheit  wieder  an  die  Kantone  zurück- 
gefallen, nur  der  Münzfuß  sollte  einheitlich  geregelt  werden.  Auf 
Grund  dieses  Artikels  setzte  die  Tagsatzung  am  11.  Aug.  1803 
den  Peingehalt  des  Schweizerfrankens,  den  man  als  Werteinheit 
beibehielt,  auf  6,77025  gr  (127,5  Gran)  fest  Die  Ausprägung 
von  Scheidegeld  wurde  kontingentiert 

Die  Helvetik  hatte  aber  der  Eidgenossenschaft  eine  halbe 
Million  ganz  unterwertiger  Scheidemünzen  ihres  Gepräges  hinter- 
lassen, die  jetzt  niemand  einlösen  wollte.  Sie  schwebten  jetzt 
völlig  herrenlos  umher  und  bildeten  eine  ständige  Klage  auf  den 
Tagsatzungen. 

Das  hinderte  aber  die  Kantone  nicht,  dem  gegebenen  Bei- 
spiele nachzueifern  und  ebenfalls  Unsummen  von  stark  unter- 
wertigen  Kleinmünzen  zu  prägen.  Um  die  Gehaltsbestimmungen 
der  Tagsatzung  und  die  Kontingentierung  kümmerte  man  sich 
nicht  So  entstanden  von  1803 — 1811  über  2  Mill.  Schwzfr.  von 
verschiedenstem  Gehalt,  Gepräge  und  Gewicht  Jeder  Refonn- 
versuch  scheiterte  an  dem  Widerstand  der  östiichen  Kantone') 
oder  an  der  Schwerfälligkeit  der  Tagsatzung. 

»)  Kaiser  u.  Strickler,  S.  101. 

•)  Ebendort,  S,  118. 

')  Speiser,  Expertenbericht  im  Schweiz.  Bandesblatt  1849  HI.  Bd.  S.  6/7. 
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llit  dem  Bundesvertrag  vom  7.  August  1815  war  die  alte 
Eidgenossenschaft  wieder  hergestellt.  In  ihm  stand  über  das 
Münzwesen  nichts  mehr. 

So  war  von  all  dem  guten  Samen,  den  die  französische 
und  die  schweizerischen  Revolutionen  ausgestreut  hatten,  für  das 
Hünzwesen  eigentlich  nichts  aufgegangen.  Staatsrechtlich  ohne 
Erfolg  und  in  ihren  hinterlassenen  Einrichtungen  eine  Last  für 
die  Zeitgenossen,  war  diese  ganze  großzügige  Epoche  ohne  prak- 
tischen Fortschritt  für  die  Schweiz  vorübergerauscht  Aber  den 
Drang  und  das  Sehnen  nach  staatlicher  Einheit  und  neuzeit- 
lichem Fortschritt  hinterließ  sie  auch  dort  und  legte  damit  den 
Keim  zu  künftigen  Schöpfungen.  — 

Dieses  Streben  nach  größerer  Einigung  der  schweizerischen 
Kantone  begann  bereits  kurz  nach  dem  Wiener  Frieden  sich 
geltend  zu  machen.  Besonders  in  den  reformierten,  deutschen 
Kantonen  arbeiteten  einzelne  hervorragende  Männer  ohne  unter- 
laß auf  die  Gründung  eines  Bundesstaats  mit  straffer  Zentralisa- 
tion hin.  Inzwischen  suchte  man  mit  Hilfe  des  lahmen  und 
schwerfälligen  Apparates  der  Tagsatzung  etwas  zustande  zu 
bringen. 

So  ging  es  auch  im  Münzwesen.  Über  kleine  Reformen 
xmd  Einigungsvorschläge  ist  die  Folgezeit  nicht  hinaus  gekommen. 
Allerdings  klärten  sich  aber  dadurch  die  Ansichten  nicht  un- 
wesentlich. 

Bereits  1814  und  ebenso  1816  stellte  Bern  auf  der  Tag- 
satzung den  Antrag,  das  Münzwesen  zu  vereinheitlichen.  Der- 
selbe kam  kaum  zur  Debatte! 

1819  wurde  eine  Kommission  mit  der  Beratung  der  Münz- 
frage betraut.  Ihre  Vorschläge  verhallten  fruchtlos.  .So  kamen 
nur  einige  schwache  Bechlüsse  zustande,  denen  nicht  ein- 
mal alle  Kantone  beitraten. 

Der  erste  dieser  am  14.  Juli  1819  gefaßten  Beschlüsse 
setzte  den  schweizerischen  Münzfuß  fest.  Der  Schweizerfranken 
sollte  1  V2  livre  tournois  an  Silberfeingehalt  oder  125,  514  113 
Gran  {=  6,66  479  gr)  enthalten.  Die  rauhe  Mark  wäre  in 
33  *V37   Schweizerfranken   auszuprägen.    Für  die  Goldmünzen 
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nahm  man  den  französischen  Münzfuß  an,  wie  in  der  HelvetUr, 
und  es  sollten  27  Schweizerfranken  zu  40  französischen  Franken 
rechnen,  demnach  der  Schweizerfranken  8  ®/9s  Gran  Peingold 
enthalten.*) 

Ferner  wurde  ein  Konkordat  abgeschlossen  zum  Zwecke 
der  Mitteilung  aller  Verrufungen  und  Tarifierungen,  und  um 
sich  auf  die  Falschmünzerei  gegenseitig  aufmerksam  zu  machen.') 
Auch  tarifierte  man  für  die  Geldzahlungen  der  Kantone  an  den 
Bund  den  Brabanter-,  Kronen-  und  die  süddeutschen  Taler  zu 
39.  das  Sechslivresstück  zu  40  Batzen.*) 

Um  den  Verrufungen  der  helvetischen  Scheidemünzen, 
die  als  heimatlose  von  einem  Kanton  in  den  andern  getrieben 
wurden,  entgegenzutreten,  beschloß  man  im  Prinzip  ihre  Ein- 
ziehung auf  Kosten  der  Kantone,  die  der  helvetischen  Republik 
angehört  hatten.  Bis  dahin  verbot  man  alle  Verrufungen  der 
5,  1  und  V2  Batzenstücke  helvetischen  Gepräges.*) 

Einen  Erfolg  hatten  diese  Beschlüsse  der  Tagsatzung  nicht 
Nach  wie  vor  machte  jeder  Kanton  in  seinem  Münzwesen,  was 
er  wollte. 

1821  stellte  Preiburg  ebenfalls  den  Antrag,  ein  einheit- 
liches Münzwesen  zu  schaffen,  hatte  jedoch  nicht  mehr  Erfolg 
wie  seinerzeit  Bern. 

Im  Anfang  der  zwanziger  Jahre  war  der  Überfluß  an 
Scheidemünzen  geringen  Metallwerts  so  groß,  daß  man  allerseits 
darüber  klagte.  Es  liefen  etwa  für  8,  5  MilL  Schwzfr.  in  solchen 
Kleinmünzen  eigenen  Gepräges  um.  Alle  Besserungsversuche 
der  Tagsatzung  scheiterten.  So  beschloß  sie  am  9.  Juli  1824: 
„weitere  Versuche  zur  Erzielung  eines  allgemeinen  Münzver- 
bands für  einmal  aufzugeben,  und  diesen  Artikel  aus  Abschied 
und  Traktanden  fallen  zu  lassen !"  *) 

*)  Offizielle  Sammlung  der  das  schweizerische  Staatsrecht  betreffen- 
den Aktenstücke,  Beschlüsse,  Verordnungen,  Concordate  usw.  Bd.  I, 
Zürich  1820,  S.  350. 

•)  Ebendort,  S,  352. 

»)  Später  zu  39,2  Batzen;  cfr.  loc.  cit.  Bd.  II,  Heft  1,  1822,  S.  42. 

*)  Ebendort,  Bd.  I,  1820,  S.  353. 

»)  Ebendort,  Bd.  H,  S.  86. 
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Die  gleiche  Tagsatzung  hatte  aber  neben  einer  Empfehlung, 
gegen  die  Falschmünzerei  einzuschreiten, ')  den  hohen  Ständen 
auch  nahe  gelegt,  durch  Münzkonkordate  unter  sich  der  Land- 
plage zu  steuern.  So  kam  noch  am  Tage  des  Beschlusses  ein 
Münzkonkordat  zwischen  sechzehn  Ständen  mit  der  Ver- 
pflichtung zustande,  zwanzig  Jahre  keine  Münzen  unter  1  Schwzfr. 
auszuprägen.*)  (Bereits  1828  fiel  aber  auch  dieses  Konkordat 
auseinander.) 

Diese  negative  Maßregel  nützte  natürlich  wenig.  Daher 
entschlossen  sich  1825  die  sechs  Kantone  der  Westschweiz:  Bern, 
Freiburg,  Waadt,  Solothum,  Aargau  und  Basel,  den  sie  betreffenden 
skalamäßigen  Anteil  an  den  helvetischen  und  außerdem  eine 
halbe  Million  eigener  Scheidemünzen  einzuziehen.  Der  normale 
Bedarf  wurde  auf  5  Schwzfr.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
festgesetzt  Der  Überschuß  wurde  z.  T.  eingezogen,  die  im  Um- 
lauf bleibenden  Kleinmünzen  erhielten  einen  gemeinsamen  Kon- 
kordatsstempel (bei  2V2  MiU.  Schwzfr.  angebracht). 

Von  großem  Nutzen  war  natürlich  auch  dieses  Konkordat 
nicht  Besonders  verhaßt  blieben  —  vor  allem  aus  Gründen 
des  Nationalgefühls  —  immer  die  helvetischen  Scheide- 
münzen. 

Ihrem  Dasein,  dem,  wie  erwähnt,  schon  seit  1819  der  Unter- 
gang bestimmt  war,  machte  man  erst  1830  ein  Ende. 

Am  24.  Juli  1828  faßte  die  Tagsatzung  folgenden  Beschluß ;") 

1.  Die  Zurückziehung  und  Liquidation  der  5,  1  und  V2 
Batzen  findet  statt. 

2.  Der  Vorort  bestimmt  für  die  Einziehung  eine  Zeit- 
frist. 

3.  Jeder  Stand  zieht  in  seinem  Gebiet  selbst  ein  und 
liefert  an  den  Vorort  ab. 

4.  Der  Vorort  läßt  die  Münzen  vernichten. 

5.  Die  Liquidation  geht  auf  gemeinsame  Rechnung.  Der 


»)  Ebendort,  Bd.  II,  S.  89. 

•)  Ebendort,  Bd.  11,  87/88.    Nur   Glarus,  Graubünden,    St.  Gallen 
nnd  Thurgau  hielten  sich  hartnäckig  fem,  wie  immer  die  östlichen  Kantone. 
>)  Ebendort,  Bd.  II,  1828.  S.  156—168. 
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Verlust  wird  unter  die  Kantone  nach  der  Oeldskala  verteilt, 
jedoch  nur  unter  die,  die  in  der  helvetischen  Republik  waren. 
6.  Nachher  werden  diese  Münzen  verrufen  und  außer 
Kurs  gesetzt 

1829  erhielt  der  Yorort  der  Eidgenossenschaft  mit  Mehr- 
heit der  Standesstimmen  den  Auftrag,  die  Liquidation  auszu- 
führen. 

Die  Einlösung  ging  sehr  rasch  von  statten.  1830  wurden 
die  5  , 1  und  H2  Batzen  der  Helvetik  verrufen.  Die  Tagsi^tzung 
vom  19.  Juli  1833  genehmigte  die  Schlußrechnung.  Danach 
waren  464758,50  Schwzfr.  eingezogen,  an  deren  Metallgehalt  beim 
Verkauf  ein  Verlust  von  135988,05  Schwzfr.  entstand.  Dieser 
wurde  von  allen  Kantonen  der  Helvetik  (außerhalb  standen  Genf 
und  Graubünden)  mit  Ausnahme  von  Appenzell-Innerrhoden,*) 
dessen  Anteil  die  Gesamtheit  übernahm,  getragen. 

Die  Einziehung  hatte  sehr  gründlich  aufgeräumt,  denn  als 
1852  alle  alten  Schweizermünzen  eingezogen  wurden,  erschienen 
nur  noch  für  7432,02  Schwzfr.  verrufene  helvetische  Münzen. 
Damals  wurden  dann  auch  die  helvetischen  Gold-  und  Silber- 
Kurantmünzen  eingezogen.  Es  war  nur  noch  ein  Posten  von 
135  072,00  Schwzfr.  Nennwert  vorhanden. 

Die  Schnelligkeit  der  Einziehung  der  helvetischen  Scheide- 
münzen verdient,  zumal  bei  der  damaligen  Verfassung  der  Eid- 
genossenschaft, Anerkennung.  Die  Beseitigung  dieses  Restes 
gemeinsamen  Münzwesens  war  der  erste  praktische  Schritt  auf 
dem  Wege  zur  endlichen  Münzeinigung. 


DIE  EINIGUNGSVERSÜCHE  DER  REGENERATIONSZEIT. 

1830—1840. 

Fast  ein  Menschenalter,  nachdem  zum  erstenmale  der  Ruf 
nach  politischer  Freiheit  und  Einheit  in  der  Schweiz  erklungen 
war,  schlugen  die  Wellen  der  Revolution  wiederum  von  Westen 


*)  Ebendort,  Bd.  H,  Nachtrag  1888.  S;  570—672. 
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heranroUend  über  die  Kämme  des  Jura.  Wie  am  Ende  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts,  so  erstarkte  auch  jetzt  wieder  die  liberale 
Volksbewegung  in  den  Kantonen  und  machte  sich  in  großen 
Demonstrationen  Luft.  Demokratische  Verfassungen  und  eine 
Stärkung  der  Bundesgewalt  waren  das  Ziel.  In  zwölf  Kantonen 
wurden  repräsentativ- demokratische  Verfassungen  eingeführt, 
sieben  derselben  schlössen  sich  am  17.  März  1832  zu  dem  libe- 
ralen Siebenerkonkordat  zusammen. 

Die  Tagsatzung  ernannte,  dem  Drange  der  Zeit  folgend,  am 
17.  Juli  1832  eine  Revisionskommission  für  die  Verfassung.  Bei 
dieser  Verfassungsrevision  wurde  das  Prinzip  der  Zentralisation 
des  Münzwesens  in  die  Entwürfe  aufgenommen.  Die  Frage  des 
Münzsystems  jedoch  wurde  sehr  verschieden  beantwortet 

Die  gen.  Revisionskommission  schlug  in  Art.  27  ihres  Ent- 
wurfes^) ein  Münzgesetz  in  Umrissen  vor,  das  die  Einführung 
des  französischen  Frankensystems  und  die  Tarifierung  der  frem- 
den Geldsorten  bezweckte.  Da  dieser  Vorschlag  später  öfter  wieder- 
holt wurde,  geben  wir  hier  seinen  Inhalt  in  dem  Umfang  wieder, 
wie  ihn  die  Züricher  Münzkonferenz  von  1839  festlegte. 

Es  waren  folgende  Bestimmungen: 

Münzeinheit  ist  der  Franken  zu  5  gr  Silber  ^/lo  fein.  Er 
teilt  sich  in  100  Centimes. 

Es  werden  gemeinsame  Münzstätten  errichtet 

Ausgeprägt  werden: 

Goldmünzen  zu  40,  20,  10  Fr. 
Silbermünzen  zu  5,  2,  1,  Va  Fr. 
Billonmünzen  zu  25,  10,  5  Cent 
Kupfermünzen  zu  2,  1  Cent 

Die  Gold-  und  Silbermünzen  sollten  genau  entsprechend 
ihrem  Nominalwert  ausgebracht  werden,  also  z.B.  das  Fünffranken- 
stück zu  25  gr  Silber  ®/io  fein.  Der  relative  Wert  zwischen  Gold 
und  Silber  wurde  wie  15,5 : 1  festgesetzt  —  eine  Bestimmung,  „die 
ebensowenig  in  der  Macht  der  Münzkonferenz  lag,  wie  die  Fest- 
setzung des  Wertverhältnisses  zwischen  Silber  und  Baumwolle".*) 

*)  Kaiser  und  Strickler,  Bundesverfassungen,  B.  S.  227—230. 
*)  Speiser,  Expertenbericht,  Schwz.  Bdbltt.  1849,  III.  Bd.  S.  20. 
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Scheidemünzen  dürfen  nur  in  dem  durch  den  täglichen 
Verkehr  erheischten  Umfang  geprägt  werden.  Ihr  innerer  Wert 
wird  durch  Bundesgesetz  bestimmt  Der  Kurs  der  vorhandenen 
Kantonalscheidemünzen  wird  nach  ihrem  gegenseitigen  Verhält- 
nis festgesetzt 

Innerhalb  30  Jahren  hat  jeder  Kanton  seine  Scheidemünzen 
auf  seine  Kosten  einzuziehen  und  zu  tilgen.  Alsdann  sind  diese 
Münzen  zu  verrufen. 

Die  groben  ausländischen  und  bisherigen  schweizerischen 
Münzsorten  werden  nach  ihrem  Metallgehalt  tarifiert 

Dieser  Entwurf  wollte  also  in  der  Schweiz  das  franzö- 
sische Frankensystem  einführen  und  in  dessen  Wertung  alle 
vorhandenen  inländischen  und  die  höheren  ausländischen  Münz- 
sorten tarifieren.  Diese  alle  wären  dadurch  in  dem  neuen  Bunde 
schweizerisches  Geld  geworden,  da  sie  ja  Kassenkurs  genossen 
hätten.  Bedenkt  man  dazu,  daß  erst  nach  30  Jahren  in  den  Klein- 
münzen Einheit  herrschen  sollte,  so  erkennt  man,  daß  nach  Ein- 
führung dieses  Münzgesetzes  die  alte  Verwirrung  —  nun  auch 
noch  gesetzlich  sanktioniert  —  weitergeblüht  hätte.  Selbst  zahl- 
reiche neue  Münzen  zu  prägen,  war  nicht  beabsichtigt,  man  wollte 
vielmehr  seinen  Münzbedarf  durch  Schmarotzen  an  den  nach- 
barlichen Münzbeständen  decken.  So  hätte  hienach  infolge  der 
Tarifierung  bald  wohl  die  Ost-  und  Nordschweiz  nach  Gulden 
und  Talern,  der  Westen  und  Süden  nach  französischen  Franken 
gerechnet,  und  die  geringste  Wechselkursschwankung  hätte  das 
ganze  Tarifgebäude  gestürzt  — 

Der  Verfassungsentwurf  wurde  von  einer  zweiten  Kom- 
mission, die  die  Tagsatzung  am  15.  März  1833  nach  dem  Ein- 
laufen der  Standesinstruktionen  eingesetzt  hatte,  umgearbeitet 
In  ihm  war  ein  ganz  anderes  Münzgesetz*)  enthalten. 

Dasselbe  (Art.  21)  lautet  (gekürzt)  folgendermaßen: 

Art  21.  Alle  im  Münzregale  begriffenen  Rechte  übt  der 
Bund  nach  folgenden  Grundsätzen  aus. 

a)  Es  wird  ein  schweizerischer  Münzfuß  aufgestellt,  dessen 


*)  Kaiser  und  Strickler,  Bundesverfassungen,  B.  S.  227 — 230. 
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Einheit  der  Schweizerfranken  ist   Der  Schwzfr.  teilt  sich  in 
10  Batzen,  der  Batzen  in  10  Rappen. 

Der  innere  Gehalt  des  Schwzfr.  ist  zu  121  franz.  Gran 
feinen  Silbers  festgesetzt 

b)  Die  Münzprägung  durch  die  Kantone  hört  auf  und  geht 
einzig  vom  Bunde  aus. 

c)  Die  auszuprägenden  Bundesniünzen  sind: 

1.  Goldmünzen  zu  28  Schwzfr. 

2.  Grobe  Silbermünzen  zu  4  Schwzfr. 

„3         „         5  Batzen 


»                    »                 )? 

2         „ 

51                                  77                             ?7 

1 

Silberscheidemünzen    „ 

5  Batzen 

«                   n                    )7 

3       „       5  Kappen 

Kupferscheidemünzen  „ 

1  Batzen 

Vi                            77                              77 

5  Rappen 

77  77  77       ^7^         7» 

77  77  77       ^  77 

d)  Die  auszuprägenden  Goldmünzen  sollen  genau,  entweder 
dem  achtfachen  oder  dem  vierfachen  inneren  Wert  der  3  V2  Franken- 
stücke gleichkommen  und  die  groben  Silbermünzen  in  ihrem  inneren 
Gehalt  die  angenommene  Münzeinheit  so  oft  repräsentieren,  als 
es  ihr  Nennwert  bezeichnet 

e)  Ein  Bundesgesetz  wird  teils  das  Quantum  der  von  Seite 
des  Bundes  auszuprägenden  Silber-  und  Kupferscheidemünze  im 
Verhältnis  der  Bevölkerung  bestimmen,  wobei  die  Bedürfnisse  des 
täglichen  Verkehrs  nicht  überschritten  werden  sollen,  teils  das 
Verhältnis  des  inneren  Gehalts  dieser  Scheidemünzen  zu  ihrem 
Nennwert  festsetzen. 

f)  Es  sollen  alle  dermaligen  schweizerischen  Münzsorten 
unter  dem  Schweizerfranken  eingelöst,  außer  Kurs  gesetzt  und 
an  deren  Statt  neue  Bundesmünzen  ausgeprägt  werden. 

Nähere  Ausführungen  über  Einlösung  und  Einschmelzung 
der  Kantonalscheidemünzen.  Dieselbe  sollte  innerhalb  10  Jahren 
auf  Kosten  der  Kantone  geschehen  sein. 
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g)  Für  10  Jahre  haben  die  vorhandenen  kantonalen  Scheide- 
münzen in  ihren  Heimatskantonen  noch  Zwangskurs. 

h)  Für  den  Kurs  der  groben  Münzsorten  von  ausländischem 
und  schweizerischem  Gepräge  wird  ein  aUgeraein  verbindlicher 
Tarif  festgesetzt  Die  Tarifierung  geschieht  nach  dem  Verhält- 
nis ihres  inneren  Gehalts  zu  der  schweizerischen  Münzeinheit 
Kein  Kanton  darf  diesen  Tarif  abändern. 

Dieses  Münzgesetz  war  durch  Annahme  eines  Antrages, 
den  Zürich,  gestützt  auf  ein  Gutachten  seines  Münzdepartements, 
stellte,  statt  des  oben  wiedergegebenen  eingesetzt 

Im  allgemeinen  war  dieses  System  von  dem  vorigen  nicht 
sehr  verschieden.  Abgesehen  von  der  Verbesserung,  daß  die  Ein- 
ziehung der  kantonalen  Scheidemünzen  schon  nach  10  Jahren 
erfolgt  sein  sollte,  war  nur  eine  andere  Werteinheit  vorgesehen: 
Hier  der  Schweizerfranken,  dort  der  französische. 

Beide  Werteinheiten  waren  in  den  Gesetzentwürfen  nicht 
ausreichend  definiert  Art  21a)  enthielt  nur  die  münztechnische 
Vorschrift,  der  Schwzfr.  sollte  121  grain  feinen  Silbers  enthalten 
(=  6,4267  gr).  Art  21h)  gab  den  Schlüssel  zu  der  einzig  mög- 
lichen Definition,  nämlich  den  rekurrenten  Anschluß  an  die  bis- 
herigen Werteinheiten  durch  die  Bestimmung  „die  Tarifierung 
geschieht  nach  .  .  .  dem  inneren  Gehalt":  Die  historische  Defi- 
nition der  Werteinheit  „Schweizerfranken"  richtete  sich  also  rein 
nach  dem  Metallgehalt  der  Münzeinheiten.  Die  Entwürfe  gaben 
nicht  eine  Definition  der  Werteinheit,  sondern  eine  technische 
Bestimmung  der  Münzeinheit  Jene  war  nur  implicite  in  den 
Gesetzen  vorhanden. 

Die  Verschiedenheit  der  Entwürfe  war  die:  Der  erste  wollte 
eine  Zentralisation  auf  der  Grundlage  des  französischen  Franken- 
systems mit  Tarifierung  des  fremden  Geldes  neben  dem  eigenen; 
der  zweite  wollte  ein  eigenes  Schweizerfrankensystem  schaffen, 
in  dem  alle  benachbarten  Münzsorten  leicht  unterzubringen  waren, 
das  selbst  aber  nur  als  Vermittler  für  die  Umrechnung  diente. 
Daher  sollten  bei  dem  zweiten  System  Münzen  geprägt  werden  wie 
28  Schwzfr.  (=  40  französische  Franken),  14  Schwzfr.  (=  20  fr.  Fr.), 
4  Schwzfr.  (=  1  Brabantertaler),  SVa  Schwzfr.  (=  5  fr.  Fr.),  7  Batzen 
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(=  1  fr.  Pr.),  die  ein  leichtes  Umrechnen  in  die  nachbarlichen 
Systeme  ermöglichten.  Bei  diesem  Entwurf  war  eine  Zentrali- 
sation nicht  beabsichtigt,  bei  dem  ersten  wäre  sie  nicht  einge- 
treten, beide  Male  abgesehen  von  den  Scheidemünzen. 

Strenge  Zentralisation  des  Münzwesens  und  Tarifierung 
auch  nur  eines  fremden  Geldstücks  sind  Dinge,  die  einander  aus- 
schließen. Stand  der  Guldenkurs  in  der  Ostschweiz  hoch,  so  floß 
der  Gulden  ab,  und  die  Schweiz  rechnete  mit  dem  von  "Westen 
nachdrängenden  französischen  Franken.  Stand  dessen  Kurs  hoch, 
so  verdrängte  ihn  der  Gulden  in  der  umgekehrten  Richtung.  So 
wäre  ein  dauerndes  Hin  und  Her  in  der  Schweiz  gewesen.  Die 
Agioteure  und  Geldwechsler  hätten  blühende  Geschäfte  gemacht, 
die  Unsicherheit  im  Geldwesen  wäre  geblieben,  und  die  Tarifie- 
rungen,  von  der  Zentralisation  ganz  zu  schweigen,  standen  nur 
auf  dem  Papier. 

Hätte  man  bei  dem  ersten  Entwurf  die  Tarifierungsbestim- 
mung  weggelassen,  so  wäre  zwar  eine  Zentralisation  nach  dem 
französischen  (sog.  Centime-)  Pranken  eingetreten;  was  aber  die 
weitere  Folge  gewesen  wäre,  das  zeigt  die  schweizeiische  Geldge- 
schichte seit  1852  bis  heute:  vollste  Abhängigkeit  von  Frankreich. 

Das  zweite,  sog.  Schweizerfrankensystem,  bezweckte  über- 
haupt nur  eine  Vermittelung  durch  Tarifierung  zweier  Systeme 
(Gulden  und  Gentimefrank)  in  einem  dritten.  Ließ  man  die 
Tarif ierungsbestimmang  weg,  so  blieb  ein  nationales  System, 
unabhängig  und  frei  von  Nachbarsystemen  übrig,  das  zwar 
einen  ungeschickten  Aufbau  zeigte,  aber  doch  ein  gutes  Grund- 
prinzip hatte. 

Die  Tarifierung  des  fremden  Geldes  drückt  beiden  Ent- 
würfen ihren  Stempel  auf.  Durch  sie  wären  alle  tarifierten 
Münzen,  d.  h.  also  alle  groben  Silber-  und  Goldsorten  der  Nach- 
barländer, in  der  Schweiz  „schweizerisches  Geld"  geworden.  In 
Bezug  auf  diese  Geldsorten  hätte  also  zwischen  der  Schweiz  und 
den  betreffenden  Ländeni  einseitiger  Synchartismus  bestanden. 

Näher  auf  die  genetischen  und  funktionellen  Beziehungen 
der  entworfenen  Münzsysteme  einzugehen,  kann  unterbleiben:  Die 
Yerfassungsrevision  fiel  in  der  Abstimmung  durch  die  Kantone 

Blaum,  Geldwesen  der  Schweiz.  2 
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unter  den  Tisch.  Es  war  ein  Glück  für  die  Schweiz,  daß  keiner 
dieser  Entwürfe  ausgeführt  wurde.  — 

Auf  der  einen  Seite  standen  in  dem  nun  folgenden  Jahr- 
zehnt der  Kämpfe  um  die  Münzreform  die  Anhänger  der  an 
das  Gentimefrankensystem  angegliederten  Zentralisation,  auf  der 
andern  die  Freunde  des  Vermittel ungssystems  des  Schweizer- 
franken unter  Tarifierung  der  fremden  Münzen. 

Gemeinsam  war  beiden  Parteien  die  wie  ein  Evangelium 
und  ohne  jeden  stichhaltigen  Grund  hochgehaltene  Behauptung, 
die  Schweiz  könne  infolge  ihrer  geographischen  Lage  kein  eigenes 
Münzsystem  schaffen  und  dürfe  keine  eigenen  groben  Münzen 
prägen.  Gemeinsam  war  die  Absicht,  die  Zahlungsmittel  der  Nach- 
barländer zu  benutzen,  gemeinsam  die  völlig  metallistisch-pensa- 
torische  Auffassung  vom  Wesen  des  Geldes. 

Die  dreißiger  und  vierziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts 
sahen  nun  eine  Menge  Voi-schläge  und  Entwürfe  in  Traktanden, 
Flugschriften,  Zeitungen  usw.  entstehen.  Von  ihnen  sind  nur 
wenige  zu  Gesetzentwürfen  herangereift.  Nur  diese  sollen  im  fol- 
genden besprochen,  also  nur  das  amtliche  Material  betrachtet 
werden. 

Eine  von  der  Tagsatzung  1834  eingesetzte  Münzkommis- 
sion empfahl  in  ihrer  Mehrheit  das  Schweizerfrankensystem.  Die 
Hinneigung  der  westlichen  Kantone  zum  französischen  Münz- 
systeme und  die  Abneigung  der  östlichen,  dieses  ihnen  nach 
Wertung  und  Benennung  fremde  anzunehmen,  sei,  so  sagte  der 
Bericht  der  Kommission,  der  Grund  für  die  ünausführbarkeit 
des  Vorschlages. 

Im  November  1836  berief  Bern,  damals  Vorort  der  Eid- 
genossenschaft, eine  Münzexpertenkommission  von  7  Mitgliedern. 
3  Mitglieder  erschienen  und  arbeiteten  für  jedes  System  einen 
Konkordatsentwurf  aus. 

„Als  Ergänzung  der  vorjährigen  Konferenz"  trat  im  August 
1837  eine  größere  Kommission  zusammen.  Sie  hinterließ  ein 
ausführliches  Gutachten,  in  dem  sie  als  Hauptübel  des  Münz- 
zustandes der  Schweiz  angab:  Erstens  den  Überfluß  an  unter- 
wertigen  Kleinmünzen  (Scheidegeld),  der  den  hohen  Kurs  der 
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groben  Silbersortea  hervorrufe;  zweitens  die  zahlreichen  verschie- 
denen, z.  T.  unrichtigen  Wertungen  in  den  Tarifen  der  Kantone; 
drittens  die  Menge  der  verschiedenen  effektiven  und  ideellen 
Münzfüße.  Auch  in  dieser  Kommission  traten  wieder  die  beiden 
Gegensätze  hervor.  So  blieb  auch  ihr  nichts  übrig,  als  mehrere 
Entwürfe  abzuliefern.  Die  Mehrheit  empfahl  den  Schweizer- 
franken, die  Minderheit  den  Centimefranken,  eine  einzelne  Stimme 
den  Schweizerfranken  mit  anderem  Münzfuß. 

In  diesen  Jahren  hat  sich  anscheinend  die  Erkenntnis  von 
der  völligen  Unbrauchbarkeit  des  Tarifierungssystems  des  Schwei- 
zerfranken durchgerungen.  Die  folgenden  Konferenzen  arbei- 
teten vor  allem  die  Übernahme  des  französischen  Franken- 
systems aus. 

So  erklärten  sich,  anläßlich  einer  1838  in  Luzem  statt- 
findenden Konferenz  von  Abgeordneten  der  Stände,  bei  einer 
Vorbesprechung  9  Stände,*)  teilweise  unter  Vorbehalten,  für  die 
Einführung  des  französischen  Münzsystems.  Die  Konferenz  selbst 
arbeitete  daher  nur  den  Entwurf  eines  Münzkonkordats  auf  Grund 
des  französischen  Frankensystems  aus.  Fast  alle  Bestimmungen 
übernahm  man  aus  dem  französischen  Münzgesetz  vom  7.  Ger- 
minal  XI  (28.  März  1803),  hängte  daran  aber  noch  die  berüch- 
tigte Tarifierungsbestimmung  an. 

Dieser  traten  in  Luzern  zum  ersten  Male  einige  Stimmen 
entgegen.  Bern  und  Genf*)  wollten  die  Tarifierung  auf  Sorten, 
die  dem  französichen  Münzsystem  angehörten,  beschränken,  Waadt 
wollte  nur  die  bessern  Schweizermünzen  tarifiert  sehen.  Alle 
drei  Stände  hatten  einen  richtigen  Gedanken,  führten  ihn  aber 
nicht  konsequent  durch. 

Die  Konferenz  unterbreitete  der  Tagsatzung  ihre  Protokolle 
mit  der  Bitte,  baldigst  eine  Konferenz  von  Abgeordneten  der  den 
gewonnenen  Grundlagen  zustimmenden  Stände  einzuberufen.  — 


*)  Genf,  Waadt,  Wallis,  Freiburg,  Bern,  Solothurn,  Basel,  Aargau 
und  Luzern,  also  alle  westlichen  Kantone.  Von  den  östlichen  war  bes. 
Zürich  für  das  Schweizerfrankensystem. 

•)  Genf  führte  in  diesem  Jahre  bei  sich  das  französische  Münz- 
system ein. 

2* 
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Die  Luzerner  Konferenz  von  1837  bedeutete  jedenfalls  einen 
„erfreulichen  Fortschritt  geläuterter  Ansichten  im  Münzwesen",*) 
denn  allmählich  schien  auch  die  Erkenntnis  von  der  Prinzip- 
widrigkeit einer  Tarifierung  verschiedener  Sorten  aufzudämmern. 

Die  von  der  Tagsatzung  einberufene  Konferenz  wurde  am 
5.  Febr.  IS 39  in  Zürich  eröffnet  Auf  ihr  waren  zwar  die  Ver- 
treter von  12  Ständen  anwesend,  aber  es  war  wohl  etwas  Schön- 
färberei,*) wenn  Jakob  Speiser  1849  behauptete,*)  auf  der  Züricher 
Konferenz  konnte  man  „eilf  Stände  mit  einer  Bevölkerung  von 
über  1 500  000  Seelen  —  also  fast  zwei  Drittel  der  Schweiz  — 
als  dem  französischen  Münzsystem  gewonnen  betrachten".*) 

Die  spätere  Konferenz  vom  23.  Juü  zeigt  eine  Abnahme 
der  Anhänger  des  französischen  Münzsystems.  Ihr  Schlußproto- 
koll bemerkt  ausdrücklich,  daß  nur  Waadt,  Solothum,  Aargau 
und  Luzem  zu  Weiterberatungen  bereit  waren.  Der  Entwurf 
dieser  Konferenzen  deckt  sich  mit  dem  oben  wiedergegebeneu 
vom  Jahre  1832. 

In  der  Züricher  Konferenz  beantragten  Genf  und  Waadt, 
keine  Goldmünzen  auszuprägen.  Das  Münzwesen  beruhe  sonst 
auf  zwei  verschiedenen  Metallen  von  veränderlichem  Wert;  da- 
durch sei  es  selbst  nicht  konstant  Dies  war  für  die  ganz  metal- 
listische  Auffassung  der  damaligen  Zeit  ein  durchaus  richtiger 
Schluß.  Der  Irrtum  lag  in  der  Auffassung  vom  Wesen  der  Wert- 
einheit Als  solche  stellte  man  eine  gewisse  Gewichtsmenge  Silber 
auf,  während  sich  das  Geld  des  Metalles  doch  nur  als  Ti-äger  der 
Werteinheit,  als  Vermittler  der  Zahlung  bedient 

*)  Nach  dem  Bericht  der  Minderheit  der  Ständeratskommission  in 
Sachen  der  Münzreform,  der  mehr  Glauben  verdient,  als  der  der  Mehr- 
heit  Schweiz.  Bundesblatt  1849,  Bd.  lU,  S.  246  ff. 

•)  Speiser,  Expertenbericht,  Bdbltt.  1849,  Bd.  III,  S.  18. 

^)  Außer  den  obengenannten  9  Kantonen  von  1837  wohnten  Zürich, 
St.  Gallen  und  Thurgau  nur  ad  audiendum  bei;  Schwyz,  Uri,  Unterwaiden, 
Zug,  Schaffhausen,  Glarus  und  Appenzell  baten  um  Zusendung  der  Proto- 
kolle ;  Graubünden,  Tessin  und  Neuenburg  hatten  gar  nicht  geantwortet 
Nur  von  dem  letzteren  konnte  man  mit  Sicherheit  Zustimmung  erwarten. 
Es  scheint  sich  also  in  Zürich  eher  eine  Trennung  in  Ost  und  West  ge- 
zeigt zu  haben,  bei  der  der  Westen  in  der  Minderzahl  der  Kantone  war, 
als  eine  einige  Zweidrittelmehrheit. 
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Der  Fehler  lag  nicht  in  der  Benutzung  zweier  Metalle  an 
sich,  sondern  in  der  freien  Ausprägbarkeit  derselben.  Daß  Gold- 
und  Silbergeld  „bar"  sein  sollten,  das  barg  die  Gefahr  in  sich, 
denn  jedes  Steigen  oder  Fallen  des  Marktpreises  für  das  eine 
oder  andere  Metall  mußte  einen  Abfluß,  bezw.  ein  Zuströmen 
der  Münzen  herbeiführen. 

Stieg  der  Goldpreis,  so  entzog  man  Goldmünzen  dem  Ver- 
kehr, schmolz  sie  ein  und  verkaufte  das  gewonnene  Gold  als 
Barrengold  mit  Vorteil.  Fiel  der  Goldpreis,  so  trug  man  Barren- 
gold in  die  Münzstätten,  die  es  für  einen  festen  Preis  in  un- 
begrenzter Menge  annehmen  mußten,  und  das  Goldgeld  drang 
stärker  in  den  Verkehr  ein.  Das  Gleiche  war  bei  dem  MetaD 
Silber  und  den  Silbermünzen  der  Fall. 

Der  Fehler  lag  also  au  der  Barverfassung  (Freiprägung)  des 
Gold-  und  Silbergeldes.  Jede  Schwankung  der  Edelmetallpreise 
mußte  das  Münzsystem  in  seinen  Grundfesten  erschüttern.  Man 
hätte  zwar  für  Gold  und  Silber  eine  feste  untere  Preisgrenze 
durch  die  Freiprägung  geschaffen,  aber  wer  hatte  die  Macht,  das 
Preisverhältnis  von  Gold  zu  Silber  festzulegen?  Der  Staat  oder 
das  Münzkonkordat  sicher  nicht 

Die  übrigen  Änderungen  des  Züricher  Entwurfes  gegen- 
über dem  von  1832  übergehen  wir.  Auch  kam  man  über  dieses 
Stadium  nicht  hinaus. 

1840  beschloß  die  Tagsatzung,  die  Münzreform  fallen  zu 
lassen.  Die  politischen  Ereignisse  der  vierziger  Jahre  hinderten 
eine  friedliche  Vereinigung  in  Konkordaten  u.  ähnl.  und  brachen 
die  heftigen  Kämpfe  um  die  Münzreform  ab.  — 

Aus  der  ganzen  Zeit  der  Einigungsbestrebungen  und  Ee- 
formversuche  in  der  ersten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
blieb  eine  Klärung  der  Ansichten  über  Münzwesen  zurück,  die 
sich  allerdings  äußerlich  in  einer  Verschärfung  der  Gegensätze 
zeigte.  Diese  selbst  beruhten  auf  Verschiedenheiten  teils  wirt- 
schaftlicher, teils  nationaler,  weniger  auf  solchen  sachlicher  Natur. 
Die  politische  Opposition  gegen  eine  Zentralisation  des  Münz- 
wesens war  aber  im  Laufe  der  Regenerationszeit  verschwunden. 
Das  ist  der  Haupterfolg  dieser  Periode. 


n.  Abschnitt. 

DAS  SCHWEIZERISCHE  GELDSYSTEM 
VOM  JAHRE  1850. 

§  3. 
DIE  ENTSTEHUNG  DES  MÜNZGESETZES  VOM  7.*MAI  1850. 

Während  die  Zeit  von  1815  bis  1830  dem  allgemeinen 
Bedürfnis  nach  Ruhe  folgend  in  der  Schweiz  eine  Periode  des 
Zusammenwirkens  der  kantonalen  Regierungen  mit  der  Tag- 
satzung der  Eidgenossenschaft  aufweist,  erfüllen  das  vierte  und 
fünfte  Jahrzehnt  des  neunzehnten  Jahrhunderts  die  heftigsten 
inneren  Kämpfe. 

Die  Verfassungsentwürfe  der  dreißiger  Jahre,  die,  getragen 
von  den  radikal-demokratischen  Regierungen,  einen  neuen  Bundes- 
staat ins  Leben  rufen  sollten,  waren  am  Widerstand  der  konser- 
vativen Kantone  gescheitert  In  diesen  blieb  das  klerikal-aristokra- 
tische Regiment  am  Ruder.  Dem  Siebenerkonkordat  der  liberalen 
Kantone  stellten  die  Konservativen  den  Samerbund  entgegen. 

Beide  Bündnisse  lösten  sich  in  der  Folgezeit  auf;  Ende 
der  dreißiger  Jahre  schien  die  Spannung  nachzulassen.  Der 
innere  Gegensatz,  konservativ -klerikal  und  einer  politischen 
Einigung  abgeneigt  auf  der  einen,  demokratisch-liberal  auf  der 
andern  Seite,  blieb  aber  bestehen. 

Auf  dem  Gebiet  der  Einigungsbestrebungen  hatte  die 
liberale  Hochflut  der  dreißiger  Jahre  in  vieler  Beziehung  größere 
Klarheit  geschaffen.  Über  einzelne  Teile  des  Verfassungsent- 
wurfs von  1833  war  man  allmählich  ziemlich  einig  geworden. 
Umstritten  war  einerseits  die  formeUe  Frage  der  Durchberatung 
in  der  Tagsatzung  oder  einer  Kommission  und  der  Abstimmung 
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nach  Kantonen  oder  durch  das  ganze  Schweizervolk ,  ander- 
seits gingen  die  Meinungen  über  die  dem  Zenti*aistaate  abzu- 
tretenden Kompetenzen  weit  auseinander.  Man  wollte  zwar 
aus  dem  losen  Staatenbund  herauskommen,  fürchtete  aber  auch, 
eine   zweite  helvetische  Republik  als  Einheitsstaat  zu  schaffen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Münzwesens  fehlte  nur  die  Einigung 
über  das  System;  über  die  Notwendigkeit  der  Zentralisation 
war  man  sich  im  klaren,  aber  die  Unsicherheit  der  politischen 
Lage  im  Anfang  der  vierziger  Jahre  hinderte  einen  Abschluß. 

Es  war  die  schwüle  Zeit  vor  dem  Ausbruch  der  1848  er 
Revolutionen.  Mettemichs  Politik  herrschte  allerorts,  und  man 
geht  wohl  nicht  fehl,  wenn  man  auf  der  klerikal-konservativen 
Seite  in  der  Schweiz  auch  seine  Hand  vermutet  Es  herrschte 
eine  Hochspannung,  die  der  geringste  Anstoß  zur  Entladung 
bringen  konnte. 

Der  A^rgauer  Klosterstreit  (1841 — 43),  die  Berufung  der 
Jesuiten  nach  Luzem  (1844)  und  die  Gründung  des  klerikal 
geleiteten  Sonderbunds  (Dez.  1845)  verschärften  die  Gegensätze  in 
der  Schweiz  so,  daß  nur  eine  kriegerische  Lösung  Ruhe  schaffen 
konnte.  Als  die  liberalen  Kantone  stark  genug  waren,  gingen 
sie  gegen  den  Sonderbund  i)  und  die  Jesuitenherrschaft  vor.  Trotz 
der  Einmischung  auswärtiger  Mächte  beschloß  man,  denselben  mit 
Waffengewalt  zu  vernichten. 

Ende  1847  wurden  die  Sonderbündler  geschlagen,  die 
Jesuiten  vertrieben  und  gemäßigte  Regierungen  in  ihren  Kantonen 
eingesetzt.  Damit  war  der  Widerstand  gegen  eine  Verfassungs- 
revision endgültig  gebrochen. 

Trotz  einer  Einspruchsnote  der  kontinentalen  Großmächte, 
die  die  Aufrechterhaltung  des  Zustandes  von  1815  verlangten, 
d.  h.  also  des  alten  Bundes,  ging  man  unverzüglich  an  die  Aus- 
arbeitung einer  Verfassung.  Man  nahm  sich  die  der  nord- 
amerikanischen Union  zum  Muster,  das  Volk  genehmigte  sie 
mit  über  ^/s  Mehrheit  gegen  die  Stimmen  der  Sonderbunds- 
kantone, und  am  12.  Sept.  1848  konnte  die  Tagsatzung  feierlich 

*)  Die  Kantone  Schwyz,  Uri,  Unterwaiden,  Zug,  Luzern,  Freiburg, 
Wallis. 
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die  Gründung  eines  Bundesstaats  „Schweizerische  Eidgenossen- 
schaft" verkündigen.  Damit  war  nach  SVa  Jahrhunderten  endlich 
die  Kantonalsouveränetät  dem  Einheitsgedanken  zum  Opfer  ge- 
fallen. 

Die  staatsrechtlichen  Grundzüge  der  neuen  Verfassung 
sind  folgende:  An  die  Stelle  der  bisher  von  Ehrengesandten 
der  Kantone  gebildeten  Tagsatzungen  trat  die  Bundesversamm- 
lung. Dieselbe  zerfällt  in  den  Nationalrat,  die  Vertretung  des 
Schweizervolks  und  den  Ständerat,  die  Vertreter  der  Eantona 
Man  war  also  zum  Zweikammersystem  übergegangen.  An  Stelle 
der  drei  wechselnden  Vororte  Luzern,  Zürich,  Bern  trat  der 
aus  sieben  Mitgliedern  bestehende  Bundesrat.  Derselbe  wird 
von  der  Bundesversammlung  gewählt 

Der  Bund  hat  die  gesamte  völkerrechtliche  Vertretung 
der  Schweiz;  die  Kantone  dürfen  weder  mit  dem  Ausland  noch 
unter  sich  politische  Verträge  abschließen.  Er  erhielt  folgende 
Kompetenzen:  Die  Verwaltung  des  ZoU-,  Straßen-,  Brücken- 
und  Militärwesens;  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen 
den  Kantonen;  das  Salz-  und  Pulvermonopol  und  das  Post- 
und  Münzregal. 

Man  hatte  also  ein  nach  außen  selbständiges  Staatswesen 
geschaffen,  dem  im  Innern  eine  Oberstaatsgewalt  über  die  Kan- 
tone zustand. 

Daß  nach  den  Münzkämpfen  des  verflossenen  halben  Jahr- 
hunderts das  Mönzregal  anstandslos  an  den  Bund  abgetreten 
wurde,  war  selbstverständlich.  In  jenen  Tagen  herrschte  eben 
in  den  führenden  politischen  Kreisen  eine  begeisterte,  hoffnungs- 
frohe Hingabe  an  die  Idee  der  Schaffung  einer  unabhängigen 
schweizerischen  Nation. 

Art.  36  der  Bundesverfassung  lautete: 

„Dem  Bunde  steht   die  Ausübung  der  im  Münzregale 
begriffenen  Rechte  zu. 

Die   Münzprägung    durch    die  Kantone    hört   auf  und 
geht  einzig  vom  Bunde  aus. 

Es  ist  Sache  der  Bundesgesetzgebung,  den  Münzfuß  fest- 
zusetzen, die  vorhandenen  Münzsorten  zu  tarifieren  und  die 
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näheren  Bestimmungen  zu  treffen,  nach  welchen  die  Kantone 
verpflichtet  sind,  von  den  von  ihnen  geprägten  Münzen  ein- 
schmelzen oder  umprägen  zu  lassen/^ 

Die  Aufnahme  dieses  Artikels  machte  keine  besonderen 
Schwierigkeiten.  Bei  der  Verhandlung  in  der  Tagsatzung  wurde 
von  Tessin  beantragt,  „den  schweizerischen  Münzfuß  auf  die 
Basis  des  französischen  Dezimalsystems  festzustellen^^,  und  nach 
Ablehnung  dieses  Antrages  von  Genf  vorgeschlagen,  der  neuen 
Münze  wenigstens  das  Dezimalsystem  zugrunde  zu  legen.  Auch 
diese  Präzisierung  wurde  jedoch  abgelehnt. i)  Im  Interesse  des 
Zustandekommens  der  Verfassung  lag  es  zweifellos  auch,  den 
EntscheiduDgskampf  über  das  System  des  neuen  Münzwesens 
zu  verschieben. 

Erwähnung  verdient  auch  ein  von  den  östlichen  Kantonen 
unterstützter  Antrag  Zürichs,  den  dritten  Absatz  des  Art  36  zu 
streichen,  „da  es  der  eigentümlichen  Lage  der  Schweiz  zusagen 
könnte,  zwei  Systeme  anzunehmen  für  den  Osten  und  den  Westen.'^*) 
Es  wurde  also  auch  die  Idee  einer  münzgebietlichen  Trennung 
nach  Nationalitäten  erwogen,  ein  Gedanke,  der  manches  verfüh- 
rerische an  sich  hat,  der  Einheitsidee  aber  Hohn  sprach.  — 

Bevor  wir  auf  die  Ausführung  des  Münzartikels  und  die 
Wahl  des  Münzsystems  näher  eingehen,  dürfte  ein  Blick  auf  die 
damalige  wirtschaftliche  Lage  der  Schweiz  von  Wert  sein. 
In  den  dreißiger  und  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts begann  der  wirtschaftliche  Aufschwung,  der  der  Schweiz 
in  der  Folgezeit  zu  so  hoher  Blüte  verhelfen  hat  In  den  zwan- 
ziger Jahren  waren  die  großen  Alpenübergänge  eröffnet,  die 
Dampfschiffahrt  auf  den  größeren  Seen  fing  um  das  Jahr  1830 
an,  zahlreiche  große  Straßen  zwischen  den  Kantonen  wurden 
gebaut,  und  das  Freihandelssystem  der  Eidgenossenschaft  rief 
einen  lebhaften  Handel  hervor.^) 


*)  s.  Bericht  der  Minderheit  der  ständerätlichen  Kommission  v.  1849, 
im  Bdbltt  1849,  Bd.  III,  S.  247  ff.  sowie  bei  Speiser  loc.  cit.  S.  24. 

•)  Speiser,  Bdbltt.  1849,  Bd.  UI,  S.  26  fif. 

3)  Der  Bau  der  Eisenbahnen  begann  1847  (Zürich— Baden),  leb- 
hafter erst  nach  1860. 
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Der  Natur  des  Landes  entsprechend,  das  auf  der  Nord- 
und  Ostseite  unverhältnismäßig  viel  mehr  Verkehrsstraßen  bietet, 
als  auf  der  West-  und  Südseite,  war  der  Handel  der  Schweiz 
mit  den  deutschen  Ländern,  dem  Zollverein  und  Österreich,  be- 
deutend größer  als  der  mit  Frankreich  und  Piemont. 

Einige  Zahlen  aus  dem  Jahre  1840*)  mögen  dies  beweisen. 

Es  betrug 
der  Gesamtwarenverkehr  über  die  Westgrenze  160,75  Mill.fr.  Fr. 
„  „         „  „      „   Nord-  imd 

Ost^renze      268,75     „     „  „ 
der  Handel  in  französischen^)  Waren  56,00     „     „   „ 

„  „        „  deutschen  3)  „  ca.  200,00     „     „  „ 

die  jährliche  Gesamtausfuhr  173,50     „     „   ,, 

„  „  „      einfuhr  266,00     „     „   „ 

„  „         Mehreinfuhr  üb.  d. Westgrenze         20,75     „     ,,   „ 

„  „  „         „        „    „deutsche Grenze  61,75     „     „  „ 

Aus  diesen  Zahlen  geht  deutlich  hervor,  daß  die  Schweiz  da- 
mals ein  Einfuhrland  war  und  besonders  stark  mit  den  deutschen 
Ländern,  in  denen  nach  Gulden  und  Talern  gerechnet  wurde, 
Handel  trieb. 

Bemerkt  sei  noch,  daß  der  Geldverkehr  über  die  West- 
grenze dem  über  die  Nord-  und  Ostgrenze  fast  gleich  war,  jedoch 
dürften  die  Zahlen  hierüber  wenig  glaubwürdig  sein. 

Aus  Waren-  und  Geldverkehr  ergibt  sich  unzweifelhaft 
die  Tatsache,  daß  die  Schweiz  viel  mehr  Interessen  nach  Deutsch- 
land und  Österreich  hatte,  als  nach  Frankreich.  Allerdings  ging 
über  Frankreich  der  Verkehr  mit  den  überseeischen  Ländern 
(England  und  Amerika),  dessen  Zahlungen  wohl  hauptsächlich  in 
Paris  mit  französischem  Gelde  fällig  waren.  — 

Schon  die  erste  Bundesversammlung  ging  an  die  Ausführung 

*)  Die  Zahlen  aus  Gonzenbach,  Tabellen,  abgedruckt  im  Minder- 
heitsbericht der  ständerätlicben  Münzkommission  von  1849;  Bdbltt.  1849, 
Bd.  III,  S.  270  ff.  Für  später  bestehen  keine  Zahlen.  Ueber  Piemonts 
Verkehr  mit  der  Schweiz  bestehen  keine  sicheren  Nachweise.  Derselbe 
war  sehr  gering. 

•)  Waren  aus  und  für  Frankreich. 

^)  Waren  aus  und  für  den  Zollverein  und  Österreich. 
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der  Mtinzgesetzgebung,  die  ihr  durch  Art.  36  Abs.  3  übertragen 
war.  Die  Umsicht  und  Gründlichkeit,  mit  der  man  dabei  zu  Werke 
ging,  verdient  vollste  Anerkennung ;  die  Fehler  in  der  Wahl  des 
Systems  lagen  in  der  falschen  Grundanschauung  vom  Geldwesen. 

Bereits  am  21.  Februar  1849  befaßte  sich  der  Bundesrat 
mit  der  Münzreform  i)  und  lud  die  Kantone  ein,  möglichst  ge- 
naues Material  über  ihre  Münzverhältnisse  baldigst  einzusenden.^) 

Inzwischen  hatte  auch  die  Bundesversammlung  am  29./30. 
Juni  1849  vom  Bundesrat  bis  zur  nächsten  Session  die  Vorlage 
von  Anträgen  „über  Einführung  eines  allgemeinen  schweizerischen 
Münzfußes"  verlangt.*) 

Ohne  das  Einlaufen  allen  Materials  abzuwarten,  beschloß 
der  Bundesrat,  einen  Sachverständigen  um  ein  Gutachten  zur 
Reform  zu  bitten.  In  dem  damaligen  Direktor  der  Bank  in  Basel, 
Jakob  Speiser,  wurde  ein  solcher  gefunden  und  am  14.  August 
zum  eidgenössischen  Experten  in  Münzsachen  ernannt.  Der  Bun- 
desrat erklärte  später  ausdrücklich,  er  habe  sich  schon  für  die 
Annahme  des  französischen  Frankensystems  entschieden  gehabt 
und  hätte  daher  in  J.  Speiser  einen  diesem  ergebenen  Fachmann 
gewählt,  um  dasselbe  zu  befürworten. 

Dieses  Vorgehen  des  Bundesrates  war  ein  sehr  einseitiges. 
Es  war  noch  durchaus  nicht  abzusehen,  welches  System  ange- 
nommen werden  würde.  Zum  wenigsten  hätte  auch  ein  Gut- 
achten von  einem  Anhänger  des  Schweizerfrankensystems  ein- 
geholt werden  müssen. 

Jakob  Speiser,  der  in  seinen  Anschauungen  über  Geld- 
wesen seinen  Zeitgenossen  weit  voraus  war,  gab  in  seinem 
Expertenbericht  eine,  freilich  einseitige,  aber  umfassende  Be- 
gründung der  Vorzüge  des  französischen  Frankensystems.  Das 
Dezimalsystem  des  französischen  Münzwesens,  die  weite  Ver- 
breitung des  Fünffrankenstückes,  die  Klarheit  des  Aufbaues, 
seine  Beliebtheit  in  der  Westschweiz  usw.  stellte  er  dem  sechzig- 


«)  Bdbltt.  1849,  III,  S.  169, 

')  Am  ö.  Juli  und  17.  August  mußten  diese  Einladungen  wieder- 
holt werden. 

«)  Bdbltt.  1849,  n,  S.  501. 
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teiligen  Guldenfuß  und  seiner  geringen  Verbreitung  gegenüber. 
Besonders  eingehend  und  reich  mit  statistischem  Material  ver- 
sehen war  die  Behandlung  der  Ausführung  der  Münzreform. 
Es  scheint  fast,  als  habe  Speiser  hierauf  den  Hauptwert  gelegt. 
Die  Haltung  des  Bundesrats  konnte  ihn  dazu  nur  ermutigen. 

Am  Schlüsse  schlug  Speiser  zwei  Gesetzentwürfe  vor,  den 
einen  für  ein  Münzgesetz,  den  andern  für  ein  Ausführungsgesetz 
der  Münzreform. 

Am  6.  Oktober  überreichte  er  sein  Gutachten  dem 
Bundesrat,  der  es  im  Schweizerischen  Bundesblatt  i)  veröffent- 
lichen ließ  und  vom  8. — 10.  November  durchberiet.  Er  änderte 
nur  einige  formeUe  Unstimmigkeiten  der  beiden*)  Entwürfe. 

Am  17.  November  übergab  er  seinen  „Bericht  über  die  Ein- 
führung der  schweizerischen  Münzreform^^")  der  Bundesversamm- 
lung. Demselben  beigefügt  waren:  Ein  Gesetzesvorschlag  über 
das  eidgenössische  Münzwesen,  über  die  Ausführung  der  schwei- 
zerischen Münzreform,  zu  einem  Einlösungstarife  der  umlaufenden 
Münzen  und  eine  Berechnung  der  Verlustbetreffnisse  der  Kantone 
bei  der  Münzeinschmelzung. 

Der  Gesetzesvorschlag  über  das  Münzwesen  war  im 
wesentlichen  eine  Erneuerung  des  Vorschlages  von  1832,  bezw. 
des  Entwurfes  der  Züricher  Konferenz  von  1839  (s.  §  2),  jedoch 
mit  einigen  wichtigen  Änderungen. 

Ausgehend  von  den  wiedergegebenen  Erwägungen  (s.  §  2) 
war  von  einer  Ausprägung  von  Gold  zu  Münzen  abgesehen.  Die 
Zahl  der  Kupfersorten  war  vermehrt,  die  der  Billonsorten  auf 
das  25  Centimesstück  beschränkt 

Auf  die  Mischungs-,  Gewichts-,  usw.  Bestimmungen  ein- 
zugehen, unterlassen  wir.  Der  Franken  sollte  wieder  zu  5  gr 
^/lo  fein  aus  Silber  geprägt  werden. 


»)  Bdbltt.  1849.  m.  Bd.,  S.  1  ff.  Nr.  54-57  vom  17.,  20.,  25.  Oktober 
und  2.  November  1849. 

')  Da  die  Ausführungsbestimmungen  weiter  unten  zur  Sprache 
kommen  sollen,  behandeln  wir  hier  nur  die  Schicksale  des  Münzge- 
setzes  selbst. 

')  Bdbltt.  1849,  III,  S.  169  und  Beilage  hinter  S.  65. 
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Die  Tarifierungsbestimmung  des  1832er  Entwurfes  wurde 
auf  die  dem  Oehalt  und  dem  System  des  französischen  Franken 
gleichen  Münzsorten  beschränkt  (Art.  8). 

Femer  wurde  für  die  Billon-  und  Kupfersorten  eine  kri- 
tische Höhe  für  die  Annahme  und  für  die  Einlösung  in  Silber- 
münzen  gegeben.  Damit  war  zum  ersten  Male  ein  ausgebildetes 
Scheidegeld  geschaffen. 

Das  Silbergeld,  als  notales  Kurantgeld,  sollte  valutarisch 
behandelt  werden.  J.  Speiser  und  der  Bundesrat  schlugen  also 
die  Einführung  einer  notalen  Silberwährung  unter  Tarif ierung 
der  fremden  Münzen  gleichen  Systems  vor.  Da  man  die  fran- 
zösischen Münzen  für  seinen  Verkehr  benutzen  wollte,  ohne 
selbst  viele  zu  prägen,  so  war  ein  einseitiger  Synchartismus  mit 
Frankreich  beabsichtigt. 

Der  rekurrente  Anschluß  der  Werteinheit  „Franken"  an 
die  vorhandenen  wurde  durch  die  Bestimmungen  des  Einlösungs- 
tarife gegeben. 

Der  Gesetzentwurf  kam  zuerst  an  den  Ständerat,  der  ihn 
einer  Kommission  von  7  Mitgliedern  überwies.  Die  Mehrheit 
derselben  sprach  sich  in  ihrem  am  8.  Dezember  1849  erstatteten 
Bericht^)  für  Annahme  des  französischen  Münzsystems  aus.  Die 
Minderheit  schlug  in  ihrem  Bericht*)  vom  12.  Dezember  ein 
Schweizerfrankensystem  vor^  bei  dem  auf  eine  kölnische  Mark 
feinen  Silbers  36'/4  Schweizerfranken  kommen  sollten.  Der 
Schweizerfranken  sollte  6,3634  gr  feinen  Silbers  enthalten,  und 
die  benachbarten  Münzsorten  sollten  in  ihm  tarifiert  werden. 

Der  Ständerat  sprach  sich  am  14.  Dezember  mit  30  gegen 
9  Stimmen  für  das  französische  Münzsystem  aus.  Dabei  wurde 
gemäß  den  Anträgen  der  Kpmmissionsmehrheit^)  die  BiUonsorte 
vermehrt,  die  kritische  Höhe  des  Scheidegeldes  hinaufgesetzt 
und  eine  Festlegung  der  Neuprägungsfrist  gestrichen.  Femer 
wurde  mit  Rücksicht  auf  die  starke  Arbeiterschaft  Zürichs  eine 


»)  Bdbltt.  1849,  in.  S.  219. 
•)  Bdbltt  1849,  m,  S.  245. 
«)  Bdbltt.  Bd.  1849,  III,  S.  232  und  238. 
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Lohnzahlungsklausel  eingefügt,  nach  der  Löhne  nur  in  gesetz- 
lichen Münzsorten  ausbezahlt  werden  durften. 

Der  Nationalrat  befaßte  sich  am  23.  November  mit  der 
Vorlage  und  beauftragte  eine  Neunerkommission  mit  ihrer  Prü- 
fung. Da  er  sich  am  22.  Dezember  vertagte,  begann  die  Kom- 
mission ihre  Arbeit  erst  im  Jahre  1850.*) 

Die  Zwischenzeit  sah  eine  große  Anzahl  von  Flug-  und 
Streitschriften  über  die  Münzreform  entstehen.  Scharf  standen 
sich  die  Ansichten  gegenüber:  Hie  Zentralisation  und  Einheit, 
hie  Tarifierung  und  Vielheit  Man  rüstete  sich  auf  den  Ent- 
scheidungskampf im  Nationalrai 

Die  Neunerkommission  spaltete  sich  wieder  in  zwei  Teile. 
Der  eine  empfahl  in  seinem  Bericht*)  den  Centimefrank,  der 
andere  in  dem  seinen')  den  Schweizerfranken. 

Die  Anhänger  des  Vermittlungssystems  des  Schweizer- 
franken machten  für  sich  folgendes  geltend:  - 

Der  Guldenfuß  Deutschlands  sei  leichter  als  der  Franken- 
fuß; das  leichtere  Geld  verdränge  das  schwerere;  daher  sei  der 
Gulden  von  längerer  Dauer.  Das  Geld  sei  in  seinem  Kurs  nicht 
nur  abhängig  von  seinem  Metallwert,  sondern  auch  von  seiner 
Herkunft,  es  sei  eine  Ware.  Werfe  man  sich  nun  der  Franken- 
familie in  die  Arme,  so  sei  man  ganz  vom  Kurs  des  Fünffranken- 
talers abhängig;  hingegen  habe  man  bei  dem  Schweizerfranken- 
system mit  Tarifierung  die  Wahl,  das  billigste  Geld  zu  Zahlungen 
zu  benutzen.  Auch  die  große  Verbreitung  der  Frankenwährung 
hindere  nicht,  daß  der  Franken  bisweilen  ein  Agio  erhalte. 


^)  Um  sich  ein  Urteil  über  die  Folgen  der  Einführung  des  franzö- 
sischen Münzsystems  zu  bilden,  forderte  der  Bundesrat  am  28.  Jan.  ISöO 
den  eidgenössischen  Konsul  in  Brüssel,  F.  Borel,  auf,  eine  Denkschrift 
über  die  Erfahrungen  Belgiens,  das  1830  den  französischen  Münzfuß  bei 
sich  eingeführt  hatte,  abzufassen.  Diese  lief  am  10.  Febr.  in  Bern  ein 
(Bdbltt.  1850,  I.  S.  153).  Borel  empfahl  die  Einführung  des  französischen 
Systems  dringend,  da  Belgien  damit  sehr  gute  Erfahrungen  gemacht  habe. 
Auf  weiteres  Material  zu  der  Reformfrage  gehen  wir  absichtlich  nicht 
ein.     Es  war  stets  derselbe  Gegensatz. 

•)  Bdbltt.  1850,  I,  hinter  S.  310  die  Beilage. 

«)  Bdbltt.  1850,  1,  Beilage  hinter  S.  367. 
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Ferner  wies  man  —  und  sehr  mit  Recht  —  daraufhin, 
daß  der  Handel,  der  Geld-  und  Barscbaftsverkehr  mit  den 
deutschen  Ländern  viel  größer  sei,  als  mit  den  welschen.  Da- 
her erspare  man  bei  Annahme  des  Schweizerfrankensystems  die 
sonst  unvermeidlichen  Wertstörungen. 

Soweit  hatte  die  Minderheit  durchaus  Recht.  Falsch  waren 
aber  die  Behauptungen,  das  Frankensystem  sei  nicht  einheitlich 
es  führe  leichter  hohe  Kurse  herbei,  die  Ostschweiz  könne  den 
Gulden  nicht  entbehren  und  die  Reformkosten  seien  uner- 
schwinglich hoch. 

Was  die  Folgen  der  Annahme  dieses  Schweizerfranken- 
systems gewesen  wären,  ist  schon  im  vorigen  Paragraphen  dar- 
gelegt: Eine  Sanktionierung  des  bisherigen  Verwirrungszustandes. 

Dem  gegenüber  begründeten  die  Anhänger  des  französi- 
schen Frankensystems  ihren  Vorschlag  mit  folgenden  Tatsachen : 
Zentralisation  und  vollste  Einheit  des  Systems,  Klarheit  des 
Aufbaues,  weite  Verbreitung  und  Kenntnis  auch  in  der  Schweiz, 
Größe  des  Barvorrats,  Sicherheit  des  Bestandes  und  Erleichterung 
des  internationalen  (intervalutarischen)  Verkehrs. 

Falsch  war  aber  die  Behauptung,  Kursschwankungen  gegen 
Frankreich  könnten  nicht  mehr  entstehen,  und,  da  der  fran- 
zösiche  Franken  im  Begriffe  sei,  Allerweltsmünze  zu  werden, 
fielen  die  Wechselkurse  überhaupt  fort! 

Die  Folgen  dieses  Systems  mußten  sein  und  sind  es  auch 
geworden:  Vollste  Abhängigkeit  von  Frankreich. 

Beide  Vorschläge  stellten  wiederholt  ohne  jede  Begründung 
die  Behauptung  auf,  die  Schweiz  könne  keine  groben  Münz- 
Rorten  prägen  und  kein  eigenes  nationales  Münzwesen  schaffen. 
So  wurde  der  einfachste  Vorschlag,  ein  eigenes  Münzsystem 
mit  eigener  Werteinheit  unter  Ausschluß  jeder  Tarifierung  ein- 
zuführen, gar  nicht  gemacht.  Der  Grund  dazu  ist  jedenfalls  in 
dem  Mangel  an  Zusammengehörigkeitsgefühl  bei  den  vier  nach 
Sprache,  Abstammung  und  Handelsbeziehungen  so  verschiedenen 
Teilen  der  Schweiz  zu  suchen.  Der  neue  Bundesstaat  mußte  die 
22  Kantone  erst  einander  näher  bringen,  ein  spezifisch  schwei- 
zerisches Nationalgefühl  erst  erwecken. 
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Zu  diesen  kulturellen  kommt,  vielleicht  als  entscheidend, 
das  politische  Moment  Das  Schweizerfrankensystem  lief,  trotz 
der  Tarifierung  aller  nachbarlichen  Systeme,  doch  auf  eine  Ver- 
breitung des  deutschen  Guldens  in  der  Schweiz  hinaus.  So 
standen  sich  in  der  Wahl  Gulden  und  Franken,  Deutschland  und 
Frankreich  gegenüber. 

Dort  der  schwache  und  in  vieler  Beziehung  rückständige 
Deutsche  Bund,  hier  das  starke,  zentralisierte  Frankreich.  Über 
dem  Rhein  die  reaktionären  deutschen  Fürstentümer,  jenseits 
des  Jura  die  Schwesterrepublik  Frankreich,  die  soeben  wieder 
die  tonangebende  Macht  Europas  zu  werden  sich  anschickte. 

Konnte  da  die  Entscheidung  schwer  fallen?  —  Der  National- 
rat sprach  sich  für  das  französische  Frankensystem  aus.  So  war 
eine  Entscheidung  gefallen,  deren  Tragweite  von  den  damaligen 
Nationalräten  kaum  jemand  geahnt  hat,  unter  deren  Folgen  die 
Schweiz  seit  Jahrzehnten  zu  leiden  hat 

Den  Anträgen  der  Neunerkommission  entsprechend,  beschloß 
der  Nationalrat  noch  die  Aufstellung  von  ßeduktionstabellen 
und  die  Zulassung  von  fremden  Geldsorten  auf  Beschloß  des 
Bundesrats,  sobald  der  Wechselkurs  auf  Paris  das  Silberpari 
mehr  als  V2®/o  übersteige. 

Nach  kleineren  Änderungen  wurde  das  Bundesgesetz 
über  das  eidgenössische  Münzwesen  alsdann  am  7.  Mai 
1850  angenonmien  und  im  Bundesblatt  1850  Nr.  23  (11.  Bd.) 
in  folgender  Fassung  veröffentlicht: 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft in  Ausführung  des  Art.  36  der  Bundesverfassung  be- 
schließt : 

Art  1.  Fünf  Grammen  Silber,  neun  Zehnteile  fein  (Vio), 
machen  die  schweizerische  Münzeinheit  aus,  unter  dem  Namen 
Franken. 

Art  2.  Der  Franken  teilt  sich  in  hundert  (100)  Bappen 
(Centimes). 

Art.  3.  Die  Schweizerischen  Münzsorten  sind: 

a)  in  Silber: 

Das  Fünffrankenstück, 
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das  Zweifrankenstück, 

das  Einfrankenstück, 

das  Halbfrankenstück  (50  Bappen); 

b)  in  Billon: 

Das  Zwanzigrappenstück, 
das  Zehnrappenstück, 
das  Fünfrappenstück; 

c)  in  Kupfer: 

Das  Zweirappenstück, 
das  Kappenstück. 

Art.  4.  Die  Silberaorten  enthalten  den  Feingehalt  der  Münz- 
einheit und  so  viel  Mal  das  Gewicht  derselben,  als  ihr  Nenn- 
wert es  ausspricht 

Das  Zwanzigrappenstück  wird  ausgeprägt  im  Gewicht  von 
3V4  Grammen  und  enthält  i^^/iooo  fein  Silber. 

Das  Zehnrappenstück  wiegt  2  V2  Gramm  und  enthält 
100/1000  fein  Silber. 

Das  Fünfrappenstück  wiegt  1  ^/s  Gramm  und  enthält 
*o|ioo^  fein  Silber. 

Der  Zusatz  der  Billonsorten  soll  in  Kupfer,  Zink  und  Nickel 
bestehen 

Die  Kupferaorten  sollen  aus  Kupfer  mit  Zusatz  von  Zinn 
bestehen. 

Das  Zweirappenstück  wiegt  2V2  Gramm.  Das  Einrappen- 
stück wiegt  IV2  Gramm. 

Art  5.  Die  erlaubte  Fehlergrenze  im  Feingehalte  dfer 
schweizerischen  Münzen  ist  festgesetzt:  für  die  sämtlichen  Silber- 
münzen auf  zwei  Tausendteile  (^/looo)  nach  Innen  und  nach  Außen, 
d.  h.  an  Minder-  oder  Mehrgehalt 

Für  die  Billonmünzen  auf  sieben  Tausendteile  ('/looo)  nach 
Innen  und  nach  Außen. 

Vorkommende  Abweichungen  nach  Innen  sollen  stets  durch 
entsprechende  Abweichungen  nach  Außen  wieder  ausgeglichen 
werden. 

Art6.  Die  erlaubte  Fehlergrenze  im  Gewicht  nach  Innen  und 
nach  Außen,  d.  h.  an  Minder-  oder  Mehrgewicht  ist  festgesetzt: 

Blanm,  Geldwesen  der  Schweiz.  3 
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a)  Bei  den  Silbersorten: 

Für  das  Fünffrankenstück  auf  drei  Tausendteile  {*/iooo), 
für  das  Zweifrankenstück  auf  fünf  Tausendteile  (Viooo), 
für  das  Einfrankenstück  auf  fünf  Tausendteile  (Viooo), 
für  das  Halbfrankenstück  auf  sieben  Tausendteile  (Viooo); 

b)  bei  den  BiUonsorten : 

Für  das  Zwanzigrappenstück  auf  zwölf  Tausendteile  (**/iooo), 
für  das  Zehnrappenstück  auf  fünfzehn  Tausendteile  (^*/iooo), 
für  das  Fünf  rappenstück  auf  achtzehn  Tausendteile  (^Viooo): 

c)  bei  den  Kupfersorten: 

Für  das  Ein-  und  Zweirappenstück  auf  fünfzehn  Tausendteile 
OViooo). 

Bei  den  Silber-  und  BiUonsorten  ist  die  Abweichung  nur 
auf  dem  einzelnen  Stück  gestattet;  bei  den  Kupfersorten  gilt 
dieselbe  für  je  zehn  Franken  an  Nennwert  oder  tausend  Gramm 
an  Gewicht. 

Alle  Abweichungen  nach  Innen  sollen  durch  entsprechende 
Abweichungen  nach  Außen  wieder  gut  gemacht  werden. 

Art.  7.  Der  Durchmesser  der  Silbersorten  soll  mit  dem- 
jenigen der  entsprechenden  französischen  Sorten  übereinstimmen. 

Art.  8.  Niemand  ist  gehalten,  andere  Münzen  anzunehmen, 
mit  Ausnahme  solcher  Silbersorten,  die  in  genauer  Überein- 
stimmung mit  dem  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  aufgestellten 
Münzsystem  geprägt,  und,  nach  vorheriger  Untersuchung,  von 
dem  Bundesrate  als  diesen  Bedingungen  entsprechende  Zahlungs- 
mittel anerkannt  sind. 

Bezüglich  der  Geldverträge,  die  vor  Inkrafttretung  dieses 
Gesetzes  abgeschlossen  worden,  sollen  die  Kantone  noch  im 
Laufe  des  Jahres  1850  den  Keduktionsfuß  für  die  Umwandlung, 
teils  der  in  jenen  Verträgen  enthaltenen  Währungen,  teils  der 
in  denselben  ausschließlich  einbedungenen,  in  Folge  dieses  Ge- 
setzes eingeschmolzenen  Münzsorten,  in  die  neue  Währung  unter 
Genehmigung  des  Bundesrates  feststellen  und  die  Anfertigung 
von  angemessenen  Reduktionstabellen  anordnen. 

Verträge,  die  nach  Inkrafttretung  dieses  Gesetzes  in  be- 
stimmten fremden  Münzsorten  oder  Währungen  abgeschlossen 
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worden,  sind  ihrem  Wortiaute  nach  zu  halten.  Jedoch  dürfen 
Lohnverträge  nur  auf  den  gesetzlichen  Münzfuß  abgeschlossen 
und  Löhnungen  nur  in  gesetzlichen  Münzsorten  ausbezahlt  werden. 

Art.  9.  Den  öffentlichen  Kassen  der  Eidgenossenschaft  ist 
es  untersagt,  andere  als  gesetzliche  Münzsorten  an  Zahlung  zu 
nehmen.  Nur  in  außerordentlichen  Zeiten,  wo  in  Folge  eines 
hohen  Wechselkurses,  Mangel  an  gesetzlichen  Münzen  eintreten 
könnte,  sollen  diese  Kassen  ermächtigt  sein,  andere  Münzsorten 
anzunehmen.  Zu  dem  Ende  hat  der  Bundesrat,  sobald  und  für 
solange  als  der  dem  französischen  Münzfuß  entsprechende  Wechsel- 
kurs ein  halb  Prozent  und  mehr  über  dem  Silberpari  steht,  für 
die  in  anderer  als  der  gesetzlichen  Währung  geprägten  Münz- 
sorten einen  ihrem  Gehalt  entsprechenden  Tarif  aufzustellen, 
wonach  sie  bei  den  öffentlichen  Kassen  der  Eidgenossenschaft 
anzunehmen  sind. 

Art.  10.  Es  soll  niemand  gehalten  sein,  mehr  als  zwanzig 
Franken  an  Wert  in  Silbersorten  unter  dem  Binfrankenstück, 
mehr  als  zwanzig  Franken  an  Wert  in  Billonsorten  und  mehr 
als  zwei  Franken  an  Wert  in  Kupfermünzen  als  Zahlung  anzu- 
nehmen, welches  auch  der  Betrag  der  Zahlung  sein  mag. 

Art  11.  Der  Bundesrat  bezeichnet  in  jedem  Kantone  die- 
jenigen Kassen,  denen  die  Verpflichtung  obliegt,  jeweilen  schwei- 
zerische Billon-  und  Kupfermünzen  einzuwechseln,  jedoch  nicht 
in  Beträgen  unter  fünfzig  Franken. 

Art  12.  Die  Bundesversammlung  setzt  jeweilen  die  Summen 
und  die  Sorten  der  stattzufindenden  Ausprägungen  fest 

Art  13.  Die  abgenutzten  Schweizermünzstücke  sollen  ein- 
gezogen, eingeschmolzen  und  durch  neue  ersetzt  werden.  Die  da- 
herigen  Kosten  sind  jeweilen  in  das  Ausgabenbudget  aufzunehmen. 

Der  rekurrente  Anschluß  der  neuen  Werteinheit  „Franken'' 
wurde  im  zweiten  Absatz  des  dem  Gesetze  über  die  Ausführung  der 
Münzreform  angefügten  Einlösungstarifs  gegeben.  Es  heißt  dort: 

„Der  Franken  zu  71  Rappen  alter  Währung'', 

d.  h.  zu  71  Rappen  des  alten  Schweizerfrankens  von  1819 
(s.  d.  §  2).  Dies  ist  die  einzige  Definition  der  neuen  Wertein- 
heit, die  für  den  Verkehr  innerhalb  der  Schweiz  Wert  hat. 

3* 
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Der  Einlösangstarif  lautete  auf  Schweizerfranken,  da  dies 
seit  1819  die  offizielle  Werteinheit  für  Zahlungen  der  Kantone 
an  den  Bund  war.  Jedoch  mußte  er,  da  er  natürlich  fast  un- 
brauchbar war,  am  26.  März  1851*)  in  einen  Tarif  unter  An- 
wendung des  neuen  Münzsystems  umgerechnet  werden. 

Wir  geben  hier  einige  (etwa  V*)  Ansätze  des  endgültigen 
Tarifs  wieder: 


Münze 

Stück 

Fr. 

Rp. 

a)  Goldmünzen: 

Dublonen  von  Bern 

1 

22 

80 

Dukaten       „       „ 

n 

11 

40 

Zehnfrankenstück  von  Luzem 

n 

14 

25 

„        „         „       „     ijeni 

iy 

10 

— 

b)  Grobe  Silbersorten: 

Zehnfrankenstück  von  Genf*) 

« 

10 

— 

Neutaler  aller  Kantone 

?j 

5 

72 

Zweiguldentaler  von  Zürich 

?i 

4 

58 

Zwanzigbätzner  aller  Kantone 

jj 

2 

86 

Gulden  von  Schwyz 

jj 

1 

69 

c)  Kleine  Silbersorten: 

Fünfbätzner               aller  Kantone 

« 

— 

70 

Zweieinhalb  Batzen      „           „ 

j? 

— 

35 

15-Kreuzer  von  St.  Gallen 

« 

— 

52 

10-Schillinge  von  Luzem 

?? 

— 

45 

d)  Billon-  und  Kupfersorten: 

1-Batzen      aller  Kantone 

1 

— 

14 

l-Kreutzer     „           „ 

2 

— 

07 

2-Eappen       „           „ 

5 

— 

14 

1-Bluzger  von  Graubünden 

4 

— 

09 

1-Pfennig  von  Appenzell 

8 

— 

07 

3-Soldi     von  Tessin 

1 

— 

09 

6-Denari    „         „ 

2 

— ^ 

03 

Genfer  Centimes  nach  Nennwert 

^)  Bdbltt.  1851,  I,  S.  335. 

«)  Gewicht  50  gr. !  Bei  der  Einschmelzung  waren  8  Stück  vorhanden. 
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Dem  Münzgesetz  war  unter  dem  gleichen  Datum  ein  „Bun- 
desgesetz betreffend  die  Ausführung  der  schweizerischen  Münz- 
reform'' beigegeben.  Die  Bestimmungen  desselben  sind  natürlich 
münztechnischer  Art  und  können  daher  hier  übergangen  werden. 

Über  die  Durchführung  der  Münzreform  liegt  ein  aus- 
führlicher Bericht  der  Münzkommission  vor.*)  Wir  geben  hier  nur 
einen  Überblick  über  den  Gang  des  Reformwerkes  im  allgemeinen. 

Nachdem  zugleich  mit  dem  Ausführungsgesetz  ein  Preis- 
ausschreiben für  die  Münzzeichnungen*)  erlassen  war,  ernannte 
der  Bundesrat  im  Juli  1850  eine  Münzkommission,  die  selbst 
wieder  einen  Stab  von  Schmelzkommissaren,  ünterbeamten  usw. 
anstellte. 

J.  Speiser  blieb  als  Münzexperte  die  Seele  des  Ganzen.  Die 
rasche  Durchführung  der  Eeform  und  ihr  günstiger  Abschluß 
sind  in  erster  Linie  seinem  finanziellen  und  geschäftlichen  Ta- 
lente zuzuschreiben. 

Ende  1850  schloß  man  die  Verträge  zur  Lieferung  des 
nötigen  Münzguts,  über  die  Prägung,  Transport-  und  ZoUfreiheit 
der  Münzsendungen  und  die  Aufnahme  einer  Anleihe  von  4,5 
MiU.  Pr.  Die  Prägungen  wurden,  da  die  Bemer  und  die  anderen 
schweizerischen  Münzstätten  zu  klein  waren,  in  Paris  für  die 
Silber-  und  Kupfersorten,  in  Straßburg  für  die  Billonmünzen  an 
die  dortigen  Münzstätten  vergeben. 

Da  man  ferner  mit  Becht  fürchtete,  daß  die  auszuprägen- 
den Sorten  dem  Bedürfnis  nicht  genügen  möchten,  schloß  man 
mit  der  Firma  Ve.  Lyon  Alemand  et  fils  in  Paril  einen  Ver- 
trag über  Lieferung  von  1  Mill.  Pr.  in  französischen  Silbersorten, 
verdoppelte  die  Ausprägung  von  eigenen  eidgenössischen  Silber- 


*)  Aus  demselben  stammen  die  Angaben.   Bdbllt.  1853,  Bd.  11,  S.  92. 

»)  Für  die  Silbersorten  wurde  eine  Zeichnung  von  Fink  (Zürich) 
und  Bovy  (Paris)  gewählt.  Avers :  Sitzende  Helvetiafigur  mit  der  Rechten 
auf  die  Berge  weisend,  in  der  Linken  Wappenschild  mit  Schweizerkreuz; 
Revers:  Wertangabe  in  Kranz  aus  Alpenrosen  und  Eichenlaub.  Die 
Stempel  der  Billon-  und  Kupfersorten  zeigten  auf  dem  Avers  das  Schweizer- 
wappen,  auf  dem  Revers  die  Wertangabe  in  einem  Kranz  von  Alpenrosen 
(20  Rp.),  Eichenlaub  (10  Rp.),  Reblaub  (5  Rp.)  und  ohne  solchen  (2  Rp.,  1  Rp.) 
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münzen^)  zu  2,  1  und  Va  Fr.  und  erhöhte  die  Ausprägung  von 
Kupfermünzen*)  zu  1  Rp.  von  3  auf  5  Hill.  Fr.  Diese  Erhöhungen 
wurden  veranlaßt  durch  den  Mangel  an  Silbergeld,  der  während 
der  Ausführung  der  Münzreform  eintrat 

Ebenfalls  im  Laufe  des  Jahres  1851  wurden  die  durch 
Art.  8.  Abs.  2  geforderten  Reduktionstabellen  aufgestellt  und 
vom  Bundesrat  genehmigt. 

Die  Einlösung  der  alten  Münzen  wurde  nun  folgendermaßen 
vorgenommen: 

Im  April  1851  wurden  allerorts  die  deutschen  Scheide- 
münzen außer  Kurs  gesetzt,  so  daß  sie  allmählich  abflössen.') 
Die  Münzprägungen  begannen  im  Juni  und  Juli  1851.  Im  März 
des  gleichen  Jahres  wurde  ein  Reglement  über  das  Einschmel- 
zungs-  und  Nachzählungsverfahren  erlassen,  die  Einlösungsart 
nach  Speisers  Vorschlägen  abgeändert  und  am  1.  August  1851 
mit  der  Einlösung  begonnen. 

Die  Einlösung  ging  in  der  Weise  vor  sich,  daß  von  Süd- 
westen nach  Nordosten  vorschreitend  immer  in  2 — 4  Kantonen 
zugleich  eingelöst  wurde.     Dieselbe  fand  statt  in 

Genf  und  Waadt  im  August  und  September  1851, 

Freiburg  und  Wallis  im  September  und  Oktober, 

Neuenburg  von  Mitte  September  bis  Mitte  November. 

Infolge  dieser  Einlösungen  wurden  die  deutschen  groben 
Silbersorten  nach  der  Nord-  und  Ostschweiz  zurückgedrängt  Der 
Bundesrat  sah  sich  daher  genötigt  am  19.  Nov.  1851  in  den 
betr.  Kantonen  bis  zur  Durchführung  der  Reform  die  groben 
deutschen  Geldsorten  zu  tarifieren. 

Weiter  wurde  eingelöst  in 

Bern  und  Solothurn  vom  November  1851  bis  Januar  1852,*) 

Basel  und  Aargau  im  Dezember  1851  und  Januar  1852, 


»)  Am  7.  Aug.  1851. 

•)  Am  23.  Dez.  1851. 

»)  Bdbltt.  1852,  Bd.  I,  S.  4iO. 

*)  Durch  den  Staatsstreich  Napoleons  (2.  Dez.  1851)  war  die 
Prägung  in  Paris  verzögert.  Daher  wurde  hier  die  Einlösungsfrist  auf 
3  Monate  verlängert. 
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Luzem,  üri,  Schwyz,  Unterwalden  im  Januar  und  Februar 
1852, 

Zug  und  Glarus  Mitte  Februar  bis  Mitte  April, 

Zürich!)  und  Schaff  hausen  Mitte  März  bis  Mitte  Mai, 

Thurgau,  StGallen  und  Appenzell  von  Mitte  Mai  bis  Mitte  Juli, 

Graubünden  und  Tessin  im  Juni  und  Juli, 

Genf  von  Mitte  Juni  bis  Mitte  August  für  die  genferschen 
Münzen  von  1838  (s.  ob.  §  2). 

Alsdann  wurde  noch  ein  allgemeiner  letzter  Termin  bis 
zum  31.  August  für  die  ganze  Schweiz  angesetzt. 

Das  eingeschmolzene  Münzgut  an  Silber,  Billon  und  Kupfer 
kam  nach  Paris  und  Straßburg  zur  Prägung  der  neuen  Münzen. 
Das  übrig  gebliebene  und  das  Gold  wurde  verkauft. 

Ende  1852  und  Anfang  1853  wurden  die  Rechnungen  ab- 
geschlossen, die  Anstalten  aufgelöst,  und  am  19.  Februar  1853 
der  Bericht  an  den  Bundesrat  abgeliefert 

Es  waren  im  ganzen  eingezogen  65,823,017  Stück  Münzen, 
von  denen  fast  alle  eingeschmolzen  wurden.  Der  Nennwert  der 
eingezogenen  betrug  nach  den  Ansätzen  des  Einlösungstarifs 
15,012,626.44  Fr.,  der  Wert  des  gewonnenen  Münzmetalls 
12,747,944.72  Fr.,  der  Verlust  also  2,264,681.72  Fr. 

Eingelaufen  waren  319  nach  Nennwert,  Gepräge  und  Metall- 
wert verschiedene  Sorten. 

Der  Einlösungswert  der  44  Goldsorten  betrug  227,278.82  Fr. 
Es  waren  dies  Doppel-,  Einfache-,  Halbe-  und  Yiertel-Dublonen, 
8 — M4-Dukatenstücke,  24-  und  12-Münzgulden,  2-  und  1-Gold- 
gulden,  V2-Goldkronen,  20-  und  10-Frankenstücke.  Die  Gepräge 
stammten  aus  Bern,  Solothum,  Basel,  Graubünden,  Zürich,  Luzern, 
Uri,  Unterwaiden,  Genf  und  der  Helvetik  (vergl.  §  1,  Ende). 

Der  Einlösungswert  der  Silbersorten  betrug  9,728,074.84 
Ft.,  der  Billonsorten  5,041,348.27  Fr.  (sie!)  und  der  Kupfei^orten 


*)  Hier  war  der  Andrang  der  alten  Münzen  außerordentlich  stark, 
sodaß  in  den  ersten  Tagen  die  Münzkommission  kaum  die  nötigen  neuen 
Münzen  liefern  konnte.  Die  alten  Münzen  hatten  sich  anscheinend  nach 
dem  Industriezentrum  drängen  lassen,  denn  hier  mußten  4  Mill.  Fr.  von 
im  ganzen  15  Mill.  Fr.  eingelöst  werden. 
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35,715.97  Fr.  Alle  Kantone  hatten  diese  Sorten  geprägt  Es 
waren  im  Umlauf  gewesen:  Neu-,  Sonnen-,  Adler-,  1-  bis  Vi- 
Taler;  4-  bis  Vie-Guldenstücke;  15-,  6-,  5-,  1-  und  V2-Kreutzer; 
10  Fr.  (von  Genf);  39-,  21-,  20-,  14-,  lOi/»-,  10-,  7-,  6-,  5-,  4-, 
3-,  2V2-,  2-,  1-,  ^/s-  und  V»-Batzenstticke;  2-  und  1-Rappen  und 
Pfennige;  1-  und  Va-Diken;  8-,  6-,  4-,  2-  und  1-Pi6cettes  (von 
Ereiburg);  15-,  10--,  5-,  3-  und  1-Schillinge;  3-  und  1-Groschen; 
2-,  1-  und  Ve-Asses;  3-Soldi;  1-Bluzgei-stücke;  1-Angsterstücke; 
6-  und  3-Denari;  25-,  10-,  5-,  4-,  2-  und  1-Centimes  (von  Genf); 
Fünfer;  Brakteaten  von  Basel  (sie!);  21-,  15-,  10 Vs-,  6-,  3-,  IV«- 
und  1-Sols  (veiTufen);  6-Denierstücke  (verrufen);  gewiß  ein  bunter 
Zug,  der  da  in  den  Sehmelztiegel  wanderte! 

Die  meisten  verschiedenen  Münzsorten  hatten  geprägt:  Bern 
(21),  Luzern  (20)  und  Zürich  (18),  die  wenigsten:  Glarus  (4)  und 
Nidwaiden  (3). 

An  neuen  Münzen  eidgenössischen  Gepräges  waren  geprägt 
und  ausgegeben  worden: 


stück 

Sorte 

Nennwert 
•Fr. 

Rp. 

500000 

5 -Franken 

2500000 

00 

1500000 

2-      „ 

3000000 

00 

5000000 

1-      « 

5000000 

00 

4000000 

V2-      „ 

2000000 

00 

11559  783 

20 -Rappen 

2311956 

60 

13  316548 

10-      „ 

1331656 

80 

20023  066 

5-      „ 

1001158 

80 

11000000 

2-      „ 

220000 

00 

5000000 

1-      „ 

50000 

00 

71899397 

im  Nennwert  von 

17414764 

70 

Der  Rechnungsabschluß  des  Münzreformgeschäftes  war 
günstiger  als  man  erwartete.  Die  Unkosten  betrugen  M«  Mill. 
Franken.  Die  Einschmelzungsverluste  an  den  alten  Münzen 
wurden  gemäß  dem  Gepräge  auf  die  Kantone  verteilt,  ebenso 
der  Prägegewinn  nach  Abzug  der  Unkosten  (1,119,871.10  Fr.). 
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Dadurch  büßten  die  Kantone  ihre  übertriebenen  unterwertigen 
Ausprägungen  aus  früheren  Jahren  ein.  (Einige  Kantone  machten 
dabei  allerdings  noch  einen  Gewinn.) 

In  Ausführung  des  Art  8,  Abs.  1  des  Münzgesetzes  wur- 
den durch  ein  Dekret  des  Bundesrats  vom  16.  Januar  1852 
die  5-,  2-,  1-,  V2-,  Vi-  und  Vs-Frankenstücke  von  Frankreich, 
Belgien,  Sardinien,  Parma,  der  ehemaligen  cisalpinischen  Re- 
publik (1797—1802)  und  dem  vormaligen  Königreich  Italien 
(regno  dltalia  1802—1814)  zu  ihrem  Nennwert  tarifiert.  Da- 
von wurden  allerdings  die  Vi-Frankenstücke  (=  25  Bappen) 
bereits  am  1.  September  1852  wieder  außer  Kurs  gesetzt,  da 
sie  in  ihren  Heimatstaaten  ebenfalls  verrufen  wurden.  Die  üb- 
rigen Stücke  waren  durch  die  Verleihung  des  Kassenkurses 
„schweizerisches  Geld"  geworden. 

Zur  Anwendung  von  Art.  11  des  Münzgesetzes  bestimmte 
der  Bundesrat  am  20.  Februar  1852,  daß  die  Kreispost-  und 
Hauptzollkassen  die  Einwechselung  der  Billon-  und  Kupfersorten 
gegen  Silber  bei  Beträgen  von  über  50  Fr.  ausführen  sollten. 
Damit  war  das  eidgenössische  Münzgesetz  nach  3  Jahren 
im  Frühjahr  1853  ausgeführt.  An  die  Stelle  von  319  waren  9 
verschiedene  Münzsorten  getreten,  also  35,4  mal  weniger. 

Gewiß  durfte  die  Münzkommission  am  Ende  ihres  Schluß- 
berichtes erklären: 

„Mit  großer  Befriedigung,  gegenüber  den  gehegten 
Erwartungen  und  Befürchtungen,  darf  man  jetzt  auf  die 
vollendete  Münzreform  zurückblicken. 

Wohl  kaum  ein  Land  kann  sich  rühmen,  eine  so 
großartige  Operation  in  so  kurzer  Zeit  und  zu  so  allge- 
meiner Zufriedenheit  durchgeführt  zu  haben." 

CHARAKTERISTIK  DES  SCHWEIZERISCHEN  GELD- 
SYSTEMS. 

Das  Münzgesetz  Tom  7.  Mai  1850  brachte  der  Schweiz 
ein  Oeldsystem,  das  sich  als  reine  Silberwährung  charakterisiert, 
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das  aber  keineswegs  dem  neuen  Bundesstaat  die  unumschränkte 
Herrschaft  über  sein  Geld  verlieh,  ihn  vielmehr  zu  einer  Geld- 
provinz seines  Nachbarstaates  Frankreich  herabdrückte. 

Die  Zusammensetzung  des  schweizerischen  Geld- 
bestandes war  folgende:  An  Billon-  und  Kupfermünzen  zu 
20,  10,  5,  2  und  1  Rp.  liefen  nur  eidgenössische  Gepräge  um. 
Der  Betrag  bezifferte  sich  auf  5  Mill.  Fr.,  d.  h.  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  ca.  2^\a  Fr. 

An  Silbersorten  liefen  einmal  die  eidgenössischen  Stücke 
zu  5,  2,  1  und  V2  Fr.  in  einem  Betrag  von  12,5  Mill.  Fr.  um, 
zum  andern  durch  das  Dekret  vom  16.  Jan.  1852  tarifierte 
5-,  2-,  1-,  V»-  und  Vo-Frankenstücke  aus  Belgien,  Fi-ankreich, 
Parma,  Sardinien,  dem  ehemaligen  regno  d'Italia  und  der  cis- 
alpinischen  Republik  in  einer  Höhe  von  etwa  100  Mill.  Fr.^) 

Aus  Art.  8  Abs.  1  des  Münzgesetzes  geht  hervor,  daß 
jedermann  verpflichtet  war,  diese  Münzen  zum  Nennwert  in 
Zahlung  zu  nehmen.  Sie  hatten  Zwangskurs.  Durch  den  Kassen- 
kurs und  noch  mehr  durch  den  Zwangskurs  wurden  die  ge- 
nannten Münzen  schweizerisches  Geld.  Daß  sie  belgisches, 
französisches,  sardinisches  usw.  Gepräge  trugen,  war  ohne  Ein- 
fluß auf  ihre  Geltung,  die  rein  auf  der  Proklamation  durch  den 
Bundesrat  beruhte. 

Es  bestand  somit  in  der  Schweiz  einseitiger  Synchartismus 
in  bezug  auf  das  Silbergeld  Belgiens,  Frankreichs,  Sardiftiens 
usw.,  d.  h.  die  gleiche  Münze,  die  in  ihrem  Prägestaate  Geld 
desselben  war,  war  auch  in  der  Schweiz  Geld  der  Schweiz. 

Das  französische  Fünffrankenstück  stand  in  Frankreich, 
wo  es  geprägt  war,  als  französisches  Geld  unter  französischer 
Rechtsordnung.  Dasselbe  Stück  stand  in  der  Schweiz,  wo  es 
nur  akzeptiert  war,  als  schweizerisches  Geld  unter  eidgenössi- 
schem Recht  Ebenso  war  es  bei  den  übrigeh  Silbersorten  der 
sog.  Frankenländer. 

Die  Nachahmung  des  französischen  Frankensystems  für 
die  Silbersorten   zu  5,  2,   1  und  1/2  Fr.  in  der  Schweiz  hatte 

*)  Nach  J.  Speisers  Schätzung  liefen  etwa  120  Mill.  Fr.  Silbergeld 
in  der  Schweiz  um. 
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sog.  Homochartismus  hervorgerufen.  Dadurch  wurden  die  fran- 
zösischen, belgischen  usw.  Stücke  noch  nicht  „schweizerisches 
Geld."  Dies  wurden  sie  erst  durch  die  Tarif ierung  vom  16.  Ja- 
nuar 1852.  So  waren  z.  B.  vom  1.  Sept  1851  bis  16.  Januar  1852, 
als  in  einigen  südwestlichen  Kantonen  das  neue  eidgenössische 
Geld  mit  eidgenössischer  Prägung  bereits  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel war,  die  fremden  Münzen  noch  ausländisches  (französi- 
sches, belgisches  usw.)  Geld.  Es  bestand  in  diesen  Monaten 
nur  eine  Homochartalität  mit  Frankreich  usw.  Erst  durch  die 
Erklärung  des  bezügl.  fremden  Silbergeldes  zu  gesetzlichen 
Zahlungsmitteki  wurde  die  Synchartalität  der  Stücke  begiündet 

Mit  der  Durchführung  der  eidgenössischen  Münzreform 
wurde  die  Schweiz  also  eine  Provinz  des  Gebietes,  das  das 
französische  Münzsystem  und  das  französische  Geld  angenommen 
hatte,  besondei-s  aber  Frankreichs.  Das  schweizerische  Geldwesen 
ist  daher  von  nun  an  als  ein  Teil  des  französischen  Silbergeld- 
wesens zu  betrachten.  Die  Schweiz  und  Frankreich  —  denn 
fast  alles  in  der  Schweiz  umlaufende  fremde  Geld  war  franzö- 
sischen Ursprungs  —  sind  als  ein  Münzgebiet  in  bezug  auf  das 
Silbergeld  anzusehen,  dessen  Gesetze  in  erster  Linie  von  Frank- 
reich gegeben  werden. 

Der  Synchartismus  erstreckte  sich  aber  ausschließlich  auf 
das  Silbergeld  der  betr.  Staaten.  Das  Goldgeld  war  weder  syn- 
chartal  noch  homochartal.  Die  Eidgenossenschaft  hatte  überhaupt 
kein  Goldgeld. 

Dies  kam  daher,  daß  man  damals  das  Silber  für  das  einzig 
mögliche  Münzmetall  hielt.  Das  Gold  war  durch  Ausfuhr  so 
selten  geworden,  daß  es  in  Paris  ein  Agio  von  durchschnittlich 
1 — 2®/o  hatte.*)  In  der  ersten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts herrschte  überhaupt  das  Silbergeld  ausschließlich.  Das 
französische  Münzgesetz  von  1803  hatte  das  Goldgeld  nur  neben- 
her eingeführt,  der  süddeutsche  Münzverein  von  1837,  der 
Dresdener  Münzvertrag  von  1838  (für  den  Zollverein)  hatten  das 
Gold  als  Münzmetall  ganz  außer  Acht  gelassen.*) 

»)  Helfferich,  Geld  und  Banken,  Bd.  I,  S.  131. 
«)  Ebendort,  S.  127. 
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Ein  weiterer  Grund  der  Nichtaufnahme  des  Goldgeldes  ist  in 
der  Erkenntnis  zu  suchen,  daß  die  Festsetzung  des  Wertver- 
hältnisses Gold  :  Silber  =  15,5  : 1  hinfällig  sei.  Diese  Erkenntnis, 
die  schon  1837  seitens  einiger  Kantone  geltend  gemacht  wurde 
(s.  ob.  §  2),  war  von  J.  Speiser  in  seinem  Gutachten  zur  Münz- 
reform (s.  §  3)  besonders  betont  worden. 

Man  glaubte  damals  noch  mit  zugewogenen  Metallmengen 
zu  zahlen,  d.  h.  mit  morphisch-pensatorischen  Zahlungsmitteln. 
Daher  wurde  alles  Geld  höheren  Wertes  vollwertig  ausgeprägt. 
Die  Metallmenge  Silber,  die  der  Franken  enthielt,  entsprach 
genau  dem  Quantum  ungemünzten  Silbers,  das  man  für  den 
Preis  von  1  Fr.  auf  dem  Edelmetallmarkte  erhielt  Man  glaubte 
nun,  wenn  man  Goldmünzen  z.  B.  zu  10  Fr.  Nennwert  präge, 
so  müsse  man  demselben  einen  Metallgehalt  geben,  der  genau 
dem  Quantum  Gold  entspreche,  das  man  auf  dem  Edelmetall- 
markte für  10  Fr.  kaufen  könne,  d.  h.  man  müsse  die  Stücke 
vollwertig  machen.  Alsdann  hätte  man  damals  (1850)  die  betr. 
eidgenössischen  Goldmünzen  leichter  ausprägen  müssen,  als  die 
entsprechenden  französischen.  Diese  waren  nach  dem  Verhältnis 
von  15,5  : 1  zwischen  Gold  und  Silber  ausgeprägt  Das  Gold 
war  aber  zur  Zeit  auf  dem  Edehnetallmarkte  teurer,  so  daß  das 
Verhältnis  auf  15,76 : 1  stand.  Dieses  Verhältnis  konnte  sich 
jederzeit  ändern,  so  daß  man  konsequenterweise  bei  jeder 
Änderung  alle  Goldmünzen  hätte  umprägen  müssen.  Dies  ist 
natürlich  nicht  ausführbar,  und  deshalb  unterließ  man  die  (Gold- 
prägung überhaupt 

Der  Grund  zu  dem  einseitigen  Synchartismus  in  bezug 
auf  das  Silbergeld  der  Frankenländer  war  folgender: 

Bei  der,  wie  erwähnt,  völlig  metallistischen  Auffassung 
der  Zeit  vom  Geldwesen,  bei  dem  Umstand,  daß  man  die  Wert- 
einheit als  eine  gewisse  Metallmenge  Silber  definierte,  glaubte 
man,  alle  Münzen,  die  den  gleichen  Metallgehalt  besäßen,  in 
gleicher  Weise  als  Geld  gebrauchen  zu  können.  So  hätte  die 
Eidgenossenschaft  gar  kein  Silbergeld  —  bei  dem  Scheidegeld 
aus  Billon-  und  Kupfer  lag  der  Fall  anders  —  auszuprägen 
brauchen,  sondern  einfach  dem  fremden  Frankengeld  den  Cha- 
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rakter  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  verleihen  können.  In  der 
Tat  war  das  auch  der  bei  der  Festsetzung  der  Ausprägungs- 
snmmen  zugrunde  liegende  Gedanke.  Man  sagte  sich  nämlich, i) 
daß  man  das  Geld  „am  vorteilhaftesten  dort  kaufe,  wo  der 
Schweiz  die  Abnützungskosten  nicht  zur  Last  fielen,  welche 
denjenigen  beträfen,  dessen  Stempel  die  Münze  trage".  Da  es 
aber  „nicht  passend"  sei,  gar  keine  Münzen  eigenen  (eidgenös- 
sischen) Gepräges  zu  besitzen,  so  solle  man  eine  Anzahl  „Typen" 
ausprägen. 

Bei  einem  Bedarf  von  05  Mill.  Fr.  in  Fünffrankenstücken 
prägte  man  daher  bloß  2,5  Mill.  Fr.  in  eigenen  Münzen  aus, 
d.  h.  i/s8  des  Umlaufs! 

Man  wollte  an  den  fremden  Silbergeldbeständen  schmarotzen ! 
Die  durch  das  Geld  eines  Staates  ihm  entstehenden  Unkosten 
(Prägung,  Abnützung,  Einlösung)  hat  selbstverständlich  der  Staat 
zu  tragen.  Falsch  ist  es  daher,  zu  glauben,  obwohl  man 
fremdes  Geld  zu  seinem  Zahlungsmittel  gemacht  hat,  müsse 
doch  inmier  noch  für  die  Unkosten  dieses  Geldes  der  fremde 
Staat,  dessen  Gepräge  es  trägt,  aufkommen.  Wer  den  Nutzen 
von  dem  Gelde  hat,  hat  auch  die  Kosten  davon  zu  tragen.*) 

Die  Schweiz  ersparte  sich,  als  sie  ihre  Prägungen  an 
Silbergeld  1851/52  ausführen  ließ,  die  Kosten  für  die  Prägung 
von  über  90  Mill.  Fr.  in  Pünffrankenstücken,  von  über  10  Mill. 
Fr.  in  Silberteilmünzen  (2-,  1-  und  V2-Frankenstücke).  Außer- 
dem trug  sie  keinerlei  Unkosten,  die  durch  die  Abnützung  ge- 
schaffen wurden. 

Auf  Grund  dieser  Betrachtung  stellt  sich  das  Geldsystem 
der  Schweiz  als  ein  Münzparasitismus  im  weitesten  Umfange 
heraus.  Der  einseitige  Synchartismus  führte  stets  zu  einer  pa- 
rasitären Benutzung  des  fremden  Geldes,  selten  aber  lag  die 
Absicht  der  Geldbeschaffung  auf  Kosten  eines  fremden  Staates 
so  klar,  wurde  sie  so  unverblümt  ausgesprochen.  Die  Eidge- 
nossenschaft dachte  dabei  gar  nicht  daran,  bei  ihren  Nachbar- 
ländern um  Erlaubnis  zu  fragen,  obwohl  es  doch  z.  B.  Frank- 

^)  Speiser  in  seinem  Gutachten,  Bdbltt.  1849,  Bd.  III,  S.  78  ff. 
»)  Vgl.  damit  die  Haltung   der  Schweiz  im  Jahre  1885  (s.  §  10)! 
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reich  nicht  gleichgültig  sein  konnte,  wenn  sein  Geldumlauf 
durch  Entziehung  von  Geld  für  fremde  Länder  verringert  wurde. 

Anders  verhält  es  sich,  wie  eingangs  erwähnt,  mit  den 
Billon-  und  Kupfersorten,  d.  h.  also  mit  dem  unterwertigen 
schweizerischen  Gelde.  Diese  bestanden  nur  aus  Sorten  schwei- 
zerischen Ursprungs,  eidgenössischen  Gepräges. 

Man  glaubte,  diese  Münzen  seien  ein  „Kreditgeld%  ihre 
Geltung  als  gutes  Geld  beruhe  auf  dem  Vertrauen  in  ihre  Ein- 
lösbarkeit  in  Silbergeld  mit  vollem  Metallgehalt  Daher  könne 
man  fremdes  unterwertiges  Geld  nicht  zum  gesetzlichen  Zah- 
lungsmittel erklären,  da  ja  die  Schweiz  dessen  stete  Einlösbar- 
keit  nicht  garantieren  könne! 

Von  dieser  Begründung  war  der  zweite  Teil  richtig,  der 
erste  falsch.  Die  Geltung  der  unterwertigen  Billon-  und  Kupfer- 
sorten beruht  auf  der  Proklamation,  auf  dem  Befehl  des  Staates,  sie 
als  Zahlungsmittel  anzunehmen,  nicht  auf  ihrer  Einlösbarkeit  oder 
auf  ihrem  mehr  oder  minder  hohen  inneren  Werte.  Man  konnte 
auch  fremdes  unterwertiges  Geld  als  Zahlungsmittel  benutzen, 
mußte  es  dann  aber  genau  so  behandeln,  wie  sein  Heimatstaat 

Die  Eidgenossenschaft  machte  von  dieser  Möglichkeit 
keinen  Gebrauch  und  behielt  auf  diese  Weise  wenigstens  die 
alleinige  Herrschaft  über  ihr  Billon-  und  Kupfergeld.  — 

Was  die  piatischen  Beziehungen  des  schweizerischen 
Geldes  zum  Metall  anbetrifft,  so  sei  zum  Voraus  sofort  bemerkt, 
daß  die  Eidgenossenschaft  für  sich  kein  Papiergeld,  Kassen- 
scheine, Banknoten  usw.  ausgeben  konnte.  Das  Banknotenwesen 
der  schweizer  Kantone  war  (s.  §  7)  noch  sehr  wenig  entwickelt, 
die  Furcht  vor  uneinlösbarem  Papiergeld,  wie  es  Frankreich 
soeben  wieder  erlebt  hatte,  und  die  Erinnerung  an  die  Assig- 
naten der  Revolutionszeit  verhinderten,  daß  man  dem  Bunde 
die  Kompetenz  gab,  Noten  oder  anderes  Papiergeld  auszugeben. 

So  hatte  die  Schweiz  nur  Münzen,  ihr  Geldwesen  war  aus- 
schließlich metallisch,  war  ein  Münzwesen.  Als  Münzmetall  war 
das  Silber  angenommen  in  einer  Feinheit  von  ^/lo  für  die  5-, 
2-,  1-  und  V2-Frankenstücke,  in  derselben  Feinheit,  in  der  auch 
die  entsprechenden  französischen  Stücke  ausgeprägt  waren.  Die 
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Stücke  zu  20, 10  und  5  Rappen  wurden  aus  Billon,  einer  Mischung 
von  Kupfer,  Zink  und  Nickel,  die  zu  2  und  1  Rappen  aus  Kupfer 
mit  einem  Zusatz  von  Zinn  geprägt  Über  die  erlaubten  Fehler- 
grenzen in  Feingehalt  und  Gewicht  des  Metallgehalts  und  der 
Legierung  bestimmen  die  Art.  4 — 7  das  Nähere. 

Die  Größe  der  Silbersorten  wurde  aus  begreiflichen  Gründen 
der  Synchartalität  gleich  der  der  französischen  entsprechenden 
Sorten  gewählt  (Art  7):  Der  unterschied  der  Münzen  sollte  im 
Verkehr  auf  das  Gepräge  beschränkt  werden. 

Die  Vorschriften  der  Artikel  1  und  4 — 7  geben  den  Münz- 
fuß der  eidgenössischen  Münzen  an,  es  sind  münztechnische  Vor- 
schriften für  den  Münzmeister.  Sie  bestimmen  den  spezifischen 
Gehalt  der  Sorten;  z.  B.  gibt  Art  1  die  Bestimmung,  daß  der 
spezifische  Gehalt  des  Frankens  Vin  Pfund  feinen  Silbei-s  sein 
soll.  Diese  Münze  wird  nämlich  so  hergestellt,  daß  auf  jedes 
Stück  ^111  Pfund  feinen  Silbers  =  4,5  gr  kommen. 

Für  die  Geltung  der  Münzen  geben  die  gen.  Art  keinen 
Anhalt;  diese  geht  vielmehr  aus  dem  Einlösungstarif  und  den 
Art.  2  und  3  hervor. 

AVeit  wichtiger  sind  die  genetischen  Beziehungen  der 
schweizerischen  Geldsorten  zum  Metall. 

Das  Zahlungsmittel,  das  durch  das  Münzgesetz  geschaffen 
war,  ist  ein  chartales.  Seine  Geltung  beruhte  auf  der  Prokla- 
mation des  Art.  8  als  staatliches  Geld. 

Die  Eidgenossenschaft  hatte  ihr  Geldwesen  an  das  MetaU 
Silber  angelehnt.  Dieses  war  zwar  in  dem  Landgebiet  „Schweiz" 
nicht  frei  zu  Geld  ausprägbar,  aber  es  war  dies  in  Frankreich. 
Man  konnte  schweizerisches  Silbergeld  dadurch  erhalten,  daß  man 
in  Frankreich,  wo  das  Silber  frei  ausprägbar  war  (also  „bar"),  sein 
Barrensilber  ausprägen  ließ,  die  so  gewonnenen  französischen 
Silbermünzen  in  die  Schweiz  brachte  und  dort,  wo  sie  ja  „schwei- 
zerisches Geld"  waren,  als  Geld  verwandte. 

Für  die  genetische  Natur  des  Silbergeldes  kommt  eben  die 
Stellung  der  Schweiz  als  Geldprovinz  Frankreichs  in  Betracht 
Von  hier  aus  ist  die  Entstehung  der  schweizerischen  Silberraünzen 
zu  erklären. 
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Das  Silber  war  in  Frankreich  ein  hylisches  Metall,  d.  h. 
aus  ihm  konnten  jederzeit  auf  jedermanns  Rechnung  nach  einer 
bestimmten  Norm  unbegrenzt  viel  Münzen  geschlagen  werden: 
das  Silbergeld  war  in  Frankreich  „bar*'.  Daher  war  es  dies  auch 
in  der  Geldprovinz  Frankreichs,  der  Schweiz.  Die  5-,  2-,  1-, 
1/«-  und  Vs-Frankenstücke  der  Schweiz  waren  also  bares  Geld,*) 
und  sie  hatte  ein  Metall,  das  Silber,  das  frei  ausprägbar  war. 

Das  eidgenössische  Silbergeld  zu  5-,  2-,  1-  und  i/2-Franken 
mit  eidgenössischem  Gepräge  war  notal,  denn  nach  Art  12  des 
Gesetzes  bestimmte  die  Bundesversammlung,  wieviel  solcher  Mün- 
zen ausgeprägt  werden  sollten.  Die  Münzstätte  der  Eidgenossen- 
schaft durfte  nur  auf  Beschluß  der  Bundesversammlung  prägen. 

Eine  freie  Vermehrung  des  Silbergeldes  eidgenössischen 
Gepräges  war  also  ausgeschlossen,  nicht  aber  —  auf  dem  Um- 
wege über  die  französischen  Münzstätten  —  eine  solche  des 
schweizerischen  SUbergeldes  überhaupt. 

Die  Billon-  und  Kupfermünzen  waren  Geld  ausschließlich 
durch  die  Proklamation,  sie  waren  autogenisch. 

Vom  gleichen  Standpunkte  wie  die  genetischen  sind  auch 
die  dromischen  Beziehungen  des  schweizerischen  Geldes 
zum  Metall  zu  betrachten. 

Da  das  Silber  hylisches  Metall  war,  so  war  auch  der  hylolep- 
tische  Zweig  ausgebildet.  Die  Münzstätten  Frankreichs*)  mußten 
das  Silbermetall  zu  222,22  Fr.  abzüglich  des  Schlagschatzes  für 
die  Prägung  annehmen.  Daher  bestand  für  das  Silber  eine  untere 
feste  Preisgrenze. 

Eine  feste  obere  Preisgrenze  bestand  nicht,  da  die  abge- 
schliffenen Stücke  nicht  eingezogen  und  durch  neue  ersetzt 
wurden. 

Solange  der  Silberpreis  auf  dem  entscheidenden,  dem 
Londoner  Silbermarkt  in  der  gleichen  Höhe  stand,  wie  1850 
(1  kg  lö/io  f.  =  222,22  Fr.),  konnte  dies  auf  den  Silberbestand 
des  schweizerischen  Geldwesens  keinen  Einfluß  ausüben.  Sank 
der  Silberpreis  jedoch  in  London,  so  mußten  bald  die  Silber- 

*)  Hylogenisch-orthotypisclies  Geld  nach  G.  F.  Knapp. 
»)  Die  nächste  war  Straßburg  i/E. 
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handlet  ihre  Barren  an  die  Münzstätten  verkaufen,  und  durch 
die  infolgedessen  vermehrte  Silberprägung  schwoll  der  Umlauf 
an  Silbergeld  an.  Alsdann  fand  ein  Zuströmen  von  Silbergeld 
nach  der  Schweiz  statt. 

Stieg  der  Silberpreis  in  London,  so  war  es  vorteilhaft,  Silber- 
münzen einzuschmelzen  und  als  Barren  zu  verkaufen.  Dann 
mußte  ein  Abnehmen  des  Umlaufs  an  Silbergeld,  ein  Abfluß 
desselben  eintreten. 

Auf  beides  hatte  die  Eidgenossenschaft  keinen  Einfluß.  Als 
Geldprovinz  Frankreichs  war  sie  mit  gefesselten  Händen  diesem 
mächtigen  Staate  in  den  Lebensfragen  ihres  Geldwesens  ausge- 
liefert. — 

Wir  werfen  nun  einen  Blick  auf  die  funktionellen 
Stellungen  der  einzelnen  Geldsorten  der  Schweiz. 

Die  Silbersorten  zu  5,  2  und  1  Fr.  waren  Kurantgeld,  sie 
mußten  in  jedem  Betrag  angenommen  werden.  Einlösbar  waren 
sie  natürlich  nicht,  da  es  keine  andere  Kurantgeldart  in  der 
Schweiz  gab. 

Die  Silbersorten  zu  50  und  20  Kappen,  die  Billonsoi-ten 
zu  20,  10  und  5  Rp.  und  die  Kupfermünzen  zu  2  und  1  Rappen 
waren  Scheidegeld. 

Die  kritische  Höhe  in  der  Annahme  betrug  für  die  ei:sten 
zwei  Arten  20  Fr.,  für  die  letzte  2  Fr.  auf  jeden  Betrag  (nach 
Art  10  des  Gesetzes).  Man  mußte  also  Zahlungen  von  40  Stück 
zu  50  Rappen,  100  Stück  zu  20  Rp.,  200  bezw.  400 1)  Stück 
zu  10  bezw.  5  Rappen,  und  50  bezw.  100  Stück  zu  2  bezw. 
1  Rappen  annehmen. 

Dabei  war  das  50-  und  20-Rappenstück  aus  Silber  frei 
ausprägbares  Geld  in  Frankreich.  Es  gab  also  in  der  Schweiz 
ein  „bares  Scheidegeld"! 

Der  Grund  zur  Einführung  der  kritischen  Höhe  in  der 
Annahme  des  gen.  Kleingeldes  lag  in  der  Absicht,  niemanden 
zu  zwingen,  große  Summen  unterwertigen  Geldes  annehmen  zu 
müssen,  da  durch  dieselben  eine  reale  Befriedigung  nicht  ein- 


0  Gewicht  !*/•  Pf.l 

Blanm,  Geldwesen  der  Schweiz. 
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treten  konnte.  Die  Geltung  hing  aber  hiervon  nicht  ab.  Die  Maß- 
regel war  nicht  notwendig,  wohl  aber  sehr  nützlich. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  der  Einlösbarkeit  des  Scheide- 
geldes. Die  Silbersorten  waren  nicht  einlösbar,  sondern  definitiv. 
Sie  waren  ja  auch  vollwertig!  Die  Billon-  und  Kupfersorten 
waren  an  den  Kreispost-  und  Hauptzollkassen  gegen  Silberkurant- 
geld  einlösbar  (Art  11)  in  Beträgen  von  50  Fr.  an. 

Man  glaubte,  wie  schon  oben  (S.  46)  bemerkt,  die  Geltung 
der  unteiwertigen  Münzen  beruhe  auf  deren  Einlösbarkeit.  Dies 
ist  jedoch  keineswegs  der  Fall.  Ihre  Geltung  beruht  auf  dem 
Befehl  des  Staates.  Ihre  Einlösbarkeit  ist  nur  eine  höchst  zweck- 
mäßige, keineswegs  aber  notwendige  Einrichtung. 

Valutarisch  behandelte  man  das  einzige  Kurantgeld,  die 
Silbersorten  zu  5,  2  und  1  Fr.,  insbes.  den  sog.  Fünffranken- 
taler. Nur  diese  konnten  die  Behörden,  Bund  wie  Kantone,  die 
Banken  usw.  aufdrängen. 

Da  das  Silbergeld  „bar''  war,  so  hatte  die  Eidgenossenschaft 
«eine  bare  Silberwährung,  geradeso  wie  damals  Frankreich 
<1852). 

Sämtliche  Bestimmungen  des  Münzgesetzes  galten  für  alle 
Arten  von  Zahlungen,  sowohl  für  solche  an  den  Staat  als  auch 
für  solche  unter  Privaten  (Die  Lohnzahlungsklausel  des  Art  8 
•des  Münzgesetzes  war  daher  überflüssig).  — 

In  der  geschilderten  Weise  regelte  sich  nach  dem  neuen 
Oeldsystem  der  Zahlungsverkehr  der  Schweiz  im  Inland.  Ganz 
anders  regelte  sich  natürlich  der  Geldverkehr  mit  dem 
Ausland. 

Für  diesen  kommt  das  Währungsgeld  der  Schweiz,  ihre 
Valuta,  das  Silbergeld  zu  5,  2  und  1  Fr.  in  Betracht  Durch 
dasselbe  war  für  die  Länder,  die  ebenfalls  eine  Silberwährung 
hatten,  ein  Paristand  des  Wechselkurses  zwischen  ihnen  und  der 
Schweiz  geschaffen.  Das  Silberpari  ergab  sich  durch  den  Metall- 
gehalt des  jeweiligen  Währungsgeldes  an  Silbermetall. 

In  normalen  Zeiten  konnte  der  Wechselkurs  zwischen  der 
Schweiz  und  einem  Silberwährungsland  nicht  erheblich  unter 
oder  über  dem  Pari  stehen.    Der  Kurs  hängt  allerdings  nicht 
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von  dem  Metallgehalt  in  erster  Linie  ab,  sondern  von  dem  An- 
gebot und  der  Nachfrage  nach  dem  fremden  Oelde  auf  der  Börse. 
Diese  werden  wieder  durch  den  Stand  der  Handels-  und  der  Kar 
pitalbüanz  zwischen  den  betreffenden  Ländern  bedingt.  Außer- 
dem spricht  die  allgemeine  Geldmarktlage  der  Welt  mit,  die  Lage 
des  Edelmetallmarktes,  politische  Stimmungen  und  Konstella- 
tionen haben  bedeutenden  Einfluß  auf  den  Wechselkurs. 

Das  Silberpari  konnte  also  nur  ein  fester  Funkt  sein,  um 
den  der  Kurs  nach  oben  und  unten  schwankte.  Keineswegs  war 
der  Kurs  gegen  Silberländer  durch  die  Annahme  der  Silber- 
währung festgelegt 

unter  den  Süberwährungsländem,  die  die  Schweiz  auf  allen 
Seiten  umgaben,  nehmen  die  Frankenländer  eine  besondere  Stellung 
ein.  Das  Geld  derselben  war  z.  Teil  ja  infolge  der  einseitigen 
Synchartalität  auch  schweizerisches  Geld.  Man  konnte  also  bei 
Zahlungen  nach  einem  dieser  Länder  statt  auf  der  Börse  sich 
Geld  des  betr.  Landes  zu  kaufen,  schweizerisches  Geld  dem  Ver- 
kehr durch  Einsammeln  entziehen  und  seine  Schuld  mit  diesem 
begleichen. 

Diese  Möglichkeit,  dem  Agio  auf  der  Börse  zu  entgehen, 
war  natürlich  nur  bei  kleineren  Zahlungen  vorhanden.  Größere 
Summen  —  und  um  solche  handelt  es  sich  fast  stets  bei  dem 
Zahlungsverkehr  nach  dem  Ausland  —  bezahlte  man  durch 
"Wechsel  auf  das  betr.  Ausland.  Die  Wechsel  konnte  man  nur 
an  der  Börse  erhalten.  Stand  nun  die  Nachfrage  nach  fremden 
Zahlungsmitteln  hoch,  d.  b.  war  die  Schweiz  an  ein  bestimmtes 
Ausland  verschuldet  (nach  Handels-  und  Kapitalbilanz),  so  stieg 
natürlich  auch  das  Agio,  das  der  Schuldner  für  die  Wechsel  auf 
das  betr.  Ausland  zahlen  mußte:  Der  Wechselkurs  auf  dieses 
Land  stand  über  Pari. 

Die  Schweiz  war  (wie  in  §  3  dargelegt)  an  Deutschland 
und  Frankreich  fast  stets  verschuldet,  da  sie  viel  mehr  Waren 
von  dort  erhielt,  als  sie  ausführte.  Daher  hatte  der  Wechselkurs 
auf  Deutschland  und  Frankreich  auch  stets  die  Neigung,  über 
Pari  zu  stehen.  Der  Guldenkurs  stand  fast  immer  hoch;  der 
Frankenkurs  stieg  manchmal  über  Pari,  wurde  aber  dann  sofort 
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wieder  auf  Pari  herabgedrückt,  da  man  bei  hohem  Frankenkurs 
auf  Frankreich  mit  Vorteil  Silbergeld  versandte.  Dieser  Versand 
setzte  ein,  sobald  der  französische  Wechselkurs  um  den  Betrag 
der  Portokosten  des  Silberversands  von  der  Schweiz  nach  Prank- 
reich das  Silberpari  (100  ®/o)  überschritt  Dieser  Stand  des  Kurses 
auf  Paris,  der  sog.  obere  Silberpunkt,  wurde  in  den  fünfziger 
Jahren  selten  erreicht. 

Das  gleiche  Verhältnis  bestand  natürlich  gegenüber  Belgien, 
Sardinien  und  Parma,  die  ja  auch  die  Frankenwährung  hatten. 

Die  Hoffnung,  durch  Annahme  des  Frankensystems  einen 
dauernden  Paristand  des  Kurses  auf  die  Frankenländer  zu  er- 
halten, war  also  fehlgeschlagen.  Der  Kurs  war  befestigt,  aber 
nicht  festgelegt 

In  dem  Münzgesetz  befand  sich  nun  noch  ein  Art.  (9),  der 
für  die  exodromische  Verwaltung  des  schweizerischen  Geldwesens 
von  Wichtigkeit  war.  Derselbe  gab  dem  Bundesrat  das  Recht, 
im  Falle,  daß  der  Kurs  auf  Paris  den  Stand  von  100,  50  o/o 
überschritt,  andere  fremde  Geldsorten  nach  ihrem  inneren  Ge- 
halt zu  tarifieren.  Auf  diesen,  den  sog.  Sicherheitsklappenartikel, 
hatten  die  Freunde  des  Tarifierungssystems  des  Schweizerfranken 
ihre  Hoffnung  gesetzt  Im  Falle  seiner  Anwendung  hätte  man 
nämlich  den  deutschen  Gulden  und  Taler  tarifieren  müssen,  diese 
Münzen  wären  massenhaft  in  die  Nord-,  Ost-  und  Zentral-Schweiz 
eingeströmt  und  —  die  Zentralisation  des  Münzwesens  stand 
wieder  nur  auf  dem  Papier. 

Der  französische  Wechselkurs  tat  den  Guldenfreunden  aber 
nicht  den  Gefallen  über  100,  50  o/o  zu  steigen.  — 

Diesen  bisher  geschilderten  rechtlichen  Verhältnissen  des 
Geldsystems  der  Schweiz  standen  die  tatsächlichen  z.  T.  sehr 
verschieden  gegenüber. 

Der  Umlauf  an  französischem  Frankengeld  in  der  Ost- 
schweiz war  in  den  fünfziger  Jahren  sehr  gering.  Seine  Stelle 
nahm  mißbräuchlich  der  deutsche  Gulden  ein.  Dies  beruhte  auf 
den  lebhaften  Handelsbeziehungen  der  dortigen  Kantone  mit  dem 
Zollverein  und  Ostreich.  Der  Guldenumlauf  ging  so  weit,  daß 
wiederholt  eine  Tarifierung  desselben  beantragt  wurde. 
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Die  Zentralisation  des  Münzwesens  ließ  also  in  einigen 
Teilen  der  Schweiz  sehr  viel  zu  wünschen  übrig.  Immerhin 
kann  aber  nicht  bestritten  werden,  daß  der  Erfolg  der  Münz- 
refomi  von  1848/53  ein  ganz  hervorragender  war.  Nach  end- 
losen Kämpfen,  nach  jahrhundertelangem  Durcheinander  und 
wiederholt  fehlgeschlagenen  Besserungsversuchen  hat  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  aus  eigener  Kraft  sich  ein  einheit- 
liches Münzwesen  geschaffen.  Wenn  dasselbe  später  auch  man- 
chen Fehler  zeigte,  so  muß  man  doch  bedenken,  daß  es  für  die 
Zeit  seiner  Schöpfung  ein  gut  gelungenes  Werk  war,  und  daß 
es  das  unbestreitbare  Verdienst  hat,  mit  dem  Mittelalter  im  Geld- 
wesen der  Schweiz  vollständig  aufgeräumt  zu  haben! 

Es  war  gewiß  nicht  leicht,  nach  einem  halben  Jahrhundert 
erbitterten  Ringens,  nach  der  Schöpfung  eines  Staatswesens,  das 
auf  Grund  eines  siegreichen  Bürgerkrieges  entstanden  war,  ein 
solches  alles  umfassendes  und  alles  durchdringendes  Werk  fried- 
licher Einigung  zu  schaffen.  Mancher  große  Gedanke  fortschritt- 
licher Geister  ist  in  der  organisatorischen  Zeit  jener  ersten  Tjegis- 
laturperiode  der  Bundesversammlung  an  der  Sondertümelei  und 
dem  engen  Blick  mancher  Kantone  gescheitert  Um  so  heller 
hebt  sich  die  Durchführung  der  Münzreform  davon  ab.  Es  war 
das  erste  nationale  Werk  des  jungen  Bundesstaates. 


HL  Abschnitt. 

DIE  BEKÄMPFUNG  DES  SILBERGELD- 
ABFLUSSES.     1 853—1869. 

§  5. 
DER  ÜBERGANG  ZUR  GOLDWÄHRUNG.    1853—60. 

Kaum  war  das  schweizerische  Geldsystem  geschaffen,  so 
drohten  demselben  auch  schon  verschiedene  Gefahren.  Es  dauerte 
kein  Jahrzehnt,  da  hatte  die  Schweiz  bereits  eine  Gold-  statt  der 
geschaffenen  Silberwährung,  und  anderthalb  Jahrzehnte,  nachdem 
das  erste  Münzgesetz  erlassen,  verlor  die  Eidgenossenschaft  die 
Herrschaft  über  ihr  Geldwesen  völlig  an  den  neuen  Geldstaat 
„Lateinische  Münzunion".  — 

Schon  während  der  Durchführung  der  Münzreform  zeigte 
sich  ein  Mangel  an  Silbergeld.  So  konnte  von  den  bestellten 
1  Mill.  Fr.  französischer  Münzen  nur  etwas  ,über  750000  Fr. 
geliefert  werden,  da  das  Silbergeld  in  Frankreich  seltener  wurde. 

Ebenso  mußten  von  Mehrprägungen  in  eidgenössischen 
Münzen,  die  am  23.  Dez.  1851  beschlossen  wurden,  die  Silber- 
münzen unausgeprägt  bleiben,  da  das  Barrensilber  zu  teuer  war.^) 

Es  zeigte  sich  aber  auch  schon  bei  der  Durchführung 
der  Münzreform  ein  starker  Mangel  an  Kleingeld,  bes.  an 


0  s.  Bdbltt.  1854,  I,  240.  —  Die  Prägungen  waren  auf  2  Mill.  Fr. 
Zwei-,  750000  Fr.  Ein-  und  250000  Fr.  Halbfrankenstücke  festgesetzt 
Dieselben  sind,  wie  aus  dem  Bundesblatt  Jiervorgeht,  nie  ausgeprägt 
worden.  Daher  sind  die  Prägungsangaben  der  Tafel  im  Bdbltt.  1870, 
I,  S.  415  für  das  Jahr  1850/51  nicht  richtig.  Die  Höhe  ist  die  in  §  3  oben 
angegebene  (Tabelle).  Der  gleiche  Fehler  findet  sich  in  allen  bisherigen 
Münzprägungstabellen  der  Schweiz,  z.  ß.  bei  Escher  in  Wirths  Statistik  der 
Schweiz,  im  Statistischen  Jahrbuch  1884  und  1902,  in  der  Zeitschrift 
für  schweizerische  Statistik  u.  a.  a.  0. 
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Kupfer-  und  Billonmünzen.  Die  stärkeren  Ausprägungen  in  dieser 
Sorle  (s.  §  3)  genügten  so  wenig,  daß  der  Bundesrat  bereits  am 
20.  Jan.  1853  die  weitere  Prägung  von  2  MilL  Einrappenstücken 
verfügte.*) 

Der  nächstliegende  Grund  für  diesen  Mangel  an  Silber- 
und an  Scheidegeld  wurde  natürlich  in  der  Höhe  der  Prägungen 
gesucht  An  Silbergeld  das  für  die  Schweiz  nötige  Quantum  von 
115 — 120  Mill.  Fr.  selbst  herzustellen,  hatte  man  nie  beabsichtigt. 
Dagegen  sollte  der  Bedarf  an  Scheidegeld,  soweit  dasselbe  aus 
Billon-  und  Kupfermünzen  bestand,  völlig  durch  Münzen  eid- 
genössischen Gepräges  gedeckt  werden.  1850/51  hatte  man  für 
5  Mill.  Fr.  derartige  Geldsorten  geprägt,  d.  h.  also  für  etwa  2,20  Fr. 
pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Zählt  man  dazu  noch  das  eidge- 
nössische silberne  Scheidegeld  zu  50  Rappen,  so  kamen  über 
3  Fr.  Scheidegeld  unter  1  Fr.  Nennwert  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung. Das  war  für  den  damaligen  Bedarf  unter  gewöhn- 
lichen Verhältnissen  sicher  genügend. 

Gleichwohl  wiederholten  sich  die  Klagen  insbes.  über  Mangel 
an  Scheidegeld,  so  daß  man  sich  genötigt  sah,  weitere  Prägungen 
in  diesen  Sorten  zu  verfügen. 

Zur  Ausführang  dieser  Prägungen  ging  man  an  die  Errich- 
tung einer  eidgenössischen  Münzstätte. 

Nach  einer  Übereinkunft  mit  dem  Kanton  Bern  vom  10. 
Januar  1855  überließ  dieser  seine  Münzstätte*)  dem  Bunde,  der 
sie  im  Innern  völlig  umbaute  und  am  1.  September  1855  in  Be- 
trieb nahm.  Die  Errichtung  einer  Münzstätte  in  Bern  war  durch 


^)  s.  Amtl.  Sammlung  der  Bundesgesetze  und  Verordnungen  (abbrev. 
A.  S.),  Bd.  III,  1863,  S.  339.  —  Diese  Prägung  wurde  mit  sehr  primitiven 
Maschinen  (teils  im  Freien)  in  Bern  und  Luzern  im  Jahre  1853  ausgeführt 
(Bdbl.  1854,  II,  S.  411  ff.) 

•)  A.  S.  Bd.  V,  1867,  S.  43.  —  Beschlüsse  usw.  zur  Errichtung  der 
Münzstätte  finden  sich:  A.  S.  Bd.  I,  S.  47;  Bdbltt.  1854, 1, 236;  A.  S.  IV.  1854, 
S.  19.  —  Verordnung  über  die  Organisation  der  eidgen.  Münzstätte  vom 
26.  Dez.  1854  (A,  S.  V,  29.),  erneuert  am  17.  März  1860  (A.  S.  VI,  463).  — 
Münzdirektor  war  seit  1.  Juni  1855  Dr.  Güster  aus  St.  Gallen,  seit  26.  Febr. 
1858  Dr.  F.  Korn  aus  Mainz,  seit  28.  Febr.  1859  bis  zum  Jahre  1881  Alfred 
Escher  aus  Zürich. 
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die  Neuprägungen  und  den  notwendigen  Ersatz  für  abgeschliffene 
Billon-  und  Kupfermünzen  nötig  geworden.  Eine  weitere  Ver- 
gebung nach  Frankreich  hätte  jede  Prägung  unnötig  verteuert 
und  die  Abhängigkeit  von  Frankreich  vergrößert  Außerdem  war 
man  mit  den  Prägungsresultaten  von  Paris  und  Straßburg  1851/52 
nicht  sehr  zufrieden. 

Die  Münzstätte  begann  ihre  Tätigkeit  mit  der  Prägung  von 
1*/,  Mill.  Einrappenstücken,  die  am  24.  Jan.  1854  bereits  be- 
schlossen worden  war.*) 

Als  die  vom  Nationalrat  zur  Prüfung  der  Frage  der  Er- 
richtung einer  Münzstätte  eingesetzte  Kommission  am  24.  Januar 
1854  ihren  Bericht*)  erstattete,  unterzog  sie  auch  die  Lage  der 
Geldverhältnisse  nach  der  Schaffung  des  schweizerischen 
Münzwesens  einer  eingehenden  Besprechung. 

In  derselben  wird  von  einer  Prägung  von  Silbergeld  trotz 
des  starken  Mangels  abgeraten.  Der  Preis  des  Silbers  stand 
nämlich  damals  auf  223,42  Fr.  pro  kg  fein,*)  in  der  Schweiz 
noch  etwas  höher,  während  dem  Feingehalt  des  Silbergeldes  ab- 
züglich des  Schlagsatzes  ein  Preis  von  218  Fr.  entsprach.  Man 
hätte  also  auf  jedes  kg  ein  Agio  von  5,42  Fr.  bezahlen  müssen. 
Die  Kommission  empfahl  daher  mit  Recht  von  Silberprägungen 
abzusehen. 

Dem  Mangel  an  Billon-  und  Kupferscheidegeld  wollte  die 
Kommission  durch  Aufhebung  der  Einlösbarkeit  dieser  Geld- 
sorten nach  Art  11  des  Münzgesetzes  abhelfen.  Sie  erfuhr  nämlich, 
daß  in  den  eidgenössischen  Kassen  eine  Summe  von  über  1,6  Mill.Fr. 
in  20-,  10-,  5-  und  2-Rappenstücken  liege  und  schloß  daraus, 
daß  der  Mangel  von  einer  Stauung  des  Kleingelds  in  den  öffent- 
lichen Kassen  herrühre.  Diese  schob  man  auf  die  Möglichkeit, 
Billon-  und  Kupfermünzen  in  Silbergeld  einzuwechseln,  indem 
man  behauptete,  kleine  Gewerbetreibende,  Krämer  und  Händler 
benutzten  diese  Gelegenheit  sehr  häufig,  um  das  eingenommene 
Kleingeld  abzuschieben.   Die  Kassierer  der  Hauptzoll-  und  Post- 

»)  A.  S.  IV,  S.  22.     •)  Bdbltt.  1854,  I,  646. 

■)  Nach  den  Statistischen  Tabellen  zur  Währungsfrage  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie,  1892  S.  32/33,  Tab.  16. 
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kassen  gäben  dann  diese  Sorten  nicht  wieder  aus,  da  sie  bald 
zur  Einwechselung  wieder  an  die  Kasse  zurückflössen  und  sie  die 
Arbeit  des  Nachzählens  scheuten,  sondern  sendeten  dieselben  an 
die  eidgenössische  Zentralkasse  in  Bern.  Auf  diese  Weise  mangele 
das  lüeingeld  im  Verkehr  und  staue  sich  in  den  Kassen. 

Die  Bundesversammlung  forderte  den  Bundesrat  zur  Be- 
richterstattung und  Antragstellung  im  Sinne  der  Kommission 
auf.^)  Im  Juli  1854  legte  derselbe  einen  Bericht  vor.  Er 
wandte  sich  energisch  gegen  jede  Änderung  des  Art  11,*)  indem 
er  behauptete,  die  Einwechselungsmöglichkeit  sei  „die  moralische 
und  rechtliche  Grundlage  des  Münzsystems",^)  ihre  „Aufhebung 
wäre  Rücknahme  der  Gewährleistung",  die  der  Staat  durch  sein 
Gepräge  übernommen  habe,  denn  auf  ihr  „beruhe  der  Kredit 
des  Geldes"! 

Man  glaubte  also,  die  unterwertigen  Münzen  seien  nur  des- 
halb Geld,  weil  sie  Anweisungen  auf  vollwertiges  Kurantgeld 
seien.  Die  Geltung  dieser  Münzen  beruht  aber  auf  dem  Befehl 
des  Münzgesetzes,  daß  sie  20,  10  usw.  Rappen  gelten.  Ihre  Ein- 
lösbarkeit  ist  eine  Eigenschaft  der  Münze,  nicht  eine  Vorbedingung 
ihrer  Geltung. 

Die  Bundesvei-sammlung  schloß  sich  den  Ansichten  des 
Bundesrats  an,  man  ließ  den  Art.  11  wie  er  war,  erleichterte  aber 
durch  eine  Verordnung  vom  11.  Sept.  1854*)  die  Einlösung. 
Die  Auswechselungskassen  wurden  vermehrt,  den  Sendungen 
Porto-Erleichterung  verschafft 

Von  der  neuen  Einrichtung  wurde  aber  geradeso  selten  Ge- 
brauch gemacht,  wie  von  der  alten.*)  Die  Zahl  der  Einwechselungs- 
begehren stieg  nicht 

Der  Mangel  an  Kleingeld  im  Verkehr  blieb  nach  wie  vor, 
und  die  Staatskassen  klagten  immer  noch  über  die  Stauung  dieser 

»)  A.  S.  IV,  1854,  S.  245. 

»)  Bericht  v.  15.  Juli  1854  (Bdbltt  1854,  IH,  355). 

«)  Bdbltt  1855,  I,  644.     *)  Bdbltt.  1854,  III,  300. 

*)  Nach  dem  Geschäftsbericht  des  Finanzdepartements  (abbrev. 
Geschber.  d.  Findep.)  von  1854  (BdblU.  1855,  I,  644)  wurde  1854  in  5 
Kantonen  während  7  Monaten  nur  für  33602  Fr.  eingewechselt  und 
später  auch  nicht  mehr. 
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Münzen.  Aus  diesem  Umstand  erhellt,  daß  die  Gründe  der  Er- 
scheinung an  anderer  Stelle  zu  suchen  sind. 

Vorläufig  glaubte  man  jedoch  durch  vermehrte  Prägungen 
abhelfen  zu  können.  Daher  wurden  von  1856 — 1860  noch 
weitere  3  Mill.  Ein-  und  noch  4^^  Mill.  Zwanzigrappenstücke 
ausgepi-ägt*) 

Die  erwähnte  Kommission  des  Nationalrats  befaßte  sich, 
da  der  Ständerat  am  20.  Jan.  1854  den  Bundesrat  aufgefordert 
hatte,  die  Einführung  des  Ooldgeldes  in  Erwägung  zu  ziehen, 
auch  mit  dieser  Frage.  Sie  beantragte  Tarifierung  des  „im  Ein- 
klang mit  dem  schweizerischen  Münzsystem"*)  befindlichen  Gold- 
geldes  und  ev.  eigene  Prägung  von  Goldmünzen.  Dieses  Gold- 
geld war  das  der  Frankenländer,  soweit  sie  Goldmünzen  prägten. 

Schon  während  der  Münzreform  hatte  sich  neben  dem  Ab- 
fluß des  Silbergeldes  ein  starkes  Einströmen  französischer  Gold- 
münzen zu  20  und  10  Fr.  gezeigt.  Dieser  Goldzufluß,  der  noch 
fortwährend  anhielt,  kam  aus  den  französischen  Münzstätten,^) 
nach  denen  damals  das  Goldmetall  stark  hinströmte. 

Der  Abfluß  des  Silbergeldes  erklärt  sich  aus  ver- 
schiedenen Gründen.  Wie  unten  näher  zu  zeigen  ist,  wurde 
damals  sehr  viel  Silber,  das  man  dem  französischen  Silbergeld- 
umlauf entnahm,  nach  Indien  ausgeführt. 

Ferner  stieg  die  Ausfuhr  von  Silbergeld  nach  China.  Dort 
war  es  infolge  des  Taipingaufstandes  sehr  unsicher,  Waren  in 
das  Innere  zur  Bezahlung  gegen  ausgeführte  Waren  zu  entsenden. 
Daher  war  es  leichter  und  sicherer,  Tee,  Seide  usw.  sofort  mit 
Silber  zu  bezahlen. 

Auch  war  1853/54  aus  Frankreich  sehr  viel  Silber  in 
Münzen  nach  Amerika  versandt  worden,  um  das  von  dort  während 
des  Mißemtejahrs  1853  bezogene  Getreide  zu  bezahlen. 

Aus  diesen  drei  Gründen  war  das  Silbergeld  sehr  gesucht 
und  wurde  daher  auf  dem  Geldmarkte  teurer.  Es  erhielt  ein 
Agio  und  floß  ab. 

0  A.  S.  V.  1857,  S.  231.  —  Bdbltt.  1859,  I,  677;  Bdbltt.  1860,  II,  304; 
Bdbltt.  1861,  I,  611.  —  A.  S.  VI,  445. 

«)  Bdbltt.  1854,  I,  643.    ^)  Das  Gold  war  dort  frei  ausprägbar. 
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Da  die  Schweiz  nun,  wie  im  §  4  dargelegt,  fast  nur  fran- 
zösisches Geld  benutzte,  so  rückte  das  französische  Goldgeld,  wie 
in  Frankreich  selbst,  in  die  durch  den  Silberabfluß  entstandene 
Lücke  ein.  Immerhin  war  dies  1853/54  noch  nicht  in  hohem 
Maße  der  Fall. 

Die  Bundesversammlung  forderte  jedoch  frotzdem  am  8. 
Februar  1854  einen  Bericht  i)  vom  Bundesrat  über  die  Frage 
der  Goldtarifierung.  Dieser  lehnte  in  seinem  Bericht  vom  14. 
Juli  1854*)  nach  eingehender  Erörterung  der  Lage  aus  prin- 
zipiellen Gründen  eineTarifierung  der  französischen  Goldmünzen 
ab.  Dei  Ständerat  schloß  sich  dem  zwar  an,  legte  dem  Bundes- 
rat aber  nahe,  einen  je  nach  dem  Marktpreis  des  Goldes  ver- 
änderlichen Kurs  für  die  Annahme  der  französischen  Goldmünzen 
an  den  öffentlichen  Kassen  aufzustellen.*) 

Eine  solche  Erklärung  des  Kassenkurses  war  natürlich 
gleichbedeutend  mit  der  Aufnahme  in  das  Geldsystem.  Die  An- 
nahme zu  dem  Kursweit  wäre  einem  Bückfall  in  eine  ganzlich 
pensatorische  Zahlungsart  gleichgekommen. 

Am  18.  Dez.  1854  beschloß*)  deshalb  auch  die  Bundes- 
versammlung „in  die  Frage  über  die  Tarifierung  des  Goldes  nicht 
einzutreten". 

Der  wichtigste  Grund  dieser  Ablehnung  war  der,  daß  die 
Lage  keineswegs  geklärt  war.  Von  den  drei  genannten  Gründen 
des  Silberabflusses  waren  die  beiden  letzten  ihrer  Natur  nach 
vorübergehend.  Der  Goldzufluß  bestand  außerdem  in  seiner 
außerordentlichen  Höhe  erst  seit  drei  Jahren,  und  man  erwartete 
einen  starken  Preisrückgang  dieses  Metalls.  Auch  wollte  man 
die  eben  erst  mit  bedeutenden  Geldopfern  eingeführte  Silber- 
währung nicht  sofort  umstoßen.  Allerdings  wurde  gerade  diesem 
Einwand  entgegengehalten,  die  Schweiz  müsse  Frankreichs  Münz- 
wesen, von  dem  sie  einen  Flügel  (das  Silberkurantgeld)  mitbe- 
nutze, völlig  nachahmen  und  könne  nicht  selbständig  vorgehen. 

Die  tatsächliche  Lage  der  Geldverhältnisse  in  der 
Schweiz  wurde  nun  von  1853  bis  1859  allmählich  folgende : 

»)  A.  S.  IV,  56.     «)  Bdbltt.  1854,  ffl,  311.    »)  Bdbltt.  1855,  I,  1. 
*)  A.  S,  V,  13. 
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Wie  erwähnt,  hatte  sich  schon  1851/52  ein  Mangel  an 
Kleingeld  zu  1  bis  20  Rappen,  dann  sehr  bald  auch  ein  Mangel 
an  Silbergeld  zu  V«  bis  5  Fr.  gezeigt.  Dem  ersteren  suchte  man 
durch  die  Mehrprägungen  und  die  Erleichterung  der  Einlösung 
abzuhelfen.  Den  letzteren  beseitigte  im  Verkehr  unter  Privaten 
tatsächlich  das  Goldgeld  aus  Frankreich,  das  jedoch  nicht 
schweizerisches  Geld  war. 

Woher  kam  diese  Lage:  Mangel  an  Silbergeld,  Mangel  an 
Scheidegeld  im  Verkehr,  Stauung  desselben  in  den  öffentlichen 
Kassen  und  Überfluß  an  fremdem,  nicht  gesetzlichem  Goldgelde? 

Der  Silbergeldabfluß  hielt  während  der  fünfziger  Jahre 
in  gleicher  Stärke  an.  Der  erste  Anstoß  zu  einer  erhöhten  Nach- 
frage nach  Silber  auf  dem  Edelmetallmarkte  ging  von  Holland 
aus.  Dieses  hatte  durch  das  Gesetz  vom  26.  Sept.  1847  bei 
sich  die  Goldmünzen  abgeschafft  und  eine  reine  Silberwährung 
mit  Barverfassung  des  Silberguldens  eingeführt  ^)  Infolgedessen 
strömte  Silber  in  Barren  und  fremden  Münzen  in  die  holländischen 
Münzstätten.  1852—60  wurde  dort  für  etwa  120  Mill.  Gulden 
Süber  ausgeprägt*). 

Kurz  darauf  erhielt  das  Silbermetall  eine  noch  weit  größere 
Nachfrage.  Die  Furcht  der  indischen  Regierung,  infolge  der 
Entdeckung  der  kalifornischen  Goldfelder  möchte  eine  Entwertung 
des  Goldes  eintreten,  veranlaßte  sie,  den  Mohurs,  einer  indischen 
Goldmünze,  den  Kassenkurs  zu  verweigern.  Damit  führte  Indien 
am  22.  Dez.  1852  bei  sich  eine  reine  Silberwährung  mit  Barver- 
fassung der  Silberrupie  ein.^) 

Seitdem  stiegen  die  Silberausprägungen  in  Indien  außer- 
ordentlich.    Es  betrug  (in  Mill.  Fr.)») 

im  Jahre :     die  Silbereinfuhr       .  ^    die  Silberprägung 

1851  42,04     ^1^.      75,56 

1852  108,66     III      95,15 


1853  141,18     <t^  115,06 

1854  134,62       -^55      96,62 


0  Handw.  d.  Staatsw.  Lexis,  Art.  Silber,  S.  734  ff. 

•)  Soetbeer,  Materialien,  1886,  S.  28.    »)  Ebendort,  S.  40. 
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im  Jahre: 

die  SUbereinfuhr 

2 

die  Silberprägung 

1855 

35,00 

-§£ 

29,34 

1856 

178,94 

Ih 

225,31 

1857 

276,44 

1« 

312,33 

1858 

321,63 

>• 

335,25 

1859 

167,02 

P 

214,72 

1860 

273,59 

^ 

309,27 

In  diesen  Jahren  betrug  die  Mehrausfuhr  von  Silber  aus 
Frankreich  im  jährlichen  Durchschnitt  138,96  Mill.  Fr.  Dieser 
Mehrausfuhr  steht  eine  Ausprägung  von  durchschnittlich  26,23 
Mill.  Fr.  (1851 — 60)  aus  eingeführtem  Silber  gegenüber.  Daraus 
geht  klar  hervor,  daß  nicht  nur  alles  eingeführte  Silbermetall,  nicht 
nur  alles  neu  ausgeprägte  Silbergeld,  sondern  auch  ein  großer 
Teil  des  bereits  vorhandenen  Silbergeldes  aus  Frankreich  abfloß. 

Die  Stärke  dieser  Silberausfuhr  spiegelt  sich  in  dem  Platz- 
preis des  kg  *®/io  feinen  Silbers  in  Paris  wieder.  Je  höher  die 
Nachfrage  nach  Silber,  d.  h.  also  je  größer  das  Ausfuhrbedürfnis, 
desto  höher  der  Silberpreis,  desto  höher  das  Agio  auf  1  kg  Silber. 

Es  betrug*) 


Der  Platzpreis 

Das  Agio  über 

Das  Wertverhaltois 

im  Jahr: 

für  1  kg  fein  Silber 

dem  Miinzpreis 

von  Gold  zu  Silber 

in  Paris: 

von  220,56  Fr.: 

in  London: 

1851 

221,29  Fr. 

0,73  Fr. 

:  15,46 

1852 

222,39    „ 

1,83    „ 

:  15,58 

1853 

222,17     „ 

1,61    „ 

:  15,33 

1854 

223,42    „ 

2,86    „ 

:  15,33 

1855 

221,85    „ 

1,29    „ 

:  15,36 

1856 

223,50    „ 

2,94    „ 

•  15,34 

1857 

225,56    „ 

•   5,00    „ 

15,27 

1858 

221,92    „ 

1,36    „ 

15,36 

1859 

224,05    „ 

3,49    „ 

15,21 

1860 

223,46    „ 

2,90    „ 

15,30 

1851-60 

222,67  Fr. 

2,11  Fr. 

15,35 

^)  Nach  den  Statistischen  TabelL   z.  Wähmogsfrage    d.  öst.-ung. 
Monarchie,  1892,  S.  82,33,  und  nach  Soetber,  Materialien,  S.22. 
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Bei  einer  solcher  Lage  des  Edelmetallmarktes,  bei  der 
man  auf  dem  freien  Markte  2,11  Fr.  pro  kg  mehr  erhielt,  als 
bei  dem  Verkauf  an  die  Münzstätten,  mußte  das  Silbergeld 
natärlich  in  Massen  eingesammelt  und  als  BarrensUber  ver- 
kauft werden. 

Zu  diesen  beiden  dauernden  Gründen  des  Silbergeldabflnsses, 
der  Einführung  der  Preiprägung  des  Silbers  in  Holland  und  in 
Indien,  kamen  nun  noch  verschiedene  Umstände  der  damaligen 
politischen  Lage. 

Bis  1860  und  noch  länger  dauerte  die  Unsicherheit  in 
China  an  und  erforderte  starke  Silbergeldsendungen  zur  Be- 
zahlung der  Ausfuhr.  Das  gleiche  galt  für  Niederländisch-Indien 
und  die  britische  Kriegführung  gegen  die  Sepoys.  Auch  die 
Kriegführung  der  Westmächte  auf  der  Krim  1854/55  verlangte 
starke  Silbersendungen.  Doch  ist  dieses  Sübergeld  auf  dem 
Handelswege  später  wieder  zurückgeflossen. 

All'  diese  Erscheinungen  riefen  den  Abfluß  des  Silber- 
geldes aus  Prankreich  seit  1852  hervor.  Von  diesem  Silbergeld- 
Äbfluß  wurden  aber  naturgemäß  alle  Prankenländer,  also  auch 
Belgien,  Sardinien  und  die  Schweiz  betroffen.  So  wurde  in  der 
Schweiz  das  Silbergeld  zu  */,  bis  5  Fr.  sehr  selten,  und  es  trat 
ein  empfindlicher  Mangel  an  groben  Geldsorten  für  größere 
Zahlungen  ein. 

Dieser  Mangel  wurde  geheilt  durch  den  starken  Zufluß 
ÄU  französischem  Goldgeld. 

In  der  französischen  Geldverfassung  war  nach  dem  Gesetz 
vom  28.  März  1803  das  Silber  und  das  Gold  frei  ausprägbar. 
Das  Wertverhältnis  zwischen  ihnen  wurde  auf  15,5  :  1  festgelegt. 
Man  hatte  jedoch  dem  Golde-«ur  eine  untergeordnete  Stellung 
^eben  wollen,^)  da  man  eine  Silberwährung  beabsichtigte.  Es 
war  in  dem  Gesetz  ausdrücklich  bestimmt:  „si  des  circonstances 
imp6rieuses  forcent  ä  changer  cette  proposition  (15,5  :  1),  les 
piöces  de  monnaie  d'or  seulement  seront  r6fondues". 

*)  Napoleon  I.  wünschte  entsprechend  dem  Louis  d'or  einen  Napoleon 
-d'or.  Darauf  ist  das  Goldgeld  zurückzuführen  (Michel  Chevalier  im  Journal 
4es  Debats  v.  18.  Nov.  1855,  zit.  Bdbltt.  1860,  I,  138.). 
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So  hatte  man  auch  von  1815 — 50  nur  für  751,4  Mill.  Fr. 
Ooldgeld  ausgeprägt.  Als  aber  das  Gold  auf  dem  Edelmetall- 
markte häufiger  wurde,  brachte  man  es  mit  Vorliebe  in  die 
französischen  Münzstätten,  die  jede  beliebige  Menge  zu  festem 
Preis  pro  kg  annehmen  und  zu  Geld  ausprägen  mußten.  Auf 
diese  Weise  kamen  die  zahlreichen  5-,  10-,  20-,  40-,  50-  und 
100-Frankenstücke  aus  Gold  in  den  Verkehr. 

Der  Goldstrom,  der  im  Anfang  der  fünfziger  Jahre  nach 
Europa  floß,  kam  aus  den  kalifornischen  und  australischen  Gold- 
feldern, deren  Ausbeute  1849  bezw.  1852  enorm  zu  steigen 
begann. 

Dieselbe  betrug  (in  Mill.  Fr.)  i) 
im  Jahre:  in  Kalifornien:  in  Australien: 

1848  52,3  — 

1849  209,5  — 

1850  261,9  — 

1851  288,0  35,7 

1852  314,2  310,5 

1853  340,4  329,2 
alsdann  in  gleicher  Höhe  weiter. 

Die  durchschnittliche  Jahresproduktion  der  ganzen  Erde 
an  Gold  betrug  (in  Mill.  Fr.)«) 

1841—1850  190,97  Mill.  Fr. 

1851—1855  695,38      „       „ 

alsdann  in  gleicher  Höhe  weiter. 

Davon  kamen  auf  die  Produktion  der  Vereinigten  Staaten  von 

Nordamerika  und  Australiens  durchschnittlich  jährlich    552,34 

Mill.  Fr. 

In  den  Jahren  1851 — 60  befrug  die  durchschnittliche  jähr- 
liche Mehreinfuhr  von  Goldmetall  in  Frankreich  318,43  MilLTV.^) 
Die  Goldausprägungen  in  Frankreich  betrugen*) 


*)  Handw.  d.  Staatswiss.  Lexis,  Gold  und  Goldwährung. 
«)  Soetbeer,  Materialien,  1886,  S.  1. 
*)  Ebendort,  S.  53. 
*)  Ebendort,  S.  27. 
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1851  für  269,70  Mill.  Fr.  1856  für  508,28  MiU.  Fr. 

1852  „      27,02      „      „  1857    „    572,56      „      „ 

1853  „    312,96      „      „  1858    „    488,68      „      „ 

1854  „    526,52      „      „  1859    „    702,69      „      „ 

1855  „    447,42      „      „  1860    „    428,45      „      ,, 
Daß  dieses  Goldgeld  in  Frankreich  an  die  Stelle  des  ab- 
fließenden Silbergeldes  trat,  ist  nicht  verwunderlich.    Dort  war 
das  Goldgeld  Kurantgeld,  gesetzliches  Zahlungsmittel. 

Nicht  so  in  der  Schweiz.  Hier  war  da^  Goldgeld  aus  den 
oben  genannten  Gründen  nicht  in  das  Geldsystem  aufgenommen. 
Die  einseitige  Synchartalität  erstreckte  sich  nur  auf  die  fran- 
zösischen Silbergeldstücke. 

Gleichwohl  aber  benutzte  man  das  fremde  Goldgeld  als 
Zahlungsmittel  unter  Privaten.  Dies  hatte  seinen  Grund  in  der 
völlig  au tometallis tischen  Auffassung  der  Zeit  vom  Geldwesen. 
Da  man  den  französischen  Silberfranken  als  gesetzliches  schwei- 
zerisches Geld  gebrauchte,  sah  die  Masse  des  Publikums  keinen 
Grund,  weshalb  man  das  dem  gleichen  System  angehörende  Gold- 
geld abweisen  sollte.  Die  Menge  glaubte  an  ein  festes  Wert- 
verhältnis von  Gold  zu  Silber  =  15,5  : 1,  sie  glaubte,  die  Wert^ 
einheit  sei  eine  Metallmenge  Silber. 

Diese  Annahme  des  Goldgeldes  schloß  vorläufig  kein  Eisiko 
in  sich,  man  wurde  ja  stets  durch  den  Metallgehalt  des  Zehn- 
frankenstückes real  befriedigt.  Wie  aber  wäre  es  gewesen,  wenn 
das  Gold  plötzlich  durch  Entwertung  auf  dem  Edelmetallmarkte 
die  Hälfte  seines  Wertes  verloren  hätte?  Der  Staat,  die  Eid- 
genossenschaft, war  zu  keinem  Ersatz  alsdann  verpflichtet. 

Wie  weit  der  Umlauf  des  französischen  Goldgeldes  ging, 
zeigt  die  Betrachtung  des  damaligen  Geldumlaufs  der 
Schweiz.  ^) 

Während  1852  im  schweizerischen  Geldverkehr  nur  sehr 
selten  ein  Goldstück  zu  sehen  war,  bestand  der  Umlauf  1859  zu  Vio 
aus  Goldmünzen.    Es  wai*  fast  kein  schweizerisches  Kurantgeld 

1)  Auf  Grund  von  Gutachten  (Bdbltt.  1856,  U,  139  fif.),  die  der 
Bundesrat  1856  einforderte,  und  eines  Berichtes  an  die  Bundesversamm- 
lung vom  30.  Dez.  1859  (Bdbltt.  1860,  I,  33). 

Blaam,  Geldwesen  der  Schweiz.  5 
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mehr  zu  sehen,  und  man  gewöhnte  sich  derart  an  die  fremden 
Goldmünzen,  daß  man  an  der  Ungesetzlichkeit  derselben  gar 
keinen  Anstoß  nahm.  So  leistete  man  bald  auch  diejenigen 
Zahlungen,  die  nach  dem  Münzgesetz  nur  in  schweizerischem, 
gesetzlichem  Gelde  ausgeführt  werden  durften,  z.  B.  die  Lohn- 
zahlungen (Art.  8,  Abs.  3),  in  französischem  Goldgelde. 

Bisher  hatten  die  schweizerischen  Banken  in  Zeiten  beson- 
deren Geldbedarfs  ihren  Vorrat  an  Kurantsilbergeld  (5,  2,  1  Fr.) 
durch  Entziehung  von  Silbergeld  aus  den  Filialen  der  „Banque 
de  France''  in  Mülhausen,  Besannen  und  Lyon  gedeckt  und  er- 
gänzt. Der  Silberabfluß  nötigte  die  französischen  Banken,  ihr 
Silbergeld  nur  gegen  ein  Agio  abzugeben.  Die  schweizerischen 
mußten  dasselbe  jedoch  z.  B.  bei  der  Einlösung  von  Banknoten, 
ä1  pari  abgeben,  erlitten  also  einen  Verlust. 

Dieser  Zustand  verechlimmerte  sich  noch,  als  die  Banque 
-de  France  infolge  des  immer  stärkeren  Silberabflusses  ihren  öst- 
lichen Filialen  verbot,  Siibergeld  abzugeben.^)  Die  schweizeri- 
schen Banken  konnten  sich  nun  nur  noch  Goldgeld  verschaffen, 
und  große  Geldbeträge  konnten  von  jetzt  ab  überhaupt  nicht 
mehr  in  gesetzlichem  Gelde,  sondern  nur  noch  in  französischem 
bezahlt  werden. 

Man  löste  Banknoten  in  Gold  ein,  mußte  Silberdepositen 
in  Gold  zurückbezahlen.  Dabei  war  der  Empfänger  der  Zahlung 
jederzeit  in  der  Lage,  das  Goldgeld  zurückzuweisen  nnd  Silber- 
geld zu  verlangen.*) 

Um  sich  vor  dieser  Notlage  und  ihren  ev.  Konsequenzen 
zu  schützen,  begann  man  zuerst  bei  Geldverträgen  die  Möglich- 
keit der  Zahlung  in  französischem  Goldgelde  sich  vorzubehalten. 
Später  machte  man  eine  solche  ausdrücklich  mit  dem  Gläubiger 
ab.  So  ließ  z.  B.  1855  die  Kantonalbank  von  Bern  auf  ihren 
größeren  Noten  durch  einen  Stempel  den  Vermerk  anbringen,') 
daß  sie  sich  die  Einlösung  in  französischem  Goldgeld  vorbehalte, 
statt  in  schweizerischem  Silbergeld. 

*)  Bdbltt.  1856,  II,  147. 

*)  Darüber  kam  es  sogar  verschiedentlich  zu  Prozessen. 

^)  Bdbltt.  1856,  II,  158. 
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Später  schloß  man  Geldverträge  überhaupt  nur  in  „fran- 
zösischer Währung"  ab.  Voran  gingen  die  Notenbanken,  die 
ihre  Noten  auf  „francs  de  France"  ausstellten.  Daher  bildete 
sich  der  Ausdruck  „Bankwährung'*,  gleichbedeutend  mit  „fran- 
zösische Goldwährung".  Auf  solche  lauteten  die  Wechsel,  die 
Löhnungen,  die  Lieferungsverträge  usw. 

Dieses  Vorgehen  war  natürlich  ungesetzlich,  aber,  da  kein 
gesetzliches,  schweizerisches  Eurantgeld  da  war,  so  nahm  man 
eben  das  französische.  Die  schweizerische  Silberwährung  stand 
auf  dem  Papier,  und  es  herrschte  unter  dem  Namen  Bank- 
währung die  französische  Goldwährung. 

War  dies  zuerst  nur  bei  Zahlungen  unter  Privaten  der 
Fall,  so  wurde  es  bald  auch  bei  Zahlungen  an  den  Staat  ge- 
bräuchlich. Zuerst  benutzte  man  für  diese  das  nach  Abfluß  des 
Silbergeldes  noch  vorhandene  gesetzliche  Geld:  die  Billon-  und 
Kupfersorten  zu  1  bis  20  Rappen.  Diese  konnte  man  ja  bis 
zum  Nennwert  von  20  Fr.,  bezw.  2  Fr.  als  Zahlungsmittel  ver- 
wenden. 

Die  Zahlungen  an  den  Staat,  wie  Steuern,  Gebühren,  Ab- 
gaben sind  ihren  einzelnen  Beträgen  nach  naturgemäß  nicht  sehr 
groß;  vielmehr  bestehen  die  Staatseinnahmen  aus  sehr  vielen 
kleinen  Zahlungen.  Für  diese  konnte  man  das  Scheidegeld  be- 
nutzen, dessen  viel  zu  hoch  angesetzte  kritische  Höhe  in  der 
Annahme  sich  jetzt  rächte. 

Von  dieser  Möglichkeit  machte  man  wohl  oder  übel  sehr 
häufig  Gebrauch,  so  daß  sich  das  Scheidegeld  bald  in  den  öffent- 
lichen Kassen  anhäufte,  staute  und  im  freien  Verkehr  mangelte. 
Dasselbe  mußte  eben  eine  Aufgabe  erfüllen,  für  die  es  seiner 
Katur  nach  gar  nicht  geschaffen  war.  Einmal  sollte  es  die 
Stelle  der  verschwundenen  V«-,  1-  und  2-Frankenstücke  aus- 
füllen, zum  andern,  soweit  es  möglich  war,  die  Zahlungen  an 
den  Staat  veimitteln.  Indem  das  Scheidegeld  diese  Aufgaben 
erfüllte,  ging  es  aber  seiner  eigentlichen  Zweckbestimmung,  für 
die  Zahlungen  unter  1  Fr.  zu  dienen,  verloren.  Es  floß  in  die 
öffentlichen  Kassen  ab. 

Aus  diesen  kam  es  aber  nur  in  verschwindenden  Mengen 
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wieder  zum  Vorschein.  Die  Zahlungen,  die  der  Staat  zu  leisten 
hat,  sind  iljren  einzebien  Beträgen  nach  naturgemäß  höhere,  z.  B. 
Gehälter,  Zahlungen  für  Bauten,  Lieferungen  usw.  Bei  jedem 
einzelnen  dieser  im  Gegensatz  zu  den  Einnahmeposten  sehr  wenig 
zahlreichen  Ausgabeposten  konnte  nur  bis  zu  einer  Gesamthöhe 
von  22  Fl*.  Scheidegeld  aufgedrängt  werden.  Daher  blieb  das 
Scheidegeld  in  den  Kassen  liegen. 

Dies  ist  der  Grund,  aus  dem  sich  das  Scheidegeld  in  den 
Kassen  staute  und  im  Verkehr  mangelte. 

Nicht  die  Ausprägungen  an  Kleingeld  waren  zu  gering, 
nicht  die  Einlösung  erschwert,  sonst  wäre  nach  den  starken 
Prägungen  der  fünfziger  Jahre  und  der  Erleichterung  der  Ein- 
wechselung der  Mangel  beseitigt  gewesen.  Daß  dies,  wie  man 
damals  glaubte,  nicht  die  Gründe  waren,  beweist  die  Tatsache, 
daß  einerseits  die  Einlösungssumme  durchaus  nicht  zunahm,  und 
daß  anderseits,  als  das  fehlende  Silbergeld  ersetzt  war,  sich  ein 
Überfluß  an  BiUon-  und  Kupfermünzen  zeigte. 

Der  Grund  zu  beiden  Erscheinungen  lag  in  dem  durch 
den  Silberabfluß  hervorgerufenen  Fehlen  eines  gesetzlichen  Ku- 
rantgeldes  von  1  und  mehr  Fr.  Nonnwert. 

Bald  konnten  sich  auch  die  öffentlichen  Kassen  nicht  mehr 
gegen  die  Annahme  des  französischen  Goldgeldes  wehren.  Man 
besaß  keine  anderen  Zahlungsmittel;  der  Staat,  dem  die  Sorge 
für  die  Beschaffung  derselben  nicht  nur  ein  Recht,  sondern  auch 
eine  Pflicht  sein  mußte,  stellte  seinen  Bürgern  nicht  das  nötige 
Geld  für  den  Zahlungsverkehr  zur  Verfügung:  womit  sollte  man 
bezahlen? 

1859  waren  die  eidgenössischen  Kassen  voll  französischem 
Goldgelde.   Die  Silbervvährung  der  Schweiz  war  verschwunden.  — 

Der  Antrag  auf  Tarifierung  des  französischen  Goldgeldes 
war  bereits  1856  zum  zweitenmal  gestellt  worden.  Der  Bundes- 
rat legte  am  25.  Juni  1856  eine  Botschaft i)  der  Bundesver- 
sammlung vor,  riet  aber  auch  diesesmal  von  einer  Tarifierung 
ab  und  empfahl,  das  Vorgehen  Frankreichs  abzuwarten.     Die 


»)  Bdbltt.  1856,  II,  139. 
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Bundesversamnilung  beschloß  darauf  am  21.  Juli  1856  „auch 
dermalen   in   die  Tarifierung  des  Goldes  nicht  einzutreten".^) 

Die  genannte  Botschaft  enthielt  die  eingeholten  Gutachten 
aller  wichtigeren  Geldinstitute,  Handelskammern,  Banken,  einzel- 
ner Autoritäten,  Regierungen,  Zeitungen  usw.  Zum  Teil  wünschte 
man  in  denselben  Tarifierung  und  SelbstausprSgung  yon  Gold, 
z.  T.  einen  wechselnden  Tarif  nach  dem  Marktpreis,  z.  T.  ein 
Festhalten  an  der  reinen  Silberwährung. 

Trotz  der  Abweisung  der  Bundesversammlung  drängte  sich 
doch  allgemein  die  Überzeugung  auf,  daß  man  so  oder  so  ein- 
mal das  Goldgeld  in  sein  Münzsjstem  aufnehmen  müsse.  1854 
hatten  einige  Stimmen  bereits  die  Goldwährung  gefordert,  1856 
war  man  sich  über  die  Notwendigkeit  derselben  einig.  Nur  der 
Weg  war  noch  streitig. 

Der  Zustand  wurde  jedoch  immer  schlimmer  und  erheischte 
schleunige  Abhilfe.  Die  Eidgenossenschaft  mußte  versuchen,  auf 
ihr  Geldwesen,  soweit  es  der  Münzparasitismus  bei  Frankreich 
gestattete,  wieder  einigen  Einfluß  zu  gewinnen. 

So  forderte  die  Bundesversammlung  am  19./20.  Juli  1859 
den  Bundesrat  auf,  über  die  Beseitigung  des  Mangels  an  Scheide- 
geld und  die  Einführung  der  Goldwährung  einen  Gesetzentwurf 
vorzulegen.  Nach  Einholung  zahlreicher  Gutachten  überreichte 
dieser  am  30.  Dez.  1859  eine  Botschaft  der  Bundesversammlung 
und  schlug  neben  der  Goldtarifierung  zum  Nennwert  die  Prä- 
gung eines  Fünfzigrappenstückes  aus  Billon  vor. 

Der  Nationalrat  verlangte  durch  eine  hierfür  gewählte 
Kommission  die  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  über  die  Aus- 
prägung von  Scheidegeld  zu  V«,  1  und  2  Fr.*)  Dies  geschah; 
mit  größter  Beschleunigung  wurden  die  Vorlagen  beraten  und 
von  der  Bundesversammlung  am  30./31.  Jan.  1860  zum  Gesetze 
erhoben.  3) 


*)  A.  S.  V,  1857,  357.  —  Am  24.  Jan.  1857  war  auch  im  Wiener 
Münzvertrag  „Festhalten  an  der  reinen  Silberwährung*'  beschlossen  worden 
(Helfferich,  Geld  u.  Banken,  I.  S.  127). 

«)  Bdbltt.  1860,  I,  121. 

»)  A.  S.  1860,  VI,  442. 
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Das  neue  Münzgesetz  betreffend  die  teilweise  Abände- 
rung des  Bundesgesetzes  über  das  eidgenössische  Münzwesen 
lautete  folgendermaßen: 

Art.  1.  Die  französischen  Goldmünzen,  welche  im  Ver- 
hältnis von  einem  Pfund  fein  Gold  zu  fünfzehn  und  einem 
halben  Pfund  fein  Silber  ausgeprägt  sind,  werden  für  solange, 
als  sie  in  Frankreich  zu  ihrem  Nennwerte  gesetzlichen  Kurs 
haben,  ebenfalls  zu  ihrem  Nennwerte  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel anerkannt. 

Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  die  von  anderen  Staaten 
in  vollkommener  Übereinstimmung  mit  den  entsprechenden  fran- 
zösischen Münzsorten  ausgeprägten  Goldmünzen. 

Der  Bundesrat  wird  nach  vorheriger  Untersuchung  be- 
stimmen, welche  ausländischen  Goldmünzen  voretehenden  Be- 
dingungen entsprechen  und  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  an- 
zuerkennen sind. 

Art.  2.  Die  Zwei-,  Ein-  und  Halbfrankenstücke  werden 
fortan  als  bloße  Silberscheidemünzen  ausgeprägt;  sie  erhalten,  wie 
die  bisherigen  Stücke  so  viel  Mal  das  Gewicht  von  5  Grammen, 
als  ihr  Nennwert  es  ausspricht;  dagegen  sollen  sie  nur  acht 
Zehnteile  (Vio)  feines  Silber  enthalten. 

Art.  3.  Die  erlaubte  Fehlergrenze  im  Feingehalt,  wie  im 
Gewichte  der  neuen  schweizerischen  Zwei-,  Ein-  und  Halb- 
frankenstücke ist  die  in  den  Art.  5  und  6  des  Bundesgesetzes 
über  das  eidgenössische  Münzwesen  vom  7.  Mai  1850  festgesetzte. 

Der  Durchmesser  dieser  Münzen  verbleibt  der  gleiche,  wie 
für  die  entsprechenden  bisherigen  schweizerischen  Münzsorten. 

Art  4.  Niemand  ist  gehalten,  mehr  als  zwanzig  Franken 
an  Wert  in  Silberscheidemünze  anzunehmen. 

Art.  5.  Der  Bundesrat  wird  entscheiden,  ob  und  welche 
fremde  Silberteilraünzen  im  Verkehre  zuzulassen  seien. 

Art.  6.  Die  nach  dem  Gesetze  über  das  eidgenössische 
Münzwesen  vom  7.  Mai  1850  ausgeprägten  schweizerischen 
Silberraünzen  von  Zwei-,  Ein-  und  Halbfranken  (50  Rappen) 
sind  in  den  vom  Bundesrat  zu  bestimmenden  Fristen  und 
Formen  aus  dem  Verkehr  zurückzuziehen. 
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Art.  7.  Die  gemäß  dem  gegenwärtigen  Gesetze  ausge- 
prägten schweizerischen  Silberscheidemünzen  können  bei  den 
hiefür  bezeiclmeten  Kassen  gegen  gesetzliche  grobe  Münzsorten 
nach  Maßgabe  von  Art  11  des  Bundesgesetzes  über  das  eidge- 
nössische Münzwesen  vom  7.  Mai  1850  umgewechselt  werden, 
Art.  8.  Aus  den  bei  den  neuen  Münzprägungen  sich  er- 
gebenden Einnahmeüberschüssen  ist  ein  Reservefond  zu  bilden, 
aus  dem  je  nach  Erfordernis  die  Kosten  ganz  oder  teilweise  ge- 
deckt werden  sollen,  welche  die  Einlösung  abgenutzter  Schweizer- 
münzen nach  Art.  13  des  Bundesgesetzes  über  das  eidgenössische 
Münzwesen  zur  Folge  haben  wird.  Die  Zinsen  dieses  Eeserve- 
fonds  sollen  zum  Kapital  geschlagen  werden. 

Art  9.  Die  Menge  der  zu  prägenden  Münzen  wird  je- 
weilen,  wie  für  die  übrigen  schweizerischen  Münzsorten,  im 
Voranschlage  festgesetzt  werden. 

Art  10.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft, 
und  der  Bundesrat  ist  mit  der  Bekanntmachung  und  Vollziehung 
desselben  beauftragt 

In  dem  Bundesratsbeschluß  betreffend  die  als  gesetzliche 
Zahlungsmittel  anzunehmenden  Goldmünzen  vom  2.  März  und 
11.  Mai  1860*)  werden  als  solche  bezeichnet 
die  französischen  Stücke  zu:        die  sardinischen  Stücke  zu: 
100  Fr.  100  Fr. 

50    „  80    „ 

40    „  50    „ 

20    „  40    „ 

10    „  20    „ 

5    „  10    „ 

In  Ausführung  des  Art.  2   des  Gesetzes  wurden  in  den 
Jahren  1860  bis  1863  für  11  Mill.  Fr.  neue  Silberscheidemünzen 
geprägt,  nämlich  BV«  Mill.  Zwei-  und  4  Mill.  Einfrankenstücke.*) 
Bei  diesen  Prägungen  verschaffte  sich  die  Münzstätte  das 


»)  A.  S.  VI,  461  bezw.  479. 

»)  A.  S.  VI,  445.  —  Bdbltt.  1861,  I,  610;  1862,  II,  425;  1863,  II,  393; 
1864,  I,  655.  —  Ueber  den  Stempel  vgl.  A.  S.  VI,  526. 
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nötige  Silber  durch  Einziehung^)  und  Einschmelzung  von  alten 
*/io  feinen  Silbermünzen  eidgenössischen  Gepräges  zu  2,  1  und 
*/8  Fr.  und  durch  Ankauf  von  französischen  Fünffrankenstücken.*) 
Nachdem  sich  1862  ein  Rückströmen  von  Billonmünzen 
in  die  eidgenössischen  Kassen  gezeigt  hatte,®)  verlangsamte  man 
die  Silberprägungen.*)  Ende  1863  stellte  man  sie  ganz  ein*)  und 
prägte  in  den  Jahren  1863  bis  1870  nur  noch  4^h  Mill.  Ein-  und 
lV«Mill.  Zweirappenstücke*)  aus,  um  die  durch  das  Verschwinden 
der  kleinen  Münzen  entstehenden  Lücken  auszufüllen.  7)  — 

Wir  versuchen  nun  die  Änderungen,  die  das  Münz- 
gesetz vom  31.  Januar  1860  in  dem  schweizerischen  Geld- 
system hervorrief,  zu  beschreiben. 

Die  Zusammensetzung  des  neuen  Geldsystems  zeigt 
für  eine  neue  Geldart  das  Verhältnis  einseitigen  Synchartismus. 
Das  Goldgeld  Frankreichs  und  Sardiniens  war  zu  schweizeri- 
schem Geide  erklärt.  Daher  bestand  ein  einseitiger  Synchartismus 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  und  Sardinien. 

Für  dieses  Verhältnis  gilt  alles  im  §  4  über  die  Zu- 
sammensetzung des  Silbergeldes  Gesagte  in  der  gleichen  Weise. 
Seit  1860  besteht  in  der  Schweiz  ein  Münzparasitismus  in  bezug 
auf  das  französische  Goldgeld,  geradeso  wie  seit  1852  ein  solcher 
inbezug  auf  das  Silbergeld  der  Frankenländer.  Nur  geht  bei 
dem  Goldgelde  die  parasitäre  Benutzung  noch  weiter,  da  keinerlei 
eidgenössische  Goldmünzen  ausgeprägt  wurden.  Es  lief  nur 
Gold  mit  französischem  und  sardinischem  Gepräge  um. 


»)  1861—69  wurden  8  Mill.  Fr.  eingezogen  (Bdbltt.  1870,  I,  415). 

»)  Mit  einem  Agio  von  ^o/oo  (Bdbltt.  1862,  H,  425). 

»)  Bdbltt.  1863,  IL  393. 

*)  Man  führte  diese  Erscheinung  später  auf  die  Arbeitsverminderang 
in  den  Baumwollspinnereien  und  Seidenfabriken  zurück,  die  während  des 
nordamerikanischen  Bürgerkrieges  eintrat  (Bdbltt.  1866,  I,  147). 

*)  Bdbltt.  1863,  III,  794. 

•)  Bdbltt.  1864,  I,  655;   1865,  II,  313;  1867,  I,  1038;  1868,  I,  48. 

^)  1864  wurde  die  Ausprägung  von  Goldmünzen  mit  eidgenössischem 
Gepräge  angeregt,  jedoch  von  der  Bundesversammlung  abgelehnt  (Bdbltt. 
1864,  III,  303). 
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Der  Grund»  der  die  Eidgenossenschaft  veranlaßte,  keine 
eigenen  Ooldmünzen  zu  prägen,  lag  in  der  gleichen  Auffassung, 
die  sie  1852  davon  abhielt,  ihren  Silbergeldbedarf  selbst  zu 
decken.  Man  wollte  an  den  ausländischen  Goldgeldbeständen 
schmarotzen,  indem  man  sich  die  Abnützungs-  und  Neuprägungs- 
kosten seines  Geldes  sparen  wollte. 

Die  Schweiz  wurde  durch  die  Akzeptation  des  franzö- 
sischen Goldgeldes  auch  für  das  Goldgeld  eine  Geldprovinz 
Frankreichs.  Aus  Art  1  des  Gesetzes  vom  31.  Januar  1860 
geht  hervor,  daß  sie  das  fremde  Gold  nur  für  solange  annahmen 
wollte,  als  es  in  Frankreich  Kurs  zu  seinem  Nennwerte  habe. 
Setzte  also  Frankreich  sein  Goldgeld  herab  oder  außer  Kurs, 
so  mußte  dies  auch  in  der  Schweiz  geschehen.  Wie  abhängig 
war  diese  also  von  ihrem  Nachbarn! 

In  dieses  Abhängigkeitsverhältnis  war  die  Schweiz  durch 
ihr  Münzsystem  und  ihr  Zuwarten  geraten.  Im  Januar  1860 
wurde  sie  mehr  zu  der  Annahme  des  fremden  Goldes  gedrängt 
und  gezwungen,  als  daß  sie  noch  die  Wahl  gehabt  hätte,  wie 
sie  ihr  Geldwesen  sanieren  könne.  Früher  lag  nichts  im  Wege, 
daß  sie  selbst  Goldgeld  ausprägte.  Aber  es  war  eben  sehr  be- 
quem, das  fremde  zu  gebrauchen,  solange  es  gut  war,  und, 
wenn  es  schlechter  wurde,  dem  Nachbarn  zurückzusenden! 

In  der  einseitig  synchartalen  Stellung  des  Silbergeldes 
trat  keine  Änderung  ein.  Nach  wie  vor  waren  die  Silbergeld- 
sorten der  Frankenländer  zu  5,  2,  1,  V2  ^^nd  ^/^  Fr.  schweize- 
risches Geld.  — 

Die  piatischen   Beziehungen   des  Goldgeldes  zum 

Metall  Gold   sind  diejenigen,   die  das  französische  Münzgesetz 

vom  Jahre  1803  festlegte.    Das  Gold  wurde  hiemach  in  einer 

Feinheit  von  ^(10  so  ausgebracht,  daß  der  Gewichtseinheit  Silber 

an  Wert  das  15,5  mal  kleinere  Gewicht  Gold  entsprach.    Der 

45 
Goldfranken  hätte   also       ^  ^    gr  Gold   (=  0,29  gr)   enthalten 

X0,0 

müssen.  Mit  der  Legierung  hatte  das  Zehnfrankenstück  ein  Ge- 
wicht von  3,2258  gr,  die  anderen  Goldstücke  entsprechend 
mehr,  bezw.  weniger. 
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Geändert  wurde  1860  die  piatische  Beschaffenheit  der 
2-,  1-  und  VÄ-Frankenstücke.  Durch  die  Art  2  und  3  des  neuen 
Gesetzes  war  bestimmt,  daß  dieselben  bei  gleichem  Gewicht, 
wie  bisher  (5  gr  auf  jeden  Fr.  der  Geltung),  nur  Vio  feines 
Silber  enthalten  sollten.  Dadurch  wurden  die  Stücke  eidgenös- 
sischen Gepräges  zu  V'2  bis  2  Fr.  seit  1860  unterwertig. 

In  genetischer  Beziehung  gilt  für  das  Goldgeld  das 
gleiche,  wie  für  das  Silbergeld  von  1852  (vergl.  §  4).  Das  Gold 
war  in  Frankreich  frei  zu  Münzen  ausprägbar.  Die  französischen 
Münzstätten  mußten  es  in  beliebiger  Menge  nach  einer  festen 
Norm  ausprägen.     Das  Goldgeld  war  daher  „bar". 

Da  die  Schweiz  als  Goldgeldprovinz  Frankreichs  zu  be- 
trachten ist,  war  das  Goldgeld  also  auch  in  der  Schweiz  „bares" 
Geld,  frei  vermehrbar.  Daß  die  Münzstätten  nicht  in  der  Schweiz, 
sondern  in  Frankreich  und  Sardinien  lagen,  tut  nichts  zur  Sache. 

Das  neue  Silbergeld  der  Eidgenossenschaft  zu  */io  fein 
war  natürlich  rein  autogenisches  Geld  und  nicht  frei  verraehrbar^ 
sondern  „notal". 

Auch  für  die  dromischen  Beziehungen  des  Goldgeldes 
zum  Metall  Gold  gilt  das  gleiche,  wie  für  die  des  Silbergeldes. 

Als  Goldgeldprovinz  Frankreichs  nahm  die  Schweiz  an 
der  Barverfassung  des  Goldgeldes  in  Frankreich  teil.  Durch  die 
Möglichkeit,  beliebige  Mengen  Goldmetall  zu  festem  Preis  an 
die  Münzstätten  Frankreichs  verkaufen  zu  können,  war  eine 
untere  Preisgrenze  für  das  Barrengold  auf  dem  Markte  geschaffen. 

Eine  obere  Preisgrenze  bestand  deshalb  nur  annähernd, 
weil  die  abgeschliffenen  Goldmünzen  nicht  eingezogen  und 
durch  neue  ersetzt  wurden.  Man  schob  vielmehr  den  Verlust 
dem  Inhaber  der  Münze  zu,  indem  man  dieselbe,  wenn  sie 
unter  das  Passiergewicht  gesunken,  nicht  mehr  annahm. 

Sank  der  Goldpreis  auf  dem  Londoner  Edelmetallmarkte^ 
so  strömte  das  Goldmetall  in  die  Münzstätten,  da  es  dort  stets 
zu  3448,2  Fr.  pro  kg  *®/io  fein  abzüglich  des  Schlagschatzes 
(9  Fr.),  also  zu  etwa  3440  Fr.  pro  kg  *®/,o  fein  angenommen 
werden  mußte.  Alsdann  vermehrte  sich  durch  die  starken  Prä- 
gungen der  Münzstätten  der  Umlauf  an  Goldgeld. 
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Stieg  der  Goldpreis  in  London,  so  entzog  man  Goldgeld 
dem  Verkehr,  schmolz  es  ein  und  verkaufte  es  als  Barrengold 
auf  dem  Markte  mit  Gewinn.  Alsdann  mußte  durch  das  Ein- 
sammeln von  Goldmünzen  der  Umlauf  an  Goldgeld  abnehmen. 

In  beiden  Fällen  war  die  Schweiz,  geradeso  wie  bei  dem 
Silbergeld  zu  5  Fr.,  das  nicht  verändert  wurde,  gänzlich  von 
Frankreich  abhängig.  Die  Annahme  des  Goldgeldes  brachte  die 
Schweiz  wieder  eine  Stufe  tiefer  auf  dem  Wege  zur  völligen 
Abhängigkeit  als  Geldprovinz  ihres  mächtigen  Nachbarn.  — 

In  der  funktionellen  Stellung  der  schweizerischen 
Geldsorten  trat  eine  erhebliche  Änderung  ein. 

Das  Silbergeld  zu  2,  1  und  Va  Fr.,  das  zum  Ersatz  des  abge- 
flossenen vollwertigen  vom  gleichen  Nennwerte  geschaffen  war,  er- 
hielt den  Charakter  des  Scheidegeldes.  Art.  4  des  Münzgesetzes 
vom  31.  Jan.  1860  setzte  für  diese  Münzen  eine  kritische  An- 
nahmehöhe von  20  Fr.  fest.  Dadurch  wurde  alles  Geld  eidgenössi- 
schen Gepräges  zu  2, 1  und  ^/a  Fr.  in  der  Schweiz,  dessen  Betrag 
sich  auf  etwa  11  Mill.  Fr.  belief,  zum  Scheidegeld  herabgedrückt. 

Durch  Art.  7  des  neuen  Münzgesetzes  wurde  bestimmt, 
daß  die  neuen  Silberscheidemünzen  in  Beti*ägen  von  50  Fr.  an 
gegen  grobe  Münzsorten,  Goldgeld  oder  Fünffrankentaler,  ein- 
gelöst werden  sollten.  Daher  war  das  neue  Silbergeld  einlös- 
bares Scheidegeld. 

Der  Grund  zur  Schaffung  dieses  Silberscheidegeldes  war 
der,  daß  man  auf  diese  Weise  hoffte,  die  Münzen  zu  2,  1  und 
Fr.  im  Verkehr  erhalten  zu  können  und  vor  dem  Abfließen 


i/ 


/9 


nach  Indien  zu  schützen.  Da  sie  unterwertig  waren,  hatten  die 
Silberhändler  kein  Interesse  mehr  an  ihrem  Metallwert.  Die 
Verwendung  als  Zahlungsmittel  war  jetzt  vorteilhafter,  als  die- 
jenige als  Silbermetall. 

Diese  Maßregel,  Herabsetzung  des  Feingehalts  bei  gleichem 
Nennwert,  war  eine  sehr  weise  Ausübung  der  staatiichen  Münz- 
hoheit. Man  hatte  dabei  aus  einem  hylogenischen  ein  autoge- 
nisches  Geld  gemacht,  denn  die  Geltiing  des  neuen  Silberscheide- 
geldes beruhte  nur  auf  dem  Befehl  des  Staates  über  seinen  Wert 
als  Zahlungsmittel. 
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Leider  hatte  man  dabei  aber  das  Fünffrankenstück  nicht 
zur  Scheidemünze  gemacht,  sondern  ihm  seine  Vollwertigkeit  und 
Kurantgeldeigenschaft  gelassen.  Der  Grund  hierzu  war  einmal, 
daß  die  Stelle  des  abgeflossenen  Fünffrankenstückes  durch  das 
goldene  Fünffrankenstück  aus  Frankreich  ausgefüllt  war,  also 
ein  Bedürfnis  einer  silbernen  Münze  zu  5  Fr.  fehlte;  zum  andern 
wollte  man,  nachdem  schon  die  Münzeinheit  (1  Fr.)  unterwertig 
ausgeprägt  werden  sollte,  doch  eine  Münze  besitzen,  die  ihrem 
Metallgehalt  nach  mit  der  aufgestellten  Münzeinheit  von  1850 
übereinstimmte. 

Solange  das  Fünffrankenstück  so  selten  war,  wie  1859/60, 
bot  diese  Belassung  des  baren  Silbergeldes  keine  Gefahr.  Wie 
aber,  wenn  eines  Tages  das  Silber  auf  dem  Markte  kein  Agio 
mehr  zeigte,  wenn  es  im  Preise  unter  220,56  Fr.  pro  kg  ^^/lo 
fein  sank  und  dann  das  SUbermetall  in  die  Münzstätten  strömte? 
Dann  mußte  eine  Überflutung  des  Verkehrs  eintreten,  solange 
man  an  der  Freiprägung  des  Silbers  festhielt. 

Das  konsequenteste  wäre  gewesen,  man  hätte,  den  gleichen 
Erwägungen  folgend,  die  1849/50  von  einer  Aufnahme  des  Goldes 
in  das  Münzwesen  abhielten,  alles  Silbergeld  zu  unterwertigem 
Scheidegeld  herabgedrückt.  Dann  hätte  das  Silber  die  gleiche 
Stellung  in  dem  Geldsystem  erhalten,  wie  Billon  und  Kupfer,  und 
wäre  damit  in  jeder  Hinsicht  unschädlich  geworden.  Es  scheinen 
aber  1859/60  die  Ansichten  nicht  mehr  so  klar  gewesen  zu  sein, 
wie  die  Speiserscheu  vom  Jahre  1849.^) 

Der  Homochartismus  des  eidgenössischen  Fünffranken- 
stückes mit  den  Frankenländern  bestand  also  noch  fort;  für  die 
Zwei-,  Ein-  und  Halbfrankenstücke  eidgenössischen  Gepräges 
war  er  durchbrochen.  Der  einseitige  Synchartismus  der  5-,  2-, 
1-  und  V2-Frankenstücke  aller  Frankenländer  bestand  aber  noch 
fort.  Die  Schweiz  hatte  also  zweierlei  Silberteilmünzen  zu  2, 
1  und  1/2  Fr.:  silbernes  eigenes  Scheidegeld  mit  eidgenössischem 
und  silbernes,  einseitig  sychartales  Kurantgeld  mit  fremdem  und 
eidgenössischem  (v.  1850)  Gepräge. 


»)  Vgl.  oben  §  4. 
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Das  Goldgeld  Frankreichs  und  Sardiniens  war  als  schweize- 
risches Geld  uneinlösbares  Kurantgeld. 

Die  Schweiz  hatte  also  zwei  Kurantgeldsorten :  Das  Gold- 
geld mit  französischem  und  sardinischem,  und  das  Silbergeld  zu 
1 — 5  Fr.  mit  diesem  sowie  belgischem  und  eidgenössischem  i) 
Gepräge.  Sie  hatte  Silberscheidegeld  eidgenössischen  Gepräges 
zu  2,  1  und  V«  Fr.,  Billon-  und  Kupferscheidegeld  eidgenössischen 
Gepräges  zu  20  bis  1  Rappen.  Das  eidgenössische  Silberkurant- 
geld  zu  2,  1  und  V«  Fr.  wurde  1861 — 69,  wie  oben  erwähnt, 
eingezogen.  — 

Besonders  wichtig  für  die  Schweiz  sind  die  Folgen  des  neuen 
Münzgesetzes  für  den  Geld  verkehr  mit  dem  Ausland. 

Die  Silberwährung  von  1850152  war  durch  die  Macht  der 
Ereignisse  umgestoßen  worden.  An  ihre  Stelle  trat  mit  dem  Ge- 
setz vom  31.  Jan.  1860,  wie  seit  einigen  Jahren  tatsächlich,  die 
Goldwährung.  Die  Vorzüge  derselben  lagen  auf  dem  Gebiete 
des  Geldverkehrs  mit  dem  Auslande. 

England  und  Frankreich  besaßen  1860  die  Goldwährung, 
England  gesetzlich,  Frankreich,  durch  die  Stauung  des  Goldes 
in  seinen  Staatskassen  und  den  Abfluß  des  Silberkurantgeldes 
gezwungen,  tatsächlich.  So  war  für  di^  Schweiz  durch  das 
Goldgeld  ein  Mittel  exodromischer  Verwaltung  gegeben.  Es 
war  nämlich  durch  den  vollwertigen  Gehalt  der  Goldmünzen 
der  Schweiz  und  der  Goldwährungsländer  zwischen  diesen  ein 
Gold  pari  hergestellt,  ähnlich  dem  Silberpari  zwischen  der 
Schweiz  und  Frankreich. 

Dies  war  für  den  Geldverkehr  mit  den  Goldwährungsländern 
sehr  wichtig.  Derselbe  vollzieht  sich  durch  Versand  von  Wechseln 
auf  das  betr.  Ausland,  die  man  an  der  Börse  zum  Tageskurs  der- 
selben ankauft.  Dieser  Kurs  richtet  sich  hauptsächlich  nach  der 
Nachfrage  und  dem  Angebot  der  Wechsel  auf  das  betr.  Ausland. 
Durch  das  Goldpari  und  die  Bar  Verfassung  des  Goldgeldes  in 
England,  Frankreich,  Sardinien  und  der  Schweiz  war  nun  das 
Schwanken  der  Wechselkurse  zwischen  diesen  Ländern  beschränkt. 


0  Nur  zu  5  Fr. 
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Stieg  z.  B.  der  Kurs  des  Sovereigns  in  Zürich,  so  war  es, 
statt  teure  Wechsel  auf  London  zu  kaufen,  billiger,  Goldgeld  dem 
Verkehr  zu  entziehen,  einschmelzen  zu  lassen,  der  nächsten  eng- 
lischen Münzstätte  zu  verkaufen,  dafür  englisches  Goldgeld  in 
Zahlung  zu  nehmen  und  mit  diesem  seine  Schulden  in  England 
zu  bezahlen.  Dieses  wurde  vorteilhafter  in  dem  Augenblick,  indem 
der  Kurs  des  Sovereigns  das  Pari  um  den  Betrag  der  Versand- 
kosten von  Gold  nach  England  und  der  Prägekosten  (den  Schlag- 
schatz) der  englischen  Münzstätten  überschritt^) 

Dieser  Punkt  ist  der  obere  Goldpunkt  zwischen  der  Schweiz 
und  England.  Überstieg  der  intervalutarische  Kurs  Englands 
in  der  Schweiz  denselben,  so  setzte  ein  direkter  Goldgeld  Ver- 
sand von  hier  nach  dort  ein.  Dadurch  wui'de  ein  weiteres 
Steigen  der  Devise  London  verhindert,  und  der  Kurs  sank  als- 
bald wieder. 

Fiel  der  Kurs  auf  ein  Goldwährungsland,  z.  B.  England 
in  der  Schweiz,  so  stieg  der  Kurs  auf  die  Schweiz  in  diesem. 
Dieses  Fallen  resp.  auf  der  anderen  Seite  Steigen  des  Kurses 
konnte  natürlich  nur  so  lange  dauern,  als  bis  ein  direkter  Gold- 
geldversand aus  England  vorteilhafter  wurde,  als  ein  Ankauf 
von  Wechseln. 

Man  konnte  ja  aus  England  englisches  Goldgeld  an  die 
französischen  Münzstätten  verkaufen,  die  gewonnenen  franzö- 
sischen Goldstücke  nach  der  Schweiz  senden  und  dort,  wo  sie 
schweizerisches  Geld  waren,  mit  ihnen  seine  Schulden  in  der 
Schweiz  bezahlen.  Dies  war  vorteilhafter,  sobald  der  Kurs  auf 
England  das  Pari  um  den  Betrag  der  Versandkosten  von  Gold 
aus  England  nach  Frankreich,  des  Schlagschatzes  der  franzö- 
sischen Münzstätten  und  der  Versandkosten  von  Gold  aus  Frank- 
reich nach  der  Schweiz  unterschritt. 

Dieser  Punkt  ist  der  untere  Goldpunkt  zwischen  der  Schweiz 
und  England.  Sank  der  intervalutarische  Kure  Englands  in  der 
Schweiz  unter  denselben,  so  setzte  ein  direkter  Goldgeldversand 
von   dort  nach  hier  über  Frankreich  ein.     Dadurch  wurde  ein 


*)  Der  ganze  Vorgang  nur  in  den  Grundzügen.  In  der  Praxis  spielt 
er  sich  umständlicher  ab. 


§  5.     DER   ÜBER(iA.NO    ZUR    OOLDWXHRUNG. 
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weiteres  Sinken  der  Devise  London  verhindert,  und  der  Kurs 
stieg  alsbald  wieder. 

Für  den  intervalutarischen  Kurs  zwischen  der  Schweiz  und 
anderen  Goldwährungsländern  war  also  durch  das  valutarische, 
bare  Goldgeld  eine  Befestigung  erzielt.  Der  Kurs  konnte  ohne 
andere  Gründe  nicht  längere  Zeit  über  dem  oberen  bezw.  unter 
dem  unteren  Goldpunkte  stehen. 

Etwas  anders  stand  es  gegenüber  Frankreich  und  Sardinien, 
deren  Goldgeld  die  Schweiz  ja  selbst  als  eigenes  gebrauchte.  Hier 
fielen  die  Prägekosten  für  Gold  bei  der  Höhe  der  Goldpunkte 
weg,  da  man  ja  direkt  französisches,  bezw.  sardinisches  Goldgeld 
dem  schweizerischen  Umlauf  entziehen  konnte. 

Dadurch  lagen  gegenüber  Frankreich  und  Sardinien  die 
beiden  Goldpunkte  erheblich  näher  aneinander.  Es  war  also 
gegenüber  Frankreich  insbesondere  der  Wechselkurs  keineswegs 
festgelegt,  sondern  nur  in  einen  —  allerdings  sehr  engen  — 
Raum  eingegabelt,  in  dem  er  um  das  Goldpari  schwanken 
konnte. 

Gegenüber  Silberwährungsländem  mit  frei  ausprägbarem 
Silbergeld  1)  war  der  Kurs  auch  in  der  gleichen  Weise  durch 
einen  oberen  und  unteren  Silberpunkt  befestigt.  Da  aber  das 
Silbergeld  sehr  selten  war  und  in  der  Zeit  von  1860  bis  1865 
selten  blieb,  hatte  dies  wenig  Bedeutung. 

Eine  Besonderheit  tritt  hier  aber  gegenüber  Frankreich  und 
den  anderen  Frankenländem  hervor.  Diese  Länder  hatten  sowohl 
bares  Gold-,  wie  bares  Silbergeld.  Dadurch  war  in  der  Schweiz, 
die  beide  Kurantgeldarten  der  gen.  Länder  als  Kurantgeld  über- 
nommen hatte,  die  Möglichkeit  gegeben,  sobald  der  Wechselkurs 
auf  eines  dieser  Länder  den  Silberpunkt,  bezw.  den  Goldpunkt  er- 
reicht hatte,  in  Gold-  oder  Silbergeld  nach  freier  Wahl  zu  bezahlen. 
Dieses  konnte  gleichgiltig  sein,  solange  beide  Geldarten  vollwertig 
oder  überwertig  blieben.  Wie  aber,  wenn  eine  derselben,  z.  B. 
das  Silbergeld  unterwertig  und  dadurch  über  kurz  oder  lang  auch 
notal  wurde,  aber  Kurantgeld  blieb? 


*)  Die  Schweiz  besaß  solches  ja  immer  noch,  bes.  in  5-Fr.  Stücken. 
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Dann  lag  die  Gefahr  einer  Überschwemmung  des  einen  oder 
anderen  Landes  der  Frankenländer  mit  unterwertigem  Kurant- 
geld  vor,  denn  dieses  hätte  man  bei  der  oben  genannten  Wahl 
jedenfalls  vorgezogen.  Das  Goldgeld  wäre  für  den  Verkehr  mit 
Goldwährungsländem  mit  Barverfassung  und  alleiniger  Kurant- 
geldstellung  des  Goldes  zurückbehalten  worden. 

Jedenfalls  lag  in  der  Belassung  des  baren  Silbergeldes  zu 
5  bis  V«  Fr.  in  der  Schweiz  als  Kurantgeldart  eine  große  Gefahr 
für  den  Geldverkehr  mit  dem  Ausland  vor.  Wie  oben  erwähnt, 
hätte  man  konsequenterweise  alles  Silbergeld  zum  Scheidegeld 
machen  müssen.  — 

Das  Münzgesetz  vom  31.  Jan.  1860  rief  in  dem  Geldsystem 
der  Schweiz  zwei  Änderungen  hervor.  Einmal  schaffte  es  neben 
dem  baren  Silberkurantgeld  zu  2,  1  und  1/2  Fr.  ein  Silberscheide- 
geld gleichen  Nennwertes,  und  zum  andern  errichtete  es  eine 
zweite  einseitig  synchartale  Kurantgeldart  in  dem  Goldgelde,  das 
man  fortan  valutarisch  behandelte. 

Durch  die  erste  Maßregel  war  der  Mangel  an  Münzen  zu 
2,  1  und  1/2  Fl*,  auf  die  einzig  wirksame  Weise  bekämpft  Mit 
der  zweiten  nahm  man  durch  Obstruktion  gedrängt  die  Gold- 
währung an.  Dadurch  geriet  man  aber  immer  mehr  in  die  Ab- 
hängigkeit von  den  Frankenländem,  verlor  die  Heri-schaft  über 
sein  Geldwesen  fast  vollständig. 

Das  Jahr  1860  brachte  der  Schweiz  zwar  eine  zweckmäßige 
Ausdehnung  des  Scheidegeldwesens  und  den  großen  Vorteil  des 
Goldpari  und  der  Goldpunkte,  aber  auch  den  Konfliktsherd  zweier 
barer  Kurantgeldarten.  Unter  den  Folgen  dieser  halben  Maß- 
regeln hat  sie  noch  heute  zu  leiden.  Die  Scheu,  eine  durch- 
greifende Reform  selbständig  auszuführen,  wie  es  von  mancher 
Seite  damals  durch  den  „Goldmünzfuß"^)  verlangt  wurde,  das 
Schielen  nach  dem  Vorgehen  des  großen  westlichen  Nachbarn 
hat  dem  Schweizervolke  und  seinem  Handel  später  Millionen 
Franken  mehr  gekostet,  als  damals  die  Schöpfung  eines  eigenen 
Geldsystems  erfordert  hätte. 


')  Barverfassung  und   Kurantgeldeigenschaft  nur   des  Goldgeldes. 
Blaum,  Geldwesen  der  Schweiz.  6 
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.       §  6. 
DIE  GRÜNDUNG  DER  LATEINISCHEN  MÜNZÜNION. 
1860—69. 

Durch  die  Änderungen  des  Münzgesetzes  vom  31.  Jan.  1860 
hatte  die  Eidgenossenschaft  ihrerseits  den  Kampf  gegen  den  Ab- 
fluß des  Silbergeldes  mit  Erfolg  aufgenommen.  Sie  war  darin  den 
übrigen  Prankenländern  vorausgeeilt  und  hatte  den  mit  diesen 
bestehenden  Homochartisraus  ihres  Silberteilgeldes  durchbrochen. 

Nun  hatten  die  Nachbarstaaten  der  Schweiz  aber  im  Ver- 
kehr, vor  allem  an  der  Grenze,  die  bisherigen  2-,  1-  und  Va- 
Prankenstücke  der  Eidgenossenschaft  angenommen.  Diese  An- 
nahme beruhte  nicht  auf  einer  gesetzlichen  Aufnahme  in  das 
Geldsystem  als  französisches,  belgisches  usw.  Geld,  auch  nicht 
auf  der  Verleihung  des  Kassenkurses  an  die  eidgenössischen 
Stücke,  sondern  auf  Gewohnheit  und  Verkehrssitte.  Der  Kurs 
dieser  Geldsorte  zum  Nennwert  beruhte  auf  ihrem  dem  franzö- 
sischen usw.  gleichen  Gehalt  an  Feinsilber,  nicht  auf  irgend  einer 
rechtlichen  Stellung  in  den  Frankenländern,  denn  eine  solche 
besaß  das  eidgenössische  Geld  zu  2,  1  und  Vs  Fr.  außerhalb  der 
Schweiz  nicht.  Es  ging  mit  diesen  eidgenössischen  Geldstücken 
geradeso,  wie  1852 — 60  mit  dem  französischen  Golde  in  der 
Schweiz.  Ihr  Umlauf  beruhte  auf  ihren  piatischen  Beziehungen 
zum  Metall. 

Als  nun  1860  die  Schweiz  den  neuen  Silberstücken  zu 
2,  1  und  */2  Fr.  einen  geringeren  Metallgehalt  gab,  erregte  dies 
in  den  Frankenländern  großen  Unwillen.  Man  nahm  die  neuen 
unterwertigen  Stücke  nicht  zu  ihrem  Nennwerte  an  und  verbot 
in  Frankreich  sogar  ihren  Umlauf,^)  obwohl  man  die  Zweck- 
mäßigkeit des  Vorgehens  der  Schweiz  anerkannte.*) 

Jedoch  mußten  auch  die  anderen  Frankenländer  gegen  den 
Sübergeldabfluß  ankämpfen.    Im  Prinzip  folgten  sie  dabei  dem 

0  Bdbltt.  1866,  I,  134  fr. 

*)  So  empfahl  z.  B.  der  Vizepräsident  des  französischen  Staats- 
rats de  Parieu  im  April  1860  im  Journal  des  Economistes,  das  Beispiel 
der  Schweiz  nachzuahmen,  wenngleich  er  Heber  gesehen  hätte,  daß  Frank- 
reich damit  vorangegangen  wäre  (Bdbltt.  1866,  I,  ISi-). 
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durch  die  SchafftiDg  des  eidgenössischen  Silbergeldes  gegebenen 
Beispiel. 

Im  Mäarz  1861  wurde  auch  in  der  belgischen  Abgeord- 
netenkammer die  Nachahmung  des  Vorgehens  der  Schweiz  emp- 
fohlen,!)  jedoch  ging  man  nur  bis  zur  Annahme  des  französischen 
Goldgeldes.  Das  in  Belgien  umlaufende  Silbergeld  war  so  ab- 
geschliffen, da  die  guten  Stücke  über  England  nach  Indien  ans- 
gewandeii;  waren,  daß  es  zum  Nennwert  genommen  als  unter- 
wertig  zu  betrachten  war.  Außerdem  hatte  Belgien  einen  starken 
Banknoten  Umlauf  mit  weitgehender  Stückelung,*)  so  daß  der  Silber- 
geldmangel, durch  kleine  Noten  ersetzt^  nicht  empfindlich  war. 

In  Italien  war  durch  das  das  Geldwesen  des  neuen  König- 
reichs ordnende  Gesetz  vom  24.  Aug.  1862  den  2-,  1-,  V2-  und 
'/5-Prankenstücken  ein  Silbergehalt  von  ^^/looo  fein  gegeben. 
Man  hatte  hier  bis  Ende  1865  für  etwa  100  Mill.  Fr.  solcher 
unterwertiger  Münzen  ausgeprägt. 

In  Frankreich  brachte  die  Regierung  erst  1864  vor  das 
Corps  l^gislatif  einen  Gesetzentwurf,  nach  dem  alle  Silbermünzen 
unter  5  Fr.  zu  ^^^/looo  fein  ausgeprägt  werden  sollten.  Dies  wurde 
jedoch  nur  für  die  50-  und  20-Rappenstücke  genehmigt,  und  bis 
1865  waren  nur  für  16  Mill.  Fr.  unterwertige  50-Rappenstücke 
hergestellt.*) 

So  hatten  also  die  5  Jahre  1860 — 64  in  den  Homochar- 
tismus  des  Silbergeldes  der  vier  Länder  Frankreich,  Belgien, 
Schweiz  und  Italien  und  in  die  usuelle  gegenseitige  Annahme 
des  Silberteilgeldes  völlige  Verschiedenheit  gebracht.  Zu  gleicher 
Zeit  dauerte  der  Silbergeldabfluß  fort.  Er  betraf  jetzt  natürlich 
vornehmlich  die  alten  vollwertigen  Silberteilmünzen,  die  fast 
gänzlich  absorbiert  wurden.  Als  förderndes  Moment  kam  noch 
der  Ausbrach  des  nordamerikanischen  Bürgerkrieges  (1861)  hinzu. 
Der  Baumwolleversand  aus  den  Südstaaten  der  Union  hörte  auf, 
man  mußte  die  Wolle  aus  Indien  beziehen  und  mit  Silber  bezahlen.*) 

Um  dem  Silberabfluß  wirksam  entgegenzutreten,  lag  bei  der 
usuellen  Gemeinsamkeit  und  teilweisen  Synchartalität  des  Geldes 

»)  Bdbltt.  1866,  I,  134  ff.     «)  Bdbltt.  1866,  I,  135. 
»)  Helfferich,  loc.  eil.  S.  135. 

6* 
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der  Frankenländer  ein  gemeinsames  Vorgehen  nahe.  Daher  fragte 
Belgien  bei  Frankreich  offiziös  inbetreff  einer  ev.  vertraglichen 
Wiederherstellung  der  Gleichheit  der  vier  Münzsysteme  an.  Die 
kaiserl.  franz.  Regierung  nahm  die  Idee  mit  Freuden  auf  und 
machte  den  drei  anderen  Staaten  durch  Schreiben  vom  2.  Febr. 
1865  den  Vorschlag,  durch  Berufung  einer  Konferenz  nach  Paris 
eine  diplomatische  Übereinkunft  zur  Regelung  der  Frage  der  Be- 
kämpfung des  Silbergeldabflusses  und  der  Gleichheit  der  vier 
Münzsysteme  herbeizuführen.*) 

Der  Bundesrat  stimmte  dem  Vorschlage  zu  (3.  März)  und 
ernannte  zu  seinen  Vertretern  auf  der  Konferenz  den  Gesandten 
in  Paris,  Kern,  und  den  Nationalrat  Feer-Herzog  aus  Aarau, 
sowie  als  Sachvei-ständigen  den  Münzdirektor  A.  Escher.*) 

Die  Konferenz  trat  am  20.  Nov.  1865  in  Paris  zusammen 
und  schloß  nach  6  Sitzungen  am  23.  Dez.  1865  einen  Münz- 
vertrag zwischen  den  vier  Staaten  ab.  Am  2.  Febr.  1866  wurde 
derselbe  der  Bundesversammlung  vorgelegt  *)  und  nach  ein- 
gehender Prüfung  am  22./24.  vom  National-  bezw.  Ständerat 
gutgeheißen.  Die  Ratifikation  seitens  der  Schweiz  erfolgte  am 
5.  Mäi'z  1866.*) 

Nach  allseitiger  Ratifikation  wurde  der  Anfangstermin  für 
die  Vollziehung  des  Vertrags  auf  den  1.  Aug.  1866  festgesetzt*) 
Er  lautet  folgendermaßen:^) 

Münzvertrag 

zwischen   der  Schweiz,   Belgien,   Frankreich   und    Italien    vom 

23.  Dezember  1865. 

Art.  1.  Belgien,  Frankreich,  Italien  und  die  Schweiz  bilden 
eine  Vereinigung  in  Betreff  des  Gewichtes,  des  Gehaltes,  der 
Form  und  des  Kurses  ihrer  Gold-  und  Silbermünzsorten. 

In  der  Gesetzgebung  betreffend  die  Billonmünzen  wird 
vorderhand  von  keinem  der  vier  Staaten  etwas  geändert 

Art  2.    Die  hohen  vertragschließenden  Teile  verpflichten 

»)  Bdbltt.  1865,  I,  218.      «)  Bdbltt  1865,  III,  946. 

»)  Bdbltt.  1866,  I,  133.     *)  A.  S.  VUI,  754  bezw.  825. 

'^)  Bdbltt  1866,  II,  389.     »)  A.  S.  VIII,  825. 
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sich,  keine  Goldmünzen  nach  anderen  Wertsätzen  als  in  Stücken 
von  100  Ft.,  50  Fr.,  20  Fr.,  10  Fr.,  5  Fr.  und  zwar  hinsichtlich 
des  Gewichtes,  des  Gehalts,  der  Fehlergrenze  und  des  Durch- 
messers nach  folgenden  Bestimmungen  zu  prägen  oder  prägen 
zu  lassen. 


Gold 

Gewicht 

Gehalt 

Durch- 
messer 

Mfln/^ 

Richtiges 
Gewicht 

Fehler- 
grenze 

Richtiger 
Gehalt 

Fehler- 
grenze 

100 
50 

32,25806 
16,12903 

i/iooo 

35 

28 

20 
10 

6,45161 
3,22580 

*/iooo 

9««/lOOO 

'/lOOO 

21 
19 

5 

1,61290 

'/lOOO 

17 

Sie  werden  bei  ihren  öffentlichen  Kassen  die  in  einem  oder 
dem  andern  der  vier  Staaten  nach  vorstehenden  Bedingungen 
geprägten  Goldstücke  zulassen,  unter  Vorbehalt  des  Ausschlusses 
jedoch  solcher  Stücke,  deren  Gewicht  durch  Abnutzung  um  V2  *^/o 
unter  den  oben  bezeichneten  Fehlergrenzen  vermindert  oder  deren 
Gepräge  verschwunden  sein  sollte. 

Art  3.  Die  vertragschließenden  Regierungen  verpflichten 
sich,  silberne  Fünffrankenstücke  nur  in  hienach  bezeichnetem 
Gewicht,  Gehalt,  Fehlergrenze  und  Durchmesser  zu  prägen  oder 
prägen  zu  lassen. 


Gewicht 

Gehalt 

Durch- 
messer 

Richtiges 
Gewicht 

Fehler- 
grenze 

Richtiger 
Gehalt 

Fehler- 
grenze 

25  gr 

*/iooo 

»00/1000 

*/iooo 

37  mm 

Sie  werden  die  Münzen  gegenseitig  bei  ihren  öffentlichen 
Kassen  annehmen,  unter  Vorbehalt  des  Ausschlusses  derjenigen, 
deren  Gewicht  durch  Abnutzung  um  lo/o  unter  der  oben  be- 
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zeichneten  Fehlergrenze  vermindert  oder  deren  Gepräge  ver* 
schwanden  sein  sollte. 

Art.  4.  Die  hohen  vertragschließenden  Teile  werden  von 
nun  an  SUbermünzen  von  2  Fr,  1  Fr.,  50  Ep.  und  20  Rp.  nur 
nach  folgenden  Vorschriften  betreffend  Gewicht,  Gehalt,  Fehler- 
grenze und  Durchmesser  prägen  lassen: 


Silber 

Gewicht 

Gehalt 

Durch- 
messer 

Münze 

Richtiges 
Gewicht 

Fehler- 
grenze 

Richtiger 
Gehalt 

Fehler- 
grenze 

2  Fr. 

1     „ 

0,5  „ 

0,2  „ 

10  gr 
5    „ 
2,5  „ 

1    „ 

Viooo 

Viooo 
lo/iooo 

^^1000 

Viooo 

27 
23 

18 
16 

Diese  Münzen  sollen  von  den  Regierungen,  die  sie  aus- 
gegeben haben,  eingeschmolzen  werden,  sobald  sie  durch  Ab- 
nutzung um  5  ^Iq  unter  der  oben  bezeichneten  Fehlergrenze  ver- 
mindert oder  ihr  Gepräge  verschwunden  sein  wird. 

Art.  5.  Die  Silbermünzen  von  2  Fr.,  1  Fr.,  50  Rp.  und 
20  Rp.,  die  nach  andern  Verhältnissen  als  den  im  vorgehenden 
Artikel  bestimmten  geprägt  sind,  sollen  bis  zum  1.  Jan.  1869 
aus  dem  Verkehr  zurückgezogen  werden. 

Diese  Frist  wird  verlängert  bis  zum  1.  Jan.  1878  für  die 
in  der  Schweiz  kraft  Gesetz  vom  31.  Jan.  1860  ausgegebenen 
Ein-  und  Zweifrankenstücke. 

Art.  6.  Die  nach  den  Vorschriften  des  Art.  4  geprägten 
Silber  münzen  sollen  für  die  Privaten  desjenigen  Staates,  der  sie 
geprägt  hat,  bis  zum  Belaufe  von  50  Fr.  auf  jeder  Zahlung  gesetz- 
lichen Kurs  haben. 

Der  Staat,  der  sie  ausgegeben  hat,  wird  sie  von  seinen 
Landesangehörigen  ohne  Betragsbeschränkung  annehmen. 

Art.  7.  Die  öffentlichen  Kassen  jedes  der  vier  Staaten 
werden   die    von    einem    oder   mehreren   der    andern  vertrag- 
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schließenden  Staaten  gemäß  Art.  4  geprägten  Silbermünzen  bis 
znm  Belaufe  von  100  Fr.  auf  jeder  der  den  genannten  Kassen 
gemachten  Zahlung  annehmen. 

Die  Regierangen  von  Belgien,  Frankreich  und  Italien  werden 
bis  zum  1.  Jan.  1878  die  schweizerischen,  dem  Gesetz  vom 
31.  Jan.  1860  gemäß  ausgegebenen,  Ein-  und  Zweifrankenstücke 
annehmen,  die  in  jeder  Hinsicht  auf  besagte  Zeitdauer  den  nach 
den  Vorschriften  des  Art.  4  geprägten  gleichgestellt  sind. 

Alles  unter  den  im  Art.  4  gemachten  Vorbehalten,  be* 
treffend  die  Abnutzung. 

Art.  8.  Jede  der  vertragschließenden  Regierungen  ver- 
pflichtet sich,  von  Privaten  oder  den  öffentlichen  Kassen  der 
anderen  Staaten,  die  von  ihr  ausgegebenen  Silberscheidemünzen 
anzunehmen  und  gegen  einen  gleichen  Betrag Kurantmünzen  (Gold- 
stücke oder  silberne  Fünffrankenstücke)  auszuwechseln,  unter  der 
Bedingung,  daß  der  zur  Umwechslung  gebrachte  Betrag  nicht  unter 
hundert  Franken  sein  soll.  Diese  Verpflichtung  besteht  noch  zwei 
Jahre  nach  Ablauf  des  gegenwärtigen  Vertrages  in  Kraft. 

Art.  9.  Die  hohen  vertragschließenden  Teile  dürfen  Silber- 
müDzen  zu  2  Fr.,  1  Fr.,  50  Rp.  und  20  Rp.,  die  nach  den  Vor- 
schriften des  Art.  4  geprägt  sind,  nur  bis  zum  Betrage  von 
6  Franken  auf  jeden  Einwohner  ausgeben. 

Mit  Rücksicht  auf  die  jüngsten  in  jedem  Staate  vorge- 
nommenen Volkszählungen  und  auf  die  mutmaßliche  Bevölke- 
rungszunahme bis  zum  Ablaufe  des  gegenwärtigen  Vertrages 
werden  die  daherigen  Beträge  festgestellt 

für  Belgien         auf     32  Mill.  Fr. 
„    Frankreich     ,,     239     ,,       „ 
„    Italien  „     141      „       „ 

„    die  Schweiz   „       17      „       „ 

Auf  Rechnung  obiger  Summen,  welche  die  Regierungen  zu 
prägen  befugt  sind,  kommen  die  Beträge,  welche  bereits  ausge- 
geben sind: 

von  Frankreich,  kraft  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1864, 

in  Fünfzig-  und  Zwanzigrappenstücken  für  ungefähr  16  MiU., 

von  Italien,  kraft  des  Gesetzes  vom  24.  Aug.  1862,  in 
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Zwei-  und  Einfranken-,  Fünfzig-  und  Zwanzigrappenstücken 
für  ungefähr  100  Mill., 

von  der  Schweiz,  kraft  des  Gesetzes  vom  31.  Jan.  1860, 
in  Zwei-  und  Einfrankenstücken  für  10,5  Mill.  Fr. 

Art.  10.  Die  Jahreszahl  soll  von  nun  an  auf  den  in  den 
vier  Staaten  geprägten  Gold-  und  Silbermünzen  angemerkt  werden. 

Art.  11.  Die  vertragschließenden  Regierungen  werden  ein- 
ander alljährlich  den  Betrag  ihrer  Ausgabe  an  Gold-  und  Silber- 
münzen, den  Stand  der  Einlösung  und  ümschmelzung  ihrer  alten 
Münzen,  sowie  alle  auf  das  Münzwesen  bezüglichen  Verfügungen 
und  Schriftstücke  mitteilen. 

Sie  werden  einander  gleichermaßen  von  allen  Vorgängen, 
welche  den  gegenseitigen  Verkehr  ihrer  Gt)ld-  und  Silbermünzen 
betreffen,  Kenntnis  geben. 

All  12.  Das  Recht  zum  Beitritt  zum  gegenwärtigen  Ver- 
trage ist  jedem  Staate  vorbehalten,  der  die  Verbindlichkeiten 
desselben  1)  übernehmen  und  das  Vereinsmünzsystem  in  betreff 
der  Gold-  und  Silbermünzen  einführen  will. 

Art  13.  Die  Vollziehung  der  im  gegenwärtigen  Vertrage  ent- 
haltenen gegenseitigen  Verpflichtungen  ist,  so  viel  als  nötig,  der 
Erfüllung  der  Formen  1)  und  Vorschriften  untergeordnet,  welche 
durch  die  Verfassungsgesetze  derjenigen  der  hohen  vertragschlie- 
ßenden Teile  festgesetzt  sind,i)  die  deren  Anwendung  zu  bewirken 
haben.i)  Sie  verpflichten  sich,  dies  in  möglichst  kurzer  Frist  zu  tun.*) 

Art  14.  Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  bis  zum  1.  Jan.  1880 
in  Kraft  verbleiben.  Wenn  ein  Jahr  vor  dieser  Frist  der  Vertrag 
nicht  gekündigt  wird,  so  bleibt  er  mit  voller  Rechtskraft  auf  eine 
weitere  Zeitdauer  von  15  Jahren  verbindlich  und  so  fort  von 
15  zu  15  Jahren,  solange  eine  Kündigung  nicht  erfolgt. 

Art.  15.  Gegenwärtiger  Vertrag  soll  ratifiziert  und  die 
Ratifikationen  sollen  zu  Paris  in  Zeit  von  sechs  Monaten  oder 
früher,  wenn  möglich,  ausgewechselt  werden.  — 

Diesem  Münzvereinsvertrag*)  folgten  in  den  nächsten  Jahren 

^)  Richtigere  Uebersetzung  nach  dem  französischen  Originaltext. 
•)  Wir  bezeichnen  den  Münzverein  von  Anfang  an  mit  dem  jetzt 
allgemein  üblichen  Namen  ^^lateinische  Münzunion^^ 
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verschiedene  Verträge  und  Verordnungen  zur  Ausführung  der 
durch  ihn  bedingten  Änderungen  im  Geldwesen  der  Unions- 
staaten. 

Zur  Verringerung  der  über  die  Verkehrsbedürfnisse  hin- 
ausgehenden Verbreitung  kleiner  Scheidemünzen  wurde  von  der 
Bundesversammlung  die  Ausführung  des  Art  8  des  Münzver- 
trages gefordert.^)  Nach  einer  Übereinkunft  mit  Frankreich*) 
vom  Januar  und  mit  Italien^)  vom  März  1868  wurden  als  Aus- 
wechselungskassen für  die  betr.  fremden  Silberscheidemünzen  in 
Beträgen  von  je  10000  Fr.,  falls  der  Staat,  von  je  über  100  Fr., 
falls  Private  auswechselten,  folgende  Kassen  bestimmt:  Von  der 
Schweiz  die  Kreiszollkassen  in  Basel,  Genf  und  Chiasso;  von 
Frankreich  die  Partikulareinnehmerstelle  in  Mülhausen  und  das 
Generalschatzamt  in  Lyon;  von  Italien  das  Provinzialschatzamt 
in  Como.  Für  Belgien  übernahm  die  Nationalbank  in  Brüssel 
die  Auswechselung. 

Da  femer  über  die  kritische  Höhe  der  Annahme  der  neuen 
Münzsorten  der  fremden  Staaten  viel  Unklarheit  herrschte,  er- 
ließ der  Bundesrat  am  20.  Dez.  1866  ein  Kreisschreiben*)  und 
am  5.  Jimi  1867  eine  Erläuterung^)  hiezu.  Endgültig  klarge- 
stellt und  geregelt  wurde  die  Frage  der  Zirkulation  und  des 
Austausches  der  Scheidemünzen  erst  durch  ein  Reglement  vom 
10.  März  1869.*)  Danach  war  ein  Unterschied  in  der  Annahme- 
höhe bei  Zahlungen  unter  Privaten  und  an  den  Staat,  sowie  in 
eigenem  und  fremdem  Gelde. 

Eine  andere  Ausführungsmaßnahme  war  die  durch  Art  5 
des  Münzvertrags  geforderte  Einziehung  der  nach  anderen  Grund- 
sätzen, als  den  des  Münzvertrags  ausgeprägten  Silbermünzen  zu 
2,  1  und  V«  Fr.  Durch  Bundesratsbeschlüsse  vom  26.  Juni, 
25.  Sept.,  16.  Okt  und  21.  Dez.  1868')  wurden  die  französischen 
Stücke  dieser  Art  vom  1.  Januar,  die  belgischen,  italienischen 
und  eidgenössischen  vom  31.  Jan.  1869  ab  außer  Kurs  gesetzt 


*)  A.  S.  IX,  83.     •)  Bdbltt.  1868,  I,  141. 
»)  Bdbltt.  1868,  I,  617.     *)  Bdbltt.  1867,  I,  6. 
*)  Bdbltt.  1867,  II,  68.«    «)  A.  S.  IX,  640. 
')  A.  S.  IX,  365,  489,  496  und  528. 
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Alsdann  genossen  sie  nur  noch  je  einen  Monat  lang  Kasseokars 
an  den  wichtigsten  Zoll-  und  Postkassen. 

Von  den  9,5  Mill.  Fr.  eidgenössischen  Silberteilmünzen  zu 
»/jo  fein  aus  dem  Jahre  1851/52  liefen  über  8  Mill.  Fr.  ein.»)«) 

Dem  Münzverein  trat  am  26.  Sept  /  8.  Okt  1868  auch 
Griechenland  bei,^)  sodaß  die  Münzunion  außer  Spanien  alle 
romanischen  Staaten  umfaßte. 

In  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  zeigte  sich  in  der 
Schweiz  ein  außerordentlicher  Überfluß  an  italienischen  und 
päpstlich-römischen*)  Silberscheidemünzen  im  Umlauf  und  in  den 
eidgenössischen  Kassen.  Dies  hatte  seine  Ursache  einmal  in  dem 
Zwangskurs,  den  in  Italien  das  bis  zu  1  Fr.  gestückelte  Papier- 
geld genoß,  und  der  das  Metallgeld  in  die  Frankenländer  trieb. 
Zum  andern  lag  der  Grund  in  den  übermäßigen  Ausprägungen 
des  Kirchenstaats,  die  diesem  zwar  reichen  Gewinn  brachten» 
wodurch  die  Münzen  aber  massenweise  in  das  Königreich  Italien 
und  von  da,  besonders  auch  durch  Spekulation,  nach  der  Schweiz 
gelangten. 

Dazu  kam,  daß  der  Kirchenstaat  im  Jahre  1867  um  Auf- 
nahme in  die  Münzunion  nachsuchte.*)  Die  Verhandlungen,  die 
im  Auftrage  der  ünionsstaaten  Frankreich  führte,  kamen  nie  zum 
Abschluß;  da  man  aber  geflissentlich  verbreitete,  der  Kirchen- 
staat trete  bestimmt  bei,  so  nahm  das  große  Publikum  arglos 
die  römischen  Münzen  zum  Nennwert  an. 

Als  nun  am  7.  Juni  1869  der  Bundesrat  die  Kassen  an- 
wies,'*) die  römischen  Münzen  nicht  anzunehmen,  da  sie  kein 
gesetzliches  Zahlungsmittel  waren,  erregte  dies  allgemeinen  Un- 
willen. Am  18.  Juni  begründete  der  Bundesrat  seine  Maß- 
nahme, ')  lehnte  mit  Recht  jede  Verantwortung  ab,  sah  sich  aber 
doch  genötigt,  vom  6.  Juli  1869  an  während  zweier  Wochen  den 

')  Bdbltt.  1870,  11,  189. 

*)  Die  Schweiz  beteiligte  sich  natürlich  auch  an  der  erfolglosen 
Pariser  Münzkonferenz  von  1867. 

«)  A.  S.  IX,  530. 

*)  Der  Kirchenstaat  hatte  bei  sich  ebenfalls  das  Frankensystem  ein- 
geführt.     «)  Bdbltt.  1868,  II,  339.     •)  Bdbltt.  1869,  D,  206. 

')  Bdbltt.  1869,  II,  300. 
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römischen  Silberscheidemünzen  Kassenkurs  zu  verleihen.*)  Die 
eingelaufenen  Münzen  wurden  nicht  wieder  ausgegeben,  sondern 
in  einem  Betrage  von  über  1  Mill.  Fr.  nach  Korn  abgeschoben.*) 

Gegen  die  Überschwemmung  durch  italienische  Siiber- 
münzen  konnte  man  nicht  vorgehen,  da  diesselben  nach  Münz- 
nnionsgesetz  angenommen  werden  mußten. 

Auch  Ostreich  sachte  Anschluß  an  die  Münzunion.  Die 
Yerhandlungen  führten  1 867  das  gleiche  Ergebnis  in  der  Schweiz 
herbei,  wie  bei  denjenigen  mit  dem  Kirchenstaat  Es  trat  eine  Über- 
schwemmung  der  Ostschweiz  mit  östreichischen  silbernen  Oulden- 
stücken  ein,  gegen  die  der  Bundesrat  nicht  einschreiten  konnte* 

Spanien,  das  bei  sich  ebenfalls  das  Frankensystem  ein- 
geführt hatte,  tat  Schritte  zum  Anschluß  an  die  Münzunion.  Im 
November  1869  berief  daher  Frankreich  eine  neue  Konferenz 
auf  das  folgende  Jahr  zur  Verhandlung  über  die  Beitrittsgesuche 
ein.  Schon  glaubte  man  eine  Münzunion  von  der  russischen  bis 
zur  portugiesischen  Grenze  bald  vollendet  zu  haben,  da  machten 
der  Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges  und  die  späterhin 
völlig  veränderte  Oeldlage  in  Europa  die  Hoffnungen  zunichte» 

Jedoch  wurden  am  10.  Januar  1871 3)  die  österreichischen 
Acht-  und  Vierguldenstücke  aus  Gold,  da  sie  dem  Goldmünzfuß 
der  Münzunion  entsprachen,  zu  20  und  10  Fr.  für  die  eid- 
genössischen Kassen  tarifiert.  Damit  rückten  sie  als  schweize- 
risches Goldgeld  in  die  Geldarten  der  Eidgenossenschaft  ein,  es 
bestand  einseitiger  Synchartismus  der  Schweiz  mit  Ostreich.  In 
das  Geldwesen  der  Münzunion  wurden  die  genannten  Stücke 
nicht  aufgenommen.  Sie  erechienen  nur  in  geringer  Zahl  und 
haben  daher  keine  Bedeutung  erlangt^)  — 

Durch  die  Gründung  der  lateinischen  Münzunion  waren  in  dem 
Geldwesen  der  Schweiz  erhebliche  Änd  erungen  nicht  eingetreten. 

Die  größte  Änderung  erfuhr  die  Zusammensetzung  des 
schweizerischen  Geldbestand  es.  Diese  Änderung  war  jedoch  nur 
—  abgesehen  davon,  daß  auch  griechische  1-  bis  100-Drachmen- 
stücke  in  den  Umlauf  kamen  —  rechtlicher  Natur. 


*)  A.  S.  IX,  855.  »)    Bdbltt.  1870,  11,  189.     «)  Bdbltt.  1871,  II,  52. 
*)  Bdbltt.  1873,  Bericht  des  Bundesrats  (sep.  ersch.)  S.  187. 


92  ni.    DIE   BEKÄMPFÜNQ   DES    SILBEROELDABFLUSSES. 

In  der  gleichen  Stellung  wie  bisher  blieb  das  Billon-  und 
Kupfergeld  bis  zu  20  Rp.  Auch  weiterhin,  und  bis  heute,  sind 
diese  Münzen  nur  eidgenössischer  Herkunft  gewesen  und  haben 
nie  eine  synchartale  Stellung  erlangt 

Alles  übrige  schweizerische  Geld  wurde  mit  dem  1.  August 
1866  gemeinsames  Geld  der  lateinischen  Münzunion.  Unions- 
geld wurde  also  das  schweizerische  Goldgeld  mit  französischem 
und  sardinischem  Gepräge  und  das  Silbergeld  mit  dem  Gepräge 
jedes  der  fünf  ünionsstaaten.  Das  eidgenössische  Geld  und  eben- 
so das  der  anderen  vier  Staaten  stand  nicht  mehr  allein  unter 
der  Hoheit  derselben,  sondern  unter  der  des  sie  alle  umfassen- 
den neuen  Kechtssubjekts  „Münzunion".  Aus  dem  einseitigen 
Synchartismus  zwischen  verschiedenen  dieser  Staaten,  z.  B.  der 
Schweiz  und  Frankreich,  war  jetzt  ein  fünfseitiger  Synchartis- 
mus zwischen  der  Schweiz,  Frankreich,  Belgien,  Italien  und 
Griechenland  geworden. 

War  die  Schweiz  schon  vorher  eine  Geldprovinz  Prank- 
reichs, Sardiniens  und  Belgiens,  so  wurden  mit  dem  Jahre  1866 
auch  diese  Länder  eine  Geldprovinz  der  Schweiz,  oder  richtiger, 
sie  alle  gemeinsam  wurden  ein  Geldstaat  „lateinische  Münzunion'\ 
dessen  Provinzen  sie  waren.  Über  den  fünf  Staaten  stand  in 
Sachen  des  Gold-  und  Silbergeldes  mit  alleinigem  Recht  zu  Ände- 
rungen usw.  die  von  ihnen  gemeinsam  gebildete  Münzunion.  Ihr 
Geld  war  es,  das  in  den  einzelnen  Staaten  gebraucht  wiu-de; 
nicht  ohne  Bruch  des  Münzvertrages  vom  23.  Dez.  1865  konnte 
einer  der  Staaten  an  seinem  Geldwesen  etwas  ändern. 

Wer  die  Gesetze  des  schweizerischen  Geldwesens  seit  1866 
erforschen  will,  muß  nicht  nur  die  Gesetzgebung  der  Schweiz, 
sondern  auch  die  der  Münzunion,  die  internationalen  Verträge, 
untersuchen. 

So  war  mit  dem  1.  Aug.  1866  ein  voller  Synchartismus, 
eine  vollständige  Gemeinsamkeit  des  Metallgeldes  (über  20  Rp.) 
der  fünf  Staaten  eingetreten.  Dadurch  war  die  Schweiz,  die 
schon  vorher  abhängige  Geldprovinz  von  drei  dieser  Staaten  war, 
von  der  Stimme  aller  fünf  abhängig  geworden.  Aber  einer  dieser 
fünf  Staaten  war  sie  selbst.    Sie  sprach  künftighin  in  jeder  Frage 
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des  Oeldwesens  ihres  Staatsgebiets  mit,  stand  nicht  mehr  macht- 
los und  dem  Vorgehen  der  Nachbarstaaten  zu  folgen  gezwungen 
ihrem  eigenen  Gelde  gegenüber;  sie  war  wieder  zu  Einfluß  auf 
ihr  Geldwesen  gelangt 

Aber  dieser  Einfluß  beschränkte  sich  auf  die  Stimme  des 
schweizerischen  Vertreters  auf  Münzunionskonferenzen  zu  Paris. 
Was  wog  diese  dort  gegenüber  Frankreich,  Italien  und  Belgien? 
Sehr  wenig,  denn  faktisch  richtete  sich  die  Münzunion  nach 
Frankreichs  Willen.  Die  ünionsstaaten  wurden  den  tatsächlichen 
Machtverhältnissen  nach  Geldprovinzen  des  Heimatlandes  ihrer 
Geldsysteme,  zumal  sie  auf  das  kapitalkräftige  Frankreich  finan- 
ziell stets  Bücksicht  nehmen  mußten. 

Die  lateinische  Münzunion  war  für  Frankreich  stets  von 
Nutzen,  für  die  anderen  Mitglieder  oft  nachteilig.  Diese  gerieten 
häufig  in  die  Stellung  von  Vasallenstaaten  gegenüber  Frankreich, 
und  besonders  die  Schweiz  war  nach  wie  vor  in  die  Stellung 
einer  Geldprovinz  ihres  westlichen  Nachbars  gedrängt 

In  den  piatischen  Beziehungen  des  schweizerischen 
Geldes^)  zum  Metall  änderte  sich  nur  der  Münzfuß  der  Silber- 
scheideraünzen  zu  2,  1  und  Vs  Fr.  Der  Feingehalt  wurde  jetzt 
entsprechend  der  Entscheidung,  die  vorher  in  Italien  und  Frank- 
reich gefallen  war,  auf  ®»Viooo  festgesetzt*)  Doch  galten  die 
eidgenössischen  Stücke  nach  Art  5  trotz  ihres  geringeren  Fein- 
gehalts noch  bis  zum  1.  Jan.  1878  weiter  zu  ihrem  Nennwert 

Kleine  Abweichungen  von  dem  bisherigen  schweizerischen 
Münzfuß  sind  münztechnischer  JJatur  und  können  daher  über- 
gangen werden.    Sie  ergeben  sich  aus  dem  Texte  des  Vertrages. 

In  genetischer  Hinsicht  ebenso  wie  in  dromischer  änderten 
sich  die  Beziehungen  des  schweizerischen  Geldes  zum  Metall 


*)  Dasselbe  zerfällt  jetzt  in  „eidgenössisches"  (1  bis  20  Rp.)  und 
„Unionsgeld'*  (Vt  bis  100  Fr.). 

*)  Diese  FestsetzuDg  des  Feingehalts  der  neuen  Silberscheidemünzen 
auf  ^'Viooo  richtete  sich  nach  dem  Vorgehen  Englands  und  Nordamerikas,  die 
(England  1816)  ihre  Silbermiinzen  auch  mit  einem  7,2  °lo  hinter  dem  Vollwert 
bleibenden  Feingehalt  an  Silber  versehen  hatten.  Frankreich  und  Italien 
hatten  Übrigens  bereits  für  116  Mill.  Fr.  derartiger  Münzen  ausgegeben. 
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nicht  Gold  und  Silbergeld  waren  in  der  Union  bares  (frei  aus- 
prägbares)  Unionsgeld,  und  es  war  daher  für  beide  eine  untere 
Preisgrenze  auf  dem  Edelraetallmarkte  gegeben. 

Eine  wichtige  Neuerung,  besonders  für  die  schweizerischen 
Verhältnisse,  zeigen  die  funktionellen  Stellungen  des  Union- 
geldes. 

Während  bisher  in  der  Schweiz  in  der  kritischen  Höhe 
bei  der  Annahme  von  Scheidegeld  in  der  Person  des  Empfängers 
kein  Unterschied  gemacht  wurde,  behandelte  die  Münznnion 
Private  und  Staat  in  dieser  Rolle  verschieden.  Bei  Zahlungen 
ÄU  den  Staat  war  künftighin  alles  Silberscheidegeld  von  50  Rp. 
bis  2  Fr.  Kurantgeld,  soweit  es  eidgenössisches  Gepräge  trug; 
^as  fremde  Silberscheidegeld  von  20  Rp.^)  bis  2  Fr.  war  Scheide- 
geld mit  einer  kritischen  Höhe  von  100  Fr.  Bei  Zahlungen 
an  Private  war  das  Silbergeld  eidgenössischen  Gepräges  zu 
50  Rp.  bis  2  Fr.  Scheidegeld  bis  zu  50  Fr.,  das  fremde  Silber- 
geld von  20  Rp.^)  bis  2  Fr.  genoß  nur  fakultative  Annahme. 
In  der  Regel  nahm  man  aber  das  fremde  Silberscheidegeld  wie 
das  eigene.*) 

Auch  in  der  Einlösung  der  Geldarten  war  eine  Änderung 
eingetreten.  Während  die  Silberscheidemünzen  eidgenössischen 
Gepräges  in  Beträgen  über  50  Fr.  einlösbar  waren,  wurden  jetzt 
die  fremden  in  der  Schweiz  selbst  nicht  mehr  eingelöst.  Wollten 
nun  Private  solche  einwechseln,  so  mußten  sie  sich  entweder  un- 
mittelbar an  die  obengenannten  ausländischen  Kassen  wenden  oder 
dies  durch  Verraittelung  der  eidgenössischen  Bundeskasse  tun.') 

Valutarisch  wurde  auch  von  1866  bis  1870  noch  das  Gold- 
geld behandelt.  Daneben  bestand  das  bare  Silberkurantgeld, 
dessen  jetzt  einziger  Vertreter  das  silberne  Stück  zu  5  Fr.,  der 


>)  Aus  Silber  mit  ausländischem  Gepräge. 

■)  Die  Schweiz  hatte  1865  beantragt,  auch  den  fremden  Silber- 
scheidemttnzen  Zwangskurs  zu  verleihen,  hatte  aber  bei  Frankreich  damit 
keinen  Anklang  gefunden.  So  war  nur  der  Kassenkurs  erreicht,  der  in  der 
Schweiz  natürlich  auch  allein  bestand,  da  die  Gesetze  der  Münzunion 
den  eigenen  vorgezogen  wurden. 

^)  A.  S.  IX,  640. 
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Fünffrftnkentaler,  war.  Es  bestand  also  in  dieser  Periode  der 
Gründung  der  Münzunion  noch  immer  die  Goldwährung.  Der 
Fünffrankentaler  wurde  allerdings  seit  1868/69  wieder  häufiger, 
lief  aber  noch  nicht  in  großem  Betrage  um. 

Die  Gründe,  die  zur  Schaffung  der  Münzunion  führten, 
und  die  Zwecke,  die  sie  erstrebte,  waren:  Schutz  des  Silber- 
teilgeldes und  Erleichterung  des  exodromischen  Verkehrs  zwi- 
schen den  fünf  Ländern. 

Der  erste  dieser  Zwecke  war  von  der  Schweiz  schon  durch 
ihr  Münzgesetz  vom  31.  Jan.  1860  erreicht,  der  zweite  wurde 
durch  den  Münz  vertrag  gesichert.  Der  Anschluß  an  die  Münz- 
union war  also  für  die  Schweiz  weniger  ein  Gebot  der  Notwendig- 
keit,^) als  der  Erleichterung  des  Geldverkehrs  nach  dem 
Auslande. 

Dieser  war,  wenn  auch  nicht  wesentlich  gegenüber  dem 
Zustande  seit  1860,  seit  der  Akzeptation  des  Goldgeldes,  ver- 
bessert, so  doch  gesichert  und  auf  15  Jahre  erfolgreich  geregelt. 
Die  Vorteile  des  mehrseitigen  Synchartismus  waren  eben:  Ge- 
ringere Schwankungen  des  Wechselkurses  —  solange  die  Wäh- 
rungen der  fünf  Staaten  gleich  blieben. 

Dies  vorzuschreiben  lag  aber  nicht  in  der  Macht  der  Münz- 
nnion,  sie  setzte  nicht  fest,  welche  der  beiden  Kurantgeldarten,  Gold- 
oder Silbergeld,  valutarisch  behandelt  werden  sollte.  Durch  einen 
völkerrechtlichen  Vertrag  kann  man  nicht  mehrere  Staaten  zwingen, 
ihre  Währung  nur  mit  Zustimmung  aller  Vertragsstaaten  zu 
ändern.  Die  Wahl  der  valutarischen  Geldart,  des  Währungs- 
geldes, ist  in  erster  Linie  eine  Macht-,  dann  eine  Zweckfrage. 
Wenn  die  politische  Lage,  das  Interesse  des  Staates,  seine  Selbst- 
erhaltung, es  gebieten,  muß  ein  Staat  seine  Währung  ändern. 
Daran  kann  ihn  niemand  hindern,  am  allerwenigsten  interna- 
tionale Verträge,  die  in  Krisenzeiten  von  sehr  fragwürdiger 
Sicherheit  sind.  ,,Man  müßte  nicht  Staatsvereine,  sondern  valu- 
tarische Bundesstaaten  gründen".*) 

')  Der  Anschluß  legte  ihr  sogar  das  Opfer  auf,  ihre  eben  erst  geprägten 
Silberscheidemünzen  bis  1878  zurückzuziehen  und  zu  ersetzen. 
•)  G.  F.  Knapp,  Staatliche  Theorie  des  Geldes,  S.  260. 
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Bereits  im  Jahre  1866  nahm  Italien  eine  Papierwährung 
an.  Es  behandelte  keine  der  ünionsgeldarten  valutarisch,  sondern 
gab  Staatsnoten  aus.  Griechenland  folgte  bald  diesem  Beispiel 
und  Frankreich  mußte  es  nach  1870  ebenfalls  tun.  Die  Münz- 
union wurde  dadurch  von  Anfang  an  durchbrochen.  Für  den 
Geldverkehr  nach  dem  Ausland  ist  daher  auch  vor  allem  das 
Verhältnis  Belgien-  Frankreich-  Schweiz  von  Wichtigkeit  gewesen. 

Solange  in  allen  Münzunionsstaaten  nur  das  Goldgeld,  oder 
nur  das  Silbergeld  (zu  5  Fr.)  Währungsgeld  war,  war  der  Ver- 
trag von  Nutzen.  Ein  Fehler  blieb  es  aber  immer,  daß  zwei 
Kurantgeldarten  mit  Barverfassung  bestanden. 

Stieg  bei  herrschender  Goldwährung  der  Marktpreis  des 
Silbers,  so  war  dies  kein  Schaden,  da  das  Silbergeld  abfloß  und 
das  Goldgeld  blieb.  Fiel  dagegen  der  Silberpreis,  so  strömte 
bei  der  Freiprägung  des  Silbers  dasselbe  in  den  Verkehr,  und 
infolge  Silberobstruktion  in  den  Kassen  entstand  eine  Silber- 
währung. 

Stieg  bei  herrschender  Goldwährung  der  Goldpreis  auf  dem 
Markte,  so  floß  das  Goldgeld  ab  und  obstruküonell  entstand  die 
Silberwährung.  Fiel  der  Goldpreis,  so  vermehrte  sich  das  Gold- 
geld und  die  Goldwährung  blieb. 

Fallender  Silberpreis  und  steigender  Goldpreis  waren  also 
bei  der  Barverfassung  beider  Metalle  die  Feinde  der  Goldwährung, 
wie  steigender  Silberpreis  und  fallender  Goldpreis  die  der  Silber- 
währung  in  der  Münzunion  gewesen  wären.*) 

Die  Münzunion  hatte  für  die  Frankenländer  zwei  Vorteile. 
Einmal  wurde  das  Silberteilgeld  erhalten  und  sein  Umlauf  im 
Grenzverkehr  erleichtert.  Zum  andern  wurde  der  Wechselkurs 
der  Schweiz  auf  die  ünionsstaaten  durch  Annäherung  der  Gold- 
punkte (s.  §  5  Ende)  befestigt,  solange  die  Goldwährung  bestehen 
blieb.  — 


•)  Die  Schweiz  hatte  wiederholt  die  „alleinige  Goldwährung'*,  d.  h. 
Freiprägung  nur  des  Goldes  verlangt,  ohne  damit  durchzukominen.  Der 
wichtigste  Fehler  war  aber  die  Kurantgeldeigenschaft  zweier  synchartaler 
Geldarten.  Dies  mußte  für  den  Kurs  der  Frankenländer  unter  sich  |^e- 
fährlich  werden. 


§  6.     GBÖNDÜNO   DER   MÜNZUSION. 
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Die  Periode  seit  der  Schaffung  des  schweizerischen  Geld- 
systeras  im  Anfang  der  fünfziger  Jahre  bis  zum  Jahre  1869  hat 
die  Schweiz  Schritt  für  Schritt  tiefer  in  die  Abhängigkeit  von 
Frankreich  gebracht.  Das  Jahr  1869  bedeutet  den  Höhepunkt 
der  glücklichen  Entwickelung  dieses  Weges.  Mit  dem  folgenden 
Jahre  bereits  zeigten  sich  in  erschreckender  Weise  die  Abgründe, 
denen  er  zuführte.  Seitdem  ringt  die  Schweiz  um  Befreiung 
ihres  Geldsystems  von  Frankreich. 


IV.  Abschnitt. 

DAS  ANSCHWELLEN  DER  NOTALEN  GELD- 
ARTEN.    1870—1883. 

§7. 
DIE  GELDKRISIS  DES  JAHRES  1870. 

In  den  Kreis  der  Geschichte  des  Geldwesens  der  Schweiz 
im  neunzehnten  Jahrhundert  gehört  auch  die  Banknote.  Jedoch 
haben  wir  sie  nur  insoweit  zu  betrachten,  als  sie  den  Charakter 
als  staatliches  Geld  hat.  Wir  müssen  also  zum  Gelde  der  Schweiz 
auch  diejenigen  Banknoten  rechnen,  die  an  den  Kassen  der 
Eidgenossenschaft  Kassenlnirs  genießen,  schweizerisches  Geld 
sind. 

Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  als  Bundesstaat  ge- 
bildet von  „ den  vereinigten  Völkerschaften  der  22  souve- 
ränen Kantone "  hatte  nach  ihrer  Verfassung  vom  Jahre  1848 

nicht  das  Recht,  die  Ausgabe  von  Banknoten  zu  regeln.  Die 
Notenbankgesetzgebung  war  den  Kantonen  überlassen. 

Dieser  Umstand  erklärt  es,  daß  wir  in  der  Schweiz  bis 
zur  Mitte  der  siebziger  Jahre  nur  „kantonales**,  nicht  „eidge- 
nössisches" Banknotengeld  haben.  Das  kantonale  Notengeld 
bildete  stets  nur  einen  Teil  des  gesamten  Banknotenumlaufs.  Daher 
wäre  eigentlich  nur  dieser  Teil  des  Banknotenwesens  hier  zu 
betrachten.  Die  spätere  Entwickelung  der  Notenbanken  der 
Schweiz  erfordert  jedoch  ein  Einbeziehen  auch  der  übrigen,  rein 
privaten  Banknoten  in  die  Betrachtung.  Dies  geschieht  jedoch 
nur,  soweit  es  für  die  geldwirtschaftliche  Lage  von  Bedeutung  ist. 

Im  folgenden  wird  nur  auf  die  geldwirtschaftliche  und 
rechtliche  Seite  des  Banknotengeldes  eingegangen  und  die  Or- 

7* 
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ganisation  der  Notenbanken  nur  in  ihren  Hauptlinien  berührt. 
Alle  banktechnischen  Einzelheiten  bleiben  unerörtert.*) 

Ihrer  Organisation  nach  zerfallen  die  Notenbanken  der 
Schweiz  in  2  Arten  *) :  Solche,  für  deren  Verbindlichkeiten  aus 
der  Notenausgabe  der  Staat  ihres  Sitzes  voll  haftet,  und  solche, 
bei  denen  die  Aktionäre  der  Bank  allein  diese  Haftung  tragen. 

Die  ersteren  sind  einmal  alle  reinen  Staatsbanken,  bei  denen 
der  Kanton  alleiniger  Aktionär  ist.  Alsdann  ist  es  selbÄlv^r- 
ständlich,  daß  der  Staat  die  Gfarantie  für  die  Verbindlichkeiten 
der  Bank,  also  auch  für  die  volle  Einlösung  der  Noten  in  Kurant- 
geld,  übernimmt. 

Ebenso  ist  es  selbstvei-ständlich,  daß  die  öffentlichen  Kassen 
die  Noten  der  Staatsbank  zu  ihrem  Nennwerte  in  Zahlung  nehmen. 
In  der  Kantonalbank  erscheint  der  Staa(;  als  Fiskus;  es  hieße 
sich  selbst  verleugnen,  wollte  er  seine  eigenen  Noten  von  seinen 
Kassen  abweisen.  Bei  allen  reinen  Staatsbanken  genossen  daher 
ihre  Noten  Kassenkurs  des  Kantons.^) 

Die  Banken,  bei  denen  der  Staat  für  die  Notenau^be 
haftet,  sind  z.  T.  aber  auch  sog.  gemischte  Staats-  und  Privat- 
banken, d.  h.  Staatsbanken  mit  Beteiligung  des  Privatkapitais 
oder  uragekehii:.  Bei  diesen  genießen  die  Noten  natürlich  eben- 
falls Kassenkurs  an  den  Kantonskassen.    Wie  bei  den  Noten  der 


^)  Das  Banknotenwesen  der  Schweiz  ist  in  den  beiden  letzten  Jahren 
wiederholt  eingehend  dargestellt  worden  (beste  Darstellung  von  Land- 
mann,  1905),  sodaß  es  hier  kürzer  behandelt  werden  darf. 

■)  Die  folgende  Darstellung  gilt  für  die  ganze  Periode  von  1884 bis  1910. 

^)  Bisweilen  ist  dies  ausdrücklich  bestimmt,  so  für  die  Kantonal- 
bank  von  Bern  (§  10  des  Ges.  v.  1.  Mai  1898),  für  die  Banque  Cantonale 
Neuchäteloise  (Art.  32  des  Ges,  v.  14.  April  1882),  für  die  Aargauische  Bank 
(nur  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens),  für  die  St.  Gallische  Kantonal- 
bank (Art.  17  d.  Ges.  v.  9.  Mai  1867),  für  die  von  Baselland  (Art.  2S 
d.  Ges.  V.  13.  Okt.  1873),  für  die  in  Zürich  (Art.  9  d.  Ges.  v.  16.  März  1902), 
für  die  Thurgauer  (Art.  3.  d.  Ges.  v.  25.  Nov.  1869),  für  die  Appenzell 
Ausser  rhodener  (Art.  9  d.  Ges.  v.  24.  April  1887),  für  die  Schafiliauser 
(Art.  10  d.  Ges.  v.  13.  März  18H2),  für  die  Glarner  (Art.  11  d.  Ges.  v.  6.  Mai 
1883),  für  die  Obwaldner  (Art.  8  d.  Ges.  v.  26.  April  1885),  für  die  Solo- 
thurner  (alt  Art.  49  Abs.  2,  neu  Art.  8  d.  Ges.  v.  16.  Juli  1895)  und  für 
die  Luzerner  Kantonalbank  (§  22  Abs.  4  d.  Ges.  v.  17.  Mai  18S5). 
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reinen  Staatsbanken  läuft  der  Kanton  ja  auch  hier  keine  Gefahr 
im  Falle  einer  Zwangsliquidation,  denn  er  selbst  muß  für  den 
vollen  Betrag  der  Noten  einstehen. 

Die  Noten  dieser  beiden  Arten  Notenbanken  waren  also 
„kantonales  Geld". 

Bei  der  zweiten  Hauptart  der  Notenbanken,  den  reinen 
Privatbanken,  genossen  die  Banknoten  keinen  Kassenkurs,  waren 
also  nicht  kantonales  Geld,  sondern  nur  Geld  ihres  Kundenkreises. 

Die  Beschaffenheit  des  kantonalen  und  später  des  eid- 
genössischen Notengeldes  sowie  seine  funktionellen  Stellungen 
sind  sehr  einfach. 

Die  Banknoten  waren  aus  Handpapier  hergestellt  und  nach 
Form,  Farbe,  Zeichnung  usw.  sehr  verschieden,  i)  Ihrer  Ent- 
stehung nach  sind  sie  autogenisches  Geld,  da  ihre  Geltung  rein 
auf  Proklamation  beruhte;  sie  sind  notal,  da  ihre  Ausgabe  der 
Höhe  nach  beschränkt  war. 

Diese  Höhe  war  verschieden  bestimmt.  Meist  war  durch 
das  Statut  der  betr.  Kantonalbank  verfügt,  daß  der  Große  Rat 
oder  die  Regierung  des  Kantons  die  Höhe  jeweils  festzusetzen 
habe.  Späterhin  wurde  vielfach  die  doppelte  Höhe  des  Grund- 
kapitals ^s  Emissionsgrenze  aufgestellt.  Die  durch  die  Deckungs- 
vorschrift bestimmte  Grenze  war  ebenfalls  sehr  verschieden.  Die 
Deckung  in  Metallgeld  wurde  meist  auf  Ws — ^/s  der  Emission 
festgesetzt  Bei  allen  reinen  Staatsbanken  geschah  die  Deckung 
der  übrigen  «/s— */6  der  Notenausgabe  durch  Garantie  des  Kantons, 
bei  den  anderen  durch  Wechsel  oder  Wertpapiere. 

Die  gesamte  Emission  der  Noten  war  stets  besteuert,  u. 
zw.  unglücklicherweise  die  ganze  überhaupt  zugelassene  Höhe. 
Diese  Art  der  Besteuerung  war  zwar  steuertechnisch  .sehr  ein- 
fach, zwang  aber  die  Banken,  möglichst  viel  Noten  in  den 
Verkehr  zu  werfen,  da  sie  ja  doch  die  Steuer  für  alle  zahlen 
mußten. 

Emissionsgrenze  und  -Besteuerung  hatten  einen  Mangel 
an  Elastizität  und  eine  Übersättigung  des  Umlaufs  mit  Noten 


^)  s.  Angerhausen,  Die  Zentralnotenbankfrage  i.  d.  Schweiz,  S.  11. 
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später  zur  Folge.  Bis  Ende  der  siebziger  Jahre  war  jedoch 
der  Umlauf  an  Banknoten  noch  nicht  so  groß,  daß  dies  empfind- 
lich fühlbar  wurde. 

Die  Stückelung  der  Banknoten  war  von  1  Fr.  bis  1000  Fr. 
sehr  mannigfach. 

In  der  Annahme  waren  die  Noten  Privaten  gegenüber 
natürlich  nur  fakultativ;  man  hatte  nirgends  den  Annahme- 
zwang für  sie  (Legalkurs,  cours  16gal,  legal  tender)  ausgesprochen. 
Man  fürchtete,  dieser  werde  der  erste  Schritt  zur  üneinlösbar- 
keit  (cours  forc6)  sein. 

Stets  waren  die  Noten  einlösbar.  Es  wurde  in  Kurantgdd 
(bis  1860  Silbergeld,  seitdem  Goldgeld)  eingelöst,  wobei  seit 
1860  die  Bank  die  Wahl  hatte,  ob  sie  Gold-  oder  Silbergeld 
abgeben  sollte.  Doch  gab  man  1860 — 70  wegen  der  Seltenheit 
des  Silbers  stets  Gold. 

Die  Einlösung  mußte  am  Sitz  der  Eantonalbank  sofort 
erfolgen.  An  den  Zweiganstalten  war  eine  Frist  von  24 — 72 
Stunden  dafür  vorbehalten,  um  ev.  das  nötige  Metallgeld  vom 
Sitz  der  Bank  herbeizuschaffen. 

Die  Schweiz  kann  sich  rühmen,  daß  in  ihrer  Notenbank- 
geschichte kein  Fall  von  Nichteinlösung  vorgekommen  ist. 

Natürlich  könnt«  das  kantonale  Notengeld  nur  akzessorisch 
behandelt  werden.  Wenn  man  aber  bei  großen  Zalüangen  die 
Wahl  zwischen  silbernen  Fünffrankenstücken  und  Banknoten 
hatte,  so  nahm  man  der  Bequemlichkeit  halber  diese. 

Aus  dieser  an  sich  sehr  beschränkten  Stellung  als  Noten- 
geld eines  oder  des  anderen  Kantons  hat  sich  die  Banknote  im 
Laufe  von  über  70  Jahren  ihre  heutige  öffentlich-rechtliche 
Stellung  in  der  ganzen  Schweiz  erobert.  Ihre  wirtschaftspolitische 
Bedeutung  nach  innen  und  dem  Auslande  gegenüt)er  hat  sie 
zum  eidgenössischen  Gelde  werden  lassen.  — 

Das  erstemal  sah  die  Schweiz  Banknoten  im  Anfang  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  in  Gestalt  der  „bons  de  caisse^^ 
(Kassenscheine)  einiger  Privatbankiers  in  Genf,  Lausanne  und 
Bern.  Sie  waren  dem  Publikum  ungewohnt,  ihre  Einlösbarkeit 
zweifelhaft  und  ihr  Umlauf  daher  nur  ganz  gering. 
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Die  erste  Notenbank  war  die  1834  gegründete  Kantonal- 
bank von  Bern.  1845  folgte  die  Errichtung  der  Banque  Canto- 
nale  Vaudoise  in  Lausanne  und  1850  die  der  Banque  Cantonale 
Fribourgeoise,  beide  Staatsbanken  mit  Beteiligung  des  Privat- 
kapitals. Damit  war  bemisches,  waadtländer  und  freiburger 
Notengeld  geschaffen.  Daneben  entstanden  als  Privatbanken: 
1836  die  Bank  in  Zürich,  1837  in  St.  Gallen,  1844  in  Basel, 
1845  die  Banque  du  Commerce  in  Genf,  1848  Banque  de 
Gepöve,  1851  die  Thurgauische  Hypothekenbank,  1852  die  Bank 
in  Glarus.  Die  Emissionssunime  war  noch  sehr  gering ;  sie  be- 
trug 1848  7  Mill.  Fr.,  oder  3,48  Fr.  pro  Kopf  der  Bevölkernng. 

Die  Einführung  des  eidgenössischen  Münzsjstems  1850—53 
brachte  in  das  Banknotenwesen  die  erste  einheitliche  Gestaltung. 
Die  Noten  lauteten  von  jetzt  ab  nur  noch  auf  Franken,  während 
sie  bisher  auf  Gulden,  Taler,  Francs  usw.  gelautet  hatten.  In 
den  nun  folgenden  beiden  Jahrzehnten  wurden  folgende  Staats- 
banken gegründet:  1854  die  Banque  Cantonale  Neuchäteloise 
und  die  Aargauische  Bank,  1856  die  Banque  Cantonale  du 
Valais,  1867  die  St.  Gallische  Kantonalbank,  1868  die  Basel- 
landschaftliche, 1870  die  Züricher,  die  Thurgauische  und  die 
Graubündner  Kantonalbank.  Daneben  entstanden  an  Privat- 
banken: 1856  die  Bank  in  Luzern,  1857  in  Solothurn,  1860 
die  Tessiner  Kantonalbank,  1862  die  Bank  in  Schaff  hausen  und 
die  für  Graubünden,  1863  die  Eidgenössische  und  die  Toggen- 
burger  Bank. 

Es  bestanden  also  schon  Mitte  des  Jahres  1870  11  Staats- 
banken, d.  h.  kantonales  Notengeld  gab  es  in  den  Kantonen: 
Bern,  Waadt,  Freiburg,  Neuchätel,  Wallis,  Baselland,  Aargau, 
Zürich,  Thurgau,  St.  Gallen  und  Graubünden.  Außerdem  be- 
standen noch  14  private  Notenbanken.  Die  Notenzirkulation 
betrug  aber  1869  erst  17  Mill.  Fr.,  oder  6,90  Fr.  pro  Kopf  der 
Bevölkerung,*)  war  also  verhältnismäßig  gering.  Davon  waren 
„kantonales  Notengeld"  etwa  7  Mill.  Fr. 

Diese  Zahlen  zeigen,  wie  wenig  die  Banknoten  1870  ver- 
breitet waren.     Die  Geldraarktverhältnisse  der  Schweiz   waren 


*)  Metallgeldumlauf  damals  etwa  50  Fr.  pro  Kopf. 
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noch  sehr  rückständig,  die  Banknoten  hatten  sich  das  Yertrauen 
größerer  Kreise  noch  nicht  erobert.  Man  kannte  allenfalls  die 
Noten  der  eigenen  Kantonsbanken,  hatte  allenfalls  noch  Ver- 
trauen in  deren  jederzeitige  Einlösbarkeit,  aber  den  Noten 
anderer  Banken  brachte  man  Mißtrauen  entgegen,  nahm  sie 
häufig  nur  gegen  ein  Disagio^)  an  und  suchte  sie  bald  wieder 
abzuschieben.  Die  Zirkulation  der  Noten  einer  Bank  blieb  da- 
her meist  auf  ein  kleines  Gebiet  beschränkt,  überschritt  kaum 
die  Kantonsgrenzen,  und  die  Noten  drangen  nur  langsam  und 
spärlich  in  den  kleineren  Verkehr  ein. 

An  den  öffentlichen  Kassen  der  Eidgenossenschaft  (Post-, 
Zoll-  usw.  Kassen)  wurden  die  Noten  aus  Grefälligkeit  wohl  hie 
und  da  genommen,  aber  nirgends  genossen  sie  Kassenkurs  für 
den  Bund.  Es  gab  1870  nur  kantonales  und  privates  Notengeld. 

Die  Deckung  der  Banknoten  war  häufig  mehr  wie  un- 
sicher, so  daß  man  dies  mit  Recht  als  Hemmungsgrund  einer 
weiteren  Verbreitung  ansah.  Daher  machten  sich  schon,  wenn- 
gleich ohne  Erfolg,  1865  die  ersten  Bestrebungen  bemerkbar, 
die  Notenbanken  unter  ein  Bundesgesetz  zu  stellen. 

Bereits  1855  hatte  das  Handelskollegium  in  Basel  in 
Zweifel  gezogen,  daß  man  eine  Geldkrisis  in  der  Schweiz  ohne 
große  Schäden  werde  überwinden  können.  Wenn  einmal  die 
östlichen  Filialen  der  Banque  de  France  ihre  Barmittel  den 
schweizerischen  Banken  nicht  mehr  zur  Verfügung  hielten  (durch 
Diskontieren),  so  könne  man  eine  Krisis  nicht  ohne  weiteres 
von  sich  aus  überstehen. 

Die  Eidgenossenschaft  tat  nichts  für  eine  solche  Even- 
tualität, ja,  sie  warf  sich  1866  durch  die  Gründung  der  latei- 
nischen Münzunion  völlig  in  die  Arme  des  mächtigen  Nachbarn 
Frankreich.  Seitdem  hing  sie  nicht  nur  im  Münz-  sondern 
auch  im  Banknotenwesen  völlig  von  ihm  ab.  Jede  Krisis  in 
der  Union  mußte  ihre  Rückwirkung  auf  die  Schweiz  ausüben, 
die  durch  ein  schwaches,  schlecht  gedecktes  Banknotengeld  ohne- 
hin gefährdet  war.  — 


0  Landmann,  Das  schweizerische  Bankgesetz,  1905,  S.  3. 
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Für  Handel  und  Industrie  gänzlich  unerwartet  erfolgte 
am  19.  Juli  1870  die  französische  Kriegserklärung  in  Berlin. 
In  London  and  Amsterdam  schnellt  der  Diskontosatz  auf  60/0, 
in  Leipzig  und  Berlin  auf  9®/o,  in  der  Schweiz  auf  S^/o  in  die 
Höhe.  Die  Filialen  der  Banque  de  France  lehnen  jedes  Dis- 
kontobegehren des  Auslandes  rundweg  ab,  die  größten  Banken 
in  der  Schweiz  diskontierten  überhaupt  nicht  mehr.  „Die  besten 
Wechsel  auf  fremde  Plätze  und  die  solidesten  Wertpapiere 
waren  während  mehrerer  Tage  unverkäuflich."^)  Die  gefürchtete 
Geldkrisis  war  plötzlich  mit  voller  Schärfe  hereingebrochen. 
„Die  ganze  bisherige  Kreditmaschinerie  der  Schweiz  war  auf 
die  bedenklichste  Weise  ins  Stocken  geraten,"^)  ein  Mangel  an 
Münzgeld  trat  ein,  der  auch  im  kleinsten,  täglichen  Verkehr 
empfindliche  Störungen  brachte.  Die  Geldsendungen  aus  Frank- 
reich hörten  vollständig  auf,  zumal  auch  die  französischen 
Bankhäuser,  die  gew^illt  waren,  ihren  schweizerischen  Freunden 
Geld  zu  senden,  durch  die  Ausschreitungen  des  Pöbels  daran 
gehindert  wurden. 

Dazu  verlangte  der  Bund  selbst  am  22.  Juli  von  dem 
Geldmarkt  des  Inlandes  5  Mill.  Fr.  durch  Ausgabe  von  zu  4^2  ^'o 
verzinslichen  Kassenscheinen.*)  Kurz,  der  Geldbedarf  stieg  außer- 
ordentlich, jeder  Geldzufluß  von  Außen  fiel  weg,  der  Geldmangel 
führte  zu  zahlreichen  Fällen  von  Zahlungsunmöglichkeiten.  In 
vei-schiedenen  Kantonen  (Bern,  Aargau)  i)  wurden  Moratorien 
{allgemeiner  Zahlungsaufschub  für  die  Schuldner)  dekretiert, 
und  häufig  erschienen  private  Noten. 

Am  22.  Juli  hatte  der  Bundesrat  in  Bern  eine  Ver- 
sammlung von  Mitgliedern  der  Bundesversammlung  abgehalten, 
um  über  die  Mittel  zur  Abhilfe  zu  beraten.^)  Am  26.  Juli  tagte 
ebendort  eine  Versammlung  von  Abgeordneten  der  schweize- 
rischen Bank-  und  Finanzwelt.")  Man  verlangte  Tarifierung 
ausländischer   Goldmünzen    aus    Nichtmünzunionsländem    und 


*)  Konrad  Keller,  Die  Krisis  des  J.  1870  in  ihrer  Wirkung  auf  die 
Schweiz,   Gutachten  des  Handels-  und  Industrievereins,  1871,   S.  19    ff 
«)  BdWtt.  1870,  III,  256. 
«)  Bdbltt.  1870,  III,  820. 
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Gründung  eines  Bankvereins,  um  den  Noten  der  25  Banken 
den  Umlauf  durch  die  ganze  Schweiz  zu  ermöglichen. 

Die  Folge  war,  daß  der  Bundesrat  am  30.  Juli,  gestützt 
auf  Art  9  des  Münzgesetzes  vom  7.  Mai  1850  betr.  die  Tari- 
fierung  anderer  Münzsorten,  wenn  die  Devise  Paris  W2<*/o  über 
Pari  stehe,  die  eidgenössischen  Kassen  ermächtigte,  den  eng- 
lischen Sovereign  und  Halbsovereign  zu  25,20  bezw.  12,60 
Er.  (damaliger  Kursstand)  anzunehmen.  *)  Das  gleiche  geschah 
am  10.  August  mit  dem  nordamerikanischen  Dollar,  der  zu 
5,15  Fr,  tarifiert  wurde.") 

Die  englischen  Münzen  bezog  man  durch  Diskontieren 
von  Wechseln  auf  London,  die  im  Besitze  der  Notenbanken 
der  Schweiz  waren.  Der  Transport  erfolgte  durch  Deutschland. 
Die  englischen  und  amerikanischen  Münzen  erhielten  durch 
diese  Tarifierung  Kassenkurs  in  der  Schweiz,  wurden  also 
„schweizerisches  Geld". 

An  nordamerikanischen  Dollars  wurden  nur  für  70000  Fr. 
in  Umlauf  gebracht.  Denselben  wurde  der  Kassenkurs  am 
4.  Nov.  1870  durch  Bundesratsbeschluß  wieder  entzogen,*)  die 
eidgenössischen  Kassen  lösten  die  Münzen  ein  und  schoben  sie 
nach  England  ab. 

An  Sovereigns  kamen  über  10,5  Mill.  Fr.  in  den  Verkehr, 
also  fast  4  Fr.  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Ihre  starke  Ver- 
breitung hat  der  Geldkrisis  am  meisten  gesteuert 

Dui-ch  die  Erhebung  der  Sovereigns  und  Dollars  zu  schwei- 
zerischem Gelde  entstand  zwischen  der  Schweiz  einer-  und 
England  und  den  Vereinigten  Staaten  anderseits  das  Verhältnis 
einseitigen  Synchartismus  in  bezug  auf  das  Goldgeld.  Diese 
Münzen  waren,  da  sie  in  ihren  Heimatstaaten  frei  ausprägbar 
waren,  in  der  Schweiz  bares  Geld.  Die  Münzstätten  lagen  zwar 
im  Auslande,  aber  die  Schweiz  war  ja  durch  den  einseitigen 
Synchartismus  eine  Geldprovinz  Englands  geworden. 

Man  hatte  nicht  das  Stück  Gold,  das  in  England  Sovereign 
hieß,  —  die  Dollars  kommen  wegen  ihrer  geringen  Zahl  gar 
nicht  in  Betracht  —  tarifiert,  sondern  das  „englische  (Jeldstück 

»)  A.  S.  X,  287  ff.     «)  A.  S.  X,  306. 
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Sovereign*'.  Daher  war  auch  nicht  nach  dem  Goldgehalt  der 
Sovereigns,  sonder  nach  dem  Wechselkurs  vom  30.  Juli  1870 
die  Höhe  von  25,20  Fr.  festgesetzt.  Man  wollte  die  Münze  nur 
entleihen,  um  den  eigenen  vorübergehenden  Mangel  zu  decken, 
und  sie  nachher  als  englisches  Geld  wieder  abschieben. 

Man  behandelte  die  Sovereigns  als  fakultatives  und  unein- 
lösbares  Geld.  Natürlich  waren  sie  in  akzessorischer  Stellung. 

Der  Bundesrat  hatte  am  12.  und  29.  August  1870  zwei 
Kreisschreiben  an  die  Kantone  versandt,  in  denen  er  seine 
Maßnahmen  zur  Beseitigung  der  Geldkrisis  darlegte.*)  Die  Ver- 
handlungen zur  Gründung  eines  Bankvereins  dauerten  fort, 
führten  aber  zu  keinem  Ergebnis.  Die  Selbstherausgabe  von 
Banknoten  lehnte  der  Bundesrat  ab. 

Die  Friedenshoffnungen  nach  dem  Siege  von  Sedan  ver- 
hinderten weitere  Maßnahmen,  da  die  Krisis  nachließ.  Als  der 
Krieg  aber  seinen  Fortgang  nahm,  sah  sich  der  Bundesrat  zu 
definitivem  Vorgehen  gezwungen.  Er  brachte  daher  am  2.  Dez. 
1870  einen  Gesetzesvorschlag  zur  Änderung  des  Art  9  des 
Münzgesetzes  von  1850  ein*)  in  dem  Sinne,  daß  die  Tarifierung 
des  Bundesrats  an  keine  Grenze  gebunden  und  die  tarifierten 
Geldsorten  Kurantgeld  für  jedermann  sein  sollten.  Als  erstrebens- 
wert erklärte  man  in  richtiger  Erkenntnis  der  Lage  eine  Un- 
abhängigkeit vom  Münzbunde  bis  zu  gewissem  Grade. 

Die  Bundesversammlung  ging  auf  Veranlassung  der  Kom- 
mission des  Nationalrats  über  den  bundesrätiichen  Vorschlag 
hinaus  und  beschloß,  die  Tarifierungsbefugnis  sich  vorzubehalten 
und  Goldgeld  selbst  ausprägen  zu  lassen.  Die  diesbezüglichen 
zwei  Gesetze  wurden  am  22.  Dez.  angenommen. 

Das  erste  war  ein  Gesetz  betr.  Abänderung  des  Art.  9 
des  eidgenössischen  Münzgesetzes  vom  7.  Mai  1850.*)  Der 
neue  Artikel  lautete: 

Art.  9.    Den  öffentiichen  Kassen  der  Eidgenossen- 
schaft ist  es  untersagt,  andere  als  gesetzliche  Münzsorten 

in  Zahlung  zu  nehmen. 

0  Bdbltt.  1870.  II,  183  bezw.  256. 

«)  Bdbltt.  1870,  III,  943.     «)  A.  S.  X,  342. 


108      IV.  DAS  ANSCHWELLEN  DER  NOTALEN  GELDABTEN. 

In  außerordentlichen  Zeiten  jedoch  und,  wenn  Mangel 
an  gesetzlichen  Münzsorten  eintreten  sollte,  behält  sich 
die  Bundesversammlung  vor,  für  Münzen,  die  in  anderer 
Währung  geprägt  sind,  eine  ihrem  eigentlichen  Gehalte 
entsprechende  Wertung  aufzustellen.  Diese  Wertung  ist 
sodann  für  alle  öffentlichen  und  Privatkassen  auf  Schweizer- 
gebiet verbindlich,  und  die  so  gewerteten  Münzen  sind 
den  gesetzlichen  Münzen  gleichgestellt,  solange  die  Tari- 
fierung  dauert. 

Auf  Grund  dieser  neuen  Fassung  wurde  nun  durch  Bun- 
desbeschluß vom  gleichen  Tage  der  Sovereign  zu  25,10  Fr. 
tarifiert  und  bestimmt,  daß  den  Inhabern  von  Sovereigns  von 
der  Eidgenossenschaft  die  Differenz  von  10  Bappen  pro  Stück 
zwischen  der  Tarifierung  vom  30.  Juli  und  der  neuen  ausbe- 
zahlt werde.*)  Der  Bundesrat  setzte  die  Einlieferungsfrist  auf 
den  31.  Dez.  fest.^^) 

Für  die  neue  Tarifierung  zu  25,10  Fr.  entschied  man  sich 
aus  folgenden  Gründen.  Dem  Goldgehalt  nach  hätte  der  nicht 
abgeschliffene  Sovereign  25,22  Fr.  Wert  gehabt.  Das  Passier- 
gewicht entsprach  25,06  V*  Fr.  In  England  wurden  aber  ab- 
geschliffene Stücke  nicht  ersetzt,  wenn  sie  unter  das  Passiei^ewicht 
gesunken  waren,  sondern  zerschnitten  und  dem  Inhaber  zurück- 
gegeben. Der  umlaufende  Sovereign  hatte  einen  durchschnitt- 
lichen Goldwert  von  25,15  V4  Fr.  Rechnete  man  hiezu  noch 
die  Unkosten  des  Bezugs  aus  London,  so  ergab  sich  ein  Preis 
von  etwa  25,21  Fr.  für  das  Stück. 

Diese  Höhe  (25,21)  nahm  man  deshalb  nicht,  weil  man 
mit  Recht  als  ihre  Folge  eine  Überschwemmung  der  Schweiz  mit 
Sovereigns  befürchtete.  Die  Banken  hätten  bei  dem  Bezug  von 
Sovereigns  einen  bedeutenden  Gewinn  gemacht.  Eine  zu  niedrige 
Tarifierung  (etwa  25,00  Fr.)  hätte  natürlich  nur  den  Erfolg, 
gehabt,  daß  kein  Sovereign  für  diesen  Preis  in  London  erhält- 
lich war. 

Daher  griff  man  mit  Recht  zu   der  Mittelhöhe  25,10  Fr. 
und  zahlte  die  Differenz  aus  der  Bundeskasse  nach.  Dazu  Avar 
•)  A.  S.  X,  SU.    «)  A.  S.  X,  862. 
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der  Bund  verpflichtet,  denn  er  setzte  ja  denn  Nennwert  seines 
Geldes  herab.  Der  Sovereign  war  schweizerisches,  staatliches 
Geld,  nicht  etwa  nur  eine  Handeismünze. 

Am  26.  Juli  1871  erging  ein  Bundesratsbeschluß,*)  durch 
den  mit  dem  10.  August  1871  die  Sovereigns  außer  Kurs  gesetzt 
wurden.  Bis  dahin  wechselten  die  eidgenössischen  Kassen  die- 
selben gegen  Kurantgeld  der  Münzunion  um.  Im  ganzen  wurdea 
6526,5  Sovereigns  eingeliefert  und  zum  Kurse  von  25,20  nach 
dem  Auslande  abgeschoben.*)  So  hatte  die  Tarifierung  der  fremden 
Münzen  der  Eidgenossenschaft  keinen  finanziellen  Verlust  ge- 
bracht. — 

Das  zweite  der  am  22.  Dez.  1870  angenommenen  Gesetze 
betraf  die  Goldprägung.    Dasselbe  lautet: 8) 

Art.  1.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt  sowohl  für  Rech- 
nung des  Bundes  als  für  Rechnung  dritter  Personen  diejenigen 
Goldmünzen  auszuprägen,  welche  der  Tabelle  des  Art  2  im 
Münzvertrage  vom  28.  Christmonat  1865  entsprechen. 

Art.  2.  Die  Größe  der  Prägungen  für  Rechnung  des  Bun- 
des muß  jeweilen  durch  die  Bundesversammlung  bestimmt 
werden. 

Die  Bedingungen  der  Prägungen  für  Rechnung  dritter 
Personen  sind  durch  ein  Regulativ  des  Bundesrates  festzustellen. 
Art.  3.  Auf  die  schweizerischen  Goldmünzen  ist  der  Art.  13 
des  Münzgesetzes  vom  7.  Mai  1850  nicht  anwendbar. 

Goldstücke,  deren  Gewicht  durch  Abnutzung  um  V/a^/o 
unter  die  untere  Fehlergi-enze  (Art.  2  des  Münzvertrags  vom 
23.  Christmonat  1865)  gesunken  ist,  gelten  nicht  mehr  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel. 

Zugleich  wurde  ein  Bundesbeschluß  über  Ausprägung  von 
10  Mill.  Fr.  in  Zwanzigfrankenstücken  gefaßt,*)  jedoch  wegen  der 
hohen  Goldpreise  in  den  nächsten  Jahren  nicht  ausgeführt.^) 

Am  20.  Januar  1871  wurde  ein  Regulativ  über  die  Münz- 
fabrikation,*) am  15.  Jan.  1873  über  die  Prägung  von  Goldmünzen 

')  A.  S.  X,  524.      «)  Bdbltt.  1872,  II,  39i'. 

»)  A.  S.  X,  346.      *)  A.  S.  X,  3i8.       *)  Bdbllt.  1872^  II,  413. 

«)  A.  S.  X,  373. 
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für  Rechnung  dritter  Personen  *)  erlassen.  In  letzterem  wurde 
der  Preis  des  kg  Goldes  Vio  fein  abzüglich  des  Schlagschatzes 
von  5®loo  auf  3084,50  Fr.  festgesetzt*)  Jedoch  fanden  in  den 
siebziger  Jahren  wegen  des  hohen  Goldpreises  in  London  keine 
Prägungen  in  Bern  statt 

Diese  Freigabe  der  Goldprägung  in  der  Schweiz  hatte  auf 
das  Geldsystem  keinerlei  Einfluß.  Das  Gold  war  ja  schon  seit 
1860  frei  ausprägbar,  nur  lag  die  Münzstätte  in  Frankreich.  Als 
solche  war  besonders  die  Straßburger  Münze  benutzt  worden, 
deren  Prägungen  aber  durch  die  Erwerbung  des  Elsasses  für  das 
Deutsche  Reich  ihr  Ende  gefunden  hatten.  — 

Das  rasche  Überstehen  der  schweren  Geldkrisis  des  Jahres 
1870  ist  neben  der  Tarifierung  der  Sovereigns  den  raschen 
deutschen  Siegen  im  August  1870  zuzuschreiben.  Dadurch  wurde 
die  Gefahr  einer  Verwickelung  der  Schweiz  in  den  deutsch-franzö- 
sischen Krieg  beseitigt  und  die  Geldraarktlage  wieder  beruhigter. 

Außer  den  unvermeidlichen  hohen  Diskont-  und  Zinssätzen 
brachte  die  Krisis  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  keine  Ver- 
luste. Aber  sie  warf  ein  grelles  Licht  auf  die  schiefe  Lage  des 
schweizerischen  Geldwesens.  Die  vöDige  Abhängigkeit  von  Frank- 
reich war  klar  zutage  getreten.  Die  Zustände  im  Banknoten- 
wesen waren  fast  kläglich,  die  Hilflosigkeit  der  Schweiz  im  Falle 
einer  größeren  Ausdehnung  des  Krieges  über  Italien  und  Öster- 
reich eine  völlige.  Wie  ernst  die  Lage  war,  beweist  die  An- 
schaffung von  20  Mill.  Fr.  Papiergeld,  die  ev.  ausgegeben  werden 
sollten:^)  Uneinlösbares  Papiergeld  eines  Landes,  das  politischen 
Frieden  und  wirtschaftlichen  Wohlstand  genoß! 

Die  siebziger  Geldkrisis  bildet  seit  1850  den  Wendepunkt 
der  schweizerischen  Geldgeschichte.  Seitdem  beginnen  die  Be- 
strebungen, dasselbe  zu  sanieren,  Bestrebungen,  die  allerdings 
recht  langsam  zu  Erfolgen  führten,  deren  Zielpunkt  aber  die 
Schaffung  eines  eigenen,  unabhängigen  Geldwesens  ist 


»)  A.  S.  XI,  96. 

•)  Für  diese  Prägungsfreilieit  des  Goldes  wurde  die  Münzstätte  1871 
umgebaut  (Bdhltt.  1862,  II,  412). 
»)  Bdbltt.  1870,  III,  820. 
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§  8. 

DIE  BEKÄMPFUNG  DES  SILBERGELDZUFLÜSSES. 

1871-1882. 

Im  Jahre  1872  machte  sich  im  Verkehr  ein  Mangel  an 
Goldgeld  fühlbar.^)  Es  fand  nämlich  eine  starke  Mehrausfuhr 
f  on  Gold  in  Barren  und  Münzen  aus  Frankreich  statt  (1871 — 73 
durchschnittlich  für  125  Mill.  Fr.  jährlich).  Die  Zahlung  der  fran- 
zösischen Kriegsentschädigung  an  Deutschland  erfolgte  z.  T.  eben- 
falls in  Gold,  so  daß  sich  der  Goldgeldumlauf  der  Union  erheblich 
verringerte. 

Das  ungeprägte  Gold  Amerikas  und  Australiens  und  die 
Goldmünzen  der  lateinischen  Münzunion  flössen  nach  Deutsch- 
land und  Skandinavien,  da  dort  das  Gold  vorteilhaft  an  die  Münz- 
stätten verkauft  werden  konnte.  In  beiden  lÄndern  war  durch 
die  Einführung  der  Goldwährung  mit  Barverfassung  des  Goldes 
nach  1871  ein  starker  Bedarf  an  Goldmetall  entstanden. 

Nach  den  Münzstätten  der  lateinischen  Münzunion  wandte 
sich  der  Goldstrom  einmal  deshalb  nicht,  weil  in  Deutschland  das 
Kilogramm  Barrengold  höher  bezahlt  wurde,  und  zum  andern,  weil 
in  Frankreich  und  Belgien  die  Goldfreiprägung  1872  und  1873 
sistiert  und  bis  1879  sehr  beschränkt  war. 

Aus  diesen  Verschiebungen  des  Goldabsatzgebietes  nach 
Mittel-  und  Nordeuropa  erklärt  sich  der  Mangel  an  Goldgeld  im 
Verkehr  der  Münzunionsländer.  — 

1872  zeigte  sich  aber  auch  eine  Zunahme  des  Umlaufs  an 
silbernen  Fünffrankenstücken.  Dieselbe  rührte  dalier,  daß  diese 
Münzen  durch  die  Einführung  der  Reichsgoldwährung  aus 
Deutschland,  bes.  aus  Elsaß-Lothringen  vertrieben  wurden*)  and 
in  die  Schweiz  und  Frankreich  zurückkehrten. 

Von  1873  ab  trat  nun  aber  als  vorherrschende  und  bei 
weitem  auffallendste  Erscheinung  im  Geldwesen  ein  außeror- 


*)  Bdbltt.  1873,  II,  232  und  246. 

•)  M.  Wirth,  Die  Notenbankfrage  in  Bez.  z.  Währungsreform  in  Östr.- 
Ung.  1894,  S.71. 
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deutlich  starker  Zufluß  von  silbernen  Fünf  franken  talern 
ein.    Dieser  hatte  folgende  Gründe: 

Seit  Anfang  der  sechziger  Jahre  war  die  Silbemietallpro- 
duktion  der  Erde  gestiegen.    Sie  betrugt) 

1851  —60  im  Durchschnitt  202  MilL  Fr.  jährlich 
1861—65    „  „  249      „      „ 

1866-70    „  „  299      „      „ 

1871-75    „  „  430     „      „         „ 

1876-80    „  „  475      ,      „         „ 

Bis  1868  war  das  Silber  meist  nach  Indien  und  zu  Handels- 
zwecken nach  dem  Osten  überhaupt  abgeflossen.  Di^es  hörte 
seitdem  auf,  das  Silbergeld  kehrte  aus  den  östlichen  Landern 
infolge  der  beruhigten  Lage  wieder  zurück;  die  Mehrproduktion 
seit  1866  floß  nicht  nach  dem  schon  überfüllten  Silberwährungs- 
land Indien,  konnte  aber  auch  seit  1872  nicht  mehr  nach  Deutsch- 
land und  Skandinavien  fließen,  da  dort  die  Silberfreiprägung 
gesperrt  wurde. 

Die  Folge  dieser  Verschiebung  und  bes.  Verringerung  des 
Absatzgebietes  und  der  Vermehrung  der  Produktion  von  Silber  war 
ein  Steigen  des  Angebotes  bei  sinkender  Nachfrage  auf  dem  Edel- 
metallmarkte. Der  Londoner  Silberpreis  pro  Unze  Standardsilber 
(«'/iofein)  stand  seit  1866  nie  über  60  V2  (entspricht  einem  Wert- 
verhältnis von  1 :  15,6  zwischen  Gold  und  Silber),  dann  fiel  er*)  und 
stand 
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»)  Soetbeer,  Materialien,  1886,  S.  3.      *)  Ebendort,  S.  18—20. 
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Da  nun  das  Silber  in  den  Münzstätten  nach  dem  bestimm- 
ten Satz  von  220,56  Fr.  pro  kg  zur  Ausprägung  angenommen 
werden  mußte,  so  strömte  es  bei  sinkendem  Silberpreis  natürlich 
in  die  Münzstätten  der  lateinischen  Münzunion.  Hier,  bes.  in 
Brüssel  und  Paris,  wurde  es  zu  Fünffrankentalern  ausgeprägt, 
da  diese  ja  noch  bares  Silbergeld  waren. 
Es  wurde  geprägt  *)  (in  Mill.  Fr.) : 
im  Jahre 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880  —  —  — 

Die  Folge  der  starken  Prägungen  (von  1871 — 73  allein  für 
über  400  Mill.  Fr.)  war  natürlich  eine  übermäßige  Vermehrung 
der  Fünffrankentaler.  Da  das  Goldgeld  selten  wurde,  so  mußten 
große  Zahlungen  in  Silberkurantgeld  zu  5  Fr.  geleistet  werden. 
Dies  war  einerseits  sehr  unbequem,*)  andererseits  staute  sich  das 
Silbergeld  in  den  öffentlichen  Kassen.  Dadurch  wurde  die  herr- 
schende Goldwährung  bedroht;  denn  es  lag  die  Gefahr  nahe,  daß 
die  Silberobstruktion  eine  Silberwährung  erzwingen  werde. 

Um  einer  solchen  Überschwemmung  durch  Silbergeld  zu 
entgehen,  weigerten  sich  die  beiden  wichtigsten  Banken  in  der 
Münzunion,  die  ßanque  de  France  und  die  belgische  National- 
bank, weiterhin  Fünffrankenstücke  nicht  französischen  bezw.  nicht 
belgischen  Gepräges  anzunehmen.  Dies  traf  die  schweizerische 
Bankwelt  sehr  hart.    Man   war  gewohnt  gegen  Bezahlung  von 


•ankreich 

in  Belgien 

in  Italien 

4,7 

23,9 

36,0 

0,3 

10,2 

35,6 

54,6 

111,7 

42,2 

59,9 

12,0 

60,0 

75,0 

14,9 

50,0 

52,6 

10,7 

31,9 

16,4 

— 

22,0 

1,8 

— 

9,0 

— 

— 

20,0 

*)  Soetbeer,  Materialien,  1886,  S.  27. 

*j  100  Fr.  in   Goldkurantgeld  wogen  32,25  gr,    100  Fr.  in  Silber- 
kurantgeld 500  gr.     Zu  diesem  Gewichtsverhältnis  von  1  :  15,5  kam  bei 
Geldsendungen  noch  das  Raumverhältnis,  das  etwa  1  :  20  betrug ! 
Blaum,  Geldwesen  der  Schweiz.  8 
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Füuffrankentalern  an  die  Filialen  der  Banqiie  de  France  Wechsel 
anf  diese  ziehen  zu  können.  Nun  wurde  diese  Möglichkeit  auf 
einmal  abgeschnitten  oder  doch  erschwert,  da  man  nur  franzö- 
sische Fünffrankenstücke  hierzu  benutzen  sollte. 

Diese  Lage  der  Geldverhältnisse,  wachsende  ÜberschwemT 
mung  mit  silbernem  Kurantgeld,das  von  Jahr  zu  Jahr  unter- 
wertiger  wurde,  beunruhigte  die  Finanzwelt  der  Münzunionsstaaten 
sehr.  Die  Schweiz  hatte  schon  1860  ihre  Schaffung  von  Silber- 
scheidegeld für  den  ersten  Schritt  zur  alleinigen  Barverfassung 
des  Goldgeldes  erklärt  Bei  der  Gründung  der  Münzunion  hatte 
sie  die  Einführung  derselben  befürwortet,  war  damit  aber  nicht 
durchgedrungen.  Nachdem  nun  Deutschland,  die  skandinavischen 
Länder  und  England  zur  alleinigen  Freiprägung  des  Goldes  end- 
giltig  übergegangen  waren,  erhob  sich  die  alte  Forderung  in 
Handels-  und  Industriekreisen  immer  wieder.  Auch  iü  Fi-ank- 
reich  und  Belgien  verlangte  man  die  Beseitigung  der  Silberfrei- 
prägung, aber  die  Kriegsereignisse  hemmten  die  Entwickelung, 
und  so  unterblieb  die  Sperrung  der  Silberfi-eiprägung. 

Als  nun  1873  das  Silbergeld  in  Massen  in  den  Verkehr 
einströmte,  war  schleunige  Abhilfe  notwendig.  Den  einzelnen 
Münzunionsstaaten  waren  die  Hände  gebunden.  Sie  konnten  nur 
gemeinsam  vorgehen. 

Daher  fragte  die  Schweiz,  veranlaßt  durch  eine  Eingabe  des 
schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins  im  Juni  1873  bei 
Belgien  an,  wie  es  sich  zur  Einberufung  einer  Münzkonferena 
stelle.  Belgien  lehnte  ab:  Sein  Finanzminister  hatte  die  tägliche 
Ausprägungshühe  von  Fünffrankenstücken  auf  150000  Fr. 
(=  30000  Stück)  beschränkt. 

Frankreich  folgte  zwar  dieser  Maßregel  Belgiens,  indem  es 
die  Prägung  auf  200000  Fr.  täglich  beschränkte,  beruhigle  sich 
aber  nicht  dabei.  Denn  als  die  Schweiz  nun  unmittelbar  bei 
Frankreich  anfragte,  lud  dies  die  Münzunionsstaaten  zu  einer  Kon- 
ferenz nach  Paris  im  Dezember  1873  ein.^) 

Die  Konferenz  fand  im  Januar  und  Februar  1874  in  Paris 
statt  und  beriet  über  die  zur  Abwehr  des  Silberüberflusses  zu 

*)  Bdbltt.  1874,  I,  1027  ff. 


§8.     SILBEReELDZUFLUBS.  115 

ergreifenden  Mittel.  Die  Schweiz  ließ  durch  ihre  Vertreter  (Natio- 
nalrat Feer-Herzog  und  Legationsrat  Lardy)  alleinige  Barverfas- 
sung des  Ooldgeldes  und  Bückzug  des  italienischen  Papiergeldes 
verlangen. 

Die  letztere  Forderung  wurde  erhoben,  da  das  italienische 
Silberscheidegeld  zu  2  bis  Vs  Fr.,  durch  das  Papiergeld  gleichen 
Nennwerts  aus  Italien  vertrieben,  die  Schweiz  überschwemmte. 
Diese  Störung  konnte  natürlich  nur  durch  Bückzug  des  kleinen 
Papiergeldes  gehoben  werden.  Die  Münzuuion  war  aber  nicht 
in  der  Lage,  Italien  dazu  zu  zwingen. 

Am  31.  Januar  1874  schlössen  die  Vertreter  von  Belgien, 
Frankreich,  der  Schweiz  und  Italien  eine  „(L)  Nachträgliche 
Übereink unf t  zu  dem  Münzvertrag"  ab.*)  Am  25.  Juni  wurde 
dieselbe  von  der  Bundesversammlung  gutgeheißen. 

Diese  Übereinkunft  beschränkte  die  Höhe  der  Ausprägung 
von  Fünffrankenstücken  in  der  ganzen  Union  für  das  Jahr  1874 
auf  120  Mill.  Fr.,  wovon  auf  die  Schweiz  8  Mill.  Fr.  entfielen. 
Die  Staaten,  die  Papiergeld  ausgegeben  hatten,  durften  nur  soviel 
ausprägen,  als  nach  Abzug  ihres  Papiergeldes  von  ihrem  Kon- 
tingent noch  übrig  blieb. 

Für  die  Kontingente  war  als  Höhe  die  bereits  1873  für 
Frankreich  von  sich  aus  angesetzte  Grenze  maßgebend,  d.  h. 
200000  Fr.  pro  Tag  und  Staat  von  etwa  40  Mill.  Einwohnern 
bei  300  Arbeitstagen  im  Jahr.  Ein  Beweis,  wie  abhängig  die 
Union  von  Frankreich  war! 

Diese  Maßregel  der  Kontingentierung  des  Fünffrankengeldes 
war  bei  der  herrschenden  Lage  die  einzig  mögliche.  Man  wußte 
nicht,  ob  die  Abwärtsbewegung  des  Silberpreises  fortdauern 
werde,  und  wollte  sich  daher  nicht  binden.  So  beschränkte  man 
die  Gefahr  der  Überflutung  auf  ein  allerdings  sehr  reichliches  Maß, 

Es  wurde  femer  bestimmt,  daß  über  die  „Annahme  und  Rück- 
weisung von  Beitrittsbegehren  das  Einveretändnis"  aller  Teile  der 
Union  erforderlich  sein  solle  (Art.  4  und  5). 

Außerdem  verpflichteten  sich  die  Banque  de  France  und 
die  belgische  Nationalbank,   die  fremden  Fünffrankenstücke  au 

»)  A.  S.  Neue  Folge  (N.  F.)  I,  S.  97. 

8* 
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ihren  Kassen  wieder  anzunehmen.  Dieser  Teil  der  Übereinkunft 
war  besonders  für  die  Banken  der  Schweiz  von  größter  Bedeutung. 

Die  Schweiz  machte  von  ihrem  Prägerecht  voll  Gebrauch, 
geradeso  wie  die  übrigen  Unionsstaaten.^)  — 

In  Befolgung  des  Art.  3  der  ersten  Übereinkunft  trat  im 
Januar  1875  eine  zweite  Konferenz  in  Paris  zusammen.  Am 
5.  Febr.  1875  wurde  eine  „IL  Nachträgliche  Übereinkunft 
betr.  die  Fabrikation  von  Silbermünzen"  unterzeichnet,*) 
die  am  25.  Juni  von  der  Bundesversammltöig  genehmigt  wurde. 

Diese  Übereinkunft  setzte  die  Kontingente  für  Ausprä^ng 
von  Fünffrankenstücken  für  das  Jahr  1875  um  ein  Viertel  höher 
an,  als  die  vorjährigen  (Art.  1  und  2).  Außerdem  wurde  bestimmt, 
es  dürfe  kein  Staat  im  Jahre  1875  mehr  als  bis  zur  halben  Höhe 
seines  Kontingents  Münzscheine  (Papiergeld)  ausgeben.  Die 
Schweiz,  die  10  Mill.  Fr.  prägen  durfte,  hätte  also  5  Mill.  Fr. 
Papiergeld  ausgeben  können. 

Natürlich  war  diese  Bestimmung  gänzlich  wertlos.  Wer 
wollte  Italien  oder  gar  Frankreich  hindern,  beliebig  viel  Papier- 
geld auszugeben,  wenn  dies  sein  Staatsinteresse  verlangte? 

Die  Schweiz  prägte  diesmal  im  Gegensatz  zu  den  anderen 
Staaten,  die  ihre  Kontingente  wieder  voll  ausprägten,  nichts 
aus.3)  — 

In  Ausführung  des  Art  5  der  zweiten  Übereinkunft  trat 
im  Januar  1876  wieder  eine  Konferenz  in  Paris  zusammen.  Am 
3.  Febr.  1876  schloß  man  eine  dritte  Übereinkunft  ab,  die  am 
1.  Juli  von  der  Bundesversammlung  genehmigt  wurde.*) 

Ihr  Inhalt  war  der  gleiche  wie  der  der  zweiten  Überein- 
kunft, nur  daß  die  Gesamthöhe  der  Kontingente  wieder  auf  120 
Mill.  Fr.  reduziert  wurde.    Auch  diesmal  prägten  die  Staaten  im 


*)  s.  ob.  die  Tabelle.  Von  den  8  Mill.  Fr.  eidgenössischer  Fünf- 
frankenstücke wurden  wegen  ungenügender  Maschinen  der  Berner  Münz- 
stätte 7  Mill.  Fr.  in  Brüssel  ausgeprägt  (Bdbltt.  1875,  II,  156). 

«)  A.  S.  N.  F.  I,  797. 

')  Bdbltt.  1876,  n,  631.  Auch  beschloß  man,  den  Münzreservefond 
nicht  mehr  zu  verzinsen  (A.  S.  N.  F.  I,  685). 

*)  A.  S.  N.  F.  II,  497. 
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Gegensatz  zu  der  Schweiz,  die  sich  jeglicher  Prägung  enthielt, 
ihr  Kontingent  voll  aus.*) 

Da  die  Silberentwertung  fortdauerte,  kam  man  für  1877 
und  1878  überein,  keine  Prägungen  vorzunehmen.*)  Die  Über- 
zeugung hatte  sich  durchgerungen,  daß  eine  weitere  Vermeh- 
rung des  unterwertigen  Silberkurantgeldes,  dessen  Umlauf  bereits 
3500  Mill.  Fr.  betrug,  unangebracht  sei.  Eineraeits  waren  diese 
Münzen  für  den  Verkehr  sehr  unbequem,  anderseits  befürchtete 
man  —  in  völlig  metallistischer  Auffassung  —  ein  starkes  Dis- 
agio  dieser  Münzen. 

Nun  hatte  man  sich  dem  Vertrag  entsprechend  zum  31.  Dez. 
1878  den  Münzvertrag  vom  23.  Dez.  1865  gekündigt  und  mußte 
daher  über  dessen  Fortbestehen  beraten.  Die  Konferenzen  fanden 
im  Oktober  und  November  1878  in  Paris  statt  und  führten  am 
5.  November  1878  zum  Abschluß  eines  neuen  Münzver- 
trages und  einer  (IV.)  Deklaration  betr.  die  Fabrikation  von 
Silbermünzen  im  Jahre  1879.  Am  24.  März  1879  bezw.  20.  Dez. 
1878  nahm  die  Bundesversammlung  die  Genehmigungsanträge 
des  Bundesrats  an.^)  Dazu  trat  am  11.  Juni  1879*)  eine  Zu- 
satzakte zur  Vereinbarung  über  die  Vollziehung  des  Art.  8  des 
neuen  Münzvertrags.  Dieselbe  wurde  am  20.  Juni  1879  ge- 
nehmigt*) 

In  dem  Münzvertrag  vom  5.  Nov.  1878  war  nur  wenig  an 
der  Fassung  des  Vertrages  vom  23.  Dez.  1865  geändert.  Außer 
redaktionellen  Änderungen  in  Form  und  Ausdruck  war  folgen- 
des anders*)  bestimmt: 

Art.  5  war,  da  erledigt,  gestrichen;  an  seine  Stelle  trat 
Art.  6  des  alten  Vertrages.  Von  Art.  7  blieb  nur  der  erste  Ab- 
satz als  Art.  6  bestehen,  das  übrige  wurde,  da  erledigt,  gestrichen. 
Art.  8  wurde  Art.  7  des  neuen  Vertrages.    Dann  lautete  der  neue 

»)  Bdbltt.  1877,  II,  572. 

*)  Man  gab  dabei  dem  Fürsten  von  Monaco  die  Erlaubnis,  2  Mill. 
Fr.  Goldgeld  mit  eigenem  Stempel  prägen  zu  lassen,  und  erteilte  diesen 
Münzen  den  Kassenkurs  (Bdbltt.  1878,  III,  758). 

»)  A.  S.  N.  F.  IV,  319  bezw.  292. 

*)  Das  Datum  hier  nach  Bdbltt.  1879,  III,  66  berichtigt. 

»)  A.  S.  N.  F.  IV,  328.     «)  Vgl.  den  Wortlaut  in  §  6. 
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„Art.  8.  um  der  italienischen  Regierung,  welche  erklärt 
hat,  ihr  kleines  Papiergeld  unter  5  Fr.  abschaffen  zu  wollen,  dies 
zu  erleichtem,  verpflichten  sich  die  andern  Vertragsstaaten,  die 
italienischen  Silberscheidemünzen  aus  der  Zitkulation  zurück- 
zuziehen und  an  ihren  öffentlichen  Kassen  nicht  mehr  anzu- 
nehmen. 

Diese  Münzen  werden  an  den  öffentlichen  Kassen  der 
anderen  Vertragsstaaten  wieder  zugelassen,  sobald  der  Zwangs- 
kurs des  Papiergeldes  in  Italien  abgeschafft  sein  wird. 

Sobald  die  Operationen  betreffend  den  Rückzug  der  ita- 
lienischen Münzen  aus  der  internationalen  Zirkulation  zum 
Abschluß  gelangt  sein  werden,  gelten  die  Bestimmungen  des 
Art.  7  in  bezug  auf  Italien  als  aufgehoben. 

Art.  9.  Die  Ausprägung  von  Goldstücken  nach  den  Be- 
stimmungen des  Art.  2,  mit  Ausnahme  derjenigen  von  goldenen 
Fünffrankenstücken,  welche  vorläufig  eingestellt  bleibt,  ist  jedem 
der  Vertragsstaaten  freigestellt 

Die  Ausprägung  von  silbernen  Fünffrankenstücken  bleibt 
vorläufig  eingestellt.  Dieselbe  kann  wieder  aufgenommen  werden, 
sobald  ein  einstimmiges  Einverständnis  seitens  der  Vertrags- 
staaten in  dieser  Beziehung  eingetreten  sein  wird." 

Der  bisherige  Art.  9  ist  als  Art.  10  in  den  neuen  Vertrag 
aufgenommen  mit  der  Änderung,  daß  nur  die  nach  den  Grund- 
sätzen des  neuen  Vertrages  geprägten  2,  1,  V2  und  V»  Franken- 
stücke auf  die  Kontingente  angerechnet  werden  (Abs.  3).  Diese 
selbst  sind  folgende: 

Belgien     33,0  Mill.  Fr. 
Frankreich  mit  Algier  240,0     „      „ 
Griechenland     10,5     „       „ 
Italien  170,0     „       „ 
Schweiz     18,0     „       „ 
Art.  10  und  11  des  alten  Vertrags  wurden  Art  11  und  12  des 
neuen  mit  einigen  weiteren  Bestimmungen  über  die  Verfolgung 
der  Falschmünzerei.    Ebenso  verschoben  sich  die  Art  12  bis  15 
zu  den  neuen  Art  13  bis  16.    Die  Dauer  des  Vertrags  wurde 
bis  zum  1.  Jan.   1886  und  dann   bei   Nichtkündigung   auf   je 
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ein  weiteres  Jahr  erstreckt;  sein  Inkrafttreten  wurde  auf  den 
1.  Jan.  1880,  den  Tag  des  Ablaufens  des  alten  Vertrages,  fest* 
gesetzt. 

Durch  die  an  diesen  Vertrag  angehängte  vierte  Deklara- 
tion betr.  die  Siibermünzen  war  die  Ausprägung  von  Silber- 
kurantgeld  auch  für  das  Jahr  1879  gesperrt,  die  Ausgabe  von 
Münzscheinen  verboten. *) 

Zugleich  mit  dem  Abschluß  des  Vertrages  verpflichteten 
sich  auch  die  Banque  de  France  und  die  belgische  Nationalbank, 
die  Fünffrankenstücke  nichteinheimischen  Gepräges  an  ihren 
Kassen  zuzulassen.  Diese  Konzession  war,  wie  oben  erwähnt, 
besonders  für  die  Schweiz  sehr  wertvoll,  da  ihre  Banken  aus 
den  Filialen  der  Banque  de  France  ihre  Metallgeldbestände  er- 
gänzten und  auf  sie  Wechsel  zogen.  Dieses  letzte  war  aber  er- 
schwert, wenn  die  Banken  in  Frankreich  und  Belgien  nur  noch 
Fünffrankenstücke  französischen  und  belgischen  Gepräges  an- 
nahmen. 

Die  einzige,  irgendwie  bedeutsame  Änderung,  die  der  neue 
Münzvertrag  hervorrief,  war  die  „vorläufige"  Einstellung  der 
Preiprägung  des  vSilbers.  Der  Fünffrankentaler  wurde  da- 
mit aus  barem  Gelde  zu  notalem.  Seit  1874  war  er  durch  jedes- 
malige Übereinkunft  auf  ein  Jahr  für  notal  erklärt,  indem  er  in 
seiner  freien  Ausprägbarkeit  auf  eine  bestimmte  Höhe  beschränkt 
wurde.     Von  1880  ab  blieb  er  es  für  unbestimmte  Zeit 

Im  übrigen  änderte  sich  an  der  Stellung  des  Fünffranken- 
talers nichts.  Insbesondere  blieb  er  uneinlösbar  und  —  ein  großer 
Fehler  —  Kurantgeld. 

Daß  die  Einstellung  der  Freiprägung  nicht  bloß  eine  vor- 
läufige sein  werde,  glaubte  man  in  der  Schweiz  bereits  seit  1874. 
Da  man  aber  in  Frankreich  an  dem  alten  Zustande  der  Bar- 
verfassung von  Gold  und  Silber  festhalten  wollte,  hielt  man  sich 
die  Möglichkeit  einer  Wiederaufnahme  der  Silberfreiprägung  offen 
(Art.  9  Abs.  2).  Außerdem  hoffte  man,  daß  die  Entwertung  des 
Silbers  nur  eine  vorübergehende  sein  werde  und  das  alte  Ver- 
hältnis 1 :  15V2  wiederkehre. 

•)  A.  S.  N.  F.  IV,  320. 
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Dem  Münzvertrag  war  ferner  eine  „Vereinbarung  betreffend 
die  Ausführung  des  Art.  8  des  Vertrages''  angefügt,  zu  der  am 
11.  Juni  1879  ein  Zusatzakt  erschien,  der  die  erste  Vereinbarung 
fast  vollständig  aufhob.  Der  Inhalt  der  beiden  Verträge  bezog 
sich  auf  den  Rückzug  der  italienischen  Silberscheide- 
münzen aus  den  nichtitalienischen  Münzunionsstaaten.  Dieser 
sollte  nach  folgenden  Bestimmungen  vor  sich  gehen: 

Die  italienischen  Silberscheidemünzen  werden  bis  zum 
31.  Dez.  1879  eingezogen,  alsdann  außer  Kurs  gesetzt  und  An- 
fang Januar  1880  an  die  französische  Regierung  abgeliefert 
Diese  stellt  die  Rechnung  hierüber  bis  zum  31.  Jan.  1880  mit 
der  italienischen  Regierung  fest  und  hält  die  Münzen  an  der 
französisch-italienischen  Grenze  oder  in  Civita  Vecchia  zur  Ver- 
fügung. 

13  Mill.  der  aus  Belgien,  der  Schweiz  und  Griechenland 
stammenden  Münzen  werden  bis  15.  Jan.  1880  an  Italien  über- 
geben, die  in  Prankreich  eingesammelten  etwa  87  Mill.  Fr.  bis 
30.  Juni  1880.  Für  erstere  wird  die  Rückzahlung  Italiens  bis 
15.  Jan.  erfolgen,  für  die  letzteren  in  4  Raten  in  den  Jahren 
1880 — 83  und  zwar  in  Gold,  Fünffrankenstücken,  Wechseln  auf 
Paris  oder  in  Paris  zahlbaren  italienischen  Schatzscheinen.  Die 
Kosten  des  Rückzugs  trägt  Italien,  das  auch  die  liegenden  Silber- 
scheidemünzbestände mit  1,5^/0  verzinst 

Italien  darf  Silberscheidemünzen  nur  gegen  Rückzug  von 
Papiergeld  unter  5  Fr.  ausgeben.  Der  Umlauf  an  Papier-  und 
Silberscheidegeld  unter  5  Fr.  darf  6  Fr.  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung nicht  überschreiten.  > 

Zur  Ausführung  dieses  Rückzuges  in  der  Schweiz  wurden 
am  25.  Sept  und  3.  Nov.  1879  die  Umwechselungskassen  be- 
zeichnet*) Es  liefen  für  3,2  Mill.  Fr.  italienische  Scheidemünzen 
ein,  die  Mitte  Januar  1880  in  Como  an  Italien  abgeliefert 
wurden.*)  — 

Nach  Art.  5  des  alten  Münzvertrages  und  Art  10  des 
neuen  mußten  vor  dem  1.  Jan.  1880  diejenigen  Silberscheide- 

*)  Bdbltt.  1879,  III,  379  und  644. 
«)  Bdbltt  1880,  II,  497. 
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münzen,  die  nicht  zu  ^^^/looo  fein  ausgebracht  waren,  aus  dem 
Verkehr  zurückgezogen  sein.  Die  Schweiz  hatte  daher  bis  zum 
1.  Jan.  1879  ihre  1860—63  geprägten  2-  und  1-Frankenstücke 
mit  einem  Feingehalt  von  ®®<^/iooo  einzuziehen. 

Dieser  Rückzug  fand  vom  Januar  1877  bis  zum  Dez.  1879 
statt. ^)  Nachher  wurden  die  alten  Silberscheidemünzen 
verrufen  und  von  den  öffentlichen  Kassen  nur  zu  ihrem  Silber- 
wert (1,60  bezw.  0,80  Fr.)  angenommen.*)  Es  liefen  etwa  8  Mill.  Fr. 
solcher  Münzen  ein,  so  daß  etwa  ^U  der  Emission  ausblieb.  3) 

An  die  Stelle  dieser  zurückgezogenen  Münzen  mußten 
natürlich  neue,  nach  den  Bestimmungen  der  Münzverträge  ge- 
prägte treten.  So  wurden  von  1874  bis  1882  für  18  Mill.  Fr. 
Zwei-,  Ein-  und  Halbfrankenstücke  —  soviel  war  der  Schweiz 
durch  den  Vertrag  vom  5.  November  1878  zugestanden  —  aus- 
geprägt.*) 

Femer  wurde  durch  die  Gesetze  vom  29.  März  1879*)  und 
30.  April  1881  ^)  die  Legierung  für  das  Zehn-  und  Fünf-  sowie 
das  Zwanzigrappenstück  geändert.  Unter  Aufhebung  der  gegen- 
teiligen Bestimmungen  der  Art.  4  und  10  des  Münzgesetzes  vom 
7.  Mai  1850  wurde  beschlossen,  diese  Scheidemünzen  künftig- 
hin aus  möglichst  reinem  Nickel')  in  einem  Gewicht  von  3,2  und 
4  gr.*)  herzustellen.  Von  diesen  Stücken  wurden  für  1,5  Mill. 
Fr.  1879  bis  Ende  1882  ausgeprägt») 

»)  A.  S.  N.  F.  lU,  S.  8.     «)  Bdbltt.  1878,  II,  742. 

')  Bdbltt.  1879,  U,  292. 

*)  Vgl.  die  jährlichen  Geschäftsber.  d.  Finanzdepartements  je  im 
Bdbltt.  II,  1875—88.  Der  neue  Stempel  zeigt  auf  dem  Avers  eine  stehende 
Helvetia  mit  Lanze  und  Schild  sowie  einen  Kranz  von  22  Sternen,  auf 
dem  Revers  die  Wertangabe  in  Eichen-  und  Alpenrosenkranz.  Der  Rand 
ist  gerippt. 

*)  A.  S.  N.  F.  IV,  217. 

•)  A.  S.  N.  F.  V,  453. 

')  75^0  Nickel,  25  »/o  Kupfer  (Bdbltt.  1883,  II.  705). 

*)  Der  Stempel  zeigt  auf  dem  Avers  einen  Helvetiakopf  (von 
Schwenzer-Stuttgart)  mit  der  Umschrift  „Confoederatio  Helvetica",  auf  dem 
Revers  die  Wertangabe  bei  den  Stücken  zu  20  Rp.  in  Alpenrosen-,  zu 
10  Rp.  in  Eichen-,  zu  5  Rp.  in  Reblaubkranz. 

*)  1  Mill.  Zwanzig-,  9  Mill.  Zehn-  und  8  Mill.  Fttnfrappenstücke. 
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Auch  wurden  in  den  siebziger  Jahren  jährlich  fast  stets 
1  Mill.  Einrappenstücke  hergestellt,  da  diese  Münzsorte  sehl* 
schnell  abnahm.^) 

§9. 
DIE  SCHAFFUNG  DES  EIDGENÖSSISCHEN  NOTENGELDES. 

1871—1883. 

Durch  die  Maßnahmen  der  Münzunionskonferenzen  seit  1874 
war  die  eine  Gefahr  für  das  Geldwesen,  die  Überschwemmung 
mit  Silberkurantgeld,  eingeschränkt,  die  andere,  der  Mangel  an 
Goldgeld,  wurde  durch  die  Verbreitung  der  Banknoten  und 
ihre  Aufnahme  in  das  schweizerische  Geldsystem  gehoben. 

Wie  sehr  nach  1872  das  Goldgeld  aus  der  Münzuuion 
verschwand,  beweist  der  Umstand,  daß  in  die  Nord-  und  Ost- 
schweiz die  deutschen  Goldstücke  zu  20  und  10  M.  ein- 
drangen und  dort  starke  Verbreitung  fanden.  Wiederholt  (1874 
und  1876)  wurde  an  den  Bundesrat  das  Ansinnen  gestellt,  die 
deutschen  Goldmünzen  zu  tai*ificren,  jedoch  mit  Recht  jedesmal 
Ton  diesem  abgeschlagen  und  den  öffentlichen  Kassen  die  An- 
nahme dieser  Stücke  unteraagt.*) 

Der  Mangel  an  größerem  Gelde  rührte  jedoch  in  der  Haupt- 
sache nicht  von  der  Abnahme  der  Prägungen  und  dem  Abfluß 
des  Goldes  aus  der  Münzunion  her,  sondern  von  dem  seit  1870 
außerordentlich  gesteigerten  Geldbedürfnis. 

Mit  dem  Ende  der  sechziger  Jahre  bereits  setzte  in  der 
Schweiz  ein  starker  Aufschwung  von  Handel  und  Industrie  ein. 
Der  rasche  Bau  von  Eisenbahnen,  ihre  Ausdehnung  und  die 
Dichtigkeit  des  Netzes,  die  Zunahme  der  Fremdenindustrie  brach- 
ten einen  regen  Verkehr  innerhalb  des  Landes  und  über  die 
Grenzen.  Das  Anwachsen  der  Baumwoll-  und  Seidenindustrie 
im  Nordosten  und  Norden,   der  Uhren-   und  Bijouteriewai-en- 


^)  Münzdirektor  A.  Escher  starb  im  Nov.  1879.  Seit  Januar  1880  war 
Edmund  Platel  aus  Bern  Münzdirektor  (Bdbllt  1880,  I,  303). 

*)  Bdbltt.  1874,  II,  899.  Die  deutsche  Schweiz  ist  bei  dem  Franken- 
system der  kleineren  französischen  gegenüber  immer  benachteiligt. 
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fabrikation  im  Westen  und  der  Maschinenindustrie  erforderten 
sehr  hohe  Geldmittel  nicht  nur  zur  Errichtung  und  Gründung, 
sondern  auch  für  den  täglichen  Umsatz.  Besonders  hat  auch 
die  Ausbreitung  der  Hausindustrie  (Spinnerei  usw.)  im  Nord'- 
Osten  eine  Menge  kleineres  Geld  für  Lohnzahlungen  erfordert*) 
und  dieses  dadurch  größeren  Zahlungen  entzogen. 

Das  gesteigerte  Geldbedürfnis  erstreckte  sich  hier- 
nach vor  allem  auf  größere  Geldsummen.  Diese  wurden  nun 
nach  1872  durch  Banknoten  bezahlt  Das  Goldgeld  mangelte, 
das  Silberkurantgeld  zu  5  Fr.  ist  für  große  Summen  unbrauch- 
bar, die  Banknote,  wenn  ihre  Einlösbarkeit  sicher,  das  denkbar 
beste  Geldstück.  Für  die  größten  wie  für  die  kleinsten  Zah- 
lungen ist  sie  gleich  handlich  und  daher  für  den  Verkehr  in 
großen  Summen  außerordentlich  geeignet. 

Wie  stark  sich  infolgedessen  die  Banknotenemission 
seit  1870  vermehrte,  zeigt  folgende  Tabelle:*) 


Jahr. 

Banken. 

Umlauf  in  Mill.  Fr. 

pro  Kopf  in  Fr. 

1870 

24 

18,1 

6,90 

1871 

28 

24,8 

9,25 

1872 

29 

31,6 

11,75 

1873 

29 

47,8 

17,60 

1874 

32 

65,4 

23,95 

1875 

32 

77,3 

28,10 

1876 

82 

80,6 

29,15 

1877 

34 

83,1 

29,85 

1878 

35 

82,6 

29,45 

1879 

36 

83,7 

29,70 

1880 

36 

92,9 

32,75 

1881 

36 

99,4 

34,85 

Im  Anfang  der  siebziger  Jahre  wurden  nun  verschiedene 
Versuche  gemacht,  eine  Regelung  des  Notenbankwesens  durch 
den  Bund  herbeizuführen.  Den  Anstoß  hatte  die  Geldkrisis  (s.  §  7) 


^)  Besonders  in  St.  Gallen. 

*)  Reichesberg,  Handwörterbuch,  Bd.  I,  S.  4rl2. 
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gegeben,  so  daß  schon  im  September  1870  ein  Bericht  des  Finanz- 
departements über  die  Banknotenfrage  vorgelegt  wurde.  *) 

Mit  diesem  begann  ein  heftiger  Streit  in  den  beteiligten 
Kreisen;  dabei  handelte  es  sich  vor  allem  um  die  Fragen  des 
Notenmonopols,  der  Staats-  oder  Privatbank,  der  Zentralisation 
durch  den  Bund  oder  der  Überlassung  an  die  Kantone  wie  bis- 
her. Allgemein  war  die  Notwendigkeit  einer  Regelung  der  Bank- 
notenfrage anerkannt,  aber  die  beiden  Richtungen  eidgenössischer 
Parteien  traten  gerade  hier  scharf  hervor.  Die  einen,  die  An- 
hänger der  Stärkung  des  Bundes,  wollten  in  letzter  Linie  die 
Bundesbank  mit  Notenmonopol.  Die  anderen,  die  Partikularisten, 
verlangten  Bankvielheit  und  -Freiheit.*) 

Schließlich  ging  bei  der  Revision  der  Bundesverfassung 
im  Jahre  1874  folgender  Artikel  durch: 

„Art.  39.  Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung 
allgemeine  Vorschriften  über  die  Ausgabe  und  Einlösung  von 
Banknoten  zu  erlassen.  Er  darf  jedoch  keinerlei  Monopol  für  die 
Ausgabe  von  Banknoten  aufstellen  und  ebenso  keine  Rechtsver- 
bindlichkeit für  die  Annahme  derselben  aussprechen.'' 

Durch  die  Annahme  dieses  Artikels  hatten  zwar  die  Parti- 
kularisten  gesiegt,  aber  es  war  doch  immerhin  die  Möglichkeit 
vorhanden,  durch  gesetzgeberische  Eingriffe  des  Bundesrates  die 
schwersten  Schäden  der  herrschenden  Zustände  zu  beseitigen. 

1874 — 1876  wurden  aber  zwei  vom  Bundesrate  einge- 
brachte Banknotengesetze  vom  Volke  verworfen.  Den  einen  ging 
man  zu  weit,  den  andern  zu  wenig  gegen  die  Bankfreiheit  vor. 

Die  Folge  davon  war,  daß  die  Emissionsbanken  selbst  an 
die  Besserung  dea  Notenumlaufes  gingen.  Daher  wurde  am 
8.  Juli  1876  ein  Konkordat  von  ihnen  gegründet,  das  am 
1.  Sept  1876  in  Kraft  trat,  und  dem  von  den  32  damals  be- 
stehenden Notenbanken  21  beitraten. 


»)  Bdbllt.  1871,  I,  290  ff. 

')  Wir  behandeln  die  Notenbankfrage  hier  kürzer,  da  darüber  eine 
umfassende  Literatur  besteht.  Siehe  bes.  J.  Ernst  im  Handwörterbuch 
von  Reicbesberg,  Landmann,  Angershausen;  Pictet,  Burkard-Bischoff, 
Cramer-Frey,  J.  Wolf,  Godet. 
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Die  wichtigste  Bestimmung  des  Konkordats  war  'die  der 
gegenseitigen  spesenfreien  Notenannahrae  der  Konkordatsbank- 
noten, soweit  die  eigenen  Noten  einer  Bank  von  der  betr.  andern 
anstandslos  angenommen  wurden.  Außerdem  sollten  sich  die 
Konkordatsbanken  wöchentliche  Kassenausweise  über  ihre  Noten- 
zirkulation und  ihren  Metallgeldvorrat  zusenden.  Bei  der  Bank 
in  Zürich  wurde  eine  Abrechnungsstelle  für  den  gegenseitigen 
Notenumtausch  eingerichtet. 

Am  31.  August  1876  wurde  nun  durch  Zirkular*)  an  alle 
Kassen  der  Eidgenossenschaft  bestimmt,  daß: 

1.  Die  Noten  der  Konkordatsbanken  von  50  Fr.  und  mehr 
an  allen  öffentlichen  Kassen*)  zum  Nennwert  an  Zahlung  ge- 
nommen werden  sollten, 

2.  in  den  Kantonen  St.  Gallen,  Graubünden  und  Tessin 
die  Noten  der  betr.  Kantonalbanken  Kassenkurs  haben,  jedoch 
nicht  zu  Geldsendungen  nach  Orten  außerhalb  des  betr.  Kantons 
verwandt  werden  sollten. 

Diese  Verfügung  trat  mit  dem  1.  Sept.  1876  in  Kraft.  Durch 
sie  wurden  die  Noten  aller  bis  1876  gegründeten  Banken  (s.  §  7)*) 
,,schweizerisches  Notengeld",  denn  sie  genossen  Kassenkurs 
an  den  öffentlichen  Kassen  der  Eidgenossenschaft.  Der  Betrag 
dieses  Geldes  belief  sich  auf  76,392  Mill.  Fr. 

Wer  einer  solchen  im  Verkehr  erhaltenen  Note  nicht  traute, 
der  konnte  sie  an  den  Bund,  dessen  Kassen  sie  laut  gen.  Ver- 
fügung annehmen  mußten,  abschieben.  Daher  lief  er  bei  der 
Annahme  keine  Gefahr. 

Die  geschaffene  Geldart  hatte  alle  in  §  7  beschriebenen 
Eigenschaften  des  „kantonalen  Notengeldes".  Es  war  autoge- 
nisches,   einlösbares  Papiergeld,  dem  Staate  gegenüber  Kurant- 


*)  Bdbtt.  1876,  m,  525. 

*)  Staatskasse  in  Bern,  Post-,  Zoll-,  Telegraphen-  und  Pulverver- 
waltungskasscn. 

*)J1876  wurde  noch  eine  neue  kantonale  Staatsbank,  die  Appeozell- 
Ausserrhodener  Kantonalbank,  gegründet.  Die  Banque  Cantonale  du  Yalais 
in  Sitten  liquidierte  1870,  doch  wurden  alle  rechtzeitig  praesentierten 
Noten  voll  eingelöst. 
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geld,  Privaten  gegenüber  fakultativ,  und  wurde  daher  akzes- 
sorisch behandelt. 

Der  Grund  zu  der  Verleihung  des  Eassenkurses  an  die 
Noten  der  Konkordatsbanken  liegt  in  der  großen  Bedeutung,  die 
das  Notenwesen  1876  erlangt  hatte.  Nachdem  der  Umlauf  an 
Banknoten  sich  in  den  7  Jahren  1869 — 76  um  das  Fünffache 
vermehrt  hatte  und  bereits  Vs  des  ganzen  Umlaufs  an  staatlichen 
und  privaten  Zahlungsmitteln  ausmachte;  nachdem  das  größere 
Geld,  das  Goldgeld,  sehr  selten  geworden  und  die  Bequemlich- 
keit und  Brauchbarkeit  der  Noten  sich  bewährt  hatte,  konnten  die 
öffentlichen  Kassen  dieses  Zahlungsmittel  nicht  mehr  abweisen. 

Die  Erklärung  des  Kassenkurses  war  damals  eine  nach- 
trägliche Billigung  eines  seit  längerer  Zeit  gepflegten  Gebrauchs. 
Jedenfalls  machte  sie  keinerlei  Aufsehen  und  ist  nicht  einmal 
im  Berichte  des  Finanzdepartements  an  den  Bundesrat  über  das 
Jahr  1876,  geschweige  denn  irgendwo  in  der  einschlägigen 
Literatur  zu  finden.  Für  unsere  Auffassung  vom  Gelde  ist 
sie  außerordentlich  wichtig,  da  sie  juristisch  von  tiefgehender 
Bedeutung  ist.  Die  wirtschaftliche  Erheblichkeit  des  Vorganges 
trat  damals  nicht  in  Erscheinung,  da  die  Banknote  als  „usu- 
elles Geld*'^)  schon  seit  einigen  Jahren  von  den  Kassen  ange- 
nommen wurde. 

Wie  gefährlich  diese  Aufnahme  in  das  Geldsystem  werden 
konnte,  daran  scheint  man  damals  im  Bundesrat  nicht  gedacht 
zu  haben.  In  dem  Konkordat  befanden  sich  nur  9  Banken,  für 
deren  Verbindlichkeiten  der.  Kanton  ihres  Sitzes  haftete.  Die 
übrigen  12  (später  152))  Privatbanken  standen  teils  unter  gar 
keinen,  teils  unter  recht  schlechten  Gesetzen.  War  bei  jenen 
ein  Risiko  nur  gering,  so  war  es  bei  diesen  umso  größer.  Der 
Bund  hatte  noch  keinerlei  Einfluß  auf  die  Einlösbarkeit  dieser 
Banknoten,  die  Auskünfte  des  Konkordats  waren  recht  spärlich 
und  die  Deckung  bei  mancher  Bank,  wie  doch  die  Krisis  im 
Juli  1870  gezeigt  hatte,  fragwürdig  genug. 

Solange  der  Bund  noch  keine  KontroUe  über  die  Noten- 

»)  Laband,  Staatsrecht  d.  d.  Reiches,  3.  Aufl.  Bd.  II,  S.  151,  Anm.  2. 
*)  Reichesberg,  Handwörterbuch,  Art.  v.  J.  Ernst. 
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banken  hatte,  durfte  man  den  Eassenkurs  nicht  aussprechen. 
Wohl  war  ein  Konkordat  vorhanden,  wohl  ein  Notenbankgesetz 
im  Laufe  der  Zeit  zu  erwarten,  aber  man  durfte  nicht  nach  den 
Erfahrungen  von  1870,  da  man  die  Krisis  doch  weniger  aus 
eigener  Kraft,  als  dank  der  raschen  deutschen  Siege  ohne  Schaden 
übei*standen  hatte,  nach  dem  zweimaligen  Abweisen  der  Noten- 
bankgesetzvorlage durch  das  Volk,  der  künftigen  Regelung  vor- 
greifend die  Staatskasse  mit  einem  unkontrollierten  und  aner- 
kannt unsicheren  Papiergelde  belasten.  Was  wäre  aus  diesem 
geworden,  wenn  Ende  der  siebziger  Jahre,  was  doch  damals  er- 
wartet wurde,  ein  neuer  deutsch-französischer  Krieg  ausgebrochen 
wäre?  — 

Im  Laufe  der  nächsten  fünf  Jahre  wurde  nun  ein  Bank- 
notengesetz entworfen  und  am  8.  März  1881  angenommen. 
Die  wichtigsten  Bestimmungen  desselben,  soweit  sie  hier  in  Be- 
tracht kommen,  sind  folgende: 

Die  Ermächtigung  zur  Banknotenausgabe  erteilt  der  Bundes- 
rat (Art.  2).  —  Niemand  muß  Banknoten  in  Zahlung  nehmen 
(Art.  4V)  — 

Bedingungen  zur  Erteilung  der  Konzession  sind:  Haupt- 
sitz in  der  Schweiz,  öffentliche  Anstalt  oder  Aktiengesellschaft, 
öffentliche  Rechnungsablage,  eingezahltes  Kapital  von  mindestens 
500000  Fr.,  Annahme  der  Noten  anderer  Emissionsbanken  an 
Zahlung  (Art.  7).  —  Die  Notenemission  darf  die  doppelte  Höhe 
des  vorhandenen  eingezahlten  Kapitals  nicht  übersteigen  (Art.  8) 
und  kann  jederzeit  vom  Bundesrat  begrenzt  werden  (Art  9). 

40  ^/o  der  Emission  müssen  durch  gesetzliches  Metall- 
geld gedeckt  sein  und  haften  den  Noteninhabem  als  Spezial- 
fond  ausschließlich  (Art.  10  und  11),  der  Rest  ist  durch  Kantons- 
garantie, Staatspapiere  oder  durch  Wechsel  zu  decken  (Art.  12). 
—  Die  Hinterlegung  geschieht  bei  einem  Depositenamt  des  betr. 
Kantons  (Art.  13). 

Es  dürfen  keine  anderen  Noten  als  solche  von  50,  100, 
500  und  1000  Fr.  ausgegeben  werden.    Die  Noten  von  50  Fr. 


0  Gemeint  sind  nur  Private,  nicht  die  öffenüichen  Kassen. 
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dürfen  höchstens  den  vierten  Teil  des  Emissionsbetrages  einer 
Bank  ausmachen  (Art.  17).  —  Die  Notenformulare  stellt  der  Bund 
her.  Diejenigen  der  einzelnen  Banken  unterscheiden  sich  nur 
durch  den  verschiedenen  Aufdruck  (Art  18). 

Alle  Emissionsbanken  haben  die  Noten  aller  Banken 
gegenseitig  einzulösen  und  in  Zahlung  zu  nehmen  (Art.  20).  — 
Besondere  Konkordate  unter  den  Notenbanken  unterliegen  der 
Genehmigung  des  Bundesrats  (Art  23).  —  Im  Notfalle  kann  der 
Bundesrat  die  Bestimmung  des  Art  20  sistieren. 

Die  Entscheidungsinstanz  für  Konkursstreitigkeiten  ist  das 
Bundesgericht 

Zwangsweise  liquidierte  Banken  verlieren  das  Emissions- 
recht (Art.  37). 

Die  Überwachung  des  Geschäftsbetriebes  der  Banken  liegt 
dem  Bunde  ob  (Art.  42),  der  hierfür  ein  Inspektorat  errichtet 
Die  Banken  haben  Wochen-,  Monats-  und  Jahresausweise  ein- 
zusenden und  werden  mindestens  einmal  jährlich  inspiziert 
(Art.  43  u.  44). 

Die  Notenbanken  zahlen  1  ^lw\  Kontrollgebühr  an  den  Bund 
von  ihrer  Emission  (Art  45).  Die  kantonale  Banknotensteuer 
darf  6  ^'/oo  nicht  übersteigen  (Art  46). 

Ferner  enthielt  das  Gesetz  noch  Straf-  und  Übergangs- 
bestimmungen in  Art  47  bis  54. 

Zu  diesem  Gesetze  erschienen  in  den  folgenden  vier  Jahren 
noch  Ausführungsbestimmungen  über  die  Hinterlage  der  Wert- 
schriften, die  Verpflichtungen  der  Banken,*)  das  Banknoteninspek- 
torat  und  seine  Geschäftsführung,*)  den  Rückzug  der  ungültig 
gewordenen,^)  den  Austausch  gegen  neue,*)  den  Ersatz  nicht  mehr 
zirkulatiousfähiger  5)  und  die  Einlösung  alter  Noten  (durch  die 
Staatskasse).^) 

Mit  dem  1.  Juli  1882  ti-at  das  neue  Gesetz  in  Wirksam- 
keit. 29  Banken  und  im  Jahr  1883  vier  weitere  hatten  sich 
demselben  unterstellt.    Es  waren  dies  folgende  Institute: 

«)  A.  S.  N.  F.  Bd.  V,  S.  864  u.  869.     »)  A.  S.  N.  F.  VI,  193. 
»)  A.  S.  N.  F.  VI,  201.      *)  A.  S.  N.  F.  VU,  212. 
6)  A.  S.  N.  F.  VII,  286.     «)  A.  S.  N.  F.  VIII,  193. 
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Bewilligte 

Deckung 

Nr. 

Name  der  Bank 

Emissions- 

von 60  o/o  der 

summe 

Emission 

1 

St.  Gallische  Kantonalbank 

8,0Mill.Fr. 

Kantonsgarantie 

2 

Basellandschaftliche  Kantonalbank 

1,5      „ 

,, 

3 

Kantonalbank  von  Bern 

10,0      „ 

,> 

4 

Banca  cantonale  ticinese 

2,0      „ 

Wertschriften 

5 

Bank  in  St.  Gallen 

6,0      „ 

Portefeuille 

6 

Credit  agricole  et  industr.  d.  1.  Broye 

5,0      „ 

Werlschriften 

7 

Thurgauische  Kantonalbank 

l,'^      „ 

Kantonsgarantie 

8 

Aargauische  Bank 

^,0      „ 

„ 

9 

Toggenburger    ,, 

1,0      „ 

Wertschriften 

10 

Banca  della  Svizzera  Italiana 

2,0      „ 

„ 

11 

Thurgauische  Hypothekenbank 

1,0      „ 

„ 

12 

Graubündner  Kantonalbank 

3,0      „ 

Kantonsgarantie 

13 

Kantonal-Spar-  &  Leihkasse  Luzera 

2,0      „ 

f> 

14 

Banque  du  Commerce 

20,0      „ 

Portefeuille 

15 

Appenzell-A-Rh.  Kantonalbank 

3,0      „ 

Kantonsgarantie 

16 

Bank  in  Zürich 

6,0      „ 

Portefeuille 

17 

„      „   Basel 

12,0      „ 

», 

18 

„      „    Luzern 

2,0      „ 

Wertschriften 

19 

Banque  de  Gen6ve 

5,0      „ 

Portefeuille 

20 

Credit  Gruy6rien 

0,3      „ 

Wertschriften 

21 

Zürcher  Kantonalbank 

15,0      „ 

Kantonsgarantie 

22 

Solothurnische  Bank 

2,2      „ 

j, 

23 

Bank  in  Schaffhausen 

1,0      „ 

Wertschriften 

24 

Banque  Cantonale  Fribourgeoise 

1,0      „ 

,1 

25 

Caisse  d'amortissement  d.  la  dette  p. 

1,5      „ 

Kantonsgarantie 

26 

Banque  Cantonale  Vaudoise 

8,0      „ 

„ 

27 

Ersparniskasse  d.  Kantons  Uri 

0,3      „ 

,, 

28 

Kantonale   Spar-   &  Leihkasse 

Nidwaiden 

0,5      „ 

„ 

29 

Banque  populaire  d.  1.  Gruyöre 

0,3      „ 

Wertschriften(lO) 

30 

Banque  Cantonale  Neuchäteloise 

3,0      „ 

Kantonsgarantie 

31 

„      Commerciale        „ 

5,0      „ 

Portefeuille  (6) 

32 

SchafThauser  Kantonalbank 

1,0      „ 

Kantonsgarantie 

33 

Glarner                    „ 

1,5      „ 

„        (17) 

83  Banken  mit 

131,1  MilL  Fr. 

Blaum,  Geldwesen  der  Schweiz. 
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Die  Noten  der  33  Banken,  die  jetzt  allein  noch  das  Noten- 
emissionsrecht besaßen,  genossen  natürlich  alle  den  Kassen- 
kurs der  Noten  des  Konkordats  von  1876  weiter.  Dies  wurde 
zwar  nicht  ausdrücklich  bestimmt,  geht  aber  aus  der  ganzen 
Entwickelung  und  indirekt  aus  Verfügungen  des  Finanzdepar- 
tements an  die  eidgenössischen  Kassen  mehrfach  hervor.*) 

Zur  Überwachung  der  Ausführung  des  Banknotengesetzes 
war  das  Inspektorat  der  eidgenössischen  Emissionsbanken  er- 
richtet*) 

So  hatte  von  dem  Jahre  1884  ab  die  Schweiz  ein  einheit- 
liches Banknotengeld  zu  50,  100,  500  und  1000  Fr.  unter  Kon- 
tingentierung der  Gesamtemission  durch  den  Bundesrat  (Art  9) 
und  der  Emission  der  50-Frankennoten  auf  nicht  mehr  als  ein 
Viertel  dieser  Gesamtemission.  Die  Noten')  unterschieden  sich 
ihrer  Herkunft  nach  nur  durch  die  2 — 3  Unterschriften  der  je- 
weiligen Bankdirektoren.  — 

Die  Eidgenossenschaft  hatte  durch  das  Banknotengesetz 
vom  Jahre  1881  sich  zwar  einen  bestimmenden  Einfluß  auf  die 
Höhe  der  Zirkulation  und  deren  Zusammensetzung,  sowie  auf 
die  Grundzüge  der  Deckungsart  gesichert,  aber  zu  einer  einheit- 
lichen Leitung  der  Notenpolitik  hatte  sie  es  nicht  gebracht  Be- 
sonders fehlte  jeglicher  Einfluß  auf  die  Diskontopolitik  der  33 
Banken,  die  doch  mit  der  Notenzirkulation  und  deren  Elastizität 
aufs  engste  zusammenhing. 

Die  1881  erlangte  Einheitlichkeit  im  Notenwesen  war  eine 
mehr  äußerliche,  eine  durchgreifende  Besserung  war  nicht  er- 
zielt. Vor  allem  war  die  Deckung  der  Noten  noch  immer  nicht 
zeitgemäß  gesichert,  und  das  Fehlen  einheitlich  geleiteter  Dis- 
kontopolitik wurde  bald  fühlbar.  — 

In  der  ersten  Hälfte  der  siebziger  Jahre  herrschte  in  der 
Schweiz  noch  die  seit  1860  bestehende  Goldwährung.   Seitdem 


»)  z.  B.  Bdbltt.  1883,  III,  547,  betr.  bestempelte  Noten. 

«)  Erster  Inspektor  war  0.  Scherer  (Bdbltt.  1882,  I.  20). 

*)  Die  neuen  Noten  waren  auf  Handpapier  in  England  gedruckt. 
Der  Entwurf  der  Zeichnung  stammt  von  Prof.  Stork  in  Wien,  die  Helvetia- 
figur  von  Kunstmaler  Walch  in  Bern. 


§« 
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aber  die  starke  Vermehrung  des  Silberkurantgeldes  eingetreten 
war,  sah  sich  die  Schweiz  nicht  mehr  in  der  Lage,  dieselbe 
aufrecht  zu  erhalten.  Seit  1878  herrscht  eine  schwebende 
Währung.  Da  Goldgeld  und  silbernes  Fünffrankenstück  Kurant- 
geld  und  uneinlösbar  sind,  hat  der  Staat  die  Wahl,  welche  Geldart 
er  valutarisch  behandeln  will. 

Entweder  hatte  seitdem  die  Schweiz  eine  Goldwährung,  dann 
war  das  notale  Silberkurantgeld  akzessorisch,  oder  sie  hatte  Silber- 
währung, dann  war  das  bare  Goldgeld  akzessorisches  Kurantgeld, 

Dieser  Umstand  war  für  den  innerschweizerischen  Verkehr 
ohne  Nachteil,  abgesehen  von  der  Unbequemlichkeit  des  Silber- 
kurantgeldes. Für  den  Verkehr  nach  den  ünionsländern  war 
die  seit  1860  bestehende  Gefährlichkeit  zweier  Kurantgeldarten 
nicht  beseitigt.  Man  hätte  1878  das  Fünffrankenstück  zum  Scheide- 
geld machen  müssen.  Dazu  schritt  man  einmal  nicht,  weil  die 
Anzahl  dieser  Silbertaler  zu  groß  schien,  zum  andern,  weil  man 
in  Frankreich  prinzipiell  an  der  „Doppelwährung"  (Barverfassung 
von  Gold  und  Silber)  festhalten  wollte.*)  Diese  Belassung  des 
Fünffrankenstückes  in  der  Stellung  als  Kurantgeld  rief  in  der 
Folge  einerseits  eine  starke  Vermehrung  des  Notengeldes  (da 
dieses  bequemer)  hervor,  anderseits  ist  sie  der  Grund  zu  der 
Silberdrainage  seit  1885. 


*)  Daher  die  „vorläufige'*  Einstellung  der  Silberfreiprägung. 


V.  Abschnitt. 

ANFÄNGE  DER  NATIONALISIERUNG  UND 
ZENTRALISATION  DES  SCHWEIZERISCHEN  GELD- 
WESENS SEIT  1883. 

§  10. 

NEUGRÜNDÜNG  UND  REFORMEN  IN  DER  MÜNZÜNION 

SEIT  1883. 

Die  Entwickelung  des  Geldwesens  der  Schweiz  zeigt  seit 
1883  keine  bedeutenderen  Veränderungen  mehr.  Im  allgemeinen 
blieb  alles  auf  dem  1878/82  erreichten  Zustande  stehen.  Seit 
Anfang  der  achtziger  Jahre  macht  sich  aber  die  bereits  im 
Juli  1870  entstandene  Tendenz  immer  mehr  geltend,  unab- 
hängiger zu  werden  von  der  Politik  der  Münzunion.  Diese 
Nationalisierungstendenz  zeigte  sich  bereits  bei  der  Neugründung 
der  Münzunion  im  Jahre  1886  und  hat  sich  stärker  seit  Mitte 
der  neunziger  Jahre  bemerkbar  gemacht.  Der  erste  Schritt  auf 
diesem  Wege  ist  die  Schaffung  der  Liquidationsklausel,  der 
zweite  die  Eröffnung  der  Nationalbank  im  Juni  1907,  der  letzte 
wird  die  Auflösung  der  lateinischen  Münzunion  sein. 

Schon  im  Juli  1882  sollte  auf  Verlangen  Italiens*)  eine 
neue  Münzkonferenz  stattfinden,  um  über  Feingehalt  und  Kon- 
tingentshöhe der  Silberscheidemünzen  zu  beraten.  In  Italien 
war  nämlich  trotz  des  Rückzugs  der  italienischen  Silberscheide- 
münzen aus  den  nichtitalienischen  Unionsländem  ein  Mangel 
an  dieser  Geldart  eingetreten.  Das  gleiche  empfand  man  auch 
in  der  Schweiz,  so  daß  diese  wiederholt  von  Frankreich  Halb- 
frankenstücke kommen  ließ.*)  Die  beantragte  Konferenz  schei- 
terte jedoch  noch  vor  ihrem  Zusammentritt. 


*)  Bdbltt.  1883,  n,  668  ff. 

')  Ebendort  und  Bdbltt.  1884,  II,  491. 
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Im  Jahre  darauf  verlangte  die  Schweiz  von  der  Münzunion 
das  Recht,  1  Mill.  Fr.  Silberscheidegeld  nachzuprägen.  Zugleich 
fragte  sie  bei  Italien  wegen  der  Einziehung  des  Papiergeldes 
unter  5  Fr.  an,  da  nach  derselben  die  italienischen  Münzen 
wieder  in  den  nichtitalienischen  Ländern  zugelassen  werden 
sollten.*)  Italien,  das  selbst  Scheidegeldmangel  litt,  konnte  die 
Einziehung  natürlich  nicht  zusagen. 

Da  nun  aber  das  Nachprägungsgesuch  der  Schweiz  ab- 
gewiesen wurde  und  sich  in  den  großen  Geldplätzen  Genf, 
St  Gallen  und  Zürich  und  den  Hauptfremdenorten,  wie  Inter- 
laken  und  Luzern,  ein  empfindlicher  Mangel  an  Kleingeld  zeigte, 
kündigte  sie  am  7.  Juni  1884  die  Münzkonvention,  indem  sie 
allerdings  zugleich  ihre  Bereitwilligkeit  zur  Fortsetzung  des 
Münzunionsverhältnisses  kundgab.*) 

Um  sich  aber  über  die  Bedingungen  der  weiteren  Teil- 
nahme an  der  Münzunion  klar  zu  werden,  berief  man  eine 
Konferenz  von  Sachverständigen  und  Interessenten  zusammen. 
Diese  stellten  folgende  Forderungen  auf:  Festhalten  an  der 
Notalität  des  5-Frankenstückes  aus  Silber,  Erhöhung  des  Silber- 
münzkontingents um  6  Mill.  Fr.,  Verpflichtung  aller  Staaten 
zur  Einwechselung  und  Einziehung  abgeschliffener  silberner 
Fünffrankenstücke,  Beibehaltung  des  Feingehalts  der  Silber- 
scheidemünzen und  Aufstellung  einer  LiquidationsklauseL 

Nach  mehrfachen  Verschiebungen  trat  am  20.  Juli  1885  in 
Paris  eine  Konferenz  zusammen,  brach  jedoch  zwecks  Einholung 
näherer  Instruktionen  am  8.  Äug.  ihre  Sitzungen  ab.  Während 
man  nämlich  über  die  übrigen  Punkte  sich  rasch  einigte,  ent- 
stand über  die  Liquidationsfrage  ein  scharfer  Gegensatz  zwischen 
Belgien  und  Frankreich. 

Am  22.  Oktober  trat  die  Konferenz  ohne  die  belgischen 
Vertreter')  wieder  zusammen  und  gelangte  „nach  langen  offi- 


*)  Art.  8  der  Konvention  vom  5.  Nov.  1878. 
«)  Bdbltt.  1885,  II,  560. 

')  Alles  Detail  der  Konferenzen  und  der  Liquidationsfrage  findet  sich 
ausführlich  bei  Bamberger,  die  Schicksale  des  lateinischen  Münzbundes,  1885. 
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ziellen  und  offiziösen  Debatten''*)  zu  einer  neuen  Konven- 
tion und  einer  Vereinbarung  über  die  Liquidation  am 
6.  November  1885. 

Am  12.  Dezember  erklärte  auch  Belgien  unter  besonderen, 
in  einem  Zusatzakt  festgelegten  Bedingungen  seinen  Beitritt  zu 
der  neuen  Konvention.*) 

Die  Bundesversammlung  erteilte  am  21.  Dezember  1885 
ihre  Zustimmung  zu  allen  Verträgen.  Am  30.  Dezember  wurden 
in  Paris  die  Ratifikationsurkunden  hinterlegt.*) 

Der   neue   Münzvertrag  lautet   danach  in  Abänderung 
der  ersten  Konvention  vom  23.  Dezember  1865  folgendermaßen: 
Art.  1,  2  und  3  Abs.  1  blieben  mit  stilistischen  Änderungen 
bestehen.*)     Alsdann  lautet  nach  der  Tabelle 

Art.  3.  Die  vertragschließenden  Regierungen  werden 
gegenseitig  an  ihren  öffentlichen  Kassen  die  erwähnten 
Silberraünzen  von  fünf  Franken  annehmen. 

Jeder  der  Vertragsstaaten  verpflichtet  sich,  von  den 
öffentlichen  Kassen  der  andern  Staaten  diejenigen  silbernen 
Fünf  frankenstücke  zurückzunehmen,  deren  Gewicht  durch 
Abnutzung  um  l^/o  unter  die  gesetzliche  Fehlergrenze 
herabgesunken  ist,  unter  dem  Vorbehalte  jedoch,  daß  keine 
betrügerische  Alterierung  solcher  Stücke  stattgefunden 
habe,  oder  daß  deren  Gepräge  nicht  verschwunden  sei. 

In  Frankreich  werden  die  silbernen  Fünffranken- 
stücke an  den  Kassen  der  Bank  von  Frankreich  für 
Rechnung  des  Staatsschatzes  angenommen,  wie  dies  aus 
den  zwischen  der  französischen  Regierung  und  der  Bank 


»)  Bdbltt.  1885,  IV,  453. 

«)  Die  Schweiz  hatte  übrigens  (Bdbltt.  1886, 1,  499)  in  der  Befürch- 
tung, Belgien  möchte  überhaupt  dem  Münzbande  fern  bleiben,  die  in 
ihrem  Gebiet  umlaufenden  etwa  2  Mill.  Fr.  betragenden  silbernen  Fünf- 
frankenstücke belgischen  Gepräges  eingezogen  und  zu  den  Zahlungen,  die 
sie  selbst  oder  schweizerische  Banken,  Fabriken  usw.  nach  Belgien  zu 
leisten  hatten,  benutzt.  Ende  1885  liefen  fast  keine  belgischen  Stücke 
mehr  in  der  Schweiz  um. 

«)  A.  S.  N.  F,  VIII,  S.  424-465  alle  Verträge.     *)  s.  §  6,  S.  84. 
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von  Frankreich  am  31.  Oktober  und  2.  November  1885  ge- 
wechselten   Schreiben  erhellt 

Diese  Verpflichtung  erstreckt  sich  auf  die  in  Art  13, 
Alinea  1  festgesetzte  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages, 
ohne  daß  die  Bank  über  dieselbe  hinaus  durch  die  in 
Alinea  2  des  gleichen  Artikels  enthaltene  Bestimmung 
betreffend  die  stillschweigende  Vertragsemeuerung  ge- 
bunden wäre.*) 

Für  den  Fall,  daß  die  Bestimmungen  betreffend  den 
gesetzlichen  Kurs  der  in  den  andern  Staaten  der  Münz- 
union geprägten  silbernen  Fünffrankenstücke  während  der 
Dauer  der  von  der  Bank  von  Frankreich  eingegangenen 
Verpflichtung,  sei  es  von  Griechenland  oder  von  Italien 
oder  von  der  Schweiz  aufgehoben  werden  sollten,  wird 
von  der  Macht  oder  den  Mächten,  welche  diese  Aufhebung 
aussprechen,  die  Verpflichtung  übeniommen,  ihre  Emis- 
sionsbanken zu  verhalten,  die  silbernen  Fünffrankenstücke 
der  andern  ünionstaaten  zu  den  gleichen  Bedingungen 
anzunehmen,  wie  die  silbernen  Fünffrankenstücke  ein- 
heimischen Gepräges. 

Zwei  Monate  vor  Eintritt  des  für  die  Kündigung 
des  Vertrages  bezeichneten  Zeitpunktes  hat  die  franzö- 
sische Regierung  den  Unionsstaaten  kund  zu  geben,  ob 
die  Bank  von  Frankreich  die  obenerwähnte  Verpflichtung 
weiter  übernimmt  oder  nicht.  Unterbleibt  diese  Mitteilung, 
so  gilt  für  die  Verpflichtung  der  Bank  von  Frankreich 
die  Bestimmung  über  die  stillschweigende  Vertragser- 
neuerung. 

Art.  4  des  alten  Vertrages  über  das  Silberscheidegeld 
blieb  bestehen.  Dann  entsprachen  die  Art  5,  6  und  7  den  alten 
Art.  6,  7  Abs.  1  und  8  über  die  Annahme  und  Einwechselung 
der  Silberscheidemünzen. 

Art  8  Abs.  1  und  2  sind  die  gleichen,  wie  die  im  Ver- 
trage vom  5.  Nov.  1878  (ob.  §  8  S.  118)  wiedergegebenen  des 


^)  Richtigere  Übersetzung  nach   dem    französischen   Originaltext 
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Art  9  vom  Jahre  1878,  d.  h.  die  Ausprägung  von  goldenen 
wie  silbernen  Fünffrankenstücken  blieb  auch  weiterhin  „vorläufig 
eingestellt^^    Dann  lauten  die  nächsten  Absätze  des  Art.  8: 

Sollte  jedoch  einer  der  Staaten  die  freie  Prägung 
der  silbernen  Fünffrankenstücke  wieder  aufnehmen  wollen, 
so  ist  ihm  solches  unbenommen,  unter  der  Bedingung, 
daß  er  während  der  ganzen  Dauer  des  gegenwärtigen 
Vertrages  den  andern  Yertragsstaaten  auf  ihr  Verlangen 
die  von  ihm  geprägten  auf  ihrem  Gebiete  zirkulierenden 
silbernen  Fünffrankenstücke  in  Gold  und  auf  Sicht  aus- 
wechsle oder  rückzahle.  Im  Weiteren  stünde  es  den  andern 
Staaten  frei,  die  Fünffrankenstücke  des  Staates,  der  jene 
Prägung  wieder  aufnähme,  nicht  mehr  anzunehmen. 

Will  ein  Staat  diese  Ausprägung  wieder  aufnehmen, 
so  hat  er,  derselben  vorhergehend*)  eine  Konferenz  mit 
den  andern  verbündeten  Staaten  zu  veranlassen,  um  die 
Bedingungen  dieser  Wiederaufnahme  festzustellen,  ohne 
daß  jedoch  die  im  vorhergehenden  Alinea  erwähnte  Be- 
fugnis an  das  Zustandekommen  eines  Einverständnisses 
geknüpft  wäre,  und  ohne  daß  die  im  gleichen  Alinea  über 
Austausch  und  Rückzahlung  stipulierten  Bedingungen 
modifiziert  werden  dürften. 

Kommt  es  zu  keiner  Verständigung,  so  behält  sich 
die  Schweiz  unbeschadet  der  Vergünstigung,  welche  ihr 
durch  vorstehende  Bestimmungen  gegenüber  einem  die 
freie  Prägung  von  silbernen  Fünffrankenstücken  wieder 
aufnehmenden  Staate  eingeräumt  ist,  die  Freiheit  vor,  vor 
Ablauf  des  gegenwärtigen  Vertrages  aus  dem  Münzver- 
bande auszutreten.  Diese  Freiheit  ist  jedoch  an  die  doppelte 
Bedingung  geknüpft:  1)  daß  während  vier  Jahren,  vom 
Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  an  gerechnet, 
der  Art.  14  und  die  angehängte  SpezialVereinbarung  nicht 
anwendbar  sein  sollen  gegenüber  denjenigen  Staaten, 
welche  die  freie  Prägung  sübemer  Fünffranken  stücke 
nicht  aufgenommen  haben;  und  2)  daß  die  Silbermünzen 
*)  Richtigere  Uebersetzung  nach  dem  französischen  Originaltext. 
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der  genannten  Staaten  während  des  gleichen  Zeitraumes 
in  der  Schweiz  auch  ferner  gemäß  den  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Vertrages  zirkulieren  dürfen.  Ihrerseits 
verpflichtet  sich  die  Schweiz,  während  des  gleichen  Zeit- 
raumes von  vier  Jahren  die  freie  Prägung  silberner  Pönf- 
frankenstücke  nicht  wieder  aufzunehmen. 

Die  schweizerische  Bundesregierung  ist  ermächtigt, 
die  Uraschmelzung  der  früheren  Emissionen  schweizerischer 
Fünffrankenstöcke  bis  auf  den  Betrag  von  10  MiU.  Fr. 
vornehmen  zu  lassen,  wobei  ihr  jedoch  obliegt,  die  alten 
Stücke  auf  ihre  Kosten  zurückzuziehen. 
Art.  9  des  neuen  Vertrages  Abs.  1 — 3  bleiben  wie  1865, 
nur    wurden    die    Kontingente    der   Silberscheidemünzprägung 

festgesetzt  für  die  Schweiz auf    19  Mill.  Fr. 

für  Frankreich  mit  Kolonien     .    ,    ,,  256     „       „ 

„    Griechenland ,     15     ,,       „ 

„    Italien ,   182,4  „       „ 

Abs.  4  gab  Italien  das  Recht,  ausnahmsweise  20  Mill.  Fr. 
prägen  zu  lassen.  Abs.  o  gab  dies  Recht  „mit  Rücksicht  auf 
die  Bedürfnisse  der  Landesbevölkerung"  der  Schweiz  in  Höhe 
von  6  Mill.  Fr.,  Abs.  6  der  fi-anzösischen  Regierung  bis  zu 
8  Mill.  Fr.  für  eingezogene  päpstlichen  Münzen. 

Art.  10  betr.  die  Jahreszahl  auf  den  Münzen  blieb  der- 
selbe wie  1865. 

Art.  11  erteilt  der  französischen  Regierung  den  Auftrag, 
alle  auf  das  Münzw^esen  und  die  Edelmetallverhältnisse  bezüg- 
lichen administrativen  und  statistischen  Dokumente  zusammen- 
zustellen und  den  Regierungen  mitzuteilen.  Diese  werden 
Maßnahmen  im  Münzwesen  im  gegenseitigen  Einverständnis 
vornehmen. 

Art.  12  setzt  Einstimmigkeit  für  die  Genehmigung  künf- 
tiger Aufnahmegesuche  fest  und  bestimmt,  daß  an  den  Kassen 
der  Münzunionsstaaten  nur  5-Frankenstäcke  mit  deren  Gepräge 
angenommen  werden  dürfen. 

Art  13.  Der  gegenwärtige  Vertrag  bleibt  bis  1.  Jan.  1891 
in  Kraft. 
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Wird  er  ein  Jahr  vor  Ablauf  nicht  gekündigt,  so  gilt  er 
stillschweigend  als  um  je  ein  Jahr  verlängert  usf.  Nach  ge- 
schehener Kündigung  bleibt  er  noch  ein  Jahr  vom  1.  Januar 
an,  der  auf  die  Kündigung  folgt,  in  Kraft. 

Art  14.  Im  Falle  der  Kündigung  des  gegenwärtigen 
Vertrages  ist  jeder  der  Vertragsstaaten  gehalten,  die  von 
ihm  ausgegebenen  silbernen  Fünffrankenstücke,  wenn  sich 
solche  bei   den  andern  Staaten   im  Umlauf  oder  in  den 
öffentlichen  Kassen  derselben  befinden,  zurückzunehmen 
und  dafür  an  diese  Staaten  einen  Botrag  auszuzahlen,  der 
dem   Nennwert   der  zurückgenommenen   Münzen   gleich- 
kommt;   alles   gemäß   den  Modalitäten,   wie  sie  in  einer 
besondem,  dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigefügten  Ver- 
einbarung des  Nähern  festgesetzt  sind. 
Diesem  Vertrage  sind  zwei  Beilagen  angefügt,  enthaltend  den 
Briefwechsel  zwischen  dem  französischen  Finanzminister  und  der 
Banque  de  France  (s.  Art.  3)  und  eine  „Vereinbarung  über  die  Aus- 
führung von  Art.  14  des  Vertrages",  die  sogen.  LiquidationsklauseL 
Nachdem    Belgien    der    neuen    Konvention    beitreten    zu 
woUen  erklärte,  wurde  mit  ihm  der  Zusatzakt  vom  12.  Dezember 
1885  abgeschlossen.     Durch  Art  1 — 3  desselben  wurden   die 
Bestimmungen  der  Art.  1 — 13  des  Vertrages  auf  Belgien  aus- 
gedehnt Als  Silberscheidemünzkontingent  erhielt  es  35,8  Mill.  Fi\ 
zugestanden,  und  die  Verpflichtung  der  Banque  de  France  galt 
in  gleicher  Weise  für  die  belgische  Nationalbank. 

Art.  4 — 7  des  Zusatzakts  beziehen  sich  auf  die  Liquidations- 
klausel. Wir  geben  hier  nur  den  die  Schweiz  berührenden  Teil 
der  Liquidationsbestimmungen  wieder. 

Dieselben  bezogen  sich  nur  auf  die  silbernen  Fünffranken- 
stücke. Für  das  Silberscheidegeld  bestand  schon  in  Art  8  des 
Vertrages  von  1865  die  Liquidationsbestimmung,  daß  jeder 
Staat  das  seine  noch  zwei  Jahre  nach  der  Auflösung  anstandslos 
einzuwechseln  habe.  Für  das  Goldgeld  war  eine  derartige  Be- 
stimmung unnötig,  da  es  ja  vollwertig  war  und  man  daher 
keinen  Verlust  erleiden  konnte.  Man  brauchte  die  Goldmünzen 
nur  umzuprägen. 
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Während  des  Jahres,  das  auf  das  Erlöschen  des  Münz- 
Vertrags  folgt,  sind  bis  zum  1.  Oktober  in  jedem  Staate  die 
nichteinheimischen  Fünffrankenstücke  aus  Silber  aus  der  Zirku- 
lation zurückzuziehen.  Sie  werden  alsdann  an  den  öffentlichen 
Kassen  zurückgewiesen. 

Am  15.  Januar  des  zweiten  Jahres  werden  die  Rechnungen 
ausgetauscht,  die  Münzen  nach  Nationalitäten  zum  Rückzug 
bereit  gehalten  und  der  Saldo  jedes  Staates  festgestellt. 

Die  Schweiz  erhält  nun  von  Italien  den  Saldo  ausbezahlt, 
in  eidgenössischen  Fünffrankenstücken  und  in  Goldgeld  der 
Münzunion  von  10  Fr.  und  darüber  bis  zu  einer  Gesarathöhe 
von  20  Mill.  Fr.  Weitere  10  Mill.  Fr.  (im  Höchstfalle)  werden 
in  Sichttratten  auf  Bern,  Basel,  Genf  oder  Zürich  bezahlt  Die 
Sendungen  an  italienischen  Münzen  (zu  5  Fr.)  dürfen  nicht 
unter  0,5  und  nicht  über  2,0  Mill.  Fr.  betragen,  i) 

Von  Frankreich  erhält  die  Schweiz  den  Saldo  ausbezahlt 
in  eidgenössischen  Fünffrankenstücken  und  in  Goldgeld  über 
10  Fr.  bis  zur  Höhe  von  60  Mill.  Fr.  Die  einzelnen  Sendungen 
der  Schweiz  dürfen  nicht  unter  1  und  nicht  über  10  Mill.  Fr. 
betragen.^) 

Von  Belgien  erhält  die  Schweiz  den  Saldo  in  eidgenös- 
sischen Fünffrankenstücken  und  in  Goldgeld  über  10  Fr.  bis 
zur  Höhe  von  6  Mill.  Fr.  ausbezahlt.  Ein  etwaiger  Überschuß 
soll  auf  kommerziellem  Wege  nach  Belgien  zurückfließen,  wes- 
halb Belgien  sein  Münzsystem  in  diesem  Falle  einige  Jahre 
nach  Ablauf  der  Konvention  nicht  ändern  darf. 

Die  Schweiz  erhielte  also  im  Falle  der  Liquidation  für  die 
bei  ihr  umlaufenden  etwa  90  Mill.  Fr.  fremder  Fünffranken- 
stücke ihre  einheimischen  sämtlich  zurück^)  und  außerdem  im 
Höchstfall  86  Mill.  Fr.  in  Goldgeld  von  über  10  Fr.,  den  Rest 
in  schweizerischen  Tratten.  Sie  besäße  also  nach  der  Auflösung 
der  Münzunion  nur  10  Mill.  Fr.  silberne  Fünffrankenstucke  und 
etwa  80  Mill.  Fr.  Goldgeld  statt  solcher!  — 

*)  Abgesehen  von  der  Restsendung. 

*)  Es  liefen  damals  —  alle  Zahlen  beziehen  sich  auf  das  Jahr  1885 
—  etwa  8  Mill.  Fr.  im  Ausland  um. 
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Die  neue  Münzkonvention  vom  6.  Nov.  1885,  die  bis  heute 
die  Grundlage  der  Münzunion  geblieben  ist,  änderte  an  der  Lage 
des  schweizerischen  Geldwesens  nichts  wesentliches.  Es  blieb 
der  Zustand  von  1878  bestehen,  nur  daß  die  Schweiz  nach  Art  9 
befugt  war,  bis  zu  25  Mill.  Fi*.  Silberscheidegeld  auszuprägen, 
daß  die  italienischen  Silberscheidemünzen  wieder  überall  zuge- 
lassen wurden,  und  daß  die  Schweiz  ihre  Fünffrankenstücke  um- 
prägen dui-fte.^)  Außerdem  sollten  künftighin  die  abgeschliffenen 
Fünffrankenstücke  eingezogen  und  ersetzt  werden. 

Zur  Erklärung  des  auch  diesmal  von  der  Schweiz  erstreb- 
ten Zwangskurses  für  alle  Fünffrankenstücke  kam  es  nicht.  Je- 
doch verpflichteten  sich  die  ßanque  de  France  und  die  belgi- 
sche Nationalbank,  den  Stücken  Eassenkurs  zu  verleihen. 

Die  wichtigste  Bestimmung  des  jetzigen  Vertrages  ist  die 
sog.  LiquidationsklauseL 

Der  Fehler,«)  der  bei  der  Aufstellung  dieser  Klausel  ge- 
macht war,  ist  folgender.  Man  hatte  die  Silbertaler  nicht  in 
ihrer  Eigenschaft  als  gemeinsames  Münzunionsgeld  erkannt,  son- 
dern das  Gepräge  für  das  Eigentum  entscheiden  lassen.  Die 
Stücke  mit  belgischem,  französischem,  eidgenössischem  Gepräge 
wurden  für  Geld  dieser  Staaten  erklärt  und  daraus  die  Pflicht 
dieser  Staaten  abgeleitet,  diese  Stücke  zum  Nennwert  in  Gold- 
geld einzutauschen.  Danach  müßten  nun  Belgien  usw.  alle  Stücke 
ihres  Gepräges  zurücknehmen.  Diese  Staaten  haben  geprägt: 3) 
Frankreich  für  2500—3000  MiU.  Fr., 
Belgien    „  400  „       „ 


*)  Infolgedessen  wurden  1888 — 92  für  4  V»  MiH.  Fr.  umgeprägt.  Der 
neue  Stempel  zeigt  auf  dem  Avers  den  Helvetiakopf  (v.  Schwenzer-Stutt- 
gart)  mit  der  Umschrift  „Confoederatio-Helvetica"  und  der  Jahreszahl,  auf 
dem  Revers  in  einem  Eichen-  und  Lorbeerkranz  die  Wertangabe  und  das 
Wappenkreuz  von  1815.  Der  Rand  zeigt  die  Umschrift  „Dominus  providebit" 
und  13  Sterne. 

•)  Eingehend  dargelegt  bei  Bamberger  loc.  cit. ;  Helfferich,  Die  Folgen 
des  deutsch-österreichischen  Münzvereins  von  1857  S.  120 — 34;  Helfferich, 
Geld  und  Banken,  Bd.  I,  S.  339—344;  G.  F.  Knapp,  Staatliche  Theorie  des 
Geldes  S.  321—324. 

»j  Bdbltt.  1885,  457. 
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Italien  für         380         ilill.  Fi'., 
Griechenland    „  15  „       „ 

die  Schweiz    „  9 — 10  „       „  und 

müßten  also  diese  oder  ungefähr  so  hohe  Summen  einziehen. 

Das  Gepräge  ist  aber,  wie  hier  schon  wiederholt  betont, 
für  die  Rechtsstellung  des  Geldstückes  nicht  entscheidend,  son- 
dern die  Rechtsordnung,  unter  der  das  Geldstück  steht*) 

In  der  Schweiz  liefen  damals  (1885)  nach  amtlichen  An- 
gaben*) 80 — 100  Mill.  Fr.  in  Silbertalem  um,  von  denen  44®/o 
französisches,  43  ^/o  italienisches,  10®/o  belgisches,  l^/o  grie- 
chisches und  nur  2*^/0  eidgenössisches  Gepräge  trugen.  Zu  98®/o 
benutzte  die  Schweiz  Geld  zu  5  Fr.  mit  fremdem  Gepräge.  Ja, 
sie  ließ  wiederholt^)  für  ihren  Bedarf  an  Silberkurantgeld  Silber- 
barren in  Brüssel  mit  belgischem  Gepräge  zu  Fünffrankenstücken 
schlagen,  indem  sie  das  Gepräge  für  irrelevant  erklärte.  Belgien 
spielte  so  die  „Münzvorhersehung"  für  die  Schweiz.*) 

Dieser  Zustand  entsprach  dem  einseitigen  Synchartismus 
und  besonders  dem  Münzparasitismus  der  Schweiz  vollkommen, 
aber  dieses  Geld  war  in  der  Schweiz  eben  doch  „schweizerisches 
Geld",  war  seit  1866  doch  „Münzunionsgeld"  und  nicht  mehr 
belgisches,  französisches  usf. 

Entsprach  dem  aber  die  Haltung  der  Schweiz  auf  der 
Pariser  Münzkonferenz  im  Jahre  1885?     Durchaus  nicht! 

Die  Schweiz  hatte  seit  über  30  Jahren  fast  ausschließlich 
fremde  Münzen  benutzt,  hatte  die  Kosten  für  Herstellung  und 
Unterhaltung  dieser  Münzen  fast  stets  den  fremden  Staaten  zu- 
geschoben, hatte  die  Stücke  als  vollwertige  seinerzeit  angenom- 
men, als  sie  durch  einen  dritten  Umstand  (Sinken  des  Silber- 

*)  Der  Kopf  Leopolds  von  Belgien  bedeutet  auf  dem  Funffranken- 
stück  aus  Belgien  nicht  mehr,  als  das  römische  G  auf  den  deutschen 
Beichssilbermünzen  der  Karlsruher  Münzstätte,  es  sagt  nur  die  technische 
Herkunft  an.  Das  Gepräge  garantiert  nur  Feinheit,  Gewicht,  Form  der 
Münze,  nicht  gibt  es  ihre  Bechtsstellung  kund. 

•)  Bdbltt.  1885,  IV,  478.  Inzwischen  sind  Umlaufböhe  und  Zusammen- 
setzung ganz  anders  geworden. 

^)  S.  Bamberger,  Schicksale  des  Münzbunds  S.  114  und  145. 

*)  Pirmez,  Bede  im  belgischen  Abgeordnetenhaus  am  11.  Aug.  1885. 
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Preises)  unterwertig  geworden  waren,  weiterbenutzt,  und  nun, 
da  es  sich  darum  handelte,  bei  einer  ev.  Liquidation  nach  der 
gemeinsamen  Benutzung  auch  gemeinsam  die  Kosten  dieses  Zir- 
kulationsmittels zu  tragen  ~  weigerte  sie  sich  hartnäckig!  Sie 
behauptete,  jeder  Staat  habe  für  sein  Gepräge  einzustehen,  und 
setzte  durch,  daß  sie  für  ihre  fremden  Fünffrankenstücke  Gold- 
geld erhalte.  Damit  schob  sie  nicht  nur  fast  alle  Unkosten  des 
30  Jahre  benutzten  schweizerischen  Geldes  ab,  sondern  erwarb 
sich  noch  einen  künftigen  Gewinn  an  Metallwert  in  Höhe  von 
30—40  Mill.  Fr.! 

Wenn  die  schweizerischen  Vertreter  in  Paris  immer  wieder 
hervorhoben,  die  Schweiz  habe  sich  freiwillig  und  absichtlich 
der  Prägung  enthalten  und  habe  von  jeher  auf  alleiniger  Frei- 
prägung des  Goldes  bestanden,  so  ändert  dies  nichts.  Einmal 
war  die  Freiwilligkeit  z.  T.  auf  die  Unfähigkeit  der  Bemer  Münz- 
stätte zurückzuführen,  und  zum  andern  hinderte  ja  niemand  die 
Schweiz,  aus  der  Münzunion  auszuscheiden,  wenn  sie  deren 
Einrichtungen  für  falsch  hielt. 

Die  Teilungsart  der  Fünf  frankenstücke  kann,  wenn  sie  den 
rechtlichen  Verhältnissen  entsprechen  soll,  nur  auf  der  Grund- 
lage des  „Münzunionsgeldes"  aufgebaut  werden. 

Ihr  voraus  muß  eine  Ausgleichung  der  seit  1874,  d.  h.  seit 
Kontingentierung  der  Prägungen,  erzielten  Gewinne  Belgiens, 
Frankreichs,  Italiens  und  der  Schweiz  bei*  der  Silberprägung 
gehen.  Seit  1874  wurde  nämlich  in  allen  vier  Staaten  nur  noch 
auf  Staatskosten  geprägt.  Da  nun  aber  die  Schweiz  1875  und 
1876  sich  der  Prägimg  enthalten  hat,  haben  Belgien,  Frankreich 
und  Italien  an  der  Prägung  des  gemeinsamen  Münzunionsgeldes 
einen  verhältnismäßig  zu  großen  Gewinn  gemacht. 

Nach  Ausgleichung  dieses  Aktivums  müßten  die  vorhande- 
nen (1905)  etwa  3,5  Milliarden  Fr.  Silbertaler  entsprechend  dem 
Zahlungsmittelumlauf^)   der  fünf  Staaten  verteilt  werden. 

")  Die  Teilung  nur  nach  dem  Münzumlauf,  wie  sie  Helfferich  (loc.  eil.) 
vorschlägt,  ist  wegen  der  völlig  verschiedenen  Zahlungseinrichtungen  der 
fünf  Länder  nicht  richtig.  In  Belgien  trifft  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  viel 
mehr  Notengeld,  als  in  Italien,  in  Griechenland  mehr,  wie  in  der  Schweiz. 
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Zu  diesem  wären  jedoch  auch  alle  Banknoten,  Giroeinrichtnngen, 
Checkverkehr  usw.  zu  rechnen.  Dies  ist  aber  nur  bei  Gleich- 
heit solcher  Einrichtungen  durchzufuhren,  eine  Gleichheit,  die 
weder  vorhanden  noch  erreichbar  ist.  Daher  kann  dieser 
Maßstab,  theoretisch  zwar  richtig,  praktisch  nicht  durchgeführt 
werden.  Es  muß  auf  die  beste  der  andern  Arten,  die  Teilung 
nach  der  Bevölkerungszahl,  zurückgegriffen  und  dieser  Maßstab 
entsprechend  dem  mutmaßlichen  Zahlungsmittelumlauf  der  ein- 
zelnen Staaten  geändert  werden. 

Daraus  geht  hervor,  daß  die  endgültige  Festsetzung  der 
Anteile  jedes  Staates  an  den  3,5  Milliarden  unterwertigem  Fänf- 
frankengeld  der  Münzunion  der  freien  Vereinbarung  auf  den 
angegebenen  Grundlagen  überlassen  werden  muß. 

Inzwischen  wird  sich  der  Umlauf  relativ  verringern  durch 
den  Abfluß  in  die  französischen  Kolonien  (außer  Gochinchina) 
und  die  Mortalität  der  Münzen.  Außerdem  könnte  er^)  dadurch 
sehr  beschränkt  werden,  daß  man  neues  Scheidegeld  aus  Silber- 
talern prägte.*)  — 

Seit  1886  änderte  sich  in  dem  Münzwesen  der  Schweiz, 
d.  h.  in  dem  Geldwesen  der  Münzunion  nur  wenig.  Wir  geben 
daher  hier  nur  einen  Überblick  über  diese  Reformen,  zumal  sie 
sich  ausschließlich  auf  das  Scheidegeld  bezogen  und  daher  eine 
geringe  Bedeutung  haben.  Die  Schicksale  der  Währung  werden 
im  nächsten  Paragraphen  besprochen. 

Auch  die  Teilung  allein  nach  der  Bevölkerungszahl,  wie  sie  Helfferich 
und  Knapp  (loc.  cit.)  vorschlagen,  ist  nicht  vollständig  gerecht.  Auf  einen 
Belgier  kommen  mehr  Zahlungsmittel  als  auf  einen  Griechen,  daher 
können  sie  nicht  gleichmäßig  behandelt  werden. 

*)  Geradeso  wie  die  deutschen  Taler  bis  Ende  1907  zu  Reichssilber- 
münzen ausgeprägt  wurden. 

■)  Seit  1884  tauchten  im  Münzunionsgebiet  wiederholt  Fünffranken- 
stücke von  Nichtunionsländern  (bes.  mittel-  und  südamerikanischen  Re- 
publiken) auf  (Bdbltt.  1885,  U,  562).  Auch  erschienen  die  rumänischen 
5-Leistücke  über  Österreich  in  der  Schweiz.  Beides  war  wohl  durch 
die  Gesuche  Spaniens  und  Rumäniens  zum  Beitritt  zur  Münzunion  ver- 
anlaßt (1887).  Beide  Gesuche  wurden  abgelehnt,  da  nur  eine  Vermehrung 
der  Fünfifrankenstücke  zu  erwarten  war  und  man  an  eine  baldige  Auf- 
lösung der  Münzunion  dachte. 
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In  diesen  Jahren  wurden  die  alten  Zwanzig-,  Zehn-  und 
Pünfrappenstücke  aus  Billon  außer  Kurs  gesetzt. *)  Das  Resul- 
tat der  Einziehung  bis  zum  letzten  Termin  (30.  Juni  1886)  war 
folgendes:*) 

Zwanzig-  Zehn-  Fünfrappenstücke 

Ausgabe: 
15  883  608  17  694  848  26  513  566 

Rückzug: 

11 487  100      12  300  000      10  220  000 

Ausstand  in  ®/o 

27,68  30,49  61,45 

Diese   hohen  Ausstände  veranlaßten  den  Bundesrat,  den 

Billonmünzen  auch  femer  den  Kassenkurs  zu  verleihen. 3) 

Auch  fanden  1883  bis  1894  sehr  hohe  Prägungen  von 
Kupfergeld  statt.*)  Dasselbe  verschwand  andauernd,  da  es  zu 
industriellen  Zwecken  benutzt  wurde.  — 

Seitdem  nun  aber  mit  dem  Inkrafttreten  der  neuen  Münz- 
konvention am  1.  Jan.  1886  die  italienischen  Silberscheide- 
münzen wieder  in  den  nichtitalienischen  Unionsstaaten  zuge- 
lassen waren,  strömten  sie  in  Massen  in  diese  Staaten  ein.  Die 
Schweiz  hatte  infolge  des  1880 — 86  gefühlten  Mangels  an  Silber- 
scheidegeld von  ihrem  Kontingent  von  25  Mill.  Fr.  1886/87 
weitere  4  Mill.  Fr.  ausprägen  lassen,  so  daß  jetzt  etwa  7,2  Fr. 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kamen.  Dazu  kamen  nun,  be- 
sonders im  Kanton  Tessin,  in  starker  Menge  die  italienischen 
Silberscheidemünzen.  Daher  machte  sich  bald  ein  Überfluß  von 
Scheidegeld  bemerkbar. 

Die  eidgenössischen  Kassen  mußten  das  fremde  Scheide- 
geld nach  dem  Münzvertrag  bis  zum  Betrage  von  100  Fr.  in 
Zahlung  nehmen.     Die  Folge  des  verstärkten  Eindringens  war 


')  A.  S.  N.  F.  Bd.  IX,  S.  28.  *)  Bdbltt.  1887.  I,  656. 

•)  Bis  Ende  1894  waren  für  5,875  Mill.  Fr.  Nickelmünzen  ausge- 
prägt worden  (Bdbltt.  Geschber.  d.  Finanzdepart.). 

*)  Der  Stempel  für  dieselben  zeigt  auf  dem  Avers  das  eidgenössische 
Wappen  in  Lorbeer-  und  Eichenkranz  mit  der  Umschrift  „Helvetia",  auf 
dem  Revers  die  Wertangabe  im  Lorbeerkranz. 

Blanm,  Geldwesen  der  Schweiz.  10 
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eine  Stauung  des  italienischen  Scheidegeldes  in  den  Kassen,  die 
nur  durch  wiederholte  Auswechselung  zu  beseitigen  war.  Diese 
Auswechselung  betrug 


im  Jahre 

an 

Italien 

(an  Frankreich) 

1888 

2,1 

Min. 

Fr. 

(1,5 

Mill.  Fr.) 

1880 

1,9 

)i 

(0,8 

«            «    ) 

1890 

2,8 

)i 

(0,55 

V           r    ) 

1891 

2,4 

n 

(0,78 

?1             Ti    ) 

1892 

2,45 

>) 

(0,853 

.,       ,,) 

1893 

11,4 

» 

(0,4 

?J            Y)    ) 

1894 

17,518 

)J 

(0,45 

Jt            11    ) 

Diesen  Zahlen  stand  an  Rücksendung  eidgenössischen  Silber- 
scheidegeldes aus  Italien  der  geringe  Posten  von  etwa  0,1  Mill.  Fr. 
jährlich  gegenüber. 

Noch  deutlicher  ergibt  sich  die  Überflutung  mit  italie- 
nischem Gelde  aus  dem  Inhalt,  den  1892^)  an  Scheidegeld  136 
Kassen  der  Eidgenossenschaft  aufwiesen.  Es  war  von  diesem 
Scheidegeld  49®/o  italienisAen,  13  ^/o  französischen,  3^/o  bel- 
gischen, 34^/o  schweizerischen  und  l®/o  griechischen  Ursprungs. 
Von  diesen  lOO^/o  hätte  der  Verkehr  30*^/0  entbehren  können. 

Der  Grund  zu  dem  Auswandern  des  Scheidegelds  aus  Ita- 
lien liegt  in  dem  starken  Umlauf  Italiens  an  Papiergeld  zu  2 
und  1  Fr.  Das  Silberscheidegeld  erhielt  in  Italien,  ebenso  wie 
das  Kurantgeld,*)  ein  bedeutendes  Agio  und  floß  daher  nach 
den  übrigen  Münzunionsstaaten  ab.  Nach  diesen  konnte  man 
es  ja  als  Zahlungsmittel  benutzen,  eine  Eigenschaft,  die  das 
Papiergeld  Italiens  nicht  teilte. 

Dieses  Umstands  bemächtigte  sich  nun  die  Spekulation.') 
Man  sammelte  in  Italien  das  Silberscheidegeld,  dessen  Agio 
geringer  war,  als  dasjenige  des  Goldgeldes,  schickte  es  nach  der 
Schweiz  und  ließ  sich  dort  durch  die  Postkassen  Gold-  oder 
Silberkurantgeld  auszahlen.    Dieses  verkaufte  man  dann  in  Ita- 

»)  Nach  dem  Geschber.  d.  Findep.  Bdbltt.  1893. 
«)  Das  Goldgeld  hatte  bis  zu  16  >  Agio  (Bdbltt.  1893,  V,  203).  In  dem 
Kurantsilbergeld    der  Schweiz  befand  sich  1892  ober  63*/o  italienisches. 
»)  Bdbltt.  1894.,  I,  561. 
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lien  an  den  Börsen  mit  hohem  Agio  und  machte  so  nicht  un- 
bedeutende Kursgewinne. 

Der  Stand  des  italienischen  Kurses  sank  nun  immer  weiter, 
das  Agio  für  Oold-  und  Silberkurantgeld  in  Italien  stieg  immer 
höher,  und  die  Spekulation  im  Kanton  Tessin  wurde  immer  leb- 
hafter. Die  Folge  war  jenes  massenhafte  Eindringen  von  ita- 
lienischem Silbergeld  in  die  Schweiz  und  seine  Stauung  in 
den  Kassen. 

Die  schweizerische  Regierung  führte  im  Jahre  1893  durch 
ihre  Post-  imd  Zollkassen  einen  erbitterten  Kampf*)  gegen  die 
Agioteure  und  Spekulanten.  Der  Erfolg  war  schließlich,  daß  im 
Jahre  1893  von  11,4  Mill.  Fr.  abgeschobenen  italienischen  Silber- 
scheidemünzen 6  Mill.  Fr.  wieder  in  die  Schweiz  zurückflössen! 

Dem  Mangel  an  Silberscheidegeld  zu  steuern,  gab  Italien 
weitere  5-Lireschein'e  aus.  Damit  jagte  es  natürlich  die  Silber- 
münzen nur  noch  mehr  in  die  Schweiz. 

Im  Sommer  1893  wurde  die  Lage  so  schlimm,  daß  man 
die  Beseitigung  der  italienischen  Silberscheidemünzen  durch  ein 
Übereinkommen  der  Münzunionsstaaten  verlangte.  Vom  9.  Okt 
bis  15.  Nov.  fand  in  Paris  eine  Konferenz  statt,  die  ein  „Über- 
einkommen betr.  die  teilweise  und  zeitweilige  Revision  einiger 
Bestimmungen  der  Münzübereinkunft  vom  6.  Nov.  1885"  ab- 
schloß, wodurch  die  Zurückziehung  der  italienischen  Silber- 
scheidemünzen und  ihre  Außerkurssetzung  in  den  Münzunions- 
staaten außer  Italien  festgesetzt  wurde.*) 

Dieses  Übereinkommen  trat  mit  dem  24.  März  1894,  dem 
Tage  seiner  Ratifikation,  in  Kraft.  Von  da  an  bis  zum  24.  Juli 
wurden  die  italienischen.  Münzen  in  sehr  geschickter  Weise  ein- 
gezogen und  nach  Italien  abgestoßen.*)  Dem  Bundesrat  wurde 
am  29.  Juni  1894  die  Befugnis  erteilt,  die  Einfuhr  italienischen 
Silberscheidegeldes  zu  verbieten,*)  jedoch  wurde  von  diesem 
Recht  kein  Gebrauch  gemacht. 


')  Bdbltt.  1894,  I,  561.    »)  A.  S.  N.  F.  XIV,  195. 

3)  Vgl.  darüber  das  Nähere  in  Bdbltt.  1894,  I,  990;  1894,  II,  665; 

1894,  in,  113.    In  4  Monaten  wurden  über  13  Mill.  Fr.  eingezogen. 

*)  A.  S.  N.  F.  XIV,  283. 

10* 
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Währenddessen  hatte  man,  um  einem  event  Mangel  an 
Silberscheidemünzen  vorzubeugen,  den  Rest  seines  Kontingentes 
(3  Mill.  Fr.)  ausprägen  lassen.  Am  24.  Juli  1894  war  die  Schweiz 
von  der  Landplage  des  Überflusses  von  Scheidegeld  befreit. 
Keine  italienische  Silberscheidemünze  war  zu  sehen. 

Sofort  aber  trat  ein  empfindlicher  Mangel  an  Scheide- 
geld ein.  Dieser  Mangel  ist  auf  die  besonderen  Bedürfnisse  der 
Schweiz  zurückzuführen. 

In  der  Schweiz  ist  der  Durchschnittsbedarf  an  Scheidegeld 
infolge  der  Regsamkeit  der  Bevölkerung  höher  als  z.  B.  in  Deutsch- 
land. Vor  allem  war  dem  freien  Verkehr  am  Anfang  der  neun- 
ziger Jahre  das  silberne  Fünffrankenstück  stark  durch  die  Banken 
entzogen.  Die  Metallgelddeckung  der  Notenbanken  zu  40<*/o  ihrer 
Emission  bestand  zum  großen  Teil  aus  Fünffrankentalern.  Das 
Fehlen  dieser  Münzen  im  Verkehr  zwang  dem  Silberscheidegeld 
ihre  Vertretung  bei  Zahlungen,  ähnlich  wie  in  den  fünfziger  Jahren 
(s.  §  5),  auf  und  entzog  die  2-,  1-  und  Vj-Frankenstücke  ihrer 
wahren  Bestimmung. 

Ein  regelmäßiger  Bedarf  an  Kleingeld  entstand  auch  durch 
die  Bestimmung  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes,  daß  die  Löhne 
alle  14  Tage  ausbezahlt  werden  müßten.  Die  Lohnarbeiterschaft 
ist  bekanntlich  in  der  Schweiz  durch  die  zahlreichen  Fabrik- 
gründungen sehr  gestiegen. 

Besondere  Anforderungen  stellt  dann  die  Zeit  der  militä- 
rischen I^ehrkurse  und  derTruppenzusammenzüge  von  60 — 65000 
Mann  im  September.  Ebenso  verlangen  die  beiden  Hauptzahl- 
terraine,  1.  Mai  und  1.  November,  viel  Kleingeld. 

Die  höchsten  dauernden  Anforderungen  stellt  der  Fremden- 
verkehr im  Sommer  (Juni  bis  September).  Die  Touristen  bringen 
großes  Geld,  Banknoten,  Goldgeld  und  Cheks  von  ihren  heimischen 
Bankiers  mit  und  verlangen  und  brauchen  ihre  Auswechselang 
in  kleine  Münzen.  Auch  die  Löhne  in  der  Hotelindustrie,  wie 
diese  selbst^  erfordern  besonders  in  den  großen  Fremdenverkehrs- 
orten wie  Interlaken,  Luzern,  Genf,  Zürich  usw.  eine  Menge 
Scheidegeld. 

Alle  diese  Anforderungen  werden  natürlich  durch  Uniwech- 
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seiung  an  die  Staatskassen  (Post,  Zoll  usw.)  gerichtet  und  stellen 
an  diese  daher  große  Ansprüche.  Wiederholt  war  die  Staats- 
kasse in  Bern  Ende  September  vor  der  großen  Novemberzahlungs- 
epoche ohne  Kleingeld. 

Das  Kleingeld  fließt  dann  erst  wieder  im  Winter  auf  dem 
Steuerwege  in  die  öffentlichen  Kassen  zurück.*) 

Nicht  unerwähnt  darf  aber  auch  der  Mißbrauch  bleiben, 
der  dadurch  mit  dem  Scheidegeld  getrieben  wird,  daß  man  sich 
in  Zeiten  von  Scheidegeldüberfluß  daran  gewöhnt,  größere  Zah- 
lungen in  kleinerem  Gelde  zu  leisten,  so  daß  man  bei  Scheide- 
geldmangel den  Bedarf  viel  zu  hoch  einschätzt 

Immerhin  ist  in  der  Schweiz  ein  Bedarf  an  Scheidegeld  vor- 
handen, der,  zumal  im  Sommer,  den  gewöhnlichen  Umlauf  auf 
eine  harte  Probe  stellt  und  jedenfalls  den  Bedarf  pro  Kopf  z.  B. 
im  deutschen  Reich  voll  erreicht,  wenn  nicht  sogar  übertrifft 

um  dem  Mangel  zu  steuern,  bezog  man  1894  und  1895 
für  über  6  Mill.  Fr.  französisches  und  belgisches  Scheidegeld,*) 
konnte  dies  jedoch  nicht  fortsetzen,  da  auch  in  den  Nachbar- 
ländern der  Schweiz  Mangel  an  Scheidegeld  eintrat 

Der  Mangel  in  der  Schweiz  wurde  noch  dadurch  gesteigert, 
daß  aus  den  Kantonen  Genf,  Waadt  und  Neuch&tel  Scheidegeld 
nach  Frankreich  abfloß,  und  daß  Bankhäuser  in  Neuchätel 
schweizerisches  Scheidegeld  über  die  Grenze  an  französische  Bank- 
institute sandten,  um  Wechsel  darauf  zu  ziehen.^)  Gegen  dieses 
Vorgehen  konnte  man  nicht  einschreiten.^) 

Zweifelsohne  waren  die  Scheidegeldkontingente  der  Münz- 
unionsstaaten  nicht  mehr  genügend.  Daher  kam  am  29.  Okt  1897 


*)  Die  wiederholt  aufgestellte  Behauptung,  der  Touristenverkehr  ent- 
ziehe der  Schweiz  auf  der  Rückreise  jährlich  sehr  viel  Scheidegeld, 
scheint  nicht  zuzutreffen.  Die  befragten  größeren  Banken  in  den  wichtigeren 
Bankplätzen  des  Elsass,  Badens  und  Württembergs  können  dieser  Be- 
obachtung nicht  beipflichten. 

«)  Bdbltt.  1895,  I,  335. 

•)  S.  P.  Gygax,  Krit.  Betr.  üb.  d.  Schweiz.  Notenbankwesen,  S.  29. 

*)  Weniger  ist  wohl  an  dem  Silbergeldmangel  die  Mortalität  der 
Münzen  schuld;  sie  beträgt  etwa  l^/o  pro  Jahr. 
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in  Paris  ein  Übereinkommen  zustande,^)  durch  das  die  Kontingente 
erhöht  wurden  auf 

28,0  Mill.  Fr.  für  die  Schweiz 
46,8     „      ,,      „    Belgien 
394,0     „      „     „    Frankreich  (mit  Kolonien) 
232,4     „      „      „    Italien 
15,0     „      „      „    Griechenland. 
Die  neuen  Münzen  sollten  außer  einem  Betrage  von  je 
3  Mill.  Fr.  nicht  aus  Silberbarren,  sondern  aus  Fünffrankenstücken 
ausgeprägt  werden  (Art  2).   Die  Kontingente  durften  erst  nach 
vier  Jahren  voll  erreicht  sein;  die  italienischen  Silberscheide- 
münzen blieben  nach  wie  vor  von  den  anderen  Staaten  vorläufig 
ausgeschlossen  (Art  3). 

Die  Schweiz  machte  von  ihrem  Mehrprägungsrecht  von 
3  Mill.  Fr.  in  den  nächsten  vier  Jahren  (1898—1901)  voll  Ge- 
brauch.*) Gleichwohl  dauerte  aber  der  Mangel  an  Silberscheide- 
geld fort  und  konnte  auch  durch  größere  Bezüge  aus  Frankreich 
nicht  gehoben  werden.^) 

Dazu  kam,  daß  die  Aussicht  auf  eine  Wiederzulassung  der 
italienischen  Scheidemünzen  endgültig  abgeschnitten  wurde. 
Durch  ein  Ziisatzprotokoll  vom  15.  März  1898*)  wurde  Italien 
von  der  Pflicht  der  Auswechselung  seiner  Silberscheidemünzen 


')  A.  S.  N.  F.  XVI,  ^60. 

•)  Dazu  erschien  ein  neues  Regulativ  über  die  Konlrollierung  der 
Münzen  vom  5.  Aug.  1898  (A.  S.  N.  F.  XVI,  829.)  —  Münzdireklor  ist  seit 
1900  P.  Adrian  aus  Ölten. 

')  Unter  diesen  Bezügen  befand  sich  noch  0,5  Mill.  Fr.  in  alten, 
außer  Kurs  gesetzten  eidgenössischen  Silberscheidemünzen  zu  ^^^^oo«  fein 
aus  den  Jahren  1860—68.  Dieselben  wurden  bis  zum  31.  Okt.  1898  zu 
60<^/o  ihres  Nennwert  (d.  h.  also  zum  Metallwert)  an  den  Kassen  ange- 
nommen (A.  S   N.  F.  XVI,  827). 

[Die  Abnützungsergebnisse  von  zwanzigjährigem  Umlauf  sind  für  die 
eidgenössischen  Münzen  sehr  günstige.  Nach  „Schweiz.  BUltt.  f.  Wirtsch.- 
und  Sozial-Politik"  1904  S.  660  sind  es  folgende: 


Silber:    Einfrankenslück  20,4 »/oo 
Halb         „  32,5  ^oo 

*)  A.  S.  N.  F.  XVÜ,  43. 


Nickel:    Zwanzigrpstück    5,6  ^oo 
Zehn      „  16,2  Voo 

Fünf       „  19,7  ^joo] 
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an  andere  Unionsstaaten  noch  zwei  Jahre  nach  Auflösung  der 
Union  (Art.  7  des  neuen,  Art.  8  des  Vertrags  von  1865)  befreit 
Zugleich  verbot  es  die  Ausfuhr  dieser  Münzen,  worauf  der  Bun- 
desrat am  21.  Febr.  1899^)  auf  Grund  der  ihm  durch  Bundes- 
beschluß vom  29.  Juni  1894  erteilten  Befugnis  ein  Verbot  der 
Einfuhr  der  italienischen  Silberniünzen  zu  2,  1  und  V2  Fr.  bei 
Strafe  der  Konfiskation  erließ. 

Durch  diese  endgültige  Ausschließung  der  italienischen 
Silberscheidemünzen  wurde  die  lateinische  Münzunion  für  die 
Silberscheidemünzen  durchbrochen.  Es  besteht  von  jetzt  an  unter 
den  vier  nichtitalienischen  Staaten  eigentlich  ein  besonderer 
Scheidegeldbund.  Dieser  Scheidegeldmünzbund  hätte  als  Ver- 
trag etwa  die  Bestimmung:  Die  nach  den  Bestimmungen  der 
lat  Münzunion  in  den  gen.  vier  Ländern  ausgeprägten  Silber- 
scheidemünaen  sind  svnchartales  Geld  der  vier  Länder. 

Da  aber  die  lat  Münzunion  (und  mit  ihr  auch  Italien)  in 
diesem  Silbergeldbund  Voraussetzung  ist,  so  läßt  sich  derselbe 
natürlich  von  der  lat  Münzunion  nicht  trennen.  Er  ist  eine  Unter- 
abteilung des  völkerrechtlichen  Verbands  der  lat.  Münzunion. 

Diese  stellt  sich  jetzt  als  ein  auf  das  gesamte  Kurantgeld 
und  die  Herstellung  (Münztechnik)  und  Kontingentshöhe  der 
Silberscheidemünzen  in  den  fünf  Staaten  bezüglicher  Vertrag  dar. 
Demselben  angehängt  ist  ein  Separatvertrag  der  vier  nichtitalie- 
nischen Staaten  über  den  Umlauf  der  Silberscheidemünzen  in 
ihren  Ländern.  De  facto,  weil  historisch  so  geworden,  sind  beide 
Verträge  natürlich  ineinander  verwebt,  beide  Münzbündnisse  or- 
ganisch miteinander  verbunden.. — 

Als  nun  die  Schweiz  ihr  Kontingent  1901  völlig  ausgeprägt 
hatte,  der  Mangel  an  Silberscheidegeld  aber  fortdauerte,  suchte 
sie  um  Einberufung  einer  Konferenz  bei  den  Münzunionsstaaten 
nach. 

Dieser  legte  die  Schweiz  den  Antrag  auf  Nationalisierung 
des  gesamten  Scheidegeldes  nach  dem  Vorbild  Italiens  vor.  Der 
Antrag  stieß  jedoch  auf  hartnäckigen  Widerstand  Frankreichs, 
obwohl   es   1893   selbst  diesen  Gedanken   angeregt  hatte.    Die 

»)  A  S.  N.  F.  XVII,  67. 
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Schweiz  mußte  sieh  mit  einem  Übereinkommen  vom  15.  Nov.  1902 
begnügen,!)  das  ihr  die  Prägung  eines  außerordentlichen  Kon- 
tingents von  12  Mill.  Fr.  aus  Silberbarren  gestattet. 

Wenn  dieses  Siiberscheidegeld  voll  ausgeprägt*)  sein  vrird, 
so  dürfte  damit  der  Bedarf  der  Schweiz  noch  nicht  gedeckt  sein. 

Derselbe  schwankt  zwischen  40  und  50  Mill.*)  Fr.,  d.  h. 
zwischen  13  und  15  Fr.  pro  Kopf. 

Das  beste  Mittel,  die  seit  Jahrzehnten  dauernde  Silberscheide- 
geldfrage zu  lösen,  ist  natürlich  die  Nationalisierung  dieser  Münzen. 
Der  kleine  Vorteil  im  Grenzverkehr  wiegt  die  Gebundenheit  in 
den  Prägungen  nicht  auf,  zumal  der  Grenzverkehr  auch  bei  Tren- 
nung der  Scheidemünzen  immer  liberaler  ist  als  das  strenge  Recht 

Die  Nationalisierung  des  eidgenössischen  Silberscheidegeldes 
ist  wiederholt  im  Nationalrat  angeregt  worden  und  dürfte  sich 
ihrer  Ausführung  wohl  in  den  nächsten  Jahren  nähern.  Dann 
erst  wird  das  Scheidegeldwesen  der  Schweiz  seinen  Aufgaben 
in  jeder  Beziehung  gerecht  werden  können. 

§  11. 
DER  KAMPF  GEGEN  DIE  VALUTA  VERSCHLECHTERUNG 
INSBES.  DURCH  DIE  ZENTRALISATION  DES  NOTEN- 
BANKWESENS. 

Ende  des  Jahres  1884  war  das  Banknotengesetz  vom  Jahre 
1881  ausgeführt.  Keineswegs  waren  damit  aber  die  Bestrebungen 


»)  A.  S.  N.  F.  XIX,  363. 

•)  1903—1906  wurden  6  Mill.  Fr.  ausgeprägt.  —  Es  waren  dies  die 
letzten  Prägungen  in  der  alten  Münzstätte.  Auf  Kosten  des  Münzreserve- 
fonds hat  der  Bund  eine  neue  Münze  auf  dem  Kirchfeld  bei  Bern  er- 
richten lassen  und  1906  in  Gebrauch  genommen  (A.  S.  N.  F.  XIX,  257). 
—  Am  29.  Dez.  1905  wurde  eine  neue  Verordnung  über  die  Organisation 
und  den  Betrieb  der  eidgen.  Münzverwaltung  erlassen  (A.  S.  N.  F.  XXII,  10). 

^)  Schätzung  von  Tr.  Geering  in  der  Allgem.  Schweiz.  Zeitung  v. 
27,  3.  1902.  —  Das  deutsche  Reich  wird  1908  nach  völligem  Verschwinden 
der  Taler  einen  Umlauf  an  2,-  1-  und  '/»-Markstücken  von  11  Mk.  pro 
Kopf  haben.  Die  Schweiz  braucht  aber  im  Durchschnitt  mehr  (etwa  15  Fr. 
pro  Kopf). 
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zur  Ruhe  gekommen,  die  auf  eine  straffere  Zentralisation  des 
Notenbankwesens  seit  Jahren  hinarbeiteten.  Die  beiden  Jahr- 
zehnte, die  seit  Mitte  der  achtziger  Jahre  verflossen  sind,  sollten 
diesen  Bestrebungen  Recht  geben.*) 

Von  1884  bis  1887  trat  auf  dem  Geldmarkte  eine  Zeit  der 
Erschlaffung,  verursacht  durch  allgemeine  Stagnation  des  Wirt- 
schafts- und  Verkehrslebens,  ein,  die  auf  die  Lage  der  Noten- 
banken in  der  Schweiz  nicht  günstig  wirkte.  Dazu  kam  ein  Mangel 
an  Goldgeld  im  Verkehr,  der  dadurch  hervorgerufen  war,  daß 
die  Banken  zur  Beschaffung  ihrer  Metalldeckung  besonders  Gold- 
geld verwandten.  Die  Metalldeckung  selbst  hob  sich  infolge  des 
neuen  Gesetzes  auf  60  Vo  der  Notenzirkulation  im  Jahre  1883, 
begann  aber  schon  in  den  nächsten  Jahren  derart  zu  sinken, 
daß  drei  Jahre  später  die  verfügbare  Metalldeckung  (der  Über- 
schuß über  40®/o  der  Emission)  sehr  schwach  war.  Die  Zahl 
der  Banken  vermehrte  sich  um  die  Obwaldner  Kantonalbank 
(Nr.  35).«) 

Ein  Anstoß  zur  Besserung  des  Banknotengeldes  kam,  wie 
1870,  durch  die  drohende  Gefahr  einer  Geldkrisis.  Im  Jahre  1887 
nahm  bekanntlich  die  Spannung  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich (Boulanger  Kriegsminister  Sept  1886 — Mai  1887)  eine 
solche  Schärfe  an,  daß  man  allerorts  kriegerische  Verwickelungen 
befürchtete.  Da  im  März  1887  Italien  dem  deutsch-österreichischen 
Bündnis  beigetreten  war  und  seit  1879  Rußland  sich  Frank- 
reich in  seinem  Haß  gegen  Deutschland  genähert  hatte,  lag  die 
Gefahr  eines  alle  Grenzen  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
umbrandenden  Krieges  vor. 


*)  Diese  Zeit  ist  eingehend  bearbeitet  in  den  Schriften  von  Jul.  Wolf, 
P.  Gygax,  Kalkmann,  Landmami;  Geering,  Springer,  Angerhausen,  Ernst  u.  a. 
Es  kann  daher  hier  von  einer  ausführlichen  Erörterung  abgesehen  werden; 
insbes.  werden  diejenigen  Bestrebungen,  Versuche,  Gesetzesvorlagen  usw., 
die  nicht  zu  einer  Verwirklichung  gelangt  sind,  übergangen  und  nur 
die  Hauptlinien  der  Entwickelung  des  Kampfes  gegen  die  Valutaver- 
schlechterung und  um  die  Notenbankreform  verfolgt. 

■)  Mit  Deckung  von  60®/o  durch  Kantonsgarantie.  Nr.  22,  die  Solo- 
thnrnische  Bank  wurde  als  Nr.  34  Solothumer  Kantonalbank  mit  gleicher 
Deckung. 


154  V.    NATION AUSIERUNG    UND    ZENTRALISATION. 

Ein  solcher  Krieg  rief  natürlich  die  Furcht  vor  dem  Aus- 
bruch einer  zweiten  Geldkrisis,  ähnlich  der  des  Jahres  1870, 
hervor. 

Diese  Furcht  war  nicht  unberechtigt  Es  befand  sich  sehr 
wenig  Goldgeld  im  Verkehr.  Dafür  war  derselbe  mit  einer  Zir- 
kulation von  (im  Februar  1887)  135,9  Mill.  Fr.  Banknoten  durch- 
tränkt^) Diesen  stand  in  den  Banken  ein  Metallgeldvorrat  als 
Deckung  in  Höhe  von  nur  70,2  Mill.  Fr.,  d.  h.  also  52®/o,  der 
Zirkulation  gegenüber.  Die  übrigen  kurzfälligen  Deckungen  oder 
leicht  realisierbaren  Aktiven  waren  sehr  gering.  Dazu  kam,  dafi 
der  Metallgeldimport  aus  Frankreich  sehr  erschwert  und  teuer 
war.  Die  Goldprämie  der  Banque  de  France  stand  seit  Anfang 
Januar  auf  6 — 7^/00,  der  Diskontosatz  in  Zürich  auf  4— 4,5®/o. 
Zu  gleicher  Zeit  machten  sich  starke  Bezüge  von  Metallgeld  aus 
den  Notenbanken  durch  Kündigung  der  Depositen  der  Bundes- 
kasse und  seitens  Privater  und  industrieller  Unternehmungen 
bemerkbar.*)  Dazu  stieg  der  Wechselkurs  auf  Paris  bis  auf,  ja 
über  den  Goldpunkt  (100,20),  und  es  fanden  Metallgeldsendungen 
nach  Frankreich  statt 

Auf  diese  I-iage  machte  das  eidgenössische  Finanzdeparte- 
ment durch  ein  Rundschreiben  vom  1.  März  1887  die  Emissions- 
banken aufmerksam  und  forderte  sie  auf,  zur  Sicherung  ihrer 
Liquidität  durch  Erhöhung  der  Metalldeckungen  zu  sorgen. 

Dieses  Rundschreiben  hatte  zuerst  den  Erfolg,  die  bedroh- 
liche Lage  des  Geldmarktes  noch  zu  verschärfen.  Die  Noten- 
präsentierungen mehrten  sich,  manche  Banken  mußten  rundweg 
jedes  Diskontobegehren  abschlagen,  andere  erhöhten  ihren  Dis- 
kontsatz außerordentlich.  Kein  Wunder,  hatte  doch  manche  Bank 
nur  noch  die  gesetzliche  und  stets  unangreifbare  Notendeckung 
von  40®/o  in  ihren  Tresors.^) 

Erst  als  der  Bundesrat  beschloß,*)  für  den  Fall  eines  Krieges 
die  Ausgabe  von  30  Mill.  Fr.  in  Bundeskassenscheinen  vonsu- 


^)  Kalk  mann,    Untersuchungen   über   das  Geldwesen  der  Schweiz 
Tab.  IV. 

*)  Landmann,  Das  schweizerische  Bankgesetz,  1906.  S.  59. 
3)  Landmann,  ebendort  S.  61.     *)  Bdbltt.  1888,  II,  196. 
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bereiten,  beruhigte  sich  der  Geldmarkt  wieder  etwas.^)  Der  Metall- 
geldbestand hatte  sich  gebessert,  er  betrug  bei  einer  ausgewiesenen 
Zirkulation  von  131MilI.Fr.  im  Juni  1887  80,4 Mill. Fr.,  d.h.  etwa 
62®/o.  Die  verfügbare  Metallgelddeckung  betrug  somit  28  Mill.  Fr 

Der  Mangel  an  Goldgeld  und  die  Erinnerung  an  den  Nutzen 
der  Sovereigntarifierung  im  Jahre  1870  veranlaßte  den  Bundesrat 
aber  doch,  am  12.  April  1887  von  der  Bundesversammlung  die 
Ermächtigung  zur  Tarifierung  ausländischer  Goldmünzen  gemäß 
dem  durch  Gesetz  vom  22.  Dez.  1870  abgeänderten  Art.  9  des 
Münzgesetzes  vom  7.  Mai  1850  zu  fordeni  (s.  §  7).  Es  erfolgte 
auch  am  23.  Juni  1887  ein  Buiidesbeschluß,  der  den  Bundesrat 
ermächtigte,  die  Vollziehung  und  nachher  wieder  die  Außerkraft- 
setzung folgender  Tarifierungen  zu  bestimmen:  Der  Sovereign 
zu  25,20  Fr.,  das  Zwanzigmarkstück  zu  24,70  Fr.,  die  goldenen 
Fünfdollarstücke  zu  25,90  Fr.«) 

Diese  Tarifierung  hätte,  wäre  sie  in  Kraft  getreten,  ebenso 
wie  1870  einseitigen  Synchartismus  mit  Großbritannien,  dem 
deutschen  Reich  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
geschaffen. 

Die  politische  Wendung  in  Frankreich  nach  dem  Sturz 
Boulangers  brachte  jedoch  die  drohende  Krisis  nicht  voll  zum 
Ausbruch,  und  so  unterblieb  die  Vollziehung  der  Tarifierung.^) 
Gleichwohl  ist  es  für  die  Abhängigkeit  der  Schweiz  von  Frank- 
reich in  Geldsachen  bezeichnend,  daß  man  auch  nach  dem 
Notenbankgesetz  von  1881  nicht  aus  eigener  Kraft  über  eine 
Krisis  hinwegkommen  zu  können  glaubte. 


0  Nachdem  1887  die  Herstellung  der  Bundeskassenscheine  be- 
schlossen aber  aufgeschoben  war,  wurden  sie  1899  hergestellt.  Es  wurden 
je  10  Mill.  Fr.  zu  5-,  10-  und  20- Frankenscheinen,  davon  */«  deutsch^ 
•/s  französisch  und  V»  italienisch  auf  Kosten  des  Münzreservefonds  an- 
geschafft und  im  Bundeshause  aufbewahrt.  Der  Aufdruck  lautet:  ,,Die 
eidgenössische  Staatskasse  zahlt  dem  Ueberbringer  ....  Franken  in  gesetz- 
licher Barschaft."  Es  fehlen  nur  noch  das  Datum  und  die  Unterschriften. 
(Bdbltt.  1900, 1,  237). 

■)  Die  Tarifierung  geschah  nach  dem  Feingehalt  der  Münzen  gemäß> 
dem  Gesetz. 

»)  Bdbltt.  1888,  II,  195. 
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Damals  hatte  die  Schweiz  trotz  der  am  22.  Dez.  1870  frei- 
gegebenen Goldprägung  (s.  §  7)  in  der  Berner  Münzstätte  nur 
sehr  wenig  Goldgeld  selbst  geprägt 

Da  der  Goldpreis  während  der  siebziger  Jahre  andauernd 
sehr  hoch  stand,  auch  die  Benier  Münzstätte  mit  Silberscheide- 
geldprägungen beschäftigt  war  (s.  §  8),  wurden  erst  1883  zum 
ersten  Male  goldene,  eidgenössische  Zwanzigfrankenstücke  im  Nenn- 
wert von  5  Mill.  Fr.  geprägt.  Das  Gleiche  geschah  1886.*)  Seit 
1889  wurden  dann  jährlich  2  —  2,5  Mill.  Fr.  Goldgeld  geprägt«) 

Auch  wurde,  um  die  Goldprägung  auf  Rechnung  von  Privat- 
personen zu  erleichtern,  am  7.  Sept  1889  durch  ein  Regulativ*) 
der  Schlagschatz  für  das  kg  Gold  ®lio  fein  auf  6,70  Fr.  herab- 
gesetzt, da  sich  der  Goldpreis  verringert  hatte.  Damit  erhielt 
das  Gold  in  der  Schweiz  eine  feste  untere  Preisgrenze  von 
3093,30  Fr.  pro  kg  Vio  fein.  Jedoch  fanden  auch  fernerhin 
keine  erheblichen  Prägungen  auf  Rechnung  Privater  statt. 

Die  Krisis  hatte  aber  außer  der  Inangriffnahme  der  Gold- 
prägungen einen  zweiten  wichtigeren  Erfolg.  Sie  hatte  auch  die 
Schwächen  des  Notenbankwesens  gezeigt  und  ließ  daher  eine 
Menge  von  Vorschlägen  zu  ihrer  Abhilfe  auftauchen.*) 

Die  Höhe  des  Notenumlaufs  in  Händen  Dritter  betrug  1887 
122,786  Mill.  Fr.  oder  46,20  Fr.  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 
Davon  waren  nur  61,6  ®/o  durch  Metallgeld  gedeckt  (70®/o  in 
Gold-,  30®/o  in  Silbergeld).^)  Die  Deckung  in  Goldgeld  betrag 
43®/o  der  effektiven  Zirkulation,  überstieg  also  die  gesetzliche 
*/5-Deckung  nur  wenig.    Die  ganze  verfügbare  Deckung  bestand 


>)  Der  Stempel  zeigt  auf  dem  Avers  den  Helvetiakopf,  auf  dem  Revers 
das  Wappen  in  Lorbeer-  und  Eichenkranz,  der  Rand  trägt  die  Umschrift 
„Dominus  providebit"  und  13  Sterne. 

>)  Davon  hatte  man  1884  und  1886  über  6  Mill.  Fr.  den  Emissions- 
banken überwiesen,  um  sie  zur  Deckung  der  40®/o  der  Notenzirkulation 
zu  verwenden,  und  um  auf  diese  Weise  das  Goldgeld  eidgenössischen 
Gepräges  möglichst  lang  im  Lande  zu  erhalten.  Die  Bundeskasse  selbst  hatte 
seit  1888  einen  Kriegsschatz  von  10  Mill.  Fr.  Goldgeld  fBdbltt.  1885,  II,  593). 

«)  A.  S.  N.  F.  XI,  235. 

*)  S.  die  Litteratur  bei  Landmann  loc.  cit.  S.  58. 

»)  Kalkmann,  loc.  cit.  Tab.  III. 
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fast  nur  aus  silbernen  Fünffrankenstücken.  Auf  diesen  beruhte 
daher  damals  der  Geschäftsumsatz  der  Banken.  Daß  somit  bei 
jedem  plötzlich  eintretenden  starken  Notenandrang  (zur  Einlösung) 
die  verfügbaren  Geldmittel  der  Banken  an  Metallgeld  rasch  auf- 
gebraucht sein  mußten,  war  klar. 

Dieser  Zustand  wurde  auch  nach  der  Krisis  von  1887  nicht 
besser.  Die  Metallgelddeckung  sank  1889  auf  57,3  ®/o.  Die 
Stimmen,  die  eine  Revision  des  Gesetzes  vom  8.  März  1881  ver- 
langten, wurden  immer  lauter. 

Daher  legte  der  Bundesrat  im  Jahre  1890  einen  neuen 
Gesetzentwurf  auf  Grund  des  bisherigen  Art.  39  der  Verfassung, 
d.  h.  auf  Grund  von  Bankvielheit,  vor.  Die  Bewegung  zugunsten 
einer  Zentralbank  mit  Notenmonopol  ließ  diesen  Entwurf  in  den 
Bäten  gar  nicht  zur  Behandlung  kommen. 

Auf  Grund  einer  Motion  des  Nationalrats  Keller  legte  nun 
der  Bundesrat  einen  Entwurf  für  Abänderung  des  Art.  39  im 
Sinne  der  Übertragung  des  Notenmonopols  an  den  Bund,  bezw. 
ein  von  diesem  zu  errichtendes  Institut,  der  Bundesversammlung 
Ende  1890  vor.  Erst  im  Sommer  1891  wurde  der  neue  Art.  39 
angenommen.     Er  lautet  folgendermaßen: 

„Art.  39.  Das  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  und  anderen 
gleichartigen  Geldzeichen  steht  ausschließlich  dem  Bunde  zu. 

Der  Bund  kann  das  ausschließliche  Recht  zur  Ausgabe  von 
Banknoten  durch  eine  unter  gesonderter  Verwaltung  stehende 
Staatsbank  ausüben,  oder  es,  vorbehaltlich  des  Rückkaufsrechtes, 
einer  zu  errichtenden  zentralen  Aktienbank  übertragen,  die  unter 
seiner  Mitwirkung  und  Aufsicht  verwaltet  wird. 

Die  mit  dem  Notenmonopol  ausgestattete  Bank  hat  die 
Hauptaufgabe,  den  Geldumlauf  des  Landes  zu  regeln 
und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern. 

Der  Reingewinn  der  Bank,  über  eine  angemessene  Verzinsung 
beziehungweise  eine  angemessene  Dividende  des  Dotations-  oder 
Aktienkapitals  und  die  nötigen  Einlagen  in  den  Reservefonds 
hinaus,  kommt  wenigstens  zu  zwei  Dritteln  den  Kantonen  zu. 

Die  Bank  und  ihre  Zweiganstalten  dürfen  in  den  Kantonen 
keiner  Besteuerung  unterzogen  werden. 
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Eine  Recbtsverbindlichkeit  für  die  Annahme  von  Banknoten 
und  anderen  gleichartigen  Geldzeichen  kann  der  Bnnd,  außer 
bei  Notlagen  in  Kriegszeiten,  nicht  aussprechen. 

Die  Bundesgesetzgebung  wird  über  den  Sitz  der  Bank, 
deren  Grundlagen  und  Organisation,  sowie  über  die  Ausführung 
dieses  Artikels  überhaupt  das  Nähere  bestimmen.^ 

Dieser  Gesetzartikel  der  Verfassung  löste  die  meisten  der 
mit  der  Errichtung  einer  Zentralbank  verbundenen  prinzipiellen 
Fragen,  nur  nicht  die  grundlegende:  Staatsbank  oder  Aktien- 
bank? Hierüber  entbrannte  bis  zum  Jahre  1905  der  Streit  der 
politischen  Parteien.  — 

Während  dieser  Jahre  (1891  — 1906)  setzt  ein  anderer 
Kampf  ein,  das  Bingen  der  Notenbanken^)  gegen  die  Ver- 
schlechterung der  schweizerischen  Valuta.  Seit  Anfang 
der  neunziger  Jahre  strebt  die  Eidgenossenschaft  danach,  das 
Goldgeld  valutarisch  zu  behandeln.  Sie  kann  der  rechtlichen 
Stellung  der  Geldarten  nach  entweder  das  Goldgeld  oder  das  silberne 
Kurantgeld  zu  5  Fi\  zum  Währungsgeld  wählen.  Seit  der  gleichen 
Zeit  ist  es  aber  noch  nicht  gelungen,  nur  das  Goldgeld  valutarisch 
zu  behandeln.  Jahrelang  war  das  Silberkurantgeld  allerdings  so 
selten,  daß  es  vom  Staate  (Bund,  Kantone)  nur  akzessorisch  be- 
handelt werden  konnte,  aber  die  Notenbanken  haben  fast  stets 
nur  in  Silberkurantgeld  eingelöst. 

Die  Währung  der  Schweiz  ist  nach  wie  vor  eine  schwe- 
bende, wenngleich  im  internationalen  Geldverkehr  mit  ihr  alles 
auf  Zahlung  in  Goldgeld  gestimmt  wird. 

Nun  machte  sich  seit  1890  folgender  Vorgang  immer  mehr 
und  mehr  im  Notenbankweseu  der  Schweiz  bemerkbar:  Während 
der  Diskontosatz  der  Banque  de  France  niedrig  war,  stand  der- 

')  Neugegründet  wurden  in  diesen  Jahren:  (Nr.  36)  die  Kantonal- 
bank von  Schwyz  (mit  Kantonsgarantie),  (Nr.  37)  Credito  Ticinese  (mit 
Wertschriftendeckung),  (Nr.  38)  Banque  de  TEtat  de  Fribourg  an  Stelle 
von  Nr.  26  (mit  Kantonsgarantie)  und  (Nr.  89)  die  Zuger  Kantonalbank 
(ebenfalls).  Auf  ihr  Emissionsrecht  verzichteten  Nr.  10,  19,  15  und  16 
(s.  ob.  Tab.  S.  196.).  —  Inspektor  der  Notenbanken  war  seit  1888  F.  F. 
Schweizer,  seil  1894  A.  Landoz  bis  1898.  Seitdem  führte  die  Geschäfte, 
seit  1900  als  Inspektor  J.  Ernst,  seit  1907  (April)  A.  Locher  aus  Zärich. 
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selbe  in  der  Schweiz  hoch,  und  trotz  hohen  Wechselkurses  auf 
Frankreich  nahm  die  verfügbare  Metallgelddeckung  der  Noten- 
banken von  Jahr  zu  Jahr  ab. 

Wie  aus  der  beiliegenden  Tabelle  I  hervorgeht,  ist  der  durch- 
schnittliche Diskontosatz  der  schweizerischen  Banken  seit  1892 
andauernd  gestiegen.  Von  3,09  ®/o  im  Jahre  1892  stieg  er  auf 
4,97  ®/o  im  Jahre  1899,  obwohl  die  Diskontsätze  der  größeren 
europäischen  Notenbanken  in  dieser  Zeit  keine  allgemein  auf- 
steigende Tendenz  zeigten.  Zu  gleicher  Zeit  bewegten  sich  die 
Wechselkurse  auf  die  wichtigsten  Staaten  bis  an,  ja  über  den 
Goldpunkt.  So  stieg  die  Devise  Paris  von  100,10  (1892)  auf 
100,49  (1899),  Devise  Eondon  von  25,18  auf  25,35,  Devise 
Deutschland  von  123,54  auf  123,91.*)  Nur  die  Devise  Mailand 
macht  hiervon  eine  Ausnahme,  insofern  sie  stets  unter  Pari  blieb. 
Allerdings  stieg  sie  aber  in  der  gleichen  Zeit  von  89,69  bis  94,00. 

Diesem  Steigen  der  ausländischen  Kurse  in  der  Schweiz 
entsprach  natürlich  ein  gleichzeitiges,  regelmäßiges  Sinken  der 
Devise  Schweiz  an  den  ausländischen  Bankplätzen :  Die  Valuta 
der  Schweiz  verschlechterte  sich  von  1890 — 1900  ganz  erheblich. 

Dieses  Steigen  der  ausländischen  Wechselkurse  hat  folgende 
Gründe.  Der  Wechselkurs  auf  ein  Land  steigt,  wenn  das  Angebot 
von  Wechseln  auf  dieses  Land  hinter  der  Nachfrage  zurückbleibt, 
d.  h.  wenn  die  Schweiz  an  dieses  Land  so  verschuldet  ist,  daß  sich 
die  Handels-  und  Kapitalbilanz  auf  Seite  der  Schweiz  passiv  zeigt. 
Die  Kapitalbilanz  der  Schweiz  festzustellen,  ist  nicht  möglich,  wohl 
aber  die  Handelsbilanz.    Diese  zeigt  folgende  Gestaltung : 

Der  Einfuhrüberschuß  betrug*)  jährlich: 

Fr. 


1885 

47 

Mill. 

Fr. 

1901 

215  Mill. 

1892—94 

ca.  200 

n 

« 

1902 

250      „ 

1895 

250 

n 

IT 

1903 

310      „ 

1896 

300 

?? 

r 

1904 

350      „ 

1897—99 

350 

?? 

>J 

1905 

410      „ 

1900 

280 

?? 

V 

1906 

420      „ 

*)  Der  Paristand  dieser  Devisen  ist:   Frankreich  100,00,  England 
25,22,  Deutschland  123,45,  Italien  100,00. 

*)  Nach  den  Zahlen  der  amtlichen  Handelsstatistik. 
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Im  Jahre  1906  betrug  die  Gesamteinfuhr  etwa  1500  MilL  Fr. 

Diese  jährlich  wachsende  Handelsverschuldung  der  Schweiz 
an  das  Ausland  (bes.  Deutschland  und  Frankreich)  ruft  in  ihr 
ein  immer  größeres  Guthaben  des  Auslands  hervor.  Dieses  Gut- 
haben wird  nun. aber  durch  die  Bezahlung  von  Zinsen  und 
Dividenden  sowie  Kapital rückzahlungen  für  ausländisches,  in  der 
Schweiz  angelegtes  Kapital^)  zurückbezahlt 

Diese  Zahlungen  genügen  aber  nicht,  um  den  Einfuhrüber- 
schuß völlig  auszugleichen,  so  daß  stets  in  der  Schweiz  ein 
starker  Bedarf  nach  ausländischen  Wechseln  vorhanden  ist.  Je 
höher  nun  die  Nachfrage  nach  diesen,  desto  höher  die  Kurse. 

Besonders  wichtig  ist  der  Wechselkurs  auf  Paris.  Dieses 
ist  der  wichtigste  Geldplatz  füi'  die  Schweiz,  auf  dem  die  meisten 
Verbindlichkeiten  für  sie  aus  europäischem  und  vor  allem  aus 
überseeischem  Verkehr  abgewickelt  werden.*)  Durch  Wechsel 
auf  Paris  werden  die  meisten  Bezüge  an  Korn,  Baumwolle,  Seide, 
Kaffee,  öl,  Petroleum  usw.,  die  aus  Italien,  Rumänien,  Rußland 
und  Amerika  stammen,  beglichen.  Auch  der  Zahlungsverkehr 
nach  Belgien,  England  und  Deutschland  geht  z.  T.  über  Paris.*) 

Daher  ist  der  französische  Wechselkurs  für  die  Valuta  der 
Schweiz  der  maßgebende. 

Zu  gleicher  Zeit  ging  nun  auch  mit  der  Verschlechterung  des 
Valutastandes  eine  erhebliche  Änderung  in  der  Zusammen- 
setzung des  Geldumlaufs  der  Schweiz  vor  sich. 

Da  man  überall  die  Absicht  äußerte,  zur  sog.  reinen  Gold- 
währung 3)  überzugehen,  d.  h.  dem  Silberkurantgeld  den  Charakter 
des  ScheJdegeldes  zu  geben,  strebten  die  Banken  danach,  ihre 
Metallgelddeckung  mit  Goldgeld  auszufüllen.  Während  1883  von 
dem  Metallgeldvorrat  der  Notenbanken*)  nur62®/oin  Goldgeld 
bestanden,  SH^/^  in  Silber,  war  dies  Verhältnis  1899  für  Gold 
90,6  °/o,  für  Silber  9,4  ®/o.  Dabei  war  der  absolute  Silberbestand 
von  22,048  Mill.  Fr.  auf  10,041  Mill.  Fr.  gesunken,  die  Erais- 

^)  Besonders  für  Eisenbahnen,  Elektrizitätswerke,  Fabriken,  Hotels  etc. 
')  s.  Kalkmann,  Landmann  u.  a. 

^)  1894  wurden  Vorarbeiten  zu  einem  Gesetz  hierüber  gemacht 
*)  Kalkmann,  Tab.  III. 
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sion  aber  auf  224  Mill.  Pr.  von  123  MiU.  Fr.  (1883)  gestiegen. 
Seit  1892  bestand  die  unantastbare  Notendeckung  von  40^ lo  ganz 
aus  Goldgeld,  und  von  der  verfügbaren  Metallgelddeckung  (über 
40  ^/o)  i.  J.  1899  nur  noch  die  Hälfte  aus  Silberkurantgeld. 

Diese  Ansammlung  von  Goldgeld  in  den  Banken  hatte 
natürlich  die  Folge,  daß  es  dem  freien  Verkehr  entzogen  V7urde 
und  zu  fehlen  begann.  Das  neue  „Schweizergold*' ^)  gab  man 
teils  den  Banken  für  die  Metalldeckung,  teils  behielt  man  es  im 
Depot  des  Finanzdepartements,  teils  zahlte  man  es  für  Gehälter 
aus.*)  Dasselbe  V7urde  vielfach  zu  industriellen  Zwecken  wieder 
eingeschmolzen,  ist  aber  anscheinend  doch  in  der  Hauptsache 
im  Lande  geblieben. 

Der  Goldgeldmangel  wurde  zeitweilig  so  groß,  daß  das  Gold 
ein  Agio  erhielt.  Dieses  Agio  ist  ein  synchartales :  Der  Wechsel- 
kurs auf  Frankreich,  das  dieses  gleiche  Goldgeld  valutarisch 
behandelte,  stand  hoch,  die  Schweiz  (bes.  die  Banken)  behandelte 
aber  das  Silberkurantgeld  valutarisch,  das  Goldgeld  akzessorisch. 
So  wurde  das  Goldgeld  sehr  gesucht  und  erhielt  ein  Agio,  das 
auf  seiner  Synchartalität  beruhte. 

Die  Lücke,  die  durch  das  Verschwinden  des  (loldgeldes 
entstand,  wurde  durch  die  Banknoten  ausgefüllt,  bes.  durch  die 
kleinen  Noten  zu  50  Fr.  Da  der  Betrag  derselben  auf  ein  Viertel 
der  Gesamtemission  kontingentiert  war,  wurde  diese  Grenze  in- 
folge des  großen  Bedarfs  fast  erreicht.  8) 


*)  1895  wurde  für  die  Stempel  das  Modell  Landry  angenommen: 
Avers:  Büste  einer  jungen  Frau  mit  Umschrift  Helvetia,  im  Hintergrund 
Alpen,  Revers:  Eichenzweig  mit  Wappenschild,  Wertangabe  und  Jahres- 
zahl, Rand:  22  Sterne  (Bdbltt.  1896,  I,  622). 

*)  In  Bern  pflegten  Bankangestellte  den  Beamten  das  Goldgeld 
auf  dem  Rückweg  von  der  Bundeskasse  mit  einem  Aufschlag  ab-,  und 
mit  höherem  ihren  Banken  zu  verkaufen. 

2)  Die  Abschnitte  k  1000  Fr.  betrugen  1905     6,8^/0  der  Emission 
»    500    „  „  „     12,0^/0     „ 

„  „     100    „  ,,  „     57,8^0     „  „ 

11  jj  •>       50    ,.  „  „      22,9  /o     „  „ 

[Der  Ersatz  defekter  Noten  betrug  1898—1905  durchschnittlich  24,6  <>/•  der 
umlaufenden  pro  Jahr.] 

Blaum,  Geldwesen  der  Schweiz.  11 
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Die  Noten  konnten  jedoch  den  Metallgeldmangel  an  Gold- 
geld nur  bis  zu  einer  unteren  Grenze  von  50  Fr.  ersetzen.  Den 
Raum  zwischen  5  Fr.  und  50  Fr.  hätte  das  Fünffrankenstück 
ausfüllen  sollen.  Darauf  ließe  auch  das  andauernde  Abstoßen 
von  Silberkurantgeld  durch  die  Banken  schließen.  Dem  war 
jedoch  nicht  so.  Das  Fünffrankenstück  war  im  Verkehr  geradeso 
selten,  wie  das  Goldgeld,  ^)  so  daß  z.  B.  1899  die  Bundeskasse 
mit  hohen  Kosten  sich  V«  Mill.  Fr.  in  Fünf  frankenstücken  aus 
Frankreich  kommen  ließ,^)  und  1898  eine  Kantonalbank  auf 
Silberkurantgeld  ein  Agio  bezahlte.  *) 

Dieses  Fehlen  des  Fünffrankenstückes  *)  rührte  daher,  daß 
es  in  großen  Beträgen  nach  Frankreich  abfloß. 

Man  maciite  nämlich  in  der  ersten  Hälfte  der  neunziger 
Jahre  die  Beobaclitung,  daß  jedesmal  mit  steigender  Devise  Paris 
die  Ausfuhr  von  Silbergeld  zunahm.  Man  konnte  ja,  sobald  der 
französische  Wechselkurs  über  den  Goldpunkt  (100,20)  stieg, 
nicht  nur  Goldgeld  (dies  war  infolge  des  Agios  teuer),  sondern 
auch  Silberkurantgeld  nach  Frankreich  zur  Begleichung  einer 
Schuld  entsenden.  Dieses  genoß  im  ganzen  Gebiet  der  Münzunion 
Kassenkui-s  und  wurde  in  Frankreich  von  den  Filialen  der  Banque 
de  France  sowohl,  als  auch  von  jedem  Privaten  angenommen, 
selbst  wenn  es  nicht  französisches  Gepräge  trug. 

Durcli  Versendung  solcher  Fünffrankenstücke  konnte  man 
also  zu  festem  Preise  (100,20  Fr.  pro  100  Fr.)  seine  Zahlungen 
nach  Fi-ankreich  ausrichten.  Dadurch  ersparte  man  den  Verlust, 
den  man  beim  Ankauf  von  Wechseln  erlitt,  wenn  diese  im  Kurs 
über  dem  Goldpunkte  standen. 

Silbeikurantgeld  zum  Versand  konnte  man  leicht  erhalten. 
Man  präsentierte  an  den  Schaltern  einer  Bank  schweizerische 
Banknoten  und  erhielt  dieselben  in  Metallgeld  eingelöst  Dieses 
Metallgeld  bestand  fast  nur  aus  Silbergeld.    Einmal  gaben  die 

»)  Rdbltt.  1898,  1,  325.      »)  Bdbltt.  1900,  I,  288. 

•')  P,  Gygax,  loc.  cit.  S.  128. 

*)  Eine  Folge  desselben  ist  auch  der  hohe  Silberscheidegeldbedarf. 
Das  Scheidegeld  mußte  eben  bis  zu  50  Fr.  die  Zahlungen  tragen,  woza 
es  nicht  bestimmt  und  nicht  zahlreich  genug  war. 
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Banken  Ooldgeld  ungern  al  pari  ab,  zweitens  suchten  sie  ihren 
Goldbestand  zu  erhöhen  (wegen  der  beabsichtigten  Goldwährung) 
und  das  Silber  abzustoßen,  und  drittens  zwang  sie  die  Gold* 
prämienpolitik  der  Bank  von  Frankreich,  ihr  Gold  zu  schützen. 
Diese  gibt  ihr  Goldgeld  bekanntlich  nur  gegen  eine  Prämie  (Agio) 
her.  Wenn  aber  die  schweizerischen  Banken  Gold  al  pari  ab- 
gaben, lag  die  Gefahr  vor,  daß  man  in  der  Münzunion  dies 
alsbald  ausnützte  und  den  Goldbestand  der  schweizerischen  Banken 
ausschöpfte. 

Dieser  Silbergeldausfuhr  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres 
stand  in  der  zweiten  Hälfte  (bis  1896)  eine  ziemlich  starke 
Silbergeldeinfuhr  gegenüber.  Diese  ist  durch  die  Ausfuhr  ver- 
anlaßt und  beruht  auf  folgenden  Verhältnissen. 

Der  Geldmarkt  der  Schweiz  zeigt  zu  den  beiden  Haupt- 
zahlterminen  1.  Mai  und  1.  November  eine  starke  Nachfrage  nach 
kleineren  Zahlungsmitteln  (5 — 100  Fr.).  Die  Notenbanken  erhalten 
um  diese  Zeit  einerseits  viele  Noten  zur  Einlösung,  anderseits 
viele  Wechsel  zum  Diskontieren.  Daher  müssen  sie  zu  diesen 
Terminen  mit  dem  nötigen  Vorrat  an  Metallgeld  und  Banknoten 
versehen  sein. 

Die  Beschaffung  der  nötigen  Noten  machte  nie  Schwierig- 
keiten. In  kurzen  Zwischenräumen  kamen  die  Banken  beim 
Bundesrat  um  Bewilligung  einer  höhereu  Emissionssumme  ein, 
80  daß  dieselbe  sich  1885 — 1905  verdoppelte.  Der  Geldumlauf 
war  daher  auch  mit  Noten  sehr  durchtränkt,  zumal  es  das  Inter- 
esse der  Banken  erheischte,  alle  Noten  im  Verkehr  zu  haben, 
da  sie  die  Notensteuer  nicht  von  der  tatsächlichen  Zirkulation, 
sondern  von  der  bewilligten  Emission  zahlen  mußten. 

Schwerer  war  die  Beschaffung  des  nötigen  Metallgeldes. 
Man  mußte  sich  Fünffrankenstücke  zu  verschaffen  suchen,  ohne 
sie  dem  Verkehr  entziehen  zu  können,  da  sie  ja  abgeflossen 
waren  (nach  Frankreich,  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres),  und 
konnte  sie  sich  nur  daher  verschaffen,  wohin  sie  abgeflossen 
waren.  Daher  mußte  man  Wechsel  auf  Frankreich  kaufen,  sie  an 
den  französischen  Banken  gegen  Silberkurantgeld  eintauschen, 
wobei  man  die  Goldprämie  ersparte,  und  dieses  nach  der  Schweiz 

11* 


164  V.    NATIONALISIERUNG   UND    ZENTRALISATION. 

senden.  Da  nun  der  Kurs  auf  Frankreich  in  der  zweiten  Jahres- 
hälfte wegen  eines  Fehlens  von  Zahltagen  (1.  Jan.  und  1.  April) 
tiefer  stand  als  in  der  ersten,  fand  der  Ankauf  dieser  Wechsel 
und  die  anschließende  Silbergeld  einfuhr  vornehmh'ch  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  statt 

Diese  Vorgänge,  Verschuldung  der  Schweiz  an  das  Aus- 
land, infolgedessen  hohe  Wechselkurse,  daher  Metallgeld versand 
nach  dem  Hauptgeldplatz '  Frankreich  und  aus  diesem  Grunde 
und  infolge  der  Goldgeldanhäufung  in  den  Notenbanken  Mangel 
an  Gold-  und  Silberkurantgeld  im  Verkehr,  prägen  den  Geld- 
verhältnissen in  der  Schweiz  bis  1896  ihren  Stempel  auf.  Man 
sollte  nun  glauben,  die  Metallgeld  Versendung  regulierte  die  Wech- 
selkurse und  drückte  sie  wenigstens  unter  die  Goldpunkte  herab. 
Dies  war  bis  1896  auch  der  Fall. 

1896 — 1900  zeigte  sich  aber  das  auffallende  Phänomen, 
daß  der  Wechselkurs  im  Jahresdurchschnitt  bei  der  Devise 
Paris,  1899  und  1900  sogar  im  tiefsten  Stand,  nicht  unter 
den  Goldpunkt  (100,20)  sank. 

Die  Erklärung  dieser  Erscheinung  ist  Dr.  Ph.  Kalkmann 
gelungen.^) 

Die  verfügbare  Metallgelddeckung  der  Notenbanken  war, 
wie  schon  erwähnt  (vergl.  auch  Tab.  I),  sehr  schwach  und  daher 
ständig  in  Gefahr  zu  versiegen.  Deshalb  mußten  die  Banken 
fortwährend  auf  die  Erhaltung  eines  gewissen  verfügbaren  Silber- 
geldbestandes bedacht  sein,  und  so  suchte  man  jede  Lücke  sofort 
durch  Bezug  von  Metallgeld  mittelst  französischer  Wechsel  in 
der  erwähnten  Weise  auszufüllen.  Die  Lücken  entstanden  in 
Zeiten  hohen  Kurses,  d.  h.  wenn  Pariser  Wechsel  sehr  gesucht 
waren  und  der  Metallgeldversand  rentabel  wurde.  Dann  mußten 
aber  aucli  sofort  die  Notenbanken  wieder  Pariser  Wechsel  suchen, 
um  die  entstandenen  Lücken  durch  Metallgeldbezug  aufzufüllen. 
Dadurch  steigerten  sie  selbst  die  Nachfrage  nach  französischen 
Wechseln,  deren  Stärke  den  hohen  Kursstand  herbeigeführt  hatte^ 
und  trieben  so  selbst  den  Kurs  in  die  Höhe,  hielten  ihn  über 
dem  Goldpunkt. 

*)  Untersuchungen  über  das  Geldwesen  der  Schweiz,   1900. 
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Der  Fehler  war  also  der  Ankauf  von  französischen  Wechseln 
seitens  der  Notenbanken  bei  hohem  Kursstand. 

Dieses  Vorganges  bemächtigte  sich  nun  die  Drainage.  Man 
verschaffte  sich  durch  Wechselpräsentation  und  Noteneinlösung 
Silberkurantgeld,  sandte  dies  über  die  französische  Grenze  an 
französische  Bankhäuser  und  zog  Wechsel  darauf.  Diese  Wechsel 
bot  man  dann  bei  hohem  Kursstand  den  schweizerischen  Noten- 
banken zum  Ankauf  an.  Da  man  sie  in  Frankreich  unter  Pari 
zog,  in  der  Schweiz  über  dem  Goldpunkt  verkaufte,  sprang  bei 
dieser  Silbergelddrainage  ein  bedeutender  Gewinn  heraus. 

Durch  diese  Drainage,  die  in  großem  Stil  von  einzelnen 
Agioteuren  (Draineuren)  getrieben  wurde,^)  und  gegen  die  es 
keinerlei  Möglichkeit  des  Einschreitens  gab,  wurde  der  Kurs  auf 
Paris  hochgehalten,  der  Stand  der  Notenbanken  immer  mehr  ge- 
schwächt. Von  1896  ab  war  das  ständige  Bild:  Ankauf  fran- 
zösischer Wechsel  und  Silberimport  bei  hohem  Stand 
der  Devise  Paris. 

Der  nächstliegende  Grufid  des  Steigens  des  Pariser  Wechsel- 
kui*ses  war  in  der  Dezentralisation  des  Notenbankwesens  zu 
suchen.  Wenn  jede  Bank  ganz  für  sich  stand,  jede  ihren  eigenen 
Diskont-  und  Lombardsatz  hatte,  jede  eine  eigene  Notenpolitik  trieb, 
konnte  das  Notenbankwesen  sich  nicht  gedeihlich  entwickeln. 

Das  1882  gegründete  Konkordat  der  Emissionsbanken  setzte 
1893  ein  Diskontokomitee  zur  Festsetzung  eines  gemeinsamen 
Diskonts  ein.  Da  aber  keine  Bank  gezwungen  war,  denselben 
einzuhalten,  hatte  die  Einrichtung  wenig  Erfolg. 

Erst  das  schlechte  Bankjahr  1898*)  brachte  mehr  Zug  in  die 
Zentralisierungsbestrebungen  des  Konkordats.  In  diesem 
Jahr  zwang  die  Spekulation  derDraineure  die  Bemer  Kantonalbank 
zum  Einzug  ihrer  Filiale  in  Pruntrut,  die  Banque  du  Commerce 
in  Genf  geriet  in  Schwierigkeiten.  Im  Jahre  1899  verzichtete 
die  Banque  de  Genöve  auf  das  Kecht  der  Notenausgabe  wegen 


0  19C0  wurden  über  100  Mill.  Fr.  Silbergeld  drainiert. 

•)  1898  wurde  als  Nr.  40  die  Banca  populäre  di  Lugano  (mit  Wert- 
schrifteodeckung),  1900  (Nr.  41)  die  Basler,  1901  (Nr.  42)  die  Appenzell- 
Innerrhodener  Kantonalbank  (beide  mit  Kantonsgarantie)  errichtet. 
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der  hohen  Kosten  des  Silberimports.^)  Im  Jahre  1900  stand 
die  schweizerische  Valuta  im  Durchschnitt  gegen  England  um  16, 
gegen  Deutschland  um  3,  gegen  Prankreich  um  54  Punkte  zurück. 

Dazu  kam  das  chronische  NichtZustandekommen  der  Zentral- 
notenbank. Nachdem  1897  der  erste  Entwurf,  der  eine  reine 
Staatsbank  vorsah,  durch  die  Volksabstimmung  gefallen  war,  hatte 
man  1898  einen  zweiten  ausgearbeitet.  Nach  diesem  sollte  das 
Kapital  der  Bundesbank  durch  Bund,  Kantone  und  Privatbanken 
aufgebracht  werden.  Dieser  Entwurf  scheiterte  im  Juni  1901  an 
der  Sitzfrage  (Born  oder  Zürich)  in  der  Bundesversammlung,  so 
daß  die  Zentralnotenbank  nach  zehn  Jahren  immer  noch  auf 
dem  Papier  stand  und  ihre  Verwirklichungsaussichten  recht  ge- 
ring waren. 

Alle  diese  Umstände  riefen  nun  eine  Reihe  von  Ab- 
machungen der  Konkordatsbanken  mit  ausgesprochen  zen- 
tralistischer  Tendenz  hervor. 

1898  und  1900  verbesserte  man  die  Diskontofestsetzung. 
1900  vereinbarte  man  temporäre  Notenrückzüge  bis  zu  lOVo  der 
Emission  auf  Anordnung  des  Diskontokomitees  (zur  Erhöhung 
der  Elastizität  des  Notenumlaufs).  1899  beschloß  man  außerdem 
die  den  einzelnen  Banken  durch  den  Silbergeldimport  entstan- 
denen Kosten  zur  Hälfte  jährlich  zu  repartieren.  1901  regelte 
man  den  Giro-  und  Abrechnungsverkehr  der  Emissionsbanken 
in  Zürich  neu  und  führte  direkte  Mandate  und  Generalmandate  ein. 

Die  Folge  dieser  Einrichtungen  des  Konkordats  war  eine 
Abnahme  der  Silberdrainage  seit  1902  und  z.  T.  auch  eine  Besse- 
rung des  Valutastandes.  Die  letztere  ist  jedoch  auch  auf  die 
Veränderungen  des  Geldmarktes  in  der  Schweiz  und  im  Ausland 
zurückzuführen. 

Die  schweren  Finanzkrisen  in  Deutschland  und  England 
(1901)  drückten  deren  Wechselkurse  in  der  Schweiz  herab  und 
erleichterten  ihren  Geldmarkt.  Ferner  nahm  die  Schweiz  große 
ausländische  Kapitalien  für  Eisenbahnbauten,  Elektrizitätswerke 
usw.  bei  sich  auf,  wodurch  ihr  die  Bezahlung  ihrer  Schulden 

>)  Sie  hatte  1895—98,  um  173  Mill.  Fr.  Silbergeld  einzafflhren,  Aber 
1  Mill.  Fr.  aufgewendet. 
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aus  der  Mehreinfuhr  wesentlich  erleichtert  wird.  Auch  wirkten 
einzelne  Konstellationen  politischer  und  finanzieller  Natur  in 
Prankreich  (Auswanderung  von  Kapitalien)*)  günstig  auf  den 
Pariser  Wechselkurs  ein. 

Alle  diese  Umstände  sind  jedoch  nicht  in  der  Lage,  den 
Valutastand  der  Schweiz  dauernd  hochzuhalten.  Die  Verhältnisse 
des  Weltgeldmarkts  ändern  sich  rasch,  und  die  Abmachungen 
der  Konkordatsbanken  beruhten  auf  Freiwilligkeit  der  Mitglieder. 
Den  Anfang  zu  einer  gründlichen  Besserung  konnte  nur  eine 
Zentralnotenbank  bringen,  indem  sie  die  Geldpolitik  der  Schweiz 
fester  und  gleichmäßiger  zu  leiten  vermag,  als  36  noch  so  einige 
Notenbanken.  Eine  solche  feste  und  einheitliche  Leistung  ist 
aber  notwendig,  wenn  an  das  Grundübel  herangetreten  werden 
soll,  das  Bestehen  einer  Münzunion  mit  zwei  metallisch  ver- 
schiedenen Kurantgeldarten.  Solange  diese  beiden  Geldarten 
synchartal  nebeneinander  herlaufen,  ist  die  Silbergelddrainage 
möglich  und  der  Kurs  stets  gefährdet. 

Nach  dem  zweimaligen  Scheitern  der  Zentralnotenbank- 
vorlage brachte  der  Bundesrat  am  13.  Juni  1905  eine  National- 
bankvorlage ein.  Dieselbe  wurde  am  6.  Oktober  zum  Bundes- 
gesetz über  die  schweizerische  Nationalbank  erhoben.*) 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  folgende: 

Art  1.  Der  Bund  überträgt  das  ausschließliche  Recht  zur 
Ausgabe  von  Banknoten  einer  nach  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  unter  dem  Namen  „Schweizerische  Nationalbank"  zu 
errichtenden zentralen  Notenbank,  die  unter  seiner  Mit- 
wirkung und  Aufsicht  verwaltet  wird. 

Art  2.  Die  Nationalbank  hat  die  Aufgabe,  den  Geldum- 
lauf des  Landes  zu  regeln  und  den  Zahlungsverkehr  zu  er- 
leichtern. Sie  hat  femer  den  Kassenverkehr  des  Bundes,  soweit 
er  ihr  übertragen  wird,  unentgeltlich  zu  übernehmen. 

Art.  6.  Das  Grundkapital  der  Nationalhank  wird  aufge- 
bracht ...  zu  zwei  Fünftel  von  den  Kantonen  oder  den  Kantonal- 


^)  Kongregationsgesetz,  Einkommensteuervorlage,  russische  Kriegs- 
anleihen in  Paris  u.  a.  m. 
•)  Bdbltt.  1905  Nr.  42. 
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banken,  zu  einem  Fünftel  von  den  Emissionsbanken,  zu  zwei 
Fünftel  durch  öffentliche  Zeichnung. 

Art.  15.  Die  Nationalbank  ist  reine  Noten-,  Giro-  und 
Diskontobank 

Art.  18.  Die  Nationalbank  ist  berechtigt,  nach  Bedürfnis 
des  Verkehrs  und  unter  den  durch  dieses  Gesetz  aufgestellten 
Bedingungen  Banknoten  auszugeben,  für  welche  einzig  und  allein 
sie  die  Verantwortung  trägt. 

Art.  19.  Die  Noten  werden  in  Abschnitten  von  50,  100, 
500  und  1000  Fr.  ausgegeben. 

Der  Bundesrat  kann  in  außerordentlichen  Fällen  die  Aus- 
gabe von  Banknoten  in  Abschnitten  von  20  Fr.  vorübergehend 
bewilligen. 

Art.  22.  Die  Nationalbank  ist  zur  Einlösung  ihrer  Noten 
zum  Nennwert  in  gesetzlicher  Barschaft  verpflichtet 

Art.  23 die  eidgenössischen  öffentlichen  Kassen  sind 

pflichtig,  die  Noten  der  Nationalbank  zum  Nennwert  an  Zahlung 
anzunehmen. 

Art.  31.  Die  Organe  der  schweizerischen  Nationalbank  sind: 

a)  Für  die  Aufsicht  und  Kontrolle: 

Die  Generalversammlung  der  Aktionäre,  der  Bankrat  der 
Bankausschuß,  die  Lokalkomitees,  die  Kevisionskommission. 

b)  Für  die  Leitung: 

Das  Direktorium,  die  Lokaldirektionen. 

Art.  75.  Die  Dauer  des  Privilegiums  der  Nationalbank  für 
die  Ausgabe  von  Banknoten  ist  auf  zwanzig  Jahre,  vom  Tage 
der  Eröffnung  der  Bank  an  gerechnet,  festgesetzt 

Art  79 — 88  geben  Übergangsbestimmungen,  wonach  inner- 
halb 3  Jahren  vom  gleichen  Tage  an  die  Noten  der  bisherigen 
36  Emissionsbanken  zurückgezogen  sein  müssen. 

Die  Finanzierung  der  Nationalbank  vollzog  sich  im  Früh- 
jahr 1906  sehr  glatt,  die  Organisation  wurde  1906 — 1907  vollendet 
Im  Jahre  1907  eröffnete  die  Bank  ihre  Schalter  in  Bern,  Zürich, 
Basel,  Genf,  St  Gallen,  Luzem  und  Lausanne.  Andere  Zweig- 
anstalten werden  rasch  folgen.  Jedenfalls  wird  am  1.  Juli  X910  das 
schweizerische  Banknotenwesen  völlig  einheitlich  geleitet  sein. 
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Aufgabe  der  neuen  Nationalbank  im  Hinblick  auf  die 
Valuta  ist  es,  den  Stand  derselben  zu  heben  durch  Tiefhalten  der 
fremden  Wechselkurse.  Deshalb  muß  sie  die  Notwendigkeit,  fran- 
zösische Wechsel  bei  hohem  Stand  der  Devise  Paris  ankaufen  zu 
müssen,  vermeiden.  Dann  kann  es  ihr  gelingen,  die  Silberdrainage 
und  damit  das  Verweilen  des  Pariser  Wechselkurses  über  dem 
Goldpunkt  zu  verhindern. 

Eine  dauernde  Gesundung  der  schweizerischen  Währung 
kann  aber  nur  durch  die  Beseitigung  der  Kurantgeldeigenschaft 
des  Fünffrankenstückes  im  Münzbunde  erfolgen.  Ob  aber  dies 
ohne  Trennung  der  Münzunion  bei  der  großen  Zahl  der  vorhan- 
denen Stücke  möglich  ist,  dürfte  fraglich  sein.*)  Das  Ziel  der 
Geldpolitik  der  Schweiz  muß  die  Auflösung  der  Münzunion  bilden, 
wenn  sie  jemals  zu  einer  selbständigen  Beherrschung  ihres  Geld- 
wesens kommen  will. 


')  Dieselbe  ist  in  der  Bundesversammlung  1897  und  1900  beantragt 
worden.  AUe  hierauf  bezüglichen  Fragen,  wie  Nationalisierung  des  Silber- 
kurantgeldes,  Einlösbarkeit  oder  Einziehung  desselben,  schrittweise  Auf- 
lösung der  Union,  müssen  in  dieser  rein  historischen  Darstellung  über- 
gangen werden. 
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Notenbanken  1882—1906.«) 


Tab.  1 


Jahr 

11 

Eimssion 

Fr.  pro  Kopf 
Zirkulation 

Metall- 
deckung 

Deckungs- 
verhfiltnis 

Diskont 

n" 

Mill.  Fr.  — 

Im  Jahresdurchschnitt. 

•/. 

•/. 

1882 

29 

103,5 

34,30 

54,5 

65 

2,11 

1883 

33 

123,3 

35,60 

63,4 

54 

2,99 

1884 

33 

133,9 

39,80 

72,7 

56 

2,85 

1885 

33 

138,0 

42,65 

69,6 

52 

3,09 

1886 

33 

139,9 

43,70 

70,2 

51 

3,05 

1887 

34 

142,0 

46,20 

75,6 

56 

2,91 

1888 

34 

150,3 

47,70 

74,1 

58,8 

3,13 

1889 

34 

153,4 

49,50 

76,2 

57,3 

3,70 

1890 

35 

161,3 

51,70 

80,9 

57,7 

3,88 

1891 

36 

181,5 

53,84 

84,8 

57,1 

3,92 

1892 

34 

177,2 

52,90 

88,9 

59,5 

3,09 

1893 

35 

176,6 

54,00 

89,4 

58,0 

3,37 

1894 

34 

180,5 

54,48 

92,4 

58,3 

3,17 

1895 

34 

185,8 

56,60 

93,6 

55,8 

3,27 

1896 

34 

197,3 

59,50 

95,7 

53,9 

3,94 

1897 

34 

207,3 

61,82 

99,9 

53,8 

3,92 

1898 

35 

219,6 

63,80 

104,2 

53,7 

4,31 

1899 

34 

224,8 

64,90 

106,6 

53,5 

4,97 

1900 

35 

228,2 

65,40 

108,9 

54,3 

4,88 

1901 

36 

223,0 

64,80 

116,9 

59,2 

3,98 

1902 

36 

230,2 

65,50 

114,4 

55,5 

3,77 

1903 

36 

228,1 

65,00 

118,6 

57,2 

4,06 

1904 

36 

234,3 

66,25 

118,0 

55,3 

4,05 

1905 

36 

238,5 

67,05 

116,9 

53,5 

4,05 

1906 

36 

240,0 

67,20 

121,0 

55,0 

4,76 

*)  Nach  den  jährlichen  Berichten  des  Banknoteninspektorats. 
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Wechselkurse  1889—1906.1) 
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Tab.  n. 


Mittlere 

Notierung  fflr  kurzfällige  Wechsel  auf: 

Jahr 

Frankreich, 

England, 

Deutschland, 

Italien. 

Paristand : 

100,00       ] 

26,22 

123,46 

100,00 

1889 

100,14 

25,25 

123,59 

99,26 

1890 

16 

27 

93 

98,89 

1891 

22 

29 

124,25 

49 

1892 

10 

18 

123,54 

96,35 

1893 

13 

21 

63 

92,58 

1894 

04 

16 

38 

89,69 

1895 

10 

24 

51 

94,45 

1896 

24 

23 

71 

92,71 

1897 

35 

23 

88 

95,04 

1898 

36 

35 

124,06 

93,50 

1899 

49«) 

33 

123,91 

31») 

1900 

54») 

26 

48 

94,16 

1901 

14 

19 

33 

95,69 

1902 

30 

22 

29 

98,83 

1903 

04 

15 

06 

99,91 

1904 

15 

18 

36 

99,88 

1906 

09 

15 

03 

100,05 

1906 

Ol 

16 

122,87 

99,99 

^)  Nach  den  jährlichen  Berichten  des  Banknoteninspektorats. 

*)  Niedrigster  Stand  100,22  und  100,29,  höchster  Stand  beidemal 


100,80,  Goldpunkt  100,20! 

')  Ende  des  französisch-italienischen  Zollkrieges. 


SCHLÜSS. 

Vergleichen  wir,  um  einen  Überblick  über  die  Gesamt- 
entwickelung des  Geldwesens  der  Schweiz  zu  erhalten, 
die  vier  Tabellen  auf  den  Seiten  53,  79,  97  und  131  aus  den 
Jahren  1853,  1860,  1869  und  1884! 

Die  Geltung  der  Geldstücke  hat  sich  1860  und  1876 
nach  oben  erweitert,  das  erstemal  bis  zu  100  Fi*.,  das  zweitemal 
bis  zu  1000  Fr.  Jenes  waren  Goldmünzen,  dieses  Banknoten. 
Diese  Erweiterung  der  oberen  Grenze  entsprach  dem  Bedürfnis 
des  Verkehrs  und  war  beidemal  bei  den  privaten  Zahlungsmitteln, 
Goldgeld  vor  1860  und  Banknoten  vor  1876,  bereits  eine  Zeit- 
lang im  Gebrauch. 

Das  Gepräge  der  Münzen  bezw.  der  Aufdruck  der  Scheine 
zeigt  von  jeher  die  verschiedenartigste  Herkunft  des  Stückes. 
Jedoch  zeigt  sich  das  Streben  nach  Einheitlichkeit  des  Geld- 
wesens darin,  daß  die  Noten  seit  1884  einheitlich  und  das  Silber- 
scheidegeld seit  1893  weniger  buntscheckig  sind. 

In  den  Änderungen  der  Beziehungen  des  eidgenössischen 
und  schweizerischen  Geldes  zum  Metall  zeigt  sich  die  Ent- 
w^ickelung  am  deutlichsten.  Billon-  und  Kupfermünzen  verbleiben 
in  ihrer  Stellung  stets.  Das  Silbergeld,  ursprünglich  sämtlich 
vollwertig  und  bar  (frei  ausprägbar),  wird  1860  z.  T.  unterwertig 
und  notal  (nicht  frei  prägbar)  und  1878  gänzlich  notales  und 
unterwertiges  Geld.  Das  Goldgeld  blieb  immer  vollwertig  und 
frei  ausprägbar.  Das  Notengeld  war  natürlich  stets  unterwertig 
und  notal. 

Bedenken  wir,  daß  das  Silbergeld  bis  1860  das  einzige  von 
höherer  Geltung  (bis  5  Fr.)  war,  daß  es  1873 — 76  sich  außerordent- 
lich vermehrte,  bevor  es  notal  wurde,  daß  ferner  wenig  Gold- 
geld im  inländischen  Geldumlauf  vorhanden  ist,  dabei  aber  das 
Banknotengeld,  eine  notale  Geldart,  seit  1876  über  zwei  Drittel 
des  Umlaufs  ausfüllt,  so  erhellt,  daß  seit  1860  das  notale,  unter- 
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wertige  Geld  (Noten,  Silberkurantgeld  und  Scheidenmünzen)  das 
bare,  vollwertige  (nur  das  Goldgeld)  fast  ganz  verdrängt  hat 

1853  waren  5  Mill.  Fr.  notales  Geld  im  Umlauf  und  etwa 
110  Mill.  Fr.  bares  (nur  Silbergeld).  1883  waren  etwa  250  Mill.  Fr. 
notales  Geld  neben  vielleicht  50  Mill.  Fr.  barem  (nur  Goldgeld). 
1906  betrug  der  Umlauf  notalen  Geldes  an  Banknoten  und 
Scheidegeld  sowie  Silberkurantgeld  (zu  5  Fr.)  über  300  Mill.  Fr., 
d.  h.  ca  100  Fr.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  (1859  nur  etwas 
über  2  Fr.  pro  Kopf). 

Damit  dürfte  gezeigt  sein,  daß  auch  in  der  Schweiz  geradeso, 
wie  in  England,  Frankreich,  dem  deutschen  Reiche  und  östereich,*) 
im  inländischen  Geldverkehr  das  notale,  unterwertige 
Geld  das  vollwertige,  frei  ausprägbare  verdrängt,  und 
daß  jenes  für  den  Geld  verkehr  im  Inland  genügt.  — 

Die  funktionellen  Stellungsveränderungen  der  Geldarten 
zeigen  das  gleiche  Bild.  Das  Scheidegeld  nimmt  auf  Kosten  des 
Kurantgeldes  zu  bis  1860.  Später  wächst  das  Geld  mit  fakultativer 
Annahme  bei  Privaten  auf  Kosten  des  Kurantgeldes  durch  die 
Gründung  der  Münzunion  und  die  Schaffung  des  Notengeldes. 

Die  Rechtsstellung  des  schweizerischen  Geldes  än- 
derte sich  viermal.  Alles  Kupfer-  und  Billon-  bezw.  Nickelgeld 
stand  stets  unter  alleiniger  eidgenössischer  Leitung.  Alles  Silber- 
geld (bis  auf  12  Mill.  Fr.)  war  1853  fremdes.  Die  Schweiz  war 
Silbergeldprovinz  Belgiens,  Sardiniens  und  insbes.  Frankreichs. 
1860  wurde  sie  auch  Goldgeldprovinz  Sardiniens  und  Frank- 
reichs (beidemal:  einseitiger  Synchartismus).  1866  wurde  sie 
Mitglied  des  neuen  Geldstaates  lateinische  Münzunion  für  Gold-, 
Silberkurant-  und  Silberscheidegeld.  Dies  ist  sie  bis  heute  ge- 
blieben. Für  die  am  häufigsten  in  ihrem  Gebiet  umlaufende 
Geldart,  die  Banknoten,  ist  1910  die  Erwerbung  der  alleinigen 
Beherrschung  in  Aussicht.  Diese  ist  zugleich  der  erste  Schritt 
zu  einer  Gewinnung  der  AUeinheiTschaft  über  das  schweizerische 
Geldwesen  durch  Trennung  von  der  Münzunion. 

Für  die    Volks-,   im   besonderen   die   Geld  Wirtschaft 


»)  S.  G.  F.  Knapp,  Staatliche  Theorie   des  Geldes,  1905,  IV.  Kap. 
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der  Schweiz  sind  die  wichtigsten  Jahre  folgende:  1852/3 
die  Schaffung  eines  einheitlichen  Geldsystems,  1860  der  Über- 
gang zur  Goldwährung  mit  dem  so  wichtigen  Goldpari  gegen 
England  und  Frankreich,  1881  die  erste  Organisation  der  Noten- 
banken, 1907/10  die  Gründung  der  Schweizerichen  Nationalbank. 

Besonders  dieses  letzte  Ereignis  ist  für  den  Geldmarkt  von 
höchster  Bedeutung,  denn  die  Nationalbank  soll  die  Yalata  der 
Schweiz  regulieren,  die  Wechselkurse  beeinflussen. 

Ob  es  ihr  aber  gelingen  wird,  den  Stand  der  schweizerischen 
Valuta  an  den  ausländischen  Börsen  auf,  ja  über  Pari  zu  halten, 
ist  sehr  fraglich.  Die  Schweiz  kann  aus  ihrer  wirtschaftlichen 
Verschuldung  (Handelsbilanz)  an  das  Ausland  nicht  herauf- 
kommen. Das  Land  ist  als  Wirtschaftsgebiet  zu  klein,  von  einer 
Mauer  von  Schutzzöllen  umschlossen,  der  Mangel  an  Rohstoffen 
und  die  Entfernung  vom  Meere  zu  groß.  Auch  kann  die  fast  über- 
ßtarke  industrielle  Entwickelung  und  die  durch  sie  hervorgerufene 
günstige  Kapitalbilanz  in  ihrem  Aufschwung  nicht  ewig  dauern.  — 


Wir  haben  im  vorhergehenden  wiederholt  den  einseitigen 
Synchartisnnis  berühren  müssen.  Es  sei  daher  gestattet  einiges 
Theoretische  über  denselben  hier  noch  anzufügen. 

Indem  wir  den  Begriff  Synchartismus  für  seine  verschie- 
denen Arten  zerlegen,  bezeichnen  wir  die  beiderseitige,  auf  völker- 
i-echtlichem  Vertrag  beruhende  Annahme  des  beiderseitigen  Geldes 
in  beiden  Staaten  als  ,,zwei-  bezw.  mehrseitigen  Synchartismus". 
Die  einseitige,  auf  Befehl  eines  Staates  beruhende  Annahme 
fremden  Geldes  in  dem  einen  Staat  stellt  sich  dann  als  „einseitiger 
♦Synchartismus*'  dar. 

Im  ersten  Fall  entsteht  ein  Münzbund  mit  gemeinsamem 
Bundesgeld.  Im  zweiten  Fall  wird  der  annehmende  Staat  für 
die  synchartale  Geldart  eine  Geldprovinz  des  erzeugenden  Staates. 
Daher  ist  es  für  ihn  von  entscheidender  Bedeutung,  was  der 
gelderzeugende  St^iat  mit  seinen  Geldstücken  tut,  wie  er  die 
synchartaleii  behandelt  usw.  Er  hängt  in  allen  Fragen  der  Stellung 
dieser  Geldarten  von  dem  anderen  Staate  ab. 
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Die  rechtliche  Stellung  des  einseitig  synchartalen  Geldstückes 
ist  die  eines  gemeinsamen  Eigentums.  Daher  mu£  der  annehmende 
Staat  die  Kosten,  die  es  verursacht  (z.  B.  durch  Abnützung,  Ein-* 
lösung,  Einziehung  usw.),  zu  seinem  Teil  tragen ;  denn  wer  ein 
G-eld  als  seines  gebraucht,  hat  selbstverständlich  die  dadurch  ent- 
stehenden Kosten  als  seine  Unkosten  anzusehen. 

Was  die  Stellung  einseitig  synchartalen  Geldes  im  Inlande 
anbetrifft,  so  ist  natürlich  dem  annehmenden  Staate  jeder  Ein- 
fluß auf  die  piatischen,  dromischen  und  genetischen  Beziehungen 
desselben  zum  Metall  verwehrt.  Alle  hierfür  im  Heimatstaate 
des  Geldstückes  bestehenden  Normen  bleiben  auch  in  dem  Pro- 
vinzialstaat  an  ihm  unverändert  haften. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  funktionellen  Stellungen  des 
einseitig  synchailalen  Geldes.  Hier  kann  der  annehmende  Staat 
das  fremde  Geld  nach  Belieben  behandeln.  Jedoch  können  sich 
leicht  Schäden  und  Nachteile  aus  verschiedener  Behandlung  er- 
geben. 

Es  muß  z.  B.  verhütet  werden,  daß  man  durch  eine  Geldart, 
die  in  ihrem  Heimatstaate  Scheidegeld  ist,  in  dem  annehmenden 
Staate  Kurantgeld  erhalten  kann  (z.  B.  durch  Einwechselung  an 
Staatskassen).  Besonders  gefährlich  kann  dies  werden,  wenn  das 
fremde  Geld  unterwertig,  das  eigene  vollwertig  ist,  da  alsdann 
die  Metallhändler  ein  gewinnbringendes  Geschäft  durch  Einlösung 
des  Geldes  in  einander  machen  können.  Stets  wird  der  Metall- 
handel das  vollwertige  Geld  durch  das  unterwertige  verdrängen. 

Für  die  Stellung  einseitig  synchartalen  Geldes  gegenüber 
dem  Heimatland  ist  folgendes  zu  beachten :  Wird  eine  bare,  syn- 
chartale  Geldart  beidei-seits  valutarisch  behandelt,  so  ist  der  Ab- 
stand der  Gold-  bezw.  Silberpunkte  für  den  Wechselkurs  der  zwei 
Länder  auf  einander  verringert,  da  die  Umprägekosten  bei  fi^ei 
ausprägbarem  Gelde  wegfallen. 

Wird  in  dem  einen  Staate  eine  andere  Geldart  valutarisch 
behandelt,  so  liegt  die  Gefahr  des  Auftretens  eines  synchartalen 
Agios  auf  dem  Synchartalgeld  nahe,  da  dieses  bei  hohem  Kurs 
auf  das  andere  Land  sehr  gefragt  ist.  — 
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Die  Folge  des  Verhältnisses  des  Sjnchartismus  ist  stets 
eine  Abhängigkeit  des  einen  Staates  von  dem  anderen.  Eine 
solche  Abhängigkeit  ist  aber  für  das  Geldwesen  eines  Staates, 
den  Lebensnerv  seiner  Handels-  und  Verkehrswirtschaft,  selten 
förderlich,  meist  hat  sie,  wie  in  der  Schweiz,  schädliche  Folgen. 

Es  zeigt  aber  auch  gerade  das  Scheitern  der  auf  die  latei- 
nische Mtinzunion  gesetzten  Hoffnungen,  daß  nicht  auf  der  tech- 
nischen Beschaffenheit  des  einzelnen  Geldstückes  das  Wesen  des 
Geldes  beruht,  sondern  auf  der  rechtlichen  Stellung,  die  ihm 
die  Geraeinschaft  verleiht  Das  Geld  ist  ein  Geschöpf  der 
Rechtsordnung,  und  wenn  der  Staat  das  Recht  schafft, 
muß  er  auch  Herr  über  das  Geld  sein. 
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Nachdem  ich  mich  bereits  im  Jahre  1906  eingehender  mit 
dem  Studium  des  Geld-  und  Bankwesens  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  befaßt  hatte,  bot  mir  die  von  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Kaiser  Wilhelms  Universität 
zu  Straßburg  i.  E.  für  das  Universitätsjahr  1907/08  ausgeschrie- 
bene Preisaufgabe:  „Das  Geldwesen  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  im  19.  Jahrhundert  soll,  vom  Standpunkte  des  Staates 
aus,  im  Überblick  dargestellt  werden**  einen  willkommenen  An- 
laß, diese  Studien  noch  weiter  auszudehnen  und  zu  vertiefen. 
Im  besonderen  reizte  es  mich,  die  in  der  Aufgabe  enthaltene 
Frage :  Läßt  sich  die  „Staatliche  Theorie  des  Geldes"  wohl  auch 
auf  Amerika  anwenden,  eine  Möglichkeit,  die  ich  allen  Ernstes 
hatte  bestreiten  hören,  einer  näheren  Untersuchung  und  Be- 
antwortung zu  unterziehen. 

Das  Resultat,  zu  dem  ich  hierbei  gelangt  bin,  habe  ich 
in  großen  Zügen  mit  Fortlassung  aller  Details  in  der  vorliegenden 
Arbeit  niedergelegt.  Es  wurde  ihr  von  der  Universität  Straßburg 
der  Preis  zuerkannt. 

Meinem  hochverehrten  Lehrer  Herrn  Professor  G.  F.  Knapp 
spreche  ich  an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigsten  Dank  für  die 
wertvollen  Anregungen  und  das  rege  Interesse  aus,  das  er  meinen 
Arbeiten  stets  in  so  hohem  Maße  hat  zuteil  werden  lassen. 

Besonderen  Dank  schulde  ich  ferner  meinem  unmittel- 
baren Vorgesetzten  Herrn  Geheimen  Regierungsrat  und  Kaiser- 
lichen Bankdirektor  Stage,  ohne  dessen  äußerst  liebenswürdiges 
Entgegenkommen  ich  schwerlich  über  die  zur  Anfertigung  der 
Arbeit  notwendige  Zeit  hätte  verfügen  können. 


INHALT. 


EINLEITUNG 1-2 

I.  Abschnitt.  1792—1834.  Das  Silbergeld  in  valu- 

tarischer  Stellung.  2—23 

1.  Kurze  Übersicht  der  Zeit  vor  1792 

a)  Die  ersten  Anfänge  des  amerikanischen  Geldwesens 
bis  1690 

b)  Das  Colonial-Paper 

c)  Das  Continental-Paper 

2.  Das  erste  Münzgesetz  der  Vereinigten  Staaten  (1792);  die 
Grundlagen  der  Geldverfassung 

a)  Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1792 

b)  Das  Bild  des  amerikanischen  Geldwesens  auf  Grund 
dieser  Akte  resp.  ihre  neu-  und  umgestaltende  Wirkung 

3.  Die  Periode  von  1792 — 1805.  Bares  Silbergeld  ist  valutarisch 

4.  180Ö— 1812  Notales  Silbergeld  rückt  in  valutarische 
Stellung 

5.  1812 — 1819  Notales  Papiergeld  wird  valutarisch  behandelt 

6.  1819—1834;  Notales  Silbergeld  kehrt  in  valutarische 
Stellung  zurück 

II.  Abschnitt  1834^1861.  Das  Goldgeld  in  valutarischer 

Stellung.  24—37 

1.  Die  Gründe  des  Überganges  von  der  Silber-  zur  Goldwährung 

a)  Die  Volksstimmung  nimmt  sich  des  verschwundenen 
Goldgeldes  an 

b)  Für  die  aufstrebende  Goldproduktion  wird  Schutz 
angestrebt 

c)  Der  eigenthche  Grund  ist  pantopolisch 

2.  Die  Gesetze  von  1834  und  1837  und  ihre  Bedeutung 

a)  Die  Akte  von  1834.  Änderung  der  hylogenischen  Norm 
für  Goldmünzen 

b)  Die  Akte  von  1837.  Die  Feinheit  der  Gold-  sowie  Silber- 


Vm  INHALT. 

Seite 
mfinzen  wird  auf  ^^li^oo  festgesetzt.  Die  Silbermünzen 
sollen  fortan  chartal  behandelt  werden 

3.  Die  Wirkung  dieser  beiden  Gesetze 

a)  Das  vordem  akzessorische  Goldgeld  rückt  in  valutarische 
Stellung  auf 

b)  Das  Silbergeld  erhält  positives  Agio  und  verschwindet 

4.  Die  Gesetze  von  18^9,  1851,  1853  und  1857.  Versuche  zur 

Schaffung  und  Erhaltung  der  Mönze  des  Kleinverkehrs 

a)  (1849)  Ausprägung  eines  goldenen  1  DoUarstäckes 

b)  Ausgabe  privaten  Zeichengeldes  mit  staatlicher 
Akzeptation 

c)  Schaffung  der  ersten  silbernen  Scheidemünze,  des  3 
Centstückes  (1851) 

d)  Herabsetzung  der  Teilstücke  des  Dollars  zu  Scheidegeid 
und  Wegfall  ihrer  freien  Ausprägbarkeit  (1853) 

e)  Endgültige  Beseitigung  der  fremden  Münzen  (1857) 

m.  Abschnitt  1861—1879.     Das  Papiergeld  (staatliches 
sowie  die  Noten  der  Nationalbanken)  in  valutarischer 

Stellung.  38-46 

1.  Das  Papiergeld  in  den  Nordstaaten 

a)  Ausgabe  von  Schatznoten  aller  Art 

b)  Die  Greenbacks 

c)  Das  Postage  currency 

d)  Kleinpapiergeld  (fractional  currency)  von  3 — 50  cents 

e)  Die  Nationalbanknoten 

2.  Das  Papiergeld  in  den  Südstaaten 

a)  Die  Banknoten 

b)  Die  Schatznoten 

8.  Verschiedene  Gesetze,  Ende  der  60  er  Jahre  erlassen,  be- 
treffend Nickel  und  Kupfermünzen 

a)  Schaffung  eines  2  Centstückes  aus  Kupfer^ 

b)  „  „    3  „  „   Nickel 

c)  „  „    5  „  „   Nickel 

d)  Bestimmungen  über  Einlösung  des  Scheidegeldes  in 
eine  definitive  Geldart 

e)  Ausmünzung  von  silbernen  10, 20, 30  und  50  Centstücken 

IV.  Abschnitt.  Das  Gesetz  von  1873,  der  Übergang  zur 

Goldwährung  (de  jure).  47—68 

1.  Das  „Verbrechen*'  von  1873 

2.  Die  neuen  Bestimmungen  der  Akte 


INHALT.  IX 

Seite 

a)  Ausscheiden  des  Silberdollars  aus  der  Reihe  der  zu 
prägenden  Münzen 

b)  Schaffung  des  Trade-dollars;  sein  Charakter  und  Schicksal 

c)  Proklamatorische  Geltung  wird  auch  für  die  Goldmünzen 
ausgesprochen 

d)  Festsetzung  des  kritischen  Betrages  für  Nickel-  und 
Kupferscheidegeld  auf  25  cents 

e)  Kritische  Höhe  der  Einlösung  für  alle  Silberscheide- 
münzen soll  100  Dollars  betragen 

f)  Sperrung  der  Ausprägung  von  subsidiary  silver  auf 
50  Millionen  Dollars 

3.  Stellung  des  staatlichen  Papiergeldes,  der  Greenbacks  im 
amerikanischen  Geldwesen 

4.  Charakterisierung  der  Banknoten 

5.  Die  Goldzertifikate,  ihr  Charakter  und  ihre  Stellung 

V.  Abschnitt  1878—1896.  Der  Goldwährung  droht  Gefahr 
infolge  übermäßiger  Schaffung  akzessorischen  Geldes.     59 — 77 

1.  Das  Gesetz  von  1878,  die  sogenannte  Blandbill  verfügt 

a)  Wiedereinführung  des  Silberdoilars  von  412^1*  g  als 
Kurantgeld 

b)  Ankauf  von  monatlich  24  Millionen  Dollars  Silber  zu 
diesem  Zweck 

c)  Schaffung  von  Silberzertifikaten 

2.  Die  Akte  von  1890,  die  sogenannte  Shermanbill  schreibt  vor 

a)  Ankauf  von  4*/»  Millionen  Unzen  Silber  per  Monat 

b)  Ausgabe  von  Schatznoten,  die  zur  Bezahlung  dieser 
Metallmengen  dienen  sollen 

3.  Das  Gesetz  von  1893  befiehlt  endlich  dem  Schatzsekretär 

a)  Die  Silberankäufe  einzustellen  und 

b)  Die  Ausgabe  von  Schatznoten  ebenfalls  zu  inhibieren 

4.  Die  arg  gefährdete  Goldwährung  wird  durch  exodromische 
Eingriffe  geschützt 

a)  Durch  direkte  Goldanleihe  im  Beginn  der  90er  Jahre 

b)  Durch  Intervention  eines  ausländischen  Bank- 
konsortiums im  Jahre  1895 

VI.  Abschnitt.  Die  Akte  vom  14.  März  1900;  die  gesetz- 
liche Festlegung  der  valutarischen  Stellung  des 

Goldgeldes.  78-82 

Die  Hauptbestimmungen  des  Gesetzes 
1.  Der  Schatzsekretär  wird  angewiesen,  auf  Verlangen  stets 
in  Gold  zu  zahlen  (Valutarische  Behandlung) 


X  INHALT. 

Seite 

2.  Zu  diesem  Zwecke  soll  eine  Goldreserve  gehalten  werden 

3.  Der  Silberdollar  behält  seinen  legal  tender-Gharakter 

4.  Seine  Ausprägung  findet  weiterhin  statt,  bis  der  vor- 
handene Silbervorrat  aufgebraucht  ist 

5.  Die  Maximalgrenze  für  silberne  Scheidemünze  wird  auf 
100  Millionen  Dollars  festgesetzt 

6.  Die  Goldzertifikate  werden  wieder  eingeführt 

VII.  Abschnitt.  Die  Banknote  in  der  amerikanischen 

Geldverfassung.  83—106 

1.  Die  Kolonialbanken  1714—1791 

2.  Die  erste  Vereinigte  Staaten-Bank.  1791—1811 

3.  Die  ersten  Staaten-Banken.  1811—1816 

4.  Die  zweite  Vereinigte  Staaten-Bank.  1816—1836 

5.  Die  Banksysteme  der  Einzelstaaten.  1836 — 1863 

6.  Die  Nationalbanken.  1863—1906 

VIII.  Abschnitt.  Analysierung  der  heute  gültigen  Geld- 

verfassung der  Vereinigten  Staaten.  106—120 

1.  Wo  ruht  die  ly Irische  Verwaltung? 

2.  Welches  ist  die  Werteinheit  und  Art  derZahlong? 

3.  Welches  sind  die  einzelnen  Greldarten  und  wie  lautet  ihre 
Verfassung  ? 

4.  Wie  weit  sind  die  beiden  Zweige  der  Hylodromie  aus- 
gebildet? 

5.  Findet  Exodromie  statt  und  in  welcher  Form? 

SCHLUSSBEMERKUNG 121-122 

LITERATURVERZEICHNIS 128 


Professor  Knapp  hat,  nachdem  die  neue  Theorie  des  staat- 
lichen Geldes  von  ihm  in  ihren  allgemeinen  Zügen  entwickelt 
war,  seinem  Werke  als  viertes  Kapitel  einen  „Überblick  nach 
Staaten"  angefügt  Dessen  Aufgabe  ist  es  offenbar,  zu  zeigen, 
in  welcher  Weise  die  neue  Auffassung  der  Dinge  in  praxi  in 
den  Stand  setzt,  die  Geldsysteme  einzelner  Staaten  sowie  ihre 
Entwicklungsgeschichte  möglichst  vollkommen  zu  erklären. 

Zur  Behandlung  sind  England,  Frankreich,  das  deutsche 
Keich  und  vor  allem  Österreich  gelangt.  Also  unser  Vaterland 
und  seine  wichtigsten  Nachbarländer.  Sie  alle  stehen  auf  hoher, 
vielleicht  höchster  Stufe  der  Geldentwicklung.  Gründe  genug, 
gerade  diese  Staaten  zu  Objekten  der  Darstellung  zu  wählen. 
Im  folgenden  soll  nun  der  Versuch  unternommen  werden,  Ähn- 
liches, womöglich  Gleiches  bezüglich  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  zu  leisten.  Motive  praktischen  (unsere  engen  Han- 
delsbeziehungen mit  Amerika)  und  theoretischen  {die  Vielseitig- 
keit der  Formen  amerikanischer  Zahlungsmittel)  Interesses  lassen 
das  Beginnen  nicht  unerwünscht  erscheinen. 

Aus  der  Natur  der  gestellten  Aufgabe  ergibt  sich  eines  von 
selbst  und  braucht  eigentlich  nicht  erst  erwähnt  zu  werden. 
Eine  neue  pragmatische  Untersuchung  des  amerikanischen  Geld- 
wesens wird  von  uns  nicht  beabsichtigi  Wir  besitzen  sie  bereits 
in  den  vorzüglichen  Schriften  von  Dr.  Prager i)  und  Hasen- 
kamp*). Sie  lassen  an  Reichhaltigkeit,  sowie  Güte  des  verar- 
beiteten Materials  nichts  zu  wünschen  übrig. 

Auf  ihnen,  amerikanischen  Autoren  sowie  vor  allem  auf 
den  Texten  der  Münzgesetze  der  Union  fußen  wir  im  folgenden. 

*)  Dr.  Prag  er:  Die  W&hrungsfrage  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  Stuttgart  1897.  ^ 

Derselbe:  Die  Währungs-  und  Bankreform  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.    Berlin  1900. 

*)  Ad.  Hasenkamp:  Die  Geldver fassang  und  das  Notenbankwesen 
der  Vereinigten  Staaten.    Jena  1907. 
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Der  Staatenbund  jenseits  des  Ozeans,  genannt  die  „Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika",  datiert  aus  dem  Jahre  1776, 
den  Tagen  der  Unabhängigkeitserklärung  der  vormals  englischen 
Kolonien. 

Die  ersten  Münzgesetze,  welche  der  Kongreß  der  föderierten 
Staaten  erließ,  reichen  bis  1792  zurück.  Ihre  Entstehung  fällt 
zwar  noch  in  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts,  voll  und  ganz 
in  Wirksamkeit  dürften  sie  indessen  erst  im  19.  Säkulum  ge- 
treten sein. 

Während  der  kolonialen  Periode,  auch  nach  Überwindung 
de^  sogenannten  Tauschhandels  (Authylismus),  waren  jene  Gebiete 
noch  immer  mehr  oder  minder  Geldprovinzen  des  Mutterlandes. 
Englische  Münzen,  Rechnungsweise  und  Werteinheit  waren  durch- 
aus vorherrschend.  Von  geschlossenen  und  gar  selbständigen 
Geldsystemen  konnte  keine  Rede  sein.  Erst  nachdem  das  Eini- 
gungswerk der  amerikanischen  Staaten  abgeschlossen  und  die 
nötigsten  Organisationen  geschaffen  waren,  strebte  man  danach, 
auch  durch  ein  eigen-nationales  Münz-  und  Geldsystem  seine 
Unabhängigkeit  England  gegenüber  zu  bekunden.  Seitdem  allein 
ist  es  daher  möglich,  an  Hand  der  für  die  ganze  Union  er- 
lassenen Münzgesetze  den  Gang  der  im  Geldwesen  vollzogenen 
Entwicklung  einigermaßen  sicher  zu  verfolgen. 

Zudem  leistet  das  Studium  der  Geld  Verfassung  des  19.  Jahr- 
hunderts gerade  das,  worauf  es  uns  ankommt  Es  setzt  uns  näm- 
lich in  den  Stand,  die  heute  in  Amerika  in  Geltung  befindliche 
Verfassung  des  Zahlungswesens  voll  und  ganz  zu  verstehen  und 
befähigt  uns  zugleich,  seine  mannigfachen  Formen  zu  erklären 
sowie  den  einzelnen  Arten  ihre  richtige  Stellung  im  ganzen 
und  untereinander  anzuweisen. 


I.  Abschnitt  1792—1834. 

I 

DAS  SILBERGELD  IN  VALUTARISCHER  STELLUNG. 

1.   KURZE  ÜBERSICHT  DER  ZEIT  VOR  1792. 

Über  die  dem  Gesetz  von  1792  voraufgegangene  Entwick- 
lung, die  der  Orientierung  und  Yollständigkeit  halber  gestreift 
werden  mag,  lassen  sich  etwa  folgende  Angaben  machen: 

Es  dürfte  nicht  ratsam  sein,  den  Versuch  zu  wagen,  über 
die  Entwicklung  des  amerikanischen  Geldwesens  während  der 
kolonialen  Periode  etwas  Bestimmtes  zu  sagen  oder  gar  genau 
abgegrenzte  Phasen  zu  konstniieren.  Die  hinreichend  subtilen 
Einzelforschungen  über  die  in  Betracht  kommende  Zeit  und  für 
sämtliche  Kolonien  fehlen  noch.  Nur  Bruchstücke  sind  darüber 
Yorhanden.  Es  sei  nur  beispielsweise  an  die  Tabakwährung 
Virginiens  und  ähnliche  Vorgänge  erinnert,  die  noch  immer  der 
Aufklärung  harren. 

Das  Einzige,  das  vielleicht  mit  Sicherheit  anzunehmen  ist, 
dürfte  die  Tatsache  sein,  daß  wohl  in  allen  Kolonien  das  Pfund 
Sterling,  also  die  englische  Werteinheit,  bis  circa  1785  Geltung 
besessen  hat  „Das  Pfund,  obgleich  von  verschiedenem  Werte, 
ist  die  Rechnungseinheit  in  allen  Staaten.  Aber  es  ist  nicht 
mehr  leicht  zu  sagen,  was  als  Münzeinheit  betrachtet  werden 
kann''.    Beide  fallen  also  nicht  zusammen. 

Erst  in  dem  oben  genannten  Jahre  tritt  eine  neue  Einheit, 
der  Dollar,  an  die  Stelle  der  alten.  Es  wird  das  u.  E.  dadurch 
dokumentiert,  daß  1785  der  Kongreß  der  föderierten  Staaten  zui* 
Ausgabe  von  Noten  ermächtigt  wurde,  die  ausdrücklich  „pajable 
in  spanish  miUed  dollars^'  lauteten.  Zudem  faßte  der  Kongreß 
nahezu  gleichzeitig  die  Resolution,  „that  the  money  unit  of  the 
United  States  shall  be  one  dollar''.    Damit  wurde  also  die  Ab- 

1* 
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sieht  ausgesprochen,  den  Dollar  in  Zukunft  zur  gesetzlichen 
Werteinheit  zu  erheben. 

Fraglich  ist  es  indes,  ob  man  vielleicht  zu  weiteren  Schlüssen 
berechtigt  ist  wie  z.  B.  dem :  Das  bekannte  und  viel  genannte 
„barter  oder  country  money"  ist  keineswegs  identisch  mit  dem 
noch  heute  bei  unzivilisierten  Völkerstämmen  üblichen  reinen 
iuthylismus.  Es  stellt  vielmehr  schon  eine  wesentlich  abge- 
änderte Form  desselben  dar,  bedingt  durch  das  Vorhandensein 
einer  Werteinheit,  nämlich  des  aus  der  Heimat  mitgebrachteD 
englischen  Pfundes.  In  ihr  erfolgte  ja  die  Begültigung,  welche 
man  jenen  mannigfachen  als  Zahlungsmittel  dienenden  Stoffen 
beilegte.  Wir  hätten  somit  ein  vorzügliches  Beispiel  für  die 
Nominalität  der  Werteinheit  gefunden.  Ob  und  in  wieweit  solche 
Folgerungen  Wert  haben  und  sich  mit  den  tatsächlichen  Vor- 
gängen decken,  läßt  sich,  wie  gesagt,  bei  der  geringen  Voll- 
ständigkeit des  z.  Zt.  vorliegenden  Materials  nicht  entscheiden. 

Auch  der  nun  folgende  Zeitabschnitt  des  sogenannten 
Kolonial-  und  später  Kontinental-Paper  erfordert  eine  eingehende 
Behandlung  nicht  Der  Grang  der  Ereignisse  war  im  wesent- 
lichen einfach  und  in  beiden  Fällen  fast  der  gleiche.  Kurz  zu- 
sammengefaßt spielte  er  sich  etwa  folgendermaßen  ab: 

Lediglich  aus  finanziellen  Rücksichten  gaben  die  einzelnen 
Staaten  mit  Massachusetts  1690  beginnend,  Papiergeld,  soge- 
nannte „bills  of  credit"  aus,  anstatt  den  Weg  der  Anleihe  zu 
beschreiten.  Anfangs  wurden  nur  die  dringendsten  Ausgaben, 
z.  B.  der  Sold  der  Truppen,  Kriegskosten  etc.,  später  sogar  die 
laufenden  Ausgaben  mit  den  so  aufgebrachten  Summen  bestritten. 

In  der  Form  waren  diese  bills  recht  verschieden.  Es  gab 
zinstragende  und  zinslose ;  solche  die  legal  tender-Charakter  nur 
für  den  Kapitalbetrag  oder  auch  für  Zinsen  und  Kapital  besaßen. 
Manche  erfreuten  sich  auch  lediglich  der  freiwilligen  Annahme 
zwischen  Privatpersonen,  waren  aber  „receivable  for  all  public 
dues".    Anfangs  lauteten  sie  auf  Unzen  Silber  oder  Metall. 

Der  Text  hieß  z.  B. :  „this  bill  by  law  pass  current  in 

for  one  ounce  fifteen  pennyweight  of  plate.  twelwe  shilllings." 
Dies  war  also  denkbar  engster  Anschluß   an    das  vermutlich 
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herrschende  Gewichtssystem.  Wurde  doch  eine  bestimmte  Ge- 
wichtsmenge Metall  ausdrücklich  namhaft  gemacht.  Hiervon  be- 
freite man  sich  indes  bald  völlig.  Ja,  das  Papiergeld  des  Staates 
New-York  aus  dem  Jahre  1771  wies  bereits  eine  für  die  da- 
malige, fast  möchte  man  sagen  auch  die  heutige  Zeit,  hervor- 
ragend korrekte  und  vollständige  Form  auf.  Es  trug  nämlich 
ungefähr  folgenden  Text:  „by  a  law  of  the  Colony  of  New  York 
this  bill  shall  be  received  in  all  payments  in  the  Treasury  for 
ten  pounds."  Kein  Versprechen  der  Einlösung  in  irgendeiner 
metallischen  Geldart  etc.,  nur  das  der  Annahme !  Geradezu  ein 
Muster  in  dieser  Hinsicht! 

Dieses  Papiergeld  befand  sich  gegenüber  dem  valutarischen 
Silbergeld  in  akzessorischer  Stellung.  Es  besaß  seiner  Natur 
nach  negatives  Agio.  Dies  war  indessen  latent  Erst  als  seine 
Emission  mehr  und  mehr  wuchs,  machte  es  sich  bemerkbar. 
Man  sprach  von  einer  großen  Entwertung  des  Papiergeldes 
gegenüber  dem  valutarischen  Silber.  Das  negative  Agio  bewegte 
sich  zwischen  105  und  1100  Ji  pro  100  Ji  Silber.  Infolge  der 
gegen  die  Ausgabe  solcher  Eolonialnoten  gerichteten  sogenannten 
anti-bubble  Gesetze,  die  England  1751,  1761  und  1763  erließ, 
sank  es  noch  weiter.  Schließlich  im  Jahre  1773  langte  es  auf 
null  an.  Die  Einlösung  erfolgte  zu  V^o  des  Nominalwertes.  Da- 
durch, daß  der  Staat  sein  akzessorisches  Papiergeld  ins  Unge- 
messene vermehrte,  verlor  er  die  Macht  darüber.  Er  sah  sich 
bald  außer  Stande,  es  in  subsidiärer  Stellung  zu  halten.  Es 
staute  sich  in  den  Kassen  und  führte  auf  obstruktionellem  Wege 
eine  reine  Papierwährung  herbei;  d.  h.  notales  Geld  kam  in  valu- 
tarische Stellung.  Das  Metallgeld  ward  daraus  verdrängt.  Der 
Übergang  von  dem  früheren  Zustand  in  den  neuen  ist  als  sinkend 
zu  bezeichnen. 

Eine  Änderung  hierin  trat  durch  den  Unabhängigkeitskrieg 
nicht  ein.  Im  Gegenteil  wurde  ja  die  Menge  des  notalen  Papier- 
geldes noch  durch  Ausgabe  einer  schließlichen  Gesamtsumme 
von  241.5  Millionen  Dollar  Kontinental-,  d.  h.  vom  Kongreß 
emittierten  Noten  vermehrt.  Sie  bildeten  zusammen  mit  dem 
früheren  und  neuerlichen  200  Millionen  Dollar  Papiergeld  der 
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Einzelstaaten  eine  einheitliche  Masse.  Legal  tender-Gharakter 
wurde  ihnen  „for  all  debts"  beigelegt  Ihre  Nichtannahme  be- 
drohte die  Regierung  mit  strengen  Strafen.  Sie  waren  demnach 
kurantes,  obligatorisches  notales  Geld  in  valutarischer  Stellung. 

2.   DAS  ERSTE  MÜNZGESETZ  DER  VEREINIGTEN 
STAATEN,  DIE  GRÜNDLAGEN  DER  GELDVERFASSXJNG. 

Diesem  unerquicklichen  Zustande  ein  Ende  zu  machen, 
setzte  sich  das  Münzgesetz  vom  Jahre  1792  zum  Ziel.  Bereits 
seit  Mitte  der  80er  Jahre  hatte  man  immer  von  neuem  sich 
bemüht,  die  Barzahlungen  wieder  aufzunehmen,  oder  richtiger 
gesagt,  das  Metallgeld  in  valutarische  Stellung  zu  bringeHi  Allein 
ohne  Erfolg.  Erst  den  eifrigen  Bemühungen  des  großen  Staats- 
mannes Hamilton  gelang  es,  auch  auf  diesem  Gebiete  das 
Werk  zu  einem  guten  Ende  zu  führen.  Er  erreichte  dies  im 
wesentlichen  durch  das  vor  allem  auf  seiner  Initiative  be- 
ruhende Münzgesetz  vom  4.  April  1792.  Ihm  zufolge  sollte 
die  amerikanische  Geldverfassung  in  Zukimft  nach  dem  be- 
währten Muster  Frankreichs  lediglich  auf  den  beiden  Metallen 
Gold  und  Silber  basieren. 

In  welcher  Weise  wurden  nun  hier  zum  ersten  Male  die 
Grundlagen  der  amerikanischen  Geldverfassung  klar  und  präzis 
formuliert  ?  Eine  Erage,  die  um  so  mehr  Interesse  verdient  als 
ja  auch  heute  noch  jenes  Gesetz  trotz  mannig&cher  Änderungen 
in  der  Hauptsache  die  Basis  bildet 

Fassen  wir  einmal  die  wichtigsten  Bestimmungen  der  ge- 
nannten Akte  ins  Auge !  Was  ergeben  sie  ?  Wie  lautet  zunächst 
ihr  Inhalt,  und  was  ist  sodann  ihre  Bedeutung  für  die  ameri- 
kanische Geld  Verfassung? 

Die  ersten  acht  Sektionen  des  Gesetzes  vom  4.  April  1792 
sahen  die  Gründung  einer  Münzstätte  vor.  Eine  solche  hatte 
es  nämlich  bisher  nicht  gegeben.  Ihr  Zweck  sollte  Ausprägung 
von  nationalen  Münzen  sein,  im  Gegensatz  zu  den  bisher  in 
ausgedehntem  Maße  in  Gebrauch  befindlichen  Stücken  fremder 
Staaten.  Sodann  wurde  die  Einrichtung  und  Organisation  dieser 
Prägeanstalt  bis  ins  Einzelnste  gesetzlich  geordnet 
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Erst  Sektion  9  gab  Stoff,  Feingehalt  und  die  Be- 
nennung sowie  Bewertung  der  einzelnen  zu  pragenden 
Münzen  an. 

Dem  zufolge  sollten 

a)  aus  dem  Metalle  Gold  geprägt  werden: 

1.  Stücke,  die  einen  Feingehalt  von  247  */8  grain  und 

ein  Standardgewicht    „     270  „      haben. 

Sie  erhielten  die  Geltung  von  10  Werteinheiten,  also  10  Dollars 
und  den  Namen  Eagle  (because  stamped  with  the  impression 
of  the  American  eagle). 

2.  Stücke  mit  123  «/s  grain  Feingehalt  und 

175  „    Standardgewicht. 

Sie  sollten  5  Werteinheiten  =  5  Dollar  gelten  und  den  Namen 
half  eagle  führen. 

3.  Stücke  mit  61  Vs  grain  Feingehalt  und 

67*/8      „      Standardgewicht 
Ihnen  wurde  die  Geltung  von  2  V2 Werteinheiten  =  2^/«  Dollars 
beigelegt.    Sie  wurden  als  quarter  eagle  bezeichnet 

b)  Aus  dem  Metalle  Silber  geprägt  werden: 

1.  Stücke  mit  einem    Feingehalt    von  371Vi«gr  und 

„        „   Standardgewicht  „    416  gr. 
Sie  sollten  die  Werteinheit  gelten  und  den  Namen  Dollar  führen. 

2.  Stücke  mit  einem    Feingehalt    von  185  ^^^/le  gr  und 

„        „   Standardgewicht  „    208  gr. 
Sie  sollten  V2  Werteinheit  gelten  und  ihr  Name  sollte  half 
dollar  sein. 

3.  Stücke  mit  einem    Feingehalt    von    92  ^^/le  gr  und 

„        „  Standardgewicht  „     104  gr. 
Sie  sollten  den  4.  Teil  der  Werteinheit  gelten  und  den  Namen 
quarter  dollar  erhalten. 

4.  Stücke  mit  einem    Feingehalt    von  37  */i6  gr  und 

„        „  Standardgewicht  „    41  '/0  gr. 
Sie  sollten  den  10.  Teil  der  Werteinheit  gelten  und  dismea 
heißen. 

5.  Stücke  mit  einem    Feingehalt    von  18  •/le  gr  und 

„        „  Standardgewicht  „     20  Vft  gr. 
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Sie  sollten  den  20.  Teil  der  Werteinheit  gelten  und  half 
dismes  benannt  werden. 

Schließlich 

c)  aus  dem  Metalle  Kupfer  geprägt  werden: 

1.  Stücke  mit  einem  Kupfergehalte  von  11  penny  weights, 
die  den  100.  Teil  der  Werteinheit  gelten  sollten.  Ihnen  wurde 
der  Name  cents  beigelegt 

2.  Stücke  mit  einem  Kupfergehalt  von  5  Va  penny  weights. 
Sie  sollten  den  200.  Teil  der  Werteinheit  gelten  und  half 
cents  heißen. 

Man  sieht,  es  war  ein  reines  Oewichtssystem,  das  man 
einführte. 

Des  weiteren  enthielt  die  Akte  noch  Bestimmungen  über 
Feinheit,  freie  Ausprägung,  gesetzliche  Zahlkraft  sowie 
das  Verhältnis  von  Gold  und  Silber. 

Die  Goldmünzen,  so  ordnete  Sektion  12  an,  sollten  ^^Aa 
fein,  die  Silbermünzen  |^=^^  föin  ausgeprägt  werden. 

Sektion  14  enthielt  die  Bestimmung:  Es  soll  jedermann 
gestattet  sein,  Gold-  und  Silberbarren  an  die  Münze  zu  bringen 
und  ohne  Kosten,  „free  of  expense",  ausprägen  zu  lassen.  Der 
Münzdirektor  soll  beim  unmittelbaren  Austausch  von  Münze 
gegen  Bouillon  befugt  sein,  Va^/o  „from  the  weight  of  the  pure 
gold  or  silver''  zurückzuhalten.  Es  geschieht  dies  zur  Schadlos- 
haltung für  die  Zeit,  welche  zum  Prägen  des  Metalles  erforder- 
lich ist,  und  für  den  Vorteil,  „which  shall  have  been  so  made 
in  coins." 

Der  nun  folgende  16.  Abschnitt  der  Akte  erklärte  alle  oben 
genannten  und  beschriebenen  Gold-  und  Silbermünzen,  nicht 
auch  die  Kupfermünzen,  zu  ,4awful  tender  in  all  pay- 
ments"  (gesetzliches  Zahlungsmittel  für  alle  Zahlungen),  sofern 
sie  den  in  diesem  Gesetze  vom  4.  April  1792  getroffenen  Be- 
stimmungen gemäß  ausgeprägt  sind.  Sie  fügte  indes  die  nicht 
unwichtige  Einschränkung  hinzu,  „whatever  those  of  füll  weight 
according  to  the  respective  values  herein  before  declared"  (sofern 
sie  vollwichtig  sind  gemäß  dem  entsprechenden  Werte,  der  ihnen 
4)ben  beigelegt  ist).    Noch  deutlicher  kam  dieses  Festhalten  an 
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dem  Gewichtssystem  in  dem  umuittelbar  darauf  folgenden  be- 
merkenswerten Passus  zum  Ausdruck,  der  u.  W.  bisher  eine 
Beachtung  noch  nirgends  gefunden  hat.  Er  lautete  nämlich: 
,,and  those  of  less  than  füll  weight  at  yalue  proportional  to 
their  respective  weights."  D.  h.  also:  Abgenutzte  Stücke  sind 
bei  Zahlungen  nur  nach  ihrem  Gewichte  anzunehmen. 

Andererseits  und  ergänzend  hierzu  traf  Sektion  17  des 
Gesetzes  Vorsorge  dafür,  daß  stets  nur  vollwichtige  und  im 
Feingehalt  den  gesetzlichen  Vorschriften  genau  entsprechende 
Stücke  von  der  Münze  ausgegeben  werden.  Auf  die  Verletzung 
dieser  Bestimmungen  seitens  der  beteiligten  Beamten  wurden 
strenge  Strafen  gesetzt  Der  Staat  drückte  damit  die  Absicht 
aus,  stets  nur  in  vollwichtigen  Stücken  zu  zahlen. 

Schließlich  wurde  im  20.  Absatz  der  Akte  der  Dollar  gegen- 
über dem  bisher  übüchen  Pfund  Sterling  ausdrücklich  zur  Wert- 
einheit erhoben.  Er  sollte  die  Rechnungseinheit  und  nebst  seinen 
Teilstücken  das  alleinige  Bechnungsgeld  sein.  „Die  Rechnungs- 
führung der  öffentlichen  Ämter  und  das  Verfahren  der  Gerichte 
soll  entsprechend  dieser  Vorschrift  gehandhabt  werden".  Damit 
wurde  zugleich  an  Stelle  des  Duodezimal-  das  Dezimalsystem 
gesetzt. 

Wollen  wir  uns  aber  nicht  einer  groben  Unterlassungssünde 
schuldig  machen,  wenigstens  nach  Meinung  der  Bimetallisten, 

—  ihnen  erscheint  dieser  Artikel  als  der  bei  weitem  wichtigste 

—  so  müssen  wir  noch  die  Sektion  11  anführen.  Sie  lautet: 
„Der  verhältnismäßige  Wert  von  Gold  und  Silber  in  allen  Münzen, 
welche  nach  dem  Gesetz  in  den  Vereinigten  Staaten  als  Geld 
zirkulieren  sollen,  soll  entsprechen  15:  1  mit  Rücksicht  auf  die 
Oewichtsmenge  des  darin  enthaltenen  Feingoldes  und  Feinsilbers. 
D.  h.  15  Gewichtspfunde  Feinsilber  sollen  gleichwertig  sein  für 
alle  Zahlungen  mit  einem  Gewichtspfunde  Feingold  und  so  im 
Verhältnis  jeder  größeren  oder  kleineren  Quantität  der  beiden 
Metalle". 

Beabsichtigte  dieser  Paragraph  des  Gesetzes  etwa,  eine 
Zahlung  rein  nach  dem  Gewicht  (pensatorisch)  1  Pfd.  Gold  = 
15  Pfd.  Silber  wieder  einzuführen?     Fast  könnte   man  durch 


10  I.    DAS   SILBSRQELD   IN   VALÜTARISCHER  STELLUNG. 

die  höchst  unklare  Fassung  „15  Gewichtspfunde  Feinsilber  sollen 
gleichwertig  sein  für  alle  Zahlungen  mit  einem  Gewichtspfande 
Feingold"  zu  dieser  Annahme  verleitet  werden.  Dies  dürfte 
indes  mit  dem  sonstigen  Inhalte  der  Akte  kaum  in  Einklang 
zu  bringen  sein.  Was  aber  sollte  es  dann  damit?  Verdiente 
diese  Bestimmung  wirklich  die  seitens  der  Bimetallisten  ihr 
beigelegte  große  Bedeutung?  Nein,  keineswegs!  Ihr  Sinn  ist 
u.  E.  lediglich  der: 

Das  Verhältnis  der  Ausmünzung,  wie  es  von  den 
Vereinigten  Staaten  mit  eben  diesem  Gesetze  vom  4.  April  1792 
festgestellt  worden  war,  wurde  nochmals  ausgesprochen.  Wir 
sagen  absichtlich  nochmals.  Konnte  doch  jedermann,  der  sich 
die  Mühe  nahm,  sich  mit  den  in  diesem  Gesetze  getroffenen 
Bestimmungen  betreffend  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silber- 
münzen vertraut  zu  machen,  dann  mit  Leichtigkeit  daraus  er- 
sehen: Die  Ausprägung  der  neuen  Münzen  erfolgt  in  der  Weise, 
daß  man  von  dem  Silberdollar  ausgehend  der  oder  den  ent- 
sprechenden Goldmünzen  den  15.  Teil  desselben  an  Goldfein- 
gehalt zuteilt. 

Es  war  dies  also  eine  rein  münztechnische  Maßnahme, 
die  aber  keineswegs,  wie  oft  angenommen  wird,  das  Verhältnis 
der  Edelmetalle  Gold  und  Silber  an  sich  zu  bestimmen  ver- 
mochte. Ebenso  wenig  besaß  es  die  inhärente  Kraft,  sich  für 
immer  gerade  so  zu  erhalten.  Seine  Wahl  war  viehnehr  lediglich 
in  Anlehnung  an  die  zur  Zeit  bestehende  Marktrelation  erfolgt 

Dessen  scheinen  sich  im  Gegensatz  zu  den  späteren 
eifrigen  Bimetallisten  auch  die  großen  Staatsmänner  jener  Zeit 
bewußt  gewesen  zu  sein.  Jefferson  sprach  dies  in  seinen  ,4iotes 
on  the  establishment  of  a  money  unit  and  of  a  coinage  for  the 
United  States"  deutlich  aus  mit  den  Worten:  „the  proportion 
between  the  values  of  gold  and  silver  is  a  mercantile  problem 
altogether.  It  would  he  inaccurate  to  fix".  Als  Beweis 
führte  er  die  diesbezüglichen  Verhältnisse  in  Spanien,  England 
und  Frankreich  an.  Sie  alle  hatten  zur  selben  Zeit  eine  völlig 
von  einander  verschiedene  Relation  von  Gold  zum  Silber  an- 
genommen. 
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Jedenfalls  aber,  und  das  muß  vor  allen  Dingen  einmal 
betont  werden,  ruht  in  dieser  Festsetzung  eines  bestimmten 
Yerhältnisses  nicht  das  Wesen  des  Bimetallismus  resp.  ist  nicht 
eines  seiner  begrifflichen  Merkmale  gegeben,  wie  Dr.  Prager 
in  seiner  „Währungsfrage  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika" meint.  Er  hält  dieses  Verhältnis  der  Ausmünzung 
sogar  für  so  wichtig  und  ausschlaggebend,  daß  er  dem  Vorbilde 
amerikanischer  Schriftsteller  folgend  die  Kapitel  1  und  2  der 
von  ihm  unterschiedenen  Periode  (von  1792 — 1873)  mit  der 
Überschrift  versieht:  L  Kapitel  Relation  1:  15,  IL  Kapitel 
Relation  1:  16.  Demgegenüber  ist  festzuhalten,  daß  der  Zu- 
stand der  Oeldverfassung,  welcher  den  Namen  Bimetallismus 
allein  verdient,  damals  lediglich  auf  Grund  der  Sektion  14  des 
Gesetzes  von  1792  bestand.  Sie  besagte  nämlich,  daß  sowohl 
aus  Gold  als  auch  aus  Silber  ohne  Begrenzung  definitives  Geld 
hergestellt  werden  könne.     Das   war  das  aUein  Entscheidende! 

Eine  Bestimmung  endlich,  das  mag  noch  erwähnt  werden, 
wie  es  mit  den  zur  Zeit  umlaufenden  Münzen  gehalten  werden 
solle,  enthielt  das  Gesetz  seltsamerweise  nicht  Diese  Unter- 
lassung rächte  sich  später.  Man  nahm  offenbar  an,  es  werde 
nur  einer  kurzen  Übergangsbestimmung  in  dieser  Beziehung 
bedürfen,  bis  die  neuen  Münzen  in  den  Verkehr  gelangt  seien. 
Erst  ein  Zusatzgesetz,  datiert  vom  9.  Februar  1793,  ordnete 
diese  Angelegenheit.  Es  bestimmte  zunächst,  daß  drei  Jahre,  nach- 
dem die  Münze  zu  arbeiten  begonnen  hätte,  alle  ausländischen 
Stücke  aufhören  sollten,  gesetzliches  Zahlungsmittel  zu  sein. 
Ausgenommen  war  der  spanish  milled  dollar.  Ganz  natürlich, 
denn  er  glich  ja  an  Feinheit  und  Gewicht  den  neuen  Münzen. 
Er  wurde  durch  diesen  Akt  einfach  in  die  Geldverfassung  auf- 
genommen. Bis  man  den  erforderlichen  Bedarf  an  neuen  Münzen 
hergestellt  hatte,  wozu  der  obige  Zeitraum  für  ausreichend  ge- 
halten wurde,  begültigte  man  die  englischen,  französischen, 
spanischen  usw.  Stücke  ausdrücklich  in  der  neuen  Werteinheit, 
dem  Dollar.  Sie  waren  also,  solange  man  diese  Bewertung  auf- 
recht erhielt,  damit  amerikanisches  Geld,  trotz  des  Gepräges 
fremder  Staaten,  das  sie  trugen.    Ihre  Annahme  war  ja  erfolgt. 
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Welches  war  nun  der  Zustand  des  Geldwesens,  der  mit 
diesem  Gesetze  wenigstens  de  jure  geschaffen  war? 

Eine  höchst  wichtige  Neuerung  bestand  darin.  Das  Geld- 
wesen, weiches  bis  dahin  ein  jeder  der  zahlreichen  Staaten 
für  sich  nach  seinen  Bedürfnissen  und  Ansichten  geregelt  hatte, 
ging  nunmehr  an  den  Bund  über,  den  Kongreß  der  föderierten 
Staaten.  Die  Menge  der  verschiedenen  kleinen,  häufig  in 
keiner  Beziehung  zueinander  stehenden  Zahlungsgemeinschaften 
wurde  dadurch  zu  einer  einzigen  großen  zusammengeschlossen, 
die  das  Bundesgebiet  in  seiner  Gesamtheit  umfaßte. 

Ob  auch  das  Papiergeld  zur  Kompetenz  des  Kongresses 
gehörte,  galt  zeitweise  als  sehr  fraglich.  Ja,  der  supreme  court 
entschied  sich  sogar  hinsichtlich  der  Greenbacks,  als  er  des- 
wegen angerufen  wurde,  für  das  Gegenteil.  Schließlich  wurde 
indes  die  Frage  endgültig  bejaht  Nur  die  Banknoten  blieben 
abgesehen  von  den  Zeiten  der  L  und  11.  Vereinigten-Staaten- 
Bank  auch  fernerhin,  je  nach  ihrer  Ausgabe  auf  die  emittieren- 
den Einzelstaaten  beschränkt  Eine  Ändeinmg  hierin  brachte 
erst  das  im  Anfang  der  60  er  Jahre  erlassene  Nationalbanken- 
gesetz.  Es  verlieh  allen  Noten  der  dieser  Akte  zufolge  ge- 
gründeten Banken  unbeschränkte  ITmlaafsfähigkeit  im  ganzen 
Unionsgebiete. 

Für  diese  neue,  ebengenannte  Zahlungsgemeinschaft,  galt 
es  nun  eine  Werteinheit  zu  wählen.  Die  alte,  das  Pfund  Sterling, 
beizubehalten,  dagegen  sträubte  sich  offenbar  das  nationale 
Empfinden  aufs  heftigste.  Auch  der  leiseste  Schein  einer  Ab- 
hängigkeit vom  früheren  Mutterland  war  verhaßt  Es  fehlte 
nicht  an  den  verschiedensten  Vorschlägen  in  dieser  Hinsicht 
Teilweise  unternahm  man  es,  eine  ganz  neue  Werteinheit  ohne 
jede  Anlehnung  an  die  bestehenden  Yerhältnisse  zu  schaffen. 
So  tauchte  u.  a.  der  Plan  auf,  als  „monej  unit'^,  wie  es  der 
Amerikaner  damals  bezeichnete,  ^U  von  einem  grain  (einer  be- 
stimmten Gewichtseinheit)  Silber  anzunehmen.  Die  kleinste 
Münze  sollte  aus  Kupfer  bestehen  und  5  solcher  Einheiten 
gelten.  Die  geringste  Silbermünze  wurde  auf  100,  eine  andere 
auf  500,   1000  Einheiten    und  sofort  dezimal  wachsend  fest- 
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gesetzt    Dies  wäre  eine  Wahl  nach  rein  pensatorischem  Ge- 
sichtspunkte gewesen. 

Schließlich  entschied  man  sich  indes,  wie  das  Gesetz  von 
1792  zeigt,  für  den  Dollar.  „He  has  been  in  general  use;  its 
value  is  familiär.  This  accords  with  the  national  mode  of 
keeping  accounts'^  Er  wurde  gewählt  in  Anlehnung  an  die 
schon  seit  langer  Zeit  in  Amerika  kursierende  spanische  Silber- 
münze, den  spanish  milled  dollar.  Dies  geht  klar  und  deutlich 
aus  dem  Gesetz  von  1792  hervor.  Es  heißt  da  ausdrücklich: 
„dollar  each  to  be  of  the  value  of  a  spanish  milled  dollar  as 
the  same  is  now  current^'.  Damit  ist  die  Identität  des  neuen 
amerikanischen  Dollars  mit  jener  alten  spanischen  Münze  fest- 
gestellt, und  zugleich  die  historische  Definition  des  ersteren 
gegeben. 

Der  rekurrente  Anschluß  an  das  Pfund  Sterling  wurde 
übrigens  im  Gesetze  von  1792  merkwürdigerweise  nicht  aus- 
drücklich festgesetzt.  Er  ergab  sich  indes  aus  der  Tarifiening 
der  englischen  Münzen,  wie  solche  zugleich  mit  denen  der 
anderen  Staaten  im  Februar  1793  erfolgte.  Danach  fand  er 
in  der  Weise  statt,  daß  4  8h  6  d  der  alten  Werteinheit  gleich 
einer  neuen  sein  sollten. 

Das  Fehlen  einer  derartigen  Bestimmung  dürfte  darauf 
zurückzuführen  sein.  Schon  seit  Jahren  rechnete  man  in  Amerika 
hauptsächlich  nach  Dollars.  Die  Umrechnung  der  verschiedenen 
kolonialen  Pfund,  Schilling,  Pence  war  einfach  und  geläufig. 
Die  neue  Einheit  war  daher  schon  zur  Genüge  bekannt  und 
jedermann  vertraut.  „This  is  a  coin  perfectly  familiär  to  us 
all"  sagt  Jefferson.  Der  Mangel  der  ausdrücklichen  Prokla- 
mierung des  Umrechnungsverhältnisses  dürfte  sich  infolgedessen 
kaum  fühlbar  gemacht  haben. 

Alle  jene  geprägten  Münzen  waren  Geld  im  Sinne  der 
staatlichen  Theorie,  d.  h.  morphisch-proklamatorische  Stücke.  Be- 
treffs der  proklamatorischen  Geltung  der  Gold-  und  Silbermünzen 
trat  indes  teilweise  ein  Rückschlag  ein,  resp.  machte  sich  zum 
mindesten  eine  Unsicherheit  der  Auffassung  in  dieser  Beziehung 
bemerkbar.  In  Sektion  16  der  Akte  wurde  nämlich  der  Grund- 
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Satz  aufgestellt:  Diese  Münzen  (Gold-  und  Silber-)  sollen,  sobald 
Abnutzung  bei  ihnen  eingetreten  ist,  nur  noch  nach  ihrem 
entsprechenden  Gewichte  angenommen  werden.  Der  dabei  nicht 
ausbleibende  Verlust  fällt  also  dem  augenblicklichen  Eigentümer, 
mit  anderen  Worten  dem  Privatmann,  zur  Last;  nicht  der  Staat 
trägt  ihn.  Oder  was  dasselbe  heißt:  Der  Staat  ist  zwar  beim 
Geben,  nicht  aber  beim  Nehmen  seines  Geldes  Ghartalist  Sind 
die  Münzen  abgenutzt,  so  bleiben  sie  zwar  immer  noch  ein 
morphisches,  sinken  aber  zum  pensatorischen  Zahlungs- 
mittel herab.  Geformte  Stücke  werden  nach  dem  Gewicht  an- 
genommen. Sie  treten  in  diesem  Momente  dem  fingierten 
Dukatenbeispiel  der  staatlichen  Theorie  als  ein  in  Wirklichkeit 
existierendes  zur  Seite.  Leider  gab  keine  unserer  Quellen 
darüber  Aufschluß,  welche  Wirkung  die  oben  angeführte  Be- 
stimmung und  ihre  ev.  Ausführung  de  facto  geübt  hat  oder 
in  welcher  Weise  ihre  Handhabung  vollzogen  wurde.  Es  läßt 
sich  nicht  feststellen,  ob  z.  B.  die  Folge  davon  war,  daß  analog 
den  heutigen  englischen  Zuständen  die  Münzen  bis  zur  Unkennt- 
lichkeit umliefen  und  die  staatlichen  Kassen  wegen  des  ihnen 
dort  drohenden  Verlustes  solange  als  möglich  flohen.  Yermut- 
lieh  wurde  das  Verfahren  nur  bei  ärgster  Abnutzung  angewendet 

Alle  dem  Gesetze  zufolge  ausgeprägten  Gold-  und 
Silbermünzen  vom  Gold-Eagle  bis  herab  zum  half  disme 
waren  bares  Geld.  Denn  die  beiden  Metalle,  aus  denen  sie 
hergestellt  wurden,  waren  ja  laut  Absatz  16  des  Gesetzes  vom 
April  1792  grundsätzlich  ohne  jede  Beschränkung  in  Geld  ver- 
wandelbar. Zudem  entsprach,  da  die  Stücke  alle  proportional 
ihrer  Geltung  ausgebracht  wurden,  der  spezifische  Gehalt  der 
festgesetzten  Norm. 

Im  Gegensatz  dazu  stellten  nur  die  Kupfermünzen,  d.  h. 
die  1  und  2  Centstücke  ein  notales  (paratypisches)  Geld  dar.  Das 
hierzu  erforderliche  Metall  kauft  der  Staat  und  prägt  je  nach 
Bedarf  nach  eigenem  Ermessen  diese  Münzsorte  aus.  Ein 
größeres  oder  geringeres  Abweichen  von  der  Norm  findet  dabei 
statt  Die  Bedeutung  dieser  Münzen  ist  nur  sehr  gering,  größere 
Beachtung  verdienen  sie  daher  nicht  weiter. 
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Die  Gold-  und  Silbermünzen  waren  fernerhin  auch 
obligatorisch.  Hatte  ihnen  doch  das  Oesetz  legal  tender- 
Gharakter  für  alle  Beträge  verliehen.  Man  konnte  also  beide 
Geldarten  in  unbeschränkter  Höhe  zu  Zahlungen  verwenden. 
Stets  mußten  sie  im  (anepizentrischen)  freien  Verkehr  ge- 
nommen werden.  Sie  waren  also  schlechthin  obligatorisch 
und  besaßen  mithin  die  Eigenschaft  von  Kurantgeld. 

Das  Eupfergeld  hatte  man  nicht  zum  gesetzlichen  Zah- 
lungsmittel gemacht  Es  genoß  demnach  im  freien  Verkehr 
rein  fakultative  Annahme.  ,,But  this  small  money  had  no 
legal  tender  power*'  heißt  es  ausdrücklich.  Ein  kritischer  Be- 
trag, bis  zu  dem  es  obligatorisch  sein  sollte,  wodurch  es  zum 
Scheidegelde  geworden  wäre,  wurde  erst  durch  Akte  vom 
22.  April  1864  festgesetzt.  Seine  Höhe  betrug  für  die  V«  Cent- 
stücke 10,  für  die  Centstücke  20  Cents.  Änderungen  traten 
indes  später  noch  mehrfach  ein.  Ein  Vorschlag,  der  1786  ge- 
macht worden  war,  den  Kupfermünzen  in  der  Weise  gesetzliche 
Zahlungskraft  zu  geben,  daß  für  je  100  Dollar  5  in  Kupfer  ge- 
leistet werden  können  und  angenommen  werden  müssen,  wurde 
1792  fallen  gelassen.  Es  wäre  dies  übrigens  eine  ganz 
neue  prozentuale  Festsetzung  des  kritischen  Betrages 
gewesen! 

Endlich  waren  die  Gold-  und  Silbermünzen  defini- 
tives Geld.  Eine  Einlösung  dieser  Stöcke  fand  nirgends  statt. 
Dem  Nehmer  derselben  stand  dem  Staate  gegenüber,  der  sie 
ausgegeben  hatte,  kein  weiteres  Forderungsrecht  aus  ihnen  zu. 

Ob  die  Kupfermünzen  wenigstens  regiminal  —  das  Ge- 
setz enthielt  eine  diesbezügliche  Bestimmung  nicht  —  einlös- 
bar waren,  bleibt  fraglich,  ist  aber  anzunehmen.  Das  einzige, 
was  wir  über  sie  erfahren,  betrifft  lediglich  ihre  Ausgabe.  Sie 
erfolgte  nämlich  im  Austausch  gegen  Silber-  oder  Goldgeld  in 
bestimmten  Beträgen. 

Der  hyloleptische  Zweig  (freie  Ausprägung)  der  Hy- 
lodromie  war  vollkommen  ausgebildet.  Sprach  doch 
Sektion  16  den  an  den  Staat  gerichteten  Zwang  aus,  die  Edel- 
metalle Gold  und  Silber  in  allen  ihm  angebotenen  Mengen  an- 
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zunehmen  und  auf  Verlangen  in  Geld  umzuwandeln.  Daß  in 
Wirklichkeit,  wie  wir  später  sehen  werden,  von  dieser  Erlaub- 
nis tatsächlich  immer  nur  bezüglich  eines  der  beiden  Metalle 
Gebrauch  gemacht  wurde,  hebt  den  gegebenen  Zustand  keines- 
wegs auf. 

Die  staatlichen  Geldarten  und  ihre  Verfassung   1792. 


Amiahme  bei  den 

Kassen  des  Bundes 

genießen : 

I. 

ü. 

in. 

IV. 

Goldmünzen 
10,  5,  27t  Dollarstacke 

Kurantgeld 

definitiv 

bar 

bald 
akzessorisch 

'  Silbermünzen 

1,  Vt,  V«  Dollar,  1  disme 
Vt  disme 

Kurantgeld 

definitiv 

bar 

bald 

valutarisch 

Kupfennünzen 
1  u.  V«  Centstücke 

rein  fakultativ 

nicht  definitiv 

notal 

akzessorisch 

Noten  der  I.  Vereinigten- 
Staaten-Bank 

rein  fakultativ 

provisorisch 

notal 

In  wieweit  Hylophantismus  schon  zu  jener  Zeit  in 
Amerika  bestand,  läßt  sich  leider  nicht  mit  Sicherheit  angeben. 
Die  einzige  Bestimmung  des  Gesetzes,  welche  derartiges  ver- 
muten läßt,  ist  die,  daß  abgenutzte  Münzen  nur  nach  ihrem 
Gevrichte  angenommen  zu  werden  brauchen.  Vermutlich  wurden 
solche  Stücke  von  den  öffentlichen  Kassen  nach  Eingang  nicht 
wieder  verausgabt.  Man  war  demnach  bestrebt,  die  umlaufenden 
Münzen  nahe  an  der  Vollwichtigkeit  zu  halten.  Jeder  konnte 
demgemäß  sicher  sein,  in  einer  nahezu  bestimmten  Anzahl  Gold- 
oder Silbermünzen  stets  eine  bestimmte  Menge  feinen  Goldes 
resp.  Silbers  zu  besitzen.  In  wieweit  diese  Bemühungen  aller- 
dings von  Erfolg  gekrönt  waren,  dürfte  nicht  zum  wenigsten 
von  dem  Verhalten  des  Publikums  bezw.  der  oben  erwähnten 
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Einlieferung  abgenützter  Stücke  sowie  deren  Behandlung  seitens 
des  Staates  bei  ihrer  Annahme  abgehangen  haben. 

Bezüglich  der  Frage,  was  valutarisches  und  was  ak- 
zessorisches Geld  sein  sollte,  enthielt  das  Gesetz  von  1792, 
wie  jedes  System  des  Bimetallismus  z.  B.  auch  das  französische, 
nichts.  Dies  blieb  vollständig  dem  Ermessen  der  Regierung 
überlassen.  Sie  behielt  sich,  wohl  nicht  ohne  Absicht,  vor,  je 
nach  der  günstigen  oder  ungünstigen  Marktlage  der  beiden 
Metalle  bald  die  Gold-,  bald  wieder  die  Silbermünzen  valutarisch 
zu  behandeln.  Für  die  andere  Münzsorte  blieb  dann  jedesmal 
natürlich  nur  die  akzessorische  Stellung  übrig.  Der  finanzielle 
Vorteil  dürfte  zumeist  ausschlaggebend  gewesen  sein.  Von 
einer  festen  Währungspolitik,  die  durchzusetzen  man  sich  vor- 
genommen hatte,  konnte  natürlich  da  keine  Bede  sein.  Die 
Regierung  ließ  sich  einfach  vom  Strom  der  Ereignisse  treiben. 

Höchstens  könnte  man  vielleicht  in  der  für  das  Gold  un- 
günstigeren Festsetzung  des  Verhältnisses  der  Ausprägung  der 
amerikanischen  Gold-  und  Silbermünzen  die  geheime  Absicht 
erkennen  wollen,  das  Silbergeld  auf  obstruktionellem  Wege  in 
valutarische  Stellung  gelangen  zu  lassen.  Inwieweit  das  indes 
wirklich  mitgewirkt  hat,  oder  ob  diese  Obstruktion  vielmehr 
infolge  unbeabsichtigter,  nicht  vorherzusehender  Ereignisse  ein- 
getreten ist,  dürfte  schwer  festzustellen  sein. 

Wie  entschied  die  Wirklichkeit  der  Tatsachen  diese  un- 
gelöste Frage?  Mit  welcher  von  den  beiden  gegebenen  Mög- 
lichkeiten beantwortete  sie  dieselbe? 

3.  DTE  PERIODE  VON  1792—1805:  BARES  SILBERGELD 
IST  VALÜTARISCH. 
Das  lehrt  uns  die  Entwicklung  des  amerikanischen  Geld- 
wesens von   1792 — 1834.   Sie  vollzog  sich  in  großen  Zügen 
etwa  folgendermaßen: 

Das  aus  dem  Gesetze  vom  April  1792  sich  ergebende  Aus- 
münzungsverhältnis  von  Gold-  und  Silbermünzen  stimmte  nur 
in  eben  jenem  Jahre  mit  der  Marktrelation  der  beiden  Metalle 
überein.  Etwa  von  1793  an  stellte  sich  aber  diese,  wenigstens 
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Soetbeers  Berechnungen  zufolge,  bedeutend  ungünstiger  für  das 
Gold.  Kein  Wunder,  daß  infolgedessen  die  Münzen  dieses  Me- 
talles, welche  bereits  vor  1810  in  der  Zirkulation  selten  ge- 
wesen waren,  zirka  1817  ganz  verschwanden.  Die  Goldbrokers 
sammelten  und  exportierten  sie.  Obwohl  1820  1319030  Dollars 
Goldmünzen  ausgeprägt  waren,  konnte  man  kein  Stück  Gold 
im  Umlaufe  sehen.  „The  facilities  of  the  mint  were  simply  used 
bj  merchants  to  certify  the  weight  and  fineness  of  gold  for 
exportation/^  D.  h.  nichts  anders  als  die  Goldmünzen  hätten 
zwar  unklugerweise  zu  Zahlungen  verwandt  werden  können. 
Sie  besaßen  ja  nach  wie  vor  dem  Gesetze  zufolge  legal  tender- 
Charakter.  Man  hütete  sich  indes  dies  zu  tun.  Vielmehr  wurden 
die  Goldstücke  von  den  Eigentümern  mit  erheblichem  Gewinn 
zu  ihrem  Metall  (Platten-)werte,  der  sich  ja  höher  als  der  Wert, 
zu  dem  sie  seitens  des  Staates  begültigt  waren,  stellte,  ver- 
kauft Sie  sanken  zu  reinen  Handelsartikeln  herab,  schieden 
damit  aus  dem  lytrischen  Yerkehr  aus.  Was  nützte  ihnen 
ihre  Barverfassung,  wenn  sie,  wie  es  aus  den  angegebenen 
Gründen  geschah,  in  akzessorische  Stellung  glitten.  Denn  nur 
dann  hatte  ihr  positives  Agio  einen  Sinn.  Es  bedeutete  näm- 
lich Mehrwert  im  Verhältnis  zu  dem  offenbar  in  valutarischer 
Stellung  befindlichen  Silbergeld.  Mit  anderen  Worten:  Der 
Staat  drängte  im  letzten  Falle,  obwohl  es  ihm  laut  Gesetz  frei 
stand,  in  Silber  oder  Gold  zu  zahlen,  seinen  Bürgern  Silber 
auf.  Für  die  erste  Zeit  mag  dies  vielleicht  nicht  durchgehend 
der  Fall  gewesen  sein.  Aber,  als  dann  angesichts  des  hohen 
Goldagios  der  Regierung  nur  Silber  und  immer  bloß  Silber  zu- 
floß, ist  als  ziemlich  sicher  anzunehmen,  daß  die  Kassen  des 
Staates  nur  in  diesem  einen  Metallgelde  Zahlung  leisteten. 
Anderenfalls,  wenn  nämlich  trotzdem  Gt)ld  gezahlt  worden 
wäre,  dürfte  das  sicher  überliefert  worden  sein.  Wir  hören 
nichts  davon. 

Die  freie  Ausprägung  (Hylolepsie)  des  Goldes,  das  ist 
wohl  aus  dem  Gesagten  leicht  verständlich,  stand  daher  nur 
noch  auf  dem  Papier.  Die  von  Staatswegen  erfolgten  Aus- 
münzungen werden   als  gering  angegeben.    Von  den   Privat- 


4.    180&— 1812.  19 

leuten  dürfte  wohl  kaum  jemand  angesichts  der  günstigen  für 
Barrengold  zu  erzielenden  Preise  Gold  zum  Zwecke  der  Aus- 
prägung zur  Münze  gebracht  haben.  Praktisch  war  demnach 
die  Chrjsolepsie  (freie  Ooldausprägung)  aufgehoben. 

Mit  diesem  Momente  hörte  der  Bimetallismus  auf  zu 
existieren  und  machte  der  reinen  Silberwährung  Platz,  die  in 
praxi  bis  1834  in  Amerika  in  Geltung  blieb.  Denn  die  Silber- 
münzen wurden  valutarisch  behandelt  In  akzessorischer  Stel- 
lung befanden  sich  die  Goldmünzen,  das  Eupfergeld  und  schließ- 
lich die  Noten  der  1792  gegründeten  ersten  Vereinigten-Staaten- 
Bank.  Die  ersteren  hatten  positives,  die  letzteren  beiden  Klassen 
negatives  Agio.  Die  Silber-  und  Goldmünzen  besaßen  Bar-,  die 
Kupfermünzen  und  Banknoten  Notalverfassung. 

4.  1805-1812.   NOTALES  SILBERGELD  RÜCKT  IN 
VALÜTARISCHE  STELLUNG. 

Dieser  Zustand  dauerte  indes  nur  bis  zum  Jahre  1805. 
Damals  erließ  der  derzeitige  Präsident  Jefferson  auf  verwal- 
tungsrechüichem  Wege  eine  Anordnung,  wie  sie  einschneiden- 
der kaum  gedacht  werden  kann.  Seltsamerweise  findet  man 
sie  häufig,  so  z.  B.  von  Prager,  wenigstens  in  seiner  1897  er- 
schienenen Schrift,  nur  in  einer  Anmerkung  aufgeführt  U.  E. 
geschieht  dies  in  völliger  Verkennung  ihrer  wahren  Bedeutung. 
Der  Präsident  hob  nämlich  in  dem  genannten  Jahre  die  Frei- 
prägung für  Dollarstücke  auf  und  nahm  damit  dem  Silber  in 
bezug  auf  sie  seine  hylische  Eigenschaft.  Als  Grund  dieser 
Maßregel  wird  folgendes  angegeben: 

In  Westindien  waren  die  spanischen  imd  portugiesischen 
Piaster  neben  den  neuen  amerikanischen  Dollars  in  Geltung 
geblieben.  Die  ersteren  besaßen  indes  bei  vollkommen  gleicher 
Geltung  einen  etwas  höheren  Feingehalt  als  die  in  der  Münze 
von  Philadelphia  geprägten  Dollarstücke.  Es  bestand  also  eine 
Art  einseitiger  Synchartismus  zwischen  Westindien  und  Nord- 
amerika. Diesen  machte  man  sich  zunutze  und  importierte 
die  spanischen  und  portugiesischen  mit  höherem  Metallwert  be- 
hafteten Piasterstücke,  prägte  sie  in  amerikanische  Dollars  um 
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nnd  führte  diese  wieder  nach  Westindien  aus.  Den  Profit,  der 
sich  bei  diesem  Geschäfte  aus  dem  höheren  Plattenwerte  er- 
gab, steckte  man  in  seine  Tasche.  Auf  diese  Weise  drohten  die 
amerikanischen  Dollars  völlig  aus  dem  Umlauf  zu  verschwinden. 

Dadurch  nun,  daß  dem  amerikanischen  Dollar  seine  Bar- 
verfassung genommen  wurde  und  man  ihm  Notalverfassung  gab, 
ward  dieser  gewinnbringenden  Manipulation,  die  wir  soeben 
schilderten,  der  Boden  entzogen.  Die  Folge  war:  es  konnten  in 
Zukunft  beide,  Dollar  wie  Piaster,  bei  verschiedenem  Feinge- 
halt ruhig  nebeneinander  mit  gleicher  Geltung  kursieren.  Die 
Bildung  eines  aus  dem  Plattenwerte  abgeleiteten  Agios  war 
ausgeschlossen.  Man  empfand  vermutlich  und  kannte  vielleicht 
teilweise  den  höheren  Feingehalt  der  einen  Münzsorte  gar  nicht. 
Ein  Analogen  dafür  haben  wir  bei  uns  in  Deutschland  bez. 
der  sogenannten  „dicken"  Taler  (1824  —  57  geprägt)  und  der 
Vereinstaler  gehabt.  Beide  kursierten  friedlich  nebeneinander. 
Tausenden  war  ohne  Zweifel  gar  nichts  davon  bekannt  oder  je 
zum  Bewußtsein  gekommen,  daß  es  zwei  verschiedene  Arten 
dieser  Münze  gab.  Von  dem  höheren  Feingehalte  dürften  noch 
weniger  Leute  eine  Ahnung  gehabt  haben. 

War  das  Silber  damit  völlig  seiner  hylischen  Eigenschaft 
verlustig  gegangen?  Nein.  Die  besprochene  Anordnung  be- 
schränkte sich  lediglich  auf  die  1  Dollaretücke.  Die  Teilstücke 
dieser  Münze  dagegen  waren  auch  fernerhin  frei  ausprägbar. 
De  jure  also  behielten  sie  ihren  hylischen  Charakter.  Sie 
blieben  bares  Geld  und  zwar  das  einzige  bare  Geld  neben  den 
Goldmünzen. 

Da  sie  aber  proportional  den  1  Dollarstücken  ausgebracht 
waren  und  infolgedessen  mit  ihnen  •der  gleiche  Gewinn  wie 
mit  jenen  erzielt  werden  konnte,  so  setzte  man  mit  ihnen  das 
alte  Spiel  fort.  Sie  verschwanden  daher  etwas  langsamer,  aber 
ebenso  sicher  wie  vorher  die  Dollars  und  vordem  die  Gold- 
münzen aus  dem  Verkehr.  Damit  war  praktisch  auch  für  sie, 
also  für  das  Silber  in  seiner  Gesamtheit,  die  Hylolepsie  auf- 
gehoben. 

Was  trat  an  ihre  Stelle?    In  welchem  Gelde  zahlte  jetzt 
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der  Staat?  Abgenutzte  spanische  Piaster,  notale  Münzen  fremden 
Gepräges  nahmen  den  frei  gewordenen  Raum  im  Zahlungswesen 
ein.  Diese  sowie  die  notal  gewordenen  1  Dollarstücke  gelangten 
in  valutarische  Stellung.  Akzessorisch  waren  die  baren  Gold- 
münzen, die  noch  baren  Teilstücke  des  Dollars  (beide  Arten 
kaum  vorhanden)  und  die  Noten  der  ersten  Vereinigten- 
Staaten-Bank. 

Aber  auch  dieser  Zustand  hielt  nicht  lange,  nämlich  nur 
bis  1812,  an.  In  den  Zeiten  des  Krieges  mit  England  ver- 
mochte sich  nicht  einmal  dieses  notale  Geld  mit  metallenen 
Platten  zu  erhalten,  sondern  es  mußte  bald  solchen  mit  pa- 
pierenen weichen.  Das  war  eigentlich  der  ganze  Unterschied, 
der  zwischen  den  Geldverfassungen  dieser  beiden  Perioden  be- 
stand, den  die  Metallisten  mit  dem  so  allgemein  gefürchteten 
Worte  Papierwährung  bezeichnen. 

5.  1812—19.  NOTALES  PAPIERGELD  WIRD  VALÜ- 
TARISCH  BEHANDELT. 
In  den  Jahren  1812—15  gaben  nämlich  die  Vereinigten 
Staaten  durch  die  Not  gezwungen  mehrfach  staatliches  Papier- 
geld in  Form  der  sogenannten  Schatznoten  (treasury  notes) 
aus.  (Betrag  36  680794  Dollars.)  Sie  waren  in  unserem  (dem 
staatlichen)  Sinne  staatliches  Geld,  denn  es  ward  im  Gesetze 
vom  16.  April  1816  bestimmt,  „that  the  revenues  of  the  United 
States  ought  to  be  collected  and  received  in  the  legal  currency 
notes,  or  in  the  notes  of  the  banks  as  by  law  provided  and 
declared".  Also  auch  die  Noten  gewisser  Banken  genossen  aus- 
drücklich staatliche  Akzeptation.  Beide  Geldarten  erhielten  zu- 
dem leg^ftl  tender-Charakter.  Bezüglich  der  Banknoten  fand  das 
aber  nur  auf  die  der  1816  inkorporierten  11.  Vereinigten-Staaten- 
Bank  Anwendung.  Beide  Sorten  von  Papiergeld  wurden  somit 
Kurant-  schlechthin  obligatorisches  Geld.  D.  h.  jedermann  war  zu 
ihrer  Annahme  in  unbegrenzten  Beträgen  gesetzlich  verpflichtet 
Sehr  bald  sah  man  sich  sogar  genötigt,  sie  aus  ihrer  bisher 
akzessorischen  in  valutarische  Stellung  zu  heben.  Alles  Metall- 
geld,  vorzüglich  die  Gold-  sowie  auch  die  sämtlichen  Silber- 


22  I.   DAS   SILBEBGELD   IN   YALtTTABISGHEB   STELLUNG. 

münzen,  bare  wie  notale  wurden  akzessorisch  und  erlangten 
positives  Agio  gegenüber  dem  valutarischen  Papiergeld.  Sie  ver- 
mochten sich  infolgedessen  nicht  mehr  im  lytrischen  Verkehr 
zu  halten.  Eine  vollkommene  Notalverfassung  mit  papierenen 
Platten  war  hergestellt! 

Kaum  war  der  Krieg  vorüber,  noch  befand  man  sich  in 
den  Wirtschaftskrisen  der  Jahre  1817  und  1819,  da  wurden 
schon  eifrigst  Anstalten  getroffen  und  auf  Mittel  gesonnen,  aus 
diesem  Zustande  herauszukommen.  Was  man  wünschte,  das  war, 
das  Metallgeld  wieder  in  valutarische  Stellung  zu  bringen.  Zu 
diesem  Zwecke  suchte  man  zunächst  das  staatliche  Papiergeld 
zu  beseitigen.  Das  Gesetz  vom  3.  März  1817  bestimmte  bereits: 
„that  repealed  all  authority  to  issue  or  reissue  Treasury  notes, 
and  directed  cancellation  of  all  notes  received  or  funded.'^  Aber 
auch  mit  dem  nur  staatlich  akzeptierten  und  aus  privater  Emis- 
sion herrührendem  Notengelde  der  U.  Vereinigten-Staaten-Bank 
wollte  Präsident  Jackson  ein  Ende  machen.  Nur  Hartgeld  lautete 
seine  Devise.  Ihm  hatte  es  die  Bank  lediglich  zu  verdanken^ 
daß  ihr  (Noten)-PriviIeg  in  den  30er  Jahren  nicht  erneuert 
wurde.  Damit  schied  also  auch  dies  Papiergeld,  die  Noten  der 
Bank  aus  dem  Kreis  des  staatlichen  Geldes  aus.  Tatsächlich 
von  Erfolg  begleitet  waren  diese  Bestrebungen  erst  im  Jahre 
1834.  Bis  dahin  trat  interimistisch  der  vor  Ausbruch  des  Krieges 
herrschende  Zustand:  „Notales  Silbergeld  in  valutarischer  Stel- 
lung^* wieder  ein.  Es  war  dies  indes  lediglich  ein  Notbehelf, 
bis  man  sich  endgültig  über  die  neue  Währung  schlüssig  ge- 
macht hatte. 

Die  Frage,  welche  allein  zu  diskutieren  war,  hieß :  Welches 
Metallgeld,  denn  nur  solches  konnte  in  Betracht  kommen,  sollte 
valutarisch  werden,  Gold  oder  Silber?  Das  Natürlichste  und  Nahe- 
liegendste wäre  ohne  Zweifel  gewesen,  den  Zustand  des  notalen 
Silbergeldes,  der  sich  von  selbst  wieder  eingestellt  hatte,  zu  einem 
dauernden  zu  machen.  Notales  Silbergeld  also  hätte  die  Wahl 
gelautet  Eventuell  hätte  man  auch  noch  weiter  zurückgreifen 
und  zu  barem  Silbergeide  zurückkehren  können.  Keines  von 
beiden  geschah  merkwürdigerweise.  Bereits  seit  Ende  der  20er 


5.    1812-1819.  23 

Jahre  des  19.  Jahrhunderts  machte  man  dagegen  vielfach  Vor- 
schläge, die  daraaf  hinzielten,  das  Goldgeld  in  valutarische 
Stellung  zu  bringen.  Also  keine  Restauration,  sondern  ein  no- 
vatorischer  Übergang  sollte  erfolgen.  Wie  ist  diese  Sinneswand- 
lung zu  erklären?  Welche  Motive  lassen  sich  zu  ihren  Gunsten 
anführen  und  sie  gerechtfertigt  erscheinen? 


n.  ÄBScmaTT  1834—1861. 
DAS  GOLDGELD  IN  VALUTARISCHER  STELLUNG. 

1.  DIE  GRÜNDE  DES  ÜBERGANGES. 

Der  äußerlichste,  aber  dem  Laien  ain  meisten  in  die  Augen 
fallende  Grund  hierfür  war  eine  reine  Volksstimmung.  Sie  wai: 
an  sich  ohne  jede  Bedeutung,  oder  besser  gesagt,  hätte  es  für 
die  zu  wählende  Geldverfassung  sein  sollen,  vermochte  aber  die 
größte  Wirkung  auf  die  Massen  auszuüben. 

Das  Gold  war  aus  dem  Verkehr  schon  seit  vielen  Jahren 
verschwunden.  Seit  fast  20  Jahren  hatte  man  kein  Stück  mehr 
im  Umlaufe  gesehen.  Aus  welchen  Gründen  haben  wir  oben 
dargelegt.  Da  fiel  es  auf  einmal  jedem  ein:  Ach!  hätten  wir 
doch  unser  schönes  Gold  wieder!  Wie  später  die  Sehnsucht 
nach  dem  verschwundenen  „Dollar  der  Väter",  so  bemächtigte 
sich  jetzt  die  nach  dem  Golde  der  Menschen. 

Ein  zweites  schon  verständlicheres  Motiv  ist  darin  zu 
suchen.  Die  Produktion  von  Gold  in  den  Südstaaten  hatte  sich 
von  5000  Dollars  1824  auf  868000  1833  gehoben.  Man  glaubte 
nun  damals  fast  allgemein,  wenn  das  vom  Staate  festgesetzte 
Ausmünzungsverhältnis  dem  Golde  günstig  fixiert  würde,  so 
erwüchse  den  Produzenten  dieses  Metalles  dadurch  großer 
Vorteil.  Schutz  für  die  aufstrebende  Goldproduktion  wurde  als 
wünschenswert  angesehen;  und  als  Mittel  sollte  die  Währung 
dienen. 

Der  tiefere,  wirkliche  Grund  aber  für  diesen  Schritt  von 
der  Silber-  resp.  Papier-  zur  Goldwährung  dürfte  u.  E.  ein  rein 
pantopolischer,  von  den  Handelsinteressen  diktierter,  gewesen 
sein,  wenn  man  sich  vielleicht  dessen  auch  nicht  voll  bewußt 
war.    Der  Instinkt  mag  ganz  richtig  empfunden  haben:    Das 
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mächtige  damals  zur  See  herrschende,  allen  anderen  Nationen 
bei  weitem  vorauseilende  einstmalige  Mutterland  England  war 
seit  1816  zur  Goldwährung  übergegangen.  Auf  dieses  war  man 
fast  ausschließlich  in  sehr  vielen  Dingen,  besonders  in  Bezug 
auf  industrielle  Artikel,  angewiesen.  Der  Weg  von  der  neuen 
zur  alten  Welt  führte  zum  mindesten  in  den  meisten  Fällen 
über  England.  Es  übte  die  Herrschaft  auf  dem  Geld-  und 
Metallmarkte  aus.  D01I;  befand  sich  sein  Weltmarkt.  Gründe 
genug  für  Amerika,  den  Währungsanschluß  an  dieses  Land 
nicht  nur  für  wünschenswert,  sondern  auch  für  äußerst  oppor- 
tun zu  halten.  Stand  doch  auf  der  einen  Seite  ein  mächtiger 
Gläubiger,  auf  der  anderen  ein  damals  noch  schwacher,  arg 
verschuldeter  Staat. 

2.  DIE  GESETZE  VON  1834  UND  1837  UND  IHRE 
BEDEUTUNG. 

Auf  welchem  Wege  suchte  man  das  gewünschte  Ziel  zu 
erreichen?  Welche  Maßregeln,  besonders  gesetzlicher  Art  er- 
griff man  zu  diesem  Zwecke  ?  Das  Einfachste  wäre  ohne  Zweifel 
gewesen,  kurzer  Hand  eine  reine  Goldwährung  einzuführen.  Be- 
sonderen Schwierigkeiten  wäre  das  wohl  nicht  begegnet.  Man 
brauchte  nur  sich  seitens  der  Regierung  bereit  zu  erklären, 
alles  angebotene  Gold  zu  einem  festen,  etwas  höherem  Satze 
als  der  Marktwert  betrug,  anzukaufen  resp.  zur  Ausprägung  in 
Goldgeld  anzunehmen  und  sodann  mit  Gold  zu  bezahlen.  Ein 
Opfer  hätte  dies  allerdings  den  Staat  gekostet.  Das  scheute 
man  offenbar.  Vielleicht  fürchtete  man  auch  eine  solche  An- 
ordnung angesichts  der  Silberminenbesitzer  nicht  durchsetzen 
zu  können.  Schließlich  schmeckte  es  wohl  auch  dem  freien 
Amerikaner  zu  sehr  nach  Nachahmung  Englands.  Das  durfte 
nicht  sein.  Wenn  irgend  möglich,  mußte  der  Schein  wenigstens 
gewahrt  bleiben,  als  ob  an  dem  vorzüglichen  Münzgesetz  von 
1792  nichts  Wesentliches  geändert  werde.  Man  versuchte  daher 
auf  einem  mehr  indirekten  Wege  und  ohne  daß  dem  Staate 
irgend  welche  Kosten  erwuchsen,  das  gesteckte  Ziel  zu  erreichen. 
Wie  das  geschah,  lehren  uns  die  Gesetze  von  1834  und  1837. 
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Das  Gesetz  von  1792  bleibt,  so  bestimmte  die  Akte  Ton 
1834,  in  allen  seinen  Teilen  bestehen.  Gold  und  Silber  sollen 
nebeneinander  umlaufen.  Das  Gold  besaß  freie  AusprSgbarkeit 
Auch  den  1  Dollarstücken  wurde  zu  diesem  Zwecke  dieselbe 
durch  regiminale  Verfügung  von  1834  resp.  1835  wieder  rer- 
lieben.  Beide  Metalle  waren  demnach  hylisch,  der  Bimetallis- 
mus de  jure  wieder  hergestellt  Um  aber  dem  Yersch winden 
des  Goldes,  wie  es  unter  der  Geltung  des  Gesetzes  von  1792 
sobald  erfolgt  war,  vorzubeugen,  änderte  man,  nachdem  die 
alten  Mittel  des  Ausfuhrverbotes  etc.  versagt  hatten,  das  Aus- 
münzungsverhältnis.  Der  Golddollar  ward  von  242,'*  auf  232  gr 
Peingehalt  herabgesetzt  Dieser  Vorschlag  war  übrigens  bereits 
1822  gemacht  worden.  Die  Bedeutung  dieser  Maßregel  hatte 
den  Sinn:  Die  Goldmünzen  wurden  von  dem  Staate  höher  be- 
gültigt  als  ihrem  Feingehalte  entsprach,  resp.  dem  Preis  feinen 
Goldes,  wie  er  gerade  damals  auf  dem  Weltmarkte  galt  Die 
Relation  zwischen  Gold  und  Silber,  so  drücken  es  die  Bimetal- 
listen  aus,  verschob  sich  von  1 :  IS^/a  auf  1 :  16  in  Amerika. 
Nach  der  staatlichen  Theorie  bezeichnet,  war  der  Vorgang 
nichts  weiter  als  eine  Änderung  der  hjlogenischen  für  Gold- 
münzen giltigen  Norm.  Es  wurde  angeordnet,  daß  aus  einer 
bestimmten  Gewichtsmenge,  sagen  wir  einem  Pfunde  feinen 
Goldes,  mehr  Dollars  als  bisher  ausgeprägt  werden  sollten.  Die 
Stücke  wm*den  leichter  als  bisher  geschlagen. 

Dadurch,  daß  man  im  Jahre  1837  den  Feingehalt  des 
Dollars  auf  232,s  statt,  wie  1834  bestimmt,  also  232,  erhöhte, 
erreichte  man  ein  Verhältnis  vom  Feingehalt  zum  Rohgewicht, 
das  sich  mit  der  runden  Summe  ^Viooo,  statt  wie  bisher,  "/is 
=  916*/«/iooo  ausdrücken  ließ. 

Lediglich,  um  in  dieser  Beziehung  mit  dem  Goldgelde 
in  völlige  Obereinstimmung  zu  kommen,  brachte  man  laut 
Akte  vom  1.  Januar  1837  auch  das  Silber  auf  ^^/looo  anstatt 
des  vorher  geltenden  Verhältnisses  von  ^^-  Zu  diesem 
Zwecke  wurde  das  Rohgewicht  der  Silberdollars  von  416  auf 
412  V2  gr  reduziert,  während  man  den  Feingehalt  beibehielt  Also 
auch  die  hylogenische  Norm  der  Silbermünzen  wurde  geändert 
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und  zwar  in  der  Weise,  daß  künftig  weniger  Dollai-stücke  aus 
der  gleichen  Gewichtsmenge  feinen  Silbers  gewonnen  wurden 
als  dies  vordem  der  Fäll  gewesen  war.  Eine  weitere  Bedeutung 
kommt  dieser  Maßregel  nicht  zu. 

Mehr  Interesse  gebührt  hingegen  einigen  anderen  An- 
ordnungen betreffend  chartale  Behandlung  und  proklamatorische 
Geltung  der  einzelnen  Münzarten,  die  dieses  Gesetz  von  1837 
traf.  Sie  wurden  bisher  von  keinem  der  von  uns  benutzten 
Schriftsteller  erwähnt  Ganz  natürlich ;  man  legte  ihnen  keinen 
Wert  bei.  Erst  die  „staatiiche  Theorie"  hat  darauf  aufmerksam 
gemacht. 

Zunächst  sind  die  Goldmünzen  zu  nennen.  Man  war 
offenbar  der  Meinung,  infolge  der  vorgenommenen  Normen- 
änderungen müßte  auch  eine  Bestimmung  darüber  erlassen 
werden,  wie  nun  die  alten  mit  einem  höheren  spezifischen  Ge- 
halte ausgestatteten  laut  Gesetz  von  1792  geprägten  Goldmünzen 
zu  behandeln  seien.  De  facto  dürfte  ihre  Zahl  aus  den  an  an- 
derer Stelle  bereits  angegebenen  Gründen,  nämlich  ihres  posi- 
tiven Agios  halber,  nur  ganz  gering  gewesen  sein;  vielleicht 
waren  zu  jener  Zeit  gar  keine  solche  Stücke  in  Amerika  vor- 
handen. Sie  sollten,  so  sah  das  Gesetz  vor,  zu  94  ^/lo  per  cent 
per  penny  weight  in  Zahlung  genommen  werden.  Sie  wurden 
demnach  rein  nach  dem  Gewicht  (pensatorisch)  behandelt  Dabei 
waren  sie  doch  bares  Geld,  darin  den  neuen  Stücken  gleich, 
da  ja  ihr  spezifischer  Gehalt  an  der  neuen  hylogenischen  Norm 
gemessen  nicht  niedriger,  sondern  sogar  höher  war.  Praktisch 
zur  Anwendung  dürfte  dieser  Passus  kaum  gekommen  sein  aus 
den  bereits  oben  angedeuteten  Gründen. 

In  direktem  Gegensatz  hierzu,  ob  gewolltem  oder  unge- 
wolltem mag  dahingestellt  bleiben,  lauteten  die  entsprechenden 
Bestimmungen  betreffs  des  Silbergeldes.  Man  betrachtete,  ver- 
muüich  rein  gefühlsmäßig,  das  Silber  ganz  anders  und  zwar  als 
minderwertiger  als  das  Gold,  trotz  seiner  ausdrücklichen  gesetz- 
lichen Gleichstellung  im  Geldverkehr.  Auf  diesem  Wege  schlich 
sich  bei  den  Silbermünzen  zuerst  und  allein  der  Chartalismus 
ein.    Er  kam  zum  ersten  Male  deuÜich  in  dem  Gesetz  von 
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1837  zum  Ausdruck.  Diese  Akte  sprach  nämlich  so,  daß  kein 
Zweifel  mehr  bleiben  konnte,  die  proklamatorische  Geltung  für 
die  Silbermünzen  (nicht  auch  Goldmünzen)  aus.  Es  hieß  aus- 
drücklich von  ihnen:  „They  shall  be  legal  tender  of  payment 
according  to  their  nominal  value  for  any  sums  wha- 
tever."  Also  ihr  Nominalwert,  d.  h.  der,  zu  dem  die  Regierung 
sie  begöltigt  hatte,  sollte  der  allein  maßgebende  sein.  Nach  Ge- 
wicht und  Abnutzung  durfte  nicht  mehr  gefragt  werden. 

Noch  eklatanter  kam  dies  zum  Ausdruck  durch  die  Be- 
stimmung der  gleichen  Akte,  nach  der  die  gemäß  Gesetz  von 
1792,  also  bei  weitem  leichter  ausgeprägten  Silbermünzen  zu 
ihrem  alten  Werte  Geltung  behalten  sollten.  Sie  wurden  dadurch 
den  neuen  schwereren  von  1837  gleichgestellt.  Wir  erleben 
damit  den  interessanten  Fall,  daß  neben  einem  orthotypischen 
(den  neuen  gemäß  Akte  von  1837  ausgeprägten  Dollars),  noch 
des  weiteren  ein  paratypisches,  nicht  nach  der  z.  Zt.  gel- 
tenden, sondern  in  diesem  Falle  nach  einer  früheren  Norm  aus- 
geprägtes Silbergeld  die  gleiche  Geltung  hat  imd  de  jure  da^ 
neben  kursiert 

Praktisch  in  Erscheinung  dürfte  dies  wohl  kaum  getreten 
sein.  Denn  beide  Arten  SUbergeld  gelangten  sehr  bald  in  ak- 
zessorische Stellung  und  wurden  faktisch  notal.  Nach  der  alten 
Norm  fand  selbstverständlich  eine  Ausprägung  nicht  mehr  statt 
Nach  der  neuen  war  sie  zwar  de  jure  gestattet,  unterblieb  aber 
wohlweislich  wegen  des  weit  günstigeren  Preises,  den  man  auf 
dem  offenen  Markte  für  Barrensilber  erhielt  als  dem  neuen 
Ausmünzungsverhältnisse  entsprach.  Private  brachten  also  kein 
Metall  zum  Zwecke  der  Verwandlung  in  Geld  zur  Münze.  Der 
Staat  selbst  aber  dürfte  ebenfalls,  da  es  nur  mit  Verlust  hätte 
geschehen  können,  erhebliche  Ausprägungen  nicht  vorgenommen 
haben. 

3.  DIE  WIKKUNG  DIESER  BEIDEN  GESETZE. 
Was  war  mit  den  Gesetzen  von  1834  und  1837  erreicht? 
Welche  Änderungen  zogen  sie  im  amerikanischen  Geldwesen 
nach  sich  und  warum? 
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De  jure,  das  muß  festgehalten  werden,  wurde  an  dem 
Prinzip  des  Bimetallismus,  wie  er  1792  zur  Orundlage  der  &eld- 
verfassung  gemacht  worden  war,  nicht  das  IDndeste  geändert 
Beide  Metalle,  Gold  wie  Silber,  waren  frei  ausprägbar.  Nur  das 
Ausmünzungsverhältnis,  m.  a.  W.  die  Sätze,  zu  denen  der  Staat, 
der  größte  Verbraucher  der  beiden  Metalle,  Gold  und  Silber 
kaufte,  resp.  in  Geld  verwandelte,  wurden  anders  festgesetzt. 

Eine  Entscheidung  aber,  welche  der  beiden  Metallgeld- 
arten die  Regierung  valutarisch  behandeln,  also  am  letzten  Ende 
seinen  Bürgern  aufdrängen  werde,  hatte  sie  auch  jetzt  nicht  ge- 
troffen. Man  ließ  in  dieser  Beziehung  den  Dingen  freien  Lauf. 
Und  siehe  da.  Diesmal  gelangte  auf  die  gleiche  Art  wie  nach 
1792  das  Silber-,  nämlich  auf  obstruktionellem  Wege,  das  Gold- 
geld in  valutarische  Stellung.  Das  Silbergeld  wurde  akzessorisch. 
Infolge  des  neuerdings  fixierten  Ausmünzungsverhältnisses  stellte 
sich  die  Bewertung  des  in  den  Münzstücken  enthaltenen  Silbers 
seitens  des  Staates  geringer  als  der  offene  Markt  es  bezahlte. 
Die  Stücke  erhielten  daher  positives  (inneres)  Agio  (2M4  cents 
gegenüber  1  Golddollar),  waren  gesucht,  wurden  von  den  brokers 
gesammelt  und  exportiert.  Anstatt  sie  zu  Zalilungen  an  den 
Staat  und  an  Private  zu  verwenden  (zirkulatorisch),  verkaufte 
man  sie  zu  ihrem  Plattenwerte,  der  ja  höher  war,  und  steckte 
den  Gewinn  in  die  Tasche.  Die  Folge  war  ein  Verschwinden 
alles  einigermaßen  vollwertigen  Silbergeldes.  Nur  ganz  abge- 
nutzte, darunter  besonders  fremde  Münzen  hielten  sich  im  Um- 
lauf, da  sie  ja  einen  Nutzen  beim  Export  nicht  mehr  versprachen. 
Es  waren  dies  nach  White  V2  und  V*  Dollar-  sowie  10  Dismes- 
stücke,  die  2^4  Vo  von  ihrem  Silberwerte  durch  Abschaben  ver- 
loren hatten.  Dazu  kamen  hauptsächlich  spanische  und  mexi- 
kanische Halb-%dnd  Vierteldollars.  Damit  war  dem  Silber  in 
praxi  seine  freie  Ausprägbarkeit  (hylische  Eigenschaft)  genommen. 
An  seiner  Stelle  begann  infolge  der  für  das  Gold  günstigen 
Verhältnisse  dieses  Metall  „durch  alle  Kanäle  des  Handels  ins 
Land  zu  fließend  Die  Kassen  des  Staates  füllten  sich  nur  mit 
diesem  Metall.  Natürlich  benutzte  die  Regierung  von  da  ab 
fast  stets  Goldmünzen  bei  ihren  apozentrischen  Zahlungen,  d.  h. 
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sie  behandelte  das  Ooldgeld  valutarisch.  Man  besaß  also  zu 
jener  Zeit  ein  valutarisches  Goldgeld  mit  Barverfassung  and 
notales  Silbergeld  in  akzessorischer  Stellung,  und  es  wäre  nur 
eine  gesetzliche  Bestätigung  des  de  facto  bestehenden  Zustandes 
gewesen,  wenn  der  vom  Direktor  der  Münze  1861  gemachte 
Vorschlag  ausgeführt  worden  wäre,  der  dahin  lautete,  „die  Aus- 
münzung von  Silberdollars  ganz  einzustellen  oder  diese  nur  noch 
als  ,subsidiary  coins'  auszuprägen'\ 

In  dieser  Richtung  bewegten  sich  die  Gesetze  von  1849, 
1851  und  in  gewissem  Sinne  auch  die  Akte  von  1857.  Sie  be- 
schäftigten sich  alle  nur  mit  dem  Silbergeld  als  solchem,  ließen 
dagegen  seine  (akzessorische)  Stellung  zum  Goldgelde  unberührt 
Eine  Änderung  in  dieser  Beziehung  trat  bis  zum  Jahre  1863, 
dem  Ausbruch  des  Bürgerkrieges,  nicht  ein.  Auch  der  Charakter 
der  Goldmünzen  blieb  während  dieser  Zeit  unverändert. 

4.  DIE  GESETZE  VON  1849,  1851,  1853  UND  1857.  VER- 
SUCHE ZUR  SCHAFFUNG  UND  ERHALTUNG  DER  MÜNZE 
DES  KLEINVERKEHRS. 
Wir  haben  gesehen,  aus  welchen  Gründen  die  Silber- 
münzen nach  1834  resp.  1837  aus  dem  Umlauf  verschwanden. 
Das  war  ein  großer  Übelstand.  Er  machte  sich  um  so  mehr 
geltend,  als  er  die  kleinen  Stücke  betraf,  die  im  Verkehr  des 
täglichen  Lebens  gar  nicht  zu  entbehren  sind.  Man  rief  daher 
allenthalben  nach  Abhilfe.  Das  einzige,  was  die  Regierung  darauf- 
hin tat,  war:  sie  verfügte  laut  Gesetz  vom  3.  März  1849  die  Aus- 
prägung eines  goldenen  1  Dollarstückes  sowie  eines  zu  20  Dollar. 
Letzteres  wurde  übrigens  ebenso  wie  das  am  21.  Februar  1853 
eingeführte  3  Dollarstück  laut  Akte  vom  Jahre  1890  wieder  be- 
seitigt Davon,  daß  die  Vereinigten  Staaten  m^  der  Schaffung 
oben  genannter  Münze  ihren  Übergang  zur  Goldwährung  doku- 
mentiert hätten,  wie  auch  behauptet  worden  ist,  kann  natürlich 
keine  Rede  sein.  Diese  Ausprägung  war  eine  rein  münz-tech- 
nische  Maßnahme,  die  mit  der  Währung  als  solcher  wenigstens 
nach  u.  A.  nichts,  auch  gar  nichts  zu  tun  hatte  und  zu  tun  haben 
konnte.    Man  braucht  ja  nur  Deutschland,  Frankreich,  Öster- 
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reich  eta  zum  Vergleich  heranziehen.  Nirgends  ist  die  Einheit 
d.  i.  die  Werteinheit  gerade  in  Währungsmetall  ausgeprägt 
Und  doch  wird  niemand  die  Goldwährung  für  Deutschland,  Eng- 
land etc.  ableugnen  wollen  und  können. 

Aber  das  goldene  1  Dollarstück  vermochte  die  ihm  zuge- 
dachte Funktion  nur  in  ganz  unzureichendem  Maße  auszufüllen. 
Der  Mangel  an  kleiner  Münze  dauerte  fort  Da  der  Staat  weitere 
Schritte  in  dieser  Richtung  vorerst  nicht  unternahm,  so  half 
man  sich  notdürftig  durch  die  seitens  Privater  erfolgende  Aus- 
gabe von  allem  möglichen  Zeichengeld,  Marken,  Inhaberzeichen 
und  kleinen  Notenabschnitten.  Es  sollen  zeitweise  ziemlich  be- 
deutende Summen  davon  im  Verkehr  gewesen  sein.  Sie  stellten 
natürlich  ihrer  Emission  nach  ein  rein  privates  Zahlungsmittel 
dar,  und  ihre  Geltung  erstreckte  sich  zunächst  lediglich  auf 
private  Zahlungsmittelgemeinschaften.  Ob  sie,  wenigstens  teil- 
weise, durch  Akzeptation  in  das  Geldwesen  des  Staates  aufge- 
nommen wurden,  wie  es  z.  B.  1862  mit  gewissen  Postmarken 
geschah,  läßt  sich  nicht  feststellen.  Wir  halten  das  indes  nicht 
für  ausgeschlossen.  Bestimmte  diesbezügliche  Nachrichten  oder 
gar  Gesetze  fehlen. 

Erst  im  Jahre  1851  ließ  sich  der  Staat  dazu  herbei,  einen 
erneuten  Versuch  zu  machen,  diesem  unhaltbaren,  höchst  un- 
erquicklichen Zustande  ein  Ende  zu  machen.  Eine  Akte  vom 
3.  März  1851  ordnete  nämlich  die  Ausprägung  eines  zu  Vi  aus 
Silber  und  zu  ^U  aus  Kupfer  herzustellenden  3-Gentstückes  an. 

Dies  war  also  die  erste  Silbermünze,  die  paratypisch,  d.  h. 
abweichend  von  der  damals  für  Silbermünzen  giltigen  Norm 
ausgebracht  wurde.  Sie  trat  damit  in  Gegensatz  zu  allen  anderen 
vorhandenen  Silbermünzen  der  Vereinigten  Staaten. 

Erst  später,  am  3.  März  1853,  erhielt  dieses  3-Centstück 
das  Gewicht  von  */6  des  half  Dollarstückes  und  thesame  Stan- 
dard of  fineness.  Das  letztere  war  aber  bereits  laut  Gesetz  vom 
21.  Februar  1853  mit  samt  allen  übrigen  Teilstücken  des  Dollars 
um  ca.  7  ^/o  geringer,  also  mit  negativem  Agio  ausgeprägt. 

Da  sich  die  Regierung  zudem  die  Ausmünzung  des  3-Gent- 
stückes allein  vorbehielt,  so  wurde  damit  in  bezug  auf  diese 
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Münzsorte  die  hylische  Eigenschaft  des  Silbers  aufgehoben.  Die 
Stücke  waren  im  Gegensatz  zu  den  de  jure  noch  hylogenischen 
übrigen  Siiberraünzen  autogenisch. 

Schließlich  bestimmte  eben  diese  Akte,  die  3-Centstücke 
sollten  nur  bis  30  cents  gesetzliches  Zahlungsmittel  sein.  Dem- 
nach war  30  cents  ihr  kritischer  Betrag,  bis  zu  dem  sie  obli- 
gatorische Eigenschaft  besaßen.  Jeder  mußte  sich  in  diesen 
Grenzen  die  Zahlung  in  solchen  Stücken  gefallen  lassen.  Dar- 
über hinaus  konnte  niemand  zur  Annahme  im  freien  (anepi- 
zentrischen)  Verkehre  gezwungen  werden;  sie  genossen  rein 
fakultative  Akzeptation. 

Damit  sind  der  staatlichen  Theorie  zufolge  die  Merkmale 
einer  Scheidemünze  gegeben.  Wir  haben  also  in  dem  3-Cent- 
stück  die  erste  silberne  Scheidemünze  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vor  uns.  Nicht  dagegen  wurde  eine  solche  erst 
wie  Dr.  Prager  in  seiner  „Währungsfrage"  ausdrücklich  zu  be- 
tonen Veranlassung  nimmt,  mit  dem  Gesetz  vom  21.  Februar 
1853  geschaffen. 

Über  eine  wenigstens  regiminal  erfolgende  Einlösung  dies^ 
3-Cent8tückes,  das  doch  natürlich  nicht  definitiven  Charakter 
besaß,  erwähnte  das  Gesetz  von  1851  nichts.  Vermutlich  geschah 
es  aus  dem  leicht  erklärlichen  Grunde,  weil  damals  ein  solcher 
Umtausch  dieser  Stücke  in  eine  definitive  Geldart,  etwa  in  Gold- 
oder Silberdollars,  für  absehbare  Zeit  wenigstens  wohl  kaum  ver- 
langt werden  würde.  Zog  doch  der  Verkehr  jene  Stücke  mit 
förmlicher  Gier  an  sich.  Das  scheint  sehr  begreiflich  in  An- 
betracht des  vordem  herrschenden  Kleingeldmangels  und  der 
dadurch  verursachten  Unbequemlichkeiten.  Bis  zum  Jahre  1853, 
einer  verhältnismäßig  kurzen  Zeit  sollen  ganz  bedeutende  Be- 
träge dieser  Münzsorte  zur  Ausprägung  gelangt  sein.  Von  da 
ab  traten  an  ihre  Stelle,  wie  schon  erwähnt,  Stücke  von  gleicher 
Größe,  deren  münztechnische  Zusammensetzung  den  anderen 
Teilstücken  des  Dollars  analog  war.  Die  3-Centstücke  vom 
Jahre  1851  werden  daher  in  späteren  Gesetzen  nicht  mehr  er- 
wähnt. Vermutlich  wurden  sie  bei  Eingang  einbehalten  und 
umgeschmolzen. 
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Der  soeben  besprochenen  mehr  vorläufigen,  aus  dem 
Drange  der  Not  geborenen  Maßregel,  zur  Beseitigung  des  Klein- 
geldmangels, folgte  sodann  das  Gesetz  vom  21.  Februar 
1853.  Es  suchte  das  Übel  an  der  Wurzel  zu  packen  und  be- 
mühte sich,  diese  Frage  endgültig  zu  lösen.  Man  ging  übrigens 
hierbei  keineswegs  original  vor,  sondern  folgte  vielmehr  lediglich 
dem  von  England  seit  1816  gegebenen  Beispiel.  Der  Feingehalt 
der  Teilstücke  des  Dollars,  so  bestimmte  die  Akte,  sollte  in  Zukunft 
nicht  mehr  371,25  grains  pro  100  cents  wie  bisher  betragen, 
sondern  nur  noch  345,06  grains  (Rohgewicht  384  gr,  also  *^^/iooo 
fein).  D.  h.  diese  Silbermünzen,  der  half  doUar,  quarter  dollar, 
disme  und  half  disme,  waren  fortan  um  6,91®/o  geringer  auszu- 
prägen, als  der  zur  Zeit  geltenden  hylogenischen  Norm  für  Silber- 
münzen entsprach.   Sie  erhielten  damit  paratypischen  Charakter. 

Folgerichtig  nahm  man  ihnen  auch,  resp.  dem  Silber  in 
Bezug  auf  sie,  seine  freie  Ausprägung  (hylischen  Charakter). 
Anstatt  dessen  wurde  der  Schatzsekretär  ausdrücklich  dazu  er- 
mächtigt, das  zum  Zwecke  der  Ausprägung  dieses  „subsidiär/ 
coin'-,  wie  es  die  Amerikaner  nennen,  nötige  Silber  anzukaufen. 
Die  Regulierung  des  auszumünzenden  und  zu  emittierenden 
Betrages  dieser  Oeldsorte  ward  ganz  seinem  Ermessen  anheim- 
gestellt. Es  geschah  dies  offenbar  in  der  Annahme,  er  werde 
beides  je  nach  den  im  Laufe  der  Zeit  gewonnenen  Erfahrungen 
klug  bemessen  und  sich  eine  etwa  in  seinen  Kassen  eintretende 
Stauung  zur  Warnung  dienen  lassen.  Jedenfalls,  das  ist  das 
Bemerkenswerte  hieran,  wurde  das  in  England  und  Deutschland 
übliche  System  der  Kontingentierung  der  Scheidemünze  nicht 
angewandt.  Damit  wird  zugleich  durch  die  Tatsachen  der  Glaube 
der  Metallisten,  sie  trage  wesentlich  dazu  bei,  die  Geltung  dieser 
Geldart  aufrecht  zu  erhalten,  schlagend  widerlegt.  Nicht  diese 
feste  Normierung,  die  fast  überall  nach  der  Kopfzahl  der  Be- 
völkerung in  bestimmten  Quoten  erfolgt,  ist  das  Wichtige.  Sie 
ist  ganz  roh  und  versagt  häufig.  Besonders  auffallend  wäre 
vermutiich  ihre  Willkürlichkeit  in  Amerika  an  den  Tag  getreten 
bei  den  so  eminent  verschiedenartigen  Bedürfnissen  an  Zah- 
lungsmitteln in  den  einzelnen  Landesteilen.  Nein,  die  alleinige 
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Hauptsache  und  der  dieser  Maßregel  zugrunde  liegende  tiefere 
Sinn  ist:  Der  Staat  ist  bestrebt  und  soll  es  sein,  die  Macht 
über  sein  akzessorisches  Geld  zu  behalten.  Das  wurde  ja  aber 
vollkommen  genügend  dadurch  erreicht,  daß  die  Regierung  sich 
die  Ausgabe  dieses  Geldes  allein  vorbehielt  und  den  Bedarf 
den  Bedürfnissen  anzupassen  suchte. 

Das  auf  diese  Weise  geschaffene  Notalgeld  mit  silbernen 
Platten  machte  man,  so  lautete  eine  weitere  Bestimmung  des 
Gesetzes  von  1853,  zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  „in  all 
payments  of  debts  for  all  sums  not  exceeding  five  dollars*^. 
Der  kritische  Betrag  also,  bis  zu  dem  die  neuen  Teilstücke  des 
Dollars  Annahmezwang  besitzen  (obligatorisch  sein)  sollten,  war 
5  Dollars.  Erst  später,  laut  Akte  vom  9.  Juni  1879,  wurde  dieser 
Betrag  auf  10  Dollars  erhöht  Darüber  hinaus  bildeten  diese 
Silbermünzen  lediglich  ein  fakultatives  Geld;  niemand  war  ver- 
pflichtet, größere  Beträge  in  Zahlung  zu  nehmen.  Somit  waren 
sie  silbernes  Scheidegeld  mit  dem  genannten  kritischen  Betrage. 
Über  ihre  Einlösung  wurde  zunächst  eine  Bestinmiung  nicht 
getroffen.  Der  Grund  hierfür  dürfte  vor  allem  darin  zu  suchen 
sein,  daß  das  Verlangen  nach  einer  solchen  zur  Zeit  völlig 
außerhalb  des  Bereiches  der  Wahrscheinlichkeit  lag.  Erst  das 
Gesetz  von  1879  bestimmte,  sie  sollten  auf  Verlangen  in  Be- 
trägen von  20  Dollars  eingelöst  werden.  Demnach  besaßen  sie 
provisorischen  Charakter. 

Von  all  den  soeben  genannten,  im  Gesetz  von  1853  er- 
lassenen Bestimmungen  wurde  der  Silberdollar  nicht  berührt 
Er  blieb  vielmehr  in  seiner  Beschaffenheit  und  Stellung,  wie 
die  Akte  von  1837  sie  endgültig  festgestellt  hatte,  bestehen. 
De  jure  war  er  nach  wie  vor  bares  Geld.  Seine  Ausprägung 
blieb  frei,  wenn  sie  auch  de  facto  wegen  des  ihm  anhaftenden 
positiven  Agios  nicht  ausgeübt  wurde.  Zudem  behielt  der 
Dollar  mit  seinen  nach  der  alten  Xorm  geprägten  Teilstücken 
die  Eigenschaft,  in  unbeschränktem  Maße  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel zu  sein.  (Kurantgeld.)  Ebensowenig  hatte  er  von  seinem 
definitiven  Charakter  etwas  eingebüßt  Das  einzige,  worin  er 
sich  von  den  Goldmünzen  unterschied,  war  seine  akzessorische 
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Stellung.  Sie  hatte  er  wiederum  allein  mit  den  anderen  neuen 
und  alten  Silbermiinzen  gemein.  Während  diese  aber,  wenigstens 
die  neuen,  ein  von  der  Regierung  absichtlich  geschaffenes 
ca.  l^lo  negatiyes  Agio  besaßen  und  sich  daher  im  Yerkehr  zu 
halten  vermochten,  erfreute  er  sich  mitsamt  der  alten  Teilstücke 
eines  positiven  Agios  und  verschwand. 


Die  Geldarten  und  ihre  Verfassung  1853. 


Annahme  bei  den 

Kassen  des  Bundes 

genießen 

I. 

n. 

m. 

IV. 

Goldmünzen 

Kurantgeld 

definitiv 

bar 

valutarisch 

alte  Silbermünzen 
1,V^ '/«Dollar, Idisme 
Vt  disme 

Kurantgeld 

definitiv 

bar 

neue  Silbermünzen 
Vt,  V«  Dollar,  1  disme 
V«  disme 

Scheidegeld 

5  Dollars 

kritischeHöhe 

nicht 
definitiv 
später  ein- 
lösbar 

notal 

akzessorisch 

Nickelmünzen 
(zu  3  Cents) 

Scheidegeld 

30  Cents 
kritischeHöhe 

Kupfermünzen 
1  u.  V«  Cents 

rein  fakultativ 

Die  hiermit  geschaffene  Geldverfassung,  die  etwa  seit  1853 
Gültigkeit  besaß,  stellte  nahezu  eine  ^unseren  heutigen  modernen 
Anforderungen  entsprechende  reine  Goldwährung  dar.  Man 
besaß  bares  Goldgeld  in  valutarischer  Stellung  auf  der  einen 
Seite  und  silbernes  notales  Scheidegeld  sowie  das  nötige  Kupfer- 
geld, beide  als  akzessorische  Geldarten,  auf  der  anderen  Seite. 
Störend  wirkten   darin  allein  die  1  Dollarstücke,  ein  silbernes 
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Kurantgeld  in  akzessorischer  Stellung.  Sie  kamen  indes  wegen 
des  ihnen  anhaftenden  positiven  Agios  kaum  noch  vor.  Das 
gleiche  gilt  von  den  alten  Teilstücken  des  Dollars.  Beide  Geld- 
arten scheiden  damit  de  facto  aus. 

Etwas  anders  hingegen  stand  es  in  dieser  Beziehung  mit 
den  noch  immer  in  Umlauf  befindlichen,  ausdrücklich  mit 
staatlicher  Geltung  versehenen  Münzen  fremder  Länder.  So 
blieben  französische  Kronen  bis  1827  legal  tender;  5  frs.  Stücke 
mußten  von  1816 — 27  zum  Satze  von  116  cents  per  ounce  oder 
0,933  für  jedes  Stück  vom  Gewicht  von  16  penny  weight  2  gr. 
angenommen  werden.  Ein  Gesetz  vom  25.  Juni  1834  gab  schließ- 
lich den  Dollars  von  Mexiko,  Peru,  Chile,  Zentralamerika 
und  Brasilien  sowie  französischen  5  frs.  Stücken  Geltung  zum 
Satze  von  0,93  Dollars  „but  under  certain  conditions  as  to  their 
weight  and  fineness".  Man  verfuhr  demnach,  das  mag  hervor- 
gehoben werden,  bei  diesen  fremden  Münzen  bezüglich  ihrer 
Begültigung  noch  immer  nach  pensatorischen  (Gewichts-)  Ge- 
sichtspunkten, während  die  eigenen  Münzen  bereits,  wie  wir 
gesehen  haben,  sich  chartaler  Behandlung  erfreuten.  Diese 
fremden  Geldarten  bildeten  also  einen  Teil  des  akzessorischen 
Geldes.  Sie  waren  notal.  Ihre  Vermehrung  oder  Verminderung 
lag  aber  nicht  in  der  Macht  des  Staates.  Nur  indirekt  ver- 
mochte die  Regierung  ihren  Umlauf  zu  beschränken  oder  aus- 
zudehnen dadurch,  daß  sie  die  Begültigung  in  Landesgeld  so- 
weit herauf  resp.  herabsetzte,  daß  kein  oder  ein  größerer  An- 
reiz zu  ihrem  Import  geboten  wurde. 

Erst  ein  vier  Jahre  später,  21.  Februar  1857,  erlassenes 
Gesetz  ermächtigte  die  Regierung  mit  ihnen  aufzuräumen.  Die 
Ausmünzung  der  neuen  silbernen  Scheidemünzen  war  vermut- 
lich so  weit  fortgeschritten,  daß  man  nunmehr  die  fremden 
MünSsen,  welche  vorher  deren  Dienst  zum  größten  Teil  ver- 
sehen hatten,  jetzt  entbehren  konnte.  Die  Regierung  „repealed" 
widerrief,  wie  der  sehr  treffende  Ausdruck  heißt,  alle  fremden 
Gold-  und  Silbermünzen.  D.  h.  die  Geltung,  die  ihnen  seitens 
des  Staates  für  die  Zahlungsgemeinschaft  „Vereinigte  Staaten 
von  Amerika"  verliehen  worden  war,   obwohl  sie  fremdes  Ge- 
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präge  trugen,  wurde  ihnen  wieder  genommen.   Sie  hörten  von 
diesem  Moment  an  auf,  amerikanisches  Geld  zu  sein. 

Die  Teilstücke  der  spanischen  und  mexikanischen  Dollars 
behielten  allein  noch  Geltung.  Sie  sollten  aber,  so  schrieb  das 
Gesetz  vor,  an  öffentlichen  Kassen  „at  value  below  their  nomi- 
nal value'',  also  offenbar  nach  ihrem  wirklichen  Gewicht,  ein- 
geliefert und  umgeschmolzen  werden.  Der  Staat  trug  demnach 
die  Kosten  der  Abnutzung  fremder  Münzen  nicht,  obgleich  diese 
vermutlich  größten  Teils  in  seinem  Dienste  geschehen  war.  Aller- 
dings sicherte  er  sich  durch  das  eingeschlagene  Verfahren  da- 
vor, daß  ihm  nur  die  am  meisten  abgenutzten  Münzen  der  be- 
treffenden Länder  zur  Einlösung  präsentiert  wurden.  Großen 
Schaden  dürften  die  Eigentümer  solcher  Münzen  kaum  erlitten 
haben,  da  ja  deren  Tarifierung  auch  vordem,  wie  schon  er- 
wähnt, nach  dem  Gewichte  stattgefunden  hatte  und  jeweils 
von  der  Regierung  geändert  worden  war. 


m.  Abschnitt  1861—1879. 

DAS  PAPIERGELD  (STAATLICHES  SOWIE  DIE 

NOTEN  DER  NATIONALBANKEN)  IN  VALUTARI- 

SCHER  STELLUNG. 

Leider  sollten  die  geordneten  Yerhältnisse,  zu  denen  man 
sich  endlich  durchgerungen  hatte,  nicht  lange  von  Bestand  sein. 
Kaum  konnten  sie  recht  zur  Geltung  gelangen,  da  brach  der 
Bürgerkrieg  aus  und  brachte  in  seinem  Gtefolge  Papiergeld  in 
valutarischer  Stellung.  Und  zwar  hielt  dieser  Zustand  auch  nach 
Beendigung  der  Kämpfe  noch  verhältnismäßig  lange,  nämlich 
bis  1879  an. 

1.   DAS  PAPIERGELD  IN  DEN  NORDSTAATEN. 

Der  Gang  der  Ereignisse  war  etwa  folgender:  Man  beab- 
sichtigte damals  (1861)  in  den  Nordstaaten  zunächst  sich  durch 
eine  Anleihe  zu  helfen.  Dies  schlug  indes  bei  dem  durch  die 
anfänglichen  Mißerfolge  geringen  Kredit,  den  man  im  Auslände 
genoß,  fehl.  Man  sah  sich  daher  genötigt,  zu  dem  letzten  noch 
bleibenden  Mittel,  der  Ausgabe  von  staatlichem  Papiergeld  zu 
greifen.  Die  verschiedensten  Versuche  wurden  in  dieser  Be- 
ziehung gemacht  Es  wurden  Schatznoten,  die  5,  ja  sogar  6o/o 
Zinsen  trugen  und  eine  bestimmte  Fälligkeit  besaßen,  emittiert 
Die  5o/oigen  waren  mit  Coupons  versehen.  Die  Folge  war  da- 
her: solange  bis  eine  Zinszahlung  fällig  war,  behielt  man  die 
Schatznoten  in  seiner  Kasse  zurück.  Erst  dann  traten  sie  in 
die  Zirkulation  ein,  bis  die  neu  aufgelaufenen  Zinsen  es  wieder- 
um räüich  erscheinen  ließen,  sie  aufzusammeln.  Dies  Spiel  wieder- 
holte sich  stetig  und  übte  natürlich  einen  sehr  störenden  Ein- 
fluß auf  Ausdehnung  und  Kontraktion  des  Umlaufes  aus.  Nicht 
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viel  besser  stand  es  mit  einer  anderen  Form  der  legal  tender 
Noten  wie  ihre  Bezeichnung  lautete.  Sie  bildeten  eine  Art  Zinses- 
zinsnoten,  waren  nach  3  Jahren  von  dem  Datum  der  Ausstel- 
lung mit  6^/0  Zinsen  zahlbar.  Diese  waren  zwar  halbjährlich 
fällig,  gelangten  aber  nur  mit  dem  Kapital  zusammen  bei  seiner 
Fälligkeit  zur  Auszahlung.  Auf  der  Bückseite  dieser  Scheine 
befand  sich  ein  sogenanntes  „Statement'',  das  den  jedesmaligen 
Wert  der  Note  nach  je  6  Monaten  anzeigte.  Dieser  stieg  bis  zur 
Fälligkeit  über  den  auf  der  Vorderseite  aufgedruckten  um  ein 
Bedeutendes.  So  war  beispielsweise  die  10  Dollarnote,  der  kleinste 
ausgegebene  Abschnitt  dieser  Scheine,  bei  ihrer  Fälligkeit  11,®* 
Dollars  wert.  Legal  tender-Charakter  besaßen  die  Noten  nur  für 
den  auf  der  Vorderseite  angegebenen  Kapitalbetrag.  Soweit  waren 
sie  demnach  staatliches  Geld.  Genossen  sie  doch  Annahmezwang 
im  freien  Verkehr.  Es  sollen  ca.  226  Millionen  davon  zur  Aus- 
gabe gelangt  sein.  Welcher  Betrag  aber  davon  wirklich  im  Um- 
lauf war,  läßt  sich  kaum  bestimmen.  Er  wechselte  gewiß  außer- 
ordentlich aus  den  oben  angegebenen  Gründen. 

Die  größte  und  dauernde  Bedeutung  haben  nur  die  „Ver- 
einigten Staatennoten",  die  wegen  ihrer  Rückseite  vom  Volks- 
munde „Greenbacks"  getauft  wurden,  erlangt.  Der  Kongreß  gab 
zunächst  laut  Gesetz  vom  25.  Februar  1862  150  Millionen  Dollars 
von  ihnen  aus.  Diese  Summe  wurde  indes  noch  zwei  Mal,  ge- 
mäß legal  tender  bill  vom  11.  Juli  1862  und  vom  3.  März  1863, 
um  den  gleichen  Betrag  erhöht  Der  Gesamtbetrag  der  emittierten 
Greenbacks  belief  sich  daher  schließlich  auf  450  Millionen  Dollars. 
Ihrem  Charakter  nach  stellten  sie  ein  sogenanntes  eigentliches 
Papiergeld  dar.  Sie  waren  notales  Geld  mit  papierenen  Platten,, 
so  würde  die  Bezeichnung  der  „staatlichen  Theorie"  zufolge^ 
lauten.  Ihre  Ausgabe  blieb  der  Regierung  vorbehalten.  Sie  war 
vorläufig  auf  450  Millionen  Dollars  beschränkt,  d.  h.  gesperrt 
Es  wurde  ihnen  legal  tender-Charakter  seitens  der  Regierung 
beigelegt  Sie  konnten  also  zu  jedem  beliebigen  Betrag  zu  Zah- 
lungen aller  Art  verwandt  werden  und  mußten  in  gleicher  Weise 
angenommen  werden.  Sie  waren  mithin  obligatorisch,  d.  h.  Kurant- 
geld.  Eine  Einlösung  war  wenigstens  vorläufig  nicht  vorgesehen^ 
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auch  keine  Mittel  dafür  bereit  gestellt  Die  Greeubacks  besaßen 
also  damals  definitiven  Charakter.  Während  sie  anfangs  als  ak- 
zessorisch zu  denken  sind,  rückten  sie  sehr  bald,  nachdem  Banken 
und  Regierung  die  Barzahlungen  eingestellt  hatten,  in  valutansche 
Stellung.  In  dieser  blieben  sie  bis  ca.  1879. 

Dem  gegenüber  wurden  jetzt  die  Goldmünzen  akzessorisch. 
Sie  erhielten  positives  Agio,  da  der  Kurs  am  13.  Januar  1863 
bereits  142,  Ende  des  gleichen  Monats  sogar  159  pro  100  Dollars 
Papier  betrug.  Fast  völliges  Verschwinden  aus  dem  Verkehr  war 
die  natürliche  Folge. 

Aber  nicht  besser  erging  es  dem  Silbergeld.  Sogar  die 
absichtlich  mit  negativem  Agio  seitens  der  Regierung  ausge- 
statteten silbernen  Scheidemünzen  gewannen  jetzt  des  neuen 
valutarischen  Papiergeldes  halber,  resp.  ihm  gegenüber,  posi- 
tives Agio.  Sie  vermochten  sich  daher  nicht  im  Umlaufe  zu 
halten.  Infolgedessen  trat  großer  Mangel  an  Kleingeld  ein.  Dies 
veranlaßte  Privatleute  aller  Art,  da  die  Regierung  selbst  untatig 
blieb,  Stempelgeld  und  Postmarken  und  ähnliche  Zettel  in  Ab- 
schnitten von  5,  10  und  50  Cents  zu  emittieren.  Es  sollen  ca. 
20  Millionen  Dollar  von  diesem  „Postage  currency"  im  Verkehr 
gewesen  sein.  Es  hielt  sich  wegen  seines  noch  höheren  nega- 
tiven Agios  neben  dem  Papiergeld.  Da  die  Regierung  sich  aus- 
drücklich durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1862  bereit  erklärte,  diese 
Geldzeichen  bis  zu  5  Dollars  an  ihren  Kassen  anzunehmen,  so 
traten  sie  infolge  der  hiermit  ausgesprochenen  staatlichen  Ak- 
zeptation  trotz  ihres  privaten  Ursprunges  in  den  Kreis  des  staat- 
lichen Geldes  ein.  Weil  sie  unbeschränkte  Zahlkraft  nur  bis  zu 
dem  angegebenen  kritischen  Betrage  besaßen,  so  sind  sie  dem- 
nach als  Scheidegeld  zu  bezeichnen.  Wir  haben  somit  das  Bei- 
spiel eines  papierenen  Scheidegeldes  vor  uns.  Es  ist  hiermit 
-der  Beweis  erbracht,  daß  der  Begriff  der  Scheidemünze,  wie 
ihn  die  Metallisten  bisher  allein  kannten  und  ausschließlich  ver- 
wandten, zu  eng  ist.  Unter  die  neue  vom  Verfasser  der  staat- 
lichen Theorie  dagegen  gefundene  Bezeichnung  Scheidegeld 
läßt  sich  mühelos  auch  die  oben  genannte  Geldart  unterbringen. 

Das  gleiche  Ziel,  nämüch  Ersatz  für  die  verschwindende 
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Scheidemünze  zu  bieten,  verfolgte  die  am  3.  März  1863  er- 
folgende Ausgabe  von  Vereinigten-Staaten-Noten  in  Abschnitten 
von  3  —  50  Cents.  Es  war  dies  das  sogenannte,  in  kleinem  Be- 
trage noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  vorhandene,  „fractional 
currency".  Sein  Gesamtbetrag  war  incl.  der  postage  auf  höchstens 
50  Millionen  Dollars  festgesetzt.  Diese  Noten  waren  nicht  ge- 
setzliches Zahlungsmittel,  doch  wurden  sie  von  der  Regierung 
beim  Kauf  von  Post-  und  ähnlichen  Marken  sowie  bei  allen 
sonstigen  Zahlungen  unter  5  Dollars  angenommen.  Nur  für  die 
Einfuhraölle  konnten  sie  nicht  verwendet  werden.  Ihr  Umtausch, 
vermutlich  auch  größerer  Beträge,  in  Greenbacks  war  gestattet. 
Sie  nahmen  also  völlig  die  Stellung  eines  staatlichen  Scheide- 
geldes ein.  Der  kritische  Betrag  war  5  Dollars.  Bis  dahin  war 
ihre  Annahme  obligatorisch,  darüber  hinaus  nur  fakultativ,  d.  h., 
niemand  konnte  gezwungen  werden,  im  freien  Verkehr  mehr  als 
5  Dollars  dieses  papierenen  Scheidegeldes  in  Zahlung  zu  nehmen. 
Auch  dieses  „fractional  currency"  besaß  definitiven  Charakter. 
Erst  viel  später  fand  seine  Einlösung  in  eigens  zu  diesem  Zwecke 
ausgeprägten  kleinen  Silbermünzen  statt  Der  schon  erwähnte  Um- 
tausch in  Greenbacks  kann  doch  nicht  wohl  so  aufgefaßt  werden. 
Aber  damit  waren  die  verschiedenen  Arten  des  damals  in 
Umlauf  befindlichen  Papiergeldes,  noch  nicht  erschöpft.  Es  fehlt 
noch  eine  sehr  wichtige,  die  Noten  der  Nationalbanken.  Wo 
leiteten  sie  ihren  Ursprung  her  und  welche  Stellung  nahmen 
sie  in  der  Geldverfassung  ein?  Wesentlich  auf  Grund  eines 
Vorschlages  des  Schatzsekretärs  Ghase's  ging  man  im  Jahre  1863 
daran,  das  Notenbankwesen  in  Amerika  nach  dem  Muster  eines 
bereits  in  New- York  bestehenden  Systems  abzuändern.  Man  grün- 
dete laut  Gesetz  vom  25.  Februar  1863  (revidiert  am  3.  Juni  1864) 
sogenannte  Nationalbanken,  resp.  sah  die  Umwandlung  der  be- 
stehenden Staatenbanken  vor.  Diesen  neuen  Banken  waren  nur 
bestimmte,  ganz  sichere  Geschäfte,  ähnlich  denen  von  den  euro- 
päischen Zentralbanken  betriebenen,  erlaubt,  und  sie  unterlagen 
mancherlei  Beschränkungen.  Die  Hauptsache  war  aber,  es  wurde 
diesen  Instituten,  jedoch  nur  gegen  die  Hinterlegung  von  Re- 
gierungsbonds (Bundesobligationen)  erlaubt,   Noten  bis  zu  90^/0 
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dieser  Sicherheit  zu  emittieren.  Dadurch  wurde  vor  allem  der 
Zweck,  den  etwa  durch  den  Krieg  noch  nötigen  Anleihen  einen 
möglichst  ausgedehnten  inländischen  Markt  zu  sichern,  erreicht 
Die  so  gedeckten  Noten  erhielten  legal  tender-Gharakter.  Sie 
bildeten  somit  ein  notales  papiemes  Eurantgeld  gleich  den 
Greenbacks.  Ihr  Betrag  war  de  jure  unbeschränkt,  de  facto  fand 
er  seine  Grenze  in  der  Torhandenen  Menge  von  Staatsschuld- 
verschreibungen.  Nachdem  die  Barzahlungen  seitens  der  Regie- 
rung sowie  der  Banken  eingestellt  waren,  hatte  auch  ihre  Ein- 
lösung damit  ein  Ende  erreicht.  Sie  besaßen  damals  difinitiven 
Charakter.  Zunächst  befanden  sie  sich  in  akzessorischer,  rückten 
jedoch  zugleich  mit  dem  übrigen  staatlichen  Papiergeld  in  vaiu- 
tarische  Stellung,  in  der  sie  bis  etwa  1879  verblieben. 

So  sah  es  in  den  verhältnismäßig  noch  geordneten  Nord- 
staaten aus,  die  schließlich  als  Sieger  aus  dem  Kampfe  hervor- 
gingen. 

2.  DAS  PAPIERGELD  IN  DEN  SÜDSTAATEN. 

Viel  unerfreulicher  gestalteten  sich  hingegen  die  Verhält- 
nisse in  den  konföderierten  Südstaaten.  Sie  bildeten  nach  Aus- 
bruch des  Krieges  bis  zu  seiner  Beendigung  gewissermaßen 
eine  völlig  selbstständige,  losgetrennte  Zahlungsgemeinschaft. 
Man  schuf  dort  ein  eigenes  auf  dies  Gebiist  beschränktes  Geld, 
dessen  Giltigkeit  mit  dem  Aufhören  der  Trennung  zwischen 
Süd-  und  Nordstaaten  von  selbst  ihr  Ende  erreichte. 

Die  neu  gebildete  Konföderation  der  Südstaaten  besaß  noch 
weniger  als  die  Nordstaaten  aus  sich  heraus  die  Mittel,  den  Krieg 
zu  führen.  Man  sah  sich  dalier  auch  hier,  da  an  das  Unter- 
bringen einer  Anleihe  nicht  zu  denken  war,  genötigt,  zur  Aus- 
gabe von  Papiergeld  zu  greifen.  Wie  aber  solches  in  der  Eile 
herstellen,  da  man  weder  die  dazu  nötigen  Maschinen  noch  ge- 
eignetes Material  besaß?  All  das  ließ  sich  nur  aus  Europa  be- 
schaffen. Bis  dahin  aber  verging  viel  kostbare  Zeit  Man  brauchte 
sofort  Geld.  Was  tun?  Es  wurde  ein  ganz  eigenartiger  Weg  ein- 
geschlagen. Die  Regiening  lieh  sich  von  den  Banken  des  Landes 
gewisse  Summen  und  zwar  in  Form  von  Banknoten.  Diese  setzte 
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sie  sodann  als  ihr  Geld  in  Umlauf  mit  dem  Versprechen,  die 
Banknoten  in  ihren  eigenen  Schatznoten  einzulösen,  sobald  sie 
angefertigt  sein  würden.  Der  Betrag,  der  auf  diese  Weise 
in  Umlauf  gelangten  Banknoten  wird  auf  ca.  85  500  000  Dollars 
geschätzt  Das  ist  eine  Art  der  Akzeptation  privaten  Geldes 
seitens  des  Staates,  wie  sie  in  vollkommenerer  Form  wohl  nicht 
gedacht  werden  kann.  Da  der  Staat  notgedrungen  so  gut  wie 
nur  in  diesem  Gelde  zahlte,  so  ist  es  als  valutarisch  zu  be- 
zeichnen. Später  scheinen  diese  Banknoten  indes  wieder  in  ak- 
zessorische Stellung  geglitten  zu  sein,  denn  nur  dann  konnten 
sie  ein  Agio  erhalten,  wie  es  geschehen  ist. 

Erst  am  9.  März  1861  wurden  anfangs  1  Million,  später 
2  Millionen  Dollars  „treasury  notes"  in  Abschnitten  nicht  unter 
50  Dollars  von  der  Regierung  ausgegeben.  Sie  waren  ein  Jahr 
nach  dato  zahlbar,  und  ihre  Verzinsung  betrug  3,65 o/o.  Da  sie 
an  Ordre  lauteten,  gehören  sie  nach  unseren  (der  staatlichen 
Theorie  entnommenen)  Begriffen  nicht  zum  Gelde.  Sie  besaßen 
auch  nicht  legal  tender-Charakter.  Anders  stand  es  hingegen 
mit  den  sogenannten  „One  and  two  years  notes"  von  1863, 
sowie  den  später  ausgegebenen  „Compound  interest  notes".  Sie 
erhielten  beide,  allerdings  nur  für  die  Hauptsummen,  legal  tender- 
Eigenschaft  und  wurden  dadurch  bis  dahin  staatliches  Geld.  Von 
den  ersteren  sollen  bis  30.  Juni  1863  211  Millionen,  von  den 
letzteren  bis  zum  Jahre  1864  266595440  Dollars  in  Umlauf 
gekonmien  sein.  Die  Abschnitte  durften  nicht  unter  10  Dollars 
lauten.  Diese  Noten  gelangten  sehr  bald  in  valutarische  Stellung. 
Akzessorisch  wurde,  wie  leicht  erklärlich,  das  gesamte  Goldgeld.  Es 
erhielt  ziemlich  hohes  positives  Agio,  das  im  April  1862  50,  im 
September  100,  im  Dezember  225,  im  Februar  1863  280,  im 
August  900  und  im  Dezember  des  gleichen  Jahres  sogar  2000 
betrug.  Aber  auch  die  vorher  valutarischen  Banknoten  sanken 
in  akzessorische  Stellung  und  gewannen  ein  90**/o  Agio  gegen- 
über dem  valutarischen  Staatspapiergelde.  Ja,  das  Papiergeld  des 
Nordens  erfreute  sich  sogar  eines  solchen  von  400  ®/o.  Wir 
machen  hier  die  interessante  Beobachtung,  daß  ein  Papier- 
geld, nämlich  die  Banknoten,  gegenüber  einem  anderen  den  von 
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Staaten  ausgegebenen  Scheinen  ein  Aufgeld  bedingt.  Kennen 
die  MetaUisten  überhaupt  diesen  Fall?  Sprechen  sie  nicht  nur 
von  dem  einen  Agio,  nämlich  dem  zwischen  Metall  und  Papier? 
Oder  haben  sie  nur  diese  Tatsache  verschwiegen,  weil  sie  ihnen 
unbequem  war  und  sie  keine  Erklärung  dafür  wußten?  Fast 
will  es  uns  so  scheinen.  Wie  leicht  und  einfach  läßt  sich  da- 
gegen der  erwähnte  Vorgang  mit  Hilfe  der  staatlichen  Theorie 
erklären ! 

Man  sieht  aus  der  soeben  kurz  skizzierten  Geldverfassung 
der  Südstaaten,  daß  auch  hier  Papierwährung  im  vollsten  Sinne 
des  Wortes  herrschte. 

Dieser  Zustand  dauerte  im  Gebiete  des  Nordens  wie  des 
Südens  nicht  nur  während  des  Krieges,  sondern  hielt  auch  noch 
nach  seiner  Beendigung  besonders  infolge  der  Wirtschaftskrisis 
der  70er  Jahre  längere  Zeit  an.  Es  fehlte  zwar  nicht  an  Ver- 
suchen, hiermit  ein  Ende  zu  machen.  Bereits  am  18.  Dezember 

1865  gab  der  Kongreß  seine  Zustimmung  zur  Wiedereinsetzung 
des  Geldes  in  valutarische  Stellung.  Durch  Gesetz  vom  12.  April 

1866  wurde  sogar  ein  Anfang  gemacht  durch  Einziehung  von 
72  Millionen  Dollars  Greenbacks.  Die  1875  erlassene  Resumption 
bill  sollte  lediglich  diesem  Zwecke  dienen.  Aber  nicht  eher  als 
am  1.  Januar  1879  erlebten  all  diese  Pläne  ihre  Verwirklichung, 
d.  h.  man  ging  erst  damals  tatsächlich  wieder  zur  Goldwährung 
über,  wie  man  sie  theoretisch  bereits  in  der  Akte  vom  Jahre 
1873  festgelegt  hatte. 

3.  VERSCHIEDENE  GESETZE,  ENDE  DER  60eh  JAHRE  ER- 
LASSEN, BETREFFEND  NICKEL-  UND  KUPFERMÜNZEN. 
Ehe  wir  indessen  auf  den  Inhalt  und  auf  die  Bedeutung 
dieser  wichtigen  Akte  eingehen,  mögen  in  Kürze  noch  einige 
kleine  gesetzliche  Maßregeln  Erwähnung  finden.  Sie  wurden  in 
der  Mitte  der  60er  Jahre  getroffen  und  bezogen  sich  samt  und 
sonders  auf  die  an  sich  recht  wenig  wichtigen  Scheidemünzen 
aus  Nickel  und  Kupfer.  Wir  führen  sie  mehr  auf,  um  das  Bild 
der  Geldverfassung  möglichst  vollständig  auch  in  seinen  kleinen 
Zügen  wiederzugeben. 
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Das  Gesetz  vom  24.  April  1864  ermächtigte  die  Münze  zur 
Ausprägung  eines  2  Centsttiekes.  Sodann  bestimmte  es,  die  Kupfer- 
münzen, welche  bis  dato,  wie  man  sich  erinnern  wird,  nur  rein 
fakultative  Annahme  genossen  hatten,  sollten  in  Zukunft  legal 
tender  d.  i.  gesetzliches  Zahlungsmittel  sein.  Die  1  Centstücke  bis 
zu  10,  die  neuen  2  Centstücke  bis  zu  20  Cents.  Sie  rückten 
dadurch  zu  Scheidemünzen  mit  dem  genannten  kritischen  Betrage 
auf.  Ihre  Ausgabe  sollte  je  nach  Bedürfnis  gegen  „coin"  erfolgen. 

Laut  Akte  vom  3.  März  1865  wurde  diesem  2  noch  ein  3 
Centstück  zugefügt.  Seine  münztechnische  Zusammensetzung  war 
auf  250/0  Nickel  und  Ib^lo  Kupfer  festgesetzt.  Diese  neue  Geld- 
art war  bis  60  cents  legal  tender,  darüber  hinaus  fakultativ.  Damit 
erhielt  auch  sie  den  Charakter  des  Scheidegeldes.  Offenbar  sollte 
dieses  Metallgeld  an  die  Stelle  der  kleinen  Noten  treten.  Um 
diesen  Prozeß  zu  beschleunigen,  verbot  man  die  weitere  Ausgabe 
von  fractional  Noten  in  Abschnitten  unter  5  cents  und  sagte  den 
Umtausch  sowie  die  EinlQSung  etwa  noch  ausstehender  Noten 
solcher  Art  zu.  Schließlich  reduzierte  man  den  erst  kürzlich  fest- 
gesetzten kritischen  Betrag  für  1  und  2  Centstücke  auf  4  cents 
für  beide  Arten. 

Die  Akte  vom  16.  Mai  1866  schuf  endlich  noch  ein  5  Cent- 
stück,  dessen  metallische  Zusammensetzung  die  gleiche  wie  beim 
3  Centstück  war.  Seine  kritische  Zahlungshöhe  ward  auf  1  Dollar 
fixiert.  Für  seine  Unterbringung  sorgte  man  durch  Verbot  der 
Emission  von  5 — 10  cents  fractional  notes,  deren  prompte  Ein- 
lösung und  darauf  folgende  Vernichtung  seitens  des  Schatzamtes 
angeordnet  wurde. 

Die  Ausgabe  aller  dieser  Scheidegeldarten,  die  man  neu  ge- 
schaffen hatte,  behielt  sich  natürlich  der  Staat  vor.  Ihre  ander- 
weitige Emission  unterlag  strengen  Strafen.  Die  Macht  über  diesen 
Teil  des  akzessorischen  Geldes  war  damit  der  Regierung  gesichert. 

Das  soeben  erwähnte  Gesetz  von  1866  enthielt  bemerkens- 
werter Weise  in  seiner  Sektion  5  zum  ersten  Male  auch  etwas  über 
die  Einlösung  resp.  den  Umtausch  von  Scheidemünzen  in 
eine  der  definitiven  Geldarten.  Es  setzte  nämlich  den  kritischen 
Betrag  der  Einlösung  für  die  silbernen  Scheidemünzen,   das 
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subsidiary  Geld  (V«  und  V4  dollar,  disme  und  Vt  disme)  auf 
100  Dollars  fest  Der  betreffende  Passus  der  Akte  lautete:  „that 
it  shall  be  lawful  for  the  treasurer  and  the  several  assistent 
treasurers  of  the  United  States  to  r  edeem  in  national  currency, 
under  such  rules  and  regulations  as  may  be  provided  by  the 
Secretary  the  coin  herein  authorized  to  be  issued,  when  presented 
in  sums  of  not  less  than  one  hundred  dollars. 

Das  Gesetz  vom  3.  März  1871  dehnte  diese  Bestimmung 
auf  alle  „all  cooper,  bronze,  cooper-nickel  and  base-metall^^  Scheide- 
münzen aus.  Für  sie  (die  5,  3,  2  und  1  Gentstücke)  wurde  die 
kritische  Höhe  der  Einlösung  auf  20  Dollar  fixiert 

Diese  Einlösung  der  Scheidemünzen,  wie  sie  soeben  mehr- 
fach erwähnt  wurde,  entsprang  indes  nicht  der  irrigen,  wenn 
auch  vielfach  verbreiteten  Auffassung,  nur  auf  diese  Weise  könne 
sich  diese  Geldart  zu  der  ihr  beigelegten  Geltung  im  Verkehr 
halten.  Es  geht  dies  u.  E.  klar  und  deutlich  aus  der  folgenden 
Stelle  des  Gesetzes  vom  3.  März  1871  hervor.  Sie  lautet  nämlich 
wörüich:  „whenever  under  this  authority  these  coins  are  pre- 
sented for  redemption  in  such  quantity  as  to  show  the  amount 
outstanding  to  be  redundant  the  secretary  of  the  Treasury  is 
authorized  to  discontinue  or  diminish  the  manufacture  and  issue 
of  such  coinage  until  otherwise  ordered  by  him."  Man  beab- 
sichtigte und  glaubte  also  lediglich,  daß  die  Einlösung,  je  nach- 
dem sie  häufiger  oder  seltener  erfolgte,  den  besten  Maßstab  für 
den  Bedarf  in  dieser  Münzsorte  abgeben  werde.  Der  Schatz- 
sekretär wurde  angewiesen,  sich  bei  der  Ausprägung  von  Scheide- 
geld danach  zu  richten. 

Auch  eine  Akte  von  1878  mag  in  diesem  Zusammenhange 
noch  gleich  erwähnt  werden.  Ihr  zufolge  sollten  zwecks  Ein- 
lösung der  1863  ausgegebenen  fractional-notes  silver  coins  von  10, 
20  (1876)  und  50  Gents  ausgeprägt  werden.  Sie  erhielten  bis 
5  Dollars  legal  tender-Eigenschaft  und  traten  dadurch  an  die  Seite 
des  schon  vorhandenen  Scheidegeldes.  Ihre  Ausgabe  war  eben- 
falls beschränkt 
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DAS  GESETZ  VON  1873,  DER  ÜBERGANG 
ZUR  GOLDWÄHRUNG.  (DE  JURE) 

So  ordnete  man  bis  ins  einzelste  die  Stellung  und  den 
Zahlungskreis  der  kleinen  Scheidemünze.  Die  Muße,  welche  die 
60er  Jahre  infolge  der  herrschenden  Papierwährung,  gegen  die 
man  sich  zur  Zeit  machtlos  fühlte,  auf  diesem  Gebiete  auferlegte, 
benutzte  man  dazu,  diese  vorher  etwas  vernachlässigte  Materie 
gründlichst  zu  bearbeiten  und  auszubauen. 

Erst  nachdem  dies  geschehen  war,  und  die  Hoffnung  zur 
Metallwährung  zurückzukehren,  der  Erfüllung  nahe  schien,  nahm 
man  eine  völlige  Neuordnung  der  gesamten  Geld  Verfassung,  wie 
man  sie  lange  geplant  hatte,  in  Angriff.  Das  Resultat  ward  im 
Gesetz  von  1873  niedergelegt. 

1.  DAS  „VEBBRECHEN"  VON  1873. 
Diese  Akte  ist  bekanntlich  später  zu  großer  Berühmtheit 
gelangt,  vielleicht  könnte  man  auch  sagen,  berüchtigt  geworden, 
als  das  „crime^^  von  1873.  Besonders  die  Bimetallisten  haben 
nach  Jahren  die  Behauptung  aufgebracht  und  nicht  oft  genug 
wiederholen  können,  eine  ordnungsmäßige  Beratung  des  Gesetzes 
habe  nicht  stattgefunden.  Einige  Senatoren  ließen  sich  sogar  nach- 
träglich dazu  herbei,  zuzugeben,  sie  hätten  seiner  Zeit  von  dem 
Inhalte  und  der  Bedeutung  der  Akte  nichts  gewußt.  Ende  der 
70er  Jahre  wurde  heftig  um  diese  Dinge  gestritten.  Sie  bildeten 
auch  noch  später  eines  der  ersten  Karapfesmittel  der  Bimetallisten 
in  Europa.  Heute  sind  alle  jene  Vorgänge  durch  verdienstvolle 
Detailarbeiten,  zu  denen  vor  allem  auch  das  diesbezügliche  Kapitel 
in  Pragers  „Währungsfrage"  gehört,  längst  geklärt.  Danach  spielten 
sich  die  betreffenden  Vorgänge  etwa  so  ab: 
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Das  Metall  in  den  Silberdollars  jener  Zeit,  um  deren  künftige 
nicht  mehr  freie  Ausprägung  handelte  es  sich  vornehmlich,  war 
2  Cents  mehr  wert  als  der  Golddollar,  d.  h.  die  Silberdollars  be- 
saßen metalloplatisches  Agio  zur  Zeit,  als  die  Akte  die  beiden 
Häuser  passierte.  Es  wurde  daher  keine  Entgegnung  gegen  das 
Gesetz  von  1873,  das  den  Silberdollar  aus  der  Reihe  der  zu 
prägenden  Münzen  ausschied,  gehört.  Erst  als  der  Preis  des 
Silbers  Ende  der  70  er  Jahre  auf  dem  Weltmarkte  sank,  sodaB 
der  Silberdollar  anstatt  seines  positiven  ein  negatives  Agio  er- 
hielt, wurde  es  üblich  zu  sagen,  die  Akte  sei  heimlich  durch- 
gegangen. Die  Wahrheit  in  dieser  Beziehung  lautet:  Die  Bill  war 
2  Jahre  und  2  Monate  vor  dem  Kongreß.  Sie  wurde  13  Mal  auf 
seinen  Befehl  hin  gedruckt.  Die  Debatten  über  sie  beschäftigten 
66  Kolumnen  in  dem  Senat  und  78  in  dem  Bepräsentenhaus. 
Das  Nichtweiterleben  des  Silberdollars  war  speziell  im  Hause 
diskutiert  worden.  Der  Grund,  warum  es  so  wenig  die  Aufmerk- 
samkeit auf  sich  gezogen  hatte,  bestand  lediglich  darin,  daß  diese 
Münze  de  facto  bereits  seit  1834  aufgehört  hatte  zu  existieren, 
als  die  Relation  zwischen  Gold  und  Silber  infolge  des  neuen  Aus- 
münzungs Verhältnisses  sich  auf  16  : 1  stellte.  Wäre  das  Silber 
nicht  gefallen,  so  würde  niemand  den  Silberdollar  je  vermißt  haben. 
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De  jure  die  wichtigste  Änderung,  welche  das  Gesetz  von 
1873  brachte,  war  allerdings  dieses  Ausscheiden  des  Silberdollars, 
Es  geschah  übrigens  in  der  denkbar  einfachsten  Form.  Bei  der 
im  Texte  vorgenommenen  Aufzählung  der  künftig  auszuprägenden 
Münzen  blieb  er  fort  Fast  stillschweigend  schied  er  damit  aus. 
Die  Bedeutung  dieses  Vorganges  lag  darin:  Man  bekannte  sich 
hiermit  zum  ersten  Male  zur  reinen  Goldwährung.  Mit  dem 
Bimetallismus,  an  dem  seit  1792,  wenigstens  dem  Prinzipe  nach, 
unentwegt  festgehalten  worden  war,  wurde  jetzt  gebrochen. 

Aller  Welt  gegenüber  gab  man  mit  einer  gewissen  Selbst- 
verständlichkeit nunmehr  zu  verstehen :  Wir  wollen,  sobald  wir 
im  Stande  sind,  die  Barzahlungen  wieder  aufzunehmen,  dies  in 
Gold  tun,  d.  h.  es  valutarisch  behandeln  und  die  Silberdollars,  das 
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Eurantgeld  zu  definitiyem  Gebrauch  abschaffen.  Unser  gesamtes 
Silbergeld  soll  künftig  nur  noch  den  Charakter  notalen  Scheide- 
geldes tragen. 

Dem  widersprach  die  Schaffung  eines  neuen  Silberdollars, 
des  Trade-DoUar,  nicht.  Wie  schon  der  Name  andeutete,  sollte 
er  eine  reine  Handelsmünze  sein.  Er  war  lediglich  zum  Export 
bestimmt.  Um  die  Stücke  hierfür  besonders  tauglich  zu  machen 
und  sie  vor  allen  Dingen  zu  befähigen,  den  mexikanischen  schweren 
Dollar,  ihren  nächsten  Konkurrenten  aus  dem  Felde  zu  schlagen, 
gab  man  diesem  Trade-Dollar  das  bedeutend  höhere  Standardge- 
wicht von  420  gr.  Er  stellte  somit  zwar  eine  vom  amerikanischen 
Staate  geprägte  Münze  dar,  aber  ebensowenig  wie  s.  Zt  die  Maria 
Theresia  (Levantiner)  Taler  in  Österreich  waren  diese  Trade-Dollars 
deshalb  amerikanisches  Geld.  Der  Staat  verlieh  ihnen  eben  für 
Amerika  selbst  nicht  die  Eigenschaft  des  gesetzlichen  Zahlungs- 
mittels. Sie  genossen  auch  sonst  keine  Akzeptation  an  den  öffent- 
lichen Kassen.  Von  der  Einlösung,  resp.  dem  Umtausch  in  defini- 
tives Goldgeld,  wie  solche  bei  Scheidemünzen  stattfand,  wurden 
sie  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Sie  waren,  da  man  das  offenbar 
zunächst  für  völlig  ungefährlich  hielt,  frei  ausprägbar. 

Uneingeschränkt  gilt  das  soeben  Gesagte  indes  erst  vom  Jahre 
1876  resp.  1878  ab.  In  der  kurzen  Zwischenzeit  war  die  Stellung 
der  genannten  Geldart  eine  ganz  eigentümliche,  interessante  und 
äußerst  lehrreiche.  Man  hatte  nämlich  im  Jahre  1873,  ob  ver- 
sehentlich oder  nicht  mag  dahingestellt  bleiben,  diesem  neuen 
Trade-Dollar  legal  tender-Charakter  bis  5  Dollars  gegeben.  Bis  zu 
diesem  Betrage  war  er  also  in  der  Tat  demnach  amerikanisches 
Geld,  und  zwar  kommt  ihm  die  Eigenschaft  von  Scheidegeld  mit 
der  obigen  kritischen  Höhe  zu.  Ja,  diese  Scheidemünze  besaß 
sogar,  was  noch  merkwürdiger  erscheinen  dürfte,  Barverfassung, 
denn  das  Silber  war  hylisch  und  die  Stücke  waren  der  Norm 
entsprechend,  resp.  mit  höherem  spezifischen  Gehalt  ausgeprägt 
Man  denke  sich  bares  Scheidegeld!  Über  5  Dollars  hinaus 
besaßen  die  Stücke  jenen  oben  bezeichneten  Charakter  von 
reinen  Handelsmünzen. 

Erst  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1876  beseitigte  die  Frei- 

Scheffler,  Geldwesen  der  Ver.  Staaten  v.  Amerika  im  XIX.  Jahrh.     ii 
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prägung.  Anstatt  dessen  wurde  der  Schatzsekretär  ermächtigt, 
„to  limit  from  time  to  time,  the  coinage  thereof  to  such  an 
amount  as  be  may  deem  safficient  to  met  the  export  demand  for 
the".  Die  Veranlassung  zu  diesem  Vorgehen  war  die  folgende: 
Sobald  der  Preis  des  Silbers  fiel,  sodaß  die  Trade-DoUars  anstatt 
eines  positiven  ein  negatives  Agio  erhielten,  wurde  es  für  jeder- 
mann profitable,  Silber  zur  Münze  zu  bringen,  um  sich  solche 
Dollars  ausprägen  zu  lassen  und  sie  dann  in  Umlauf  zu  setzen. 
Es  konnte  dies  entweder  im  Innlande  bis  5  Dollars  und  darüber 
hinaus  im  Auslande  geschehen.  Die  natürliche  Folge  war:  es 
begannen  sich  bald  die  Kanäle  des  kleinen  Handels  mit  dieser 
Geldart  zu  füllen.  Sie  wurden  geradezu  eine  Plage.  Um  sich  vor 
einem  Überhandnehmen  dieses  akzessorischen  Geldes  zu  schützen 
und^die  Macht  darüber  wieder  in  die  eigene  Hand  zu  bekommen, 
hob  der  Kongreß  folgerichtig  ihre  Freiprägung  (1878)  auf  und 
nahm  ihnen  noch  vorher  ihren  legal  tender-Charakter  (1876).  Erst 
von  da  ab  schieden  die  Trade-Dollars  völlig  aus  dem  ameri- 
kanischen Geldwesen  aus  und  galten  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung 
nur  als  Handelsmünzen. 

Wegen  dieser  Maßregeln  entspannen  sich  heftige  Diskus- 
sionen; und  sogleich  waren  Spekulanten  bei  der  Hand,  die  ein 
Geschäft  daraus  machten,  diese  Trade-Dollars  zu  ihrem  Silberwerte 
oder  wenig  darüber  aufzukaufen  in  der  Erwartung,  die  Regierung 
werde  sie  über  kurz  oder  lang  zu  pari  einlösen.  Ja,  man  reimportierte 
sogar  große  Summen  aus  dem  Auslande,  so  z.  B.  aus  China 
ca.  2  Millionen.  Und  wirklich,  jene  Leute  hatten  sich  nicht  ge- 
täuscht Im  Jahre  1887  ging  eine  Bill  im  Kongreß  durch,  die 
anordnete,  alle  Trade-Dollars,  die  binnen  6  Monaten  präsentiert 
werden  wüi-den,  sollten  al  pari  (nämlich  in  Bland  doUars)  ein- 
gelöst werden.  Circa  8  Millionen  gelangten  tatsächlich  daraufhin 
zum  Umtausch.  Eine  rechtliche  Verpflichtung,  so  will  uns  scheinen, 
dies  zu  tun,  lag  für  die  Union  nicht  vor.  Hatte  sie  doch  diesen 
Münzen  den  Geldcharakter  für  ihr  Gebiet  ausdrücklich  entzogen. 
Man  folgte  offenbar  nur  dem  Drucke  mächtiger  Spekulantenkreise, 
die  auf  Kosten  des  Staates  einen  hohen  Gewinn  machten. 

Eine  weitere  wichtige  Bestimmung  des  Gesetzes  von  1873, 
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nach  deren  Erwähnung  wir  bei  den  von  uns  benutzten  Schrift- 
stellern natürlich  vergeblich  gesucht  haben,  betraf  die  prokla- 
matorische  Geltung  der  Goldmünzen.  Für  die  Silbermünzea 
war  solche  ja  bereits,  wie  an  anderer  Stelle  gezeigt  worden  ist, 
laut  Gesetz  vom  Januar  1837  in  vollem  Maße  ausgesprochen. 
Die  Goldmünzen  dagegen  behandelte  man  derselben  Akte  zufolge 
noch  immer  fast  rein  nach  dem  Gewicht  (pensatorisch).  In  dieser 
Beziehung  tat  man  jetzt  einen  kleinen  Schritt  vorwärts.  Man 
ahmte  nämlich  das  in  Europa  fast  allgemein  eingeführte  und  zu- 
meist noch  heute  in  Kraft  befindliche  Passiergewicht  für  private 
Nehmer  nach.  Die  betreffende  interessante  Gesetzesstelle  lautete: 
„all  this  gold  coins  shall  be  legal  tender  in  all  payments  at 
their  nominal  value  when  not  below  the  Standard  weight  and 
limit  of  tolerance  provided  in  this  act  for  the  Single  piece,  and 
when  reduced  in  weight  below  said  Standard  and  tolerance,  shall 
be  a  legal  tender  at  valiiatlon  in  proportion  to  their  actual  weight; 
and  any  gold  coin  of  the  United  States,  if  reduced  in  weight 
by  natural  abrasion  not  more  than  half  one  per  centum  below 
the  Standard  weight  prescribed  by  law,  after  a  circulation  of 
twenty  years,  shall  be  received  .  .  .  under  such  regulations  as 
.  .  .  against  fraudulent  abrasion  or  practices".  Für  die  gestattete 
Abnutzung  wurde  demnach  nicht  nur  eine  quantitative,  sondern 
auch  eine  temporäre  Grenze  festgesetzt  Wir  sehen,  zur  reinen 
Ghartalität,  wie  man  sie  bezüglich  der  Silbermünzen  in  verhält- 
nismäßig frühen  Zeiten  schon  anwandte,  vermochte  man  sich  bei 
den  Goldmünzen  auch  jetzt  noch  nicht  durchzuringen.  Dagegen 
lehnte  sich  offenbar  der  förmlich  im  Blute  steckende  Metallismus 
zu  sehr  auf. 

Worin  lag  nun  der  Wert  der  genannten  Anordnung?  Er 
beruhte  lediglich  in  der  damit  erreichten  Festsetzung  eines 
hylodromischen  Spielraums  für  Goldmünzen.  Dadurch  erhielt  nun 
auch  der  hylophantische  Zweig  der  in  Amerika  herrschenden 
Chrysodromie  seine  volle  Ausbildung.  Mit  anderen  Worten:  Man 
konnte  fortan  sicher  sein,  nicht  nur  für  jedes  Pfund  feinen  Goldes 
eine  entsprechende  Anzahl  Dollarstücke  zu  erhalten  (das  garan- 
tierte die  freie  Ausprägbarkeit  dieses  Metalles)  (Chrysolepsie), 

4* 
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sondern  man  besaß  auch  andrerseits  eine  gewisse  Gewähr  dafür, 
daß  in  einer  zwischen  verhältnismäßig  nur  sehr  engen  Grenzen 
liegenden  Stückzahl  goldener  Dollarstücke  ein  Pfund  feinen  Goldes 
enthalten  sei  (Chrysophantismus).  Wesentlich  verstärkt  wurde 
diese  Sicherheit  dadurch,  daß  laut  derselben  Akte  „any  gold 
coins  in  the  treasury  of  the  United  States  reduced  in  weight 
below  the  limit  of  abrasion  shall  be  recoined.  Demnach  war 
der  Staat  bestrebt,  nur  vollwichtige  Goldmünzen  auszugeben  und 
bereit,  die  Kosten  für  die  auf  natürlichem  Wege  sich  vollziehende 
Abnutzung  auf  sich  zu  nehmen.  Er  zeigte  sich  also  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  als  Chartalist  auch  beim  Nehmen  seines  Geldes. 
Dies  war  immerhin  schon  ein  bedeutender  Fortschritt  gegen  früher, 
als  man  den  Verlust  einfach  dem  letzten  privaten  Nehmer  auf- 
bürdete, wie  das  heute  noch  in  England  der  Fall  ist 

Schließlich  müssen  mindestens  der  Vollständigkeit  halber 
noch  einige  Anordnungen  genannt  werden,  welche  die  Akte 
(von  1873)  bezüglich  des  Scheidegeldes  traf. 

Mehr  Einheitlichkeit,  das  war  offenbar  die  Maxime,  unter 
welcher  der  kritische  Betrag  der  obligatorischen  Annahme  im 
Zahlungsverkehr  für  die  3  und  1  Centstücke  auf  25  cents  fest- 
gesetzt wurde.  Die  seiner  Zeit  geschaffenen  Stücke  zu  2  cents 
wurden  dabei  stillschweigend  abgeschafft,  vermutlich  weil  ein 
Bedürfnis,  sie  weiterhin  auszuprägen,  nicht  vorlag. 

Sodann  wiederholte  das  Gesetz  in  der  folgenden  höchst 
präzisen  Fassung  die  Einlösung  resp.  den  Umtausch  silbernen 
Scheidegeldes  in  definitives  Goldgeld  mit  einem  kritischen  Be- 
trage von  100  Dollars  mit  den  Worten:  „that  the  silver  coins 
other  than  the  trade-doUar  shall  he  paid  out  at  the  several  mints, 
and  at  the  assay-office  in  New-York  City,  in  exchange  for 
gold  coins  at  par,  in  sums  not  less  than  one  hundred  dollai*s^. 

Zugleich  und  ergänzend  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juli 
1876  wurde  festgesetzt,  der  Schatzsekretär  dürfe  nur  eine  be- 
stimmte Menge  Silber  zur  Prägung  dieser  Münzsorte  ankaufen. 
Der  Gesamtbetrag  des  von  ihm  auszugebenden  „subsidiary  coin" 
einschließlich  des  „fractional  currency  outstanding**  sollte  jeden- 
falls rund   50  Millionen  Dollars  nicht  übersteigen.     Aber  auch 
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vor  Erreichung  dieser  Höchstgrenze  war  die  Anschaffung  des 
erforderlichen  Silbermaterials  dem  Gesetze  zufolge  nur  so  lange 
zulässig,  als  damit  kein  Verlust  verbunden  war. 

Diese  letztere  Bestimmung  war  offenbar  lediglich  in  Hin- 
blick auf  ein  etwaiges  rapides  Steigen  des  Silberpreises  ange- 
fügt. Die  erstere  hingegen  bedeutete  einen  vollkommenen  Bruch 
mit  dem  bisher  üblichen  Prinzip,  demzufolge  die  Bemessung 
des  Betrages  des  auszugebenden  Scheidegeldes  bisher  dem  Er- 
messen des  Schatzsekretärs  überlassen  worden  war.  Das  neue 
Gesetz  dagegen  schrieb  eine  vollkommen  feste,  mehr  oder  weniger 
willkürliche  Grenze  anstatt  dessen  vor.  Zum  mindesten  war  eine 
Überschreitung  in  Zukunft  erst  an  die  Einbringung  einer  neuen 
Akte  gebunden.  Die  Gesamtsumme  des  Scheidegeldes  war  gesperrt 

In  Bezug  auf  die  Nickel-  und  Kupfermünzen,  ihren  kri- 
tischen Betrag  der  Einlösung  sowie  die  diesbezüglichen  Modali- 
täten blieb  alles  bei  dem,  was  durch  Gesetz  von  1871  bestimmt 
worden  war. 

So  stellte  die  Akte  von  1873  eine  Revision  im  wahrsten 
Sinne  des  Wortes  dar.  Sie  ordnete  die  Stellung  sowie  die 
Funktionen  des  Metallgeldes  innerhalb  des  Rahmens  der 
amerikanischen  Geldverfassung  erschöpfend.  Völlig  außer  Be- 
tracht dagegen  blieben  dabei:  das  staatliche  Papiergeld  und 
die  Banknoten.  Ganz  natürlich,  denn  die  Amerikaner  waren, 
wie  alle  Welt,  Metallisten.  Für  sie  gab  es  daher  Geld  in 
erster  Linie  und  wohl  allein  in  Form  von  Münzen.  Papier- 
geld und  Banknoten  kamen  erst  an  zweiter  Stelle.  Sie  scheinen 
mehr  als  ein  notwendiges  Übel,  ohne  das  man  aber  nicht  aus- 
kommen konnte,  betrachtet  worden  zu  sein.  Aber  sie  waren 
doch  vorhanden  und  erfreuten  sich  sogar  valutarischer  Stellung. 
Was  geschah  mit  ihnen,  nachdem  Amerika  wieder  zur  Gold- 
währung übergegangen  war? 

3.  STELLUNG   DES  AMERIKANISCHEN   PAPIERGELDES^ 
DER  GREENBACKS,  IM  AMERIKANISCHEN  GELDWESEN. 
Das  staatliche  Papiergeld,  die  in  den  Kriegsjahren  ge- 
schaffenen sogenannten  Greenbacks,  sollten,  das  war  die  mehr 
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als  einmal  bei  ihrer  Ausgabe  ausgesprochene  Anschauung,  rein 
temporären  Charakter  tragen.  Ihr  Schicksal  lautete  demnach: 
Sofortige  Einziehung  des  ganzen  Betrages,  nachdem  der  Krieg 
zu  Ende  war,  und  sie  somit  ihre  Aufgabe  erfüllt  hatten.  Aus 
rein  praktischen  Gründen  entschied  man  sich  indes  beim  Nahen 
des  fraglichen  Zeitpunktes  dafür,  daß  dieselbe  nar  ganz  all- 
mählich erfolgen  sollte.  Eine  plötzliche  Kontraktion  der  Um- 
laufsmittel suchte  man  ängstlich  zu  vermeiden.  So  ward  laut 
Kongreßbeschluß  von  1864  der  Gesamtbetrag  der  Greenbacks 
für  die  Zeit  nach  Ende  des  Krieges  zunächst  auf  400  Millionen 
Dollars  festgesetzt,  1865  empfahl  dann  M.  Culloch  sie  allmählich, 
je  nachdem  die  Steuern  eingingen,  zurückzuziehen.  Daraufhin 
ordnete  der  Kongreß  an,  es  sollten  monatlich  4  Millionen  Green- 
backs einbehalten  werden.  Auf  diese  Weise  wurde  ihre  Summe 
auf  356  Millionen  bis  zum  Jahre  1876  reduziert.  Es  folgte  die 
Akte  von  1876.  Sie  enthielt  in  bezug  auf  die  Greenbacks  eine 
neue,  eigentümliche  Bestimmung.  Sie  setzte  nämlich  fest^  sie 
dürften  fortan  nur  in  der  Höhe  von  80Vo  der  neu  zur  Aus- 
gabe gelangenden  Banknoten  eingezogen  werden.  Was  hatten 
die  letzteren  mit  den  Greenbacks  zu  schaffen?  Woher  nahm 
man  das  angegebene  Prozentverhältnis?  Der  dabei  zugrunde 
liegende  Gedanke  scheint  der  gewesen  zu  sein.  Die  Menge 
der  ümlaufsmittel  sollte  auf  keinen  Fall  eine  Verminderung 
erfahren.  Mit  einer  Einziehung  der  Greenbacks,  glaubte  man, 
werde  eine  (gleichzeitige)  Vermehrung  der  Banknoten  Hand  in 
Hand  gehen.  Die  letzteren  sollten  also  einfach  mit  der  Zeit 
an  die  Stelle  der  ersteren  treten.  Da  man  nun  des  weiteren 
annahm,  die  Banken  hielten  zumeist  20^/o  aller  vorhandenen 
Greenbacks  in  ihren  Reserven,  so  glaubte  man  als  tatsächlich 
zu  ersetzenden  Umlauf  nur  80®/o  aller  Greenbacks  berücksichtigen 
zu  dürfen.  Schließlich  war  auf  diese  Weise  das  Papiergeld 
der  Vereinigten  Staaten  auf  300  Millionen  herabgesunken.  Einer 
weiteren  Reduktion  widersetzte  man  sich  jedoch  aufe  heftigste- 
Vielmehr  verausgabte  man  nochmals  82  Millionen  von  den  be- 
reits eingezogenen  Noten.  Der  finanzielle  Vorteil,  den  ihre 
Ausgabe  brachte,  sowie  die  lange  Gewöhnung  des  amerikanischen 
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Volkes  an  diese  Scheine,  waren  offenbar  schuld  an  dem  Miß- 
erfolge auf  diesem  Gebiete.  Schließlich  fixierte  das  Gesetz  vom 
31.  Mai  1878  die  Greenbacks  ein  für  allemal  auf  den  damals 
gerade  ausstehenden  Betrag  von  346  681 016  Dollars.  In  dieser 
Menge  laufen  sie  noch  heute  um. 

Und  ihre  Stellung  in  der  damaligen  Geldverfassung?  Sie 
waren  ein  notales,  papyroplatisches,  autogenisches  Geld.  Da  sie 
legal  tender-Eigenschaft  auch  femer  besaßen,  blieben  sie  Kurant- 
geld.  D.  h.  Beträge  dieser  Geldart  in  jeder  beliebigen  Höhe 
mußten  im  freien  (anepizentrischen)  Verkehr  genommen  werden. 
Die  einzige  Ausnahme  bildeten  Zollzahlungen.  Für  diese  durften 
die  Scheine  überhaupt  nicht  verwandt  werden.  Der  für  diese 
Art  Zahlung  geltende  Kreis  war  demnach  ein  besonderer  und 
zwar  engerer.  Es  durfte  von  den  Greenbacks  nur  die  oben 
genannte  Summe  ausgegeben  werden.  Folglich  waren  sie  ge- 
sperrt. Während  sie  in  den  Kriegszeiten  eine  definitive  Geldart 
infolge  ihrer  Uneinlösbarkeit  dargestellt  hatten,  so  erhielten  sie 
jetzt  provisorischen  Charakter.  Sie  waren  nämlich  von  da  ab 
jederzeit  in  „coin"  später  seit  1900  sogar  in  Gold  auf  Verlangen 
einlösbar.  Schließlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  sie  nach 
der  Kückkehr  der  Vereinigten  Staaten  zur  Goldwährung  (wieder) 
in  akzessorische  SteUung  sanken. 

4.  CHARAKTERISIERUNG  DER  BANKNOTEN. 
Die  Noten  der  Nationalbanken,  praktisch  die  allein  vor- 
handenen, behielten  ihre  legal  tender-Qualität  nach  wie  vor. 
Sie  blieben  somit  schlechthin  obligatorisch  im  freien  Verkehr, 
also  Kurantgeld.  Trotz  ihrer  privaten  Emission  wurden  sie 
damit  in  den  Kreis  staatlichen  Geldes  aufgenommen.  Nach  Be- 
endigung des  Krieges  verloren  auch  sie  ihren  definitiven  Cha- 
rakter und  erhielten  provisorischen.  Die  Einlösung  hatte  seitens 
der  emittierenden  Bank,  und  zwar  in  gesetzlichem  Gelde  zu  er- 
folgen. Erst  bedeutend  später  übernahm  auch  das  Schatzamt 
gegen  Deponierung  einer  Barreserve  von  5®/o  des  umlaufenden 
Notenbetrages  subsidiär  diese  Funktion.  Die  Ausgabe  dieser 
Nationalbanknoten  war  prinzipiell,  soweit  die  vorgeschriebene 
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Deckung  in  Staatsobligationen  beschafft  und  eine  gewisse  Höhe 
des  Aktienkapitals  nicht  überschritten  wurde,  nicht  beschränkt. 
In  Wirklichkeit  war  ihr  in  der  Menge  der  überhaupt  vor- 
handenen Bonds  sowie  deren  Rentabilität  eine  verhältnismäßig 
ziemlich  enge  Grenze  gezogen.  Sobald  das  Goldgeld  valutarisch 
wurde,  kehrten  auch  sie  wieder  in  akzessorische  Stellung  zurück. 

5.  DIE  GOLDZERTIFIKATE,  IHR  CHARAKTER  UND  IHRE 

STELLUNG. 

Schließlich  bleibt  aus  jener  Zeit  noch  eine  Art  von  Zah- 
lungsmittel, die  Goldzertifikate,  übrig.  Sie  haben  wenigstens 
zeitweise  neben  den  Greenbacks  und  den  Nationalbanknoten 
eine  große  Rolle  gespielt  Ihren  Ursprung  verdanken  sie  dem 
Gesetz  vom  3.  März  1863.  Der  Zweck  war,  den  Verkehr  in 
Gold  zu  erleichtem.  Das  kam  besonders  den  Importeuren, 
welche  auch  in  den  Zeiten  der  Papierwirtschaft  die  Zölle  in 
Gold  zu  entrichten  hatten,  zugute.  Indes  wünschte  man  auch 
auf  diese  Weise  die  ziemlich  kostspieligen  Transporte  innerhalb 
des  eigenen  Landes  möglichst  zu  vermeiden.  Die  Ausgabe 
dieser  Scheine  erfolgte  etwa  in  der  Weise :  Das  Schatzamt  so- 
wie die  Unterschatzämter  händigten  jedermann  gegen  Deponie- 
rung von  Goldmünzen  oder  Goldbarren  Scheine  in  Appoints  von 
20,  50,  100  etc.  Dollars  aus.  Somit  stellten  diese  Zertifikate 
ihrer  Entstehung  nach  lediglich  Bescheinigungen  des  Staates 
über  empfangene  Goldmengen  dar.  Dies  kommt  auch  darin 
deutlich  zum  Ausdruck,  daß  eine  gesonderte  Aufbewahrung 
ähnlich  wie  beim  depositum  reguläre  vom  Gesetz  vorgeschrieben 
war.  Man  konnte  daher  natürlich  jederzeit  die  Einlösung  dieser 
Zertifikate  in  Gold  fordern.  Sogenannter  Zwangskurs  wurde 
ihnen  zwar  nicht  verliehen;  aber  sie  sollten,  so  lautete  die  Be- 
stimmung, von  den  Kassen  der  Regierung  bei  allen  Zahlungen 
angenommen  werden.  Damit  war  die  staatliche  Akzeptation 
klipp  und  klar  ausgesprochen.  Sie  traten  also,  soweit  sie 
wenigstens  nicht  mehr  wie  anfangs  an  Ordre  lauteten,  in  den 
Kreis  staatlichen  Geldes. 
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Die  Geldarten  und  ihre  Verfassung  1873. 


Annahme  bei  der 

Zentralkasse,  dem 

Schatzamte,  genießen 

I. 

IL 

m. 

IV. 

Goldmünzen 
20, 10, 5, 3, 2  Vi,  1  Dollar 

Kurantgeld 

definitiv 

bar 

valutarisch 

Silbermünzen 
Vt  u.  V*  Dollar,  1  u. 
Vt  disme 

Scheidegeld 

einlösbar 

notal 

Trade-DoUar 
bis  5  dollars  (—76) 

Scheidegeld 

definitiv 

bar 

Nickel-  U.Kupfermünzen 

Scheidegeld 

einlösbar 

notal 

Greenbacks 
(staatl.  Papiergeld) 

Kurantgeld 

akzessorisch 

fractional  notes 
(staatl.     Klein-Papier- 
geld) 

Scheidegeld 

Nationalbanknoten 

Kurantgeld 

Goldzertifikate 

rein  fakultativ 

bar 

Sie  dienten  dieser  Funktion  in  ziemlich  ausgedehntem 
Maße,  wie  die  folgenden  Zahlen  beweisen.  Nachdem  die  ersten 
Goldzertifikate  am  13.  November  1865  emittiert  worden  waren, 
erreichte  ihre  Ausgabe  am  30.  Juni  1875  einen  Höchstbetrag 
von  21796000  Dollars.  Vom  1.  Dezember  1878  stellte  die  Re- 
gierung ihre  Emission  ein,  da  sie  annahm,  ein  Bedürfnis  liege, 
nachdem  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  Gold  erfolgt  sei, 
nicht  mehr  vor.    Erst  am  12.  Juli  1882  begann  man  mit  ihrer 
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Ausgabe  seitens  des  Staates  von  neuem.  In  der  Zwischenzeit 
hatten  übrigens  die  New- Yorker  Banken  auf  eigene  Rechnung 
gegen  Deponierung  des  entsprechenden  Metalles  solche  Oold- 
Zertifikate  in  großen  Summen  bis  45  330  000  Dollars  emittiert 
und  sich  ihrer  mit  großem  Nutzen  bedient  Die  amtlichen 
Goldzertifikate  erreichten  am  30.  Juni  1890  eine  Höhe  von 
157  542  979  Dollars.  Nach  einer  nochmaligen  Suspension  führte 
schließlich  das  Gesetz  von  1900  diese  Geldart,  allerdings  mit 
einem  später  zu  erwähnenden  Vorbehalte,  wieder  ein. 

Betreffs  ihrer  Charakterisierung  dürfte  sich  etwa  folgendes 
sagen  lassen.  Obwohl  diese  Goldzertifikate  aus  Papier  bestanden, 
besaßen  sie  hylogenischen  Charakter.  Gab  der  Staat  sie  doch 
nur  gegen  Einlieferung  des  hylischen  (frei  ausprägbaren)  Metalles 
Gold  aus.  Das  einzige,  was  sie  von  den  orthotypisch  ausge- 
brachten und  damit  baren  Goldmünzen  unterschied,  bestand 
darin,  daß  dem  Gold  einliefernden  Privatmann  nicht  Münzen, 
sondern  der  Norm  entsprechend  Scheine  seitens  der  Begierung 
ausgehändigt  wurden.  Wir  haben  damit  den  seltsamen  Fall 
eines  hylogenischen  orthotypischen  Papiergeldes(soweitwenigstens 
Barren  eingeliefert  wurden).  Wie  hätten  die  Metallisten  diese 
komplizierte  Erscheinung  erklären  sollen,  die  doch  nur  die  drei 
Arten  Gold-,  Silber-  und  Papiergeld  kennen?!  Da  im  freien 
Verkehr  niemand  gezwungen  war,  diese  Zertifikate  anzunehmen, 
sind  sie  fakultativ.  Ihr  provisorischer  Charakter,  ihre  jeder- 
zeitige Einlösbarkeit,  wurde  bereits  oben  betont.  Sie  befanden 
sich  in  akzessorischer  Stellung. 


Y.  Abschnitt  1878—1895. 

DER    GOLDWÄHRUNG    DROHT    GEFAHR   IN- 
FOLGE  ÜBERMÄSSIGER  SCHAFFUNG  AKZES- 
SORISCHEN GELDES. 

1.  DAS  GESETZ  VON  1878,  DIE  SOGENANNTE  BLANDBILL. 

Das  war  ungefähr  das  Bild,  welches  die  amerikanische 
Geldverfassung  am  Beginn  des  Jahres  1878  zum  mindesten  de 
jure  aufwies.  Rekapitulieren  wir  kurz:  Valutarisches  G^ldgeld 
mit  Barverfassung;  daneben  akzessorisches  Nickel-,  Silber-  und 
Kupfergeld  sowie  Staatspapiergeld,  Banknoten  und  Goldzertifikate 
mit  Notalverfassung.  Eine  für  die  damalige  Zeit  treffliche  Ord- 
nung des  Geldwesens. 

Schade  nur,  daß  erst  volle  22  Jahre  dahin  gehen  mußten, 
bevor  das  Geldwesen  der  Union  in  dieser  Form  Tatsache  werden 
sollte.  Wie  kam  das?  Welche  Ereignisse  oder  Maßregeln  trugen 
die  Schuld  daran  ?  In  welcher  Beziehung  wurde  das  reine  Bild 
der  Goldwährung  getrübt?  Bimetallismus,  resp.  die  krampfhaften 
Versuche,  ihn  von  neuem  zum  Leben  zu  erwecken,  um  auf 
diese  Weise  den  gefallenen  Preis  des  Silbers  zu  heben,  lautet 
die  Antwort  der  Vertreter  der  Goldwährung.  Wir  möchten  im 
Anschluß  an  die  staatliche  Theorie  uns  noch  genauer  ausdrücken, 
die  Sache  bei  ihrem  wahren  Namen  nennen  und  sagen:  Die 
weit  über  das  Maß  des  Bedürfnisses  hinaus  betriebene  Schaffung 
eines  notalen  Kurantgeldes  in  akzessorischer  Stellung,  das  war 
der  Rückschritt,  den  man  tat.  Er  bedeutete  zugleich  einen  Fort- 
schritt hin  nach  einem  Obstruktionellen  Übergang  zur  reinen  Silber- 
währung. 

Die  Periode  von  1878  —  1900  möchten  wir  gleichsam  als 
einen  Irrweg  bezeichnen,   der  zeitweise  weit  ab  von  der  mit 
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Recht  eingeschlageneu  Richtung  der  Goldwährung  zu  führen 
drohte.  Sie  läßt  sich  auf  Grund  der  3  Gesetze  von  1878,  1890 
und  1893  leicht  in  drei  Abschnitte  zerlegen. 

Wenden  wir  uns  zunächst  dem  ersten  von  ihnen,  der  Atte 
vom  11.  Februar  1878,  der  sogenannten  Blandbill,  zu.  Sie  be- 
zweckte, so  sagte  ausdrücklich  ihr  Titel:  „an  acte  to  authorize 
the  coinage  of  the  Standard  silver  dollar,  and  to  restore  its 
legal-tender  character",  den  alten  Silberdollar  von  412  ^/s  gr, 
welchen  das  Gesetz  von  1873  beseitigt  hatte,  wieder  auszuprägen 
und  ihm  seinen  Charakter  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  zurück- 
zugeben. Zu  diesem  Zwecke  wurde  der  Schatzsekretär  ange- 
wiesen, monatlich  für  nicht  mehr  als  4,  mindestens  aber  für 
2  Millionen  Dollars  Silber  zu  kaufen  und  die  so  angeschafften 
Silbermengen  monatlich  in  Dollarstücke  von  412^/2  gr  ausmünzen 
zu  lassen.  Diesen  verlieh  sodann  die  Regierung  unbeschränkte 
gesetzliche  Zahlkraft  Dadurch  wurden  sie  ein  notales  Silber- 
Kurantgeld  ähnlich  unseren  Talern  in  Deutschland. 

Wie  kam  man  dazu,  eine  Geldart,  die  man  noch  vor  we- 
nigen Jahren  ausgeschieden  hatte,  jetzt  von  neuem  und  zwar  in 
so  bedeutenden  Beträgen  durch  besonderes  Gesetz  zu  schaffen? 
Was  konnte  die  Regierung  veranlassen,  an  den  1873  aufge- 
stellten so  trefflichen  Grundsätzen  in  der  Währungsfrage  zu 
rütteln? 

Die  Ursache  war  die  folgende.  Sie  hatte  mit  der  Geld- 
verfassung an  sich  nicht  das  geringste  zu  tim. 

Der  Preis  des  Metalles  Silber  fiel  wenige  Jahre  nach  1873 
von  seinem  bis  dahin  fast  stabilen  Stande  von  61  d  pro  Unze 
auf  49  d  gegen  Ende  der  70  er  Jahre.  Die  Veranlassung  dafür 
dürfte  vor  allem  in  dem  rapiden  Anwachsen  der  Silberproduktion 
und  der  gleichzeitigen  Abnahme  seines  Verbrauches  sowohl  zu 
industriellen  als  auch  besonders  zu  monetären  Zwecken  zu  suchen 
sein.  Mehrere  Länder,  die  sich  des  Silbers  zur  Verwandlung^ 
in  Geld  in  großen  Mengen  bedient  hatten,  wie  Deutschland  und 
die  skandinavischen  Königreiche,  waren  Anfangs  der  70  er  Jahre 
zur  Goldwährung  übergegangen.  Seitdem  schieden  sie  infolge- 
dessen aus  dem  Kreise  der  Abnehmer  nahezu  aus,  ja  Deutsch- 
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land  trat  sogar  noch,  wenn  auch  nur  für  verhältnismäßig  ge- 
ringe Beträge  als  Abgeber  auf  dem  Londoner  Silbermarkte  auf. 
Dadurch  gerieten  die  Silberminenbesitzer  von  Nevada  in  große 
Unruhe.  Sie  fürchteten  mit  Recht  ein  immer  weiteres  Fallen 
ihres  Produktes  im  Preise.  Zwar  waren  jene  Leute  nur  ver- 
hältnismäßig gering  an  Zahl,  aber  desto  mächtiger  an  Einfluß. 
Diesen  boten  sie  denn  auch  in  seiner  ganzen  Größe  auf  und 
brachten  den  Wählern  wirklich  ihre  eigene  Überzeugung  bei. 
Diese  aber  lautete :  Der  Silberpreis  muß  auf  die  alte  Höhe  ge- 
bracht werden,  mindestens  aber  ist  seinem  rapiden  Sinken  Einhalt 
zu  tun.  Dies  kann  aber  nur  und  muß  mit  Hilfe  des  Staates  ge- 
schehen. Aber  wie  ?  Sehr  einfach,  der  Staat  braucht  zu  diesem 
Zwecke  lediglich  die  Ausprägung  der  alten  „Dollar  der  Väter'', 
wie  sie  ihn  tauften,  um  ihn  populär  zu  machen,  wieder  freizu- 
geben. Dann  wird  der  Preis  des  Silbers  von  selbst  seine  alte, 
richtige  Höhe  erreichen.  Einen  vollen  Erfolg  erreichten  sie 
zwar  zunächst  nicht.  Der  Senat  lehnte  die  unbeschränkt^  Aus- 
münzung dieser  Stücke  ab.  Dafür  stimmte  er  dem  Ankaufe 
und  der  Ausprägung  jener  oben  genannten  großen  Beträge 
seitens  der  Regierung,  wie  sie  die  Akte  vom  11.  Februar  1878 
vorsah,  zu.  Das  war  immerhin  sehr  viel.  Es  hat  übrigens,  wie 
schon  hier  erwähnt  werden  mag,  diese  Maßregel  den  Sturz  des 
Silbers  nicht  aufhalten  können. 

Jedoch  nicht  nur  die  erhoffte  gute  Wirkung  der  Akte 
blieb  aus,  sondern  sie  übte  vielmehr  einen  höchst  verderblichen 
Einfluß  auf  das  Gefüge  der  Geldverfassung  der  Vereinigten 
Staaten,  von  deren  Interessen  sie  ihrem  Inhalte  nach  doch  allein 
hätte  diktiert  sein  müssen.  Worin  bestand  er?  Man  könnte  wohl 
sagen  und  hat  es  auch  getan,  daß  die  mit  der  Blandbill  im 
amerikanischen  Geldwesen  geschaffene  Änderung  gar  nicht  der 
Rede  wert  gewesen  sei.  Auch  vor  1878  besaß  man  ja  den 
Silberdollar  von  412  M«  gr.  Er  war  ebenfalls  Kurantgeld  ge- 
wesen und  hatte  definitive  Eigenschaft  besessen.  Also,  so  ar- 
gumentierte man,  der  alte  Zustand  wurde  vermittelst  des  Gesetzes 
von  1878  wiederhergestellt.  Das  ist  indes  nicht  richtig,  resp. 
es  trifft  nur  das  rein  ^Äußerliche  des  Vorganges.     Der  unter- 
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schied  besteht  darin:  Der  Silberdollar  vor  1873  besaß  aller- 
dings alle  jene  genannten  Eigenschaften,  aber  zudem  hatte  er 
noch  ein  hohes,  metalloplatisches  positives  Agio.  Infolge- 
dessen war  er  schon  lange  vor  jener  Zeit  aas  der  Geldverfassung 
ausgeschieden,  da  ja  für  die  Eigentümer  jener  Stücke  die  Ver- 
wendung zum  Plattenwerte  den  größeren  Nutzen  bot  Dagegen 
war  die  Stellung  des  nach  1878  gleichsam  wieder  ins  Leben 
gerufenen  Dollars  eine  völlig  andere,  obwohl  münztech- 
nisch  nicht  der  geringste  Unterschied  zwischen  beiden 
bestand  und  sie  zudem  noch  manch  wichtige  Eigenschaften 
wie  die  unbeschränktes  und  definitives  Zahlungsmittel  zu  sein 
gemeinsam  hatten.  Er  erhielt  nämlich  infolge  des  seit  Anfang 
der  70  er  Jahre  heftig  gefallenen  Silberpreises  ein  verhältnis- 
mäßig ziemlich  hohes  negatives  Agio,  resp.  wurde  gleich  mit 
einem  solchen  behaftet,  emittiert  Seine  lytrische  (zirkulatorische) 
Verwendung  war  daher  die  vorteilhaftere.  Die  Folge  war:  Nur 
von  ihr  allein  wurde  Gebrauch  gemacht  Dieser  sogenannte 
BlanddoUar  blieb  somit  nur  zu  gern  im  Verkehr  haften  und  trug 
dazu  bei,  die  akzessorischen  Geldarten  mit  negativem  Agio  des 
weiteren  um  ein  Beträchtliches  zu  vermehren. 

Bei  der  gewaltigen  Menge  (2 — 4  Millionen  Dollars  monat- 
lich), in  welcher  die  Ausprägung  des  Silberdollars  erfolgen  sollte, 
war  es  vorauszusehen,  daß  sich  diese  Münzart  verhältnismäßig 
bald  in  den  Kassen  der  Regierung  stauen  würde.  In  je  größerem 
Maße  dies  geschah,  um  so  mehr  lag  die  Gefahr  nahe,  über  kurz 
oder  lang,  wenn  man  immer  nur  Silber  empfing  und  Gold 
ausgab,  auf  obstrnktionellem  Wege  zur  reinen  Silberwährung 
zu  gelangen. 

Daß  dies  in  der  Tat  nicht  schon  sehr  bald  eintrat,  war 
verschiedenen  gleich  zu  nennenden  glücklichen  Umständen  zu 
danken.  Zunächst;  die  Silberdollars  besaßen  nicht  fakultativen, 
sondern  definitiven  Charakter.  Die  Folge  war:  Da  jedermann 
gezwungen  ward,  diese  Münzen  zu  jedem  Betrage  im  freien 
(anepizentrischen)  Verkehr  anzunehmen,  sie  aber  andererseits 
auch  auf  diesem  Wege  stets  mit  Sicherheit  weitergeben  konnte, 
so  verwandte  man  die  Silberdollars  nur  gelegentlich  zu  an  den 
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Staat  gerichteten  (epizentrischen)  Zahlungen.  Sie  sammelten  sich 
daher  bei  weitem  langsamer  in  den  Kassen  der  Regierung  au, 
als  dies  sonst  wohl  der  Fall  gewesen  wäre. 

Des  weiteren  heischt  das  gewaltige  Anwachsen  der  Be- 
völkerung (jährlich  mehr  als  1  Million)  sowie  die  enorme  Zu- 
nahme von  Handel  und  Verkehr  gebührende  Berücksichtigung. 
Nach  der  Periode  tiefster  Depression,  die  dem  Bürgerkriege  und 
der  Krisis  von  1873  folgte,  nahm  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung einen  außerordentlichen  Aufschwung  am  Ende  der  70  er 
und  anfangs  der  80  er  Jahre.  Die  Ernten  waren  sehr  ergiebig, 
und  die  Handelsbilanz  stellte  sich  zugunsten  Amerikas.  Dadurch 
ergab  sich  eine  große  Nachfrage  nach  neuen  Umlaufsmitteln, 
besonders  für  den  mittleren  und  kleinen  Verkehr. 

Diese  wurde  noch  verstärkt  durch  den  verhältnismäßig 
großen  Rückgang  der  Menge  der  Nationalbanknoten,  der  unge- 
fähr zur  gleichen  Zeit  erfolgte.  Der  Grund  dafür  lag  in  der 
Reduktion  der  öffentlichen  Schuld.  Konnten  doch  die  Banken 
laut  gesetzlicher  Vorschrift  nur  auf  Grund  von  bei  dem  Schatz- 
amt deponierten  Bundes-Obligationen  überhaupt  Noten  emit- 
tieren. Zudem  stiegen  aus  den  gleichen  Gründen  die  ameri- 
kanischen Bonds  bedeutend.  Dies  veranlaßte  die  Banken,  min- 
destens einen  Teil  ihrer  Noten  aus  dem  Umlaufe  zurückzuziehen, 
um  auf  diese  Weise  Bundesanleihen  frei  zu  bekommen,  die  sich 
ja  mit  einem  schönen  Nutzen  zur  Zeit  an  der  Börse  verkaufen 
ließen.  Das  geschah  in  großem  Umfange.  In  der  Zeit  zwischen 
November  1882  und  Februar  1890  wurden  168  Millionen  Dollar- 
Noten  zurückgezogen. 

Aus  dem  Zusammenfallen  dieser  verschiedenen  Umstände 
lediglich  erklärt  es  sich,  warum  wenigstens  anfangs  jene  neuen 
Silberdollars,  die  in  so  großen  Mengen  dem  Verkehr  aufgedrängt 
wurden,  bei  ihm  ohne  Murren  Aufnahme  fanden.  Erst  im  Laufe 
der  Zeit,  besonders  nach  der  Depression  des  Jahres  1884,  machte 
sich  eine  gewisse  Stauung  bemerkbar.  Es  stellte  sich  allmäh- 
lich heraus,  daß  der  Verkehr  höchstens  50 — 60  (ca.  57)  Millionen 
Dollars  dieser  Münze  absorbieren  konnte.  Zeitweise  häuften  sich 
große  Beträge  davon  als  sogenanntes  „totes  Silber'^  in  den  Kellern 
des  Schatzamtes  an. 


64  V.  DER  GOLDWÄHRUNG  DROHT  GEFAHR. 

Dies  beobachtete  man,  resp.  sah  es  voraus  und  sann  auf 
Abhilfe.  Anstatt  aber,  wie  es  offenbar  das  Einfachste  gewesen 
wäre,  die  Ausgabe  der  Dollars  von  Stand  ab  einzustellen,  verfiel 
man  auf  einen  höchst  sonderbaren,  doch  interessanten  Ausweg. 

Es  wurde  nämlich  bereits  laut  Gesetz  von  1878  eine  neue 
Geldart,  die  Silberzertifikate  vorgesehen.  Zunächst  lauteten 
sie  auf  10  Dollars,  erst  gemäß  Akte  vom  4.  August  1886  wurden 
auch  solche  in  Abschnitten  von  1,  2  und  5  Dollars  ausgegeben. 
Ihre  Ausfertigung  stand  dem  Schatzsekretär  zu.  Man  glaubte 
offenbar,  und  darin  irrte  man  sich  nicht,  der  Verkehr  werde 
dieses  Papiergeld  den  großen  silbernen  Dollarstücken  vorziehen. 

Auf  welcher  Basis  ruhte  dieses  neue  Papiergeld,  welches 
war  sein  Charakter  und  seine  Stellung  im  amerikanischen  Geld- 
wesen? Die  Sektion  3  der  Akte  vom  11.  Februar  1878  besagt 
über  ihre  Schaffung :  „Jeder  Besitzer  von  Münzen,  wie  sie  dieses 
Gesetz  einführt  (also  Silberdollars),  kann  dieselben  beim  Schatz* 
meister  oder  irgend  einem  ünterschatzmeister  der  Vereinigten 
Staaten  in  Summen  nicht  unter  10  Dollars,  entsprechend  den 
Wertabschnitten  der  Vereinigten  Staaten -Noten,  in  Empfang 
nehmen.  Die  Münzen,  welche  für  diese  Zertifikate  hinterlegt 
sind,  sollen  im  Schatzamte  zum  Zwecke  der  Auszahlung  auf  Ver- 
langen bereit  gehalten  werden.  Solche  Zertifikate  sollen  für 
Zölle,  Steuern  und  alle  öffentlichen  Lasten  in  Zahlung  genommen, 
und  wenn  eingenommen,  aufs  neue  ausgegeben  werden  können.'^ 

Man  sieht,  die  Zertifikate  waren  ihrer  Entstehung  nach 
lediglich,  wie  ja  auch  ihr  Name  besagte,  Bescheinigungen  über 
beim  Schatzamte  deponierte  Silberdollars.  Legal  tender-Charakter 
besaßen  sie  nicht,  „but  are  receivable  for  all  public  dues".  Ihre 
Annahme  war  also  für  alle  öffentlichen  Kassen  vorgeschrieben. 
Damit  traten  sie  in  den  Kreis  des  staatlichen  Geldes.  Im  Privat- 
verkehr war  es  natüi-lich  trotzdem  jedermann  gestattet,  sie  zurück- 
zuweisen. Das  geschah  auch  in  der  Tat  seitens  der  New-Yorker 
Banken.  Diese  beschlossen  nämlich  im  November  1878,  sich 
der  Silberzortifikate  im  Clearingsverkehr  nicht  zu  bedienen.  Als 
sie  daraufhin  von  der  Regierung  zur  Rede  gestellt  wurden,  und  man 
ihnen  mit  Entziehung  von  Staatsdepositen  etc.  drohte,  entgegneten 
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sie  kühl:  Man  könne  sie  zwar  zwingen,  jene  Scheine  anzunehmen, 
nicht  aber  sie  wieder  zu  verausgaben.  Wie  vorzüglich  tritt  in 
der  hier  wieder  gegebenen  Auffassung  die  Wichtigkeit  der  An- 
nahme hervor!  Die  Zertifikate  waren  natürlich  kein  definitives 
Geld,  sondern  ihrer  Natur  nach  einlösbar  (provisorisch)  und  zwar 
wie  ihr  Name  besagte,  zunächst  in  Silber.  Später  wurden  sie 
zum  mindesten  indirekt  auch  in  Gold  eingetauscht.  Des  ferneren 
sind  sie  als  ein  orthotypisches  autogenisches  Geld  zu  be- 
zeichnen. Denn  man  lieferte  dem  Staate  ein  nicht  hylisches 
Metall  (Silber)  in  Münzform  und  erhielt  dafür  entsprechend 
der  Zahl  der  eingelieferten  Silberdollars  Scheine.  Wollten  wir 
in  Deutschland  ein  Analogen  suchen,  so  müssen  wir  uns  den 
Fall  denken,  daß  die  Begierung  jedem,  der  ihr  eine  bestimmte 
Anzahl  Taler  brächte,  dafür  z.  B.  Beichskassenscheine  aushändigte. 
Wir  sehen,  sie  sind  ein  recht  kompliziertes  Gebilde,  diese  Silber- 
zertifikate. Wie  sollte  man  sie  wohl  mittels  der  alten  unausge- 
bildeten  Technik  bestimmen  und  erklären?!  Es  dürfte  dies  kaum 
möglich  gewesen  sein.  Mit  Hilfe  der  staatlichen  Theorie  dagegen 
war  es,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  verhältnismäßig  leichte 
Sache,  ihren  Charakter  genau  zu  zeichnen.  Es  mag  übrigens 
hier  beiläufig  erwähnt  werden,  daß  sowohl  die  Erscheinung  der 
Gold-  wie  auch  die  der  Silberzertifikate  eine  Analyse  in  der 
staatlichen  Theorie  Knapps  noch  nicht  gefunden  hatten.  Wir 
haben  den  Versuch  gemacht,  sie  zu  geben,  und  dabei  gefunden, 
daß  sie  zwar  eine  neue  eigentümliche  Geldart  darstellen,  sie 
aber  doch  trefflich  in  den  weiten  Bahmen  der  Theorie  Professor 
Knapps  sich  einfügen  lassen.  Ihre  Möglichkeit  war  theoretisch 
schon  vorgesehen;  es  fehlte  nur,  daß  sie  tatsächlich  in  Er- 
scheinung traten. 

2.  DIE  AKTE  VON  1890,  DIE  SOGENANNTE  SHEBMANBILL. 

Obwohl  man,  wie  die  Schaffung  der  soeben  erwähnten 
Silberzertifikate  deutlich  bewies,  das  Fehlerhafte  der  Akte  von 
1878  erkannte,  ließ  man  sich  im  Jahre  1890  von  den  einfluß- 
reichen Silbermagnaten  noch  einen  Schritt  weiter  auf  der  be- 

Sclieffler,  Geldwesen  der  Ver.  Staaten  y.  Amerika  im  XIX.  Jahrh.     5 
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schrittenen  falschen  Bahn  drängen.  Der  weitere  Sturz  des  Silbers 
von  51 V*  d  seit  1879  auf  41  "/i6  d  1889  vermochte  eine  Wirkung 
nicht  auszuüben.  Anstatt  daran  die  Erfolglosigkeit  der  ergriffenen 
Maßregel  zu  erkennen,  stellte  man  die  Sachlage  geradezu  auf 
den  Kopf.  Man  behauptete  nämlich:  Der  Preis  des  Silbers  ist 
weiter  gesunken  nur,  weil  wir  nicht  genug  für  dieses  Metall 
getan  haben.  Es  muß  mehr  geschehen.  Wirklich  erreichte  man 
denn  auch  zwar  nicht  die  gewünschte  unbeschränkte  Ausprägung 
der  Dollars,  aber  es  wurde  doch  eine  gewaltige  Vermehrung 
der  staatlichen  Silberankäufe  durchgesetzt  Das  Oesetz  vom 
14.  Juli  1890,  die  sogenannte  Sherraanbill  bestimmte  in  dieser 
Beziehung  folgendes :  die  Silberankaufsklausel  der  Blandbill  (Ge- 
setz vom  11.  Februar  78)  hat  keine  Oiltigkeit  mehr.  Anstatt 
dessen  wird  der  Schatzsekretär  verpflichtet,  künftig  monatlich 
4^2  Millionen  Unzen  Silber  zu  kaufen  und  dies  solange  fort- 
zusetzen, bis  der  Silberpreis  1,29  Dollar  pro  Unze  erreicht  hat. 

Wie  kam  man  gerade  auf  die  genannte  Quantität?  Das 
geschah  vermutlich  so.  Sherman,  der  Urheber  des  Oesetze». 
schätzte  damals  die  gesamte  jährliche  amerikanische  Silberpro- 
duktion auf  45  Millionen  Unzen.  Sie  erhöhte  sich  durch  Ver- 
hüttung mexikanischer  Erze  auf  54  Millionen  Unzen.  Das  waren 
12  mal  4  ^/s  Millionen.  Man  hatte  also  an  maßgebender  Stelle 
den  Gedanken  gefaßt,  die  ganze  Silberproduktion  der  Union  Staat- 
licherseits  aufzukaufen.  Das  geplante  Verfahren  wurde  gerecht- 
fertigt, indem  man  die  Behauptung  aufstellte  und  verfocht,  ebenso 
wie  die  Fabrikindustrie,  könne  auch  die  Silberindustrie  des 
Landes  staatlichen  Schutz   beanspruchen. 

Aber  auf  welche  Weise  soUten  die  für  die  vorgeschriebenen 
Ankäufe  nötigen  Summen  beschafft  werden?  Die  Bezahlung  dieses 
Silbers,  so  bestimmte  die  Akte,  hat  in  Schatznoten  (Treasury 
notes  of  the  United  States)  zu  erfolgen.  Sie  werden  in  Ab- 
schnitten von  1 — 1000  Dollars  ausdrücklich  zu  diesem  Zwecke 
ausgegeben.  Legal  tender-Qualität  erhielten  diese  Noten  „in  all 
payment  of  all  debts  public  or  private."  Damit  wurden  sie  staat- 
liches und  zwar  Kurantgeld.  Ihre  Stellung  glich  in  dieser  Be- 
ziehung vollkommen  der  der  Greenbacks.  Ihr  Betrag  war  eben- 
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falls  begrenzt  Es  ward  nämlich  bestimmt,  kein  größerer  Betrag 
solcher  Noten  dürfe  zu  irgend  einer  Zeit  ausstehen  als  die  Kosten 
von  dem  Silberbullion  und  den  daraus  geprägten  Silberdollars 
betragen  würden.  Sie  sollten  femer  auf  Verlangen  in  „coin" 
(Münze)  zahlbar  sein  und,  wenn  eingelöst,  wieder  ausgegeben 
werden.  Unter  diesem  „coin"  verstand  man  sowohl  Gold-  als 
auch  Silbergeld.  Es  war  damit  in  die  Discretion  des  Schatz- 
sekretärs gestellt,  welche  der  beiden  Münzsorten  er  zur  Ein- 
lösung verwenden  wollte.  Allerdings  enthielt  die  Akte  in  dieser 
Beziehung  noch  eine  wichtige  Einschränkung  in  der  Bestimmung: 
„Es  solle  die  feste  Politik  der  Yereinigten  Staaten  sein,  die  Parität 
der  beiden  Metalle  aufrecht  zu  erhalten."  Dies  bedeutete  de  facto 
nichts  anderes  und  wurde  auch  stets  in  der  Weise  gehandhabt, 
als  daß  der  Schatzsekretär  diese  Scheine,  wenn  es  gefordert 
wurde,  in  Gold  einlöste. 

Neben  der  Emission  dieser  Schatznoten  nahm  die  Aus- 
münzung des  angekauften  Silbers  in  Dollarstücke  ruhig  ihren 
Fortgang.  Das  Gesetz  von  1890  ordnete  sogar  eine  wesentliche 
Beschleunigung  derselben  an,  indem  es  bestimmte,  bis  1.  Juli 
1891  sollten  monatlich  2  Millionen  Unzen  in  Dollars  ausgeprägt 
werden.  Dies  wai*  besonders  in  Anbetracht  der  Schwierigkeiten 
auf  die  ihre  Unterbringung  im  Verkehr  stieß,  eine  gewaltige 
Menge.  Erst  von  dem  genannten  Zeitpunkt  ab  war  einer  Ver- 
langsamung der  Ausprägung  vorgesehen.  Sie  hatte  dann  nur 
nach  Bedarf  zu  geschehen.  Darunter  verstand  man  vermutlich, 
in  solcher  Menge,  wie  es  die  Einlösung  der  Schatznoten  erfor- 
derlich machen  würde. 

Und  der  Effekt  dieses  neuen  Gesetzes?  Auch  der  hiermit 
gemachte  Versuch,  den  Silberpreis  durch  Intervention  des  Staates 
künstlich  zu  heben,  scheiterte  kläglich.  Trotzdem  die  Begierung 
ein  Drittel  bis  ein  Halb  der  gesamten  Silberproduktion  der  Welt 
ankaufte,  fiel  der  Preis  dieses  Produktes  weiter  um  ca.  13 — 14  d. 

Das  einzige  Gute  dieser  Bill  bestand  lediglich  darin,  daß 
wenigstens  vom  Jahre  1891  an  der  Ausprägung  der  Silberdollars 
so  gut  wie  ein  Ziel  gesteckt  war.  Aber  was  half  das,  wenn, 
wie  es  geschah,  man  statt  dessen  Schatznoten  ausgab.    Es  trat 
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doch  damit  lediglich  die  eine  Form  des  akzessorischen  Geldes 
an  die  Stelle  der  anderen.  Das  Hauptübel  aber,  auf  das  es  an- 
kam, die  Vermehrung  des  akzessorischen  Geldes  weit  über  den 
Bedarf  hinaus,  blieb  bestehen  oder  wurde  gar  noch  vergrößert 
Der  ganze  Unterschied  zwischen  beiden  liegt  u.  E.  lediglich 
in  den  Platten  der  beiden  Geldarten.  Die  eine  von  ihnen,  die 
Silberdollars,  besaß  Metall-,  die  andere,  die  Schatzscheine  (and 
Silberzertifikate),  Papier- Platten.  Zudem  waren  ja  auch  die 
letzteren  durch  das  gleiche  im  Preise  stark  sinkende  Metall  gedeckt 
Das  Ganze  ist  überhaupt  ein  Gebaren,  das  sich  vom  Stand- 
punkte eines  geordneten  Geldwesens  schlechterdings  nicht  ver- 
stehen läßt  In  Europa  bemühte  man  sich  zu  jener  Zeit  überall, 
den  „Silberbuckel",  den  man  nun  einmal  aus  der  Periode  der 
reinen  Silberwährung  überkommen  hatte,  möglichst  schnell  und 
verlustlos  abzuschütteln.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
waren  dank  der  Gunst  der  Verhältnisse  frei  davon.  Aber  statt 
dessen  froh  zu  sein,  gehen  sie  hin  und  belasten  ihre  Geldver- 
fassung mit  einem  Kurantgeld  zu  definitivem  Gebrauche  aus  eben 
jenem  Metalle,  in  den  denkbar  größten  Dimensionen.  Was  ist 
der  Grund?  Nur,  um  wenigen  einflußreichen Silberminenbesitzem 
einen  in  der  Marktlage  nicht  mehr  begründeten  hohen  Gewinn 
ihres  Produktes  zu  garantieren,  kauft  der  Staat  ihnen  ihr  Silber  ab. 
Es  geschieht  das  mit  der  sicheren  Aussicht,  daß  er  dabei  den  selbst 
bald  und  mit  Bestimmtheit  eintretenden  Verlust  tragen  muß.  (Bis 
1894  berechnet  ihn  Hepburn  auf  464  260  263  Dollars.)  Nun  könnte 
man  denken,  die  Regierung  hat  vielleicht  Verwendung  dafür. 
Keineswegs!  Sie  speichert  vielmehr  das  gekaufte  Metall  in  der 
Höhe  von  vielen  Millionen  Dollars  in  Gewölben  des  Schatzamtes 
auf  und  erbaut  sogar  eigens  zu  diesem  Zwecke  neue  Gebäude. 
Treffend  charakterisierte  einst  ein  hervorragender  Beamter  des 
Bundesschatzamtes  dem  Korrespondenten  der  Daily  News  gegen- 
über diese  Politik  mit  den  Worten :  „Da  (in  den  Gewölben)  werden 
die  Dollars  liegen  bleiben  ungestört,  solange  Sie  oder  ich  leben 
außer  im  Falle  eines  Schadenfeuers,  einer  Wassersnot  oder  eines 
Erdbebens.  Silber  wird  niemals  mehr  als  ümlaufemittel  beliebt 
werden  in  der  Form  der  Wagenrad-Dollars.    Der  wärmste  An- 
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hänger  des  Silbers  im  Kongreß  glaubt  dies  nicht,  wenn  er  die 
"Wahrheit  spricht.  Alles,  was  er  braucht,  ist  ein  Papierdollar, 
der  durch  eine  dieser  Silberscheiben  gedeckt  ist.  Nun  was  haben 
wir  getan?  Wir  haben  uns  in  große  Ausgaben  gestürzt,  um  diese 
Dollars  auszuprägen  und  mit  dem  Kegierungsstempel  zu  ver- 
sehen, bloß  um  sie  in  jenem  Gewölbe  einzusperren,  zu  versiegeln 
und  sie  da  liegen  zu  lassen  bis  zum  jüngsten  Tag.  .  .  .  Merken 
Sie  meine  Worte;  sie  sind  so  komplett  begraben,  als  wenn  sie 
in  das  Meer  geworfen  und  die  Länge  und  Breite  der  Stelle 
vergessen  worden  wäre". 

Die  Folgen  einer  so  das  richtige  Maß  überschreitenden 
Menge  von  akzessorischen  Geldarten  blieben  denn  auch  nicht 
aus.  Sie  stauten  sich  sehr  bald  in  beträchtlichem  Maße  in  den 
öffentlichen  Kassen.  Am  1.  März  1890  ergaben  die  ümlaufsmittel 
der  Union  in  ihrer  Zusammensetzung  der  einzelnen  Geldarten 
etwa  folgendes  Bild : 

Dollars  373  507  203  Goldmünzen, 
„         58  850380  Währungsdollars, 
„         53  950362  Kleine  Münze, 
„       284176  262  Silberzertifikate, 
„        130  604804  Dollars  Goldscheine, 
„       337  087151  Greenbacks, 
„        187  928229  Nationalbanknoten. 
Einen  guten  Barometer  hierfür  besitzen  wir  auch  in  den  Ein- 
gängen des  New  Yorker  Zollamtes,  eines  der  bedeutendsten,  aus 
denen  der  Staat  seine  Haupteinkünfte  zu  ziehen  pflegt.    Im 
Juni  1890  gingen  noch  über  90  ^/o  der  Zölle  in  Gold  ein.  Während 
des  gleichen  Monats  im  folgenden  Jahre  sanken  diese  Goldein- 
gänge auf  12 o/o.  Im  Dezember  1892  bestanden  gar  nur  noch  4,4^/0 
von  ihnen  aus  Gold,  86,4^/o  aus  Greenbacks  und  Schatznoten 
und  9,2  ®/o  aus  Silberzertifikaten. 

Die  akzessorischen  Geldarten  kamen  also  in  großer  Menge 
ein.  Ging  das  so  fort,  so  lag  die  Gefahr  außerordentlich  nahe, 
die  Union  werde  auf  obstruktionellem  Wege  wieder  zur  reinen 
Silberwährung  übergehen  und  die  bisher  behauptete  Goldwährung 
aufgeben.    Tatsächlich  hegte  man   damals  in  den  Kreisen  der 
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Großfinanz  ernstlich  diese  Befürchtung.  Als  ein  Schritt  nach 
dieser  Richtong  hin  ist  es  unzweifelhaft  zu  bezeichnen,  daß  die 
Regierung  bereits  eine  bestimmte  Art  ihrer  Zahlungen  an&ngs 
gelegentlich,  später  fast  durchweg,  in  akzessorischen  Geldarten 
leistete.  Im  Mai  1891  ging  nämlich  der  damalige  Schatzsekretar 
Fester  dazu  über,  neben  Schatznoten  auch  eine  Menge  Greenbacks 
zu  den  Zahlungen  an  das  Clearinghouse  zu  benutzen.  Seit  Juli  1892 
wurde  sodann  der  Saldo  für  die  Dauer  eines  Jahres  in  den 
meisten  Staaten  ausschließlich  in  Greenbacks  und  Treasuiy  notes 
beglichen.  Von  1894  ab  soll  überhaupt  kein  Gold  mehr  zu 
Zahlungen  an  das  Clearinghouse  seitens  des  Staates  verwendet 
worden  sein. 

Am  auffallendsten  und  deutlichsten  trat  aber  diese  Über- 
handnähme der  akzessorischen  Geldarten  resp.  die  vollige  Macht- 
losigkeit des  Staates  in  dieser  Beziehung  im  Jahre  1893  und 
dem  folgenden  Zeiträume  hervor.  Die  Voi^nge  dieser  Tage  sind 
nicht  uninteressant  und  mögen  kurz  geschildert  werden. 

Sofort  nach  Ausbruch  der  mit  dem  Sturze  von  Baring  Brothers 
beginnenden  großen  Wirtschaftskrisis  von  1893  verbreitete  sich, 
wie  immer  in  solchen  Zeiten,  ein  großes  Mißtrauen  im  Lande. 
Die  Folge  war  ein  Zurückziehen  der  Bankdepositen  in  großem 
Stile.  Hand  in  Hand  damit  ging  ein  Ansichhalten  des  baren 
Geldes,  das  man  augenblicklich  besaß.  Für  eine  große  Anzahl 
von  Ausgleichungen,  die  sich  sonst  auf  dem  Wege  des  Check- 
Abrechnungs-  und  Buchübertragungsverkehrs  vollzogen  hatten, 
verlangte  man  auf  einmal  nur  Barzahlung.  Was  Wunder,  daß 
der  dazu  jetzt  nötige  Betrag  fehlte.  In  Europa  pflegen  in  solchen 
Zeiten  die  Zentralbanken  mit  ihren  Noten  in  die  Bresche  zu 
springen.  Das  war  infolge  des  völligen  Mangels  an  Elastizität 
von  den  amerikanischen  Nationalbanken  nicht  zu  erwarten.  Sie 
versagten  ganz,  resp.  das  System,  auf  das  sie  aufgebaut  waren« 
Es  wird  sogar  erzählt,  daß  Noten  gar  nicht  in  genügender  Menge 
gedruckt  waren.  Man  vermochte  sie  den  Banken  erst  zuziistellen, 
als  die  Erisis  schon  vorüber  war,  sodaß  diese  die  Pakete  dem 
Schatzamte  uneröffnet  zurücksandten. 

Da  die  Regierung  Abhilfe  nicht   schuf,   halfen  sich   die 
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Banken  selbst,  indem  sie  private  Zahlungsmittel  kreierten.  Für 
den  Oroßverkehr  riefen  sie  das  System  der  Loan  Zertifikate,  das 
sich  bereits  1873  vorzüglich  bewährt  hatte,  wieder  ins  Leben. 
Dies  bestand  im  wesentlichen  darin.  Jede  zur  Clearinghouse 
Association  gehörende  Bank  deponierte  bei  einem  zu  diesem 
Zwecke  ernannten  Komitee  approbierte  Diskonten  und  andere 
Sekuritäten.  Sie  erhielt  dann  dafür  bis  zu  75o/o  ihres  Wertes 
gegen  Zahlung  von  6 — 7<>/o  Zinsen  Scheine,  die  in  runden,  ziem- 
lich hohen  Beträgen  ausgestellt  waren,  die  sogenannten  Clearing- 
house Loan  Certificate.  Diese  besaßen  zunächst  nur  den  Charakter 
einfacher  Bescheinigungen.  Aber,  sämtliche  Mitglieder  des  Clea- 
ringhouses  verpflichteten  sich,  sie  sowohl  untereinander  als  auch 
im  Verkehr  mit  dem  Clearinghouse  als  Zahlung  anzunehmen. 
Damit  erhielten  sie  für  den  Umfang  der  genannten  Zahlungs- 
gemeinschaft den  Charakter  eines  privaten  Zahlungsmittels. 

Indem  nun  weiter  die  Banken  ihren  Klienten  die  auf  sie 
gezogenen  fälligen  Checks  wegen  des  auf  staatlichem,  vor  allem 
barem  Gelde  ruhenden  Agios  nicht  auszahlten,  sondern  statt 
dessen  diese  Papiere  einfach  mit  dem  Stempelaufdruck  versahen 
„good  through  the  clearinghouse",  zogen  sie  auch  diese  Leute 
sowie  jeden,  der  solchen  Check  annahm,  mit  in  den  Kreis  ihrer 
Zahlungsgemeinschaft.  In  einigen  Staaten,  vor  allem  in  Columbia 
S.  C.  gab  man  auch  Zertifikate  in  Abschnitten  bis  herab  auf 
1  Dollar,  ja  auf  25  cents  aus.  Dies  Verfahren  dürfte  den  Gebrauch 
dieser  Art  der  Zahlungsmittel  sowie  seinen  Geltungsbereich  be- 
deutend erweitert  haben.  Ja  es  scheint  geradezu,  als  ob  es  sich 
einer  Art  valutarischer  Stellung,  wenn  man  sich  so  ausdrücken 
darf,  zeitweise  erfreut  hat.  Nur  so  vermögen  wir  uns  wenigstens 
das  2 — 41/20/0  hohe  Agio  zu  erklären,  das,  wie  übereinstimmend 
berichtet  wird,  alles  staatliche  Geld,  ununterschieden  ob 
Metall-  oder  Papier,  sowie  Banknoten  damals  besaßen.  Wo  ein 
Agio  vorhanden  ist,  muß  doch  etwas  da  sein,  dem  gegenüber 
—  an  dem  gemessen  —  es  zu  Tage  tritt.  Denken  wir  uns  aber  das 
Zertifikatgeld  valutarisch,  die  anderen  Geldarten  akzessorisch,  so 
können  sehr  wohl  die  letzteren  dem  ersteren  gegenüber  ein 
solches  behauptet  haben. 
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Ob  und  inwieweit  die  Regierung  in  diesen  Kreis  privater 
Zahlu  ngsgemeinschaft  eingetreten  ist  und  damit  ihm  staatlichen, 
d.  h.  Geldcharakter,  verliehen  hat,  ließ  sich  leider  nicht  feststellen. 
Wir  glauben  indes  fast  sicher,  daß  dies  geschehen  ist,  wenigtens 
de  facto,  wenn  auch  nicht  nach  dem  Texte  der  Gesetze.  Übrigens 
mag  noch  nachgetragen  werden,  daß  die  Ausgabe  der  Zertifikate 
keineswegs  von  einer  Stelle  aus  erfolgte.  Sie  wurden  vielmehr 
außer  in  New- York,  auch  in  Boston,  Philadelphia,  Baltimore, 
Pittsburgh,  Buffalo,  Detroit  und  New  Orleans  emittiert  Ver- 
mutlich reichte  ihre  Zahlkraft  wenigstens  zunächst  nicht  über 
die  lokalen  Grenzen  hinaus.  Ob  auch  die  Annahme  der  in  einem 
dieser  Bezirke  ausgegebenen  Scheine  in  einem  der  anderen  oder 
gar  allen  erfolgt  ist,  ließ  sich  aus  dem  zur  Verfügung  stehenden 
Material  nicht  ergründen.  Die  Vermutung  liegt  nahe,  daß  man 
es  mit  einem  rein  lokalen  Zahlungsmittel  zu  tun  hat  Ihre  Aus- 
dehnung war  recht  beträchtlich.  Als  Höchstbeträge  der  erfolgten 
Emission  werden  angegeben: 

für  New  York     38  200  000  Dollars, 

„   Philadelphia  10  965000         „ 

„   Boston  11445  000        „ 

„   Baltimore        1475  000         „ 

„   Pittsburgh  987  000        „ 

3.  DAS  GESETZ  VON  1893. 
Die  soeben  geschilderten  Vorgänge,  die  deutlich  bewiesen, 
wohin  die  laut  Gesetz  von  1878  und  1890  angeordnete  über- 
mäßige Schaffung  einer  akzessorischen  Geldart  zu  führen  drohte, 
brachten  im  Verein  mit  der  im  Juni  1893  eingestellten  Silber- 
freiprägung in  Indien  endlich  die  Aufhebung  der  Shermanbill  zu 
Stande.  Nachdem  der  Schatzsekretär  bereits  vordem  Silber  nicht 
mehr  angekauft  hatte,  wurde  bestimmt,  daß  vom  1.  November  1893 
an  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Ankäufe  unterbleiben  sollten. 
Das  war  doch  wenigstens  etwas,  wenn  auch  damit  nicht  so  viel 
erreicht  war,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  möchte.  Man 
muß  bedenken,  nur  der  Vermehrung  des  akzessorischen  Geldes 
ins  Ungemessene  war  damit  ein  Ende  gemacht     Indes  auf 
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Jahre,  ja  Jahrzehnte  hinaus  blieb  trotzdem  die  Möglichkeit, 
solches  Geld  überhaupt  zu  schaffen,  bestehen.  Man  besaß  ja 
Massen  von  Barrensilber,  das  man  kraft  der  oben  genannten 
Gesetze  gekauft  hatte.  Diese  brauchten  zu  diesem  Zwecke  nur 
in  Dollars  ausgeprägt  zu  werden.  Wirklich  wurde  vom  Jahre 
1896  ab  ein  nicht  unbedeutender  Teil  des  Sherraansilbers  (1896 
bis  1900  62  Millionen  Dollars)  in  dieser  Weise  ausgemünzt. 
Ja,  als  dies  den  „Silberleuten^\  die  wieder  einmal  mehr  Macht 
erlangt  hatten,  nicht  schnell  genug  ging,  setzten  sie  am  13.  Juni 
1898  ein  Gesetz  durch,  demzufolge  der  Schatzsekretär  ange- 
wiesen wurde,  monatlich  den  stattlichen  Betrag  von  1500000 
Dollars  ausprägen  zu  lassen. 

Das  einzige,  was  man  tat,  um  die  Menge  des  akzessorischen 
Geldes  zu  verringern,  war:  Man  zog  die  Schatznoten  von  1890 
zurück.  Aber  auch  das  war  nur  eine  scheinbare  Abnahme,  da 
gleichzeitig  bestimmt  wurde,  es  solle  dem  Einzug  der  Noten 
entsprechend  der  gleiche  Betrag  des  ungemünzten  im  Schatz- 
amte liegenden  Silbers  in  Dollars  ausgeprägt  werden.  Es  trat 
damit  an  Stelle  des  notalen  Geldes  mit  papierenen  ein  solches 
mit  silbernen  Platten.  Das  war  der  ganze  unterschied.  Wes- 
halb tat  man  das?  Warum  entäußerte  man  sich  nicht  einfach 
des  überflüssigen  Silbers  und  kassierte  die  Noten?  Allem  An- 
scheine nach  geschah  das  lediglich  deswegen,  weil  man  den 
großen  damit  verbundenen  finanziellen  Verlust  nicht  tragen 
wollte.  Er  betrug  nach  Hepburn  bereits  im  Oktober  1894  (American 
bankers  Association)  für  die  Gesamtheit  des  unter  beiden  Akten 
gekauften  Silbers  Pfd.  464  260  263.  Überdies  dürfte  eine  gewisse 
Scheu,  seine  Fehler  einzugestehen,  mitgewirkt  haben.  Man 
fürchtete,  solche  Maßregel  vertrüge  sich  nicht  mit  dem  Ansehen 
des  amerikanischen  Staates,  nachdem  er  erst  soviel  für  das 
weiße  Metall  getan  habe. 

4.  DIE  ARG  GEFÄHRDETE  GOLDWÄHRUNG  WIRD  DURCH 
EXODROmSCHE  EINGRIFFE  GESCHÜTZT. 
Wir  sehen  also,  die  1893  ergriffenen  Maßregeln  versprachen 
in  Wirklichkeit  nur  einen  verhältnismäßig  geringen  Erfolg.  Und 
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SO  war  es  in  der  Tat  Vor  allem  vermochten  sie  den  Abfluß 
des  valutarischen  Ooldgeldes,  den  die  Vermehrung  des  akzes- 
sorischen Gtoldes  nicht  zum  wenigsten  hatte  fördern  und  be- 
schleunigen helfen,  nicht  im  mindesten  aufzuhalten.  Dieser 
YoUzog  sich  weiter  in  großem  Maßstabe  und  machte  es  daher 
immer  schwieriger  die  einmal  angenommene  Ooldwährung  zu 
behaupten,  d.  h.  stets,  wenn  es  verlangt  wurde,  in  diesem  Metalle 
zu  zahlen.  Die  Möglichkeit  der  Ooldentziehung  boten  dem  Aus- 
lande die  für  Amerika  ungünstigen  Wechselkurse  jener  Zeit 
Sie  wurden  besonders  durch  zwei  Umstände  hervorgerufen. 
Einmal  waren  die  Ernten  der  Jahre  1892/3  in  Amerika  beträcht- 
lich geringer  ausgefallen  als  früher.  Dazu  kam  eine  verhältnis- 
mäßig kleine  Nachfrage  der  fremden  Länder  für  die  Agrikultur- 
produkte der  Union.  Die  Folge  war  ein  verminderter  Export 
Sodann  rief  besonders  das  Shermangesetz  in  Europa  die  ernst- 
liche Befürchtung  wach,  man  steure  einer  reinen  Silberwährung 
entgegen.  Dies  veranlaßte  sehr  viel  Leute  auf  dem  Festlande, 
besonders  in  England,  amerikanische  Werte,  vor  allem  Eisen- 
bahnpapiere, in  großen  Beträgen  nach  dem  Ursprungslande  ab- 
zustoßen. Es  waren  also  merkantile  Gründe,  welche  die  Schwan- 
kungen des  intervalutarischen  Kurses  hervorriefen. 

Der  frei  verfügbare  Goldbestand  des  Schatzamtes  (abzüg- 
lich der  Goldzertifikate),  der  beim  Amtsantritt  von  Harrison 
etwa  196  Millionen  betragen  hatt«,  sank  am  Schlüsse  seiner 
Amtsperiode  (4.  März  1893)  auf  103  Millionen  Dollars.  In  den 
3  Jahren  während  des  Bestehens  der  Shermanbill  1890 — 93 
hatte  das  Schatzamt  155  Millionen  Gold,  davon  1893  allein  87 
durch  Export  verloren.  1893 — 96  wurden  ihm  sodann  noch 
mehr,  nämlich  insgesamt  483  Millionen  Dollars  entzogen. 

Was  tat  die  Regierung  angesichts  dieser  Ereignisse?  Ließ 
sie  alles  seinen  Gang  gehen  und  sich  schließlich  dazu  drängen^ 
das  bis  dahin  in  akzessorischer  Stellung  befindliche  Geld  nun- 
mehr valutarisch  zu  behandeln?  Nein,  sie  fuhr,  das  muß  einmal 
vor  allen  Dingen  ausgesprochen  werden,  trotz  der  überaus 
prekär  gewordenen  Verhältnisse  fort,  in  Gold  zu  zahlen,  es  auch 
weiterhin  valutarisch  zu  behandeln.     Ja,  sie  brachte  sogar  zu 
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diesem  Zwecke  Opfer  von  beträchtlicher  Größe.  Es  tritt  uns 
also  hier  znm  ersten  Male  in  der  Geschichte  der  amerikanischen 
Oeldverfassung  der  Fall  entgegen,  daß  die  Vereinigten  Staaten 
eine  bestimmte  Ijtrische  Politik  treiben,  um  die  einmal  ge- 
wählte Währung  festzuhalten. 

Als  nämlich  im  Jahre  1894  die  Goldreserve,  welche  ja, 
wie  an  anderer  Stelle  erwähut  worden  ist,  für  die  Einlösung 
der  Greenbacks  in  der  Mindesthöhe  von  100  Millionen  Dollars 
gehalten  werden  muß,  auf  65  Millionen  gesunken  war,  versuchte 
der  Schatzsekretär  zunächst,  sie  vermittelst  einer  direkten  Gold- 
anleihe wieder  aufzufüllen.  Er  verkaufte  zu  diesem  Zwecke 
50  Millionen  ö^/o  Bonds  rückzahlbar  in  10  Jahren  zu  117,**'<*/o 
in  Gold.  Die  Unterbringung  dieser  Summe  war  nicht  leicht 
Erst  am  letzten  Tage  gewann  der  Schatzsekretär  nach  vieler 
Mühe  einige  New- Yorker  Banken  schließlich  zur  Übernahme. 
Infolgedessen  hob  sich  die  Reserve  im  Februar  1894  auf  106 
Millionen.  Aber  schon  im  Juli  des  gleichen  Jahres  sank  sie  wieder 
auf  55,  im  Oktober  auf  61  Millionen  Dollars.  Im  November  folgte 
darauf  eine  zweite  Goldanleihe  in  der  gleichen  Form.  Auch  sie 
schwand  wie  Wasser  dahin.  Im  Januar  1895  langte  man  auf 
einem  Tiefstande  von  44  Millionen  an.  Täglich  wurde  damals 
dem  Schatzamte  Gold,  zeitweise  3  Millionen,  entnommen. 

Also  mit  diesem  exodromischen  Mittel  der  direkten  Gold- 
anleihe, das  sah  man  bald  ein,  war  der  gewünschte  Zweck 
nicht  zu  erreichen.  Zudem  konnte  man  kaum  hoffen,  nach  dem 
schwachen  Resultate  der  früheren  Anleihen  mit  einer  neuen 
Emission  noch  irgend  einen  Erfolg  zu  haben. 

Was  tun?  In  dieser  Not  inszenierte  die  Regierung  einen 
ganz  neuen,  wenigstens  vordem  und  seitdem  unseres  Wissens 
in  dieser  Form  noch  nicht  dagewesenen  exodromischen  Eingriff. 
Wir  möchten  ihn  als  4.  Art  den  3  von  Professor  Knapp  in 
seiner  staatlichen  Theorie  beispielsweise  angeführten  anreihen. 
Er  bestand  darin: 

Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  wandte  sich  durch 
Vermittlung  amerikanischer  Banken  an  ein  englisch-amerikani- 
sches Konsortium.  Seine  Führung  lag  in  den  Händen  der  Firmen 
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Kothschild,  Belmont  und  Morgan.  Dieses  Syndikat  verpflichtete 
sich  dem  zwischen  ihm  und  der  Regierung  getroffenen  Ab- 
kommen zufolge  dem  amerikanischen  Staate  gegen  eine  Anleihe  von 
62  317  000  Dollars  zu  4^/o  verzinslich,  binnen  30  Jahren  in  coin 
rückzahlbar  (also  =  65  317  000  Dollars),  sofort  3500000  Unzen 
Gold  (die  Hälfte  in  Europa)  zu  liefern.  Gleichzeitig  aber,  und 
das  ist  u.  E.  das  Wichtigste,  allein  Erfolg  versprechende,  er- 
klärte das  Konsortium  sich  bereit,  seinen  ganzen  finanziellen 
Einfluß  dahin  aufzubieten,  daß  das  Schatzamt  bis  zur  formellen 
Erfüllung  des  Vertrages  gegen  Goldabflüsse  geschützt  werde. 
Der  betreffende  interessante  Passus  lautete:  „In  consideration 
of  the  purchase  of  such  coin,  the  parties  of  the  second  part 
and  their  associates  hereunder  assume  and  will  bear  all  the 
expense  and  incoitable  loss  of  bringing  gold  from  Europe 
hereunder;  and  as  far  as  lies  in  their  power,  will  exert  all 
financiel  influence  and  will  make  all  legitimate  efforts 
to  protecte  the  Treasury  of  the  United  States  against 
the  withdrawals  of  gold,  pending  the  complete  Per- 
formance of  this  contract". 

Das  genannte  Bankkonsortium  erfüllte  dies  Versprechen 
in  der  Tat  durch  Transaktionen,  welche  offenbar  geeignet  waren, 
den  intervalutarischen  Kurs  für  Amerika  entsprechend  günstig 
zu  beeinflussen.  Vermutlich  verkaufte  man  z.  B.  amerikanische 
Wertpapiere  an  der  Londoner  Börse,  zog  dann  auf  Grund  des 
dadurch  entstandenen  Guthabens  Checks  und  Wechsel  auf  diesen 
Platz.  Diese  wurden  sodann  ihrerseits  in  Amerika  zu  Kursen 
verkauft,  die  es  vorteilhafter  erscheinen  ließen,  eben  jene  Wechsel 
und  Checks  anstatt  des  baren  Geldes  ins  Ausland  zu  senden. 
So  rief  man  künstlich  ein  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem 
Devisenmarkte  hervor  und  war  bemüht,  es  stets  zugunsten 
Amerikas  zu  stellen.  Die  dabei  entstehenden  Verluste,  die  da- 
mit verbundenen  Opfer,  welche  diese  Art  der  Aufrechterhaltung 
eines  bestimmt  hohen  Kurses  kosteten,  trugen  direkt  die  Banken. 
Indirekt  blieben  sie  auf  den  Schultern  des  Staates  haften,  da 
er  ja  am  letzten  Ende  auf  dem  Wege  der  Anleihe  und  Zinsen- 
zahlung die  Banken  dafür  schadlos  halten  mußte. 
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Auf  die  soeben  geschilderte  Art  gelang  es  den  Vereinigten 
Staaten  damals  tatsächlich  ihre  Goldwährung  aufrechtzuerhalten. 
Aber  welche  Opfer  hat  es  sie  gekostet?  Eine  Schuldenlast 
von  über  262  Millionen  Dollars  hatte  die  Regierung  zu  diesem 
Zwecke  in  dem  Zeitraum  von  wenigen  Jahren  auf  sich  geladen. 
Wie  lange  wäre  wohl  das  noch  möglich  gewesen?  Vermutlich 
hätte  selbst  die  Leistungsfähigkeit  eines  so  blühenden  und  schnell 
zu  Reichtum  gelangenden  Staates  wie  Amerika  bald  ihr  Ende 
erreicht,  wenn  die  bestehenden  Verhältnisse  von  Dauer  gewesen 
wären.  Daß  man  in  der  Tat  nicht  weit  davon  entfernt  war,  darauf 
ddhtet  die  Hilfsaktion  der  Banken  zur  Genüge  hin.  Diese  künst- 
liche Beeinflussung  des  "Wechselkurses  war  doch  höchstens  im 
Stande  seine  kurzdauernden  Schwankungen  zu  beseitigen.  End- 
gültige Besserung  konnte  nur  eine  Änderung  der  pantopolischen 
Umstände  zugunsten  Amerikas  bringen. 

Diese  trat  denn  auch,  wenigstens  zum  größten  Teil,  gegen 
Ende  der  90er  Jahre  endlich  ein.  Nicht  nur  Getreide  und 
andere  Rohprodukte,  sondern  auch  Industrieerzeugnisse,  für 
welche  Amerika  bis  dahin  fast  nur  Importland  gewesen  war, 
wurden  infolge  guter  Ernten  jetzt  exportiert  Auch  die  Furcht, 
Amerika  könnte  wieder  zu  den  Silberwährungsländem  übergehen, 
verlor  nach  Auf  hebung  der  Shermanbill  und  der  Präsidenten-Wahl 
von  1896  (Sieg  der  Goldpartei)  mehr  und  mehr  an  Kraft  Zum 
mindesten  dürften  Abstoßungen  von  Wertpapieren  im  großen 
Maßstabe  seitens  Europas  nicht  mehr  stattgefunden  haben.  Die 
Folge  war:  Der  intervalu tarische  Kurs  Amerikas  gegenüber  seinen 
Nachbarländern,  vor  allem  England  und  Deutschland,  erfreute 
sich  steter  Sicherung.  Ein  Goldabfluß  fand  infolgedessen  nicht 
mehr  statt  Ja,  der  Kurs  stellte  sich  bald  so  günstig,  daß  man 
nicht  nur  seine  Goldreserve  intakt  halten  konnte,  sondern  darüber 
hinaus  noch  eine  beträchtliche  Menge  dieses  Metalles  an  sich 
zu  ziehen  vermochte.  Damit  war  die  valutarische  Behandlung 
des  Goldgeldes  ermöglicht  und  de  facto  gesichert  De  jure  wurde 
es  indes  erst  durch  das  Gesetz  von  1900  in  diese  Stellung 
gehoben. 


VI.  Abschnitt. 

DIE  AKTE  VOM  14.  MÄRZ  1900;  DIE  GESETZ- 
LICHE FESTLEGUNG  DER  VALÜTARISCHEN 
STELLUNG  DES  GOLDGELDES. 

1.  DEK   SCHATZSEKEETÄK    WIRD    ANGEWIESEN,    AUF 
VERLANGEN  STETS  IN  GOLD  ZU  ZAHLEN. 

Das  Gesetz  vom  14.  März  1900  traf  an  erster  Stelle  die 
Bestimmung,  der  Golddollar  solle  „be  the  Standard  unit  of  value". 
Was  darunter  zu  verstehen  sei,  ging  klar  und  scharf  daraus 
hervor,  daß  der  Schatzsekretär  gleichzeitig  angewiesen  wurde, 
sich  stets  bereit  zu  halten  (wenn  es  verlangt  wurde),  in  Gold 
zu  zahlen.  Das  heißt  aber  doch  nichts  anderes,  als  das  Goldgeld 
valutarisch  zu  behandeln.  Man  sprach  es  also  sogar  im  Gesetze 
direkt  aus,  daß  man  gesonnen  sei,  mit  den  Experimenten  der 
Jahre  1878  und  1890  endgültig  aufzuhören  und  zur  reinen 
Goldwährung  überzugehen.  Es  war  damit  die  Wahl  der  Wäh- 
rung nicht  mehr  wie  ehedem  unter  der  Herrschaft  des  Bimetallis- 
mus in  die  Hände  der  Begiei-ung  oder  gar  des  Schatzsekretärs 
gelegt  Nein,  nur  die  eine,  und  zwar  die  Zahlung  in  Goldgeld 
durfte  am  letzten  Ende  fortan  seitens  des  Staates  aufgedrängt 
werden.  Das  war  der  Unterschied,  der  nicht  genug  beachtet 
werden  kann. 

Verdeutlicht  gewissermaßen  wurde  diese  Anordnung  in 
praxi  durch  die  weitere  Bestimmung  der  Akte,  daß  die  Ein- 
lösung der  Greenbacks  und  Schatznoten  von  jetzt  ab  ausdrück- 
lich nur  in  Gold  zugelassen  wurde.  Vordem  hatte  sie  nämlich 
lediglich  in  „coin^^  (Münze)  zu  geschehen.  Dahin  gehörten  aber, 
rechtlich  wenigstens,  auch  die  Silberdollars,  ein  notales  Eurant- 
geld,  sowie  das  Scheidegeld. 
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Um  diese  Einlösung  zu  sichern,  im  Grunde  genommen 
wohl  aber  um  den  Schatzsekretär  überhaupt  in  den  Stand  zu 
setzen,  den  ihm  auferlegten  Verpflichtungen  betreffs  Goldzahlung 
nachzukommen,  schrieb  das  Gesetz  das  Halten  einer  Goldreserve 
von  mindestens  150  Millionen  Dollars  vor. 


2.  Zu  DIESEM  ZWECKE  SOLL  EINE  GOLDRESEKVE 
GEHALTEN  WERDEN. 

Im  Falle  ihres  Sinkens  auf  einen  geringen  Betrag  war  der 
Schatzsekretär  befugt  und  ev.  verpflichtet,  folgende  Transaktionen 
vorzunehmen,  um  sie  wieder  auf  die  alte  Höhe  zu  bringen: 

1.  die  eingelösten  Noten  für  geprägtes  Gold  in  dem  all- 
gemeinen Fonds  der  Schatzkammer  umzutauschen, 

2.  gegen  geprägtes  Gold  Noten,  die  im  Verkehr  beliebter 
sind,  hinzugeben, 

3.  mit  Noten  geprägtes  Gold  zu  kaufen. 
Und  sollten  alle  diese  Mittel  versagen, 

4.  Staatspapiere  mit  einem  Zinssatze  von  nicht  mehr  als 
3<^/o,  zu  emittieren. 

Wir  haben  damit  einfach  eine  Aufzählung  mehrerer  kleiner 
exodromischer  Eingriffe  vor  uns,  mit  deren  Hilfe  man  künst- 
lich etwaigen  Gefahren,  denen  die  amerikanische  neue  Gold- 
währung eventuell  ausgesetzt  sein  würde,  zu  begegnen  hoffte. 
Von  dem  unschuldigsten  Mittel,  indem  man  zeitweilig  das  in 
der  Staatskasse  befindliche  Gold  in  die  Goldreserve  zu  ihrer 
Verstärkung  überführt  resp.  umtauscht,  wird  begonnen.  Es  folgt 
der  Versuch,  Gold  gegen  Hingabe  von  Noten  aus  dem  freien 
Verkehr  zu  ziehen  (eine  Absicht,  die  man  in  Deutschland  mit 
Emission  der  kleinen  Banknoten  (1907)  und  10  Mk.  Kassen- 
scheinen zu  erreichen  hofft),  sowie  mit  Noten  geprägtes  Gold 
zu  kaufen.  Den  Beschluß  bildet  die  direkte  Goldanleihe,  die 
nur  für  den  äußersten  Notfall  Anwendung  finden  soll,  denn 
sie  erfordert  direkte  Opfer  im  Gegensatz  zu  den  anderen  ge- 
nannten. Wer  wollte  hier  noch  eine  zielbewußte  lytrische 
Politik  leugnen?! 
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3.  DER  SILBERDOLLAR  BEHÄLT  SEINEN  LEGAL  TENDER- 
CHARAKTER. 

Um  so  auffallender  erscheint  es  demgegenüber,  daß  man 
sich  auch  in  diesem  neuesten  Gesetze  noch  immer  nicht  dazu 
entschließen  konnte,  endlich  einmal  mit  der  Vermehrung  des 
akzessorischen  Geldes  aufzuräumen,  in  dieser  Beziehung  reinen 
Tisch  zu  machen.  Man  beließ  auch  jetzt  den  Silberdollars  ihren 
legal  tender-Charakter.  Die  diesbezügliche  Stelle  der  Akte  lautete 
nämlich:  „that  nothing  contained  in  this  act  shall  be  construed 
to  affect  the  legal  tender  quality  as  now  provided  by  law 
of  the  silver  dollar".  Sie  blieben  demnach  weiterhin  ein 
notales  Eurantgeld  zu  definitivem  Gebrauche. 

4.  DIE  AUSPRÄGUNG  FINDET  WEITER  STATT. 

Ihre  Ausprägung,  so  bestimmte  das  Gesetz  ferner,  solle 
ruhig  weiter  erfolgen.  Sektion  5  besagte  darüber:  ^,that  it  shall 
be  the  duty  of  the  Secretary  of  the  Treasurer,  as  fast  as  Standard 
silver  doUars  are  coined  under  the  provisions  of  the  acts  of 
July  14.  1890  and  June  13.  1898  from  bullion  pursch^ed 
under  the  act  of  July  14.  1890,  to  retire  and  canced  equal 
amount  of  Treasury  notes  whenever  received  into  the  Treasury, 
either  by  exchange  in  accordance  with  the  provisions  of  this 
act  or  in  the  ordinary  course  of  business,  and  upon  the  can- 
cellation  of  Treasury  notes  silver  certificates  shall  be  issued 
against  the  silver  dollars  so  coined^^  Das  einzige  also,  was 
hierdurch  erreicht  wurde,  war  die  allmähliche  Beseitigung  der 
Schatznoten  von  1890,  welche  zur  Bezahlung  der  Silberankäufe 
gedient  hatten.  Sie  sollten,  so  ordnete  ja  das  Gesetz  an,  auf 
welchem  Wege  sie  auch  immer  eingehen  mochten,  einbehalten 
werden.  Eine  Verminderung  der  Gesamtmenge  des  akzessorischen 
Geldes  trat  aber  damit  auch  nicht  ein,  da  an  ihrer  Stelle  Silber- 
dollars oder  Silberzertifikate  treten  mußten. 

Damit  war  natürlich  nichts  gewonnen,  weil  ja  an  die  Stelle 
der  einen  notalen  Geldart  lediglich  eine  andere  trat,  die  sich 
ebenfalls  in  akzessorischer  Stellung  befand. 
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5.  DIE  MAXIMALGEENZE  FÜR  SILBERNES  SCHEIDEGELD 
WIRD  AUF  100  MILLIONEN  DOLLARS  FESTGESETZT. 
Der  obigen  Behauptxmg,  daß  das  vorhandene  Barrensilber 
auch  noch  weiterhin  zur  Ausprägung  in  Dollars  und  damit  zur 
Yermehrung  des  akzessorischen  Geldes  zu  dienen  bestimmt  sei, 
widerspricht  scheinbar  eine  andere  Bestimmung  des  gleichen 
Gesetzes.  Danach  wurde  nämlich  verfügt,  der  Schatzsekretar 
solle  je  nach  Bedarf  und  nach  seinem  eigenen  Ermessen  das 
unter  der  Bland-  und  Shermanbill  angekaufte  Silber  zur  Aus- 
münzung von  subsidiary  silver  coin  und  Silberdollars  ver- 
wenden. Also,  wird  etwa  mancher  sagen:  Vielleicht  konnte  der 
größte  Teil  jenes  Silbers  ganz  regulär  und  nutzbringend  zu  dem 
nötigen  Scheidegeld  Verwendung  finden.  Indes  übersieht  man 
da  den  Umstand,  daß  die  Maximalgrenze  für  diese  Geldart  durch 
eben  diese  Akte  auf  100  Millionen  Dollars  festgesetzt  wurde. 
Zur  Zeit  (1900)  waren  nun  bereits  ca.  80  Millionen  Scheidegeld 
vorhanden.  Es  konnten  mithin  von  den  damals  noch  im  Schatz- 
amte vorhandenen  85550000  Unzen  Barrensilber  nur  ca.  14 
Millionen  Unzen  =  20  Millionen  Dollars  in  Scheidemünze 
ausgeprägt  werden,  ein  verhältnismäßig  recht  kleiner  Teil.  Die 
ganze  noch  übrig  bleibende  Menge,  73  Millionen  Unzen  =  ca. 
100  Millionen  Dollars,  war  somit  für  die  Ausmünzung  in  Dollar- 
stücke vorbehalten.  Welche  Belastung  stand  damit  dem  Verkehr 
in  Zukunft  bevor!  Glaubte  man  wirklich  solche  Massen  der 
großen  Dollarstücke  in  natura  unterbringen  zu  können?  Nach 
den  in  früheren  Jahren  gemachten  Erfahrungen  war  das  so 
gut  wie  ausgeschlossen.  Aber,  vielleicht  würde  es  eher  gehen, 
wenn  die  Form  der  Silberzertifikate  gewählt  wurde.  Freilich 
mußten  diese  dann  in  möglichst  kleinen  Abschnitten  emittiert 
werden.  In  diesem  Sinne  bestimmte  man,  daß  von  diesen 
Scheinen  für  die  Folgezeit  90^0  auf  Abschnitte  von  1 — 10  Dollars 
lauten  sollten.  Nur  die  restlichen  lO^/o  der  Gesamtausgabe 
durften  in  Stücken  von  20,  50  und  100  Dollars  bestehen,  „at 
the  discretion^^  des  Schatzsekretärs.  Um  die  ersteren  leichter 
unterzubringen,  ordnete  schließlich  das  Gesetz  noch  die  Ein- 
ziehung der  Greenbacks  unter  10  Dollars  an. 

S  c  h  e  f  f  1  e  r ,  Oeldwesen  der  Ver.  Staaten  v.  Amerika  im  XDL  Jahrh.     6 
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6.  DIE  GOLDZERimKATE  WERDEN  WIEDEREINGEFÜHRT. 

Schließlich  wurden  auch  die  Goldzertifikate,  deren  Aus- 
gabe seitens  der  Regierung  seit  1882  eingestellt  gewesen  war, 
wieder  eingeführt  Die  Form  sowie  die  Modalitäten  waren  voll- 
kommen die  alten.  Indes  sah  die  Akte  vom  4.  März  1900 
eine  Beschränkung  bezüglich  ihrer  Emission  vor.  Diese  sollte 
nämlich  suspendiert  werden,  sobald  die  Goldreserve  für  Green- 
backs  unter  100  Millionen  gefallen  war.  Dabei  war  offenbar 
der  Gedanke  maßgebend,  es  könnten  etwa  in  Erisenzeiten  viele 
Leute  mit  Hilfe  der  Greenbacks  Gold  aus  dem  Schatzarate  ziehen, 
lediglich  um  es  sodann  gegen  Goldzertifikate  bei  der  Regierung 
zu  deponieren.  Auf  diese  Weise  würde  ganz  unnötigerweise 
mehr  Papiergeld  zur  Einlösung  präsentiert  werden  und  damit 
zur  Sehmälerung  der  Goldreserve  beitragen,  als  in  Wirklichkeit 
der  Bedarf  erforderte.  Auch  diese  neuen  Goldzertifikate  wurden 
ausdrücklich  als  rechtsgültige  Zahlung  für  „customs  taxes  and 
all  public  dues'^  erklärt.  Sie  waren  damit  staatliches  G^ld,  be- 
saßen nur  provisorischen  Charakter  und  genossen  im  privaten 
Verkehr  auf  rein  fakultativem  Wege  Annahme. 

Wir  sind  hiermit  bei  der  Gegenwart  angelangt  Die  so- 
eben besprochene  Akte  vom  14.  März  1900  ist  das  letzte 
wichtige  Gesetz,  das  die  Geldverfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  wesentlich  tangiert  Haben  wir  damit  unsere 
Aufgabe,  einen  Überblick  von  dem  Geldwesen  der  Union  im 
10.  Jahrhundert  vom  Staate  aus  zu  geben,  zu  Ende  geführt? 
Wer  die  staatliche  Theorie  kennt  und  ihren  Standpunkt  teilt, 
muß  diese  Frage  mit  einem  Nein  beantworten.  Denn  ihr  zu- 
folge gehört  auch  die  Banknote,  soweit  sie  staatliche  Akzeptation 
genießt,  voll  und  ganz  in  den  Kreis  staatlichen  Geldes.  Die? 
aber  ist  in  Amerika  vielfach  der  Fall.  Also  muß  auch  sie,  resp. 
ihre  Stellung  in  der  amerikanischen  G^ldverfassung,  etwas  aus- 
führlicher dargestellt  werden.  Erst  dann  erhalten  wir  ein  voll- 
ständiges getreues  Bild  von  ihr.  Das  soll  in  dem  folgenden, 
vorletzten  Abschnitte  in  Kürze  geschehen. 


VII.  Abschnitt. 

DIE  BANKNOTE  IN  DER  AMERIKANISCHEN 
GELDVERFASSÜNG. 

Die  amerikanische  Banknote  hat  im  Laufe  der  Zeit  die 
mannigfachsten  Wandlungen  durchgemacht  Ihre  heutige  Gestalt 
und  Stellung  ist  das  Produkt  einer  langen  Entwicklung.  Zeiten, 
in  denen  sie  fast  das  staatliche  Geld  Kar'  igoxnv  darstellte, 
wechselten  mit  Perioden  ab,  da  ein  direktes  gesetzliches  Ver- 
bot sie  von  den  Kassen  der  Begierung  ausschloß.  Einstmals, 
während  des  Bestehens  der  I.  und  IL  Yereinigten  Staaten-Bank, 
übte  sie  einen  alles  beherrschenden  Einfluß  aus.  Heute  kommt 
ihr  nur  noch  eine  im  Verhältnis  zu  den  anderen  ümlaufsmitteln 
mäßige  Bedeutung  zu.  Ja,  man  kann  sogar  weiter  gehen  und 
sagen:  Sie  unterscheidet  sich  wenig  von  den  verschiedenen 
Sorten  des  in  Amerika  kursierenden  staatlichen  Papiergeldes. 
Gleich  ihnen  bildet  sie  einen  nahezu  festen  Bestandteil  der  Um- 
laufsmittel der  Union,  und  die  durchschnittliche  Dauer,  während 
der  das  einzelne  Stück  in  der  Regel  im  Verkehr  festgehalten 
wird,  übersteigt  sogar  die  aller  anderen  Arten  papierener  Zah- 
lungsmittel beträchtlich  (sie  beträgt  nahezu  4  Jahre). 

In  der  Entwicklungsgeschichte  der  Notenbanken  der  Ver- 
einigten Staaten  lassen  sich  im  wesentlichen  6  Perioden  unter- 
scheiden. Die  erste  umfaßt  die  Zeit  vor  1790  resp.  91.  Man 
kann  sie  kurz  als  die  der  Kolonialbanken  bezeichnen.  Die 
Ausgabe  und  Annahme  der  Banknoten  hielt  sich  im  allge- 
meinen eng  in  den  Grenzen  der  einzelnen  Provinz  resp.  des 
Staates.  Sie  stellten  demnach  eine  Art  Provinzial-  oder 
Landesgeld  dar.  Nur  von  wenigen  bedeutenden,  z.  B.  der 
Bank  of  North  America,  wird  berichtet,  daß  ihre  Noten  laut 
Gesetz  bei  Steuern  und  Abgaben  in  jedem   Staate  Geltung 
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haben  sollten.  Sie  besaßen  demnach  schon  einen  größeren  Zah- 
lungskreis. 

Eine  Änderung  hierin  trat  durch  die  errungene  Selbstän- 
digkeit Amerikas  nicht  ein.  Die  Verfassung  von  1787  enthielt 
nichts  darüber.  Sie  übertrug  zwar  die  Kompetenz  im  Geld- 
wesen dem  Kongreß  der  föderierten  Staaten,  aber  dazu  ge- 
hörte ja  nach  den  Begriffen  damaliger  Zeit  die  Banknote  nicht 
Erst  der  nun  folgende  Zeitraum  von  1791-1811  brachte  in  den 
Noten  der  ersten  Vereinigten  Staaten-Bank  ein  in  der 
ganzen  Union  giltiges,  weil  von  allen  öffentlichen  Kassen 
laut  Gesetz  anzunehmendes,  staatliches  Geld. 

Leider  fand  beim  Erlöschen  der  Charter  infolge  Anfech- 
tung ihrer  Gesetzmäßigkeit  und  anderer  Anfeindungen  eine  Er- 
neuerung nicht  statt,  sodaß  1811 — 16  der  alte  Zustand  wieder 
eintrat  Die  Noten  der  Staaten-Banken,  die  zumeist  während  des 
Krieges  mit  England  ihre  Einlösbarkeit  verloren  hatten,  galten 
in  dem  Staat  der  ausgebenden  Bank,  aber  nicht  darüber  hinaus. 
Dies  führte  zu  teilweise  ganz  unhaltbaren  Zuständen.  Kam  es 
doch  vor,  daß  der  Gesamt-Staat,  da  er  die  Noten  in  den  ein- 
zelnen Staaten  an  seinen  Kassen  annahm,  in  dem  einen  Staate 
große  Summen  zu  gut  hatte,  in  einem  anderen  dagegen  schul- 
dete, ohne  einen  Ausgleich  schaffen  zu  können. 

Vor  allem  dieser  Übelstand  sowie  die  Hoffnung,  das  Bar- 
geld mit  ihrer  Hilfe  leichter  wieder  in  valutarische  Stellung 
zu  heben,  verhalf  der  H.  Vereinigten  Staaten-Bank  zum  Leben. 
Während  ihres  Bestehens,  von  1816  —36,  erfreute  sich  Amerika 
eines  gesunden,  über  alle  Teile  der  Union  ausgedehnten  Noten- 
umlaufes. Ihre  Scheine  mußten  an  allen  öffentlichen  Kassen  und 
desgleichen  im  Privatverkehr  genommen  werden.  Sie  hatten  da- 
mit die  Eigenschaft  von  Kurantgeld. 

Mit  ihrem  Falle,  der  vor  allen  Dingen  ein  Werk  des  Prä- 
sidenten Jakson  war,  begannen  die  einzelnen  Staaten  verschie- 
dene Systeme  auszubilden  und  mannigfache  von  einander  ab- 
weichende Gesetze  für  Notenbanken  zu  geben.  Die  bekanntesten 
und  wichtigsten  von  ihnen  sind  das  Freebank-,  Suffolk-  und  Safe- 
tyfund-System.    Einheitlichkeit  wurde  hierbei  nur  insoweit  er- 
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reicht,  als  die  einzelnen  Staaten  vielfach  sich  einem  bestimmten 
Systeme  anschlössen.  Im  allgemeinen  indes  lag  der  Geltungs- 
bereich der  Noten  dieser  Banken  im  Rahmen  des  jedesmaligen 


Das  dauerte  bis  1863,  wo  sich  aus  diesen  verschiedenen 
Systemen  allmählich  das  bis  auf  den  heutigen  Tag  und  zwar 
im  Bereiche  der  ganzen  Union  geltende  Nationalbanksystem 
bildete.  Zufolge  der  Nationalbankakte  aus  dem  genannten  Jahre 
und  seiner  später  erfolgten  Bevision  haben  die  Noten  jeder 
dieser  neu  gegründeten  oder  durch  Umwandlung  aus  alten 
Staaten-Banken  entstandenen  Nationalbanken  gesetzliche  Gel- 
tung und  Annahmezwang  in  ganz  Amerika.  Ausgenommen  sind 
nur  ZollzahluDgen  einerseits  und  Schuldzinszahlung  des  Staates 
andrerseits.  In  dieser  Beziehung,  d.  h.  nach  der  epizentrischen 
und  apozentrischen  Seite  hin,  ist  ihr  Zahlungskreis  also  be- 
schränkt Die  Hauptsache  war  und  ist  aber  erreicht  Die  Masse 
der  von  mehreren  tausend  (5 — 6000)  kleinen  Banken  in  den 
verschiedensten  Staaten  von  Amerika  ausgegebenen  Noten  be- 
sitzt in  einheitlicher  Weise  den  Charakter  staatlichen  Geldes. 

1.  DIE  KOLONIALBANKEN.  1714—1791. 
Der  erste  Versuch,  eine  Notenbank  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  zu  errichten,  wurde  bereits  im  Jahre  1714 
in  Massachusetts  unternommen.  Das  geplante  Institut  wurde  be- 
zeichnet als:  „A  projection  for  erecting  a  Bank  of  Credit  in 
Boston,  New  England  founded  on  Land  Security."  Sein  Kapital 
sollte  300000  -£  betragen.  Daß  es  als  Notenbank  gedacht  war, 
geht  aus  einer  Stelle  der  Statuten  hervor,  in  der  es  heißt,  die. 
gemachten  Einzahlungen,  welche  in  Form  von  Grundstücken  (I^ 
erfolgen  konnten,  sollen  „to  be  and  remain  as  a  fund  or  secu-. 
rity  for  such  biUs  as  shall  be  emited  therefrom".  D.  h.  auf 
Grund  der  in  das  Eigentum  der  Bank  übergegangenen  Grund- 
stücke sollen  Noten  ausgegeben  werden.  Die  Geschäfte  der  Bank 
waren  dahin  beschränkt,  daß  „schätzbare  Güter"  (ratable  estates) 
his  zum  Gesamtwert  von  höchstens  ^Iz  beliehen  werden  durften. 
Bei  Holzhäusern  sollte  nicht  der  Wert  des  umliegenden  Landes. 
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Überschritten  werden;  für  Steinhänser  war  die  IV« fache  Taxation 
des  umliegenden  Bodens  anzunehmen.  Eisen  und  sonstige  un- 
verderbliche Waren  durften  nur  zur  Hälfte  oder  */s  ihres  Markt- 
wertes als  Pfand  dienen. 

Was  uns  aber  bei  dieser  ersten  Bankgründung  besonders 
interessiert  und  weshalb  sie  uns  der  Erwähnung  wert  erschien, 
ist  die  Art  und  Weise,  in  der  man  den  Noten  der  neuen  Bank 
einen  bestimmten  Zahlungskreis  zu  sichern  trachtete.  In  dieser 
Hinsicht  wurde  nämlich  bestimmt :  „Each  subscriber  was  pled- 
ged  to  give  the  same  credit  to  the  bills  as  to  those  of  the  pro- 
vince,  and  accept  them  in  all  payments  (specialities  excepted) 
upon  forfeiture  of  £  50  for  each  refusal  until  the  refuser  has 
forfeited  his  whole  security  and  profits.''  D.  h.  jeder  Aktionär 
mußte  sich  verpflichten,  die  Noten  in  gleicher  Weise  wie  die 
province  bills  bei  allen  Zahlungen  anzunehmen.  Im  Weigerungs- 
fall wurde  er  mit  50  £  bestraft  Die  Aktionäre  bildeten  also 
eine  auf  einem  gewissen  Zwange  ruhende  private  Zahlgemein- 
schaft. Dem  gleichen  Zwecke  diente  offenbar  die  Vorschrift, 
jeder  Aktionär  solle  für  2  Jahre  Noten  der  Bank  im  Betrage 
von  wenigstens  V'4  seiner  Einzahlung  ^take  out  and  keep  out^. 
Eine  Erweiterung  dieses  Zahlungskreises  der  Noten  ward  für 
später  vorgesehen.  Sie  sollten  nämlich  gemacht  werden  „recei- 
vable  for  town  taxes  and  assessments'^  Damit  wären  sie  zum 
mindesten  eine  Art  Stadtgeld  geworden. 

Die  Form,  welche  für  diese  Scheine  vorgesehen  war,  das 
mag  noch  erwähnt  werden,  war  die  denkbar  einfachste.  Der 
Text  der  Noten  drückte  kein  Versprechen  zu  zahlen  aus,  etwa 
in  einem  bestimmten  Metall,  sondern  sprach  lediglich  die  Ver- 
pflichtung der  Aktionäre  aus,  „to  accept  the  same  in  lieu  (of 
twenty  Shillings)  in  aU  payments"  einerseits  und  andrerseits 
die  der  Bank,  sie  für  die  Einlösung  jedes  Pfandes  oder  Hypo- 
thek als  endgültige  Zahlung  anzunehmen.  Die  an  die  Bank  ge- 
richteten (epizentrisehen)  Zahlungen  wurden  also  ausdrücklich 
erwähnt 

Die  schwache  Seite  dieses  Bankprojektes  war  vor  allen 
Dingen  die  schwere  Realisierbarkeit  der  Pfänder  in  Zeiten  der 
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Oefahr  und  Not,  weil  sie  in  Grund  und  Boden  bestanden.  Darum 
erhielt  die  Bank  auch,  obwohl  sie  sehr  populär  war,  damals 
nicht  die  Genehmigung  des  General  court 

Erst  1741  wurde  die  bekannte  „Landbank'^,  die  auf  ähn- 
lichen Grundsätzen  basiert  war,  konzessioniert  Sie  gab  eigene 
Noten  aus.  Sie  wurde  arg  bekämpft  und  rief  schließlich  eine 
wahre  Bankmanie  in  fast  allen  TeUen  des  Landes  hervor.  Die 
Annahme  der  von  diesen  Instituten  ausgegebenen  Scheine  war 
lediglich  auf  den  Kreis  ihrer  Elientele  beschränkt,  sie  besaßen 
mithin  den  Charakter  reiner  Lokalbanken.  Für  die  Einlösung 
war  so  gut  wie  keine  Sorge  getragen.  Oder  konnte  man  noch 
von  einer  solchen  sprechen,  wenn  sich  diese  Banken  teilweise 
verpflichteten,  ihre  Noten  in  20  Jahren  einzulösen  und  auch 
dann  nur  in  Waren  zu  einem  willkürlichen  und  imbekannten 
Werte?  Als  die  Zustände  zu  ungeordnet  sich  gestalteten,  man 
vielfach  seine  Noten  zur  Hälfte  des  Nominalwertes  emittierte, 
nur  um  die  Leute  zur  Annahme  an  Zahlungs  Statt  zu  bewegen, 
sie  ,an  Zirkulation  zu  setzen",  mit  einem  Worte  der  Südsee- 
schwindel in  Amerika  Nachahmung  zu  finden  drohte,  erließ 
England  strenge  Yerbote  und  Strafen  gegen  dieses  Unwesen. 
Es  fanden  gründliche  Untersuchungen  statt  und  diesen  folgte 
zumeist  die  Liquidation,  welche  sich  häufig  viele  Jahre,  ja 
zuweilen  Jahrzehnte  hinzog. 

Die  nächsten  Bankgründungen  datieren  aus  den  80er 
Jahren  des  18.  Jahrhunderts.  Damals  entstanden  die  drei  Noten- 
banken in  Amerika,  welche  unseren  modernen  Begriffen  eines 
solchen  Institutes  einigermaßen  entsprechen.  Es  waren  die  auf 
Veranlassung  des  damaligen  Finanzministers  Morris  am  26.  Mai 
1781  resp.  82  gegründete  Bank  of  North  America,  1784  die 
Bank  of  Massachusetts  und  1784  Bank  of  New- York. 

Die  Bank  von  North  America  ward  1782  in  Phila- 
delphia mit  einem  Kapital  von  400000  Dollars  eröffnet  Die 
Regierung  beteiligte  sich  mit  330000  Doli.  Infolge  eines  Darlehns, 
welches  Morris  aus  Prankreich  in  „specie"  zu  erhalten  ver- 
mochte, war  sie  im  Stande,  der  Regieiiing  große  Vorschüsse 
für  den  Ankauf  von  Kriegsmaterial  zu  machen.    Sie  war  als 
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Nationalbank  gedacht  Ihre  Noten  sollten  bei  Zahlung  v^on 
Steuern  und  Abgaben  in  jedem  Staate  Geltung  haben.  Sie 
erhielten  damit  den  Charakter  staatlichen  Geldes.  Anfangs  war 
die  emittierte  Notenmenge  nicht  beträchtlich.  Ihre  Ausgabe 
und  die  Ausdehnung  ihres  Umlaufes  nahm  indes  bedeutend  zn, 
nachdem  durch  die  Verfassung  den  einzelnen  Staaten  die  Aus- 
gabe von  Papiergeld  untersagt  und  Gold  und  Silber  aliein  zum 
gesetzlichen  Zwangsmittel  erklärt  worden  war.  Denn  nun  um- 
ging man  am  leichtesten  und  einfachsten  dieses  unbequeme 
Verbot  durch   vermehrte  Ausgabe  von  staatlichen  Banknoten. 

Am  7.  Februar  1784  folgte  die  Errichtung  der  Bank  of 
Massachusetts.  Sie  war  zunächst  bezüglich  ihrer  Geschäfte 
keinerlei  Schranken  unterworfen.  Nur  hatte  die  Legislatur  das 
Recht,  jederzeit  eine  Prüfung  vorzunehmen.  Die  Notenmenge 
war  ebenfalls  unbegrenzt.  Erst  das  Jahr  1792  brachte  ein- 
engende Bestimmungen.  Sie  lauteten:  1.  Die  Bank  darf  keine 
Noten  unter  5  Dollars  ausgeben.  2.  Die  ausstehenden  Noten 
und  Darlehen  dürfen  den  doppelten  Gesamtbetrag  des  „i"^  Gold 
und  Silber  wirklich  in  der  Bank  deponierten"  Kapitals  nicht 
übersteigen.  3.  Im  Falle  der  Verletzung  dieser  Vorschriften 
sind  die  Direktoren  persönlich  haftbar  für  die  Schulden  der 
Bank.  4.  Der  Status  der  Bank  ist  dem  Gouverneur  und  dem 
Council  alle  6  Monate  aufzugeben.  Die  Form  dieser  Berichte 
ist  nicht  vorgeschrieben.  5.  Der  Bank  ist  der  Handel  in  Waren 
und  Aktien  irgend  einer  Bank  verboten.  Die  Noten  der  Bank 
fanden  im  Privatverkehr  Annahme.  Ob  auch  eine  solche  staat- 
licherseits  stattgefunden  hat,  und  in  welchem  Maße,  konnten 
wir  leider  nicht  feststellen.  Wir  glauben  indes,  daß  dies  zum 
mindesten  für  das  Gebiet  von  Massachusetts  zutrifft.  Es  ist 
doch  kaum  anzunehmen,  daß  der  Staat  die  Noten  der  Bank, 
welcher  er  durch  eine  Charter  ausdrücklich  das  Recht  Noten 
auszugeben  verliehen  hatte,  nicht  akzeptiert  hat 

Anstatt  des  vom  Schatzsekretär  Levingston  im  März  1784 
unterstützten  Landbankprojektes,  demgemäß  ^/s  der  Deckung  in 
bar  und  «/s  in  Landsicherheiten  bestehen  sollten,  schlug  Hamil- 
ton eine  „money  bank"  vor.  Das  war  die  Bank  of  New  York. 
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Sie  begann  ihr  Geschäft  laut  Charter  vom  9.  Juni  1784.  Der 
von  ihr  selbst  gezogene  Kreis  der  zu  pflegenden  Geschäfte  war 
sehr  eng.  Es  wurden  nur  Papiere  von  höchstens  30  Tagen  Lauf- 
zeit diskontiert  Aktionären  der  Bank  wurden  Wechsel  überhaupt 
nicht  abgenommen.  Überziehungen  in  irgend  welcher  Form 
waren  nicht  gestattet.  Diese  strengen  Vorschriften  machten  die 
Bank  bei  den  kleinen  Leuten  unpopulär.  Aber  aus  dem  gleichen 
Grunde  (d.  h.  wegen  der  dadurch  gebotenen  größeren  Sicher- 
heit) strömten  ihr  Depositen  in  Menge  zu.  Das  Geschäft  war 
glänzend.  Ihre  Stellung  wurde  so  machtvoll,  daß  sie  es  sogar 
wagen  konnte,  die  gerade  damals  von  Staats  wegen  ausge- 
gebenen „Post  revolutionary  bills  of  credit^^  als  Bardepositen 
zurückzuweisen.  Sie  stellte  ihren  Kunden  vielmehr  anheim,  sie 
als  „special  deposits^  einzuliefern.  Infolgedessen  sahen  sich  ihre 
Klienten  genötigt,  sich  jeder  2  verschiedene  Konten,  für  jede 
Geldsorte  eins,  anlegen  zu  lassen.  Ja,  das  ging  sogar  soweit,  daß  an 
einem  Tage  der  Woche  in  „paper",  also  wohl  dem  von  der  Bank 
ausgegebenen  Zahlungsmittel,  ihren  Noten,  an  einem  anderen  in 
„specie",  dem  staatlichen  Papiergelde,  diskontiert  wurde.  Eine 
ganz  merkwürdige  Erscheinung!  Die  Bank  bildete  offenbar,  das 
scheint  uns  der  Sinn  dieser  Einrichtung  zu  sein,  den  Mittelpunkt 
zweier  ganz  verschiedener  in  sich  geschlossener  Zahlungskreise. 
In  dem  einen  galten  nur  die  Scheine  der  Bank,  in  dem  anderen 
nur  die  des  Staates  als  giltiges  Zahlungsmittel. 

1789  betrug  das  Kapital  der  Bank  318250  Dollars.  Die  aus- 
stehenden Noten  erreichten  die  Höhe  von  181 254  Dollars.  Sie  waren 
zum  Teil  Banknoten,  zum  Teil  Postnoten.  Die  letzteren  sind  eine 
damals  sehr  beliebte  Form  von  Banknoten,  welche  eine  gewisse 
Zeit  nach  einem  künftig  fixierten  Datum  einlösbar  sind.  1791 
wurde  der  Legislatur  eine  neue  Charter  eingereicht  Sie  erhöhte  das 
Kapital  auf  900000  Dollars  und  brachte  mehrere  Beschränkungen. 
So  z.  B.  durften  in  Zukunft  die  Schulden  der  Bank  den  drei- 
fachen Betrag  des  eingezahlten  Kapitals  nicht  überschreiten. 
Grundbesitz  sollte  sie,  soweit  er  nicht  zu  Geschäftszwecken 
unbedingt  erforderlich  war,  nicht  besitzen.  Sodann  war  ihr  der 
Handel  in  Waren  und  Wertpapieren  untersagt. 
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Die  Noten  der  Bank  scheinen  zum  mindesten  im  Gebiete 
des  Staates  New  York  einen  ausgedehnten  Zahlungskreis  be- 
sessen zu  haben.  Yermutlich  wurden  sie  an  den  staatlichen 
Kassen,  wenn  auch  nur  auf  regiminalem  Wege,  angenommen. 
Yon  einer  gesetzlichen  Verpflichtung  ist  uns  nichts  bekannt 

2.  DIE  ERSTE  YEREINIGTE  STAATEN-BANK  1791—1811. 
Dadurch,  daß  soeben  die  drei  genannten  Banken  so  aus- 
führlich behandelt  wurden,  könnte  leicht  der  Anschein  erweckt 
werden,  als  hätten  nur  diese  allein  bestanden.  Sie  hätten  ge- 
wissermaßen eine  monopole  Stellung  eingenommen.  Dies  ist 
nicht  der  Fall.  Neben  den  besprochenen,  allerdings  wohl  wich- 
tigsten und  bedeutendsten,  tritt  vielmehr  nach  und  nach,  teil- 
weise auch  schon  gleichzeitig,  eine  ganze  Anzahl  kleiner  Banken 
ins  Leben.  Sie  gaben  ebenfalls  Noten  aus.  Ihre  Statuten  und 
Gepflogenheiten  dürften  indes  kaum  wesentliche  Abweichungen 
von  denen  jener  größeren  Institute  aufgewiesen  haben.  Ihre 
Zahlungskraft  war  gewiß  auf  einen  nur  engen  Kreis  beschränkt 
Ihre  Zahl  nahm  besonders  zu,  nachdem  die  Yerfassung  die  Aus- 
gabe von  staatlichem  Papiergeld  verboten  hatte.  Wie  es  nun 
meist  in  solchen  Fällen  zu  gehen  pflegt,  wo  eine  solche  völlige 
Unabhängigkeit  und  Freiheit  in  der  Ausgabe  von  Noten  be- 
steht, so  geschah  es  auch  damals.  Man  hielt  durchaus  nicht 
Maß.  Das  Noten-Papiergeld  nahm  bald  derart  überhand,  daß 
es  die  durch  die  Yerfassung  proklamierte  Hartgeldverfassung 
zu  gefährden  drohte.  Der  Staat  verlor  vollkommen  oder  besaß 
nicht  irgendwelche  Macht  über  diesen  Teil  des  akzessorischen 
Geldes.  Der  Kongreß  beschloß  daher  besonders  auf  Hamiltons 
Anregung  im  Jahre  1791  die  Gründung  eines  Zentralnoten- 
institutes,  der  „I.  Y ereinigten  Staaten-Bank".  Wenigstens 
ist  das  unseres  Erachtens  der  tiefere  Grund,  dem  sie  ihre  Ent- 
stehung verdankt  Gewiß  haben  noch  andere  Motive  mitge- 
holfen. Das  Bedürfnis  des  Staates,  seine  Schulden  zu  tilgen  und 
die  Beihilfe  der  Bank  dabei,  ist  nicht  gering  anzuschlagen.  Sie 
gewährte  sicherlich  eine  wesentliche  Erleichterung.  In  gleicher 
Weise  war  sie  geeignet,  je  mächtiger  sie  sich  entwickelte,  über 
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die  Ordnung  und  Regelung  des  inneren  Verkehrs  hinaus,  auch 
mit  dem  Auslande  Verbindungen  anzuknüpfen.  Diese  aber 
waren  besonders  wertvoll  für  den  FaU,  daB  man  dort  einen 
Kredit  suchen  und  in  Anspruch  nehmen  mußte,  auf  den  man 
im  Inland  nicht  mehr  rechnen  konnte.  Auch  ließ  sich  irgend 
welche  Exodromie,  das  mag  vielleicht  Hamilton  schon  dunkel 
empfunden  haben,  am  leichtesten  und  wirksamsten  mit  ihrer 
Hilfe  durchsetzen. 

Das  Kapital  der  Bank  sollte  10  Millionen  Dollars  be- 
tragen. Es  war  eingeteilt  in  25000  Aktien  ä  400  Dollars. 
Davon  wurden  8  Millionen  zur  öffentlichen  Subskription  auf- 
gelegt Die  Einzahlungen  hatten  zu  V*  in  bar,  (Gold  und  Silber), 
zu  V*  in  6  <>/o  Regierungsobligationen  zu  erfolgen.  Die  restlichen 
2  Millionen  des  Kapitals  übernahm  der  Staat  Er  verpflichtete 
sich,  diese  Summe  in  Raten  in  10  Jahren  mit  6«/o  Zinsen  zu 
zahlen.  Es  war  somit  der  Typus  einer  auf  privatem  Kapital 
fundierten  Bank  mit  StaatsbeteUigung  geschaffen.  Das  gesamte 
bare  Betriebskapital  betrug  nur  2  Millionen  Dollars. 

Die  Geschäfte  der  Bank  waren  nicht  unbeschränkt.  Viel- 
mehr durfte  sie  nur  solche  betreiben,  wie  sie  etwa  auch  heute 
bei  uns  einer  Notenbank  vorgeschrieben  sind.  Es  war  ihr  er- 
laubt: Annahme  von  Depositen,  Diskontieren  von  Wechseln, 
Gewährung  von  Vorschüssen  auch  auf  Hypotheken  und  das 
Gold-  und  Silberbarrengeschäft  Ein  ausdrückliches  Verbot  da- 
gegen war  ausgesprochen  betreffe  eigenen  Grundbesitzes,  soweit 
solcher  nicht  unbedingt  zum  Betriebe  gehörte,  und  bezüglich 
jeder  Art  von  Handelsgeschäften.  Dem  Schatzsokretäi*  stand 
sodann  das  Recht  der  Revision  zu.  Des  weiteren  sollten  die 
Schulden  der  Bank  nicht  größer  sein  als  ihr  Kapital.  Die  De- 
positen wurden  in  dieser  Hinsicht  nicht  als  Verbindlichkeiten 
betrachtet  Für  die  Überschreitung  dieser  Sunmie  wurden  die 
Direktoren  haftbar  gemacht  Damit  ward  also  die  Notenmenge 
der  Bank  im  wesentlichen  auf  den  Betrag  des  gesamten  Aktien- 
kapitals fixiert.  In  Wirklichkeit  erreichte  sie  nie  die  Hälfte 
desselben. 

Die  Noten   der   Bank  sollten  für  alle  an   den  Staat  ge- 
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richteten  Zahlungen  (govemment  dues)  Annahmezwang  genießen. 
(as  long  as  said  notes  were  payable  in  gold  and  silver  coin). 
Sie  traten  somit  in  den  Kreis  staatlichen  Geldes  ein.  Die  Ak- 
zeptation  im  anepizentrischen  Verkehre  dagegen  wurde  offen- 
bar dem  freien  Belieben  jedes  Einzelnen  überlassen.  Sie  mußten 
in  Gold  und  in  Silber  eingelöst  werden  und  bildeten  ein  vor- 
zügliches Umlaufsmittel  in  der  ganzen  Union. 

Zudem  leistete  die  Bank  der  Begierung  große  Dienste, 
indem  sie  die  gesamte  Kassenführung  übernahm,  die  Staats- 
gelder kostenfrei  verwaltete  und  sie  von  Ort  zu  Ort  transportierte. 

3.  DIE  ERSTEN  STAATEN-BANKEN.  1811—1816. 

Schon  bei  der  Gründung  der  Bank  war  ihre  Verfassungs- 
mäßigkeit stark  angezweifelt  worden.  Damals  aber  trug  die  ziel- 
bewußte Vertretung,  welche  ihre  Interessen  in  der  Person  des 
bedeutenden  Staatsmannes  Hamilton  fand,  sowie  die  Dringlich- 
keit des  Bedürfnisses,  ein  starkes  Finanzinstitut  für  den  neuen 
Staatenbund  zu  besitzen,  den  Sieg  davon.  Kaum  aber  waren 
diese  Motive  etwas  in  den  Hintergrund  getreten,  so  regte  sich 
der  alte  Streit  wieder.  Und  diesmal  gelang  es  den  Gegnern  der 
Bank,  sie  trotz  der  warmen  Befürwortung  des  damaligen  Schatz- 
sekretärs Galiatin  zu  Fall  zu  briogen.  Das  Privileg  wurde  nicht 
erneuert,  ja  man  ließ  der  Bank  nicht  einmal  Zeit,  ihre  G^chäfte 
allmählich  abzuwickeln,  sondern  forderte  sofortige  Liquidation. 

An  ihrer  Stelle  war  die  Ausgabe  von  Banknoten  etc.  nun- 
mehr den  zahlreichen  kleinen  Banken,  wie  sie  in  den  einzelnen 
Staaten,  ca.  88  an  der  Zahl,  bestanden,  überlassen.  Die  Be- 
stimmungen, unter  denen  sie  ihre  Noten  emittieren  durften,  waren 
sehr  verschieden.  Vielfach  genossen  sie  in  dieser  Beziehung 
vollständige  Freiheit.  Der  Gebrauch,  den  sie  davon  machten, 
war  nicht  der  beste.  Die  Notenausgabe  wurde  mit  einer  Leicht- 
fertigkeit ohnegleichen  betrieben.  Zuweilen  emittierte  man 
Noten  fast  ohne  jede  Deckung.  Bis  auf  Abschnitte  von  6  cents 
wurde  herabgegangen,  in  der  Hoffnung,  solche  würden  so  gut 
wie  nie  zur  Einlösung  präsentiert  werden,  sondern  sich  im  Um- 
laufe halten.    Ein  anderes  Mittel,  das  den  gleichen  Zweck  ver- 
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folgte,  bestand  darin,  die  emittierenden  Bankgebäude  an  möglichst 
entlegenen  Plätzen  zu  errichten.  Aach  hierdurch  wnrde  der 
Umtausch  ja  wesentlich  erschwert,  zum  Teil  fast  unmöglich  ge- 
macht Das  Übel  erreichte  seinen  Höhepunkt,  als  1812  der  Krieg 
mit  England  ausbrach,  und  die  meisten  Banken  mit  Ausnahme 
derer  von  New  York  sehr  bald  ihre  Barzahlungen  einstellten. 
Die  Noten  vermochten  nur  noch  mit  einem  Disagio  von  15 — 30*^/o 
zu  kursieren. 

Welche  Noten  waren  nun  in  jener  Zeit  (von  1811 — 1816) 
staatliches  Geld?  Und  welche  besaßen  lediglich  den  Charakter  von 
Kassenscheinen  der  ausgebenden  Bank  und  damit  einen  weit  be- 
schränkteren Zahlungskreis?  Um  in  dieser  Beziehung  eine  scharfe 
Trennung  vorzunehmen,  resp.  eine  präzise  Antwort  auf  diese 
Frage  zu  geben,  fehlt  uns  leider  das  erforderliche  Material,  näm- 
lich die  diesbezüglichen  Anordnungen  oder  auch  die  bloße#raxis 
der  betreffenden  Kassen.  Es  scheint  so,  als  ließe  sich  diese 
Frage  überhaupt  nur  dahin  beantworten:  „Seit  dem  Aufhören 
der  L  Vereinigten  Staaten-Bank  war  es  in  das  Belieben  des  Schatz- 
sekretärs und  selbst  untergeordneter  Finanzbeamten  gelegt,  die 
Noten  welcher  Banken  sie  an  Zahlungs-Statt  annehmen  wollten". 
Von  welchen  Motiven  sich  jene  leiten  ließen,  oder  ob  da  völlige 
Willkür  herrschte,  läßt  sich  nicht  mehr  feststellen. 

Über  die  Grenzen  des  einzelnen  Staates  hinaus  hat  sich 
wohl  der  Zahlungskreis  der  Noten  nicht  erstreckt.  Das  scheint 
wenigstens  aus  der  Notiz  bei  Henry  Adams  „History  of  the  United 
States"  hervorzugehen.  Sie  besagt  nämlich:  ,.Die  Regierung 
mochte  Steuern  erheben  bis  zu  dem  Gesamtbetrage  des  zirku- 
lierenden Umlaufsmittels  und  hatte  doch  nur  ihre  eigenen 
Noten,  welche  zur  Schuldenzahlung  verwendbar  waren. 

4.  DIE  n.  VEREINIGTE  STAATEN-BANK.  1816-36. 
Die  dadurch  geschaffenen  mißlichen  Zustände  im  Geld- 
wesen und  die  Hoffnung,  es  werde  mit  Hilfe  einer  großen  Zentral- 
bank leichter  gelingen,  das  Hartgeld  wieder  in  valutarische 
Stellung  zu  bringen,  führten  im  Jahre  1816  zur  Gründung  der 
IL  Vereinigten  Staaten-Bank.    Das  Kapital  betrug  35  Millionen 


94     yn.  die  Banknote  in  der  amerikanischen  oeldvisfassüng. 

Dollars.  Mit  ^k  daran  =  7  Millionen  beteiligte  sich  die  Begierang. 
Von  dem  Best  sollten  ^U  in  bar  und  Vi  entweder  in  bar  oder 
Begierungssicherheiten  hinterlegt  werden. 

Der  Geschäftskreis  sowie  die  Statuten  wurden  fast  wörtlich 
denen  der  L  Yereinigten  Staaten-Bank  nachgebildet  Nur  einige 
Sektionen  betreffs  Deponierung  von  Staatsdepositen  wurden  neu 
hinzugefügt  Auch  trat  die  Bestimmung  hinzu,  die  Bank  habe 
bei  Nichteinlösung  ihrer  Noten  12  ^/o  Verzugszinsen  zu  zahlen. 

Die  Bank  beherrschte  mittels  ihrer  25  Filialen  ein  weites 
Gebiet  Ihre  Noten  waren  ebenso  wie  die  der  ersten  Yereinigten 
Staaten-Bank  von  allen  öffentlichen  Kassen  anzunehmen.  Also 
auch  sie  erhielten  dadurch  den  Charakter  staatlichen  Geldes. 
Zwar  hörten  die  Staaten-Banken  nicht  auf,  weiterhin  Noten  aus- 
zugeben. Aber  diese  waren  doch  fortan  nur  insoweit  allgemein 
zu  Zi^lungen  verwendbar,  als  sie  die  Vereinigte  Staaten-Bank 
an  ihren  Kassen  annahm.  Sie  war  ja  doch  Kassenführerin  des 
Staates  und  konnte  somit  bestimmen,  die  Noten  welcher  Bank 
sie  annehmen  oder  zurückweisen  wollte.  Doch  gilt  dies  nicht 
unbeschränkt.  Besonders  in  späteren  Jahren  ihres  Bestehens, 
seit  der  Zeit  des  sogenannten  Bankkrieges,  der  vom  Präsidenten 
Jackson  gegen  sie  geführt  wurde,  traf  die  Regierung  selbst  ein- 
schneidende Bestimmungen  in  dieser  Hinsicht  So  untersagte 
der  Kongreß,  nachdem  bereits  mehrere  der  Einzelstaaten  ihren 
Banken  die  Ausgabe  kleiner  Noten  von  1  Dollar  verboten  hatten, 
die  Annahme  oder  Ausgabe  von  solchen  kleinen  Abschnitten 
für  Staatsrechnung.  Ein  späteres  Gesetz  bestimmt,  daß  an  den 
Kassen  der  Begierung  Noten  von  solchen  Banken,  die  kleine 
Zettel  zu  1  Dollar,  später  sogar  zu  5  Dollars  ausgeben,  über- 
haupt nicht  genommen  werden  sollten.  Zugleich  wurden  Noten 
von  10  Dollars  zurückgewiesen,  und,  laut  Gesetz  vom  3.  Mai  1837, 
durften  nur  noch  Noten  von  20  Dollars  und  darüber  zugelassen 
werden.  Schließlich  wurden  für  eine  besondere  Art  der  an  den 
Staat  gerichteten  Zahlungen  Noten  (Papiergeld)  überhaupt  aus- 
geschlossen. Die  Zahlungen  für  verkaufte  Staatsländereien  sollten 
nämlich  fortan  nur  in  klingender  Münze  entrichtet  werden. 
Jackson  ging  sogar  in  seinem  Haß  gegen  die  Bank  noch  weiter. 
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Er  brachte  bereits  1836  einen  Antrag  ein,  bei  den  Staatskassen 
nur  Edelmetall  als  Zahlung  anzunehmen.  Der  Kongreß  verwarf 
ihn,  aber  der  Präsident  traf  am  4.  Juli  1836  eigenmächtig  diese 
Verfügung.  „Die  Exekutive,  so  erklärte  er  zu  seiner  Becht- 
fertigung,  könne  ihren  Kassen  vorschreiben,  welche  Geldsorten 
sie  anzunehmen  oder  zurückzuweisen  habe^^ 

Nach  dem  Aufhören  der  Vereinigten  Staaten-Bank  verord- 
nete schließlich  das  Gesetz  „über  die  Unabhängigkeit  der  Kassen^^, 
daß  von  nun  an  Noten  einer  Bank  von  den  Kassen  der  Union 
nicht  an  Zahlungsstatt  angenommen  werden  sollten. 

5.  DIE  BANKSYSTEME  DER  EINZELSTAATEN. 

Wie  schon  soeben  erwähnt,  besaß  die  Bank  in  dem  Präsi- 
denten Jackson  einen  heftigen  Feind.  Es  gelang  ihm  schließlich, 
durch  Jahre  lange,  immer  erneute  Anfeindungen  es  dahin  zu 
bringen,  daß  ihrem  Privileg,  das  1836  ablief,  die  Erneuerung 
versagt  wurde. 

Mit  ihrem  Verschwinden  waren  die  Einzelstaaten  bezüglich 
ihres  Notenbankwesens  wieder  sich  selbst  überlassen.  Die  Aus- 
bildung derselben  variierte  in  den  einzelnen  Staaten  sehr.  Als 
die  drei  Arten,  welche  sich  praktisch  den  größten  Geltungsbe- 
reich eroberten,  sind  wohl  das  Safetyfund-,  Suffolk-  und  Ereebank- 
System  zu  nennen.   Sie  mögen  daher  kurz  geschildert  werden. 

a)  Das  Safetyfund-System. 
Das  Safetyfund-System  verdankt  seine  Entstehung  der  An- 
regung des  Syrakusaners  Josaa  Forman.  Er  empfahl  im  Staate 
New  York  ein  bei  den  Kaufleuten  in  Honkong  seit  70  Jahren 
übliches  Verfahren.  Es  stellte  im  Grunde  eine  Art  Versicherung 
auf  Gegenseitigkeit  zum  Schutze  der  Noteninhaber  und  Gläubiger 
dar.  Ein  diesbezügliches  Gesetz  ward  zuerst  am  29.  April  1829 
im  Staate  New  York  erlassen.  Die  darin  zum  Ausdruck  kommenden 
Prinzipien  des  Notenbankbetriebes  waren  die  folgenden :  Das  Bank- 
kapital ist  lediglich  in  öffentlichen  Anleihen,  Bonds  und  Hypo- 
theken, also  langfristigen  Werten  anzulegen.  Es  dient  somit 
lediglich  als  Garantiefonds.    Nur  die  Depositen  sind  zum  Dis- 
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kontieren  zu  verwenden  und  haben  das  alleinige  Betriebskapital 
zu  bilden.  Infolge  dieser  Methode  mußten  bei  einer  etwaigen 
Zahlungsunfähigkeit  einer  solchen  Bank  die  unbedingt  nötigen 
flüssigen  Gelder  fehlen,  da  ja  die  Depositen  natürlich  sofort 
zurückgezogen  wurden.  Sie  stellten  aber  das  einzige  sofort  ver- 
fügbare Kapital  dar.  Die  festen  Werte  waren  natürlich  nicht 
sofort  oder  zum  mindesten  schwer  verkäuflich.  Um  nun  für 
diesen  Fall  eine  genügende  Barreserve  anzusammeln,  bestimmte 
das  Gesetz  von  1829 :  Sämtliche  Notenbanken  des  Staates  New 
York  sind  fortan  verpflichtet,  mindestens  i/ä^/o  ihres  Kapitals 
bis  zum  Höchstbetrage  von  S^/o  an  den  Staat  zu  entrichten.  Die 
auf  diese  Weise  angesammelten  Fonds  sollten  dazu  dienen,  die 
Noten  aller  Banken,  deren  Aktien  verloren  waren,  einzulösen, 
sowie  ihre  sonstigen  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen.  Drei  Mal 
im  Jahr  fand  staatlicherseits  eine  Revision  statt,  ob  die  Banken 
dieser  Vorschrift  auch  nachgekommen  seien.  Wurde  der  Fonds 
durch  Fallimente  stark  reduziert  oder  gar  aufgebraucht,  so  war 
der  Staat  berechtigt,  neue  Zubußen  anzuordnen.  Abgesehen  davon, 
daß  auf  diese  Weise  auch  die  guten  Banken  für  die  schlechten 
leiden  mußten,  hat  sich  dieses  System  der  Selbstversicherung 
in  Krisenzeiten  wie  1837  als  unzureichend  erwiesen.  Der  an- 
gesammelte Fonds  war  viel  zu  gering,  etc.  Sein  Nutzen  lag  u.  E. 
vor  allen  Dingen  auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens  darin,  daß 
die  Banken  infolge  dieses  Aufeinanderangewiesenseins  gegen- 
seitig ihre  Noten  annahmen,  die  dadurch  einen  größeren  Geltungs- 
bereich erhielten.  Vermutlich  tat  der  Staat  ein  Gleiches;  und 
die  Noten  traten  damit  in  den  Kreis  seines  Geldes. 

b)  Das  Suffolk-System. 
Im  Jahre  1818  war  in  Boston  in  New  England  der  Suffolk 
Bank  eine  Charter  erteilt  worden.  Ihre  Noten  zirkulierten  nicht 
nur  in  Boston,  sondern  überall  in  ganz  New  England  zum  Pari- 
kurse. Im  Gegensatz  dazu  mußten  sich  die  außerhalb  dieser 
Hauptstadt  domizilierten  sogenannten  „country"  Banken  je  nach 
der  Entfernung  von  ihr  einen  Abzug  von  1— 2<>/o  bei  Einlösung 
gefallen  lassen.  Eine  Rechtfertigung  fand  derselbe  in  der  Schwierig- 
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keit  und  den  Kosten,  die  ihre  Rückkehr  zum  Ausgabeorte  ver- 
ursachte. Dieses  Agio,  welches  mithin  die  eine  Art  der  Bank- 
noten gegenüber  der  anderen  besaß,  führte  aber  keineswegs 
zur  Verdrängung.  Sondern  beide  hielten  sich  nebeneinander  im 
Verkehr.  Gleich  abgenutzten  Münzen  flohen  die  „country"- 
Banknoten  die  Kassen  der  Bostoner  Banken,  da  ihnen  ja  dort 
bei  Einlösung  Verlust  drohte.  In  welchem  hohen  Maße  das 
geschah,  geht  daraus  hervor,  daß  der  Notenumlauf  der  7  Bo- 
stoner Banken  bei  einem  Kapital,  das  die  Hälfte  des  gesamten 
Bankkapitals  von  New  York  bildete,  nur  ca.  V25  von  deix  um- 
laufenden Noten  ausmachte.  Der  ganze  große  Best  bestand  aus 
Gountry-Noten.  Es  entschied  bei  ihnen  ihre  zirkulatorische 
Verwendbarkeit  allein.  Damit  drohten  sie  zu  einem  festen 
Bestandteil  der  Geldverfassung  zu  werden,  entgegen  ihrer  Natur 
als  Banknote. 

Um  diesem  Übelstande  zu  steuern,  erklärte  sich  die  Suffolk- 
Bank  in  Boston  bereit,  die  Noten  aller  Country-Banken  al  pari 
einzulösen,  falls  diese  sich  verpflichten  wollten,  ein  dem  Vor- 
kommen der  Noten  entsprechendes  Guthaben  bei  ihr  zu  halten. 
Eine  Verzinsung  wurde  nicht  gewährt;  seine  Höhe  hatte  min« 
destens  2000  Dollars  zu  betragen.  Nur  sehr  wenige  Provinzbanken 
machten  zunächst  davon  Gebrauch.  Erst,  als  die  Snffolk-Bank 
die  Noten  der  widerspenstigen  Banken  in  ihren  Kassen  syst^ 
matisch  ansammelte,  und  sie  dann  auf  einmal  vorzeigte,  gaben 
sie  nach  und  nahmen  die  gestellten  Bedingungen  an.  In  der 
Regel  fand  zweimal  wöchentlich  Abrechnung  zwischen  der  Suffolk- 
und  den  Country-Banken  statt.  Der  sich  etwa  ergebende  Saldo 
mußte  in  Bargeld  beglichen  werden. 

Der  Vorteil  dieses  Noten- Abrechnungssystems  bestand  vor 
allem  darin,  daß  dadurch  die  Noten  der  beteiligten  Banken  nun- 
mehr in  allen  Teilen  New  Englands,  teilweise  auch  der  Vereinigten 
Staaten  und  Canadas,  ümlauffähigkeit  erhielten.  Der  Zahlungs- 
kreis wurde  bedeutend  erweitert. 

1837  gehörten  504  Banken  diesem  System  an.  1846  ge- 
langten per  Jahr  100  Millionen  Dollars,  1855  schon  400  Millionen 
Dollars  auf  diese  Weise  zur  Einlösung. 

Scheffler,  Oeldwesen  der  Ver.  Staaten  v.  Amerika  im  XIX.  Jahrh.     7 
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c)  Das  Freebank-System. 

Wir  kommen  nun  zu  dem  am  18.  April  1838  erlassenen 
Freibankgesetz  des  Staates  New  York«  Es  wurde  auch  v^on  anderen 
Staaten  mit  meist  nur  unwesentlichen  Abänderungen  als  Bank- 
gesetz angenommen.  Wir  müssen  es  schon  deshalb  kurz  in 
seinen  Orundzügen  darstellen,  weil  es  in  vieler  Beziehung  vorbild- 
lich für  das  heute  noch  geltende  Nationalbankgesetz  geworden  ist 
Seine  Hauptbestimmungen  lassen  sich  etwa  dahin  zusammenfassen : 

Jede  Person  oder  Association  von  Personen  soll  von  dem 
Schatzsekretär  Noten  zur  Zirkulation  erhalten.  Nachdem  der  Be- 
treffende sie  mit  seiner  Unterschrift  versehen  hat,  darf  er  sie 
als  Geld  ausgeben.  Er  muß  indes  zuvor  „Stocks^'  der  Yereinigten 
Staaten,  des  Staates  New  York  oder  irgend  eines  anderen  durch 
den  ComptroUer  gutgeheißenen  Staates  deponieren.  Der  Betrag 
hat  stets  die  Höhe  zu  erreichen,  daß  eine  Yerzinsung  der  er- 
haltenen Notenmenge  zu  5<^/o  garantiert  ist  Bonds  und  Hypotheken 
auf  Grundstücke  mit  Ausschluß  der  Gebäude  werden  zur  Hälfte 
ihres  Wertes  als  Sicherheit  angenommen.  Sie  müssen  6<>/o  Zinsen 
tragen.  Auf  den  gedruckten  Noten  ist  durch  ein  Yermerk  an- 
zudeuten, auf  welcherlei  Unterpfand  hin  sie  emittiert  worden  sind. 

Im  Falle  der  Nichteinlösung  von  Noten  läßt  der  ComptroUer 
zunächst  10  Tage  Frist  verstreichen.  Ist  auch  dann  Zahlung 
seitens  der  Bank  nicht  erfolgt,  so  hat  er  die  Pflicht,  die  depo- 
nierten Sicherheiten  zu  verkaufen  und  den  Erlös  zur  Einlösung 
der  Noten  zu  verwenden.  Der  Staat  ist  in  keiner  Hinsicht  für 
die  Zahlung  der  Noten  über  die  eigens  für  diesen  Zweck  an- 
geordnete Sicherheit  hinaus  verantwortlich. 

Keine  Gesellschaft,  die  auf  Grund  dieser  Bedingungen 
Noten  ausgibt,  darf  für  einen  Zeitraum  von  über  20  Tagen  an 
ihrem  Geschäftsplatz  weniger  als  12V«  ^/o  ihrer  umlaufenden 
Noten  in  barem  Gelde  liegen  haben.  Keine  Bank  soll  mehr  als 
7<>/o  Zinsen  und  Ma^/o  Provision  nehmen. 

Am  1.  Dezember  1839  gab  es  schon  133  Banken  nach 
diesem  System. 

Die  mit  dieser  Art  der  Deckung  erhoffte  große  Sicherheit 
stellte  sich,  wie  Krisenzeiten  zeigten,  nicht  in  vollem  Maße  ein. 
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1844  konnten  die  fallierten  26  Freebanken  ihre  Noten  durch- 
schnittlich nur  mit  76<^/o  einlösen.  Eine  Abänderung  der  Be- 
stimmungen fand  infolge  sich  einstellender  Mißbräuche  vielfach 
statt,  bis  1863  das  Nationalbankgesetz  an  seine  Stelle  trat 

Die  Einheitlichkeit  und  der  Zahlungs-  resp.  Geltungsbe- 
reich der  Mehrzahl  der  im  Staate  New  York  kursierenden  Noten 
war  dadurch  garantiert  Beim  Anschluß  anderer  Staaten  an  dieses 
System  dehnte  sich  dieser  Kreis  der  Zahlgemeinschaft  noch  be- 
deutend aus.  Die  Annahme  dieser  Noten  durch  die  Begierungs- 
kassen, vermittels  deren  ja  ihre  Ausgabe  erfolgte,  ist  als  sicher 
anzunehmen. 

Bufen  wir  uns  nochmal  die  Physiognomie  der  amerikanischen 
Banken  in  der  Zeit  von  1836 — 63  ins  Gedächtnis,  so  können 
wir  zusammenfassend  über  ihre  Stellung  im  Geldwesen  sagen: 
,,Tatsächlich  oder  rechtlich  priviligierte  Banken  verschwinden; 
und  Banken  traten  in  den  einzelnen  Staaten  an  ihre  Stelle,  die 
in  ihrer  Notenausgabe  rechtlich  völlig  unbeschränkt  waren."  Die 
Annahme  der  Noten  durch  den  Staat  dürfte  sich  in  jedem  ein- 
zelnen Gebiete  über  die  jedesmalige  Gesamtheit  der  Banken  er- 
streckt haben,  welche  dem  herrschenden  Systeme  angehörten. 
Wo  der  Staat  besondere  Bankgesetze  erließ,  da  liegt  die  An- 
nahme sehr  nahe,  daß  die  Regierung  die  Noten  all  der  Banken 
an  ihren  Kassen  zuließ,  welche  sich  ihren  Vorschriften  betreffs 
Ausgabe  derselben  unterworfen  hatten.  Eine  Einheitlichkeit  indes, 
die  die  ganze  Union  umfaßt  hätte,  fehlte.  Dieser  Mangel  machte 
sich  zwar  in  ruhigen  und  aufstrebenden  Zeiten  nicht  so  geltend. 
Er  trat  aber  in  den  Jahren  des  Bürgerkrieges  mit  voller  Schärfe 
heiTor.  Vor  aUen  Dingen  fehlte  der  Regierung  damals  jeder 
Halt-  und  Stützpunkt  Die  Staaten-Banken  waren  zu  schwach. 
Sie  versagten  im  Augenblick  der  Not  vöUig.  Das  empfand  man 
schmerzlich  und  suchte  dem  durch  Gründung  der  National- 
banken abzuhelfen. 

6.  DIE  NATIONALBANKEN.  1863—1907. 
Ähnlich  wie  die  I.  und  11.  Vereinigte  Staaten-Bank  nicht 
sowohl  um  ihrer  selbst  willen,  d.  h.  als  etwas  an  sich  Gutes 

7* 


100    VII.   DIB  BANKNOTE  IN   DER  AMERIKANISCHEN   GELDVERFASSUNG. 

und  Notwendiges,  geschaffen  wurden,  sondern  weil  man  hoffte, 
durch  sie  eine  bestimmte  Augenblicksaufgabe  des  Staates  leichter 
und  schneller  erfüllen  zu  können,  so  sollten  auch  die  National* 
banken  mehr  Mittel  zum  Zweck,  nicht  Selbstzweck,  sein.  Sie 
sollten  nämlich  die  Möglichkeit  bieten,  den  neuen  in  großer  Menge 
während  des  Bürgerkrieges  aul^ehäuften  und  noch  zu  erwartenden 
Schulden  der  Union  einen  gesicherten  Absatz  im  Inlande  zu 
verschaffen.  Dies  wurde  erreicht,  indem  den  neu  zu  gründenden 
Nationalbanken  die  Ausgabe  von  Noten  nur  unter  der  Bedingung 
der  Deponierung  des  gleichen  Betrages  von  Vereinigten  Staaten- 
Bonds  gestattet  wurde.  Die  wesentlichen  Bestimmungen,  welche 
das  Nationalbankgesetz  in  betreff  dieser  Banken  traf,  gingen 
etwa  dahin: 

Dem  ComptroUer  of  the  Currency,  Vorsteher  der  im  Schatz- 
amte zur  Ausgabe  und  Regulierung  eines  durch  United  State$ 
Bonds  gesicherten  Umlaufmittels  neu  errichteten  Abteilung,  lag 
die  Pflicht  ob,  forthin  allein  Banknoten  zu  emittieren.  Es  ge- 
schah das  indes  nicht  direkt.  Vielmehr  wählte  man  folgenden 
Weg.  Jede  Gesellschaft  von  mindestens  5  Personen  hatte  eine 
Urkunde  aufzustellen,  in  der  Firma,  Domizil,  Grundkapital, 
Namen  usw.  derselben  bezeichnet  waren.  Zweck  ihres  Geschäfts- 
betriebes mußte  sein,  das  Notenbankgeschäft  in  den  vom  Gesetz 
angegebenen  Grenzen  auszuüben.  Waren  diese  Bedingungen  er- 
füllt, so  erhielt  man  vom  ComptroUer  gegen  Deponierung  von 
United  States  Bonds  90 :  100  des  Kursus  der  Papiere  Umlaufe- 
mittel ausgehändigt.  Das  Kapital  hatte  in  Städten  von  10  000 
bis  50000  Einwohnern  50000  Dollars,  darüber  mindestens 
100000  Dollars  zu  betragen.  Die  Hälfte  mußte  sofort  in  bar, 
der  Best  in  2  monatlichen  Baten  ä  10  ^/o  eingezahlt  werden. 

Die  vom  Schatzsekretär  auf  dieser  Grundlage  ausgegebenen 
Noten  hatten  für  alle  Banken  das  gleiche  Aussehen.  Sie  unter- 
schieden sich  lediglich  durch  Vignetten  und  Unterschriften  der 
Direktoren.  Die  Abschnitte,  in  denen  sie  ausgefertigt  wurden, 
lauteten  auf  1,  2,  3,  5,  10,  20,  50,  100,  500  und  1000  Dollars. 
Der  Gesamtbetrag  der  unter  dem  Gesetz  vom  25.  Februar  1863 
ausgegebenen  Banknoten  durfte  300  Millionen  nicht  überschreiten. 
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Diese  Summe  sollte  zur  Hälfte  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung, 
zur  andern  Hälfte  im  Verhältnis  des  zur  Zeit  des  Erlasses  des 
Gesetzes  vorhandenen  Aktienkapitals  an  die  Banken  verteilt 
werden. 

Die  Noten  dieser  neuen  Nationalbanken  resp.  der  Staaten- 
banken, die  sich  den  Bedingungen  des  neuen  Gesetzes  unter- 
worfen hatten,  sollen  in  allen  Orten  der  Vereinigten  Staaten  bei 
allen  Zahlungen  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Zölle  sowie  der 
Zinsen  der  Staatsschuld  angenommen  werden.  Interessant  ist 
bei  diesem  Passus  des  Gesetzes  die  schöne  scharfe  Unterschei- 
dung resp.  Erwähnung  der  epi-  und  apozentrischen  Zahlungen. 
Es  heißt  nämlich  da:  „receivable  for  all  dues  to  the  United 
States  payable  for  all  debts  owing  by  the  United  States".  Was 
die  Aussonderung  der  beiden  genannten  bestimmten  Zahlungs- 
kreise aus  dem  großen  allgemeinen  betrifft,  so  will  sich  offenbar 
die  Regierung  auf  diese  Weise  das  für  exodromische  Zwecke 
nötige  Gold  sichern.  Eine  Bedeutung  hatte  und  konnte  diese 
Bestimmung  naturgemäß  nur  solange  haben,  als  die  Noten  de- 
finitives valutarisches  Geld  waren  und  das  Gold  ihnen  gegenüber 
ein  Agio  genoß.  Sobald  es  aber  in  valutarische  Stellung  ge- 
rückt, und  die  Noten  in  Gold  einlösbar  waren,  besitzt  sie  einen 
praktischen  Wert  nicht  mehr. 

Weitere  Vorschriften  lauteten :  Jede  Bank  muß  als  Reserve 
einen  Barschatz  von  wenigstens  ein  Viertel  des  Betrages  ihrer 
umlaufenden  Noten  und  Depositen  halten.  Dem  ComptroIIer 
ist,  so  oft  er  es  verlangt,  seitens  der  Nationalbanken  Bericht  zu 
erstatten.  Mindestens  einmal  jährlich  muß  er  den  Kongreß  über 
den  Stand  der  Dinge  auf  diesem  Gebiete  in  Kenntnis  setzen. 
Noten,  welche  die  Banken  sich  weigern  einzulösen,  können  pro* 
testiert  werden.  Ist  dies  geschehen,  so  erfolgt  ihre  Einlösung 
durch  den  ComptroIIer.  Die  Banknote  verliert  also  von  dem 
Moment  an  völlig  ihren  Geldcharakter  und  sinkt  zur  einfachen 
Schuldnrkunde  herab. 

Das  Nationalbankgesetz  besteht  in  dieser  Form  im  wenent- 
liehen  in  seinen  Grundzügen  noch  heute.  Die  unterdes  inimertiin 
erfolgten  Änderungen  mögen  noch  kurz  erwähnt  werden. 
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Am  3.  Juni  1864  wurde  die  Eeserve  auf  25<>/o  nur  für 
die  in  den  18  bedeutendsten  Städten  des  Landes  gelegenen 
Banken,  für  alle  übrigen  auf  15  ^/o  fixiert  Sodann  hat  jede  der 
18  Banken  mit  Ausnahme  von  New  York  dort  eine  Nationalbank 
zu  bestimmen,  bei  der  ihre  Noten  eingelöst  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  müssen  diese  Banken  12  Vs^/o  ihres  Notenumlaufes  und 
ihrer  Depositen  daselbst  deponieren.  Alle  übrigen  Banken,  die 
nicht  in  einer  der  oben  genannten  „leading  cities^^  iliren  Sitz 
haben,  haben  die  Pflicht,  eine  Nationalbank  in  einer  von  jenen 
18  Städten  anzugeben,  die  ihre  Noten  umtauscht  ^k  der  15  •/o 
Reserve,  deren  Haltung  ihnen  auferlegt  ist,  müssen  sie  in  Zukunft 
zu  diesem  Zwecke  dort  hinterlegen.  Auf  diese  Welse  verlieh 
man  dem  neuen  System  die  Vorzüge  der  Suffolkbank. 

Das  Gesetz  vom  3.  März  1865  zog  eine  bestimmte  Grenze 
für  die  Notenausgabe,  abgestuft  nach  der  jeweiligen  Höhe  des 
Aktienkapitals  der  betreffenden  Bank.     Institute  mit 
500000  Dollars  und  weniger  durften  für  90  ^/o 
von  500000— 1  Million  „         „     80  Vo 

„     1  Million— 3  MiUion  „         „     7  5  o/o 

über  3  Millionen  „         „     60  ^/o 


des  Kapitals 
Noten   aus- 
geben. 


Die  Staatenbanken  mußten  nach  dem  Stande  vom  1.  Juli 
1866  eine  10  ^/o  Steuer  vom  Notenumlauf  zahlen.  Zweck  dieser 
Maßregel  war,  sie  zu  zwingen,  entweder  sich  in  Nationalbanken 
umzuwandeln  oder  das  Notengeschäft  überhaupt  aufzugeben.  Das 
wurde  auch  sehr  bald  erreicht  Während  1864  noch  170  Millionen 
Dollars  im  Umlaufe  waren,  gab  es  1867  so  gut  wie  keine  Noten 
dieser  Banken  mehr. 

Im  November  1868  wurde  sodann  das  Maximum  der  Ge- 
samt-Notenausgabe  der  Nationalbanken  um  54  Millionen  auf 
354  Millionen  Dollars  erhöht  Von  dieser  Summe  kamen  25  Mil- 
lionen hauptsächlich  den  Südstaaten  zugute,  die  vorher  zu  kurz 
gekommen  waren.  Der  Best  wurde  auf  die  Banken  verteilt, 
welche  seinerzeit  einen  im  Verhältnis  zu  ihrer  Einwohnerzahl 
zu  geringen  Betrag  erhalten  hatten. 

Das  Gesetz  vom  20.  Juni  1874  führte  den  Namen  „National 
Bank  Act"  ein  und  befreite  die  Nationalbanken  von  jeder  Siehe- 
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nmg  ihrer  Noten  durch  Barreserve.  Die  Sorge  für  die  Noten- 
einlösang  wurde  dem  Schatzamt  übertragen.  Zu  diesem  Zwecke 
mußte  jede  Nationalbank  5  ^/o  ihres  Notenumlaufes  in  gesetslichem 
Oelde  hinterlegen  und  nach  Einlösung  von  Noten  entsprechend 
verstärken.  Natürlich  schloß  diese  Einlösung  durch  das  Schatzamt 
nicht  etwa  eine  solche  durch  die  Bank  an  ihren  eigenen  Kassen 
aus.  „This  does  not  relieve  banks  from  the  duty  of  redeeming 
their  notes  at  their  own  counters  on  demand/'  Die  Regierung 
ging  also  damit  über  die  bloße  Annahme  der  Noten  noch  hinaus. 

Schließlich  hoben  die  Oesetze  vom  14.  Mai  1875  und  vom 
12.  Juli  1882  obige  Beschränkung  der  Notenemission  auf.  In 
Zukunft  war  es  jeder  Bank  gestattet,  Noten  bis  zu  90®/o  ihres 
Aktienkapitals  auszugeben.  Nur  bezüglich  der  Zurückziehung 
wurde  bestimmt,  daß  im  Laufe  eines  Ealendermonats  nicht  mehr 
als  3  Millionen  insgesamt  zurückgezogen  werden  dürfen..  Wer 
aber  seinen  Notenumlauf  einschränkt,  darf  ihn  innerhalb  der 
nächsten  6  Monate  nicht  wieder  ausdehnen. 

Die  heute  geltenden  Hauptvorschriften  der  Notenemission 
für  Nationalbaoknoten  sind  somit  die  folgenden :  Jede  National- 
bank ist  berechtigt,  vom  Schatzamte  Noten  in  der  Höhe  ihres 
Kapitals  zu  verlangen,  sofern  solche  durch  2^/o  United  States 
Bonds  gesichert  sind.  Bei  Hinterlegung  von  höher  verzinslichen 
Bonds  darf  der  Notenumlauf  nur  Vio  des  Kapitals  betragen.  Die 
Notensteuer  beträgt  für  durch 

2^/o  Bonds  gedeckte  Noten  Vi^/o  der  gesamten  Zirkulatioi^ 
3^/o       „  „  „      V2V0     „ 

Als  Einlösungsfond  muß  jede  Bank  5^/o  ihres  Umlaufes  in 
lawful  money  deponieren,  was  sie  natürlich  nicht  selbst  von 
der  Einlösung  entbindet 

Den  Nationalbanken  sind  nur  die  gleichen  Geschäfte  wie 
unseren  kontinentalen  Zentralbanken  und  die  Annahme  von  De- 
positen gestattet  Hingegen  ist  ihnen  die  Spekulation  in  Grund- 
stücken sowie  der  Erwerb  und  die  Beleihung  ihrer  eigenen 
Aktien  verboten.  Femer  dürfen  sie  höchstens  Vio  ihres  Aktien- 
kapitals an  eine  Person  ausleihen.  Jede  Bank  hat  5  Berichte 
über  den  jeweiligen  Stand  des  Geschäftes  an  den  ComptroUer 
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ZU  liefern.  Auf  Wunsch  muß  ihre  Veröffentlichung  erfolgen. 
Liquidiert  eine  Bank  freiwillig  oder  zwangsweise,  wozu  derCompt- 
roller  bei  Nichteinlösung  der  Noten  sowie  Nichteinhaltung  der 
Reserve  ermächtigt  ist,  so  dient  der  Erlös  der  deponierten  Bonds 
zur  Einlösung  der  Noten.  Bei  einer  großen  Ensis,  welche  die 
gesamten  oder  auch  nur  einen  großen  Teil  der  Banken  in  Mit- 
leidenschaft zieht,  ist  dies  natürlich  voUkonmien  illusorisch.  Wer 
soll  dann  diese  abzustoßenden  Bonds  kaufen? 


Die  Geldarten  und  ihre  Verfassung  1900. 


Annahme  bei  der 
Zentralkassse,  dem 
Schatzamt,  genießen : 

I. 

n. 

m. 

IV. 

Goldmünzen 
10,  6,  2  '/t  Dollar 

Kurantgeld 

definitiv 

bar 

valutarisch 

Silbermünzen 

Vi,  V4,  V«o,  V««  Dollars 

Scheidegeld 

provisorisch 

notal 

Silberdollar 
(von  1878) 

Kurantgeld 

definitiv 

Nickel-  und  Kupfer- 
münzen 

Scheide- 
geld 

provi- 
sorisch 

fractional  currency 

Greenbacks 
Vereinigte  Staaten  Noten 

Kurant- 
geld 

akzes- 
sorisch 

Schatznoten 
(von  1890) 

Goldzertifikate 

rein 
fakulta- 
tive 
Annahme 

SiU)erzertifikate 

Nationalbanknoten 
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Der  Idee  nach  ist  der  Notenumlauf  unbeschränkt.  De  facto 
indes  findet  er  seine  Grenzen  und  zwar  ziemlich  ^nge  1.  durch 
die  vorhandene  (zurzeit  geringe)  Menge  der  United  States  Bonds, 
2.  durch  die  Bestimmung,  daß  eine  Bank  nur  bis  zur  Höhe  ihres 
voU  eingezahlten  Aktienkapitals  Noten  ausgeben  darf.  Schließ- 
lich dürfen  Notenabschnitte  unter  5  Dollars  nicht  ausgegeben 
werden.  Diese  letztere  Bestimmung  verdankt  ihre  Entstehung 
nicht  einem  bestimmten  Prinzipe,  sondern  ist  lediglich  deswegen 
getroffen,  um  dem  staatlichen  Papiergeld,  hauptsächlich  den 
Silberzertifikaten,  im  Verkehr  genügenden  Baum  zu  lassen. 

Die  Folge  der  angegebenen  eigenartigen  Bedingungen  ist: 
der  Notenumlauf  in  den  Vereinigten  von  Amerika,  vor  allen 
Dingen  Ausdehnung  und  Kontraktion,  vollzieht  sich  nicht  je 
nach  Bedarf.  Es  sind  vielmehr  rein  egoistische  Interessen  des 
Gewinnes,  welche  ihn  beherrschen.  Der  eventuell  aus  der  An- 
lage oder  Nichtanlage  in  Bonds,  die  zur  Deckung  geeignet  sind, 
zu  erwartende  Gewinn  oder  Verlust  ist  entscheidend.  Nur  zu 
häufig  wirkt  diese  Tendenz  gerade  entgegengesetzt,  als  es 
wünschenswert  wäre.  Der  Notenumlauf  ist  infolgedessen  lächer- 
lich klein  gegenüber  den  verschiedenen  Arten  staatlichen  Papier- 
geldes. Er  erscheint  fast  als  eine  konstante  Größe  in  der  Masse 
der  Umlaufsmittel  und  bedeutet  daher  de  facto  nichts  anderes 
als  ein  durch  Wertpapiere  gedecktes  Papiergeld. 


Vni.  Abschnitt. 

ANALTSIERÜNG  DER  HEUTE  GILTIGEN  GEIJDVEKFAS- 
SÜNG  DER  VEREINIGTEN  STAATEN. 

Wie  im  Fluge  haben  wir  soeben  die  ganze  Entwicklung 
des  amerikanischen  Geldwesens  während  des  18.  Jahrhunderts 
an  unserem  geistigen  Auge  vorüber  ziehen  lassen.  Die  mannig- 
faltigsten Formen  und  Arten  von  Zahlungsmitteln  sind  uns  da 
im  Laufe  der  Zeit  begegnet  Manche  sind  aufgetaucht,  um  bald 
wieder  zu  verschwinden ;  von  anderen  sind  Spuren  noch  heute 
zu  erkennen.  So  reich  und  wechselvoll  war  die  Entwicklung, 
daß  es  sich  empfehlen  dürfte,  in  diesem  letzten  Kapitel  noch 
einmal  rekapitulierend  und  zusammenfassend  kurz  ein  Bild  von 
der  heute  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  herrschenden 
Geldverfassung  zu  geben. 

1.  WO  RUHT  DIE  LTTRISCHE  VERWALTUNG? 

Das  Geldwesen  ist  in  Amerika  seit  der  Verhssung  vom 
Jahre  1876  Sache  des  Kongresses  der  föderierten  Staaten.  Vordem 
stand  dieses  Recht  den  Einzelstaaten  zu.  Heißt  es  doch  aus- 
drücklich in  den  Statuten  von  1878:  Der  Kongreß  „shall  also 
have  the  sole  and  exdusive  right  and  power  of  regulating  the 
alloy  and  value  of  coin  Struck  by  their  own  authority,  or  by 
that  of  the  respective  States". 

An  der  Spitze  des  Geldwesens  und  alle  diesbezüglichen 
Anordnungen  treffend  steht  der  Schatzsekretär  der  Vereinigten 
Staaten.  Er  weist  die  einzelnen  Münzämter,  deren  es  acht  im 
ganzen  Lande  gibt,  an,  auf  Kosten  der  Regierung  das  ihnen 
vom  Schatzamte  zugehende  Metall  auszuprägen.  In  seiner  Hand 
ruht  auch  die  Ausgabe  und  Einlösung  nicht  nur  des  staatlichen 
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Papiergeldes,  der  Oreenbacks  und  Schatznoten  sowie  der  Gold- 
und  Silberzertifikate,  sondern  auch  der  Noten  der  Nationalbanken. 
Letztere  liefert  das  Schatzamt  bekanntlich  gegen  Deponierung 
eines  entsprechenden  Betrages  von  Vereinigten  Staaten-Bonds  an 
die  Banken.  Dann  erst  geben  diese  sie  aus.  Die  Einlösung  der 
Noten  findet  bei  den  Banken  selbst,  aber  auch  bei  dem  Schatz- 
amte statt  Zu  diesem  Zwecke  muß  jede  Nationalbank  5  ^/o  ihres 
jeweiligen  Notenumlaufes  beim  Schatzamt  deponieren. 

Wir  sehen  also,  es  findet  weitgehendste  Zentralisation,  resp. 
eine  Vereinigung  aller  Zweige  der  lytrischen  Verwaltung,  in 
einem  Funkte  statt 

2.  WELCHES  IST  DIE  WERTEINHEIT  UND  ART  DER 
ZAHLUNG? 

Die  Werteinheit,  welche  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  gilt,  ist  der  Dollar.  Er  ist  identisch  mit  dem  früheren 
„spanish  milled  dollar'^    So  lautet  seine  historische  Definition. 

Fensatorische  Zahlungen  kommen  in  Amerika  nicht  mehr 
vor.  An  ihre  Stelle  sind  überall  chartale  getreten.  Auch  auf 
giralem  Wege  und  zwar  dem  der  Abrechnung  (Clearing)  findet 
sogar  ein  verhältnismäßig  großer  Teil  der  täglich  zu  leistenden 
Zahlungen  statt.  Das  beweisen  die  enormen  Summen,  die  vor 
allem  das  New  Yorker  Clearinghaus,  das  größte  der  Welt,  täg- 
lich umsetzt  An  ihnen  ist  auch  seit  langer  Zeit  der  Staat  in 
ausgedehntem  Maße  beteiligt  Damit  hat  er  wenigstens  teilweise 
diese  Art  der  Zahlung  anerkannt 

3.  WELCHES  SIND  DIE  EINZELNEN  GELDARTEN  UND 
WIE  LAUTET  IHRE  VERPASSUNG? 

Zum  Gelde  der  Vereinigten  Staaten,  welche  alle  eine  ein- 
zige Zahlungsgemeinschaft  zusammen  bilden,  gehören  alle  die- 
jenigen chartalen  Zahlungsmittel,  die  bei  der  Zentralstelle  dieser 
Gemeinschaft,  dem  Schatzamte,  Annahme  finden,  also  „akzeptierte^ 
sind.  Demnach  gibt  es  zurzeit  in  der  Union  die  folgenden 
10  Geldarten: 
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1.  Die  Goldmünze  genannt  Eagle  (Adler)  begültigt  zu 
10  Dollars.  Des  weiteren  eine  solche  zu  20  Dollars,  Doppel- 
Eagle,  zu  5  Dollars,  half  Eagle  und  zu  2^h  Dollars,  quarter 
Eagle. 

2.  Die  entsprechend  dem  Gesetze  von  1853  geprägten 
Silbermünzen.  Stücke  mit  Geltung  zu  */«  Dollar,  half  doUar, 
V*  Dollar,  quarter  doUar,  Vio  Dollar,  disme  und  */2o  Dollar, 
half  disme. 

3.  Eine  Silbermünze  mit  der  Geltung  von  1  Dollar,  geprägt 
nach  Gesetz  vom  Jahre  1837. 

4.  Die  Nickelmünzen  zu  5  cents  und  3  cents.  Kupfer- 
münzen zu  1  Cent.  Gent  bedeutet  dabei  den  100.  Teil  eines 
Dollars. 

5.  Das  laut  Akte  vom  3.  März  1863  eingeführte  fractional 
currency  (Kleinpapiergeld-Noten)  in  Stücken  von  3 — 50  cents. 
Zur  Zeit  ist  nur  noch  ein  kleiner  Betrag  vorhanden. 

6.  Vereinigte  Staaten-Noten  (Greenbacks).  Es  gibt  Stücke 
zu  10—1000  Dollars. 

7.  Treasury  notes  (Schatznoten)  von  1890  in  den  gleichen 
Abschnitten  v^ie  die  Greenbacks. 

8.  Goldzertifikate  in  Stücken  von  20  Dollars  aufwärts. 

9.  Silberzertifikate.  Davon  sind  90  ^/o  Stücke  von  1  bis 
10  Dollars,  die  restlichen  10*/o  bestehen  aus  Abschnitten  von 
20,  50  und  100  Dollars. 

10.  Die  Noten  der  1864  gegründeten,  resp.  in  solche  ver- 
wandelten Nationalbanken.  Sie  werden  in  Stücken  von  5  Dollars 
aufwärts  ausgegeben. 

Die  Geldarten  1—4  sind  Münzen,  5 — 10  Scheine.  Die 
durch  Akte  vom  14.  März  1900  geschaffene,  auch  heute  noch 
giltige  Grundlage  des  amerikanischen  Geldwesens  ist  die:  Es 
gibt  nur  ein  hylisches  Metall,  das  Gold.  Danach  sind  also  nur 
die  oben  genannten  Goldmünzen  einzig  und  allein  bares 
Geld.  Alle  übrigen  Arten  besitzen  lediglich  notalen  Charakter. 
Diese  Goldmünzen  sind  auch  seit  1879  fast  ununterbrochen, 
wie  wir  gesehen  haben,  valutarisches  Geld.  Denn  seitdem 
hat  es  sich  das  Schatzamt,  die  allein  maßgebende  Stelle  für  die 
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lytrische  Verwaltung,  zum  Prinzip  gemacht,  stets  seine  apo- 
zentrischen  Zahlungen  auf  Verlangen  in  Ooldgeld  zu  leisten. 
Die  Verfassung  der  oben  aufgeführten  10  Qeldarten  ist 
im  einzelnen  folgendermaßen  geordnet: 

1.  Die  Ooldmünzen  werden  gepi*ägt  aus  Gk)ld  von  der 
Feinheit  ^/lo.  Grundsätzlich  ist  jede  Menge  dieses  Metalles  un- 
beschränkt in  Eagle's  ausprägbar  und  zwar  soll  aus  je  232  gr. 
fein  Gold  ein  Eagle  ausgemünzt  werden.  Das  ist  die  hylogenische 
Norm.  Die  übrigen  Goldmünzen  sind  dem  Eagle  proportional 
ausgepi-ägt  Sie  besitzen  daher  die  Eigenschaft  des  baren  Geldes, 
denn  ihr  spezifischer  Gehalt  ist  gleich  dem  des  Eagle.  Ebenso 
sind  die  Goldmünzen  zum  Eurantgeld  zu  rechnen,  weil  sie  in- 
folge des  ihnen  verliehenen  legal  tender-Gharakters  schlechthin 
obligatorisch  sind ;  d.  h.  man  muß  jede  Zahlung  in  dieser  Geld- 
art annehmen,  gleichgültig  in  welcher  Höhe  sie  angeboten  wird. 
Zugleich  stellen  diese  Münzen  auch  ein  definitives  Geld  dar. 
Eine  Einlösung  irgend  welcher  Art  findet  ja  nicht  statt.  Daß 
und  aus  welchem  Grunde  sie  valutarisch  sind,  wurde  oben  schon 
ausgeführt 

Die  Goldmünzen  werden,  auch  wenn  sie  beträchtlich  (Vi  <>/o) 
unter  ihr  gesetzmäßig  festgestelltes  Gewicht  gesunken  sind,  bei 
epizentrischen  (an  den  Staat  gerichteten)  Zahlungen  nach  dem 
Werte,  zu  welchem  sie  begültigt  sind,  angenommen.  Als  Zeit- 
dauer für  die  natürliche  Abnutzung  sind  20  Jahre  festgesetzt 
Der  Staat  selbst  verwendet  keine  unter  obige  Grenze  abge- 
schliffenen Stücke  bei  seinen  apozentrischen  Zahlungen.  Er  hält 
die  etwa  eingehenden  zurück  und  läßt  sie  auf  seine  Kosten 
umprägen.  Sind  die  Münzen  indes  unter  jene  Limitation  ge- 
sunken, so  befiehlt  das  Gesetz,  ihre  Annahme  solle  nach  dem 
vorhandenen  Gewicht  erfolgen. 

2.  Die  gemäß  dem  Gesetz  von  1853  geprägten  Münzen 
aus  Silber  sind,  da  dies  für  sie  seit  jener  Zeit  kein  hylisches 
Metall  mehr  ist,  vielmehr  die  Prägung  ausdrücklich  dem  Staate 
vorbehalten  ist,  kein  hylogenisches,  sondern  autogenisches  Geld. 
Zudem  stellen  sie  kein  bares,  sondern  notales  Geld  dar.  Auch 
für  sie  ist  3ie  Feinheit  ®lio  vorgeschrieben.    Aus  345  gr.  Fein- 
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Silber  prägt  man  Münzen  dieser  Art  (^li  und  ^U  Dollar  —  Vio 
und  ^/2o  Dollarstücke)  im  Werte  von  1  Dollar  Geltung.  Daß  der 
Silbergehalt  diese  nicht  zu  begründen  vermag,  ist  klar.  Der 
Stoffwert  der  Münzen  ist  infolge  des  gesunkenen  Silberpreises 
auf  dem  Weltmarkt  viel  geringer  als  ihr  Nennwert 

Die  Herstellung  dieser  Silbermünzen  hat  sich  der  Staat 
vorbehalten.  Während  ihre  Menge  früher  lediglich  in  das  Er- 
messen des  Schatzsekretärs  gestellt  war,  wurden  sie  laut  Akte 
vom  14.  März  1900  auf  100  Millionen  insgesamt  festgesetzt 
Diese  Beschränkung  beseitigte  das  Gesetz  von  1903.  Dann  ist 
vermutlich  der  alte  Zustand  wieder  eingeführt  worden. 

Weil  das  Schatzamt  diese  Münzen  bei  größeren  apozen- 
trischen  Zahlimgen  nicht  aufdrängt,  so  ist  demnach  ihre  Stellung 
als  akzessorisch  zu  bezeichnen.  Epizentrische  Zahlungen  können 
natürlich  in  unbeschränktem  Maße  in  dieser  Geldsorte  geleistet 
werden.  Da  die  Stücke  im  apo-  und  parazentrischen  Yerkehr 
laut  gesetzlicher  Vorschrift  (1853)  bis  zu  5  Dollars  legal  tender 
Kraft  besitzen,  so  ist  dies  ihre  kritische  Höhe,  bis  zu  der  sie 
obligatorisch  sind.  Ihrer  Einreibung  in  das  Scheidegeld  steht 
daher  nichts  im  Wege.  Für  ihre  Einlösung,  die  in  „national 
currency"  erfolgen  soll  (tatsächlich  dürfte  heute  wohl  fast  nur 
das  valutarische  Goldgeld  in  Betracht  kommen),  ist  ein  kritischer 
Betrag  von  100  Dollars  fixiert.  Mit  der  Geltung  dieser  Scheide- 
münzen hat  diese  Einlösung,  wie  aus  den  betreffenden  Be- 
stiminungen  des  Gesetzes  von  1866  deutlich  hervorgeht,  nicht 
das  Mindeste  zu  tun.    Sie  begründet  sie  also  nicht  etwa. 

3.  Der  Silberdollar  wird  nach  einem  früheren  MmoLZ- 
gesetz,  dem  vom  Jahre  1837,  erst  seit  1878  wieder  ausgeprägt. 
Aus  je  412  V«  gr.  Feinsilber  soll  ein  Dollar  in  Geltung  herge- 
stellt werden!  Somit  ist  sein  spezifischer  Gehalt  höher  als  der 
der  soeben  besprochenen  silbernen  Scheidemünzen.  Die  Geltung 
wird  dadurch,  wie  man  sieht,  nicht  im  geringsten  beeinflußt 
Ganz  natürlich.  Beruht  sie  doch  nicht  auf  dem  Gehalt  der  Münzen, 
sondern  stellt  lediglich  einen  autoritativen  Akt  der  Staatsgewalt  dar. 

Eine  freie  Ausprägung  des  Silberdollars  findet  nicht  statt; 
sie  liegt  allein  in  der  Hand  des  Staates.  Das  Silber  ist  auch  beziig- 
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lieh  des  1  Dollarstückes  kein  hylisches  Metall  mehr.  Die  fragliche 
Oeldart  besitzt  demnach  keine  Bar-,  sondern  Notalverfassung. 

Da  das  Schatzamt  —  inwieweit  es  gesetzlich  zu  dem  Oegen- 
teil  befugt  wäre,  ist  bei  der  undeutlichen  Fassung  des  betreffenden 
Gesetzesabschnittes  schwer  zu  sagen  —  bei  seinen  apozentrischen 
Zahlungen  seit  1879  bis  heute  noch  nie  Silberdollars  aufgedrängt 
hat,  so  befindet  auch  er  sich  gegenüber  dem  valutarischen  Oold« 
gelde  in  akzessorischer  Stellung. 

Dagegen  hat  der  Silberdollar  die  ihm  laut  Gesetz  von  1878 
verliehene  Eigenschaft,  „legal  tender  in  all  payments"  zu  sein, 
auch  heute  noch  nicht  verloren.  Er  ist  und  bleibt  daher  Eurant- 
geld,  d.  h.  seine  Annahme  ist  für  alle  Beträge  auch  im  freien 
Yerkehr  obligatorisch.  Aus  diesem  Grunde  bezeichnete  man 
bisher  die  Goldwährung  Amerikas  ebenso  wie  die  deutsche  seiner 
Taler  halber  als  hinkende. 

Der  Unterschied  zwischen  beiden  Geldarten,  die  viele  Ähn- 
lichkeit miteinander  haben,  beruht  vor  allem  darin.  Die  Prägung 
der  deutschen  Taler  ist  seit  den  1870  Jahren  gesperrt  Ja,  seit 
1907  ist  ihnen  ihre  Geltung  im  Privatverkehr  genommen.  Bis 
1.  September  1908  findet  nur  noch  ihre  Einlösung  an  den  staat- 
lichen sowie  den  Kassen  der  Beichsbank  statt.  Ihre  Um- 
schmelzung  in  silbernes  Scheidegeld  ist  angeordnet.  Sie  ver- 
schwinden also  völlig.  Die  amerikanischen  Dollars  hingegen 
werden  noch  so  lange  vermehrt,  resp.  nach  dem  alten  Münzfuße 
ausgeprägt,  bis  der  verhältnismäßig  recht  große  unter  der  Bland- 
und  Shermanbill  angehäufte  Vorrat  von  Silber  aufgebraucht  ist. 
Nach  Dr.  Pragers  Schätzung  wird  sich  nach  der  Durchführung 
dieser  Maßregel  ihre  Gesamtsumme  auf  ca.  580  Millionen  be- 
laufen. Darüber  hinaus  allerdings  ist,  wie  wenigstens  die  Dinge 
jetzt  liegen,  eine  Vermehrung  dieser  Geldart  nicht  mehr  möglich. 

Der  Silberdollar  ist  schließlich  auch  definitives  Geld.  Es 
besteht  ja  keinerlei  Verpflichtung  noch  Vorsorge  von  Seiten  des 
Staates  für  seine  Einlösung.  Immerhin  halten  wir  es  indes  nicht 
für  unmöglich,  daß  eine  solche  gegebenenfalls  sogar  in  Gold 
erfolgen  wird.  Das  aber  kann  nötig  werden,  damit  der  Schatz- 
sekretär die  ihm  laut  Akte  von  1900  auferlegte  Verpflichtung 
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erfüllen  kann,  alle  Arten  des  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  kursierenden  Geldes   auf  Vollwertigkeit  zu  erhalten. 

4.  Die  Nickel-  und  Kupfermünzen.  Erstere  sind  her- 
gestellt aus  einer  Mischung,  die  25  Teile  Nickel  und  75  Kupfer 
enthält  Letztere  enthalten  11  penny  weight  Kupfer.  Beide  Geld- 
sorten, es  braucht  wohl  nicht  erst  gesagt  zu  werden,  sind  kein 
bares,  sondern  notales  Geld.  Ihre  Herstellung  und  Ausgabe  ist 
in  das  Ermessen  des  Schatzsekretärs  gestellt  Man  nimmt  dabei 
an,  er  werde  am  ehesten  imstande  sein,  sie  möglichst  dem 
Bedarf  anzupassen.  Einen  ungefähren  Anhalt  und  Maßstab  soll 
ihm  dabei,  nach  Meinung  des  Gesetzgebers,  die  Einlösung  dieser 
Münzen  bieten,  welche  in  Beträgen  zu  20  Dollars  zu  geschehen 
hat  Die  Stücke  befinden  sich  ebenso  und  aus  den  gleichen 
Gründen  wie  das  Silbergeld  in  akzessorischer  Stellung. 

Da  man  ihnen  legal  tender-Charakter  bis  zu  25  cents  ver- 
liehen hat,  so  stellen  sie  ein  Scheidegeld  mit  diesem  kritischen 
Betrage  dar. 

5.  Das  kleine  Papiergeld  „fractional  currency",  geschaffen 
durch  Gesetz  vom  3.  März  1863,  gehört  zum  Gelde,  weil  diese 
Scheine  wenigstens  bis  zum  Betrage  von  5  Dollars  als  Zahlung 
von  den  öffentlichen  Kassen  resp.  dem  Schatzamte  angenommen 
werden  müssen.  Sie  sind  notales  Geld,  wurden  einmal  seitens 
des  Staates  in  einer  bestimmten  Höhe  ausgegeben.  Autogenischen 
Charakter  besitzen  sie,  da  es  ja  einer  Hinterlegung  des  hylischen 
Metalles  Gold  nicht  bedarf. 

Im  freien  Verkehre  haben  sie  bis  5  Dollars  Annahmezwang; 
darüber  hinaus  sind  sie  rein  fakultativ.  Wegen  dieses  kritischen 
Betrages  stellen  sie  ein  papierenes  Scheidegeld  dar.  Die  Ein- 
lösung dieser  kleinen  Scheine  erfolgt  in  Scheidemünze,  welche 
eigens  zu  diesem  Zwecke  mehrfach  ausgeprägt  wurde.  Der 
Gesamtbetrag  war  auf  50  Millionen  Dollars  festgesetzt  Heute 
dürfte,  da  die  einmal  eingelösten  Stücke  nicht  wieder  ausge- 
geben werden,  nur  noch  eine  ganz  verschwindend  geringe  Menge 
von  ihnen  im  Verkehr  sein,  zumal  da  viele  auch  zugrunde  ge- 
gangen sein  mögen.  Sie  sollen  schließlich,  dahin  geht  die  Absicht, 
mit  der  Zeit  ganz  beseitigt  und  durch  Scheidemünzen  ersetzt 
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werden.    Der  Zweck  dieser  Maßregel  kann  nur  ein  praktischer 
sein,  da  ja  die  Geldart  bei  diesem  Verfahren  die  gleiche  bleibt. 

6.  Die  Vereinigten  Staat en-{legal  tender)Noten,  auch 
Greenbacks  genannt,  verdanken  ihre  Entstehung  dem  Bürger- 
krieg der  60er  Jahre.  Ihre  Stückelung  war  1,  2,  5,  10,  20,  50, 
100,  500,  1000,  5000  und  10000  Dollars.  Die  ersten  wurden 
am  25.  Februar  1862  emittiert.  Auch  heute  noch  sind  sie 
Eurantgeld.  Besitzen  sie  doch  noch  immer  die  ihnen  seinerzeit 
beigelegte  legal  tender-Eigenschaft  Sie  gehören  zum  notalen  Gelde. 
Aus  dem  gleichen  Grunde,  den  wir  für  die  fractional  Noten 
anführten,  muß  man  sie  als  autogenisch  bezeichnen.  Ihre  Ein- 
lösung findet  seitens  des  Schatzamtes  und  zwar  von  1900  ab  in 
Gold  statt.  Zu  diesem  Zwecke  ist  eine  Reserve  von  150  Millionen 
zu  halten.  Vordem  bestand  nur  die  Verpflichtung,  sie  in  „coin", 
Münze,  einzulösen.  Der  ein  für  allemal  festgesetzte  Betrag  dieser 
Greenbacks  wurde  laut  Gesetz  vom  31.  Mai  1878  auf  346  681  016 
Dollars,  die  damals  gerade  umlaufende  Menge,  fixiert  Seitdem 
ist  die  Summe  unverändert  geblieben.  Demnach  ist  also  diese 
Geldart  gesperrt 

7.  Die  Treasury  notes,  Schatznoten  von  1890,  sind  seiner- 
zeit als  Zahlung  für  das  laut  Shermangesetz  vom  14.  Juli  1890 
von  der  Regierung  anzukaufende  Silber  nach  Maßgabe  dieser 
Käufe  ausgegeben  worden.  Die  Stückelung  war  die  gleiche  wie 
bei  den  Greenbacks.  Laut  Akte  von  1900  mußten  indes  die 
Abschnitte  unter  10  Dollar  eingezogen  werden  ebenso  wie  die 
der  Vereinigten  Staatennoten,  um  möglichst  Raum  für  den  Um- 
lauf der  entsprechenden  Silberzertifikate  zu  gewähren.  Man  ver- 
lieh ihnen  wie  dem  anderen  Papiergeld  die  legal  tender-Eigenschaft 
und  machte  sie  dadurch  zu  Kurantgeld.  Desgleichen  sind  sie 
den  notalen  und  autogenischen  Geldarten  zuzuzählen.  Sie  sind 
jederzeit  in  Gold  einlösbar  gleich  den  Greenbacks,  obwohl  sie 
auf  (Barren-)  Silberdeckung  beruhen.  Während  nach  der  Sher- 
manbill  der  Schatzsekretär  die  Schatznoten  welche  er  einnahm, 
nur  vernichten  durfte,  wenn  er  sie  gegen  solche  Dollars,  die 
aus  eben  diesem  Shermansilber  ausgeprägt  waren,  eingelöst  hatte, 
so  ist  er  jetzt  seit  dem  Gesetz  von  1900  ermächtigt,  alle  Schatz- 

Scheffler,  Geldwesen  der  Ver.  Staaten  ▼.  Amerika  im  XIX.  Jalirh.     8 
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noten  von  1890  nicht  wieder  auszugeben.  Dabei  ist  es  ganz 
gleichgiltig,  ob  sie  auf  dem  Wege  der  Einlösung  oder  des  ge- 
wöhnlichen Kassenverkehrs  in  seinen  Besitz  gelangen.  Mit  ihrer 
Yemichtung,  das  ist  allerdings  festgehalten,  soll  eine  Ausprägung 
von  SilberdoUars  möglichst  gleichen  Schritt  halten.  Es  wird  also 
ein  völliges  Verschwinden  auch  dieser  Noten,  wie  man  sieht, 
erstrebt  Im  Grunde  aber  tritt  keine  große  Veränderung  ein. 
Notales  Geld  soll  bleiben,  aber  anstatt  papierener  Platten  wie 
bisher  wünscht  man  ihm  Silberplatten  zu  geben.  Warum?! 

8.  Die  Goldzertifikate.  Sie  hatten  die  Aufgabe,  haupt- 
sächlich zur  Erleichterung  des  Goldhandels  und  zur  Vermeidung 
der  teuren  Transporte  dieses  Metalles  zu  dienen.  Zu  ihrer  Aus- 
gabe wurde  der  Schatzsekretär  zum  ersten  Male  während  des 
Bürgerkrieges  durch  Akte  vom  3.  März  1863  ermächtigL  Es 
sollte  ihm  demnach  erlaubt  sein,  Gold  in  Münz-  und  Barren- 
form für  Private  in  Depot  zu  nehmen  und  dafür  Zertifikate  in 
Abschnitten  nicht  unter  20  Dollars  auszugeben.  Sie  hatten  keinen 
allgemeinen  Annahmezwang,  wurden  aber  bei  Zahlungen  an  die 
Regierung  genommen,  genossen  also  staatliche  Akzeptation.  Sie 
gehören  damit  ohne  Zweifel  zum  Gelde.  Nachdem  ihre  Ausgabe 
seitdem  mehrfach  eingestellt  worden  war,  werden  sie  laut  Gesetz 
von  1900  in  alter  Weise  und  Form  wieder  ausgegeben. 

Im  Gegensatz  zu  den  bisher  genannten  papierenen  Geld- 
arten, die  allesamt  autogenischen  Charakter  besaßen,  stellen  die 
Goldzertifikate  zum  ersten  Male  eine  papierene  und  doch  hjlo- 
genische  Geldart  dar.  Denn  der  Privatmann  überliefert  dem 
geldschaffenden  Staate  das  zurzeit  hylische  Metall.  Dieser  gibt 
ihm  hierauf  entsprechend  der  Norm  Scheine  (Zertifikate  genannt) 
heraus.  Mithin  entstehen  sie  hylogenisch.  An  Stelle  der  ortho- 
typischen  Ausprägung  von  Münzen  tritt  indes  die  Herstellung 
von  Scheinen.  Im  anepizentrischen  (freien)  Verkehre  haben  diese 
Goldzertifikate  keinerlei  Annahmezwang.  Sie  gehören  daher  zum 
rein  fakultativen  Gelde.  Ihre  Einlösung  findet  jeder  Zeit  in 
Gold,  wie  ihr  Name  besagt,  statt  Zu  diesem  Zwecke  wird  nach 
ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift  das  ursprünglich  einge- 
lieferte Metall  im  Schatzamte  getrennt  aufbewahrt. 
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9.  Neben  diesem  hylogenischen  Papiergelde  gibt  es  auch 
noch  ein  wegen  seines  Ursprunges  eigenartiges  autogenisches, 
die  Silberzertifikate.  Sie  verdanken  ihre  Entstehung  der 
Unmöglichkeit,  größere  Mengen  der  Blanddollars  im  freien  Ver- 
kehr unterzubringen.  Das  Gesetz  von  1878  gestattete  dem  Schatz- 
sekretär, gegen  Hinterlegung  von  mindestens  10  Silberdollars 
Zertifikate  darüber  auszugeben.  Später  (1886)  und  vor  allen 
Dingen  laut  Akte  vom  4.  März  1900  werden  auch  Stücke  von  1, 
2  und  5  Dollai"s  ausgegeben.  Ja,  es  wurde  sogar  damals  be- 
stimmt, daß  90^/0  aller  Zertifikate  auf  solche  kleinen  und  die 
restlichen  10  ^/o  auf  20,  50  und  100  Dollars -Abschnitte  lauten 
sollten.  Die  vorher  existierenden  Stücke  über  500  und  1000 
Dollars  wurden  ganz  abgeschafft. 

„Für  Zölle,  Steuern  und  alle  öffentlichen  Lasten  sollen  solche 
Zertifikate  in  Zahlung  genommen  werden".  So  bestimmt  das 
Gesetz  von  1900  ausdrücklich.  Damit  sind  die  Silberzertifikate 
in  den  Kreis  staatiichen  Geldes  aufgenommen.  Im  freien  (para- 
zentrischen)  Verkehre  ist  ihre  Annahme  offenbar  einem  jeden 
überlassen.  Sie  besitzen  demnach  rein  fakultativen  Charakter.  No- 
talität  haftet  ihnen  wie  allen  Scheinen  an.  Auch  autogenisch  sind 
sie.  Wohl  bedarf  es  einer  Hinterlegung  von  Metali  und  zwar  in 
Form  bestimmter  Münzen  (Silberdollars).  Aber,  und  das  ist  das 
allein  Entscheidende,  das  betreffende  Metall,  nämlich  Silber, 
welches  dazu  dient,  besitzt  schon  lange  nicht  mehr  hylische 
Eigenschaft. 

Die  Einlösung  der  Silberzertifikate  findet  in  dem  ursprüng- 
lich deponierten  Silber  naturgemäß  statt.  Indes  ist  wohl  an- 
zunehmen, daß  der  Staat  auf  Verlangen  selbst  diese  Silber- 
zertifikate in  Gold  einlösen  wird,  soweit  dies  die  Aufrechtung 
der  einmal  gewählten  Goldwährung  erfordern  sollte. 

In  akzessorischer  Stellung  befinden  sich  sowohl  die  Gold- 
ais auch  die  Silberzertifikate. 

10.  Die  Noten  der  Nationalbanken  (nicht  die  der  etwa 
noch  vorhandenen  Staatenbanken).  Diese  Art  Notenbanken  sind 
bekanntlich  auf  Grund  des  Nationalbankgesetzes  von  1864  ge- 
schaffen. Sie  haben  die  Befugnis,  Noten  auszugeben,  d.  h.  Zahlungs- 

8* 
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mittel  in  Form  von  Scheinen  zu  schaffen.  Diese  sollen,  so  schrieb 
das  Gesetz  ausdrücklich  vor,  sein  „receivable  for  all  public  except 
customs  and  for  all  payments  by  the  United  States  except  interest 
on  the  public  debt  and  redemption  of  national  currency."  Sie 
genießen  also  staatliche  Akzeptation,  sind  demnach  zum  Gelde 
zu  rechnen.  Die  ausgesprochenen  Beschränkungen  sind  nur 
eine  Einengung  des  Zahlungskreises,  in  dem  sie  gültig  sind. 
Man  verfolgt  damit  bestimmte,  rein  praktische  Zwecke.  Da  eine 
Annahme  dieser  Noten  im  Privatverkehr  nicht  vorgeschrieben 
wird,  bilden  sie  offenbar  ein  rein  fakultatives  Geld.  Auch  notal 
und  autogenisch  sind  diese  Noten.  Letzteres  ergibt  sich  daraus, 
daß  eine  Hinterlegung  nicht  hylischen  Metalles,  sondern  von 
Wertpapieren  (Vereinigten  Staaten-Bonds)  zu  erfolgen  hat. 

Eingelöst  werden  die  Noten  der  Nationalbanken  durch  die 
Banken  selbst  und  durch  das  Schatzamt  Es  geschieht  dies  in 
„currency"  vermutlich  dem  gesetzlichen  Gelde.  Dahin  gehören 
Gold-,  Silbermünzen,  Schatznoten,  Silberzertifikate  und  Green- 
backs.  Sie  besitzen  also  provisorischen  Charakter.  Ihre  Aus- 
gabe ist  de  jure  unbeschränkt,  sofern  sie  zu  90o/o  durch  beim 
Schatzamte  hinterlegte  Bonds  gedeckt  sind.  De  facto  findet  sie 
ihre  Grenze  einmal  in  der  Größe  der  Staatsschuld  und  sodann 
in  der  Höhe  der  in  den  letzten  Jahren  stets  steigenden  Kurse 
der  Bonds.  Diese  machen  nämlich  die  Emission  von  Noten  sehr 
leicht  unrentabel. 

Man  findet  vielfach  in  Werken  über  amerikanisches  Geld- 
wesen noch  eine  Art  der  Zahlungsmittel  erwähnt.  Es  sind  die 
Währungs-(currency)Zertifikate.  Sie  wurden  laut  Gesetz 
vom  8.  Juni  1872  seitens  des  Staates  gegen  Deponierung  des 
gleichen  Betrages  von  Greenbacks,  später  auch  Schatznoten  von 
1890  nur  in  Abschnitten  von  5000  und  10  000  Dollars  ausge- 
geben. Sie  sollten  offenbar  zur  Erleichterung  des  Groß-  und 
resp.  Bankverkehrs  dienen.  Das  Gesetz  bestimmte  daher  auch, 
sie  können  zur  Zahlung  des  Clearinghouse-Saldos  sowie  zu  Bank- 
reserven Verwendung  finden.  Ihre  Einlösung  soll  „be  payable 
on  demand  in  United  States  notes,  at  the  place  where  the 
deposits  were  mads'^    Also  auch  in  dieser  Beziehung  unterlagen 
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8ie  einer  großen  Beschränkung.  Das  Gesetz  von  1900  beseitigte  sie 
vollends.  Es  standen  damals  ca.  16  290000  Dollars  von  ihnen  aus. 
Sie  befanden  sich  fast  ausschließlich  in  den  Händen  von  Banken 
und  verschwanden  sehr  bald.  Zum  Oelde  können  sie  wenigstens 
nach  den  Begriffen  der  staatlichen  Theorie  nicht  gezählt  werden, 
da  sie  an  Ordre  lauten.  Dies  widerspricht  ja  dem  Charakter  des 
Geldes  direkt   Sie  dürfen  somit  füglich  übergangen  werden. 

Fortbleiben  aus  unserer  Darstellung  und  Charakterisierung 
müssen  ebenfalls  die  oft,  besonders  in  Erisenzeiten,  viel  ge- 
nannten Clearinghouse-Zertifikate.  Sie  sind  papierene  Geldzeichen, 
die  auch  zumeist  in  größeren  Abschnitten  von  der  Gesamtheit 
der  Mitglieder  des  Clearinghouse's  auf  Grund  von  Deponierung 
sicherer  Effekten  in  Zeiten  der  Not  gegen  einen  verhältnis- 
mäßig hohen  Zins  ausgegeben  werden.  Die  Absicht  ist,  und 
sie  wird  auch  zumeist  erreicht,  den  beteiligten  Firmen  die  ge- 
wohnten Umsätze  mit  dem  Clearinghouse  zu  ermöglichen,  ohne 
daß  sie  das  dann  zumeist  vorhandene  große  Agio  auf  Metall- 
oder Geld  überhaupt  zahlen  müssen.  Für  kurze  Zeit  pflegt  die 
Ausdehnung  dieses  Zahlungmittels  recht  beträchtlich  zu  sein. 
Ihre  Emission  betrug  z.  B.  in  Millionen  Dollars 

1860  7  375  1873       26  565  (mitgeteüt  von 

1861  22  585  1884       24  915  Hepbum  in 

1863  11471  1890       16  645       seinem  „Contest 

1864  17  728  1893       41 490     for  sound  money)^'. 
Es  sind  das  rein  private  Zahlungsmittel.     Solange  daher 

ihre  Annahme  an  den  staatlichen  Kassen  nicht  erfolgt,  was 
bisher  u.  W.  der  Fall  nicht  gewesen  ist,  können  sie  nicht  zum 
staatlichen  Gelde  gerechnet  werden.  Sie  bleiben  lediglich  auf  die 
private  Zahlgemeinschaft  beschränkt,  welche  sie  ausgegeben  hat 
Wenden  wir  uns  nun  wieder  der  Gesamtverfassung  zu. 

4.  WIE  WEIT  SIND  DIE  BEIDEN  ZWEIGE  DER  HYLO- 
DROMIE AUSGEBILDET? 

In  Amerika  besteht  zur  Zeit  Chrysodromie,  nämlich 
Hylodromie  des  Metalles  Gold.  Es  ist  dies  einmal  die  Folge  der 
unbeschränkten  Annahme  von  Gold  zur  Verwandlung  in  Geld 
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(freie  Ausprägbarkeit;  Hylolepsie),  wie  sie  seitens  des  Schatz- 
amtes stets  stattfindet  Sodann  ist  andrerseits  der  Inhaber  anderer 
Geldarten  stets  in  der  Lage,  Gold  zu  erlangen.  Warum?  Der 
Staat  behandelt  ja  sein  Goldgeld  valutarisch  und  gibt  es  daher 
stets  auf  Verlangen  heraus. 

5.  FINDET  EXODROMIE  STATT  UND  IN  WELCHER  FORM? 

Vor  einer  Reihe  von  Jahren  charakterisierte  Cornelis  Ro- 
zenroad  in  einem  in  London  gehaltenen  Vortrage  die  Ursachen 
der  Goldentziehung,  die  Amerika  trotz  günstiger  Handelsbilanz 
immer  von  neuem  heimsucht,  trefflich  folgendermaßen:  „Trotz 
des  günstigen  Saldos,  der  nunmehr  bereits  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  besteht,  sind  die  Vereinigten  Staaten  stets  Schuldner. 
Das  unverkennbare  Barometer  der  Lage  neigt  fortwährend  dem 
Punkte  ZU;  welcher  Goldexporte  gewinnbringend  erscheinen  läßt 
Der  Notenumlauf,  der  Ankauf  europäischer  Dampferlinien  und 
die  Beteiligung  führender  amerikanischer  Bankiers  an  euro- 
päischen Industrie-Unternehmungen,  schließlich  aber  auch  die 
Rimessen,  die  zur  Rückzahlung  der  von  amerikanischen  Firmen 
in  London  wie  in  Paris  aufgenommenen  Darlehen  gemacht  werden 
müssen,  sind  hauptsächlich  dafür  verantwortlich,  daß  die  Ver- 
einigten Staaten  fast  stets  die  Wechselkurse  gegen  sich  gerichtet 
sehen  und  anhaltend  Gold  verlieren,  obwohl  ihre  Handelsbilanz 
in  so  glänzender  Weise  abschließt".  Wir  sehen,  alles  rein 
pantopolische  Gründe.  Wie  nun,  so  fragen  wir,  versuchen  die 
Amerikaner  eine  Sicherung  ihres  Wechselkurses  herbeizu- 
führen? Mit  welchen  Mitteln  arbeiten  sie,  um  ihre  Goldwäh- 
rung aufrecht  zu  erhalten?  Oder  sehen  sie  etwa  all  dem  ruhig 
zu?  Nein,  keineswegs! 

Ein  entschieden  sehr  wirkungsvolles  Mittel,  welches  in 
England  und  in  Deutschland  mit  bestem  Erfolge  angewandt 
wird,  ist  die  Erhöhung  des  Diskontos  der  Zentralnotenbank. 
Dies  ist  in  Amerika  nicht  möglich.  Es  existiert  eben  kein 
mächtiges  Zentralinstitut,  das  den  nötigen  Einfluß  auf  den  Zins- 
fuß im  ganzen  Lande  auszuüben  vermöchte.    An  seiner  Stelle 
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gibt  es  mehrere  tausend  Nationalbanken.  Die  nötige  Einheit^ 
lichkeit  ist  bei  ihnen  auf  dem  genannten  Gebiete  nicht  zu  er- 
reichen. 

Statt  dessen  ist  es  der  Schatzkontrolleur,  dem  die  Sorge 
für  die  Währung  zufällt  Ungeeignet  oder  wenigstens  bedeutend 
weniger  geschickt  dazu  macht  ihn  seine  oft  verhältnismäßig 
geringe  Kenntnis  der  in  Betracht  kommenden  Umstände.  Die 
reiche  Erfahrung,  welche  den  Banken  infolge  der  Natur  ihres 
Geschäftsbetriebes  auf  diesem  Gebiete  zu  Gebote  steht,  maugelt 
ihm.  Er  stößt  infolgedessen  auf  viel  mehr  Schwierigkeiten  und 
ist  eher  Fehlgriffen  ausgesetzt  Zudem  wechselt  er  alle  4  Jahre 
mit  jeder  Präsidentschafts  wähl  seinen  Posten.  Es  ist  infolge- 
dessen keine  ruhige  sichere  Führung  in  bestimmten,  einmal  als 
richtig  anerkannten  Bahnen  gewährleistet  Was  der  eine  ange- 
ordnet hat,  kann  schon  sein  Nachfolger  demnächst  ins  Gegen- 
teil vorkehren.  Die  Bildung  einer  Tradition  ist  so  gut  wie  aus- 
geschlossen. Dafür  vereinigt  er  in  seiner  Person  oft  eine  große, 
manchmal  nahezu  unbedingte  Machtfülle.  Er  ist  in  der  Wahl 
der  Mittel  weniger  gebunden  als  ein  Bank-Direktorium.  Die 
Gewalt  über  das  gesamte  Geld-  (Münz-,  Papier-  und  Banknoten-) 
wesen  liegt  in  seinen  Händen. 

Und  in  der  Tat  ist  es  den  Schatzkontrolleuren  bisher  stets 
gelungen,  die  ihnen  gestellte  Aufgabe,  über  die  Goldwährung 
zu  wachen,  zu  erfüllen. 

Seit  den  90er  Jahren,  besonders  1895  haben  sie  bewußt 
exodromische  Verwaltung  getrieben.  Damals  geschah  es,  wie  an 
anderer  Stelle  ausführlich  geschildert  worden  ist,  mit  Hilfe  von 
Banken.  Seit  1900  schreibt  ihnen  das  Gesetz  vor,  eine  Gold- 
reserve von  150  Millionen  Dollars  zu  halten,  dem  Wortlaute 
nach  zur  Einlösung  der  Greenbacks,  dem  Sinne  nach,  um  die 
proklamierte  Goldwährung  aufrecht  zu  erhalten.  Es  werden  ihm 
da  auch  kleine  exodromische  Mittel,  am  letzten  Ende  die  Auf- 
nahme einer  Goldanleihe  an  die  Hand  gegeben,  falls  jene  Re- 
serve unter  100  Millionen  Dollars  gesunken  ist,  oder  besser 
gesagt,  der  Goldwährung  Gefahr  droht 

Von  der  Anwendung  dieser  Mittel  ist  uns  nichts  bekannt 


120      Vni.   AKALT8IBBUNG   DKB  HEUTE  GILTIGEN   GELDVEBFASSUNG. 

geworden.  Vielleicht  hielt  man  sie  teilweise  für  ungenügend, 
teilweise,  besonders  das  letzte,  für  zu  kostspielig. 

Dafür  erprobte  der  Schatzkontrolleur  Shaw  laut  „Wall- 
street Journal  vom  8.  September  1906^'  einen  ganz  neuen  exo- 
dromischen  Eingriff  im  Frühjahr  und  Herbst  1906.  Wir  fühlen 
ans  fast  versucht,  ihn  als  5.  Fall  sehr  deutlicher  Art  den  von 
Knapp  in  seiner  staatlichen  Theorie  aufgeführten  anzureihen. 

Es  handelt  sich  dabei  um  eine  Art  zinsfreier  Torschüsse 
auf  Gold,  die  das  Schatzamt  zunächst  den  Nationalbanken, 
später  auch  anderen  Bankinstituten  gab. 

Am  12.  April  1906  ließ  nämlich  der  Schatzsekretär  durch 
das  subtreasury  in  New  York  jeder  Nationalbank  für  den  Zweck 
des  Goldimportes  Begierungsgelder  bis  zum  Betrage  von  5  Mil- 
lionen Dollars  zinsfrei  zur  Verfügung  stellen.  Um  solche  Gelder 
zu  erhalten,  hatten  die  betreffenden  Banken  nur  glaubhaft  zu 
machen,  daß  sie  die  ihnen  überwiesene  Summe  wirklich  dazu 
zu  benutzen  beabsichtigten,  um  sich  Gold  aus  dem  Auslande  zu 
verschaffen.  Das  importierte  Metall  war  sodann  an  das  Schatz- 
amt abzuliefern.  Die  Opfer,  besonders  das  des  Zinsverlustes,  der 
regelmäßig  mit  Metallverschiffungen  verbunden  ist,  nahm  auf 
diese  Weise  die  Regierung  auf  sich. 

Wie  wirksam  und  erfolgreich  dieser  vom  Staate  einge- 
schlagene Weg,  den  intervalutarischen  Kurs  zu  sichern,  war, 
beweist  die  Tatsache,  daß  in  den  ersten  zwei  Tagen,  als  das 
Angebot  nur  im  geheimen  den  Nationalbanken  gemacht  war, 
12  Millionen  und  sodann,  seit  es  am  14.  April  allgemein  be- 
kannt geworden  war,  binnen  6  Wochen  nicht  weniger  als  50 
Millionen  Dollars  in  New  York  und  Boston  zusammen  zur  Er- 
leichterung der  Goldeinfuhr  hinterlegt  wurden.  Zirka  45  Mil- 
lionen Dollars  Gold  sind  auf  diese  Weise  in  dem  genannten 
Zeiträume  importiert  worden. 

Im  Herbste  1906,  etwa  am  5.  September,  wiederholte  der 
Schatzsekretär  das  gleiche  Experiment  Jetzt  ward  auch  die 
Beteiligung  anderer  Banken  zugelassen.  Der  Erfolg  war  ein 
abermaliger  Import  von  ca.  50  Millionen  Dollars  Gold  bis  zum 
22.  Oktober  1906.    Da  nämlich  setzte  die  Erhöhung  des  Lon- 
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doner  Bankdiskontes  auf  6  <>/o  den  so  getätigten  Goldeinfuhren 
ein  Ziel. 

Auf  welche  Weise  aber  gelang  es  den  Banken,  vom  Aus- 
lande soviel  Gold  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  herbeizuziehen? 
Sie  vermochten  das  allein  durch  künstliche  Einwirkung  auf  den 
intervalutarischen  Kurs,  also  pantopolisch.  Vermutlich  brachten 
sie  dies  praktisch  dadurch  zuwege,  daß  sie  vor  allen  Dingen 
große  Finanzwechsel  auf  Europa,  besonders  England  zogen  und 
die  so  entstandenen  Guthaben  in  Gold  effektuierten.  Es  waren 
dies  natürlich  nur  Maßregeln  vorübergehender  Art  Sie  konnten 
nur  solange  wirklich  erfolgreich  sein,  als  die  Zinssätze  der  euro- 
päischen Zentralbanken  nicht  hoch  genug  waren,  um  der  Zins- 
freiheit, deren  sich  die  von  der  amerikanischen  Eegierung  den 
Banken  zur  Verfügung  gestellten  Gelder  erfreuten,  die  Wage 
zu  halten.  Sobald  das  eingetreten  war,  lag  für  die  amerikanischen 
Banken  kein  Anreiz  mehr  zum  Import  von  Gold  vor. 

In  welcher  Weise  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
sich  in  Zukunft  in  dieser  Beziehung  verhalten  werden,  beson- 
dei*s,  wenn  einmal  eine  ernstliche  und  langanhaltende  Schwan- 
kung ihres  intervalutarischen  Kurses  zu  Europa  eintreten  sollte, 
läßt  sich  nicht  einmal  vermuten.  Es  hängt  das  u.  E.,  sowie  die 
Dinge  zurzeit  (1907)  noch  immer  liegen,  lediglich  von  dem 
jedesmaligen  Schatzsekretär  ab,  da  ihm  hierin  verhältnismäßig 
freie  Hand  gelassen  ist. 

Sollte  allerdings  einst  wieder  eine  Zentralbank,  was  wir 
kaum  glauben,  in  Amerika  geschaffen  werden,  so  würde  ihr 
wahrscheinlich  eine  gi*oße  Rolle  auf  diesem  Gebiete  zufallen. 

Zum  Schluß  endlich  können  wir  es  nicht  unterlassen, 
noch  ausdrücklich  einmal  darauf  hinzuweisen,  was  jedem,  der 
den  vorhergehenden  Ausführungen  mit  einigem  Interesse  gefolgt 
ist,  sicher  aufgefallen  ist.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
können  wir  den  gleichen  Vorgang,  auf  den  Knapp  unsere  Auf- 
merksamkeit bezüglich  der  alten  Kulturländer  gelenkt  hat, 
beobachten.  Es  ist  das  Anwachsen  und  Überhandnehmen  der 
notalen  Geldarten  im  inneren  Verkehr  in  der  neueren  Zeit. 

Ein  charakteristisches  Bild  davon  geben  uns  ein  Ausweis 
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des  Schateamtes  vom  1.  März  1903,  mitgeteilt  von  6.  Obst,  und 
eine  Analyse  des  Geldvorrates  per  1.  September  1906  nach 
Ad.  Hasenkamp.  Sie  lauten  in  Millionen  Dollars : 


Schatzamt  1.  März  1903. 

Umlauf  1.  Sept 

06  Schatzai 

Goidmttnzen 

625263 

676180 

261584 

Goldzertifikate 

373132 

519966 

49774 

Silberdollars 

75151 

78939 

791 

Silbzertifikate 

457154 

473293 

8099 

Scheidemünze 

91990 

113400 

5409 

Treasury  Notes  1890 

22125 

7112 

17 

Greenbacks 

342393 

338729 

7952 

N  ationalbanknoten 

366788 

559297 

10557 

Beweisen  diese  Zahlen  nicht  zur  Genüge,  daß  die  Ver- 
wendung des  hylogenisch-orthotypischen  =  baren  Geldes  eine 
verhältnismäßig  geringe  ist!  Das  Gleiche  geht  und  mit  noch 
größerer  Deutlichkeit  aus  den  Berechnungen  von  J.  J.  Knox 
bezüglich  der  Art  in  der  die  meisten  Zahlungen  in  der  Union 
beglichen  werden,  hervor.  Er  ermittelte  nämlich,  daß  bereits  im 
Juni  1881  95,1*^/0  aller  Zahlungen  auf  dem  Wege  des  Check- 
und  Abrechnungsverkehrs,  4^/o  in  Papiergeld  und  dem  gegen- 
über nur  0,9  ®/o  in  barem  Gelde  (darin  ist  noch  alles  notale 
Silbergeld  enthalten)  stattfanden.  Wir  sehen,  die  bargeldlose 
Zahlungsweise  nimmt  immer  mehr  und  mehr  überhand. 

Es  dient  eben,  zu  diesem  Schlüsse  wird  man  durch  die 
angeführten  Tatsachen  fast  unabweisbar  gedrängt,  das  Gold  in 
Amerika  fast  allein  exodromischen  Zwecken.  Das  notale 
Geld  versieht,  solange  der  Inlandsverkehr  allein  in  Betracht 
kommt,  mindestens  in  gleich  guter,  vielleicht  sogar  in  voll- 
kommenerer Weise,  den  Dienst  des  Geldes  wie  das  bare,  hylo- 
genisch-orthotypische  Geld. 
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